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.sTüi Statistik des preassischen Städtewesens. 

^10» Ein Beitrag zur EntwickelungsgescMchte des Bargerthums. 

Von • 

Dr. jur. H. Sehwalie» 
Vorstand des statistischen Bureaus der Stadt Berlin. 

L Die wichtigsten Factoren M* der St&dtebildimg. 

Wenn man einen Blick auf eine Carte wirft und vorhercschend die 
Städte in's Auge &8st, die hier dünner dort dichter wie willkOrlich 
Aber dieselbe gesäet erscheinen, so neigt man nicht sehr zu der An- 
sicht, dass die Bildung und Gruppirung dieses Wirrwarrs von Punkten 
aus grauer Vorzeit und neueren Datums sich nach bestimmten Gesetzen 
vollzogen habe. 

Zieht man nur zwei Punkte mit in Betracht, das Terrain und das 
Wasser, so entdeckt man schon, wie jene Ungleichheit der Städte- 
vertheilung in deutlichen Beziehungen zur Bodenform, zum Lauf der 
Gewässer und zu ähnlichen damit in Zusammenhang stehenden Er- 
scheinungen steht. 

Erst neuerdings hat man auf die Factoren und Gesetze aufmerk- 
sam gemacht, unter deren Herrschaft die Städtebildung sich vollzogen 
hat und noch vollzieht^). Wir wollen denselben hier etwas nach- 



1) Abgesehen tob den genialeB AndeatUBgen in Ritte r's Erdkunde, namentlicli 
in seiner Binleitang in die sllgemefne rergleichende GeogrepMev ist die Litentor 
über diesen Gegenstand neeb sehr spSrlicli und bestellt in: Kohl, Der Verkehr nnd 
die Ansiedelangen der Menschen in ihrer Abhängigkeit Ton der Oestsltang der Brd- 
oberflsche. 1841. — t. Cetts, Deutschlsnds Boden n. s. w. II. Anfl. — Jensen, 
Die Bedingtheit des Verkehrs nnd der Ansiedehmgen d#r Menschen dnrch die Oe- 
stsltang der SrdeberHiche. Kiel 1861. — „Zar Physiologie der Stsdtehttdnng«' in 
der deutschen ViertelJshrsschrUt 1861. 

vn. 1 
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Im Wesentlichen sind es die Gestaltung der Erdoberfläche 
und deren geognostische Beschaffenheit, das Wasser, sowie der dadurch 
beeinflusste Verkehr, -welche die Ansiedelungen bestimmen. Man wähnt 
nicht, dass »die Wurzeln des menschlichen und staatlichen Lebens so 
tief hinab in das Innere der Erde reichen«. Selbst in der Rücksichts- 
losigkeit und Willkür der Schlachten und Feldzüge* lässt sie die Ab- 
hängigkeit des Menschen von ihr hervortreten, v. Rothenberg's 
deutsche Schlachtenkarte beweist, dass alle Feldzüge sich stets in na- 
türlichen Betten bewegt haben. 

Stein lehnt sich in dem citirten Aufsatz gegen diese Abhängigkeit 
auf — er will mit seiner geistigen Welt nicht dem Zufall der Scholle, 
nicht der plumpen Gewalt der stofflichen Schwere eines gegenständlichen 
Einflusses unterliegen ; er lässig noch dunkle, ahnungsvolle Factoren u^d 
geistige Gesetze mitwirken. 

Es lässt sich nicht leugnen, es frappirt häulSg genug, wenn dunkle 
Ahnungen und instinctive Handlungen der grauen Vorzeit im 19. Jahr- 
hundert gleichsam in wissenschaftliche Wahrheiten verwandelt werden. 

Doch möge man den gesunden Menschenverstand wenigstens auf 
diesem Gebiete nicht unterschätzen. Wenn bei Gotta's geologischen 
Untersuchungen sich herausstellte, dass in einem Theile von Sachsen 
die Ortschaften vorzugsweise auf kleinen Grauwacken- Inseln liegen, 
welche aus dem sandigen» aufgeschwemmten Lande (Diluvialgebilde) 
hervon*agen, so wirkten hier weder dunkle Gesetze mit, noch waren 
jene ersten Ansiedler geologische Propheten — sondern das Einschlagen 
des ersten Pfahles zeigte ihnen eben, dass die Grauwackengesteine nicht 
nur einen festern Baugrund, sondern auch einen fruchtbarem Boden 
lieferten als die angeschwemmten Sandstreckeo. Wenn in Thüringen 
der Einfluss der Erhebungslinien auf die Vertheilung der Städte 
sehr hervortrat, so dass von 101 Städten 28, und darunter die be- 
deutendem auf solchen Linien lagen, so sind offenbar, wie Cotta selbst 
sagt , nicht blos der relativ gute Baugrund , den diese Linien häufig 
darbieten, sondem auch feste Lage, Quellenreichthum und eigenthüm- 
liehe Oberflächengestaltung (Terrainabschnitte) die Ursachen dieser That- 
sacha. Ebenso steht es mit der in Thüringen hervcNrgetretenen That- 
sadie, dass alle grossem Muschelkalkgebiete auffall^d von Ortschaften 
gemieden sind. Wird denn der Ansiedler den Punkt seiner bleibenden 
Stätte ohne Ucberlegung und Prüfung wählen? 

Im Thüringer Walde überraschte ich einst eine Zigeunerbandei 
als sie eben von dem Orte aufbrach, wo sie für mehrere Tage ihre 
luftige Wagenburg aufgeschlagen hatte. Rastlos und emsig verliessen 
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sie die Stätte der Rast, unbekümmert darum, wo sie die n&chste finden 

würden. Aber, in der That, ein vorausgeschickter, der Gegend kundiger 

* Quartiermacher hätte bei aller Sorgfalt keine geeignetere Lagerstelle 

fibsden können, als die Zigeuner ausgewittert hatten. Soll denn der An- 

^^ Siedler, wenn er im Begriff ist, sich einen dauernden Wohnsitz zu 

; suchen, mit weniger Sorgfalt verfahren als der heimafhlose Zigeuner, 

d^en in den Tag hineinlebendes Wesen durch den Umstand recht 

treffend charakterisirt wird, dass er in seiner Sprache kein Futurum 

hat! — 

Es gibt bestimmte Factoren, die bei der Entstehung der Städte 
überall mitgewirkt und deren constantes Auftreten zum Gesetz wird. 
Sie mögen hier kurz zusammengefasst werden. Dieselbeft sind fheils 
mechanischer theils wirthschaftlicher Natur. 

Der. Verkehr als Bindemittel ist auf dieselben von grossem Ein- 
fluss, folglich auch alle diejenigen Dinge, die den Verkehr erzeugen. 
Derselbe gleicht, wie Cotta richtig bemerkt, in gewisser Weise einer 
Flüssigkeit und bewegt sich nach hydraulischen Gesetzen. »Er senkt 
sich überall von den Höhen in die Tiefen herab , umgeht die höchsten 
^ ^ Spitzen, überschreitet Gebirge an ihren tiefsten Einseiikungen, strömt 
in bestimmten, theils vorgefundenen, theils selbstgeschaffenen Betten 
und sammelt sich in den grossen Becken der Länder.« 

Betrachtet man die wichtigsten Unterschiede der Bodengestaltung 
für die räumliche Bewegung der Menschen und ihrer Güter, so ergeben 
sich als solche: das ebene Land, die Gebirge und das Wasser. 

Da, wo dieselben znsammenstossen, erzeugt sich allemal eine erhöhte 
Friction des Verkehrs, und in Folge dessen Ansiedelungen. 

1) Die Grenze zwischen Gebirge und Ebene, namentlich wo sie 
sich scharf absetzt, erzeugt allemal einen Kranz von Städten. Der 
Verkehr hat da Schwierigkeiten zu überwinden, der Gebirgsbewohner 
ist mit seinem Fahrzeug nicht für die Ebene eingerichtet und umgekehrt 
kann der Thalbewohner, der Schiffer u. s. w. nicht ohne Weiteres iA*3 
^ Gebirge. Beide machen da Halt und tauschen ihre Producte gegen- 

" seitig aus. 

Um nur einige naheli^ende Beispiele zu nennen, so betrachte man 
den Harz. Jede Thahnündung an dem schroff abfallenden Nordrand 
hat eine Stadt erzeugt; das Gosethal: Goslar, das Bsenthal: Ilsenburg, 
das Selkethal: Ballenstedt u. s. w. An Blankenburg, Wernigerode, 
^^ Ermsleben, Hettstedt, Mansfeld, Sangerhausen, Rosla n. s. w. kann 

man diesen Städtegürtel weitor verfolgen. 

In derselben Weise finden sich an den beiden langen Seiten des 
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Thüringer Waldes, namentlich an den Rändern die Städte Neuhaas, 
Sonneberg, Eisfeld, Schleusingen, Suhl, Benshausen, Schmalkalden, 
Schweina, Marksuhl, Eisenach, Waltershausen, Friednchsroda, Georgen- 
thal, Ohrdruff, Ilmenau^ Amt Gehren, Ednigsee, Blankenburg, Saal- 
feld u. s. w. . 

Ebenso scheinen Aachen, Halberstadt,. Heidelberg u. s. w. 'durch 
Terrain-Abschnitte hervorgerufen, während Münster, Köln, Düsseldorf, 
Bonn, Erfurt, Weimar, Gotha, Leipzig, Breslau, Prag u. s. w. *in 
weiten dem Verkehr günstigen Becken und Gebirgsbuchten liegen. Die 
Lage in der Mitte eines Beckens spielt eine bedeutende Rolle in der 
Entwickelung grösserer Städte, die gewöhnlich sehr von der Gestalt, 
Lage und vorzüglich der Grösse des Beckens abhängig ist, in dem sich 
der Verkehr immer zu sammeln pflegt. 

2) Im Betreff der Grenzen zwischen Land und Meer sind zunächst 
die Meerbusenspitzen zu nennen. An solchen bilden sich gewöhn- 
lich Brennpunkte des Verl^hrs, die Alles, was sie vom Festlande an 
sich gezogen haben, auf das Meer ausströmen lassen. Ergiessen sich 
an solchen Punkten noch Flüsse in^s Meer, so entsteht dadurch zwischen 
den Städten an Meeresbuchten und Häfen mit und ohne Flussmündung 
ein grosser Unterschied. Die erstem liegen gewöhnlich so weit in's 
Land hinein, als die Einwirkung der Fluth den grossen Schiffen auf 
dem Flusse vorzudringen gestattet. Je mehr durch diese Möglichkeit 
die Stadt in's Innere hineinfällt, um so günstiger ist dies für den Ver- 
kehr derselben. Darauf beruht der Unterschied zwischen London, Ham- 
burg, Bremen einerseits und Stralsund, Stettin, Danzig, Königsberg 
andrerseits. 

Neben dem Meere sind nun die Flüsse noch von bedeutendem Ein- 
fluss. Erstlich als Verkehrsstrasse, deren Bedeutung durch ihre Schiff- 
barkeit bedingt wird. Schiffbare Flüsse erzeugen immer ihre Städte: 
so Köln, Düsseldorf, Magdeburg, Berlin, Frankfurt a/0., Wittenberg, 
Halle, Koblenz u. s. w.. 

Eine andere Art von Flussstädten bilden sich da, wo ein beträcht- 
licher Landverkehr den Fluss kreuzt, wo dieser also für jenen Verkehr 
zu Lande ein Hinderniss bildet und überschritten werden muss. Die 
elementarste Weise, den Fluss zu überschreiten, bildete die Fürth, wel- 
cher, wie noch viele Städtenamen zeigen, manche Stadt ihre Ent- 
stehung verdankte. * Sodann kommen die Fähren und Brücken. Die 
älteste Brückenstadt ist Köln, schon im 4. Jahrhundert als Brücken- 
platz von grosser Bedeutung (Jansen Sw 12 ff.). Zu beachten ist das 
Factum, dass, wenn solche Brückenstädte wegen der Breite des Flusses 
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blos an einem Ufer liegen, sie an den andern Ufer r^elmässig auch 
eine Stadt erzeagen. Man denke an Eöln-Deutz, Koblenz-Ehrenbreit- 
stein, Hamburg-Harburg, Mainz-Gastel u. s. w. Die Erscheinung sol- 
cher Doppelstädte wiederholt sich auch bei Meerengen, wo an den beiden 
Punkten, durch die der beiderseitige Länderverkehr am besten zu ver- 
mitteln ist, allemal Städte entstehen, so Dover- Calais, Helsingborg- 
Helsingör, Malmöe- Kopenhagen, Messina -Reggio u. s. w. 

3) Regelmässig erzeugt jede Ebene in ihrem Mittelpunkt eine 
Stadt, weil er stets der Punkt ist, zu dem die grösste Menge der 
Menschen am kürzesten gelangen kann; aus diesem Grunde findet man 
in den Mittelpunkten geographischer oder politischer Kreise stets eine 
Hauptstadt, in der die gesammten Interessen der Ebene bezflglich des 
Kreises zur Vertretung gelangen. 

4) Einen Einblick in den Einfluss der innem und äussern Boden- 
beschaffenheit auf die Entstehung der Stä&te erhält man durch die 
geognostischen Arbeiten Gotta's in Thüringen und Sachsen. Er hat 
die Städte nach den verschiedenartigen Elementen ihrer natürlichen 
Lage tabellarisch zusammengestellt; als solche Bemente stellt er auf: * 
guten Baugrund, nutzbare Gesteine, d. h. Mineralproducte, die 
zum Handelsartikel werden, als Kohlen, Steinsalz, Erze, Schiefer u. s. w.; 
Gesteinsgrenzen, welche immer auf die allgemeine Gestaltung der 
Gegend und des Bodens Einfluss üben. Die letztere ist in den 3 Rubri- 
ken: besondere Thalform, Thal- oder Flussverbindung 
und feste Lage zur Darstellung gebracht. 

Unter besonderer Thalform versteht er allerlei Begünstigungen 
des Anbaus durch sanfte Böschungen u. s. w. 

Die Thal- oder Flussverbindung erleichterj; stets den Ver- 
kehr durch geeignete Landwege oder schiffbare Flüsse. Die feste 
Lage, welche früher einen so grossen Einfluss auf die Anlegung der 
Orte ausübte, hat grösstentheils ihre Bedeutung verloren, ja sie ist im 
Gegentheil häufig zur ungünstigen geworden. 

Unter Quellen sind nur besondere Quellen, Mineral- und Salz- 
quellen u. s. w. verstanden. 

Terrainabschnitt ist .die Begrenzung von Gebirgsrändem und 
Hügelland, welche auf die Verkehrsformen oder Richtungen von Ein- 
fluss ist. 

Die Wichtigkeit der Lage in der Mitte eines Beckens ist 
schon oben erwähnt. 

Cot ta hat nun auf den von ihm bearbeiteten Gebieten jede Stadt 
in eine oder mehrere dieser Rubriken einrangirt Ordnet man nun 



6 H. Sehwab«, 

letstere auf Gnmd diesem Tabellen naeh der Häufigkeit ihrer fimwirkiiiig, 
so ergiebt sich folgende Beihenfolge:* 

1) Im Gebiete der geognostischen Karte von Sadisen fand sich 
unter den 38 grossem Städten die Einwirkung der 

Thalform bei 36 Städten, 
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28- 

26 
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Gesteinsgrenzen . . 

Thalverbindung . . 

festen Lage .... 

nutzbaren Gesteine 

des guten Baugrundes 

der Beckenmitte . . 

des Terrainabschnitts. 

der besonderen Quellen 
2) Im Gebiete der geognostischen Karte von Thüringen fand sich 
unter den 24 grossem Städten die Einwirkung der 

Thalform bei 23 Städten, 

Gesteinsgrenzen ... - 17 

festen Iiage ...... 13 

des Terrainabschnitts. . * 12 

der Thalverbindung . . - 12 - 

der nutzbaren Gesteine . - 9 

Quellen - 8 

Beckenmitte - 6 

des Kalktufis .... - 4 

des guten Baugmndes . - 4 
Die Aufzählung der wenigen hier nur angedeuteten Factoren, 
welche bei der. Entstehung von Städten von Einfluss sind, möge 
genügen. 

In der oben genannten Literatur finden sich noch Detailstudien, 
die auch für dieses Gebiet beweisen, dass »Alles ein Unendliches ist, 
worein der Mensch sich ernstlich vertieft«. 

n. OescMclite des Begriffe Stadt in der prenssischen 

Statistik. 

Man gebraucht im gewöhnlichen Leben die Worte Stadt und Land 
zur Bezeichnung einander geradezu entgegengesetzter Begriffe, und es 
sind von dem Georgicon des Virgil bis zur Gegenwart die eigenthüm- 
liehen unterschiede und in die Augen springenden Gegensätze beider 
Begriffs nach den verschiedensten Richtungen charakterisirt, beschrieben 
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und besmigeiK worden. Trotsdem hat die FeststeUung des Begrifli Stadt 
bezflglich' seine Scheidung vom Lande von jeher und überall grosse 
Schwierigkeiten gemacht und es mag hier kurz der Weg beschrieben 
werdfin, den diese Scheidung in der preussischen Statistik im Anschluss 
an die Gesetzgebung genommoa hat. 

Bei £ihf(ihrung der statistischen Tabellen wurde zuerst das Material 
Ober die nach dem Sprachgebrauch als Städte bezeichneten Orte 
besonders erlioben, somit nach diesem Stadt und Land geschieden. 
Selbstverständlich liess jedoch der Sprachge*brauch mannichfache Zweifel 
zu, und gewährten hiemach die Ostlichen Provinzen wegen der dort 
ausgebüdeten Trennung von Stadt und Land leichtes Spiel, so war die 
Schwierigkeit fQr die westlichen Provinzen bei den ersten Aufnahmen 
eine grössere, und man griff hier deshalb unbedenklich zu den Unter- 
scheidungszeichen, die sich in dem Gesetz vom 30. Mai 1820 aufgestellt 
fanden, welches in Grundzügen die Städte nach dem Umfang ihrer 
Gewerbsamkeit in 4 Glassen theilte. Zu den beiden ersten Abtheilungen 
gehörten 143 im Gesetz namentlich aufgeführte Städte. Zur dritten 
Abtheilung sollten, ohne namentliche AnfQhrung, in der Regel alle 
Städte gehören, die 1500 und mehr Civileinwohner enthielten und nicht 
zur 1. und 2. Abtheilung gezogen worden waren. Bestimmte Umstände 
konnten für stärker oder schwächer bewohnte Städte eine Ausnahme 
von dieser Hegel begründen. 

Natürlich mussten bei den unverkennbaren Schwierigkeiten, die 
Grenzen der Abtheilungen genau zu ziehen, mancherlei Zweifel sich 
geltend machen. 

Da nun in den östlichen Provinzen nur die Ortschaften als Städte 
galten, welche Stadtrecht besassen, so ersieht man, dass bis zum 
Anfang der zwanziger Jahre der Name Stadt in den westlichen Pro- 
vinzen ein gewerbliches, in den östlichen ein. Yerfassungs- 
Verhältniss bezeichnete. 

Mit dem Jähre 1823 wurde ein neues Stadtrecht fOr den ganzen 
Staat durch Aufirtellung eines besondem Standes der Städte mittelst 
der Gesetze wegen Anordnung der Provinzial-Stände begründet, welche 
seit 1823 nach und nach für alle Provinzen gegeben worden sind. Mit 
der Ausführung dieses Gesetzes tritt unverkennbar eine gewisse Stätig- 
keit im Betreff der Frage ein, welcher Ort Stadt oder nicht Stadt sein 
sollte. Die thatsäddlchen Scbwankongen, welche jedoch bis dahin, 
wie bemerkt, hauptsächlich in den westlichen Provinzen Statt fanden, 
erkennt man am besten aus der nachstehenden Tabelle. Sie stellt die 
Anzahl der Städte zusammen, wie sie von den R^erungen beispiels- 
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wdse der Provinz WeBtfküaa in 6ea dnadnen ZBidimgEgilirai an- 
gegeben worden sind. 

Es gab nach den von den Begierangen di^esandten Tabellen 

im Regierungsbezirk Minden 
in den ZlUnng^jaliren 



1816 

1817—22 
1825 & 28 
1831 

im ßegienmgsbezirk Mflnster 
in den Zihlungsjahren 
1816 

1817 & 18 
1819—21 
1822 
1825 
1828 
1831 



36 Städte, 
35 - 
16 - 
27 - 



88 Städte, 

39 - 

40 - 
43 - 

17 - 

18 - 
28 - 

im B^erongsbezirk Arnsberg 
in den ZShlnngsijahren 

1816 & 17 ... 54 Städte, 
1818&19 ... 53 - 
1820—22 ... 55 - 
1825ft28 ... 26 - 
1831 ' ... 43 - 
FOr die Jahre 1825 mid 28 erkennt man die Einwirkung der Be- 
stimmungen des Gesetzes ober die Entrichtung der .Gewerbesteuer. 

Wenn nun durdi das oben erwähnte Gesetz fOr den ganzen Staat 
der Zweifei, welche Ortschaften Stadt oder Nicht -Stadt sein sollten, 
gehoben war, so lag doch in den westlichen Provinzen in Folge eigen- 
thflmlicher Verhältnisse die Schwierigkeit der Trennung nodi auf einer 
ganz andern Seite, welche durch jene Gesetze nicht tangirt wurde, 
nämlich in der Frage: was soll von den Umgebungen einer Stadt zur 
Stadt gerechnet werden, und was nicht? 

Doch war wieder die geschichtliche Entwickelung des Städtewesnis 
in den Bheinlanden wie in Westphtden dne besondere. und eigentham- 
liche, so dass man beide Provinzen in dieser Beziehimg am Besten 
nach einander betrachtet 
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A. Die Bheinprovinz. 

Im Prindp hatte man bei dem genannten Gesetz von 1823 die 
Absiditf in dem Stande der Städte dem industriellen Gewerbe eine 
eigene Vertretung neben der Repräsentation des landwirthschaftlichok 
Betriebs zu geben. In die Städte schloss sich jedoch in der Bhein- 
provinz die Industrie 8ch<m damals nicht mdir ein. Abgeschlossene 
Orte für das, was man städtischen Betrieb oder bfirgerlicfaes Gewerbe 
nennt g^h es dort nicht. Der Bewohner des platten Landes hatte durch 
die Gewerbefreiheit vollständig gleiche Befugnisse mit dem Städter ge- 
wonnen, weil durch die französische NivelUrung schon dieser Anschauung 
gedeihlich vorgearbeitet worden war. Man &nd wohl nur ausnahmst 
weise eine Gemeinde, die bei dem Ineinandergreifen des landwirth- 
schafUichen und industriellen Betriebs nicht ebensowohl im städtischen 
als im letzten Stande zur Theilnahme an der ständischen Bepräsentation 
zu berufen gewesen wäre. Kurz, Stadt und Land als solche bestanden^ 
und bestehen nicht getrennt; in Folge der eigenthOmlichen £ntwickelung: 
A^ HpwiirMii>iifli^ Y^^^^^*^^"^? ¥ ft^ Q^Q Verbindung der ländlichen Ort- 
schaften mit deq St u ten ainff efareten, weiche 6ä niigum uhi sthwieiig 
machte,~lSnen praktischen Wäidepunkt zu iinaen, WO der Stand der 
sog. Städte von den Landgemeinden abgesondert werden könnte. 

Zwei Momente, welche wesentlich mit zur Erzeugung dieser Ver- 
hältnisse beigetragen haben, sind a. die eigenthUmliche Colonisation 
und b. das Verbijaden mehrerer, oft vieler Ortschaften zu lediglich 
oommunalen Zwecken. 

a. Die Wohnhäuser bilden vielfach nicht eine geschlossene Orts- 
lage, sondern Jeder hat sich auf seinem Grundstück abgesondert an- 
gebaut Theils bilden nun solche vereinzelte und einzelne Etablisse- 
ments in grösserer oder geringerer Anzahl zusammengefasst eine Ortr 
sdiaft f&r sich, theib werden sie bestehenden Ortschaften zugerechnet 

b. Die Verbindung mehrerer Ortschalten zu communalen Zwecken 
findet vorherrschend in folgender Weise statt. Unmittelbar um den 
Kemort, welcher der Stadt den Nainen gegeben, liegen gewöhnlich 
neben einzelnen Niederlassungen mehrere Kirchdörfer und sogenannte 
Freiheiten^, die sich im Wes^tlichen nicht von jenen unterscheiden. 

2) nFreiheii^' war elwaa melir ala Fleeken. Nach der Verfasaug, welche an 
Rhein ?er der frauösiachen Beeitznahflse beatand, heieichaete FreUieii einen Ort, 
der, ohne Stadtrechle an beaiUen, doch die Berechtigung hatte, atidtiache Gewerbe, 
doch ohne eignen Zvnftverband, la betreiben nnd deaaen Magiatrat die PoUiei- nnd 
StonerrerwaHong überlaaaen war. 
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Sie stehen mit unter der städtischen Yerwaltang der betr. Stadt nnd\ 
sind auch oft derselben eingepfarrt. Sehr häufig sind diese Verhält- 
nisse Ueberbleibsel der französischen Fremdherrschaft, weldie zur Ver- 
einfachung der Verwaltung Städte und Dörfer in Mairien zusammen- 
warf. So bestand z. B. die Bürgermeisterei Düsseeldorf 1820 aus don 
Stadtbezirk Düsseldorf und dem Gemeindebezirk Düsseldorf. Zu letz- 
terem gehörten 14 Ortschaften, deren jede eine besondere Orundsteuei^ 
r<^e hatte. Alle zusammen haben jedoch mit Düsseldorf einen gemehi- 
schaftlichen Haushalt und tragen zu den Communallasten der Stadt bei« 
Man erkennt hieraus, dass die Frage, was von den Umg^ungen 
einer Stadt zur Stadt gerechnet werden solle, aus verschiedenen An- 
' siditen sehr verschieden beantwortet werden kann. In der That bt 
auch die Grenze der Stadt bald enger bald weiter gezogen worden and 
argeben sich hiemach für die einzelnen Städte zu verschiedenen Zeiten 
die verschiedensten Angaben im Betreff der Bevölkerung. Beispiek^ 
weise tritt im Begierungsbezirk Düsseldorf diese Unsicherheit. bei nach- 
stdienden Ortschaften in folgender Weise hervor: 

Anzahl der voa der Begienmg angegebenen Cml- 

einwolmer ea Ende der Jahre 1 





1881. 


1834. 


1837. 


1840. 


Bannen . . 


24288 


26158 


16175 


30847 


Kronenberg 


651 


5838 


756 


796 


Lennep . . 


4563 


5826 


4811 


6363 


Bonsdorf . . 


3177 


5807 


3468 


6535 


Bemscheid 


1507 


9755 


1675 


11142 


Höhscheid 


5116 


9532 


5482 
4773 


10839 


Merscheid 


— . 


— 



Auch in die neueste Zeit reicht diese Unbestimmtheit hinein. Bei 
Höhscheid und Merscheid ist augenscheinlich 1831 Höhscheid aUein, 
1834 beide zusammen, 1837 wieder beide getrennt u. s. w. angegeben. 
Ein derartiges Zusammenfassen zweier Ortschaften in dem einen Zäh- 
lungsjahr und Trennen derselben in dem andern kommt öfters vor. 

Nachdem auf dem Wege des Schriftenwechsels von Seiten des 
königl. statistischen Bureaus diese verschiedenartigen Auffassungen der 
Begierungen im Betreff der Begrenzung des städtischen Gebietes, weldie 
das Material für die Statistik sehr entwerthen und Yergleichungen 
früherer und späterer Zustände nahezu ausschliessen, mit Mühe zu einer 
gewissen Statigkeit gebracht waren, trat ein Moment ein, welches die 
Verhältnisse vielfach wieder in wesentlich andere Bahnen lenkte, näm- 
lich die Städte-Ordnung für die Bheinprovinz vom 15. Mai 1856. Die- 
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6Qtt>6 kommt fttr die auf dem Provinoal-Landtage im Bttode dar St&dto 
yertretenen Oemeinden von mehr als lOOQO Einwohneni, sowie für die- 
jenigen StSdte Ton* geringerer Einwohnerzahl zur Anwendung, in denen 
zur Zeit der Verkandigung der G.-O. vom 11. M&rz 1850 die revidirte 
Stfidte-Ordn. vom 17. M&rz 1881 galt Letzteres war mir der Fall bei 
den Städten Wetzlar, Mühlheim a/R. und Essai. 

Durch konigl. Verordnung kann dieselbe nach Befinden auch andem, 
auf dem Ftovinzial-Landtage im Stande der St&dte vertretenen Gemein« 
den der JKheinprovinz verliehen werden. Nach Intention des Gesetzes 
scdlte die Ertheilung der Städteordnung an Gemeinden von weniger als 
10000 Einwohnern blos Ausnahme sm. Die obige Verordnung machte 
jedoch die Ausnahme zur Regel, indem sofort 96 Städte von dieser' 
Bestimmung Gebrauch machten und damit den Beweis lieferten, dass 
sie die grössere Selbstständigkeit der Gemeindeverfassung, wie sie die 
Städteordnung von 1856 gibt, der geringem Selbstständigkeit der Ge-- 
meindeordnung von 1845 und deren Novelle vorzogen. Dies f aetom 
zeigt übrigens, wie wenig die rheinische Städteordnung in d^ au^ 
gestellten Trennung der Gesetzgebung für grosse und kleine Städte den 
wirklichen Verhältnissen entsprach. Von den 128 Städten der BheuH 
provinz haben 22 über 10000, 106 unter 10000 Einwohner. Wenn 
nun die blos für die 22 grossen Städte gegebene Städteordnung durch 
königl. Verordnung auch Gemeinden unter 10000 Einwohnern gestattet 
werden kann, und von diesem Recht von 106 Städten sofort 96 Ge- 
brauch machen, dabei der Process des Naehsuchens um Ertheilung der 
Städteordnung noch immer im Gange ist — so ist damit wohl ge- 
nügend bewiesen, dass die Städteordnung in derselben Weise für «die 
Städte unter 10000 Einwohnern wie für die über 10000 Einwohner Be- 
dürfiiiss war, dem die Gesetzgebung gleich von vornherein abhelfen musste. 
Mit andern Worten : die Aufstellung einer verschiedenen Gesetzgebung 
für die Städte über und unter 10000 Einwohner war unmotivirt. 

Von einem grossen Theile der Städte der Rheinpr ovinz, vornehmlich 
des Regierungsbezirks Düsseldorf wurde zwischen den Zäldusgsjahren 
1865 und 58 der Stadtbezirk durch Heranziehung bisher ländlicher 
Elemente bedeutend erweitert Hierdurch erklärt sich die in der Zäh- 
lung von 1858 häufig hervortretende unverhältnissmässige Vermehrung 
der Einwohner- und Oebäudezahl. 

B. Provinz Westphalen. 

Die mehrfachen Bewegmgen und VerBaderungen, die sich auf dem 
Gebiete des wes^hälischen Städtewesens geltend gemacht, sowie diverse 
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lokale Eigenthümliehkeiten, die den Begriff Stadt nach mehreren Ridi- 
tnngen hin trübten, haben in ihrem Zusammenwirken den bisherigen 
gtatistischen Erhebongen über die Städte Wesiphalens einen etwas un- 
stäten Charakter aufgedrückt, den wir schon oben berührten. 

Den Erhebungen pro 1816 und 17- traten grosse Schwierigkäten 
insofern in den Weg, als die geographische Abtheilung der Kreise noch 
nicht fest bestimmt und die lokalen Unterbehörden noch nicht genügend 
organisirt waren, so dass z. B. im Begierungsbezirk Münster die Au^ 
nähme pro 1816 von p^visorischen Bürgermeistern besorgt werden 
musste. Der Begriff Stadt war schon fi-üher, noch mehr aber nach der 
Fremdherrschaft schwankend geworden, welche auch hier vielfach Städte 
und plattes Land zu Mairien vereinigt hatte. Im ehemalig Münster'schen 
findet sich ausnahmsweise eine Art constanter Praxis. Man unterschied 
dort Städte, die zum Landtag verschrieben wurden und sog. Wiegbolde 
(Weichbilde, Wychbolde), die nicht als solche auf dem Landtag ver- 
treten waren, meist keinen Zunftzwang hatten und von einigen Städte* 
Privilegien ausgeschlossen waren. 

Nahezu mit derselben Verschiedmiheit wie in den Rheinlanden ist 
bis auf die neuesten Zählungsjahre herab die Frage beantwortet worden, 
was von den Umgebungen einer Stadt zur Stadt gerechnet werden solle. 
Man b^g^net hier in den einzelnen Zählungsjahren den verschiedensten 
Auffassungen und demzufolge auffallenden Sprüngen in den Angaben 
der Volkszahl der einzelnen Städte. 

Obgleich z. B. im Regierungsbezirk Münster Verschmelzungen der 
Städte mit anliegenden Bauerschaften weniger vorkommen — derartige 
Dörfer sind hier blos eingepfarrt, haben aber sonst mit der Stadt nichts 
gemein, vielmehr verschiedenen Gemeindehaushalt — wurden doch von 
der R^erung verschiedene Städte bald mit bald ohne Kirchspieldörfer 
ang^eben« So z. B. 

Eösfeld 1819 mit 5382 Einw., 1820 mit 2551 Einw., 
Dorsten 1821 - 2502 - 1822 - 2090 - 
Anholt - - 1627 " . . 984 - 

Ahlen - - 2407 - - - 2163 - 

Stromberg - - 1304 - - - 458 - 

Im Begierungsbezirk Minden finden sich bei mehreren Städten, 
namentlich bei Minden, Herford, Bielefeld u.s.w. angebaute Feldmar- 
ken, deren Einwohner unter der städtischen Verwaltung stehen und 
mit den Städtern gleiche Rechte und Pflichten haben. Diese Feldmar- 
ken bilden jedoch kein geschlossenes Ganze; sie dehnen sieh oft sehr 
weit aus und es kommen in ibnea einzelne Etablissements, bewohnte 
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Mahlen, Hänser u. s. w. vor. Bald ist nim bei den Anfnabmen die 
Feldmark zu dem platten Lande, bald zu den St&dten gerechnet wor- 
den. -Beispielsweise tritt die Stadt Herford 1816 mit 9082 £., 1849 
mit 6756 E. anf. Im Begierungsbezirk Arnsberg kommen fthnliche 
Verhältnisse vor, namentlich bei den Städten Hamm und Siegen, weldie 
in einer fortschreitenden Entwickelung des Städtegebietes nach der 
Feldmark hinaus begriffen sind. 

Man siebt, es existirt jetzt kein Zweifel mehr darQber, weldie Orte 
Stadt sind oder nicht. Es laufen yielmehr die Schwierigkeiten in den west* 
liehen Provinzen blos noch darauf hinatas, die Grenzen der Städte genan 
zu bestimmen. Nicht dem kön. statistischen Bureau sind, wie geschehen, 
Vorwürfe über diese Missstände zu machen, sondern lediglich den betref* 
fenden Gemeindebehörden. Möchten dieselben aus dieser Darlegung der 
Verhältnisse Veranlassung nehmen, jene Missstände endlidi abzuändern. 

III. Die f aetischen ünterseliiede zwischen Stadt und Land. 

Verfassungsmässig existirt in der preussischen Monarchie der Be^ 
griff Stadt und Land nicht mehr. Die Verfassungsurkunde sowohl wie 
die Gemeindeordnung für den preussischen Staat kennen nur den Be- 
griff Gemeinde. 

In derselben Weise besteht auch in England seit dem Mittelalter 
kein juristischer Unterschied zwischen Stadt und Land, weQ freehoM 
and copyhold (Gewcrbs- und Handelsrechte) an keinen bestimmten Ort 
gebunden, Vermögens- und Familienrechte im ganzen Lande wesentlidi 
die gleichen sind (common law). 

Trotzdem existirt natürlidi factisch ein wesentlicher Unterschied 
zwischen Stadt und Land, wie er siCh aus dem socialen Leben von 
selbst ergibt. Für die mancherlei Zwecke der Verwaltung, der B^ 
Steuerung, der Ausübung des Wahlrechts für die Ereislandtage n.s.w. 
wird es wichtig, Stadt und Land aus einander zu halten. Deshalb smd 
von der Begierung die oben entwickelten Merkmale zur Unterscheidung 
und zwar getrennt für die östlichen und westlichen Provinzen anfge» 
stellt worden. Es leuchtet jedoch ein, dass die eigentlich consütutiveii 
Merkmale des Begriffes Stadt hiermit nicht gegeben sind. Die wahren 
St&dte eines Landes können nur diejenigen Orte sein, wo Bevölkerung, 
Wohlstand imd Cultur sich vorzüglich sammeln. Auf städtische oder 
sonstige Ehrenrechte, Privilegien und T4tel, die das positive Bedtt 
heute geben und morgen nehmen kann, darf es bei dem Begriff Stadt 
nicht ankonunen. Wenn ein bestiimnter Ort der OaÜidien ProvinnB 
zur Bepräsentation im Stande der Städte berufen wud, so mag das 
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eine AuszdchBUDg sein, weldie ein gewisses Selbstgefühl verleiht. Die- 
ses- Selbstgieftlhl mag eine fahlbare Wirkung äussern, aber ^ kann von 
ihm weder ausschliesslich noch auch hauptsächlich Das abhängen, was 
einen Ort zur Stadt macht. Derartige Merkmale des Begriffes Stadt 
sind Bothwendig, kommen aber der Wahrheit blos in dem Masse nahe, 
ab sie mit dem eigentlichen Wesen der Stadt zusammentreffen. 

Es liegt hiemach die Frage sehr nahe, worin nun eigentlich die 
{actischen Unterschiede jener eigenthümlichen Gegensätze beste- 
hen: des Landes einerseits, »wo der Mensch nachbarlich mit seinem 
Acker zusammenwohnt,« und der Stadt andrerseits, wo enger die Men- 
schen sieb zusammendrängen und wo gleichsam die Welt sich schneller 
um ihre Achse zu drehen scheint, wo die Elemente Feuer und Wasser 
und ihr wildes Kind, der Dampf, zum Dienst der Menschen in Fesseln 
geschlagen sind und durch ihr Schaffen ihn täglich mehr von der Last 
und Mühe der mechanischen Handarbeit emancipiren. 

Die Antwort auf diese Frage ist in der That schwierig und sie 
wird es immer mehr, je mehr sich die politischen Unterschiede zwi- 
schen Stadt und Land yerwiscfaen und die socialen ausgleichen. 

Im Organismus^ des Staates sind Stadt und Land nichts Anderes 
als verschiedene Species der Gemeinde, bilden aber als Corporationen 
besonders dem Staate gegenüber einen wesentlichen Gegensatz, welcher 
das Yerhältniss der ländlichen Gemeinden zu den städtischen für das 
gesammte Staatsleben zu grosser Bedeutung erhebt Ueberall sind die 
Menschen von jeher bestrebt gewesen, neben der weiten Welt, in die 
jeder Einzelne sich mehr oder weniger hilflos geschleudert findet, sich 
eine zweite, gleichsam engere Welt zu schaffen, die, weil sie kleiner 
osd greifbarer ist, eine innigei% Wechselwirkung zwischen sich und 
ihren Angdiörigen erzeugt. Eine solche Welt ist jede auf Religion 
basirte Gemeinschaft, also vor Allem das Christenthum, eine engere 
der StiBuit, eine noch eng^e die Gemeinde und die engste die Familie. 
Der Charakter und die Summe der Güter geistiger, materieller und 
sittlicher Natur, die dem Einzelnen von seiner Welt geboten werden, 
mithalten den Massstab für die Opfer ^ die er wieder dagegen zu brin- 
gen geneigt ist. Zur äussersten Anspannung aller Kräfte siebt man 
Individuen getrieben, wenn sie die Liebe für ihre Familie oder das 
Strisben beseelt, selbstständig eine solche zu begründen. Nächst der 
Baonilie ist es die Gemeinde, für welche der Einzelne der grössten 
Opfer fähig ist und es ist erstaunlidi, welch' riesigen Aufwand ao 
Getd, Naturalleistungen und selbst geleisteten Diensten selbst kleine 
G«meinden, allein oder in Gemeinschaft mit andern, gemacht haben, 
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um irgeod ein drmgeiid gebotenes gemdonAtzigeB Weiic ifi's LA&x zu 
rufen. Je nach den Verhältnissen der verschiedmen Staaten ist ea 
auch die Gemeinde, die oft ungemein, gleichsam pro fisco, in AnqNnich 
genommen wird, weil man, mit Bflcksicht auf die grössere Opferwillig- 
keit der Einzelnen für die Gemeinde, oft genug verstanden hat^ eigent- 
liehe Staatsbedfir&isse als Bedfirfinisse von Gemeinden hinzustellen. 

Auch sind bei unzureichenden Staatsmitteln manche gemeinnützige 
ikrbeiten nothwendig lediglich auf die Gemeinden: angewiesen. Wemi 
beispielsweise die CiviUiste (soweit die Acten zur Hand sind) 

in England .0,5%. 

in Preussen 2,3 - 

in Bai^n 6,8 - 

im Ghurfürstenthum Hessen . . 7,8 - 
im Grossherzogthum Weimar . . 17,1 - 
der Gesammteinnahmen des Staats betrSgt, so heisst das mit aadem 
Worten, dass die Gemeinden oder die Association da für Öffentliche 
Zwecke in höherem Grade eintreten mOssen, wo bestimmte unprodue*^ 
tive Ausgaben eine unverhältmssmfasig hohe Quote der Gesammteiur 
nähme verschlingen. Da nun die Opfenvilligkeit dar Gemeinde im 
Wesentlichen von ihr^ Wohlhabenheit und ihrer Bildung abhängt, so 
erkennt man, welchen tiefen Einfluss das VerhSltniss der städtischen 
Gemeinden zu den ländlichen fBr das gesammte Staatsleben haben mnss» 

Aber dieses Ein<H*dqen von Stadt* und Landgemeinden in den 
Staatsorganismus als Gleichberechtigte fand nicht von jeher Statt, und 
«tti gegenwärtig ^as Verhältniss beider klar zu erkennen, ist dn Blick 
auf die geschichtliche Entwickelung nothwendig. 

Während Stadt und Land im Mittelalter sieh sehr schroff gegen- 

Ober standen, haben sie im Lauf der Zeit Ihre EigenthOmlichkeitett 

'gegen einander sehr abgeschliffen. Was zwischen dem Anfang^unkt 

und dem Endpunkt dieses Entwiokelungsprocesses liegt, ist in der That 

«n sehr interessantes Stack Gultiirgeschichte. 

Im Mittelalter waren die Städte meist befestigte, gegen das Land 
abgeschlossene Orte, hatten eigene Gerichtsbarkeit und Verwaltung der 
G^oseindeangelegenheiten, hatten das Marktredit und das damit zusam* 
menhängende Becht, Handel und zünftige Gewerbe zu treiben und ihre 
Bürger waren (gegeoflber dem Lehnswesen, der Ministerialität und der 
unfreien bäuerlichen Zustände) freie Iioute. Den rechtlichen Charak- 
ter gab dar Stadt das kaiserliche, später landesherrliche PrivU^um, 
eine Anschauung, die noch heute praetisches Becht ist In ganz Deutsdi- 
land kann sich keine Landgemeinde aus eigener Macht zur Stadt 
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erkttren. Selbst die Utesten Städte, die BSmeistädte am Bheoi, waren 
dadurch Städte geworden, dass Ihnen das römische Monidpahrecht ver- 
lieben worden war. 

Durch Reichthum und Handel hob sich die Macht der Städte im- 
mer mehr. Ihre Bevölkerung wuchs mächtig durch den Zuzug der un- 
freien Leute Tom Lande, die dort Beschäftigung und Zuflucht suchten, 
imd durch Aufnahme von sog. Pfalbflrgem. Durch Bfindnisse vergrös- 
serten sie in intensiver Weise ihre Macht und schufen in der Hansa 
jenes ewig denkwürdige Monument der Emsigkeit, Kühnheit, des stol- 
sen Geistes und der Energie deutscher Bürger des Mittelalters. 

Dadurch, dass in den Städten die Freiheit und Selbstregierung der 
Oemeinde sich ausbildete und in den Städtebündnissen und der Hansa 
die grösste politische Tragweite erreichte, wurde die hervorragendste 
Bedeutung der Städte ihre politische. Dazu kamen noch andere 
Momente. 

Durch die Bevölkerung, die sich in ihnen nied^liess, durch das 
bürgerliche Gewerbe, welches sich in ihnen ausbildete und in dem be- 
weglichen Gut ein starkes Gegengewicht gegenüber dem Grundbesitz 
schuf, wurde die Bedeutung der Städte zugleich eine sociale und 
volkswirthschaftliche. Cultnrhistorisch endlich wurden sie 
dadurch von grösster Bedeutung, dass die Wissenschaften und Künste 
in ihnen den geeignetsten Boden fanden. Die dassischen Studien ver- 
liessen die dumpfen Klöster, die Poesie eilte aus den hohen Bitter- 
burgen und Hofisitzen in die Städte. 

Einen scharfen Gegensatz hierzu bildete das platte Land. Hinr 
bestand in einem grossen Theile Deutschlands das Uörigkeitsverhältniss 
in voller Kraft. Der Stand der Bauern war von den geistlichen und 
weltlichen Gutsherrschaften niedergedrückt und gehörte mit der gerin- 
gen Ausnahme der Freigelassenen den Landesfürsten, bezüglich deren* 
Vasallen und Lehnsträgem als Leibeigene zu. Der Leibeigene konnte 
wie eine Sache veräussert werden, auf den Erwerb desselben, der dem 
peculium des römisdien Rechts analog betrachtet wurde, hatte der Herr 
bestimmte Rechte und konnte vom Leibeigenen theils persönliche Dienste 
(Frohndienste, Herrendienste), theils Natural- und andere Abgaben 
(Zinsen, Zehnten u. s. w.) unentgeltlich fordern. 

Zu ganz andern Resultaten gelangt man, wepn man jetzt Stadt 
und Land mit einander vergleicht 

Die trennenden Mauern sind gefallen, die eigene Jurisdiction d^ 
Städte ist verschwunden, die Verwaltung der eigenen Angel^enheiten 
haben auch die Landgemeinden mit ihnen gemein, die ausschliessliche 
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BerechtigaDg xam Gewerbebetrieb hat aufgehört, und das wicbtigBte 
Ereigniss für die innere Geschichte Deutschlands ist hierbei, die m,* 
freien Grundsassen haben sich allmählig in freie Landsassen umgewan- 
delt Aus langem Kampf ist die Nation aus der Gebundenheit des 
Mittelalters in die Freiheit hinausgetreten und hat sich zu dem BegtiflP 
Staatsbürgerschaft erhoben. 

Die jetzigen Städte haben in Folge dessen einen wesentlich andern 
Charakter als die des Mittelalters. Sie sind nicht, wie .jene, Staatea 
im Staate, die oft durch Bündnisse an Macht den Staat selbst weit 
überragten, sie rangiren sich als Gemeinden, ebenso wie jedes Dorf, in 
den Organismus des Staats ein. So wesentlich sich Stadt und Land 
auch noch unterscheiden mögen: Alles das, was die Städte vor dem 
Lande voraushaben, beruht nicht mehr auf Privilegien und Monopol^ 
sondern ist von den Städten aus eigener Kraft und mit eigenen Mitteln 
errungen und geschaffen. 

' Der wesentlichste Unterschied zwischen dem, was wir Stadt und 
Land nennen, iSsst sich daher jetzt in einem Worte zusammenfassen: 
Copcentration der Bildung, die eben immer eine Folge der gros- 
sem Concentration der Menschen ist 

Die Nähe des Zusammenwohnens der Bevölkerung (population ag- 
glomärie, the proximity of population) bedingt zunächst den Umfang, 
die Innigkeit und die Zahl der Verbindungen zwischen denjtfenschen; 
sie erzeugt Wohlhabenheit, weil sie die individuellen Anlagen entwickelt 
und sofort dahin drängt, alle bisher latenten Kräfte der Natur und der 
£rde intenäver zu benutzen und zu bewirthschaften. Mit dem Wohl- 
stand ist eine wesentliche Grundlage der Bildung gegeben, es entstehen 
gemeinsame Anstalten, deren Wohlthaten mit £ifer erfasst und die so 
wieder die Basis für erhöhte Bildung werden. Mit Bildung und Wohl- 
stand stehen wieder alle Institute der Kunst, des Vergnügens, des 
Luxus, der Sicherheit, der Annehmlichkeit des Lebens in Belation, die 
dem städtischen Leboi seinen eigenthümUchen Charakter geben. 

An und für sich denkt Jeder bei dem Begriff Stadt an einen Ort 
mit einer bestimmten Grösse der Einwohnerzahl, die auf Grund einer 
bestimmten Bildung, Wohlhabenheit und Vollkommenheit der. öffent- 
lichen Anstalten eine gewisse geistige und physische Kraft zu ent* 
wickehi fähig ist. Aber für jene Grösse existirt kein Mass und es gibt 
in der Wirklichkeit nichts Unbestimmteres als die gedachte »bestimmte 
Grösse«. Die Bestinimung muss daher von Aussen kommen. Wenn 
aus Verwaltungs- oder sonstigen Bücksichten der Unterschied zwischen 
Stadt und Land factisch aufrecht erhalten wird, so muss das Geseta 

vn. 2 
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dMBdben da &ämi, wo er wegen der Uebergäoge nidit mehr zu er- 
küttOM ist. 

Lediglidt weil der Unterschied zwischen Stadt und Land durch 
Herkomtnen und Gesetze, oft in sehr künstlicher Weise, bei uns auf^ 
r^t erhalten wird 3), ist die Statistik g^öthigt. diejenigen Betrach- 
tungen an die Begriffe Stadt und Land zu knüpfen, die man in Frank- 
reich an die Begriffe population agglom^r^e und nicht agglotni^röe, in 
England bxl proximity und distanoe of population anknüpft. In beideii 
L&ndini wifd auf Stadt xxAA Land bei den statistischen Erhebungen , 

teine Rücksicht mehr genommen, BoHdem lediglich darauf, ob die Be^ | 

VOIkerung eine agglomerirte sei oder nicht. Und in d^ That t&reffen 
dtese Anschauungen mehr das Wesen der Sache. Nicht, weil im 
Mittelalter der Unterschied zwischen Stadt und Land s^ 
gross war, sollte man ihn jetzt noch aufrecht erhalten, -- 
sondern lediglich agglomerirte und nicht agglomerirte 
Bevölkerung sollte man scheiden^ weil sich in ihr viel i 

schärfer diejenigen Unterschiede documentiren, die inaii | 

fälschlich mit dem herkömmlichen Kameu Stadt und Land | 

bezeichnet I 

Der englische Census von, 1851 B. I oonstaturt eine »intimate con- ; 

nexion betwfeen town aüd country« und sagt wörtlich an einer St^le: 
GrossbritaQnkii hat 816 Städte mit zusammen 10,656,288 Einw. Wenn 
tom daher »för the sake of distinction« die vereinzelten Wohnungen, 
die Dörfer und die kleinen Städte ohne Märkte — Land nennt, Bö 
differirt der Zahl nach die städtische und ländliche Bevölkerung iso 



8) Ztim Beweis hierfür mögen einige sehr gesund« Bemerkungefi «us Laing'a 
Obeervaliong on tire State of the European People etc. dienen: „Jeder Reisende 
mass auf dem Continent die Beobachtung gemacht haben, dass die Stadt- und Land- 
befollcenin^ fiel meht' abgeschlossen und geschieden lebt, als bei uns. Jede Stadt 
gleicht ^inef herforspfringendeii Insel oder einer kleinen Natioh, mit ihrem eigenen 
Wege des Lebens, der Ideen, der GesiJtte und Interessen, die nichts oder nur wenig 
mit der Landbevölkerung ih ihrfer Umgebung gemein hat. In vielen Städten werden 
Cregenstonde , die man vom Lande zu Uarkte bringt , an den Stadtthoren mit viel 
Quälerei untersucht und besteuert, was natürlich viel mehr geeignet ist, feindliche 
Crefflhle," als eitlen freundlichen Vefkehr iWischen SCä'dt und Land herrorzurufen. . . . 
Die StMe üben in Folge dieser AhschauUDgtn viel weniger SfkiflIisS auf die Civfti'- 
«atlon des Landes, auf die Gebräuche, Ideen und die Lag^ der grossen Masse der 
Bevölkerung, als tei uns. In Berlin, Frankfurt, Dresden Und andern Städten 'finden 
sich Geschmack, Literatur, Comfort, Reiohthum mit all' seinem Gefolge von Vergnü« 
gungen <s.w. in hohem Maasse: aber auf dem lande, ausserhafl) dieser Oasen der' 
<Hirilfl»artoii/he(}ndea sieh die LMrt« ffelfkch nt)eti in der näuiHchen Lage, in der sie 
«ich Uhoä tor H^nsclv^altickfn heMttdM.'' 
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wenig, dass man sie für gleich betrachten kann, denn 10^556,288 Men* 
cdien leben in den Städtei, folglich nach Abzug von der Oesammtein- 
irohnerzaU 

10,403,189 Menschen 
auf A&a Lande. 

lY. Die Entwickelnng der preussischen Städte nach 
Glössenelassent 

Um zunSebst über die ^ntwickehmg des proassischep ^tädtewesens 
von 1816—1864 einen Ueberblick zu geben, ist die Tabelle I. con- 
8tniirt worden. 

Sie zeigt für den ganzen Staat sowie fflr jede f^vinz: 

1) welche Wandlungen in den verschiedenen Grössendassen in Bezug 
auf die Zahl der StSdte Tor sich gegangen sind; 

2) welche Richtung, ob auf- oder abwärts, die gesanunte Einwohnert 
zahl jeder^rtesenclasse genommeq hat. 

Die Anzahl der Städte unter 2000 Einwohner hat sidh bedeuten4 
vermindert; es gab 1816 591, im Jalire 1864 bbs noch 293 St&itQ 
ontcr 2000 Einwohner. Von da ab ist die Zahl der Städte in den 
einzelnen Grössendassen gestiegen. Die grösste Steigerung zeigen die 
Städte Ton 10000^15000 Einwohnern, die Ton 9 in 1816 auf 48 in 
1864 gestiegen sind. 

Die Grasaendassen der St&dte sind jedoch hier viel zu detailirt 
gegriffen und tepräsentireo nodi viel zu sehr die bei der Entwickdung 
stattgehabten Schwankungen, als dass sich in ihnen schon irgend ein 
Gesetz der Entwickelung documentiren könnte. Hierzu bedarf es des 
Zosammenfassens grösserer Gruppen , wie sie die Tabdle U. zeigt 

Aus dieser Tabelle erkennt man auf einen Blick, wie die ge-^ 
sammte städtische Bevölkerung sich auf die vorangestellten Grössen- 
dassen vertheilte und in welcher Weise sich die ganze Entwickelung 
der Städte vollzogen hat Die kleinen Städte haben abgenommen, die 
grossen mit über 50000 Einwohnern haben sich am intensivsten ver- 
mdu^. Man kennt damit den Lauf des Stromes bis zum Jahre 1864 
und vermag daraus auf d^n von da ab efaizuschlagenden Weg ziemlich 
sichere Schlosse zu ziehen. 

Die Verminderung der kldnen Städte nadi Zahl und Einwohnern 
hat «eh auf zweierlei Weise vollzogen: ersUich dadurdi, dass aus 
der fri^dien GrOssenclasse viele Städte durch Vermehrung bis ttber 
10000 Einwohner in die nädiete Classe rüd^ten, sodann dadurdi, dass 

2* 
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aus den Städten dieser GrSssenclassen wirkliche Wegzüge stattfianden. 
Die Wegzüge erfolgen in die grossen Städte. Doch haben sich diese 
neben der Einwanderung voraussichtlich auch durch Zuzug vom Lande 
stark vermehrt. Es wird deshalb im nächsten Capitel'zu untersuchen 
sein, in welchem Yerhältniss die kleinen Städte und das Land eine 
Quelle für das Wachsthum der grossen Städte abgeben. 



V. Die kleinen Städte nnd das platte Land, als Quellen 
ffir das Waclisthnm der grossen Städte. 

Bereits mehrfach haben legislative Fragen das Yerhältniss der Be- 
völkerung von Sttfdt und Land und insbesondere das Ueberströmen 
derselben von dem Lande nach den Städten der Monarchie berührt. 
Jedermann weiss, dass das mächtige Anwachsen der grossen Städte 
mit dem Aufschwung der Industrie begonnen hat. Das*Näheraneinander- 
Bücken der verschiedenen Völker durch die vervoUkoAmneten Trans- 
portmittel und der dadurch hervorgezauberte Verkehr musste natur- 
gemäss zunächst auf die Gravitationspunkte der verschiedenen Staaten, 
auf die Hauptstädte wirken. Es begann deshalb fOr diese ein neues 
Stadium der Entwickelung. 

Will man im Betreff der Strömungen in dem Bevölkerungsverhält- 
niss zwischen Stadt und Land die Zahlen zu Rathe ziehen, so wird 
man selbstverständlich nicht Über den Anfangspunkt dieser Entwickelung 
im Leben der Grossstädte hinauszugehen haben. Als solcher lässt sidi 
iür Preossen das Jahr 1834 fixiren, wo auch bereits die Wirkungen 
4es ZoUveiieins fühlbar zu werden begannen. 

Es würde eines Nachweises bedurft haben, warum gerade das Jahr 
1884 gewäUt worden, doch haben die Zahlen selbst diesen überflüssig 
gemacht. 



Die Bevölkerung der Städte unter 

10000 Einwohner betrug in Vo der 

Oesammtbevölkerung 

' i 1816 18,21 Vo 

im Jahr { 1834 18,56 - 

1835 17,07 



Die Bevölkerung des platten Landes 
betrug in Procenten der Gesammt- 
bevölkerung 
/1816 . . 73,50 } Differenz 
im Jahr j 1834 . . 72,73 ) 0,77 
1858 . . 70,41 2,32 



Während also die Einwohnerzahl der Städte unter 10000 Einwohner 
MK und 1834 noch nahezu in demselben Verhältniss zur Gesammt- 
borMkornng stand, ja bis dahin sich sogar noch vermehrt hatte, wird 
ISSSr die Abnahme, d. h. das Drängen nach den grossem Städten schon 
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1834 
1837 
1840 
1843 
1846 
1849 
1852 
1855 
1858 
1861 
1864 



che BeTOlkerang exd. Militär betrag« 
lenten der Gesammtbevölkenuig : 



anter 
10^000 Einw." 



den Grössenclsssen 



Ansah! 

der 
St&dte, 



938 
928 
922 
927 
925 
920 
917 
918 
904 
903 
902 



3. 



2,507,66! 
2,406,013 
2,458,36: 
2,566,6U 
2,655,74< 
2,633,815 
2,758,25^ 
2,788,33< 
2,760,46( 
2,825,462 
2,908,6U 



3,68 
4,92 
5,39 
5,54 
5,83 
5,90 
5,93 
5,90 
6,96 
7,19 
7,24 



ttber 
100,000 
Einw. 





25,64 
25,82 
25,87 
26,25 
26,73 
36,76 
27,38 
27,71 
28,53 
29,41 
29,84 



Die 

Uadliche 

Bevölkerung 

beträgt 

inProcenten 

der 

Gesammt- 

bev&lkemng: 
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72,73 
72,67 
72,77 
72,45 
72,02 
71,73 
71,57 
71,11 
70,41 
69,28 
68,85 



Das 

MSUtar 

betrag 

in 

Procentes 

der 

Gesammt- 

beTOlkerong: 



1,63 
1,51 
1,36 
1,30 
1,25 
1,51 
1,05 
1,18 
l,-06 
1,31 
1.31 
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fühlbar; und während die UUkdliche BevOlk^ung von 1816--18B4 blos 
um 0,77 7o> hat sie von 1834—58 um 2,32% sich verringert 

Von der gesammten Bewegung der städtischen und ländlichen Be- 
völkerung von 1834 — 58 gibt zunächst Tabelle IIL ein sehr anschau- 
liches BUd. 

Man erkennt aus derselben nachstehende Besultate: 

1) Die C!olon. 17 und 18 zeigen sehr genau, in welcher Weise das 
Yerhältniss der ländlichen Bevölkerung zu der städtischen sich stätig 
verschoben hat. Jede Golonne stellt einen ziemlich ruhigen Strom dar: 
der ländliche nimmt stätig ab, der städtische nimmt stätig, aber etwas 
intensiver, zu. Des Erstem Verlust wird des Letztem Gewinn*). ^ 

Das üeberströmen der ländlichen Bevölkerung nadi den Städten 
vollzieht sich jedoch, wie man aus Gol. 10 sieht, auf zweierlei Weise: 
durch wirkliches Uebersiedeln und. dadurch, dass ganze, bisher länd- 
liche Ortschaften zu Städten wurden. Es wird dahe» nachzuweisen sein, 
welche Bolle der letztere Factor Hierbei spielt Nach Col. 10 ist die 
Anzahl der Städte von 1834— Q4 um. 22 gestiegen. Die auf diese Wdse 
in nachstehenden Jahren zu städtischer Bevölkemng gewordene Land- 
bevölkeranj^ betrug: 

1840 . . 1644 Einw. oder 0,01% der Oesammtbevölkerung 

1843 . . 7208 - - 0,05 - • 

1846 . . 3095 - - 0,02 - 

1852 . . 1601 - - 0,01 - 

1855 . . 3671 - - 0,03 - 
u. s. w. 

Es ergibt sich also daraus, dass im Betreff der Vennindemng von 
3,88 Vo 9 welche die Landbevölkerang von 1834—64 erlitten, die lieber- 
siedelung die Hauptrolle, das Verwandeln von ländlichen Ortschaften- 

4) A. Legoyt bat im Joiirn. de Societ. de Stet de Parit die Verbiltnfsse der 
sUdtischen und ländlichen Bey51keruDg fQr Frankreich zasammengestellL Der Grund« 
satz, ?on dem dabei ausgegangen, ist „qu'au-dessous ou au-dessus d'nn certain 
chiifre d'babilants agglomtr^s, une commune est exclusiTement rurale ou nrbaine. 
Hiemach stellt sich das Verbaltaiss fQr Frankreich wie fol|t: 

1846. 1861. 1866. 

LIndlicbe Befotkerung 76,28 74,51 72,69 

SUdtische Bevölkerung 24,72 26,49 27,31 

In Freussen betrug in den Jahren 1846. 1862. 1868. 

Lindlicbe BeTÖlkerung 72,02 71,67 70,41 

Städtische Bevölkerung (eicLMiliUr) 26,73 27,38 28,63 

Man erkennt, dass in Frankreich das Üeberströmen der ländlichen BeTöIkcrung nach 

den Städten in viel intensiverer Weise stattfindet • 



1 
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zu SüLdten dagegea eina kaiUil dbr Betehttng ytetVkä Nebenn^e gib- 

spielt hat 

2) Diä Bewegung in der Bevölkeniiig der Städte docomentirt sich 
auf Zweierlei Weise: durch d!e in die Augen spriogeade Yerwandlung 

der Anzahl der Städte in den einzelnen Grossendassen, sodlutiA durch 
die Strömungen in der Einwohnerzahl der Gröedendasseo. 

Dij92&hl der Städte unter 10000 Einwohner hat sich von 1834 — 64 
um S6 terringert, die Anzahl der Städte von lOOOO— -50000 Einwohner 
um Sl vermehrt Die Zahl der Städte von 50—100000 Eibwohner ist 
von 3 auf 8, die der Städte über 100000 Einwohner von 1 auf 3 ^e- 
stiegen. 

Während die GrSaselicIasse unter 10000 Einwohner uin 3,38% 
gesunken ist, bat sich die Grössendasse von 10000—50000 Einwohne 
in dem Yerhältniss von 100 auf 279 an sich vermehrt, und in Procenten 
der Gesammtbevölk^rung um 3,56 Vo; dagegen ist die Gröss^icIaBsd 
über 100000 Einwohner zwar an sich In dem Yerhältniss von 100 auf 343 
gewaehsen, in Procenten d^ Gesammtbevölkerung jedodi um 2,51 Vo- 

Die Tabelle gibt, besonders in den Spalten 13—18, ein sehr über- 
sichtliches Bild von der Art und Weise, wie sich der gesamte Pro- 
cess der Bewegung der Bevölkerung zwischen kleinen Städten und Land 
einerseits und den grossen Städten andererseits vollzogen hat, und gibt 
über das Woher und Wohin der Strömungen vielen Aufechluss. 

Doch ist dieser interessanten Tabelle auch eine weitergehexide Be- 
deutung nicht abzusprechen, und zwar eine politische und volks- 
wirthschaft liehe. Die Städte sind der Sitz des Bürgerthums; eine 
Statistik über die Entwidceluug der städtischen Bevölkerung ist daher 
eine Statistik der Eatwickielung des Bürgerthums, in welchem gegen^- 
w&rtig der Schwerpunkt der modernen Gesellschaft beruht. In dem 
Bürgerthum concentrirt sich das bewegliche Vermögen, welches der 
entscheidende Factor der heutigen Oekonomie ist; in seiner Mitte haben 
sich die Begriffe und Ideen, die Theorieen und Wissenschaften ent- 
wickelt, welche die Basis des heutigen Denkens bilden. Dazu kommt 
in Preussen der besondere Umstand, dass die Städteordnung von 1808 
dem StadtbftrgerthAm* eine Vorschule des öffentlichen Lebens eröffnet 
und dadurch sein Selbstgefühl sehr wesentlich erhöht hatte. Dazu 
kömmt ferner die Entwickelung des Eisenbahnwesens, welche das 
städtische Vermögen m einer Weise anwachsen liess, dass sich dessen 
Ausdehnung jeder Schätzung entzieht. Beispielsweise betrug der ver- 
sicherte Werth des Gebäudeeigenthums in Berlin im Jahre 1865: 
^ 245,494^220 Thk. 



-^1 
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Attf Um Kopf der Bßvaikeraog kam im Jabre IBH an Ver- 
Bichenmgswerth 875 Tblr. ia Bwlin, 391 TUr . ip Bi^a«, 280 Tblr. m 
StetUq. Aa YerBiohenu^wettiieii wardea angemeldet; io Berli» 
IS55— 61 . . , 86,023,476 TWr. 
1862—64 . . . 39,496,950 ^ fttofi in dea )el«|tep 
10 Jahren . . . 75,531,425 Thlr. 
Es wurde sonacb in den letzten 3 Jabrep mebr gebmt, als in 
den vorhergehenden 7 Jabr^ und zwur fdr 3,47ß,475 TUr. mehr, 



im Jahre 



Der Versicheningsweräi der Qmndstacke hat 
Zügvnommen 

durch Vergr. be- 

«teheader zoea^pn^p 

Gebäade 



7^>n 100 Thh-. 

Yßr^cherunga^nnim« 
kommt 



durch 
Neubauten 



imf 

New- 
bauten 



64 
61 
59 



auf Ver- 
^öwe- 
nmgen 



1862 
1863 
1864 



Thk. 

7,687,375 

10,260,600 

10,802,025 



Thlr. 
4,285,425 
6,449,800 
7,602,625 



Tbk. 
11,972,800 
16,710,400 
18,404,650 



^Mr; 
36 
39 
41 



Der Gesammtmiethswerth sämmüicher Wofammgen betrog in Ber^ 
lin im Jahre 1865: 

20,708,899 Thlr. 
und es stellte sich der dnrctefchnittliche Mietbwerth einer Wohnung auf 

141,76 Thlr. 

Wenn man femer bedenkt, dass im Jahre 1864 die Miefbiteuer 
1,040,637 Thlr., die Haufisteuer 533,878 TUr. uad die ^mmaim eom- 
munaien EinnahmequeUen in Berlin 2,678,676 Thhr« betragen haben, so 
bilden diese wenigen Angaben, im Betreff der Entwickelung des Bürger- 
thums, eine sprediende Ergfinaung der Tabelle III., und beweise», dass 
der Werth sämmtlicher Rittergüter der Mark Brandenburg gegen den 
Hauserwerth in B^lin nicht aufkömmt und das bürgerliche Vermögen 
in dieser einen Stadt das rittersch^tlfche der ganzen Provinz bei Wei- 
tem überwiegt. * 

Weqn man annehmen kann, dass alle günstigen und ungünstigen 
Verhältnisse stets unmittelbar auf die Bevölkerung veirken, so gibt ein 
Blidi auf die Entwickelung der Bevölkerungsv^hSltnisse des Bürger- 
tkfnms immer ein ziemlich genaues Bild seiner allgemeinen Entwickelung 
nach den verschiedensten Richtungen hin, es sind deshalb die 11 ZeileR 
der Tabelle IH von diesem Gesicht^unkt vom höchsten Interesse, und 
fwoikn wir ihre Resultate neben den obigen Punkten eub 1 und 2 kurk 
zusammenfassen: 
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1) Sehr andchaulich y^M die Entwickelimg der städtischen Be- 
völkerung, wenn man sie mit derjenigen der ländlichen vergleicht. 

Dann erst springt der eigenthümliche Weg recht scharf in die 
Augen, den jede Grössenclasse der städtischen Bevölkerung und diese 
selbst einerseits und die ländliche Bevölkerung andererseits g^angen 
ist Dies ist in den Col. 11 — 16 geschehen. 

2) Gol. 15 und 16 zeigen sehr genau, in welcher Weise das Ver- 
hältniss der ländlichen Bevölkerung zu der städtischen sich stätig ver- 
schoben hat ' * 

3) Col. 1<3 und 14 verglichen mit Col. 11 und 16 zeigt, wie sich 
die grossen Städte aus den kleinen nnd dem platten Lande recrutiren. 
Dagegen zeigen Col. 12 und 14, wie sich die ganze Nationalentwickelung 
in den grossen Städten concentrirt. Die Bevölkerung der Städte über 
10,000 Einwohner ist in 30 Jahren von 

7,08 auf 14,66 Procent der Gesammtbevölkerung 
gestiegen, d. h. sie ist gewachsen in dem Yerhaltniss von 100 auf 294, 
hat sich also nahezu verdreifacht. 

Die Bevölkerung der Städte unter 10,000 Emwohner und des 
platten Landes zusammen ist blos gewachsen in dem Yerhaltniss von 
100 auf 135, hat sich aber im Vergleich zur Oesammtbevölkerung 
vermindert von 

91,29 auf 84,08 I^rocent. 

4) Fasst man die Resultate der Tabelle III. noch enger zusammen, 
so ergibt sich Folgendes: 



Die EinwohneizaM 



betrag in % der Qe- 

sanunibevölkerong 

1834 1864 



Anzahl 

der Städte 

1884 1864 



der Städte unter 10,000 Einw 18,56 15,18 I 938 902 

der Städte von 10,001—50,000 Einw. 3,68 7,24 30 81 

der Städte von über 50,000 Einw. . . 3,40 7,42 4 11 

der Städte über 10,000 Einw 7,^8 14,66 

der Städte unter 10,000 Einw. und des 

platten Landes zusammen 91,29 84,08 

Bedenkt man nun neben dieser so scharf in die Augen springenden 
Concentration der Nationalentwickelung in den grossen Städten, dass 
dieselben durch Eisenbahnen und Telegraphen gleichsam zu einem Gan- 
z^ werden, so kann man die Bedeutung des Bürgerthums in der staat- 
liehen Organisation ermessen, dessen intensive Entwickelung aus obigen 
Zahlen in sehr sprechender Weise hervorgeht. 
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Tl. Die Wlrkim^eii der Eisenbahnen anf die Städte. 

Die Umwandlung des Transportwesens fOr Personen und Goter, 
wie sie die Eisenbahnen hervorgebradit haben, kann nicht ohne be* 
deatsame Wirkungen auf die Städte gewesen sein. 

Will man diesen Wirkungen spedeller nachgehen, so Iiat das seine 
grossen Schwierigkeiten. Die Zunahme oder Abnahme der Bevölkerung 
wird zunächst der einzige fassbare Moment zur firgrOndung jener 
Wirkungen sein. Aber auf die Bevölkerung wirken noch viele andere 
Momente ein, und je complichrter die Verhältnisse werden, je grösser 
die Zahl der Factoren ist, welche ein bestimmtes Resultat hervor* 
bringen, desto schwerer wird es, dem Verhältniss von Ürsaebe und 
Wirkung nachzuspüren. Leicht könnte man denken, die bedeat^ide 
Zunahme der Bevölkerung einer bestimmten Stadt sei Wirkung der 
Eisenbahn, während sie in Wirklichkeit das Resultat ganz anderer 
Factoren ist. Gegenwärtig sind die Mittel, diese anderen Factoren 
nachweisen zu können, noch sehr beschränkt, namentlich fehlt noch di» 
wesentlichste Grundlage hierzu: eine Charakteristik der Städte in ge^ 
werblicher Beziehung. 

Da sich bei einer grossen Anzahl von Fällen aus dem constanten 
Auftreten oder Nicht- Auftreten eines Factors immer bestimmte Schlüsse 
über seine Wirksamkeit ziehen lassen, so ist in nachstehender TabeU» 
einmal der Versuch gemacht worden, der Wirkung der Eisettbahnen 
auf die Städte nachzugehen. Das Experiment ist nur bis zu einem ge- 
wissen Grade gelungen: die einzelnen Körper lassen sich im Nieder- 
schlag zwar nicht scharf getrennt, aber doch so deutlich erkennen, dass 
es sich der Mühe verlohnt, sie näher zu betrachten. 

Die Tabelle enthält zunächst für jede Stadt das Jahr, wo sie 
Stationspunkt wurde. Sodann rechts die Vermehrung der Bevölkerung 
in Vo von diesem Jahre bis 1858, links die Vermehrung in dem gleich- 
grossen Zeitraum vor der Eisenbahn. Das Jahr 1858 ist gewählt wor- 
d^, weil bei vielen Städten, wollte man ein neueres Jahr nehmen, 
die Bevölkerung auf denselben Zeitnum vor dem Jahre, wo die hetr. 
Stadt Stationspunkt wurde, nicht zu erlangen gewesen wäre, indem 
man in die Jahre 1812—15 zurückgehen müsste, wo keine 2%hhings- 
resultate vorliegen. Diejenigen Orte im Regierungsbezirk Düsseldorf, 
wo durch das Heranziehen ländlicher Distrikte die Bevölkerungsverhält- 
nisse verschoben wurden, z. B. Elberfeld, Barmen, Düsseldorf, Essen, 
Viersen u. s. w., sind ausser Betracht gelassen, ebüUbu alle enfr innef- 
halb der letzten 9—10 Jahre Station gewordenen Städte. Eine Vcr- 
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ringerong der Vo-Zabl auf der rechten Seite* beweist natOrlich nicht 
etwa, dass die Bevölkerung abgenommen, sondern nur, dass sie nicht 
80 intensiv zvgenommen hat 



/ 



y 



Städte. 




Aachen 

Altdanun ' 

Aogtirmünde. . . . 

Arnswalde 

Bednun* 

Berlin 

Bernau 

Beuthen 

Bielefeld 

Biesenthal 

Bochum 

Bonn 

Brandenburg . . . 
Braunsberg . . . . 

Breslau 

Brieg 

Briesen 

Bromberg 

Bunslau 

Burg 

Canth 

Cöln 

Cosel 

Crefeld 

DAtaäg . ■ . . . 7 . 

Deutz 

Dirschau 

Dortmund 

Duisburg 

Düren 

Elbing 

Erfurt 

Erkelenz 

Filehne ...... 

Frankfurt a/0. . . 
Fredbui^ (Schles.) 
Friesack ...... 

FOrstoiberg . . . . 



1841 
1846 
1843 
1847 
1847 
1838 
1843 
1845 
1847 
1848 
1847 
1847 
1846 
1852 
1842 
1842 
1842 
1851 
1845 
1846 
1843 
1845 
1846 
4lfi43. 



1852 
1845 
1852 
1847 
1846 
1841 
1852 
1847 
1852 
1851 
1843 
1843 
1846 
1846 



Ycnnelimog der BerOlkenmg In */• 



von 1822—40 

- 1834—46 

- 1828—43 

- 1834—46 

- 1834—46 

- 1816—37 

- 1828—43 

- 1834—46 

- 1840—49 

- 1828—43 

- 1834—46 

- 1884—46 

- 1834—46 

- 1846—52 

- 1828—43 

- 1828—43 

- 1828—43 

- 1846—52 

- 1834—46 

- 1834—46 

- 1828—43 
1834—46 



- 18^4—46 
j:_JS40r-49 



- 1846—52 

- 1834—46 

- 1846—52 

- 1834—46 

- 1834—46 

- 1822—40 

- 1846—52 

- 1834—46 

- 1846—52 

- 1846—52 

- 1828—43 

- 1828—43 

- 1834—46 

- 1834—46 



um 27,1 


von 1840— 68 um 30,0 


- 29,4 


- 1846—- 


- 17,1 


- 27,8 


- 1843—- 


- 27,0 


- 45,9 


. 1846—- 


- 10,8 


- 21,1 


- 1846 - 


- 17,4 


- 45,8 


. 1837 


-108,0 


- 16,1 


- 1843 


- 36,1 


- 80,1 


- 1846 - 


- 90,0 


- 61,0 


- 1849—- 


- 17,7 


- 14,2 


- 1843 - 


- 85,3 


- 33,8 


- 1846—- 


- 93,5 


- 80,4 


. 1846—- 


- 11,0 


- 26,4 


- 1846—- 


- 23,3 


- 7,7 


- 1852—- 


- 3,7 


- 15,3 


. 1843—- 


- 32,6 


- 11,4 


- 1843 - 


- 6,7 


- 63,0 


- 1843—- 


- 43,2 


- 81,0 


- 1852 


- 28,4 


- 31,5 


. 1846 


- 11,7 


- 9,8 


- 1846 - 


- 2,8 


- 28,4 


- 1843—- 


- 26,3 


.,- 87,4 


- 18^6-. 


- 27^ 


- 16,8 


- 1846—-' 


- 4,5 


- 3?i5 


- 0849-. 


- 35,4 


- 1852—- 


- 10,2 


- 26,1 


- 1846—- 


- 62,0 


- 25,2 


- 1852—- 


- 11,0 


- 39,8 


. 1846—. 


-147,5 


- 40,2 


. 1846—- 


- 46,4 


- 40,4 


- 1840 - 


- 11,1 


- 8,7 


- 1852—- 


-. 2,7 


- 14,0 


- 1840—- 


- 14,2 


- 3,7 


- 1852—- 


- 3,7 


- 5,5 


- 1852—- 


- 13,3 


- 32,4 


- 1843—- 


- 20,5 


- 98,0 


- 1843 - 


- 23,2 


- 42,7 


. 1846—- 


- 14,4 


- 15,9 


- 1846 - 


- 15,1 



SUtMik dM fikudiciMi ftidtnriMM. 



ST 



Stadt«. 



FOntenwalde .... 

Qeraen 

Oeatbiii 

QeMke 

Gleiwitz 

Glogau 

Görlitz 

Omtttea 

Guben 

Goterdoh 

Hagen 

Halberetadt 

Halle a/S 

Hanim 

Haynaa 

Heiligenbeil 

HerdeojfiB 

Herford 

Hdfeenstein 

Horde 

Jflterbegk 

Königsberg i/Pr. . . 

Eöpnik 

Liegnitz 

Lippstadt ...... 

Ludcenvalde .... 

Magdeburg ind. Vorst. 

Marienborg 

Merseburg 

Miasteczko 

Minden 

Mflhlhausen 

Mtidbeim a/Bk . . 

Nadcel 

Nauen 

Naumburg 

Neisse 

Netnnarkt 

Neustadt a/R .... 
Neustadt -Eberaw. . 

Oderbeig 

Oelde 

Obltu 




Vennehrnag «der ttnfUtmms ia «4 



von 1828—48 

- I8S4— 46 

- 1884—46 

- 1840—49 

- 1834—46 

- 1834—46 

- 1834—46 

- 1840—49 

- 1834—46 

- 1884—46 

- 1840—49 

- 1828—43 

- 1822—40 

- 1834—46 

- 1834—46 

- 1846—52 

- 1840—49 

- 1834—46 

- 1846—52 

- 18Ö3— 55 

- 1822—40 

- 1846—^2 

- 1828—43 

- 1828—43 

- 1840—49 

- 1822-40 

- 1822—40 

- 1846—52 

- 1854—46 

- 1846—52 

- 1884—46 

- 1846—52 
-. 1884—46 

- 1846—52 

- 1834—46 

- 1834—46 

- 1840—49 

- 1834—46 

- 1884—46 

- 1828—43 

- 1884—46 

- 1884—46 

- 1828—43 



1842 
1846 
1846 
1850 
1845 
1846 
1847 
1848 
1846 
1847 
1849 
1843 
1839 
1847 
1845 
1852 
1849 
1847 
1852 
1865 
1840 
1858 
1842 
1844 
1850 
1841 
1839 
1852 
1846 
1851 
1847 
1852 
1845 
1851 
1846 
1847 
1848 
1845 
1846 
1843 
1846 
1847 
1842 



um 20,7 

- 25,5 

- 15,0 

- 13^0 

- 47,4 

- 5,8 

• 41,6 

• 25,2 

- 25,0 

- 16,0 

- 14,7 

- 11,2 

- 20,6 

- 5,6 

- 15,0 

- 8,0 

- 8,4 

- 36,8 

- 12,8 

- 47,8 

- 37,1 

- 7,5 

- 14,1 

• 28,3 
. 21,6 
. 41,0 

• 39,6 
. 11,2 

• 23,6 

- 22,1 

- 37,0 

• 7,7 

- 22,5 

- 15,5 

- 26,0 

- 17,0 
T 13,1 

- 14,4 

- 14,8 

- 21,9 

- 11.4 

- 37,2 

- 44,5 



von 



1843—58 

1846 

1846—- 
1849— - 
1846— -. 
1846— - 
1846— - 
1849— - 
1846— - 
1846—- 
1849— • 
1843—- 
1840— - 
1846— - 
1846— - 
1852—- 

1849 

1846— - 
1852— - 
1855— - 
1840—- 
1852— - 
1843— - 
1843— - 
1849— - 
1840—- 
1840— - 
1852— - 
1846—- 
1852— - 
1846— - 
1852— - 
1846— - 
1852— - 
1846—- 
1846— - 
1849— - 
1846— - 
1846— - 
1843—- 
1846— - 
1846— . 
1843— - 



um 30,4 

- »8,7 

- S0,3 

- 1,9 

- 86,7 

- 9,6 

- 46,8 

- 11,3 

- 29,4 

- 30,3 

- 45,4 

- 17,8 

- 36,0 

- 88,1 

- 9A 

- 6,2 

- 4,8 

- 7,0 

- 14,4 

- 29,0 

- 21,6 

- 8,2 

- 28,5 

- 80,2 

- 19,2 

- 50,3 

- 38,2 

• i,^ 

- 6,3 

- 3,2 

- 6,4 

- 9,7 

- 51,7 

- 16.3 

- ",♦ 

- 0,3 

- 7,3 

- 17,3 

- 8,1 

- 32,1 

- 7,4 

- 2,5 

- 17,5 



28 



H. Schwab«, 



Sttdte. 




Oppeln 1843 

Oschersleben .... 1843 

Osterbarg 1849 

Paderborn 1850 

Posen 1847 

Potsdwn 1838 

Ratibor 1846 

Beichenbach 1847 

Bheda 1847 

Bohrort 1848 

Saarbrack 1852 

Sagan . . ; • 1846 

Salzkotten 1850 

Samter 1847 

Sdikeuditz^ 1840 

SdmeidemOhl .... 1851 

Sdiönebeck 1843 

Scbönlanke 1851 

Scbweidnitz 1844 

Seehaasen 1849 

Soest 1850 

Sommerfeld 1846 

Sorau 1846 

Spandau 1846 

Sprottau 1846 

Stargardt (Pomm.) . 1846 

Stendal 1849 

Stettin 1843 

Stolberg (Aach.). . . 1841 

Tarnovitz 1845 

Trebbin 1841 

Uerdingen 1849 

Waldenburg 1853 

Warburg 1853 

Weissenfds 1846 

Werder . .' - 1846 

Wittenberg 1841 

Wittenberg -1846 

Witten 1849 

Woldenbei^ 1847 

Wolmirstedt 1849 

Wronke 1847 

Zahna 1840 



Yenndinmg der BevODrermig in % 



von 1828—43 

- 1828—43 

- 1840—49 

- 1840—49 

- 1834—46 

- 1816—37 

- 1834—46 

- 1834— 46' 

- 1834^46 

- 1840—49 

- 1846—52 

- 1834—46 

- 1840—49 

- 1834—46 

- 1822—40 

- 1846—52 

- 1828—43 

- 1846—52 

- 1828—43 

- 1840—49 

- 1840—49 

- a834— 46 

- 1834—46 

- 1834—46 

- 1834—46 

- 1834—46 

- 1840—49 

- 1828—43 

- 1828—41 

- 1834—45 

- 1822—41 

- 1840—49 

- 1846—58 

- 1846—52 

- 1834—46 

- 1834—46 

- 1822—40 

- 1834—46 

- 1840—49 

- 1834—46 

- 1840—49 

- 1834—46 

- 1822—40 



um 19,9 

- 17,3 

- 11,2 

- 11,8 

- 21,6 

- 52,1 

- 27,5 

- 17,1 

- 46,0 

- 29,0 

- 6,5 

- 39,2 

- 13,0 

- 19,6 

- 33,3 

- 15,0 

- 25,6 

- 0,9 

- 13,0 

- 26,1 

- 10,6 

- 46,1 

- 46,0 

- 32,9 

- 35,4 

- 21,5 

- 12,8 

- 34,9 
. 11,4 

- 34,9 

- 52,3 

- 12,3 

- 26,9 

- 9,2 

- 21,9 

- 49,3 

- 24,8 

- 73,4 

- 32,7 

- 45,1 

- 14,1 

- 15,9 

- 32,2 



von 



1843—68 
1843—- 
1849—- 
1849— - 
1846— - 
1837— - 
1846— - 
1846— - 
1846—- 
1849— - 
1852— - 
1846— - 
1849— - 
1846— - 
1840—- 
1852— - 
1843— - 
1852— - 
1843— - 
1849— - 
1849^ - 
1846—.- 
1846— - 
1846— - 
1846—- 
1846— - 
1849— - 
1843—- 
1841— - 

1845— - 
1841— - 
1849— - 
1853 - - 
1852— - 

1846— - 
1846— - 
1840— - 
1846— - 
1849*— - 
1846— •. 
1849— - 
1846— - 
1840—- 



amI7,4 

- 66,5 

- 10,4 

- 17,8 

- 8,1 

- 25,2 

- 27,6 

- 6,1 

- 12,0 

- 54,6 

- 18,0 

- 18,4 

- 5,4 

- 14,8 

- 22,5 

- 12,8 
«r 13,6 

- 31 

- 31,7 

- 1,1 

- 10,8 

- 28,2 

- 26,6 

- 37,2 

- 16,9 

- 13,3 

- 6,9 

- 42,9 
- 119,2 

- 28,1 

- 7,9 

- 2,6 

- 18,0 

- 2,2 

- 13,6 

- 18,9 

- 23,8 

- 44,1 

- 74,4 

- 7,0 

- 4,8 

- 5,5 

- 17.8 
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Qrdiiet man di6 Städte mit den Resultaten nach Grössendassen 
und fügt die Differenz bei, in der sich die Vermehrung jeder Stadt 
nach Eröffnung der Eisenbahn entweder stärker oder schwächer als 
vor Errichtung der Eisenbahn vollzogen hat, so ergibt sich Fol- 



A. Von den 80 Städten unter 10,000 Einw. hat bei 23 die 
Vermehrung der Bevölkerung nach der Eisenbahn zugenommen, bei 57 
abgenommen. 

Abgenommen hat die Vermehrung und zwar um die beigef&gte 
Zahl in V« '^^ nachstehenden Städten: Altdamm 12,3, Angermünde 0,8, 
Amswalde 35,1, Braunsberg 4,0, Briesen 9,8, Bunzlau 19,8, Canth 2,1, 
Cosel 14,1, Dirschau 14,2, Düren 29,3, Ifarienburg 12,9, Miasteczko 
18,9, Nauen 13,4, Neustadt a/D. 11,7, Sudenburg (Vorstadt von Magde- 
burg) 111,8, Oderberg 4,0, Oelde 33,7, Ohlau 27,0, Oppeln 2,5, Oster- 
burg 0,8, Beichenbach 11,0, Bheda 34,0, Sagan 20,8, Salzkotten 19,0, 
Samter 4,8, Schkeuditz 11,0, Schneidemühl 2,7, Sch&nebeek 12,0, Schön- 
lanke 0,1, Seehausen 27,8, Stendal 5,9, Erkelenz 7,4, Freiburg 64,8, 
Fti^ck 28,3, Fürstenberg 0,8, Oeseke 11,1, Orottkau 13,9, Heiligen^ 
bei! 8,2, Herdecke 3,6, Herford 29,8, Horde 18,8, Jüterbock 15,5, Lipp- 
stadt 2,6, Sommerfeld 17,9, Sorau 19,4, Sprottau 18,5, Tamowitz 6,6, 
Trebbin 45,4, üerdingen 9 ,8, Waidenburg 8,9, Warburg 7,0, Werder 
80,5, Wittenbei^fi' ;;y,'^, Woldenberg 38,1, Wolhnirstädt 9,8, Wronke 
21,4, Zahna 14,9. 

Zugenommen haben folgende Städte: Beckum 5,3, Bernau 19,0, 
Biesenthal 21,1, Bochum 59,7, Deutz 35,9, Luckenwalde 5,0, MfiUhau- 
Ben 2,0, Mühlheim a. Rh. 9,2, Nackel 2,8, Neumarkt 3,2, Neustadt- 
Eberswalde 0,2, Oschersleben 49,2, Buhrort 25,6, Filehne 18,8, Für- 
stenwalde 2,7, Gassen 13,2, Oenthin 5,3, Gütersloh 4,3, Hagen 30,7, 
Hohenstein 1,6, Köpnik 15,3, Stolberg 107,8, Witten 41,7. 

B. Von den 37 Städten von 10,001—50,000 Einw. hat bei 
18 nach der Eisenbahn die Vermehrung 'der Bevölkerung zugenommen, 
bei 19 abgenommen. 

Abgenommen hat sie in Bonn 19,4, Brandenburg 3,1, ^^ 4,8, 
Bromberg 2,6, Burg 12,6, Qrefeld 4,1 , Elbing 6,0, Merseburg 18,2, 
Minden 31,6, Naumburg 16,7, Neisse 5,2, Posen 13,5, Potsdam 26,9, 
Frankfurt 11,9, Gleiwitz 10,7, Soest 0,3, Stargardt 8,2, Weissenfeis 8,3, 
Wittenberg 1,7. 

Zugenommen hat sie in Beuthen 10,0, Bielefeld 5,7, Dort- 
mund 107,7, Duisburg 8,2, Paderborn 5,5, Ratibor 0,1, Saarbrfldc 11,5, 
Schweidnitz 11,7, Erfurt 0,2, Glogau 3,8, GSrUtz 5,8, Guben 4,4, Hai- 
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benUdt 6,6, Haue 115,4, HmiQ 82,5, Liegnitz 1,9, Spandau 4,3, Neu- 
fitidt (Vorstadt von Magdeburg) 15,8. 

a Yott den 8 Städten über 50,000 Einw. haben 7 nach der 
Eisenbain inteDsirer zugenommen als vor der Eisenbalm, nimlieh 
Al tcben Ld Berlin 57,2, Breslau 17,8, Danzig 8,9, Königsberg 0,7, 
8Mttin 8^, liagdebttrg 1,0. Verrii^ert hat sich die Zunahme d^ Be- 
völkerung blos in i Stadt, in Köln, um 10,2«/«. 

Dem sind zunächst folgende Bemerkungen beizufügen: 

a4 A. Filehne hat zwar augenscheinlieh seit der Eisenbahn zu- 
genommen, aber aicbt um 18,8 Vo- ^^ grosse Vermdirung hat ihren 
Grtmd darin, dass die BeväkeruDg mn 8609 in 1846 auf 3360 in 1849 
sank und 1852 zur Zeit, wo di« Stadt Btationspunkt wurde, Uos 3420 
Ehiw. betrug; in 1655 stieg sie auf 8684, in 18&8 auf 3894 Einw. 

adB. 

1> Burg ist von 1837 (14,025 Einw.) bis 1855 (14,056 Einw.) sta- 
tionär geUiebe», 1858 erst zurfidcg^iangen. 

2) Crefeld bat sich von 1840^1849 sehr intensiv vermehrt, bSibt 
lieh durchschnittlich jedes ZShhingsjatir um 11%- Natürlich mmte 
da eine Reaction eintreten, die jedoch nicht stärker hervortritt, ab 
dass sieh die Bevölkerang von 1849-*-*- 1858 von Zahlungsjahr zn Zah- 

ijahr blos mn lOVo im Dnrdgchnitt vermehrte. 

t) Bid^[elä harnadb der HaupttabeÜe' eigentlich nach der Eise»* 
bahn um 43,3 % in der Vermehrung abgenommen. Dem ist jedoch in 
Wahrheit nicht so. Vor der Eisenbahn stettte sich die Bev61kerung 
von Bielefeld in den einzelnen Zahlungsjahren folgendermassen: 1837 z 
6097, 1840: 6262, 1848: 9427, 1846: 9932 u. s. w. Gleicht man den 
wahrscheinlich durch Stadtgebietsveränderung h^rvoi^erufenen Sprung 
aus, so ^gibt sich nach der Eisenbahn eine iiitensivere Tennebrung 
als vorher. 

4) Gleiwitz ist neuerdings wieder bedeutend gewachsen, nämlich 
von 1855—1858 um 13Vo- Gerade bis zum Jahre 1846, wo die Eisen* 
bahn eröffnet wurde, war die Vermehrung bereits eine sehr intensive 
gewesen; von 1843 — 1846 betrug sie 12 Vo so dass die. Reaction in 
den Jahren 1846 — 1852 sehr erklärlich ist. 

5) Bei Spandau fällt die Vermehrung nicht auf Rechnung der Eisen*« 
bahn, sondern hängt mit dem umstände zusammen, dass die dorthin 
verlegte Gewehrfabrik und Geschützgiesserei über 1800 Arbeiter dahin 
gezogen hat. 

Fasst naii unter Beracksicbtigung dieser Semerkungen die Besul«- 
täte der Tabelle zusammen und lässt dabei diejenigen Orte ansser Be- 
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thkchti dte ftkh seit der EtBenbalm nieht mindestens «m 8% intenahrer 
vermehrt haben, so ergibt sich Folgendes: 

A. Von den 23 Städten unter 10,000 Einw., wddie sich nach 
der Eisenbahn stärker Tsnnehrt haboi als vorher, haben sich 16 mehr 
als um 3% vermehrt Von diesen 16 haben einen bestimmten vor- 
herrschend gewerblichen oder industriellen Charakter, nämlich: Bernau, 
Bochum, Luckenwalde, Mühlhein, Oscherstebeo, Buhrort) Hagen, Stol*- 
bei« und Witten. 

B. Von den 18 Städten von 10,000—50,000 Einw., welche sich 
seit der Eise&bahn stärker vermehrt haben, haben sich 16 über 3% 
vermditt Davon hatten 10 einen vorherrschend gewerblichen oder 
industriellen Charakter, nämlich Biel^eld, Beutben, Dortmund, Duia^ 
hwßg, Saarbrück, Schweidnitz, QOriitz, Gftben, Halbecstadt und Hamm. 
Spdwlluu bleibt ausser Betracht 

Hiemach wird man also über die Einwirkung der Eisenbahnen 
aal die Städte als Bpgd au&tellen können: 

1) unter den mittleren und kleinen Städten wirken dUe Eisenbdi« 
neu hauptsächlich auf diejenigen^ welche sich durch einen vortennschead 
gewerblichen oder industriellen Charakter auszeichnen. 

2) Der Vermehrung der übrigen nüttleren und kleinen Städte ent- 
ziehen die Eisenbahnen vielfach Terrain, namentlich wird die Bevölke- 
rungszunahme der kleinen Städte sichtlich abgeschwächt. ' 

3) Bios die grossen Städte, so zu sagen die Knotenpunkte des 
Verkehrs, nehmen durch die Eisenbahnen zu. 

Die Eisenbahnen wirken centralisirend. Mit ihnen hat für die 
grossen und Industriestädte eine neue Entwickelung begonnen; diese 
werden immer mdir zu Gravitationspunkten gemacht Bereits oben aus - 
Tab. I und TL ergab sich, in welcher Weise die kleinen Städte eine 
Qtielle für das Wachsthum der grossen abgeben. Dem kann mau jetzt 
hinzufügen, dass ein wesentlich mitwirkender Factor für die Bevölke- 
rungsverminderung der kleinen Städte in der Wirkung der Eisenbahnen 
zu suchen ist 

Dieser ganze Vorgang ist übrigens nicht schwer zu durchschauen, 
wenn man sich die hauptsächlichsten Veränderungen, welche die Eisen- 
bahnen im Transport von Personen und Gütern hervorgebracht haben, 
vergegenwärtigt: 

1) Während bisher der Transport ein Geschäft war, das sich gleich- 
sam netzartig über ein bestimmt^ Land verbreitete und alle Strassen 
und Zwischenstationen benutzte, ist er jetzt in wenige Hauptlinien zu- 
sammengeflossen; früher zogen die Zwischenstationen von einem be- 
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summten Transport ihre Yortheiie, jetzt sind Uos noch die Endpunkte 
des TransDortes von Bedeutung. 

2) Jetzt werden unvergleichlich grosse Massen von Waaren und 
Personen zu gleicher Zeit befördert, und zwar verh&ltnissmftasig un- 
gleich geschwinder und pr&ciser. Hiermit ist eine Masse von Perso- 
nen, von Zugthieren und Material ausgemerzt, das sich früher zwischen 
CoDsumenten und Producenten hindndrängte. 

3) Natürlich müssen die grossen Erleichterungen des Waarentraas- 
portes sowohl auf den Handel als auf die gewerblichoi und industriel- 
len Erwerbsthätigkeiten bestimmte Wirkungen äussern.^ Der Handd 
sowohl als das Absatzgebiet der Industriestätten wird sich nothwendig 
erwdtenL Dadurch wird eine stärkere Anwendung von Eapitalkräften 
in der Gewerbsproduction herbeigeführt, welche die Gewerbsarbeit 
immer mehr zurückdrängt oder ihr den Charakter der Fabrikarbeit 
anioSthigt. 

In jedem dieser Momente liegen Andeutungen und Gründe dafür, 
dass die Bahnen nothwendig die grossen und Industriestädte adf Kosten 
der übrigen bereichem müssen. 



n. 

Zwei Worte über Kapital und Geld. 

Von 
Dr. jur. Henri Broelier in Zflrich. 

Auf dem Gebiete der Yolkswirthschaft bat die Yersöhnnng zwischen 
Theoretikern und Praktikern noch nicht Statt gefunden. Unter andern 
Vorwürfen, welche den Praktikern von den Theoretikern gemacht worden 
sind, ist die Verwechselung zwischen Kapital und Geld oft gerügt wordw« 
Wenn der Zinsfuss hoch ist, so pflegen die Finanzmänner zu sagen, das 
Geld sei theuer. Die Volkswirthe, unter andern Michel Chevalier 
in seinem Buche »de la Monnaie« p. 380 fif., protestiren dag^en, sagen 
der Zinsfuss drücke den Preis für die Benutzung des Kapitals, nicht 
für die Benutzung des Geldes aus und verlangen die Umänderung der 
Bezeichnung »Geldmarkt« in »Kapitalmarkt«. Die Gründe, worauf sie 
sich stützen , sind bekannt, und wir wollen sie hier nicht wiederholen. 
So viel werden wir nur sagen, dass der Credit nicht immer in der Form 
•von Geld, sondern, auch in andern Formen gegeben wird; es werden 
sehr oft «statt wahi*er Werthträger, wie das eigentliche Geld sein muss, 
einfache Werthvertreter , Bankzettel ausgeliehen; auch wird der Credit 
sehr oft in der Form von Waaren gegeben, so bei den sog. Zeitr 
verkaufen. Der Credit ist ein Uebergang von Kapital, nicht ein Ueber- 
gang von Geld von der einto Hand in die andere. 

Der geistreiche, aber manchmal paradoxe Carey polemisirt gegen 
diese Anschauung und nimmt diejenige der Börsenmänner in Schutz. 
In seinen »Grundlagen der Socialwissenschaft« XXXn. S. 3 sagt er : 
»Die Zinsen sind die Entschädigung, welche für die Benutzung des Werk- 
zeuges, das wir Geld nennen, und für dieses allein bezahlt wird«, und 
später nennt Carey das Geld die Tauschmaschinerie, welche von Hand 
zur Hand geht. Für Carey ist der Credit nicht der Uebergang von 
Kapital im Allgemeinen, sondern nur der Uebergang von Kapital in 
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der Fonn des Geldes. Ein lebhafter Creditverkehr und ein niedriger 
Zinsfass hangen nicht ab von einer grossen Menge vorhandenen Kapitals, 
sondern von einer grossen Menge Geldes. Garey sucht seine Anschauong 
durch mehrere Beispiele zu bestätigen und sagt unter Anderem: »Das 
wirkliche Kapital der vereinigten Staaten an Häusern, Ländereien, 
Fabriken, Hochöfen, Bergwerken, Schiffen, Eisenbahnen, Ganälen und 
anderem ähnlichen Eigenthum hat sich in den letzten zehn Jahren durch 
die Yerwenduug der Arbeit um Tausende von Millionen Dollars vermehrt; 
und doch sehen wir in allen Richtungen Eisenbahnen, die halb vollendet 
sind und keine Aussicht haben, bald vollendet zu werden; obwohl die Ai^ 
heiter Beschäftigung suchen, sehen wir die Fabiiken aus Mangel an Nach- 
frage nach ihren Erzeugnissen stille stehen, die Arbeiter ausser Stand, 
ihre Arbeit zu verkaufen, und die Geschäftsleute, ihre Operationen zu 
beschränken, weil es zu schwierig für sie ist, die Mittel zur Bezahlung 
ihrer Schulden zu erhalten. Woher kommt dies? Gewiss nicht von 
der Verminderung des Kapitals , denn dieses ist grösser, als es je ge- 
wesen .... Das Kapital und die Arbeit, die Gegenstände, die bew^ 
werden müssen, haben zugenommen, allein zugleich mit dieser Zunahme 
fand eine stetige Ausfuhr der Maschinerie statt, durch welche die Be- 
wegung hervorgerufen werden muss« u. s. w. 

Wer bat Recht, Chevalier und die Theoretiker oder Garey und 
die Praktiker? Etwas Wahres liegt gewiss beiden Anschauungen zu 
Grunde. Recht haben die Theoretiker, wenn sie den Zinsfuss als den 
Preis für die Benutzung des Kapitals auffassen, den Credit als einen 
Uebergang von der einen Hand in die andere, nicht von Geld allein, 
sondern von Kapital in irgend einer Form. Diese an sich richtige 
Auffassung ist aber unvollständig und deshalb bietet sie der Kritik eine 
Blosse dar. In der Einwendung Carey^s sind zwei Seiten zu unter- 
scheiden, eine negative und eine positive; die negative, wo er die Auf- 
fassung Chevalier's und dessen Meinungsgenossen rügt, ist richtig; 
die positive, wo er eine eigene aufzustellen versucht, lässt zu wün- 
schen übrig. 

Carey hat vollständig Recht, wenn er behauptet, dass ein Land 
sehr reich an Kapital aller Art und dass trotzdem in demselben der 
Credit schwer und theuer, der Zinsfuss hoch sein kann. Das Vor- 
handensein des Kapitals ist allerdmgs das wichtigste Element eines 
leichten Gredits, aber nicht das einzige. Der Uebergang des Kapitals 
von der einen Hand in die andere kann durch allerlei Umstände ge- 
hemmt werden, und gehemmtes Kapital ist für den sog. Geldmarkt so 
gut wie nicht vorhanden. Es ist also nicht genug, dass Kapital da sei; 
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di68 Kapitel imisa sidi noch anter gewissen Bedingungen banden; das 
ist das Richtige in der Einwendung Carey's. Wenn aber Carey 
hinzufttgt, die noch nöthige Bedingung bestehe darin, dass das Kapitid 
die Form des Geldes habe, so hat er den Nagel nicht auf den Kopf 
getroffen. 

Es ist zu bedauern, dass Garey nicht eine genauere Definition 
dessen, was er unter Geld versteht, gegeben hat. Ob die einfachen 
Werthvertreter, wie die Banknoten, die Wechsel u. s. w. für Gare y 
Geld sind, können wir nicht mit Bestimmtheit sagen; der Ausdruck 
»Tauschmaschinerie«, welcher auf die Werthvertreter vollkommen passt, 
schiene die Frage zu bejahen; aus anderen Stellen aber geht das Gegen- 
theil hervor. Aus dieser Unklarheit folgt, dass es nicht leidit ist, daa 
Fehlerhafte in der Auffassung des amerikanischen Volks^irths nach- 
zuweisen. Es ist uns aber weniger darum zu thun, gegen Garey zu 
polemisiren, als das richtige Verhältniss zu schildern. 

Vom Credit kann man, je nach dem Standpunkte, aus welchem 
man ihn betrachtet, verschiedene Definitionen geben. Hier wollen wir 
uns an die folgende halten, welche, wo nicht erschöpfend, doch wohl 
nicht unrichtig ist. Credit ist die vom EigenthOmer an eine andere 
Person überlassene Benutzung eines Kapitals, der Uebergang der Be- 
nutzung eines Kapitals von der Hand des Eigenthümers desselben in 
die Hand eines Nichteigenthümers. Der Zinsfuss, welcher sehr ver- 
schiedene Formen annehmen kann, ist der Preis dieser überlassenen 
Kapitalbenntzung. Damit Credit gegeben werde, ist es nöthig, dass 
Kapital da sei; damit der Zinsfuss billig sei, muss eine grosse Menge 
Kapital da sein; aber dies ist nicht genug, es muss noch der Uebergang 
dieses Kapitals von der einen Hand in die andere möglich, resp. leicht 
sein. Verschiedene Umstände können diesen Uebergang ermöglichen 
und erleichtem; die Geldform ist nur einer derselben. Jede Erleich- 
terung dieses Uebergangs, gleidiviel aus welchem Grunde, wird dazu 
beitragen, den Credit zu fördern, den Zin^uss zu erniedrigen. Ist aber 
dieser Uebergang nicht erleichtert, so bleibt die grössere oder geringere 
Menge des vorhandenen Geldes ganz ohne Einfluss. Gieszkowski, 
nachdem er die übergangsfähigen Kapitalien von den nicht übergangs- 
fäbigen unterschieden hat, sagt, der Credit wäre die Metamorphose 
der nicht übergangsfähigen Kapitalien in übergangsfähige (du Credit et 
de la Circulation). Gieszkowski hat Unrecht, in dieser Metamorphose 
das Wesen des Credits zu sehen; sie ist nur eine vorbereitende, aller- 
dings unentbehrliche Bedingung desselben. 

Der Fehler Carey's besteht also einzig und allein darin, die 
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Geldform statt der Uebergangsfähigkeit hervorzuhebeii. 
Da die Geldform vielleicht mehr wie ii^end ein anderer Umstand sor 
Yergrössening der Uebergangsfahigkeit beiträgt, so ist dieser Irrthom 
ein entschuldbarer; es ist aber dennoch ein Irrthum. 

Die Geldform erleichtert beträchtlich die Uebergangsfahigkeit. Gdd 
ist das allgemeine Tauschwerkzeug, der von einem Jeden bereitwillig 
angenommene Geldwerth. Deshalb kann sich mit Geld ein Jeder die- 
jenige Art Kapital verschaffen, die er braucht ; deshalb wird ein Jeder 
Credit in der Form des Geldes am liebsten nehmen« Mit Geld kann 
sich der Spinnereibesitzer nach Belieben Baumwolle oder Kohle, der 
Maller Getreide, der Krämer Zucker und Kaffee verschaffen. Ganz 
anders steht es mit den übrigen Kapitalformen; Seide kann nur der 
Seiden&brikant brauchen, der Müller wird sie nicht annehmen, denn 
soll er sie erst verkaufen, um sich das nöthige Getreide anzuschaffen, 
so wird er bei diesem Geschäfte mit einer ihm unbekannten Waare 
mehr Zeit- und Geldverlust haben, als der Vortheil werth sein wird, 
den er aus der Benutzung des fremden Kapitals haben würde, zumal 
da er zur Zeit der Rückzahlung sich wiederum Seide würde anschaffen 
sollen. Mit Geld hat man diese Unannehmlichkeiten nicht. 

Die Geldform erleichtert aber nicht nothwendig die Uebergangs- 
fthigkeit; dieselbe kann durch andere Umstände gehemmt werden, und 
dann hat die Geldform auf Credit und Zinsfuss keine Wirkung. Dies 
hat Garey selbst zugestanden, obgleich er dadurch nicht dazu geleitet 
worden ist, seine Anschauung zu berichtigen. £s gibt Länder, wo man 
aus Mangel an Vertrauen den Kapitalien die Form von Geld gibt, um 
sie besser anhäufen, ja vergraben zu können. Carey citirt das Bei- 
spiel von Frankreich England gegenüber; Frankreich hat eine viel 
grössere Geldmenge und dennoch ist der Zinsfuss höher. Wir glauben, 
dass viele despotisch regierte Länder des Orients und viele Perioden 
der Rechtlosigkeit im Occident viel grellere Beispiele liefern könnten. 
Sobald das Vertrauen fehlt, so findet kein Uebergang des Kapitals 
statt, unter welcher Form sich dasselbe auch befinde; der sog. Geld- 
markt ist bedrängt, die wirthschaftliche Thätigkeit gehemmt, der Zins- 
fuss hoch. 

Wie man Länder und Perioden sehen kann, in denen die Geldmenge 
g^oss, die Uebergangsfahigkeit der Kapitalien sehr gering ist, so kann 
auch das Umgekehrte stattfinden. Ist nur einmal das Vertrauen da, 
und hat man Gold und Silber zur Ausgleichung des auswärtigen Ver- 
kehrs nicht nöthig, so wird man dem Geldmangel durch allerlei Mittel 
abhelfen können; unter diesen Mitteln ist die Ausstellung von Bankzetteln, 
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welche meiner Ansicht nach weder Geld noch Kapital sind, sondern 
nnr Kapital Vertreter, das wichtigste, hanfigste und bequemste, aber 
nicht das einzige. Sobald durch irgend ein Mittel der Uebergang 
des Kapitals von der weniger fruchtbaren in die fruchtbarere Hand ge- 
schieht, wird der sog. Geldmarkt reichlich versehen, der Verkehr leb- 
haft, der Zinsfuss zum Fallen g^eigt werden. Die Uebergangslähigkeit, 
nicht die Geldform, ist die zweite, zum Vorhandensein von Kapitalien 
hinzukommen sollende Bedingung. 

Trotz der Fehler seiner Anschauung hat dennoch Carey durch 
seine Opposition gegen Chevalier einen Dienst geleistet. Die Re- 
aktion gegen die Merkantilisten ist zu weit gegangen. Während diese 
nur in Gold und Silber die Elemente des Beichthums eines Landes 
sehen wollten, hat jene geglaubt, dass nur die Menge, und nicht 
die Form des vorhandenen Kapitals zu berücksichtigen sei. Ge- 
zeigt zu haben, dass dies nicht der Fall ist, dass die schlechte Form 
oder die schlechten Bedingungen, unter welchen das Kapital sich be- 
findet, die guten Wirkungen der vorhandenen Menge neutralisiren kann, 
darin besteht das Verdienst Carey 's. 
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Die l^erliner TolkosEliliuiff vom 3. Deceml^er i8M. Bericht 
der stidtischen Yolkszahlungs-Comoiission Ober die Ausfüliraug 
und die Resultate der Zahlung^, erstattet fon Dr. S. Neumann. Berlin 
1866. Qaart XCII und 176 SS. 

Unter den Arbeiten auf dem Gebiete der Beiirks- und Ortsstatistik nehnen 
mit ToUem Rechte die über die grossen Städte eine sehr hervorragende Auf- 
merksamkeit in Anspruch. Eine grosse Stadt, mag sie als Haupt- und Residens- 
atadt eines Landes, als Mittelpunkt geistigen Lebens oder als Handels- und 
Fabrikplats ihre Bedeutung behaupten, wird die yerschicdensten und interes- 
santesten Seiten der statistischen Betrachtung darbieten. Trotidem besitscn 
wir nur wenige Leistungen dieser Art. In Deutschland existiren eigentlich nur 
Aber Wien und Berlin Arbeiten, welche den Namen statistischer Terdienen. 
Namentlich letztere Stadt hat bereits eine Reihe werthyoller Beiträge geliefert. 
Die Verwaltungsberichte des Magistrats enthalten ein sehr schätzbares statistisches 
Material; in neuester Zeit ist dem immer stärker herTortretenden Bedörfniss 
durch Schaffung eines eigenen statistischen Bureaus Rechnung getrsgen. Von 
nicht geringer Bedeutung sind aber auch die beiden Volkszählungen aus den 
Jahren 1861 und 1864, deren letztere näher in's Auge zu fassen uns die 
TOrstehend angegebene Veröffentlichung auffordert. 

Bekanntlich beabsichtigte Engel schon Im Jahre 1861 eine durchgehende 
Umgestaltung des Volkssählungsyerfahrens in's Werk zu setzen und namentlich 
das System der Selbstxählung vermittelst Haushaltungslisten zur Geltung zu 
bringen. Die Vorschläge scheiterten am Widerstände der oberen Behörden und 
sind selbst im Jahre 1864 noch nicht zur Ausführung gelangt. Um so be- 
achtenswerther ist es, dass gerade die Hauptstadt des Staates selbstständig 
jene Verbesserungen eingeführt hat. Schon im Sommer 1861 war eine ge- 
mischte Commission des Magistrats und der Stadtverordneten eingesetzt worden, 
um über die Mitwirkung der Communalbehördeo bei der Zählung zu berathen, 
diese trat dann im Herbst desselben Jahres mit dem Polizeipräsidium in Ver- 
bindung. Die Zählung fand am 3. December unter gemeinschaftlicher Leitung 
des Polizeipräsidiums und der Communalbehörden statt; sie ist sowohl hinsicht- 
lich der Methode der Auaführung als hinsichtlich der durch sie gewonnenen 
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RMallate Ton nicbt geringer Bedeutnng. In ereterer Besiehnng ferdient be- 
nerkt zu werden, dass man nicht nur das System der Haosluiltangslieten ia 
Anwendang gebracht, sondern namentlich auch die Einwohnerschaft selbst in 
so ausgedehnter Weise, wie kaum irgend wo anders, als Zähler, Districts^ 
commissare a. s. w. zur Aasführnng der Zahlung mit herangesogen hat Die 
Erhebungen erstreckten sich ausser auf die für den ganzen Staat angeordneten 
Gegenstfinde noch auf Tiele andere einzelne Punkte, die der Commune besonders 
wisscnswerth erschienen, namentlich wurden die Wohnungsrerhältnisse einer 
sehr eingehenden Betrachtung unterzogen. Die Zahlung rom 3. December 1864 
fand in ganz ahnlicher Weise wie die frfihere statt; über sie referirt der Tor- 
liegende Bericht. 

Derselbe tragt durchaus den Charakter eines statistischen Quellenwerkes 
und beschrankt sich auf eine rein objective Darstellung der Zählungsresultate. 
Doch ist er weit entfernt, lediglich eine Zusammenstellung absoluter Zahlen zu 
geben. In einer yorangeschickten Einleitung sind die Resultate aus den Tabellen 
gezogen und in fibersichtlicher Weise geordnet; man hat nicht Tersiumt, die 
nöthigen Verhältniss- und Procentberechnungen hinzuzufügen, und ein aus- 
führliches Referat am Anfang des gsnzen Werkes giebt über die Organisation 
der Aufnahmen alle nothwendige Auskunft. Doch wenden wir uns zur Be- 
trachtung der Resultate selbst. 

Das Werk zerfillt in zwei Hauptlheile: die Beyölkerungs- und die 
Wohnungsstatistik. Die Einwohnerzahl Berlin's betrug am 3. December 

1864 632,379, 

wovon auf die Civilbevölkerung 609,733 

auf die Militärbeyolkerung 22,646 

und zwar actire Militärs 18,218 

Militärangehörige 4,428 

kommen. Die Zunahme der Stadt seit 1849 stellt sich folgendermassen heraus: 

Alter berliner Neu hinzugetretenes Jetziger (gesammter) 

CoDioiunalbezirk. Territorium (seit 61). Communalbezirk. 
"1849—62 3,08 — — 

1852—65 1,38 — — 

j 865— 58 4,70 — — 

1858—61 10,94 26,7 11,9 

1861—64 14,47 37,8 16,2 

Der Bevöikerungsstand der CiyilbeTolkerung am 3. December 1861 

hatte betragen 624,945, 

der üeberschuss der Geborenen fiber die Gestorbenen, sowie der 

Eingewanderten fiber die Ausgewanderten in den 3 Jahren • . 37,838, 

also Beydlkerungszahl Ende 1864 662,783 

die Naturalzahlung hat ergeben 609,733 

mithin gegen die Berechnung mehr 46,960. 

Dieses Resultat, glaubt der Verfasser, könne als Beweis daffir dienen, 
dass der zur amtlichen Controle der berliner Beydlkerungsbewegung dienende 
Apparat bisher nur in sehr unyollkommener Weise seinem Zwecke entspreche. 
Wie weit die letztere Behauptung richtig ist, ysrmdgen wir nicht zu ent- 
scheiden, jene Di£Ferenz mochte aber doch wesentlich in einem anderen Um- 
stände ihren Grund haben. Offenbar sind nlmlich unter ^Eingewanderten* 
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und „Aofgevanderten^ nnr solche PenoneB fenUiulcii, welch« mit Enrerhmg 
reap. Anfgebiing des Heimathsrechtes in- oder veggesogeii siad. Naii lassen 
sich aber in einer grossen StadI selbstTerstindlich sehr Tiele Leate nieder, ohne 
das Indigenat su erlangen, und die oben angefahrten 46,950 mdgen weaenllich 
in dem Ueberschnss der so Zageaogenen über die Weggeaogenen bestehen. 

Eine ausführliche Behandlang hat die Yerthellnng der Bewohner auf Haoa- 
haltnngen und die Tcrachiedenen Arten dieser erfahren. Von sSmmtlichen Haus- 
haltungen sind 94,4% directe und 5,6% Aftermiether, es bestehen 
nur aus Familienangehörigen . • • • 52,1 % 

es halten nur Burschen 3 - 

es halten nur Dienstboten 16,8 - 

es halten Burschen und Dienstboten • • 2,7 - 
es halten Chambregarnisten • . • . 7,1 - 

es halten Schlafleute 17,8 - 

es halten Chambregarnisten und Schlafleute 0,5 - 

In % der Be?öUemng betragen 

minnlich weiblicli 

die Familienangehörigen 37,2 42,0 

die Burschen, Lehrlinge 2,5 0,2 

die Dienstboten 1,2 5,8 

die Chambregarnisten 2,2 0,5 

die Schlafleute 6,6 1,2 

andere Personen 0,2 0,4 

in öffentlichen Instituten sind gezahlt • 0,1 0,5 
Auf ein Grundstück kommen durchschnittlich 47,2 Bewohner und 10,2 

Haushaltungen, auf ein Vorderhaus bes. 35,0 und 7,5, auf ein Hofgebiude 
bei. 24,3 und 5,3. Es sind bewohnt 

Ton einer Haushaltung 7 % der Hauser, 

- zwei Haushaltungen 5,7 - - 

- drei - 5,9 - - - 

- Tier - 6,3 - - - 
. fanf , - 6,4 . - - 

- sechs bis zehn - 27,3 - - 

- elf bis zwanzig - 32,2 - - 

- einundzwanzig bis dreissig - 7,6 - - - 

- einunddreissig bis fünfzig - 1,1 - - 

- über fünfzig - 0,4 - - - 

In der Oranienburger - rosenthaler Vorstadt giebt es sogar ein Haus mit 
über 100 Haushaltungen. — Von den HaushaltungsTorstanden sind 
Geistliche, Lehrer, Gelehrte, Künstler 2,0 %« dsTon 0,6 in, 1 ,4 ausser Berlin gebor., 

höhere Beamte 0,7 - - 0,2 - 0,5 - 

Subalternbeamte 2,3 - - 0,6 - 1,7 - 

Unterbeamte 3,8 - - 0,7 - 34 - 

Aerzte, Wundirzte, Thierirzte, Apo- 
theker 0,6 - - 0,2 - 0,4 - 

selbstständige Handwerker . . .19,8 - - 7,0.-12,8 . - . 
Handwerks* und Fabrikgehülfen .17,9- - 6,9-11,0 . - - 
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udfftwMf gewerbtreibeiida Klein* 

hindler selbatolindig • • • .10,1 VtH^^^on 2*6 io, 7,5 aasaerBerlio gebor«, 
deegL nicht eelbiUtandlg ... 0,3 • - 0,1 * 0,2 - 
Kaafleatea.Fabri1iautenselbeUtindig 9,0 - - 3,1 - 6,9 - 
desgl. nicht lelbstetandig ... 0,9 - - 0,3 - 0,6 - 
Gärtner and Landwirthe .... 0,7 - - 0,3 - 0,4 - 
Ttgeldhner, Handarbeiter • • .10,0 - - 3,0 - 7,0 - 

Diener, Katscher 4,4 - - 0,5 - 3,9 - 

Penaionire und Rentiere .... 6,2 - - 2,3 - 3,9 - 

ohne Angabe des Gewerbes • • .10,4 - - 4,1 * 6,3 - • - 

Den iweiten Haupttheii der PublilLation bildet die Wohnongsstatistik. In 
Berlin existiren 00,746 Vorder- nnd 37,234 Hof-, also zusammen 127,980 
Wohnungen; daTon sind 9,4 V« im Keller, 21,0 Vo P^r^rre, 46,2 o/o 1 nnd 2, 
17,0Ve 3 nnd 6,7% 4 Treppen hoch gelegen. Es haben 49,7% ein, 
26,4 Vo «v^li 12,3% drei, 10,2% ▼ier bis sieben und 1,4% acht und 
mehr heizbare Zimmer. Von den fermietheten Wohnungen befinden sich 94,4% 
im Besitz ron directen und 5,6% im Besitz Ton Aftermiethern. Ungefihr 
ein Funfiel der Wohnungen ist mit Wasserleitung, ungefihr ein Siebentel mit 
Gaseinrichtnng fersehen. 

Das sind die wichtigsten Ergebnisse der neuesten berliner Publikation. 
Ueber Vieles geben sie Auskunft, mancher wichtige Punkt ist jedoch noch 
ohne Berücksichtigung geblieben. Ein grosses Feld der Th&tigkeit eröffnet sich 
daher noch ffir das ueugegründete statisti9che Bureau, dem die Aufgabe obliegt, 
die Lficken in der Statistik der grössten deutschen Stadt immer mehr aus- 
anffiUen. 



IL 

Die natlonaldkonomUiche Iilttcratur in der periodischen 

Presfle« 

a. Die Tereinigten Staaten fon Nordaaerika. 

Im Nachstehenden besprechen wir den Stand des Goldagio in der 
Union wahrend der Monate Mai und Juni, ferner die Opfer des Bflrger- 
kriegs, die Reducirung der Staatsschuld und die glänzenden Er- 
gebnisse der Staatseinnahmen im ersten Friedensjahre sowie 
die Papiergeld-Circnlation und schliessen mit einem Beitrag zur Na- 
tionalbank- Gesetsgebnng. 

So wenig auch die Vereinigten Staaten ron den Drangsalen der alten 
Welt unberührt blieben, so ist es doch nicht su Terwundern, wenn sie eine 
Aniiehung auf dieselbe ausüben — stirker als jemals. 

1) Das Goldagio in den Vereinigten Staaten und die Finana- 
und politischen Krisen in Europa. 

Wie wir weiter unten zeigen, sind nicht allein die Finanzen der Ver- 
einigten Staaten in einer ganz ausserordentlich gunstigen Lage, sondern auch 
das Schatzamt befindet sich fortwährend in einem wahren GoldAberfloss; gleich- 
wohl haben die politiachen und Credit i- Krisen Ton Eoropa den Geldkurs bis 
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fiber 30 Proc. hinaufgetrieben. Wir geben die FlactnaUenea 4ei €Mtt»ea 
▼om 1. Mai bif in der Woche, wo die Nachrichten von Enropa nach New- 
York gelangen, daea die Coaferenien geaeheitert aind. 

Scliluss- Kurse des Mai Schluss - Kurse des Jvai 
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22. die Nachrichten über 33 Vs 

23. die Panik in London 36^4 

24. kommen nach New- 39^4 

25. York durch die 39V8 
31. „Cuba« 407, 

Ea werden wahrend dieser Zeit aur Linderung der europäischen Finant- 
krisis über 40 Millionen Gold von Amerika nach Enropa gesendet. 

Auf die Nachrichten, dasa in England Overend Gurney & C, Agra 
Mastermann und andere grosse Banken und Hänser ihre Zahlungen ein- 
gestellt, der Discont 10 Proc. be- nnd überschritten, und die englische Bank 
dnrch die Suspension der Bankacte die Krisis nicht zu beschwichtigen yermocht 
— der Stand der englischen Bank selbst am 19. Mai ist wohl einer der 
aaasergewöhnlichaten , der je yorgekommen: Notencirculation 26,120,995 L. St. 
bei einem Metallrorrath von 12,323,805 L. St. — folgen die Berichte, dasa 
die Conferenzen nicht zu Stande gekommen und der Krieg in Deutschland und 
Tielleicht ein allgemeiner Krieg in Europa unrcrmeidlich sei. Die fieberhafte 
Erregung in den Vereinigten Staaten spiegelt sich am Deutlichsten in den 
Fluctuationen des Goldagio in der Woche vom 15. — 22. Juni ab. 

Höchste Niedrigste Schluss-Notirung^. 

473/4 48 

54 59 

54V4 56Va 

493/4 52 

52V4 523/3 

49 493/3 

48V4 4973 

Diese wunderbaren Erscheinungen gehören der Geschichte an, eine spätere 
Zeit wird sie kaum begreifen. 

Wir bemerken, in dieser ganzen Zeit war der Zinsfnss in New-York nnr 
6 nnd 7 Proc. und der Stand der Finanzen des Staates ein hoffnungsreicher. 

2) Die Opfer des Bürgerkriegs aus den nördlichen Staaten. 
New -Yorker Handelszeitung Tom 12. Hai 1866. 

Die nördlichen Staaten haben im letzten Burgerkrieg awa 2,400,000 Mann 
zum Krieg gestellt, darunter waren reguläre Truppen etwa 60,000 Mann und 
farbige etwa 180,000 Mann. 

Der Krieg consomirte dafon 280,420 Haan. 
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Bit aachtlelitBie VerhuUMo M officieUen Qadien entnonuntD. 

Crefallen oder Gestorben 

StaateD. «n Wunden an Summa, 

gestorben. Krankheit. 

Masaachnsetts 6,029 7,904 13,933 

New-York 14,146 17,407 31,852 

Pennsylvania 10,284 11,090 21,374 

Ohio 11,235 14,398 25,635 

Indiana 5,817 13,392 19,209 

lUinois 8,908 19,934 28,842 

Andere SUalen nnd Territorien . 39,671 100,206 139,575 

Total: 96,089 184,331 280,420 

Hierbei sind nar Diejenigen gerechnet, welche im Dienste starben, nicht 
Diejenigen aber, welche wegen Krankheit oder Wanden entlassen wurden and 
nachher starben. Beinahe doppelt so yiel, als in der Schlacht fielen nnd an 
ihren Wanden erlagen, starben an Krankheiten dahin. 

Es fielen in der Schlacht oder starben an ihren Wunden 157 Officiere 
der reguliren Armee und 5064 Officiere der Freiwilligen, an Krankheiten da- 
gegen starben nur 83 reguläre und 2238 Freiwilligen-Officiere. Es kam 1 Of- 
ficier auf l4lm Treffen gebliebene oder an Wunden gestorbene gemeine Sol- 
daten, während die Officiere nur den 25l«n Theil der Armee bildeten. Sie 
aetxten sich jedenfalls im Treffen mehr aus, als der gemeine Soldat. An Krank- 
heiten verstorben kommt dagegen nur 1 Officier auf 90 Mann, wahrscheinlich 
das Resultat besserer Pflege und Sorge für die erkrankten Chargirten. Die 
grosse Zahl der durch Krankheit Umgekommenen im Verhältniss zu der in der 
Schlacht Gefallenen und ihren Wunden Erlegenen erklärt sich durch die un- 
geheuren Strapasen und die ungesunden Distrikte, die auf einen Theil des 
Heeres ihre zerstörende Einwirkung ausübten. Auch im deutschen Kriege wird 
das Contingent der Krankheiten und den Folgen des Krieges Erlegenen trotz 
seiner kurzen Dauer ein bedeutendes sein. Eine merkwürdige Erscheinung 
bildet die ausnehmende Sterblichkeit der farbigen Truppen. Während bei diesen 
die Zahl der an Krankheit Gestorbenen zu der der Gefallenen wie 19 zu 2 
sich rerhilt, ist sie bei den weissen Truppen nar wie 2 zu 1. 

Es scheint daraus hervorzugehen, dass der Neger moralisch nnd physisch 
weniger im Stande war, die Strapazen des Militirdienstes zu ertragen, als der 
Weisse, namentlich steht fest, dass die höhere geistige Bildung der Weissen 
sie mit grösserer Energie zum Ertragen der KriegsmOhen ausstattete. Sollte 
nicht aber auch hier ein ähnlirher Erklärungsgrund mit in's Spiel kommen, 
wie bei dem Missverhältniss zwischen den an Krankheit gestorbenen Officieren 
und Gemeinen? Zwischen Officieren und Gemeinen in Amerika ist kein so 
grosser Abstand, als zwisrhen Weissen nnd Schwarzen. Welche Pflege wurde 
dem erkrankten Neger zu Theil und welche dem Weissen! 

Eine Bemerkung Ober die Influencimng des BQrgerkriegs auf die wirth- 
schaftliche Entwickelung der Nordstaaten können wir nicht fibergehen. That- 
aache ist, daaa namMlich das Ende des Bfirgerkriegs von einer miehtigen 
indnsiriellen und Handelsbewegunj; begleitet ist <— alle Geschäfte gehen. — 
Han ffihrte diese Erscheinung auf den Bfirgerkrieg selbst zurück und nahm 
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ihn gertdent ab Hraptimiebe ao. Dieae Anaidit hat aich in natcrfr Zait 
total geindert. So aagt die Haodelaiaitiiiig: 

j,Die Anoabmey daaa der Krieg anaere Hilfsquellen in überraachend 
acbnellem Maasae entwickelt habe, stellt aicb nachgerade ala eine irrige her- 
ana ; nur hingewiesen anf ansere unerschöpflichen Ressoarcen worden wir dorcb 
den Krieg, die Ausbeute bleibt dem Frieden Torbeballen, dessen eratca Jahr- 
zehnt durch seine Resultate die Welt in Erstaunen aetxcn wird. Früher waren 
ea hauptsächlich die Erzeugnisse des Acberbauea, mittelst welcher wir gegen^ 
über dem Auslande unsere Verbindlichkeiten erfüllten; mit der Exploration 
unaeres Hineralreichtbuma beben wir kaum begonnen, und es unterliegt keinem 
Zweifel, dasa die Ver. Staaten berufen * sind , Europas Bedarf an Edel- und 
anderen Metallen, vom Petroleum gar nicht zu reden, in kommenden Jahi^ 
zehnten zu decken.*' — 

3) Die Verringerung der Staataacbuld der Vereinigten Staaten. 

Der Terglfichende Ausweis der Geaammtaachuld der Vereinigten Staaten 
am I.April, I.Mai und 1. Juni 1866 ergiebt: 

1. April 1. Mai 1. Juni 

2,705,646,516 Ol 2,689,689,842 78 2,670,28^7 52 D. 

Ea befanden sich im Staataachatz : 

Gold . 62,069,700 80 76,676,407 02 60,679,957 72 D. 
Papier . 60,077,680 01 61,310,621 80 79,011,125 52 - 
122,147,380 81 137,987,028 82 129,691,083 24 D. 

Seit dem 31. August 1865 sank die StaaUachuld um 87,491,823 D., im 
Monat Mai 1666 allein um 19,401,475. Die Handelazeitung bezeichnet den 
letzten Auaweia der öffentlichen Schuld rom I.Juni ala den gfinatigaten, wel- 
cher bisher erachienen ist 

Gehen wir jetzt über zu den Reaaourcen dea Stuta. 

4) Die Staatseinnahmen der Vereinigten Staaten. 

Ea betrugen die Staatseinnahmen Tom 1. Juli 1865 bia 31. Mira 1866 
nach den of&ciellen Veröffentlichungen: 

"Wirklicher Betrag nach der Von Morill 

officiellen Yeröffentlichung. Tcranschlagt. 

Importzölle, Gold . . 132,871,098 128,967,375 D. 

Bundeaateuern, Papier. 245,369,133 243,890,548 - 

Diverse do. . 48,758,367 37,183,309 - 



426,998,598 410,041,232 D. 

Zur Einsicht in die yerachiedenen Einnahmen und Anagaben geben wir 
eine officielle Quartalüberaioht der Re?enfien, wie sie regelmisaig Tom Finanz* 
minister reröffentlicht wird, und nehmen dazu daa erate Vierteljahr dea Jahrea, 
veröffentlicht am 28. Mai. 
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Binnahmen and Ausgaben der Bnndesregiernng in dem Quarlal 
1. Januar bis 31. Min 1866. 

Einnahmen: 

Zölle 46,645,597 83 D. 

Öffentliche Ländereien 180,175 21- 

Directe Steuern 1,086,163 44 - 

Inland ReTenfien 66,153,091 92 - 

Diverse 10,874,021 30 - 

Totalbetrag der ordentlichen Einnahmen 124,939,049 70 D. 

Klein-Papiergeld 6,608,980 50 - 

81er 36,101 00 - 

Temporäre Anleihen, nach den Geeetsen 

fom Febroar und Man 1862 . . 39,807,130 65 - 

Sehuldcertificate nach d. Ges. t. März 1 862 5,795,000 00 - 

6_20er 1864 3,700,500 00- 

6— 20« 1866 2,711,303 00- 

Goldcerllficate nach d. Ges. t. März 1863 54,946,580 00 - 

Totalbetrag der aneaerordentlichen Einnahmen . . • 112,606,595 15 - 

Total -Einnahmen 237,544,644 95 D. 

Aas^iben: 

CiTiI, diplomatischer Verkehr und Diverse 9,248,033 1 9 D. 

Inneres Departement, Pensionen n. Indianer 6,823,577 58 - 

Krieg 38,213,90016- 

Marine 7,438,932 28 - 

Zinsen der öffentlichen Schuld . . . 30,024,447 51 - 

Totalbetrag der ordentlichen Ausgaben 90,748,890 70 D. 

Kapital der öffentlichen Schuld, Ein- 
lösung von Oblig. von 1842 . . 104,039 77 - 

Einlösung der Taxe nach dem Indem- 

niUts-Gesetx vom 9. Sept. 1850 . 10,500 00 - 

Schatsscheinenach d. Ges. v. 17. Juli 1861 66,825 00 - 

7— 30er, Gesetz vom Juli 1861 . . 82,90000 - 

Rfickzahlung temporärer Anleihen, Ge- 
setz vom März 1862 25,684,355 84 - 

Einlösung von Schuldcertificaten, Gesetz 

vom März 1862 l,190,00f 00 - 

Einlösung von Schatsscheinen, Gesetz 

vom Februar 1862 3,431,312 00 - 

Einlösung von Post- und Stempelmarken, 

Gesetz von 1862 506,004 00- 

Einlösung von itleinpapiergeld • • • 2,787,445 85 - 

do Compound Interest-Noten . . . 9,629,790 00 - 

do Goldcertificaten, Gesetz v. März 1 863 36,256,300 00 - 

do Zehn- Vierziger, Gesetz v. März 1864 1,551,00000 - 

Totalbetrag der ausserordentlichen Ausgaben . • . 81,300,472 46 « 
Totalbetrag der Ausgaben 172,049,36316 D. 
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Nach dtii SimiaiiMArcsiiIUteii för die drei Qurtale in «ntoii RMin«- 
jahres darften die gesammien Einnahaen für das am 30. Juni endende 
Fiskaljahr sich augefihr folgeodergeatalt beiiffern: 

Importadlle, Geld . . . 175,000,000 D. 
Bundessteueroy Papier . . 310,000,000 - 
DlTerse do • . 59,000,000 - 

544,000,000 D. 
Daa lal die gröaate Jahreaeinnahme , welche irgend ein Staat der Welt, dessen 
Budget bekaonnt ist, aufsuweiaen bat. 

Wir haben in unaern Berichten aus der englischen Presse nna wiederholt 
gegen die hämischen Bemerknngen derselben anagesprochen, dasa die Vereinigten 
Staaten ihre Bedürfnisse in den Kriegsjahren faat lediglich ans den Anleihen 
bestritten (s. s. B. Bd. II S. 296 dieser Jahrbücher) nnd auf die allmälige 
Zunahme der Steuern aufmerksam gemacht Jetzt ist der Zeitpunkt da, wo 
die Refenüen der Ver. Staaten aua der iniindischen Besteuerung eine solche 
Summe ergeben, welche, auch unter Berücksichtigung dea Goldagio, faat so 
gross ist, als wie die gesammte Staataeinnahme Groasbritanniens. 

Uns ist kein Staatsschats bekannt, in welchem so Tiel disponible Gelder 
sich fortwihrend befinden, als im Schatze der Vereinigten Staaten Ton Nord- 
amerika. Wir haben kurz vorher den Kaasenbestand des Schatzes für den 
1. April, 1. Mai und 1. Juni aufgeführt Im Unterschatzamt zu New -York 
befand sich am 16. Juni ein Papier- und Metallvorrath yon 94,261,668 D. 
Es ist eins der grössten Geldinstitute der Welt. 

Im Monat Mai verkaufte der Unterschstzmeister von New- York, Van Djck, 
onter Ermichtigung dea Finansministers nicht weniger als 35,440,000 D. Gold, 
nm den Curs des Goldsgio nieder zu halten. Seine Absicht war, ihn nicht 
über 130 steigen zu lassen. Die Creditkrisis in England mit ihren Fallisae- 
menten und später die europ&ischen politischen Wirren vereitelten seine An- 
strengung, wie wir gesehen haben. 

Im Finanzdepartement zu Washington aind 2005 Personen angestellt und 
zwar 1566 Männer und 439 Frauen. 

Zu weiterer Orientirung des Geldmarktes geben wir noch 

5) Eine Uebersicht der gesammten (Papiergeld-) Circulation 
am l.Jnni 1866 (einachliesslich des in den Regierungskassen und 
in den Banken befindlichen Beatandea). 

Ver. Staaten Papi4^eld aller Art . . . 572,677,338 D. 

Noten der Nationalbanken 277,379,660 - 

- Staatabanken 50,000,000 - 

900,057,018 D. 
Nebenher geht die exorbitante Summe der durch Vermittelung des 
^Clearing -House^ in New- York auagetauschten Checks, die z. B. in der mit 
dem 26. Mai endenden Woche 

713,575,444 D. 
betrug. 

Wir bemerken hierbei, daaa nur das V. St. Papiergeld — die sogenannten 
Greenbacks — legal tender sind, gesetzliche Währung haben, nicht die Noten 
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der Nationalbanken , welche Niemmd Im gesehiftlichen Verkehr geswiingen 
wenIeD kann, ao Stelle der geeeUlicheD Zahloittel, der Greenbacks, in Zahlung 
SU nehmen. Dagegen aind aie gesetilichea Zablmittel bei allen Regiemnga* 
kaaaen (anaaer bei den Zollbaaaen, wo bekanntlich in Gold gesahlt werden mnaa), 

6) Ein Zaaatzgeaetz lum Nationalbank-Geaetx. New-Yorker 
Handelaaeitung Tom 2. Juni 1866. 

Daaaelbe ist Tom Comptroller of tbe Currency entworfen and aoll dem- 
nacbat dem Repräsentantenhaus Torgelegt werden. 

Es ermächtigt su einer weiteren Emission von 100,000,000 D. National- 
Banknoten, auf dieselbe Welse gesichert, wie die 300,000,000, deren Emiaaion 
schon gestattet worden ist. Innerhalb 6 Monaten nach Erlassung des Gesetzes 
dürfen nicht mehr als 10,000,000 cmittirt werden und in jedem folgenden 
Monat nicht mehr ala 4,000,000. Guten Staatsbanken, welche Tor dem 
1. Oktober 1866 ein Gesuch um Conversion in Nation albanken einreichen, aoll 
die Erlaubniss bewilligt, dabei aber den Banken in den Staaten der Yorzag 
gegeben werden, welche die Terhältnissmässig geringste Notencirculation haben. 
Die Geaammtcirculation , welche den unter diesem Zuaatzgesetz in National- 
banken conyertirten Staatsbanken gestattet wird, soll 15,000,000 D. nicht 
übersteigen. Bei der Organisation neuer Banken soll den Staaten und Terri- 
torien der Vorzug gegeben werden, welche ihren Terhältnissmässigen Anthell 
an der Notencirculation noch nicht erhalten haben, um die' gleichmässige Ver* 
theilung der Gesammtsumme Ton 400,000,000 su erzielen. Jede Nationalbank 
in New -York, Boston und Philsdelphia soll 25 Proc. ihrer Notencirculstion 
und Depositen disponibel halten, und wenn dieser ReserTefond unter 25 Proc» 
zurückgeht, so soll die Bank ihre Verbindlirhkeiten nicht durch neue Anleihen 
oder Discontos vermehren, ausser durch Discontirung oder Ankauf von Sicht- 
wechseln. Clearing-House- Certificate, welche zu Ciearing-House- Zwecken depo* 
nirtes Geld repräsentiren , sollen als gesetzliches disponibles Geld angesehen 
werden. Wenn eine Bank innerhalb 30 Tagen, nachdem sie vom Comptroller 
dazu aufgefordert worden, ihren Reservefond nicht ergänzt, so kann der 
'Comptroller einen Administrator bestellen, damit die Bank liquidiren kann. 

Vom Januar 1864, wo 137 Nationalbanken mit 14,528,712 D. Kapital 
und 28,156 D. Notencirculation errichtet waren, vermehrten sich die Banken 
bis zum 28. Mai 1866 auf 1,650 mit einem Kapital von 414,921,479 und 
einer Notencirculation von 276,540,510. 

Sowohl der Bundessenat als auch das Repräsentantenhaus haben gegen* 
wärtig eine Untersuchung des Zustsndes der Nationalbanken angeordnet. Der 
Vorsitzende des Comit^s vom Repräsentantenhaus verlangt sofort einen Ausweis 
über alle Depositen, welche auf den Credit der Vereinigten Staaten, des Schati- 
meisters sowie eines „disbursing officer'^ (Zahlmeisters) oder anderer Agenten 
der Vereinigten Staaten gemacht wurden.^ 

Das amerikanische Nationalbank -System und seine Entwickeinng verdient 
die eingehendste Beachtung. Seine wunderbar schnelle Ausbreitung in den 
Vereinigten Staaten ist ein Phänomen, wie es einzig dasteht in der Geschichte 
des Bankwesens. Das Vertrauen des grossen Publikums zwang zu 
seiner Annahme, und ihm fielen die grdssten Stastsbanken zum Opfer. 
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b. B A g 1 a 1 4. 

Die eben Tergangenen Monate bilden eine Periode achwerer Bedringniif 
ffir England. Die Krisia, dieamal beaondera intenaiver Natur, widerateht harl- 
nickig dem Arcannm der Soapenaion der Bankacte und Kbelnt noch nicht 
fiberwnnden. Wir besprechen aie im Nachatehenden , aowie ihre Beziehang 
SU den Vereinigten Staaten ron Nordamerika. Femer geben wir 
einen Rückblick auf das Finansregime Gladatone'a, die Ergebniaae der 
Slaataeinnahmen des letiten Quartals und eine Ueberaicht über 
den Viehstand Grossbritanniens. 

1) lieber die Creditkrisis in England. 

What a Panic is and hov it might be mitigated. Economiat May 12, 1866. 

The Panic. The rapidity of the Panic of 1866 as compared with that 
of 1847 and 1857. 

Relaxation of the Bank Act und The Suspension of the Bank Act. Bcon. 
May 19, 1866. 

The Criais of 1866. What it ia, and what it ia not. Econ. Juny 23, 1866. 

So iat denn endlich die Kriaia in England eingetreten, auf deren Heran- 
nahen wir wiederholt aufmerksam machten, aber tiefergehend und hartnäckiger, 
als Jemand yermuthete. Die Bankacte ist am 12. Mai suspendirt worden — 
ohne daaa die Panique bewältigt wurde; die englische Bank hat eine Circula- 
tion Ton 25 MillioRien L. St. und hält den Zinsfuss ron 10 Procent aufrecht, 
trota ihres nicht unbedeutenden MetallTorraths , und die Banken rersinsen ihre 
Depositen mit 6 und 7 Procent. 

Was ist der Charakter der Kriais und welches sind ihre 
Ursachen? Der Economiat beseichnet die jetaige Krisis als eine „Credit- 
Krisis''. Die Krisis tou 1847 hatte ihre Hauptursache und ihren Charakter 
in einem Kapitalmangel. £a war 1846 und 47 zu viel Kapital in Eiaenbah- 
nen und andern Unternehmungen angelegt worden, und die dadurch entstande- 
nen Verbindlichkeiten konnten nicht erf&llt werden. Dabei gab es eine schlechte 
Ernte und viel Gold wurde gebraucht, um fremdea Getreide tu kaufen. Die 
Kriais von 1857 hatte ihren Hauptgrund in einem Mangel an Metallgeld. Der 
Metallforrath der Bank ron England, welcher jetzt am 11. Mai noch 13,156,140 
L. betrug, war 1857 auf 6,484,000 L. herabgesunken; aelbat in der intensi- 
Tern Kriaia fon 1847 war aein niedrigster Stand 8,312,000 L. Es ist bei der 
jetiigen Panique thataächlich , daaa der grosse Goldxufluss, hauptsächlich Ton 
Amerika, und selbst die Suspension der Bankacte, durch welche die wirklichen 
Zahlmittel aofort um 5 Millionen atiegen, die Krisis nicht überwältigt haben, 
worana der Schluss zu ziehen sein dürfte, dass der blosse Mangel an Zahlmit- 
teln wenigatens nicht die weaentliche Ursache der Panique ist. 

Der Economiat yeraucht, mit Zahlen nachzuweisen, dass die gegenwärtige 
Kriaia ihren Grund in einer fibermäsaigen Kapitalanlage nicht habe. Daa Ka- 
pital, welches in Eisenbahnen, aoweit aie auf den Markt gebracht wurden, an- 
gelegt war, betrug: 

1861 . . . 342,386,100 L., 

1862 • . . 355,107,280- 

1863 . . . 373,246,200 - 

1864 . . . 391,396,680 - 

1865 . . . 412,658,100 - 
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Ancb iitiM in GefeUfchaflen angelegte Kapital ist xwar beträchtlicli^ Jedoch 
nkbt beunruhigend. 

Der Betrag des bei öffentlichen Gesellachaften, einschliesallch der Prämien« 
eingfxahlten Kapitals war: 

1864 . . . 24,229,633 L., 

1865 . . . 21,193,930 - 

1866 . . . 17,781,560 - 

Es betragen dagegen nach der angenommenen Approximatiyschatsung die 
jährlichen Ersparnisse Grossbritanniens 130 Mill. L. 

Es ist aber eine weitere Tbalsache, dass eine Handelskrisia nicht Tor- 
handen ist; nur Terhältnissmässig wenig Handelshäuser rfnd gefallen und der 
Handel, swar fortwährend steigend, zeigt keine beunruhigenden Symptome, 
Der Grund des Schreckens und einer auf dem Continent kaum begreifliehen 
Furcht war das allgemeine Misstrauen in den Credit und die Zahlungsflhigkett 
der Banken. PriTstbanken , wie eines der ältesten Häuser der City, Oferend 
et Co., später limited, Bankgesellschaflen mit unbeschränkter Haflverbindlichkeit, 
wie die Bank Ton London, und Banken mit beschränkter Haftverbindlichkeit) 
wie die Agra und Mastrrman's Bank, stellten die Zahlungen ein. Mägen auch 
die sogenannten Finansgeselischaften, nachgebildet den franxösisehen Credit me- 
biliers, die Hauptsfindrr sein, so sind sie doch nicht aliein rerhaftiich fär das 
allgemeine Misstrauen, welches sich gegen die Solidität des Bankweaena in England 
jeUt kund gab. Was dieser Mangel an Vertrauen aber in England ffir eino 
Bedeutung hat, davon haben wir auf dem Continent keine foUe Vorstellung, 
wenn wir auch in Deutschland im Mai und Juni, wo das Misstrauen in die 
Zahinngsfihigkeit der Banken und selbst In die Sicherheit dea von den Staaten 
garantirten Papiergeldes in die grosse Masse des Volkes gedrungen war, eine 
Ahnung davon erhielten. Es bildet ein solcher Zustand die Sehattenaeile eines 
ausgebildeten Creditsystems. 

In England haben der Geschiflsmann und selbst viele Nichtgesehälla- 
leute ihr flfissiges Kspital in den Banken, ober welches durch Wechsel, beson- 
ders sber durch dss ausgebildete und in's Volk gedrungene Checkaystem ter- 
fiägt wird. Mittelst der Anweisung — meist auf den Inhaber — dieponirt 
man über seine Bankdepositen und benntst diese als Zahlmillel. Bei groaaea 
Zahlungen dient diese „currency of bankers* fast als alleiniges Zahlmittel, 
während die Banknote bei kleineren Zahlungen fnngirt Bei einer Panique 
nun ist dieses aushilfsweise Zahlmittel mm Theil rernichtet. Das Miss« 
trauen in die Zahlungsfihigkeit der Banken entlieht den Checke die Unterlage, 
den Glauben an die Sicherheit der Einlöaung, und ea tritt nun ein überminii- 
gt§ Verlangen nach dem übrig bleibenden Zahlmiitel, der Note der engliachea 
Bank« ein. Daher- die Bestfirmung derselben, das BedArfnIss der Suspension 
der Bankacte, weldie vorschreibt, dass die Aber 14 (j^^>^ ^^) ^^* ^ ^'^^ 
tirten Noten durch Metall gedeckt sein mAssen. 

Zum Schlnss noch ein etwas hartes Urtheil der amerikanischen Presse 
Aber die englische Geschlflssolidität. „Es drängt sidi die Uebeneugung auf, 
dass England unter der Maake strenger Solidität, die durch beispiellosen Bgeie- 
mna noch täuschender wurde, seit Jahraehnden den ansgedehnteeten Schwindel 
getrieben hat Wie wäre ea sonst möglich, dass bei der ersten BrschAtterung 
naammenstArien konnte, was man fAr grundfest gehalten hatte^ dass Hä«aer 

vn. * 4 
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fallen bonfti«!!, auf deren Seliditi^ bei jeder GelegenheK gepocht wurde! Depo- 
siten, welche von Gescbleclit za Geschlecht hochstehenden Firmen Aberlassm 
waren, die Ifär Ideale der Soliditit galten, Kapitalien, Tom Grossvater anf den 
Enkel vererbt und vertrauensvoll in dem nrsprfinglichen Gewahrsam gehaHes, 
sind m den wildesten Specnlationen benutst worden, und jetst, wo der Glia- 
biger sein Geld saruckfordert, ist es entweder längst verloren oder in den ent- 
legensten Winkeln der Erdkugel versteckt nnd nicht herbeixuschaifen. Solclie 
Krebsschfidcn kdnnen auf diesem Continent, Gott sei Denk ! nicht wnchem, hier 
explodirt der Schwindel schnell und die hiofig wiederkehrenden Krisen awingon 
sar allgemeinen Liquidation.^ 

Wir ndcbten Tast glauben, dass, so lange sich die Stsatsfinansen der 
Union in so gflnsUgcr Lage wie Jetzt befinden, das amerikanische Creditsystem, 
weiches jetzt hauptsächlich auf die Nationalbanken gegründet ist, eine sicherere 
Basis und mehr Schutz g^gen Krisen bietet, als die meisten europlischen Bank- 
systeme. Der Beweis der Erfahrung muss freilich noch erbracht werden. 

Wir verweisen hier noch auf einen vortrefflichen Aufsatz des bekannten 
W. Stanley Jevons, Professor der politischen Oekonomie in Manchester, im 
Juniheft des Journals der statistischen Gesellschaft zu London S. 235 ff. : 
On the frequeat autumaal pressure in the Honey Harket and 

the action of the Bank of England, 
den wir heute nicht besprechen können. Die Englinder vergessen zu häufig, dass 
das, was dreimal vorgekommen ist, nicht zum vierten Mal eintreten muss. 

2) Why the Panic in England bas not caused a Panic in Ame- 
rica. Economist July 1866« 

Die ftüheren Geld- und Handelskrisen in England wsren gewöhnlich auch 
von Krisen in den Vereinigten Stsaten von Nordamerika begleitet Die jetzi- 
gen Finanznöthe der europäischen Börsen haben wohl zeitweilig in den Ytt^ 
einigten Staaten den Goldcurs etwas in die Höhe getrieben, von einer Gold- 
oder Handelskrisis aber war keine Spur. Der Economist sucht sich diese Er- 
scheinung folgendermassen zurecht zu legen. 

Durch den Bfirgerkrieg war die Verbindung zwischen den Staaten dar 
Union und England unterbrochen worden. Und wenn seitdem auch der eng- 
lische Handel mit ungemeiner Schnelligkeit wieder begonnen hat, so ist er 
doch ein neuer Handel, welcher noch nirht Zeit gehabt hat, diese innige und 
uoauflösliche Vereinigung zwischen den zwei Ländern herzustellen, wie sie in 
früheren Zeiten bestand. Ausserdem hält der Oekonomist den Handel für ge- 
sund und den Theil der Nation, welcher mit Amerika handelte, fiär den gesun- 
desten. Die zweite Ursache ist ihm das jetzige Currencysystem der Vereinig- 
ttn Staaten. Durch die grossen Zahlungen, welche dieselben in Gold an Eng- 
land gemacht, wfirden sie ohne Zweifel tieif berfihrt worden sein, wenn Gold 
die Bssis ihres Creditsystems jetst wäre und nicht die Greenbacks. Gold Ist 
fbr Amerika ein blosser Handelsartikel geworden. Die nachstehende Stelle geben 
wir wärtUch: „In Amerika ist Niemand conlradlich Verpflichtet, -Gold zu !§•-> 
fem. Sio contrahiren Schulden in Papier und bezahlen Schulden in Papier« 
So lange als sie ,, gesetzliches Geld^ (lawful meney) haben, können sie MA 
ond Silber missen. Die edlen M eUlle sind in Amerika jetzt ein Artikel den 
reinen Lssus (articiea of mors luxury), während sie, hätte man eine 
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cnrrencf and Zahliuif io HeUllgeld, ein Artikel des ereten BedQrfoIcief sein 
mfiMten.'' Das GoBTernenent iet der trete Goldhalter (is the (»rincipal holder 
of gold), da es die Zölle iii Gold empfingt. Damit macht es Geschifte. Wir 
ubersetaen wieder wörtlich: „Wenn in Folge der Rimessen lisch Europa der 
PreU des Goldes, wie er an den Greenbacks gemessen wird, steigt, so beeilt 
sich das GoiiTemement, ta ?erkaufen, um die Additiolialprimie ao gewinnen.'' 
Bei solchen Auffassungen darf msn sich über die nnfreundliche Stimmung der 
a^ierikanischen Presse gegen England freilich nicht wandern. Die Ansicht, dasa 
Gold in Amerika ein blosser Luxusartikel sei, mag ein Irrthum sein. Ein 
Land, in dem der Handel 175 Mill. D. Gold jahrlich xur Zshlung Ton Zöllen 
braucht und einen betrichtlichen Theil eines Ungeheuern Imports an*s Ausland 
mit Gold befahlen muss, ksnn ein solches Zshimittel nicht als blossen Luxus- 
gegenstand haben. Die fortwährenden Fluetuaiionen des Goldagio waren gsr 
nicht denkbar, wenn das Gold nicht nothwendig gebraucht würde. Die Aeos- 
serungen aber über das Marchandiren der amerikanischen Regierung mit Gold 
ist eine Verleumdung. Wir bleiben hierfür den Beweis nicht schuldig. 
Der Unterschstimeister von New- York, ran Dyck, hatte im Msi dieses Jshres 
35,440,000 D, Gold snf den Markt gebracht. Das Repräsentantenhaus ver- 
langte bieröber Tom Flnanxminister Mc. Cullogh Aufschluss. In dem höchst 
instructiTen Bericht desselben Tom 4. Juni an die Vertretung spricht er sich 
über die Grundsitze der GoldTerkaufe folgendermassen aus: „Man Hess die in 
die Bundeskssse flicssende Munae sich einige Zeit snhiufen, als Fond xur Er- 
kichterung der Rückkehr xur Bsarsahlniig oder um darüber disponircn xn kön- 
nen bei allen ETentnalititen , welche eine Disposition nöthig machen dürften, 
xum Schutze des Nstionalcredits oder xur Verhütung einer solchen Entwerthusg 
des Nationalpapiergeldes, dass dadurch das Geschift des Landes und nament« 
lieh das Interesse der arbeitenden und producirenden Classen nschtheilig afücict 
wurde. Es war meine Absicht, entweder durch Zurückhalten oder durch Ver- 
ksuf den Harkt fest xu erhalten, bis die durch den Krieg ans ihren Gelelsen 
gebrachte Industrie des Landes wieder ihre Tolle productiTe Thatigkeit erlangt 
haben werde, und auf diese Weise den Weg xu einer permanenten Wiederauf- 
nahme der Baarzahlung xu bahnen. Meine xu Terschieaenen Zeiten dem Herrn 
TSn Dyck gegebenen Instructionen lauteten dahin, keine Verkaufe Torzuneh- 
9ien, ausser um dem Schatz das nöthige Papiergeld zu Terschaffen, oder den 
nothwendigen Bedürfnissen des Handels xu entsprechen, oder erfolgreiche Com- 
binaiionen zur Gefahrdung des Nstionalcredits oder Erzeugung starker Preis- 
schwankungen xu Terbindern/ Gerade um den Goldcurs niederzuhalten und 
nicht über äOVo gelangen zu lassen, sowie um der auslandischen Krisis ent- 
gegenzutreten, also indirekt England xu Hilfe xu kommen, Hess der Unter- 
schatxmeister die gedachten GoldTerkaufe realisiren, und dafür wird daa Goa- 
Ternement Ton englischer Feder zu einem gewöhnlichen Speculanten degradirt. 
Ein Amerikaner wurde die Tom Economist in der Ueberschrift gestellte 
Fl'age mit xwei Worten beantworten: weil sich die Vereinigten Staaten seit 
dem Kriege Ton England auch wirthschafllich emancipirf haben. 

3) Mr. Gladstone*s management of the Bxchequer. Eaonomfit 
Jnny 1866. 

MU dem WUgliiiiisteriiMI ist auch seine bsdtetiBdate Capadttt, der Fi- 

4* 
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nanzmimter Gladstone, der grogse Kanzler des Schatiantea, wte flin der 

Economiit bezeichnet, aus der Regierung seinei Landea geschieden. Er widmet 

dem, vas der abgetretene Hinister für Englsnd in den sieben Jahren adnar 

Amtsführung gethan hat, einen substanziellen Nachruf, der eine ganze Flnain* 

geschichte der letzten sieben Jahre bildet. 

61a dato ne hat die Steuern dea Landes reducirt, die Staatseinnahmen 

vermehrt und die Nationalschnld vermindert. Folgende Steuern sind Ton ihm 

aufgehoben oder reducirt worden (die Einkommensteuer hier anageachloaaen) : 

ixu^ 4**««^ FeuerTersiche- 

Zolle. Accise. ^„„j, Stempel etc. 

1860 2,840,931 L. 105,000 L. — L. 

1861 279.558 - 1,350,000 - — 

1862 98,671 - 250,000 - 5,000 - 

1863 1,896,319 - — - _ - 

1864 1,744,384 - 15,000 - 365,000 - 

1865 2,214,981 - 10,000 - 520,000 - 

1866 477,000 - — - 85,000 - 



9,551,844 - 1,730,000 - 975,000 - 
Zusammen . . . 12,256,844 L. 
Auferlegt hat er von 1860—1866 die folgenden Steuern: 

Zolle: 833,291, Accise: 238,000, andere Taxen: 243,500 L. 
Zusammen . • . 2,314,791 L. 
Dies zeigt, daas er im Ganzen die Steuerlast um 9,942,053 L. vermindert hat. 
Wie bei Sir R. Peel ist auch bei Gladstone die Einkommensteuer das 
grosse Instrument der Finsnzrrformen. 

Er erhöhte sie, als er zuerst sein Amt autrat, um dadurch in den Stand 
gesetzt zu werden, seine anderen Aenderongen auszufuhren. Er benutzte, was 
man die Reservekraft der Besteuerung nennen kann, um Reformen von gros- 
aem Verdienst in Zeiten von viel Schwierigkeiten in's Leben zu rufen, aber er 
läsat die Einkommensteuer niedriger zurück, als er sie gefunden hat. Er fand 
eine Einkommentsxe von 5 d. auf daa Pfund, und nach manchen Aenderungen 
und einigen Verbesserungen hinterliesa er sie zu 4 d. Es bezeichnet daa Wacha- 
thum des englischen Nationalreichthum«, dass diese Steuer, welche zu 5 d. im 
Finanzjahre 1859—60 6,683,507 L. ergab, 1865—66 6,390,000 L. bei 4 d. 
erbrachte. Gladstone kam als Finanzminister in eine Periode grosser Seh wie* 
rigkeiten. Abgesehen von den grossen Ausgeben für die Fortificatipnen , stie- 
gen die Ausgaben für die Nationalbewaffnung, welche 1858 — 59 betrugen: 
Armee . . . . 13,294,000 L. 
Flotte • . . . 9,215,000 - 
Zusammen 22,509,000 - 
1860 und 61 auf: 

Armee . . « . 18,013,000 L. 
Flotte . . • . 13,331,000 - 
Zusammen 31,344,000 - 
Das ist ein Zuwachs der Ausgebe von 9 Mill. L. 

Es verlangt, sagt der Economist, nicht allein viel finanzielle Geschicklich- 
keit , sondern y was wenigstens eben so selten bt, finaniielkn Uuth (fintncial 
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Courage), um lotcV grois« SUuerredactionen zu einer Zeit in'a Werk in setten, 
wo die DolhvendigeD Auigaben so sehr und so plötzlich yerniehrt werden. 
Gleichwohl hat Gladstone das Nationaleinkommen nicht rermindert. 
Er hinterlisat seinem Nachfolger ein Einkommen von 65,914,000 L. 
Er empfing von seinem Vorgänger ein Einkommen von 64,663,000 - 

Vermehroog: 1,251,000 - . 
Auch die Stsatsschulden wurden unter seinem Finaniregime rermindert 
Er fand am 31. Man 1859 eine Nationalschuld vor Ton 
Fundirte Schuld . . . 786,801,154 L. 

Annuititen 18,856,326 - 

Unfnndirte Schuld . . . 18,277,400 - 



823,934,880 L. 



Er hinterUess am 31. Uiri 1866: 

Fundirte Schuld . . . 773,313,229 L. 
Annuititen ....*. 21,342,020 - 
Unfundirle^SchuW . . . 8,187,700 - 

802,842,949 L . 
Verminderung: 21,091,931 - 
Durch seine eben abgelaufene Administration, abgesehen ?on seiner Ver- 
gangenheit, stellt er sich nach dem Economist neben, wenn nicht fiber seine 
grossen Vorginger Pitt und R. Peel. 

Gladstone ist bekanntlich ein klassisch gebildeter Mann, dem die alten 
wie die neuen Sprachen su Gebote stehen. Dabei ist er ein Redner ersten 
Ranges. Seine 'Expositionen des Budgets sind Kunstwerke. ^Er gruppirt die 
Zahlen, bis sie nicht allein schätzbar als Information sind, sondern schon an 
sich selbst, und er kann sie durch das lebendige Wort mit einer Grazie, einer 
Klarheit und einer Accuratesse auslegen, weit fiber jeden lebenden Mann.'' So 
der Economist. 

Gladstone gilt sls Znkunftsminister der wirklich liberalen Partei- in 
England, und Einrichtungen, die er getroffen, wie die Postsparkassen, die Le- 
bensTersicherung für die unbemittelten Classen u. s. w., geben ihm neben seinem 
eminenten Tslent die gerechte Anwartschaft darauf. 

4) The Revenue. Economist Julj 1866. 

Die Gesammteinnahme des mit dem 30. Juni 1866 geschlossenen Quartals 
betrug 17,463,664 L. gegen 17,549,520 L. in der Parallelperiode des Vor- 
jahrs. Wihrend allein die Einkommensteuer (1,597,000 gegen 2,210,000 im 
Jahre 1865) eine grössere Abnahme xeigt, sind Accise (5,144,000 gegen 
4,865,000 im J. 1865), Abschfitxungssteuem (1,478,000 gegen 1,407,000) 
und die Posteinnahmen (1,070,000 gegen 970,000) betrichtllch gestiegen. 

5) Statistics of LIts Stock fn the United Kingdom. Journal of 

the Statistical society of London. Junj 1866. 
Das statiatische Departement des Handelsamts hat Tor Kurxem die erst« 
▼ollstindige Uebersicht des Viehstsndes des Vereinigten Königreichs mit Irland 
▼eröffentlicht. Wir theilen sie nebst einer Tergleichenden Uebersicht 
der BeTölkerung und des Viehstandes fcrarhiedenK Linder im Nach- 
atehenden mit. 
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Miscellen. 



I. 

IMc Ayrarvcrfmwwy ttes Ffirateniliwmfl SrliwArBbars- 

RadolatAdt« 

Vom 0. K&rbitx, Caad. jur. el cam. und Mitglied des statistischen Seminars in Jena. 

EiDleituDg. 

Unter AgrarTerfaaaaog Teratehen wir die Tom Staate garaDtirte Rendite- 
ordnoDg, in der eich der gaaammte landwirthachaftliehe Betrieb bewegt. Ein« 
allgemeine ajatematiache Bearbeitung dieaer Rechtanormen beaitsen wir bie jetxt 
nicht und aelbat für einselne Länder haben wir nar aehr unTollliomniene Ar- 
beiten. Die forliegende Abhandlung iat beatimrat, dieae Lfieke ffir einen Thail 
dea thüringiachen Gebietca, daa Färatenthum Schwarzbarg - Rudolatadt , aasiu- 
fallen. Sie lerfallt in vier Capitel: 

1) Eigenthamarecht an Grund und Boden, 

2) die öffentlichen Anatalten zum Schutze dea Grundeigenthuma, 

3) daa Hypothekenweacn, 

4) die LandeaculturgeaetzgebuDg. 

Der Bearbeitung aollte eigentlich eine genaue Angabe der Yertheilung 4ea 
Grundbeaitzca und der Culturarten Torangehen, da aber bta jetzt weder eine 
Yermeaanng des ganzen Landes noch der einzelnen Fluren atattgefunden hat, 
80 muaa vorläufig darauf Yerzichtet werden. Erat nach Beendi^^ung der seit 
einigen Jahren begonnenen Landeavermeasung wird man im Stande aein, Poai- 
tiTea darüber mitzutheilen. Nur die Gröaae der Domänenforatrn ist bekannt, 
aie beträgt 2,4 DMeilen. 

Die folgenden Agrargeaetze gelten in dfm ungefähr 18 QMeilen groaaen 
Füratenthuro, daa eich in die sogenannte Ober- und Unterherrachaft theilt. 
Dieae ala Theil der goldenen Aue hat reicheren Boden und bei weitem mehr 
Groaawirthschaften als die am Thüringer Walde gelegene Oberherrachafl. 

Von älteren Rechtaquellen nennen wir ala die wichtigäten den Sacbaen- 
apiegel und daa ihm verwandte Magdeburgische Weichbildrecht. Die neueren 
sind ptrticularrechtlich-adiwarzbttrglach, naturlich mehr oder weniger ?on den 
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Naehbarrediten, früher tod dem eich«lfcheii, nenerdiiige Ton dem preiiMischeii 
beeinfluset. Es sind aueeer den hier wenig in Betracht Icommenden Statuten 
die Dorfordnung von 1681, die seit 1769 im Rudoletädter Wochenblatte, spä- 
ter auch ffir die Unterherrschaft im Franlienhiaser Inteliigensblatte abgedruck- 
ten, als Nachtrige sur erneuerten Processordnung Ton 1704 theilweise xusam- 
mcngestellten und die seit 1840 in der Gesetasammlung TorMFentlichten 6o- 
setxe und Verordnungen. Fdr manche Institute haben sich auch gewohnheita- 
rechtliche Normen gebildet. Als Hulfsmittel dienen: Heimbach, Sichsichea 
Priratrecht; 6. t. Bamberg, Das achwanburg - rudotstfidtiKhe PrlTatreeht; 
B. Sigismund, Landesbunde der Oberherrschaft. 

Cap. L 
Eigenfhumarecht an Grund und Boden und Theilbarkeit desselben. 

A, Allgemeine geschichtliche Entiriciclung. 

§ 1. 

In der iltesten Gestaltung der deutschen AgrarTerhiltnisse unterscheidet 
man fiinselhöfe und Dörfer. Während bei jenen der Besitzer frei über seinen 
Boden und dessen Bebauung schalten und walten durfte, war hier Jeder Inao- 
fem an eine gewisse €uUur gebunden, als er lu bestimmten Zeiten einen Theil 
seiner Aecker zu Gunsten der Uebrigen brach liegen lassen mussle (Feldge- 
meinschaft), in beiden Verhiltnissen blieb aber Wald und Weide der Ge- 
meinde, der Markgenossenschaft. War bei Bildung der Gemeinde jedem Hans^ 
Tater ein gleicher Thell des Bodens zugefallen, ao musste sich das im Laufe 
der Zeiten wesentlich andere gestalten, indem sich durch Vererbung und durch 
Veriusaerung der Grundbesitz des Einen mehrte, der des Andern minderte. So 
entstanden die Terschiedenen Arten der ländlichen Besitzer: Vollbauern, Halb- 
banern. Anspänner u. s. w«; es bildete sich bald ein Uebergewicbt der grosseh 
Besitzer über die kleineren aus, das zur Entstehung des reichen Grundadela 
führte, dem die durch Dotationen reich gewordene Kirche nicht nachstand. Zu 
gleicher Zeit wurde der Bauer Seitens des Stasts und des emporstrehendftt 
Gutsherrn mit dinglichen Lasten aller Art fiberhiuft. Eine Veräuasernng des 
Grundbesitzes durfte in der Regel nur mit Einwilligung der nächsten Blute« 
Torwandten und bei Lehngfitern des Lehnsherrn erfolgen, sonst war sie nichtig 
und das GrundstAck konnte Ton den Berechtigton zur nckge fordert (retrahirt) 
werden. Nur die s. g. ledigen oder walzenden Grundstücke wurden frei wei* 
lerbegeben. 

Der wachsende Verkehr und die Geldwirthschsft mussten diese Verhslt- 
Biase bald beseitigen. Die Niherrechte waren früh schon dahin abgeschwicht 
worden, dass wenigstens der Kaufpreis Tom Retractsberechtigten zurückgegeben 
werden musste, und hörten allmälig ganz aaf; die Mark, die Almende wurde 
an Einzelne yertheilt; die Lasten, die früher in Naturalien bezahlt wurden^ 
mussten jetzt dem Tiel bequemern Vorkehrsmittel, dem' Gelds, weichen und 
machten bsld durch ihre Ablösbarkeit den abhingigen Grundbesitzer zum freien 
Bauer. Nur die Bestimmungen des Lehnrechts blieben theilweise bestehen und 
ebenso wurde Ür Güterschloss , freilich mehr aus finanziellen und polizeilichen 
Gründen, aufrecht erhalten. 
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B. Pai ilter» Ptrtitvlarrcclit. 

8 ^• 

Die Terfiasieruni^. 

Dit V«ri«ft«niDg elnaa Grindstfieki fand nach ilUnm Icntacheo Be^ 
nar anter Bcihfilfe dea GerkhU and in aolennar Form statt IHe gerichtliche 
Asflaaaang iai xvar dnrch daa aeaere Rächt mannigfach modifichi irnrdcn, ha* 
aich aber doch im Priodp in naaeren particnlären Gaaetxgcbungen fad durch- 
gehende erhalten, obgleich die alte, bei Uebertragung von Grande tacken noth- 
wendige PobHcitiit, wie Gerber richtig bemerkt, mehr einen polbeilichen ala 
priTatrecbtlichen Charakter angenommen hat. Dieaer xeigte aich xunichst bei 
den Beatimmungen über lehnarechtliche Verhiltniaae, wo es naturlich im (nter- 
eaae dea Lehnsherrn lag, in wiesen, Ton wem er seine Abgaben erbalte. Daher 
wurde die Veriussernog und Veränderung Ton Lebngötern ohne landesherrlichen 
Consens ?erboten ^), und es durften die Confirmationsurkunden nicht eher aua- 
gehandigt werden, bis alle RückatSnde an Abgaben, Zinsen u. 8.w. berichtigt 
waren '). 

Dasselbe Interesse wie der Lehnsherr hatte aber auch der Staat, dar bei 
jedem VerlnderungsfaJl Gebfihrcn und Sportein erhob, und er suchte daher alcfc 
Gewfssheit aber jede Besitzemeuerung tu Torschafen, indem er Ycrlangte, daia 
bei jeder BeeitxTerinderung, mochte dieae Hiuaer oder andere Grandstucke hie^ 
Irefen, bei ErbflUen, Tausch, Kauf a.s. w. sofort der ordentlichen Obrigkeit 
wegen Confirraation und Ab- und Zuschreiben die erforderliche Nachricht ge^ 
gal^n arerde|i solle, um Unordnung in den Erbxkis-, Flor- und Lagerbiichern 
und Steaercataslern su Termeiden^)* Dabei wurden Zuwiderhandelnde, die nach 
Verstrich Ton drei Monaten dieae Anxeige Torsiumt hatten, mit Erlegung des 
dritten Theils des Werths bei Aeckera^ Gärten und Wiesen, des Tierten TheSla 
hei Häusarn und Waldungen, später^) aber mit awei Procant Ten der Kauf- 
summe bestraft« 

Noch genauer verfuhr man hei geachloasenen Grandsticken. Zunäehat 
mnsaten anr Anfertigung richtiger Flur- and Lagerbächer, d. h. wiederuas aar 
gthdrigen Controürung der Abgaben in Kaufcontracten, Erbrecossen and ind^ 
ren Acfuisilionadefumanten, die Grundsticke der Bauerngüter oder anderer 
Gttler und Besibongen, die mehrere Grandstucke unter einem CollecfiTiiameD 
bogriifen, einsein unter drei Rnbriken: Aecker, Wieaea und Waldangoi, ond 
swar nach ihrer Lage, nkdi den Nachbarn und nach dem Flächengehalte, eiiier- 
lei ob nach wirklicher Messung oder nach blosser Schätxung, und dies Gol 



1) Yerordnong ?. 7. Jan. 1703ir dass aus den Lehngfitem nichts Yerlusserl, neidi 
selche Terändert werden solHen. Vgl. R. Wbl. y. 1776 St. 2. 

2) Verordnung v. 23. Dee. 1716^ die bei Confirmation der Kaufbriefe den Lefan- 
herren der Gmndatacke jederzeit da?on zu ertheilende Nachricht betreffend. Vgl R. 
Wbl. V. 1776 St 17. 

3) Verordnung v. L Jan. 1748, die erforderliche Anzeige bei- YeränderuDgen du» 
Besitzer der Gniudstficke beUeffend. Vgl. R. Wbl. y. 1776 St 18. Sie sUmmt fast 
wörtlich mit einer yon Gerber, Deutsches Privatrecht S. 220 N. il angeführten Lüne- 
burger Verordnung von 1712 fiberein. För die ünterherrscliafl Verordnung t. 29. Febr. 
1764. Vgl. Fr. Ibl. y. 1766 St. 2. 

4) Erlass t» 30. Juni 1807. Vgl R. Wbl. v. 1810 St. 22. 



■Mh Miliar Qt»Mi& (AMptmi-, BiBafrtluM-, ■UUntIttarga« & ik «der TMl 
•iaaf aaderft Gute) taimt.aUeii dirauC litgendea LmUii angtgtiiea wtrdtt^), 
IMarch tollte ngldch eine GewährbletaBf dei FlidieDiiiliaHet, wb aie Ma- 
lier beaUDd, aaflidreD, wenn aie nicht beaondtra atipaKrt wurde. Sinailtidia 
Anfakcn worden mit Hälfe der Flnrbfteher genacfat oder, falle aelche nieht 
exietlrten, nach Angebe der Intereaeenten nnd liadi der Localkenntnüia der Ge- 
neindibehörden, die daa AcqiiaitieDedoenment nit in nnterachreiben Üidleii, 
Die Rent- nnd Jnetisimter waren aueaerdem noch Terpflicht^ dieae DoeoMnle 
nach den Zineregietem nnd Stenereataatem nnd nach den ihnen etwa inate« 
henden achriflHchen Nacbriehten in berichtigen« Zagkich nraaaten in eolehen 
Veriodernngafatten die filteren Docomente mit ibergeben ^) nnd bei Strafe der 
wahre Werth der Immobilien angegeben- werden 0« «n nicht durch Angabe 
einea geringern daa Lehngeld in mindern oder einer Zahlung deeaelben gam 
anaznweichen. 

§3. 
Das Naherrecht. 

Die die Veriaseerang der Crnndetficke beachrinkenden Niherrecbte sind 
gröaaten Theila im Anfang dicsea Jahrhunderte weggefallen. Nur wenige haben 
eich erhalten, ao namentlich: der Territorialcontract oder die Landlosung, daa 
Nfiherrecht der Inlinder gegen die Ausländer, während das früher bestehende 
Verbot einer VeräusseruDg von Grundbesits an Fremde und Auswärtige, die 
ihren Fenerherd und ihre Wohnung nicht in den forstlichen Landen hatten*), 
bekanntlich durch Artikel 18 der Bundesacte aufgehoben ist, und die aus dem 
Lehnswesen herrührenden Retracte, der Lehnaretract und das Naherrecht der 
Mitbelehnten •). 

§ 4. 
Die Theilbarkeit des Grundbesitzes. 

Bereita Torhin iet bemerkt worden, daaa frfiher ein rechtBcher Gdterachlnaa 
nicht bestand, dass derselbe aber bald ana iinanxiellen Gründen, wegen be^- 
merer Erhebung der Stenem nnd Abgaben, festgehalten wurde. Jedoch trennte 
■an trots dlir Verbote von geeehloesenen Gfitem Gnwdatäcke ah nnd yerin»« 
aerte aie ala webende, so dass die Regierung dagegen eiferte^), merst weü 
dadurch ;, eines Tbeile die Nahrung auf dem Lande aiit der bftrgerlieben cos* 
fnndiret, andern Theila die auf den Dörfern haftende Laat de» armen Inv^eh* 
uern gent unertriglich werde,' bald jedoch mit Angabe daa wahren Grandce^ 
weil „deeselbe tu merklicher Dnordming und Unrid^tlgkeit in allen aereriia 



6) Verordnung y. 25. Not. 1^ fgt. R. Wbl. t. 1823 St 49. Ich gebe dieselbe 
etwas ensr&hrlicher, da das neue Geeetx ▼. 6. Juni 1866- wesentliche BestfaDnungen 
daher etttnonaien hat. 

6) Verordnung ▼. 20. Mai 1828, ?gl. R. Mftl. t. 1828 SL21. 

7} Verordnung f. 20. Aug. 1830, vgL R. Wbl. t. 1830 St. 34. 

8) Verordnung t. 30. Not. 1751 wegen Veräusserung der Grundetftcke an Aus- 
wirtige und Fremde. Tgl. R. Wbl. ▼. 1775 St. 22. 

9) DerQber und über das Ahsugsrecht Tg^ t. Bamberg, Schwersb. PriTStreahl 
S93U.94. 

10) Verordn. t. 26. Man 1715, t. 18. Hin 1728 und t. 10. Juni 1729^. Tgl. 
R. Wbl. T. 1775 St 19—21. Die dort aagef&hrten Rescrtpte an einielne Aemter 
habe ich nicht so Händen bekonoien kennen. 
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ftthUdf gmicin*. Ob trUMt Um jete TeriiMtruigwrfilrag, im ym 

•lAvm CkundilMucMiplex dnitliio Theile «btreimU, «od selbst Erbschsftfthei«* 
hmg9n für nichtig «nd gssUtlst» nw nölhigsn Falls eins Theihmgy wenn ^^dsr 
BsvyUcsitisr vor allen praestationes sa hafUn priaciiMiliter finodirst sei', 
Jedock sdieint mit Dispens der Regiening eine Theilung öfters Torgek^nunen 
M sein, da in den leisten 160 Jahren sogar ca. 20 Rittergfiter serscUagen 
wurden. — Aach die nenste Bestimmung der § 133 a. 165 der dcntscben 
Gmndrechte von 1849, die jedem Dentschen ToUe Dispositionsfreiheit über 
seine LiegenKhsften gab, kam bekanntlich bald vieder ausser Krsft. 

Neben diesen geschlossenen Gutem der eiuxelnen PriTalperaonen existirtan 
noch Gemeinheiten ganxer Gesellschaften oder einer juristuchen Person, x. B. 
der Gemeinde. Eine Vertheilung solchen Gemeindeeigenthnms unter die ein- 
seinen Mitglieder war eigentlich onxnlissig und erst am 1. Jen. 1836 eraduen 
eine Anleitung xn Gemeinheitstheilungen, die aber nnr den Behörden ala Richt- 
schnur dienen sollte, ohne dass Ar gewisse Fälle ein Zwang xur Theilung aus- 
gesprochen war. 

C. Das neuere Partitularrecht 

§S. 

Erwerb des Eigenthams *>)• 

Du Eig^nthnm an einer unbeweglichen Sache kann nur durch ge- 
richtliche Zuscbreibung erworben werden. Jede BesitxTerinderung ist 
hinnen Jshreefrist nicht nur seitens des neuen Erwerbers bei einer Geldstrafe, 
die bis 100 Thlr. steigen kann, sondern auch seitens der OrtsTorstinde bex. 
des Process- und Erbschaftsgerichts dem competenten Gericht der belegenen 
Sache anxuseigen. Nur Erben, denen Eigenthum und Benutxong der Grund- 
stücke sofort sneteht, sind davon ausgenommen, wenn sie die ererbten Grund- 
stficke binnen Jahreifrist ohne neue Schaldenbelastung verkaufen. 

Die Zuscbreibung, die den Vorsag vor allen andern Erwerbern girbt, 
erfolgt in einer Urkunde durch dasjenige Gericht, welchem die Gerichtsbarkeit 
in idcht streitigen Rechtssschen fiber die Immobilie susteht. Diese Urkunde 
soll sber ausser der auedrficklichen Erklärung, daes der Gegenstand dem neuen 
Erwerber als nunmehrigem Besitxer xugeschrieben werde, noch enthalten: ge- 
naue Bexeichnung der unbeweglichen Sache nach der Verordnung vom 25. Not. 
1823; Vor- und Zunamen nebst Wohnort des Veriusserers bex. des Erwer- 
bers; den Rechtsgrund der Erwerbung unter Anföhrung der alteren Docnmente, 
der Hjpolheken und andern Lasten; sowie die etwa beigefügten Bedingungen 
und Dispositionsbeschränkttttgen (§ 12). Da jede Zaschreibung einen recht- 
mieslgen Erwerbstitel Torsuesctxt, so mnss ftieser ebensowohl nachgewiesen 
werden, wie das Eigenthnmsrecht des Veraosserers oder Erblassers; und xwsr 
haben gesetsliche Erben diesen Nachweis durch ein Zeagniss des Gerichts, dass 
sie sich sIs Erben ausgewiesen haben, xu fähren, andere -Erben oder Ver- 
michtnissnehmer durch Vorlegung des letxten Willens oder des ErbYcrtrags; 
Besitxer, die ihren Besitxtitel nicht nachweisen können, durch Erlsss von Edk- 
talien ; diejenigen, welche ihren Titel auf rechtskriftiges Urtheil basiren, darch 



11) GeseU ▼. 6. Juni 1856 und Erläuterung v. 20. Juiii 1856, die gerichtlicha 
Uebereisnung unbeweglicher Sachen betr. 
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Voraelgnog dieses (§ 4 f.). I^en Hjpothekenglliibigem ist von AmlswegeA 
Nachricht ta geben, wenn der neue Erirerber in die Verbiadliehlteiten des altes 
eintreten will; sollen sie aber mit dem Kaafgelde befriedigt werden, so mnss 
dasselbe bei Strafe doppelter Zahlung in das Gericht geiahlt werden. Dvreh 
die gerichtliehe Uebereignung flllt endlich aach bei den Lehen die Beleihvng 
und der Lehnseid weg; an die Stelle des letttern tritt das blosse Angeldbnias 
trenlicher Erfüllung der Unterthanen- und Lehnspflichten. 

§ «. 
Die Verschiedenheit des Grundeigenthums in>politiseher und socia- 
ler Beziehung^). 

a) Eigenthnm des Staates sind Dominen, herrschaftliche Forste, öffentlieho 
Flfisse und Lsndstrassen. Erstere zwei (2,692 DM.) sind Fideicommisseigen- 
thum des forstlichen Hauses. Die Ueberschüsse der ca. 230,000 Thlr. betrar 
genden Einkfinfte, die nur sum kleinen Theii (ca. 83,000 Thlr.) als €lTiUisto 
und Apanage dienen, kommen dem Lande su Gute. 

b) Weniger umfangreich ist das-Grundeigenthum der Kirchen, Pfarreien, 
Schulen und milden Stiftungen. Doch besitzt die Kirche ca. 34,000 Thlr. an 
Gmndbesits. 

c) Die Gemeindegüter stehen unter besonderer Controle des Staates, 
lieber die Waldungen der unter b und c genannten Grundeigenthümer 

gelten noch besondere Bestimmungen ^^). Um ihren Betrieb lu regeln , wird 
für die grösseren Waldbezirke Ton dem Departementsforstchef, der dieselben 
alle zwei bis drei Jahre inspicirt, wenigstens auf fünf Jahre ein Betriebsplan 
ausgearbeitet, der den Revierförstern zur Richlschnur bei der Waldbewirtbechaf^ 
tung und der unmittelbaren technischen Beaufsichtigung dient. Die specielle 
Aufsicht aber bleibt , wo nicht besondere Communförster angestellt sind , dea 
Gemeinde- bez. KirchenVorstinden selbst Torbehalten, falls sie sich daza qualt- 
Aciren ; im andern Falle bestellt das Forstamt einen brauchbaren Mann aus der 
Gemeinde, welcher dieselben Befugnisse hst, wie jene, nämlich: Ueberwachnng 
der Forstgrenzen und Forstgerechtsame, die Besorgung des Holzschiagens und 
der Cttituren und das ganze damit und mit dem HolsTerkauf znsammenliift» 
gende Rechnungswesen. Von allen diesen Bestimmungen sind jedoch Waldan*- 
gen ausgenommen, deren Areal nicht grösser ist als 20 — 30 Ackor und die 
entweder aua einzelnen ron einander getrennten Stücken bestehen oder durch 
Ihre Lage die Beaufsichtigung durch Forstbeamte schwierig machen. Die Kortan 
der Verwaltung trigt der Eigenthümer. • 

d) Obwohl bei den Waldungen der PriTaten^^) der ForstbehMe nicht 
80 weit gehende Befugnisse zustehen, wie bei der Baaufsichtigung der Gem^nda- 
• Waldungen, ao befinden sich doch jene insofern unter ihrer €ontrole, ab Sit 
darauf zu achten hat, dass abgeholzte Fliehen, die ohne Genehmigung der 
Regierung nicht in Cultnriand umgerodet werden dürfen, binnen drei Jahrttt 
wfeder bepflanzt werden, wenn keine natürliche Besamung su erwarten steht. 
Ausserdem haben Besitzer nicht schriftsissiger Grundstücke die geringste Ver- 

12) Y;L Bamberg, Privalrecht §72. 

13) Gesetz ?. 18. HSrz 1810. 

II) Gesetz ▼.•18. Merz 1840, die Besufsichtigung der Pritatwaldungen betreiL, 
und Frankenhauser Forstordnung ▼. 31. Aug. 1700. 
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§whnm^j im •!• ttü ihrtm H«lirrMiMfick Toni«kM», ifn »it 4er WAnag 
Bieter Btßümmung betnuleo Gtmeiadeventinilen «nsoicigea. 

Jedes Cktiiidetfick, Biit Ansnalime der flBraUieben BesiUiiBgeii and g i^e ee 
res, nsaainieiiliiageiideii Waldungen, araie einem Gemeinde* oder Gnttheiirke 
■Dgebdren ^). Ein Gemeindefcetifk nmfifit simmlliriie innerlmlk eines (Ms 
•der dessen Flurmarknng gelegene Grniidstfieke« ein Gutsbesiik ist em snssm- 
menhingendes Ganze, welches durch die ram Gute gehörigen Grundstdcks go^ 
bildet wird und bereits frfiher, Tor 1850, ein besonderer Heimstbsbesirk und 
ein besonderes Pstrimonialgericht war. Be können geeigneten Falls auch lan- 
deslierrliche Domänen sn Gutsbexirben erklirt werden. Jeder Gulsbesltier, dsr 
(mit seinem Verwslter) als Vertreter des Gemeindevorstandes die Polisei ans* 
•bt, hat nofh die besondere VerpiUchtwig, die Lasten des Gutsbeiirkes so lange 
allein su tragen, bis die Qbrigen Bewohner anf ihren Antrag dan gesogen 
worden aind.* 

§7. 

Das Grmndelgonthum mit besehrlaJcter Dispositionsbefugnlss oder 

Erbfolge. 

a) Die besonderen Rechte, die mit dem Besils eines Rittergnts Ter- 
bnnden waren, haben gröpstentheils aufgehört Nur die Steuerfreiheit ist er- 
halten geblieben; die Patrimonialgerichtsbarkeit hat seit 1850, die Landstand- 
sehaftseit 1848 aufgehört. Jetst werden drei Vertreter der grösseren Grund- 
besitser, d. h. die einen Gutscomplex Ton mehr ala 100 Morgen haben, aar 
Volksvertretung gewihlt. Die Fähigkeit, Ritterguter lu erwerben, besitat dar 
Birgerstand schon seit Anfang dieses Jahrhunderts« 

b) Familienfideicommisse giebt es im Lande ebensowenig als be- 
aondere pertlcularrechlliche Bestimmungen fiber deren Errichtung. 

c) Dagegen bestehen In Rndolstsdt LehnrechtsTcrhältnisie und Lehn«- 
giter noch fort, för welche die aus den rorigen Jahrhunderten stammenden 
Vorordnungen massgebend sind ^^). 

d) Gesehlossene Gfiter und ledige Grundstücke* Auch in Bezug anf 
die Theilbarkeit des Grund und Bodens hält die Gesettgebung noch an den alten 
Beschränkungen fest GeKhlossene Guter oder Complexe, die ein bestimmt bo- 
steuertes Games bilden ^Oi können nur mit Genehmigung der Regierung dis^ 
Irabirt werden. Das Verhältniss eines solchen Gutes nsch ausgeffihrter Sepa- 
ration bleibt dasselbe wie Torher; an Stelle der frfiher xum Gute gehörigen 
Ornndstficke treten die daffir ausgewiesenen Pläne. Dsgtgen sind ledige Grundr 
atlkke diesen Bestimmungen nicht unterworfen, sondern können bis auf ein ge- 
wisses Mass getheilt werden^*), nämlich wenn sie in Landgemeinden liegen, 
bis anf ein Viertel Ader, wenn in Stadtfluren, bis anf ein Achtel Acker. 
Von diesen Beschränkungen sind aasgenommen Gärten, Weinberge, AbtrennnQr 
gtn tu öffentlichen Zwecken, lur firbaunng nener Wohnhäuser, sur Anlage von 
ISowerbs- und FabrikotabllsMmonts und snr Vergrössernng Ton Hofraithen; iin4 

15) Gesetz ▼. 23. April 1858 Art 4, 5, 7, 163 ff., 169 ff., die revidirte Gemeinde- 
Ordnung. 

16) Vgl. Bsmberg, PriTstrecht €70, b. 

17) Bbond. §71. • ^ 

18) Oesetx ▼. 16. Jan. 1816.. 
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•QücrdcBi kÖDiicii <t BtliördMi in g«eigBetMi Fillta AMrettmiiifai AipeMMi* 
lioMWfife gttUrtiMi, 

BeUsUog^D «nd BcflckriakiiDf en 4ai Grasdeigeiithiims« 

§8. 
a. OeffeDtlich rechtlich« Belastungen. 

a. Stevera. 
IMe GroDdateiier 1^), die einiige directe Steuer des Laadea, tob der Do- 
minen, Rtttcrgfittr «nd milde Stillongeii frei find, bringt elM GeaanuntatiaiMa 
▼•B ca. 23,000 Thirn. ein nnd betrigt auf den Adter Artlaod 3>/, Pfesnig, 
Mf den Aciter Wald Va ''• £>■• glciehmiBtigere Beatener«Bg aall Bach B«- 
•ndfgiDg der FlarrermeaaiiBg eintreten. 

ß, Abgaben bei Beeittferändeningen. 

Bei jeder Ab- «nd Zaaclireibang einea Gmndstdcka lial daa Gerichl fir. 
aeina gehabte Bentihang Syorteln su erhaben^); nur Dominen, Kirchen, Plar- 
reien und milde StÜtiingen sind nicht pportelpflichtig; cbenao aind der Sporlei- 
pfiicht die Verhandlungen nicht iinterirorfen, die fiber daa um Straaaenbmi 
abangebenda Gmndeigenthnm geführt werden. Sonat kommen für Zuachreiboag 
▼on nnbeareglichem Eigeathum in Anaata: 

bei Gegenatinden bia 100 Fl. bei. 60 Tlilr. Werth 2 Fl. bei. 1 Thlr.» 
Ton 50—100 Thir. Worth 2 - 

▼on jedem weitem 100 Tbir. bia 2000 ThIr. 1 - 

Von 2000 ThlrB. an tritt nnr Boch Va Froc hinzu. Ferner aind tob jedam 
100 Fi. 4 Krenxer «nd ton jodem 100 ThIr. 2 Sgr. an di« WaiaoBbanacaaaa 
in sahlen. 

Ffir ErbantriHaacbeine wird ein Viertel nnd fdr Erbreceaat die Hilfte der 
obigen Anailie, jedoch nicht «nter 20 Sgr. bei. 1 Thlr. erhoben. Sind mell- 
rere Granditficfce in oiner Urkando xigeachrleben worden, ao werden dieJSpor- 
taln nach dem Goaammtwertha berechnet; dagegen wird bei TauachfllleB aar 
der Werth dea grdaaeron Gmndatflcka in Aneati gebraclit In Frankonhaaiaii 
lat ansaerdem ffir daa jedesmalige Ab- und Znachreiben im Flur- und Lager- 
bliche «ine Geböhr Ton 2Va Sgr. tu erheben. 

§»• 
b. Oeffentlicb rechtliche Beachrankungen. 

1) Jeder Gnadbealtior lat lor Geatattnng oinaa Leinpftdaa am Fkaasltr 
Tcrpiichtet 

2) Ein Fahrweg aoll wenigatana acht, dn Foaaateig drei Fnaa breit 

aoin^O- 

3) Jeder Gmndeigenthömor mnaa aich geMlen laaaen, daaa dar Staat ihn, 

aoweit ea in dientÜchoB ZweckoBBithig iat, oipropriirt^), Batirlich gegoB 
iBtacbidigiBg, dio entweder mit dem Bigentliimer TareiBbart odor, wobb 



19) Vgl Sigifmnnd, Landesitunde I. S.i67. YgL auch dann f 23. 

20) SportelgeseU ▼. 4. Min 1859. 

21) Magdeburg. Weichbildrecht Art 129. 

22) GaaoU r. i. Fobr. 1810. Nachtrigo t. M. Fabr. 1860 UBd 0. Ang. 1861. 
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eino Vevembirwig niekt lu Stande konunl, dwch Vemttlehiig dea^Bidiitri 
der belegenen Sache Ton drei Terpflichteten und von den InlerMicnten Mlbil 
gewiblten Taxatoren beslimmt wird. Während Hypothebenrechte, die auf den 
exprepHirten Grnndetficben liegen, eo ipeo erlöachen und nur die Entsehidi« 
gangSBammen an den Gllabiger gexahlt werden, bleiben die Abgaben beatehen, 
wenn der von einem ledigen Grundstücke oder geichloieenen Gute abgetretene 
Theil nicht mehr ab ein Ffinftel bes. ein Zehuiel desselben beträgt; bei gröa- 
aeren Abtretungen müssen sie mit dem 25fachen Betrage abgelöst werden. 

4) Ana der Regalienzeit rühren die Beschrinknngen des Eigenthnma durch 
swei Hoheitarechte her, durch das Jagd- und Bergreal. Jetat hat daa eratere 
anfgehM, Hoheitsreeht zu sein^); die Jagdgerechtigkeit auf fremdem Grund 
und Boden bt ohne jegliche Entschidigung aufgehoben worden. Daa Jagdrecht 
ateht Jedem zu, der über einen Grundstnckacomplex von 200 Morgen verfugen 
kann. Eine uuentgeliliche Ausübung der Jagd findet aber nieht statt und Aus- 
linder können durch blosse Erwerbung von Grundbesitz in einer Flur nicht 
jagdberechtigt werden* — Ein neues Berggeaetz nach Muster dea preuadafhen 
ateht in Auaaicht* 

§ 10. 

c. Belastungen und Beschränlcungen privatrechtlicher Natur. 

a. Beschränkungen aus Rücksicht auf den Nachbar. 

Schon durch daa gemeine Recht aind im gegenaeitigen Interesae der Nach- 
barn eine Reihe Normen aufgestellt, die man gewöhnlich LegalserTituten oder 
Nachbarrecht nennt. So dürfen BSume au der Grenze einea Grundstücks bia 
auf fünfzefan Fuaa gekappt werden. Gruben und Bäume überhaupt nicht zu nahe 
an der Grenze aein u. a. w. u. a. w. Nach deutachem Gewohnheitsrecht kann auaaer- 
dem der Nachbar, wenn ihm andere die Bewirthachaftung aeines Feldea unmöglich 
bez. daaaelbe unzugänglich iat, die Ertheilung einea Nothwegea über daa Grund- 
«töck aeinee Nachbara gegen Entachädigung yerlangen. Daaa Backöfen, Gänge, 
Schwf ineatälle u. a. w. nur drei Fuaa von der Grenze angelegt werden dürfen, 
und daaa der Nachbar den Ueberfall ron Bäumen, deren Aeate in aein Gmnd- 
atück ragen, hat, aind Beatimmungen dea aächaiachen Rechta'^). 

ß, Reallasten, Frohnden u. s. w. 

Aus der Leibeigenschaft und der mittelalterlichen Vogtei rühren eine 
Menge Laaten her, welche theila in peraönlichen Dienaten (Frohnen), theila 
in Abgaben bei Veränderungen dea Beaitzerrdcs Mobiliar- (mortuarium, Sterbe- 
fall) oder Immobiliarrermogena (laudeminm, Lehngeld, Lehnwaare), theila In 
den durch den alten Rentekauf bedingten Zinsen, theila in andern aua yerachia- 
denen Uraachen entspringenden Natural - oder Geldabgaben beatehen. 

y. Servituten. 

Die Servituten, welche aich in Weide-* und Waldaerrituten theilen, aind 
baitimmten Beaehränkungen unterworfen. Während die Auaübung der letzteren 
nur durch daa eigene Bedfirfniaa der Berechtigten beatimmt iat, kann bei erale- 



23) Gesetz v. 8. Dec. 1848. Terordn. v. 16. Nov. 1862 und 16. März 1865. 

24) Sachaenapiegel B« U Art. 61 u. 62. Magdeb. WeichbUd Art. 122. 
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rttt dar Pfichlige aitie Zeit lang nach dar Anaaaal mi bei 8«gfiiiatigaQ WÜ- 
lar«|if(afafhiUiiiaaaii den Berecbtigteo anaachlieaaen «od bei Bao tob F«ller- 
krliilerti, T09 Kke, die Trift darch daa HergeiekbeD ▼erbieten **); er kau 
(erper dif Wieaen ala eiA- wi sveiacbflriga banataen; kaM aia \m Artlaiid 
WBiiraiidaiii «nd braHchl aia nur Ma tun 23. April bebfliea tm laaaen**). 

§ 11. 
Die Abl5flung8gf setxe. 

ObwoU bereite xur Zek der frantösiachen ReTolation die Nfilalicbkalk 
aolcbar Abiöasngen im Rudolatidter WocbenUatte erörtert worden irar nnd 
aina theilweiaf Anfbebang dea Lebngfldea achon 1840 atattgefanden hatte''), 
PO aoUte doch erat daa Jahr 1849 fijie grändliche Ceaetxgebung fiber Anf- 
habiing und Ablösang der im rorigen § eririhnlan Lasten bringen'*). Ohne 
Sntacbidignng wurden aufgehoben die aus drm guta- oder achutiherrlichan 
Verbände entspringenden persdnlichen Abgaben und Leistungen, die Boten -| 
Jagd-, Scheltholiauasati ' und Rechenfrohna, die Spann- und Handbanfrohnen 
»u den fürstlichen Schldsaern nabst den Scbeuerfrohnen , die herraehaftlichen 
Cinauga- und Abxugsgeldrr und daa Auflasalehngeld. 

8. Abldsung überhaupt und Provocationsrecht. 

Ablöabar sind Spann- und Handfrohnen an fürstliche Kammer, PriTaft- 
und Kammergfiter; di« dinglichen Lasten an Kirchen-, Pfarr- und Schuigfiter, 
I^hngelder, Erbgelder, Zehnten und Grundrenten, mögen dieae in Ihrer yielga- 
atalteten Weiae Zinaen, Gälten, Erbsinsen, Dienstfrahnen, Holshaugelder u. a. w. 
helaaen. Der Ablösung nicht unterworfen bleiben aber Staatalaatan , Anlagen 
ffir Gemeinden, Kirchen und Schulen, die nicht aua dam Lehnsrerbande ant- 
apringen''), die Zehnten aua dem Bergregal, die Erbpacht, Geld- und Natu- 
ralsinaen an mildo Stiftungen und der |[irchliche Zehnte. 

Was das ProTOcationsrecht betrifft, so steht diesea beiden Theilen zii und 
Ut vom Eigenthnm und, wann dieaea streitig ist, vom Naturalbealtse dea ba* 
treffenden Grundstficks abhangig. Sind mehreDo Hiteigenthimer Torhanden, an 
ontacheidet Slimmanrnr^rheit; bei Stimmengleichheit apricht ateta eine Vermn- 
thung dafür, dasa sich dia Mehrheit ffir die Ablöanng erblirt hiAa. Schliaaa- 
|ifh kann ein Antra? auf Ablösung nur vom Pflichtigen auagahan, wenn dia 
ISareclitanme durch Kapital abgelöst werden soll 

b. Berechnung des Entscbldigungsquantumsae). 

Die Schfitiungsgrundsitxe bei der Ablösung, die durch ein Kapital oder 
durch eine die Natur einer Rrallast besitzende Jahresrente oder bei Ueberein- 
kommen beider Theile auch durch andere Ablösungsmittrl geschehen kann, aind 
folgende : 



25) Vgl. Bamberg, Privatrechl $80u.81. 

M) Oeseta t. 23. Febr. 1849 wegen Miiderung daa Fluriwauges und Anbau der 
Fntterfcriuter. 

27) Gesetz v. 12. Febr. 1840. 
29) Geaeti r. 27. April iim. * 

29) Nachtrag r. 27. Mai 1853 und Gesetz ?. 15. MSrs 18«1. 

30) YgL dasu Jabrbflcher lY.Bd. S. 249 ff. 

vn. 5 
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1) Frohncn. Hier ist simichfli srifchen gemesMoen mii ungemeMenm 
ta unterscheiden. LeUtere werden erst in gemessene verwandeil und ywar 
dvreb Verglricliang der Frohtiregister nnd sonstiger Nachrichten in den letslcn 
:15 Jahren; die DiTision mit 15 ergiebt dann den einfachen Betrag. Bei 
gemessenen Frohnrrn wird einfach die Arbeitsteit durch SachYerstandige nach 
dem ortsüblichen Lohn berechnet. Der Kapitalwerth einer Rente, die abgetra- 
gen werden soll, besteht hier in dem swölffachen Betrag des Jahresrente. 

2) Verwickelter sind die Bestimmungen beim Lehngeld^'). Hier wer- 
den, falls dasselbe in Fällen der Besitzveränderung des dienenden Grandstücka 
durch Vererbung auf Descendenten entrichtet werden muss (Sterbelehngeld), auf 
100 Jahre zwei Verinderungafalle gerechnet; muse sie bei allen Veriusserongea 
des Pflichtigen Grnndstficks gezahlt werden, so kommen auf 100 Jahre zwei 
Verdnderungs- und ein Erbtheilungsfall , doch ist von letzterem ein Viertel ala 
lehnfreie Portion in Abzug zu bringen. Für das beim Absterben des Berech- 
tigten zu zahlende Lehngeld nimmt man zwei Veränderungsfille auf das Jahr- 
iiundcrt an, ebenso zwei Veränderungsfälle för das bei Veräussernngen des be- 
rechtigten Grundstücks (lllige. Wird aber die Lehnwaare nach Ablauf eine« 
bestimmten Zeitabschnittes bezahlt, so ermittelt man die Rente durch Theilang 
mit der Zahl der betrrfifenden Jahre. Ein bereits iiiirtes Lehngeld bleibt, sofern 
es nicht 5^0 übersteigt, als Rente unverändert fortbestehen. Im Uebrlgen 
dürfen auf ein Jahrhundert nicht mehr als fünf Fälle berechnet werden. 

Die sogenannten Erbgelder können nur von den Pflichtigen der ganzen 
Flur abgelöst werden nnd ihr Jshreswerth wird nach dreissigjährigem Durch^ 
schnitt nnd nach der Zahl der beitragspflichtigen Grundstücke berechnet. Der 
Kapitalwerth besteht bei den Lehn- und Erbgeldern in dem fünfzehnfachen 
Betrage der Jahresrcnle ^2). 

3) Zehnten. Der Werth des Naturalertrags derselben ist nach zehnjäh* 
rigem Durrhschnitt so zu berechnen, dass von 14 Jahren die zwei mit dem 
höchsten und die zwei mit dem niedrigsten Ertrag ansgeschieden und ans den 
übrigen zehn der Durchschnitt gezogen wird. Der Kapitalwerth besteht in 
dem füufzehnfachen Betrage der Jahresrente. 

4) Naturalzinsen. Ihre Verwandlung in eine jährliche Geldrente wird 
nach dem 24jährigen Durchachnitt der Martinimarktpreise (d. h. dem Durch- 
achnitt aus den mittleren Preisen des Markttags vor nnd nach Martini), mit 
Abzug der beiden höchsten und beiden niedrigsten Preise und einer Reduction 
von 20% bei geringerer Qualität der Zinsfrucht, vorgenommen. 

§ 12. 

5) Servitutenablösung. 

a) Weideservituten. 

Schaf-, Rindvieh-, Schweine-, Ziegen- und Gänsehuten wnrden schon 

1849 **) für ablösbar erklärt und zwar müssen sich, wenn einer der Besitzer 

mahrerer berechtigten Grundstücke einer gemeinschafliichen Weide- nnd 

dl) lieber Ablösung des Lehaaeldes bei Expropriationen s. schon dss Gesetz v. 
5. Febr. 1840. ^ 

32) Die Kspitalablösung der aus dem Lehnrecht entspringenden Abgaben an 
Kirchen-, Pfarr- und Schulstellen dagegen besteht in dem 26fachen Betrage der 
Jahresrente. Gesetz v. 15. März 1861. 

33) Gesetz v. 27. April 1849. 
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Triftservitui atif Ablöjang aDfretragen hat, die übrigen der ProTOcation aii- 
achliessen; proTOcirt aber der Belastete, so findet die Ablösung nur dann statt, 
wenn die Besilser des dritten Tbeils der Fliehe eines mit einer Weidesenritat 
belasteten Bezirks sich für die Ablösung erklären. Bei Koppel- und Mithnl 
soll erst eine Vermittlung zwischen den Berechtigten wegen Vertbeilung der 
Rente und d9» Ablösungskapilals yersucht werden, wenn diese scheitert, so 
schreitet der Sachverständige zur Schätzung derselben. Diese Rente beträgt 
für den Morgen bei Hüten im Nadelwald 4 bez. 2 Sgr. , im Laubwald 8 bez. 
2V2 Sgr., auf Feld wiesen 12 bez. 5 und i Sgr. je nach der Gattung des 
▼iehs, das darauf weidet. Soll durch Kapital abgelöst werden, so bildet der 
zwölffache Betrag der jährlichen Hutrente das Ablösungskapital. — Nach Or- 
ganisation der Ablösungsbehörden wurde das Gesetz im Jahre 1856*^) wesent- 
lich umgestaltet; das Provocationsrecht steht jetzt Jedem zu, der ein Hfitnngi- 
interesse, d. h. das Recht hat, eine besondere Heerde auszutreiben. Dagegen 
ist Ton denen, die ihr Vieh in einer gemeinschaftlichen Heerde weiden lassen 
müssen, der vierte Tbeil, nach der Grösse ihrer Autbeile berechnet, zur Dureh« 
führung der Ablösung befugt. Dieselbe Anzahl genügt bei ProTocation der 
Servitutbelasteten. Die für die Hfitungsrechte zu leistende Entschädigung wird 
pro Jahr nach der Grösse der berechtigten Viebheerden, die im Zweifel nach 
dem zehnjährigen Vortriebe angenommen werden, nach der Grösse des verpflich- 
teten Grundstücks und nach der Menge und Güte des darauf wachsenden Fut- 
ters ermittelt. Im Zweifel gilt jedes Haus und jeder Grundbesitzer in der Ge« 
meinde lüit IV2 Haupt Rindvieh für weideberechtigt; für Unangesessene strei- 
tet diese Vermuthang nicht. Wird durch jene Annahme die Viehzahl grösser 
als der Ertrag der Weide, so wird dieselbe verhältnissmässig gemindert. Dabei 
ist jedoch auch das Vieh nsch seinen Durrhwinterungskräften in gewissen Fäl- 
len in Anschlag zu bringen, z. B. wenn der Viehstand der letzten zehn Jahre 
nicht in jeder Beziehung genügend ermittelt werden kann. — Bei Ablösung 
der Weideservituten auf Forstgrundstucken hat man zu unterscheiden, ob der 
Antrag vom Besitzer des belasteten Furstgrundstücks ausgeht oder vom Berech- 
tigten. Im ersten Falle bestimmt die Ablösungscommission die Art der Abfin- 
dung, Im zweiten Falle muss sich dagegen der Berechtigte jede Entschädi- 
gungsart, Land, Rente oder Kapital gefallen lassen; nur muss der Jahresertrag 
der Landabfindnng der für die aufzugebende Weideberechtigung zu gewährenden 
Jahresrente entsprechen. Weideberechtigungen auf Aeckern, Wiesen und Angern 
werden in der Regel mit Land abgelöst; jedoch hat bei Weiden, die nicht un«* 
mittelbar an die Flur des Berechtigten grenzen (Aussenweiden), dieser die Art 
der Entschädigung seihst zu bestimmen. Von der Ablösung der Weideservitn- 
ten suf Forstgrundstücken wird noch ausdrücklich die Rindviehhut ausgeschlos- 
sen, welche gewisse Gemeinden aus Mangel an Gemeindeweiden auf den Grund 
eines unabweisbsren Bedürfnisses in gewissen fürstlichen Nadelwaldungen ansfiben« 

b) Wald- und andere Servituten. 

Durch das Gesetz von 1856 wurden noch ablösbar: 
1) das Recht, auf fremden Grundstücken Hergel, Kies, Sand, Lehm, Thon 
«• s. w. zu holen; 

34) Gesetz v. 7. Jan. 1856 über Ablösung der Weideredite und anderer Servi- 
tuten. 

6* 
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2) dM Baomnutsiingt- niid Ba«Bq»fltBiuiigf recht aof tttmitn (nicM Fonl-) 
GramlstlckfB; 

3) das Recht, Vorhallen ton Sameofieh vob dritten Peraottea Tcriangen 
tu k5oDeB$ 

4) das Recht, die Pferch- and Hilchniitiiilig von dritten Personal gehd« 
rigen Schafen beaneprnchen lu können; 

5) dat Grasen, Aehrenlesen und Stoppelrochen; 

6) die Hast Gerechtigkeit, das Hartreisaen, Beholiangarecht, die 6raa* 
nntzung, Waldstren- und Waidfrochtnutzung. 

Bei mehreren Berechtigten vnd Verpflichteten genügt die Zastimnnng des 
vierten Theils zur Ablösung. Die Entschfdigung wird mristena In Geld «nd 
Birar bei RapitaiaUösnng dorch Zahlung des achlsehnfachen Betragea der Jak« 
resrente entrichtet. Ist abrr in den Fällen von 3 und 4 die Weide, weklw 
eine Zasammenlegung der Grundstficke zur Folge hat, mit abgelöst, fo kann 
der Belastete sowohl in Geld als in Land enlechfidigen. Die Entschädigung 
wird in den Fallen 1, 2 und 4 nach dem Nutzen, welchen der Berechtigtt an 
der ordnnngsmissigen Nutzung hatte, in dem Falle Ton 3 nach dem Aufwand 
des Verpfichteten berechnet. Eine Ablösung aber findet in den Fällen Ton 1 
ttnd dem BehoUungsrecht (6) nicht statt, wenn der Berechtigte die Unentbehr- 
lichkeit dieser Nutzung und die Unbeziehbarkeit einer andern nachweist. Schlieaa- 
lieb ist bei der Mastgerechtigkeit Schätzangsgrundsats , dass die ToUe, halbe 
oder Sprengmast der Mzten 50 Jahre in Anschlsg gebrscht wird. 

Neue Belastungen sind iwar untersagt, doch findet diese Bestimmung auf 
Uoise UebertraguBg solcher Lasten ton einem Grundstück auf das andere bei 
Tauschrerträgen keine Anwendung ^^). Waren dergleichen Berechtigungen Ter- 
pachtei und sie werden abgelöst, so können die Pachter den Pacht ab erlosrhen 
anaehen oder die Rente bei. Zinsen des Ablöaungskapitala mit 4Vo ▼erlangen. 

§ 13. 

Die Ablösungsbank. 

Die durch Gesetz Tom 1. Not. 1855 errichtete Landescreditcasse hat 
ausser andern noch weiter gehenden Zwecken die Aufgabe, die Landwirthschafl 
durch Gelddarlefane zu heben und die Ablösnng grundherrlicher Lssten zu Tar- 
mitteln. Sie fibernimmt'*) Renten, deren jährlicher Betrag wenigstens 1 FL 
rhein. ausmacht und welche bei regelmässiger Fortentrichtung nach 18 Jah- 
ren, wenn der zwölffacbe Betrag, nach 24 Jahren, wenn der funfzehnfacho 
Betrag der Jabresrente als Ablösungskapital gewahrt werden muas, getilgt 
werden. 

Cap. IL 
Sie cum Sdnitio im OrundeigeirtlnunB bestehenden QffestUehen Anataltea. 

§ 14. 
Geschicbtlifihe Einleitung. 
Eine Yermessnng des Landea hat neeh nicht atnttgefiindön und erst aelt 
Begin n der Operation kennt man die Grösse einiger Fluren, Aber welche die 

3() Gesets t. 23. Febr. 1856. 

36) GeseU y. 26. März 1858. Sie gewähH Darlebne bis 4 Thir. 
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riar», Lager* and Erbtimbücher früherer Ztit Mbr dflrftige AoffcUfi«e gab«»» 
Im Flarbttche war gfwdknlich der BeaiUstand des Dorfm, wie er aeit iinTor-« 
denklieber Zeit einmal bestand, eingetragen, so dass je ein Blatt desselben den 
Kamen des Eigenthümers nnd dessen Gutes, also z. B. Johann Gottfried Hei- 
denreich'sches Anspanngut, und darunter die Anführung der einzelnen Grund- 
atficbe narh Culturari, Lage und ungefährer Grösse enthielt, ohne dass dabei 
später eine Veränderung oder Zersplitterung des Gutes oder Veränsserung ein- 
zelner Grundstficke angegeben worden wäre. Das Gut wurde immer unter 
jenen Namen fortgeführt und wenn man jetzt TicUeicht nach dem Heidenrdch'- 
sehen Anspanngute fragt, so weist man uns auf ein Hans und eins Hofraitfae^ 
welche noch ?om ganzen Gute übrig sind. -^ Die Lagerbficher, zu denen da» 
Hebebnch al« Controle tritt, enthalten einesthcils die zinspflichtigen Grundstficke 
nach Lage, Caltnrart und ungefährer Grösse 5 anderntheils aber auch die Er^ 
werbe- und Verändemngsfalle Erst 1861 wurde eine Vermessung des Lsndes 
und der Fluren beschlossen, die auch diesen Mangel beseitigen soU. 

§ 15. 
Landes-Termessung; und -Vermarkung s*). 

Die neue Landesyermessung hat sich zur Aufgabe gestellt, die Landes-, 
Flur- und Grundeigenthumsgrenzen fe^tzustt^llen und zu vermarken , diese Gren- 
zen und die Terschirdenen Gegenstände der hierbei betroffenen Grundbesitzer; 
zu kartiren und die Flurbucher über das Grundeigenthum zu entwerfen. Dei; 
Landesyermessung geht eine Vermarkung der Fluren yoraus, wobei aner- 
kannte Grenzen, d. h. solche, über welche der nöthige Aufschluss yorliegt, bei- 
zttbrhslten, zweifelhafte Grenzen durch Uebereinkunft der BctheUigten zu regu- 
lirsn sind, stets unter Zuziehung yon mindestens zwei Feldgeschworenen. Ist 
dieses Beides nicht der Fall, so bleibt der dermalige Besitzsland so lange gül^ 
tig, als nicht auf dem Rechtswege gegen denselben entKhieden worden ist« 
Auf diese Weise ist nicht nur bei Feststellung der Grenzen einzelner Grund- 
stöcke, sondern auch bei den Flurgrenzen zu yerfahren, nur dass hier mehr 
Feldgeachworene, je zwei aus den betheiligten OrtKhaften, beigezogen werden* 
Diese müssen rechtschaffens und flurkundige Männer sein, welche die Getmeter 
anterstütsen nnd die gesetzten Grenzsteine nnd Vermessungszeichen gegen orts* 
übliche Geböhr zu fiberwachen haben. 

Bei Gelegenheit dieser Vermarkung sind Chaueseen wenigstens 2 Ruthen» 
Vicinal- und Triftwegs iVz i^od Feld- nnd Schleifwege i Ruthe breit heran- 
etellen. 

§ 16- 
Kartirung der Floren. 

Bei der Kartiring einer Fhr sollen die Bodenfläche des gesammten Grund- 
besitzes der Flur nnd die festgestellten Grenzen dieses Grundbesitzes nach den 
▼erschiedenen Gegenständen, weirbe denselben bilden, und mit dien Grenz- 
merkmalen horizontal nach preussischem Maasse gemessen und nsch bestimmter 
Verjüngung In Grundrisse gebracht werden. Die Karthung, mit der zuglaich 
eine genaue Berechnung der einzelnen Grmidsifleke und ihrer nach dem Gegen- 
tUnda yerachiadenen Bestandtheile yarbonden ist, hat in der Weise z« gesehen 



37) Gesetz y. 26. Juli 1861 und Aoffttbrungsvererdming y. 11. Oct. dess. Jshrs. 
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beB, dast fiber je^kn betreffenden Ort mit Flur eine Karle beri^elellt wird, 
welche alle dem Orte und der Flur angehörigen Grundstücke epecietl nachveiat. 

§ 17. 

Die neuen Flurbüch'er. 

Die Ergebnisse jeder Vermessung sind in den Ortslage- und Flurbüchern^ 
sowie in den Besitsstandsregistern anzugeben. Ortslagebücher heissen diejenigcni 
in welchen die Grundstucke innerhalb der Ortslage naeh der Reihenfolge, wie 
aie in der Natur liegen, eingetragen sind. Die Flurbücher enthalten die in 
der Flur gelegenen Grundstucke nach der Reihenfolge. Das Besitzslandsregi- 
ater endlich umfastt die beiden Torigen so, dass für jeden Besitzer ein beson- 
deres Verzeichniss seines Eigenthums angeführt wird. Das Flurbuch hat fol- 
gende Rubriken: 

1) die laufende Nummer jedes Grundstücks, übereinstimmend mit der auf 
der Flurkarle eingeschriebenen; 

2) die Bezeichnung der Feldlage nach der ortsüblichen Benennung; 

3) Namen, bei Forensen auch Wohnort des Eigenthümers, bez. des der- 
maligen Besitzers; Bezeichnung des Gegenstandes und der Culturart; 

4) Flacbengehalt für jede Culturart; 

5) den Auswurf sammtlicher Bestandtheile jedes Grundstücks nach Ruthen 
und Morgen, wobei beim Abschluss für — 49 G' nichts, für 50 — 100 Q' 
aber 1 nRulhe angegeben wird. 

Zu gleicher Zeit werden auch die Eigentfaumsverhaltiiissr, entweder durch 
filtere Documente oder durch die Feldgeschworenen ermittelt, eingetragen und 
der Geometer macht noch einen Eitract aus dem Besitzstsndsregister für jeden 
Grundbesitzer, den sogenannten Güterzettel, in welchen er das gesammte Be- 
altzthnm desselben in der Flur aufnimmt und nach gehöriger Vergleichnng mit 
dem Flnrburhe' den Besitzern zufertigt. Einwendungen gegen das Flurbuch 
müssen drei Monate nach Fertigung desselben Yor Gericht angebracht werden. 
Ist das Flurbuch nun insoweit gefertigt, so bleibt die Veränderung der Grenz- 
linien zwischen zwei Grundstöcken durchweg ausgeschlossen; wohl aber darf 
die Abtretung einzelner Ruihen oder die Theilnng des Grundstücks stattfinden, 
•oweit dieses nach den Gesetzen erlaubt ist, sie mnss jedoch ebenso wie jede 
andere Verinderung des Eigenthums sofort in das Flurbuch eingetragen wer- 
den. Die Unkosten werden im Allgemeinen von der Gemeinde nach Massgabe 
des Umfange, den die Grundstöcke der Besitzer haben, aufgebracht. 

§ 18. 
Katastrirungr- 
Eine eigentliche Katastrirung giebt es nicht, doch hat man eine Art sol- 
cher durch Herbeiziehung des steuerfreien Grundbesitzes zur Grundsteuer ge- 
wonnen. Schon im Jahre 1850'^) belegte man, um den Anforderungen des 
Staatsbaushaltes zu genügen, die bis dahin steuerfreien Grundstücke mit einer 
Abgabe, die V4 Vo ^^' ^^ ermittelnden Werths derselben betrug, ohne dass 
deshalb die Eigenthümer eine Entschädigung beanspruchen durften. Diese 
Steuer sollte Tierteljährlich ?on den Gemeinden entrichtet , eingesammelt und- 

38) Gesetz v. 2. Jan. 1850, die Besteuerung des steuerfreien Grundbesitzes betr. 



denn an ^t betreffende BesirkBeinnahnie eingeachickt fTerden. Übgei^hen da- 
Ton, data die Regierung Erlaaae beviiligen konnte » blieben aacli noch Domi- 
Ben« Beeitzungen der Kirchen, Schulen und milden Stiftungen, ebenso die Öf- 
fentlichen und allgf meinen Zwecken dienenden Grundetneke, Gedungen und 
keiner Benutzung fähige Flachen, so lange sie diese Eigenschaft behalten, 
Flösse und Biche Ton der Besteuerung ausgenommen. Dieser steuerfreie 
Chmndbetita, der ca. 4 n^* nrafasst, eiistirt auch gegenvirtig noch, doch 
wurde 1855 bestimmt*^), dass derselbe, soweit er nicht mit einer urkundlich 
Bachweisbaren, ordinären Grundsteuer belaatet sei und nicht Domänen, Grund- 
atficke der Kirchen, Schulen und milden Stiftungen, aowie Begrabuissplatse be- 
trefife, bia sur Einführung einer neuen, den gesammten Grundbesitz gleichmfis- 
aig treffenden Grundsteuer im Falle eines Kriegs oder einer Bundeskriegsbereit- 
Bchaft oder bei einer SpeclalTermessnng des Landes und Umlegung der Grund- 
steuer zu einer ausserordentllehen Grundsteuer heranzuziehen nnd die ordinire 
Grundsteuer in diesen Fallen zu erhöhen sei. Dieser steuerfreie Grnndbeaits 
wird in Klassen getheilt nnd zwar werden ans Feldern, Wiesen, Gftrlen nnd 
Weinbergen sieben, aus Waldungen fünf Klassen so gebildet, daae der zur Zeit 
der AbacbSIzung beelehende n^ittlere Kaufwerth derselben unter Berflcksichti- 
gung der Erlragsfühigkeit und des Urostandes, ob ein Grundstock zu einem 
geschlossenen Compleie gehört oder nicht, zu Grunde gelegt wird. Demnach 
bilden 

die 1. Klasse die Grundstücke, die pro Acker einen Kaufwerlh haben von 400 Thlrn. 
und nirhr mit einer ausserordentlichen Grundsteuer von 20 Sgr., 
die 2. Klasse die Grundstücke pro Acker von 300—400 Thlr. mit 15 Sgr. Steuer, 
-3. 200—300 - - 10 - 

- 4. 120—200 - - 6 - 

- 5. - - - ... 60—120 - - 3 . 

- 6. 20— 60 - - 1 - 

- 7. wen. als 20 - - 6 Pf. 

Bei Waldungen bilden 
die i. Klasse, die einen Kaufwerth haben pro Acker von 33 Thlrn. und mehr mit 

einer ausserordentlichen Steuer von 5 Sgr.« 
i\e 2. Klasse pro Acker von 20 — 33 Thlr. und mehr mit einer solchen von 3 - , 
. 3. - - - - 13—20 ---.*. - - 2 - 

- 4. - . - - 7-13 1 - 

- 5. - - - unter 7 - - - - - 6 Pf. 
lieber Entrichtung dieser Steuer an die Rentimter, deren Anfang, Dauer und 
Terminzahl jedee Hai durch ein besonderes Gesetz bestimmt wird, gelten die 
Bestimmungen des Gesetzes von 1850. Die Ermittelung aber geschieht fol- 
gendermassen : Jeder Eigenthfimer solcher unbesteuerten Grundstücke oder des- 
aen Vertreter sollten vier Wochen nach Erlass des Gesetzes Lage, ungefihre 
Grösse und Bestandtheile dieser Grundstücke beim Ortagrnndsteuereinnehmer 
anzeigen, so dass dieser ein Formniar darüber aufnehmen konnte, welches den 
Namen, Stand und W'obnort des Besitzers, Benennung und Lage des Objecta, 
nähere Bezeichnung der Benutzunge- bez. Culturari, Fllchengehalt, eigenhün- 
dige Namensunterschrift des Besitzers bez. dessen BeTollmichtigten zu enthal- 



39) Gesetz r. 23. Mari 1855. 
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Ini, Uni wcldief iw OrUvonliBt nach erMftor PrfIftNif , 4i« mü eiMlfMi 
Fltfrkan^C^ii TtrsoMltaAtii Ist 9 ^en Sitaertmte tu fiberfcÜdcn hat Di«aca 
iberantworUt daitclbt eiaciii ▼•rpflichtetfii ecometer, ▼eicber df« Grondatfiek« 
faniiiaat und etwafpe Fehler* berkhtigt. Skigleich haben drei Taialoren deil 
Werth ta ermitteln. Hierattf wird dem Eigenthimer folgendea anagefdüte 
Formular: 
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mit der Welaang angefertigt, Einwendungen gefen den Flichengehalt oder die 
Steuerklasse binnen vier Wochen praclusiTischer Frist bei dem betreffenden 
Rentamte einsnbringen. 

Cap. Hl. 
Daa Eypofhek^nweaen ^<^). 

§ 19, 
Geschichtliche Entwicklung. 
Daa alteaie Verfahren in Hypothekensacheu war auch hier das der In- 
grossation oder Intabulatiou , d. h. sür Entstehung einer Hypothek war die 
Eintragung in die Lager- und Hypothekenbficher At^ Gerichtes nötbig, so 
dessen Jurisdiction die betreffenden Grundstücke gehörten. Alle ausdrück- 
lichen Hypotheken entstanden durch Consenserlheilung des Gerichts, welches itn 
Pfandcontract bestätigt hatte, oder durch Vertrag Tor Notaren und Zeugen, 
oder ohne Notar vor zwei und mehr Zeugen , endlich auch durch ein von eini- 
gen Unterhandlern und Beistanden unterschriebenes und besiegeltes Schriftstfick. 
In allen Fallen war natürlich auch Einwilligung des betreffenden Lehnsherrn 
erforderlich ^0* Später scheint die HypothekenTerschreibung Yor Gericht die 
eioxige gesetzliche Form gewesen zu sein und zwar hatten dazu diejenigen, 
die einer Landgemeinde angehorten, ton den Srhultheissen oder andern Gfiler- 
irerständlgen, die Städter aber Ton den Vierienten Taxen ihrer zu yerpfUnden- 
den Grundstucke beizubringen, unter welche der Schultheiss, ntn Sflers gesche- 
henen Fälschungen Torzubeugen, nicht nur das Gemeindesiegel, sondern auch, 
wo möglich, sein eignes drücken sollte ^^). Diese Consense, welche nur auf 

die Hälfte , des tazfrten Werths der Grundstücke ausgestellt werden durften, 
^■■■i» I 

40) Dazu Tergl. besonders die erneuerte Proceesordnung von 1704 S*IT und die 
Nachträge dazu. 

41) Vgl. Erneuerte Proceesordnung S. IV Tit. VI, 1^5. 

42) YerordnuDg ?. 10. Juli 1770 wegen der Attestate, welche die Schulzen aus- 
zustellen haben, wenn Jemand in der Gemeinde einen Censens lösen will. 
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kaltin iiffprlliig«eh tiM NchtfHrige 6«tigktit| ttaeh Vtriimf ««•«r ZM mr 
•In Antraft auf Vtrlinf einng der Hypothek nMhif, die naii (fff^en tine GaMk» 
tim 8 6r. ffir Bfirgar- und Banernglltpr erwirkes koanta^). Jadocfa wwd« 
diaacs apilar daftin «ngeindart, dasa, baaÜaiBte UmatSnda abgerechnet, dia 
Conaeiiaa auch auf ungeviasa Zeit ertheill werden kannten^). Zugleich wa<« 
ren die Beaatten angevieaen, bei Auaetellung ?an Conaenaen torsiglirb auf die 
aHHarharelgenden Hypotheken in achten, damif den Gliiibigam kein RaabtinM 
geachehe, und Ton Amte wegen Ober aolcbe Nachricht einxuziehen; f^barbaupt 
aber sollen „die Beamte und Stadt'^Rithe und alle diejenigen, ao mit Gerichten 
beliehen, in Zukunft den vornehmsten Vorwurf ihrer Bemühungen dahin rieh* 
ten, von allen und jeden in ihre JuHadIction gehörenden Qmnd-Stficken d^ren 
Beaitiere Vermögen, sowohl als deren Gfither wahrem Werihe zuverliaaige 
Nachricht einiusirhen und darüber ordentliche und richtige HypothekenbAcher 
zu fertigen*^ ^), und die durch Amtaconaenae auageliehenen Gelder nur in ihrer 
Gegenwart auazahlen an laaaen^^). Liraaen die Beamten dieaa Beatimmungan 
ausser Acht, ao war ihnen angedroht, daaa aie dem durch ihre Nachläaai^elt 
beschidigten Glinbiger daa Kapital ersetzen aollten. Daneben aber beatanden 
die mit dem römischen Recht eingedrungenen gesetzlichen und priyilegirten 
Hypotheken, generelles und speciellea Pfandrecht öberall fort. 

Das neue Hypathekengesetz ^0* 
§ 20. 
a. Die Hypotbekenbflcher. 
Nach dem neuen Gesetz können Gegenaland einer Hypothek nur uubeweg« 
Hebe Sachen und dieaen gleichgestellte nutzbare Realrechte aefn, welche zu 
ihrer Entatehung Eintragung in das Hypotheken buch erfordern. Eigenthums- 
Torbehalte, daa Recht auf eine Leibrente, einen Auszug oder eine Verzinsung 
eines eisernen Kapitale erlangen ebenfalla nur dingliehe Wirkung gegen den 
Baaitzer dea belaateten GmnMficka dnrch die Eintragung in daa Hypotheken- 
buch. Regelmfiaaig soll (Ir jeden Ort ein besonderes, ffir kleinere Ortarhaften, 
doch nicht fiber drei, auch dn gem.einsehafUichea Hypothekenbuch gehalten 
werden^). In diesen hat jeder Eigenthömer ?on den in der Ortaflur liegen- 
den Grundttflcken f auf welchen Hypotheken haften, ein besonderes Folium, 
worin alle HypothekenbesteHungen , welche diesen BeaitBer und deasen Grund-» 
atickt in der Ortaflur betreffen , eingetragen werden. ' Dieaea Foliua zerfillt 
in s*ei Rubriken: Beait»er und Schulden, die erste Rubrik, rousa den Tollatin^ 
digen Namen des Besitzers, bei Frauen auch den Geburtanamen , und Angabe 
daa Wohaorta enthalten, wenn deraelbe ein anderer iat, als der Ort des Hypo« 
thekenbuchs. (Seht eine BesitzTeranderung mit den ao eingetragenen Grund-' 

48) Yerordnong ?. 9. Febr. 1745, die Consensertbeilong in Terscbriebene Hypo-^ 
theben betr. 

44) Verordnaug r. 10. Aug. 1759. 

45) Vgl. das aageffihrte Mandat t. 9. Febr. 1745, das Überhaupt die Hauptver- 
Ordnung darüber sus der demsligen Zeit ist. 

46) Nachtrage zur Procesaordnang S. 30. 

47) Gesetz y. 6. Juni 1856. Vgl. dazu Jahrbflcher ITT. Bd. S. 28B n., die Hypo^ 
thekengesetzgebung von Sachsen - Meiningen , dia im Wesentlichen mit der schwarz- 
burgiscbeD übereinttimoit. 

48) AusfUbningsverordnang ▼. 20. Juni 1856 f Off. 
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•Ucketi !ror, M vird entweder dee tlle Felhw fertgeflihrt eder neue WML 
ettfekgif jeiurhdem die Granditficke Mif einea oder mehrere BeelUer fiber« 
gehe». — Die zweite Rubrik beginnt mit dem Datum, en dem die Eintragnnf 
geechiekt« und ecblicaal mit der Angabe der urkundlichen Grundlage. Jede 
aeJche Eintragung aber enthilt den Recbtigrnnd und Betrag der Forderung, 
aowie den Zinefuee, den Vor- und Zunamen und Wohnort des C^äubigere, nach 
Umatinden auch Stand und Gewerbe, etwaige Beaehrankungen der Bypotbek 
hlnaichtlich der Dauer und Wirkaamkeit, und die Grundstficke, auf die aie aick 
eratrecbt, nüt Angabe der Acquisitionadocumente. 

Daneben eziatiren noch fär jeden Ort Grundaclen, welche die bisherigen 
Kauf- und Handelsbächer und Handelaprotokolle vertreten, und Hypothekenacten, 
welche die Conaensrerhandlungen enthalten ^^). Sie werden in chronologiacher 
Ordnung eo gefuhrt, daaa Alice, was auf eine Einseichnung oder auf eine 
Beaitayerinderung Besug hat, susamnengeheftet wird. Auch hat jedea Ami 
noch Prifilfgienbncher, in welche die Vorsugerechte , und Privilegienacten , in 
welche die Verhandlungen und Eingaben wegen Beatellung der Privilegien ein^ 
getragen werden. 

§ 2f. 
b. Die Hypothekenbehorde^). 

Die aammllicbeo Bücher hat daa Justizamt, welche^ gewöhnlich die Hypo- 
thekenbehdrde bildet, in Gewahrsam. Es iat für gewieaenhafte Handhabung 
dea Geaettea verantworllich , so das» der Fiscus, gegen welchen zunächet ein 
Anspruch auf Ersatz fflr die durch Schuld des Amtes eiugetreteuen Nachtheile 
erhoben werden - kann, gegen den Schuldigen vorscbreiten darf, wenn sich nicht 
der Beschädigte, anatatt gegen den Fiscus, sofort an das Kreisgericht mit einer 
Beachwerde gewendet hat» 

§ 22. 
c. Eintragung und Bestellung der Hypothek. 

Bei dieaer Hypothekenbehörde ist zunfichat ein Antrag auf Eintragung 
(§ 62 dea Geaetzes) erforderlich, welcher zugleich Grund und Grösse der For- 
derung, Pfandrechtstitel und die mit einer Hypothek zu belaatenden Grund- 
atftcke enthalten muas, und zwar bei letzteren ao, dass der Ortsvorstand die- 
selben genau nach Ortsflur, Lage und Besitzstand bezeichnet. Nach stattge- 
habter Prüfung trigt der Richter die Forderungen In der Reihe, in welcher aie 
angemeldet werden, in 'daa Hypothekenbuch ein. Dabei iat Jedoch zu bemer-* 
ken, dass mehrere zu gleicher Zeit angemeldete Forderungen unter Einer Num* 
mer und unter demaelben Datum eingetragen werden, ihr Vorzug aber im 
Zweifel immer nach der Reihenfolge der Einträge beatimmt und selbst eine 
spiter angemeldete Forderung einer frfiher angemeldeten vorgezogen wird, wenn 
jene eher eintragnngsfihig Ist (§ 64). Diesem Nachtheil kann man aber da- 
durch entgehen, dass man eich die frohere Stellung seiner Forderung vormer- 
ken liest, ja, daa Gericht iat von Amte wegen verbunden, Forderungen, bei 
welchen die geaetzlichen Erfordemlaae zur Erlangung einer Hypothek nicht völ- 
lig durch öffentliche Urkunden nachgewiesen, aber auf andere Weise bescheinigt 
sind und deren Stellung durch spatere gefährdet wird, durch das Wort „vor- 

49) $ 38 der AusfQhriingsverordnuDg. 

50) § 93 des Ocsetzes. 
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g<iB«rkt" deig«fUH tm sichern, dais bif tut Löschniig der VaAMMrlmg sichU 
weiter sum Nachtheil d«8 tor^emerkten Rechte im fl^pethekrnbvche forgenoni- 
IMB werden kenn (§ 70). Veber die g^eechehene BioneichnoBg einer Hypethek 
wird jedee Mal ein Hypothekeneehein aaegelerligt, der aaeeer Folirnn und Nnm-* 
mer dee Hjpethfkenbiiche den Naaien der Contrahenten, die caoea drbendi, dl» 
eingetraftne Fordervng nebst der Beseichnnng der yerpfandeten Grnndetficke 
«ttd deren Erwerbsurknllden, die Vorhypotheken und schliesslich den Vorbehalt 
Dritter and bei Lehen noch den durch besonders beigeffigten LehBsoonseiia<^ 
achein dargethsnen Consens des Lehnsherrn enthält (§ 71). 

Die in den alten Pfandbarhern eingetregenen Hypotheken wurden in die 
neuen Hypoihekenbacher übertragen, und ebenso mussten, da geselsliche, stiil- 
achweigende wie Generalhypolheken wegfielen (§ 4 u. 5), alle andern Gliubtgeri 
um ihre Forderungen aulrecht xu erhalten, dieselben in das Hypothekenbuch 
fibertragen leesen. 

Die Bestellung einer Hypothek selbst kann auf Grund einer geselsllchea 
Bestimmung oder drs erklarten Privat willena erfolgen (§ 14), Einen solchen 
gesetzlichen Pfandrechtstitel haben die Ehefrauen an den Immobilien des Ehe- 
manns wegen ihres sogebrichten Vemugens; die Minderjährigen am Ver^ 
mögen des Vormunds; Descendenten, deren Vermögen yon Ascendenten Ter- 
waltet wird, an den Grundgutem dieser, wenn sie schierbte Wirthschaft füh- 
ren; der Fiscus, die Gemeinden, Kirchen, Schulen, Pfarreien, 
milde Stiftungen u. a. am Vermögen ihrer angestellten Beamten und Die-r 
ner; Vermachtnissnehmer an den Immobilien des Erben bis auf die Hohe 
ihres Legats; Gläubiger, wenn die im Zshiungsmandat bestimmte Frist ohne 
Erfolg abgelaufen ist, auf Antrag an bestimmten Grundstücken des Schuldners; 
und endlich Aussugsbercchtigte am belasteten Grundstück (§ 15 — 24). 

§ 23. 
d. Specislitit, Publicität und Priorität. 

Es dürfen nur der Summe nach bestimmte Forderungen auf be- 
stimmte Immobilien, über welche der Schuldner ein freies Verffigungsrecht 
hat, eingetragen werden ; an Theilen eines Gutscompleies, welche nicht einsein 
Terlussert werden dürfen, kenn abgeeondcrt Tom Genien keine Hypothek be« 
■teilt werden. Sonst ist nach Willkür der Betheiligten die Belastung eines 
Grundstücks bis su jedem Betrage statthaft. Dabei bedarf es einer Schfitsnng 
des Terpfsndeten Grandstficks im Allgemeinen nicht, doch kann der Intereasent 
«ine solche ferlangen und durch Terpflichtete Taiatoren Tornehmen lassen^'). 

Die Pttblicltit ist dadurch gewahrt, dass alle Hypotheken in das Hypolhe- 
kanbuch eingetragen werden müssen und jeder Glänbiger, sowie jeder sonst 
Interessirte das Recht hat, Einsicht in dieselben su nehmen und begisubigte 
Auszüge daraus su yerlangen (§ 54); dass stillschweigende und Generalhypo* 
theken nicht mehr bestehen können (§ 4), und daaa alle Hypotheken nur durch 
Eintragung in die Hypothekanbücher begründet werden (§ 3). 

Die frühere Eintragung begründet unter mehreren Hypotiiekengllabigem 
den Vonug (§ 38); bei den Eintrügen ist nach, der Ordnung der Anmeldungen 
su Terfahren (§ 64) , daher mehrere su gleicher Zeit angemeldete Fordenuigen 
als gleichberechtigte anzusehen sind. 

51) $ 55 ff. der Ausführungsverordnung;. 
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e. WirkvBg 4er Hypothek. 

PU HjpoClitk criirtckt fleh raf 4m fräste Gniiidetfick mit ZvkeUr; ni 
4ie «aebfeeea4erteii fraetae natoralei et lD4oetrialee ea Tag« 4er Zvaoganr- 
ileffemg, iia4 auf 4ieee «14 4ie fimctae ciTilee ?on Aalefang 4er Sefoeelra« 
Men «ii4 Eröffnasg 4eB Concorsee an; eie eratreekl eich auf 4ie Ha«ptfei4e« 
nmg «ii4 4ie geaetiliehen Ziaeen, aowie, wen» 4er Ziaafbee beaerkt iei, md 
4le TertragsnieelgeD Zioaen. 

Der Scbnldoer darf iber die rerpfladete Seche aoireil Terfigeii, ala 4iaa 
•hne Verirtxuag 4er Sicherheit 4ee bypothekariechen GIlubigera geachiebL 

Ein 4riUer Beeitser kann nicht Terlangen, daea der Giiubigtr, ehe er eich 
an 4aa Pfaad halte, den Schuldner ansklage; er hat nar daa jue offeren4i« 
Daaaelbe Recht haben auch Hitgliubiger , irenn einer dcraclben auf Veranaae^ 
rang ieB Pfände anlrigt. 

§ 25. 
f. Ldschung der Hypolbek"). 

Geaetallehe Ldichongsgrflnde sind: Ablauf der Zeit, auf welche die Hypo* 
thek bcttellt war; Untergang der Sache; gerichtliche Zwangaveretefgernng ; 
Eintritt einer Reaolnti? bedingung ; Versiebt des Gläubigers; Ungfiltigkeiteerkla- 
rong , welche der Schuldner nach Verlauf ton 20 Jahren , wenn der Gliabiger 
unbekannt ist und die erlassenen Edictalien erfolglos bUeben, Terlangen kann; 
und Tilgung 4er Schuld. 

§ 26. 
g. Die absolut privilegirten Forderungen. 

Zwar ist das In der Processordnung S. IV Tit. 2 § 3, 6 u. 7 den nnyer- 
tinslichen Erbegeldern, den Kauf- und Tageseitgeldern , wegen deren sirh der 
Verkfiufer das Eigenthum oder die Hypothek Torbebalten hat, sowie die Forde- 
rungen, die auf einem Grundstücke bereits yersichert waren, ehe der Schuldner 
daaaelbe an eich brachte, ertheilte Vorxugsrechte der ersten Klasse aufgehoben ; 
doch bleiben die übrigen Bestimmungen des Tit. 2 über absolut privilegirta 
Voriugsrechte ebenso bestehen, wie die der Verordnung Tom 7. Juli 1704, daaa 
in Concursen Yon den daiu gehörigen Gfitern zunicbst die Gefalle besahlt wer* 
den aollten, und die der Verordnungen rom 24. Aug. 1804 und 29. Juli 1810» 
daaa das Vorsugarccht der öfTentlicben Abgaben nach fünf Jahren Tetjihre. 

§ 27. 
h. Das Vorsus^recht (PriTüegium). 

Aoaaer Hypothek und Fauatpfand eiistirt noch ein Sichemngamittel , daa 
Prirlleg. Dieaes wird in ein besonderes Prifilegienbuch eingetragen und etehl 
swar den Hypothekengllubigem nach, den chirographarischen geht es aber tot. 
Ee enteteht durch Vertrag oder letstwillige Verfugung; Bestellung einer Gene- 
nlhypothek, Verpflndung dea ganzen und beweglichen Vermögens sind in die- 
aem Falle ?on Einrinmnng diesea Voriugsrechte tu Tcrstehen. Ausserdem haben 
Alle, die einen PfandrechtatItel healtaen, mit Auanahme dea Ausangaberechtig- 
tan auch einen Titel zur Erlangung dieaes Yorzugsrechta. HIneichtlicb der 
Wirkung, Priorltit, Eintragung, Efairichtung der Pririlfgienbicher gellen gani 
den Hypotheken analoge Vorschriften. 

5'i) Tgl. dasu aiKh ErgSnznng t. 19. Ang. 1864. 
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§ 28. 
i. Oebahren iiai Sporiela»). 

Für jed« EiBtragniif in dai Hypotkckenbach wird M 

1) eliw« Kapittl bk 100 FL bet. SOTbIr. «rhobtn f Fl. b«i. IfiSgr., 

2) «iatm Kapitel bia 100 TMr. erhaban 1 Thir. 

V«n 100 Thlni. an tritt noch Vs Pracent «nd tob 2000 TUm. ab Va PracanI 
hinsQ. Bai onbaatimmten Summen betragen dia Sportein 16 Sgr* bia 2 TUr» 
Bai EintragwiK ainer Varbemerkvngr wird dia Hilfte der obigen GabAhren in 
Anaati gebradit; bei Eintragung eines Vonugerecbta in daa Prifiiegianbnah 
werden bia 100 Thlr. lOSgr., Ton jeden weiUrn 100 Tiilrn. 5Sgr,, doch im 
Ganzen nicht Aber 10 Thlr. erhoben. Für Eintragung einer Caasion, VerpUn^ 
dnng^ Abloaang u. s. w. kommt Va der obigen Anaitse, jedoch nicht unter 
6 Sgr., ffir die Ltechnng einer Hypatbek und Auafertigunf einea Hypotheken- 
acheina Va '^ abigen Spartelansitie, Jedoch nicht unter 6 Sgr. und nicht Aber 
2 Thlr., snr Berachnnnf • 

Cap. IV. 

Die Landeaonltorgeaetngebimg. 

§ 29. 

Schnts der Felder« 

Znm Schatte der Felder fiberhnupt wurden im Tarifen Jahrhundert eine 
Reihe Verordnungen erlacaen, welche die Beachfidigung derselben durch Men- 
acben wie durch Thiere beschranken sollten. Zu den letztem gehören merk- 
wQrdige Bestimmungen Aber Vertilgung der Raupen '^^) und Wegfangen der 
nrmen Sperlinge^), auf deren Kopf i Pfennig Belohnung gesetzt wurde; daa 
Verbot dea Taubenimltene fAr Diejenigen ^^) , weleha kein Feld besnaafn; dia 
Abackaffnng des ZiegenTieha, weldiea mit dem Rindfieh zar Weide getrieben 
wnrde^'^). Die Besdiidigung durch Menachen aber wurde durch harte Strafen 
geahndet *^\ damit jeder Unterthan dasjenige, waa er durch den Segen Gottea 
und aeina Axkeit und aeinen Flriss in seinen Gärten oder Feldern erbanen 
mAge, in VergnAgen und Zufriedenheit alle Wege geniessen könne. Zugleich 
wurde noch die Beatrafung yon Frereln an Bäumen, deren Anpflanzung an 
Wegen, auf GemeindepUtxen, Triflflecken n. a. w. die Regierung durch mehrera 
Mandate anempfohlen hatte ^*), besonders heryorgehoben. 

Nach dem Geaetz vom 26. April 1850, das mit andern thAringischen Ge- 
•etten wegen Schutzes der Holzungen, Baumpflanzungen und Girten im Weaent- 
Heben Abereinstimmt, wird jeder Schadensatifler, abgesehen ?om vollen Brsati 
dea Schadena, je nach der Grösse desselben zu einer Geldbnsse von 6 Sgr. bis 
S Thirn. lierjngaaogen. Bei Berechnung der Beschädigung, fAr welche die 
Bächsten Angehörigen und der Dienstherr haflbar alnd, kommt nicht blos 
damnum emergena, aondem auch lucmm ceasana in Anachlag. 

Sportelgeseis ▼. 4. März 1859 $46 ff. 

Yerordnungen t. 1. April 1706, y. 13. Nof. 17S1 und ▼. 7. Febr. 1742. 

66) YerordiwQg ▼. 27. Juni 1749. 
56) Verordnung t. 4. Juni 1745. 

67) Verordnung y. 30. Aug. 1760. 

68) Verordnungen y. 11. Sept. 1741, y. 16. Juli 1746 und y. 9. Juli 1773 wegen 
der Feld-, Garten- und Berg-Deuben. 

69) Verordnungen t. 3. Juli 1744 und 20. April 1761. 
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Gemeinheitttheilangen^). 
Gemeiokelten, i\t iwitchen Gemeinden vtni Fiecos, Gemeinden nnd Giteni 
«nd den einsdnrn Gfmeindeglledem vorkommen, können getheill werden; im 
ereten Falle, wenn einer der Eigenthflmer die Thelliing proTocirl; xwieciien den 
eintelnen GemeindenutgÜedfrn, wenn der Tierte Thfil der nach der Grdaee ilirer 
Antkeile in berechnenden Nvtznnji^berechtigten darauf tntrigt; auageaciiloaaen 
Ikieibt die ProTocatlon, wenn die Gemeinheitatbeihing ohne gleichieitige Zuaam« 
menlegang der Grnndstarke nicht mit Vorthril dnrchführbar ist Foraignindr 
•tficke hiogegeu dürfen nur getlieilt werden, wenn die einzelnen Antheile inr 
feratmiftsigen Benutsung geeignet bleiben (200 Morgen bei Hochwald-, 150 
Morgen bei Mittelwald- und 50 Morgen bei Niederwaldbetrieb) (§83). Jedt 
Tbeilang erfolgt nach dem Verhflltnisae dea Umfange der jedem Theilungeinterr 
eaaenten luatehenden Berechtigungen, bei Foratgrundatficken nach dem Wertbo 
dea Bodens, wobei die Holzbestinde nach der Taxe yon Sach?eratindigen ana«- 
sugleichen aind. Mehrere Theilnehmer können, um eine Zersplitterung tu ver- 
meiden, ihre Theile zusammenwerfen und werden dann als Hileigenlhumer an- 
gesehen. Bei Theiinng der Almende ist tu berücksichtigen, ob sie nicht besser 
dem GemeindcTermögen einyerleibt oder bei guten Bedingungen verkauft wird. 
Geht aber die Theilung vor aich, ao sollen Obatbaumplantagen, Thon-, Lehm-, 
Sandgruben u. A. für die Gemeindenutiung vorbehalten werden. 

§ 31. 
Zusammenlegung der Grundstücke *>)• 
* Das Separationsverfahren nimmt seinen Anfang, wenn der vierte Theil der 
gesamq^ten Besitzer der Grundstücke, welche in einer Flur liegen, die Zusam- 
menlegung verlangt. Jene werden nach der Grösse ihrer Antheile so beatimmti 
dasa auf jeden Acker eine Stimme kommt. Die Zusammenlegung ist zolissig 
bei Aeckern, Wiesen, Angern, Leeden und den im Gemenge liegenden Forst- 
grundstucken und Holzblössen , wenn diese nach Ermessen der Behörde besser 
als Wiese oder Artland zu benutzen waren. Jeder musa sich nun einen Aus« 
tauseh seiner Grundstücke gefallen lassen, der grösser oder kleiner sein kann, 
je nach der Bonität der Grundstücke; denn Bonitirung, Drainanlagen und offen 
liegende Fossilien sind ganz besonders zu berücksichtigen. Nur ist Niemand 
▼erpflichtet, Holzboden für Artland oder Grundstücke anzunehmen, welche viel 
schwerer zu bewirthschaften sind, als seine eignen früheren; welche den Anbau 
der früheren Haupterzeugnisse unmöglich machen; welche der Gefahr durch 
Naturereignisse, z. B. der Veraanduug, Avulsion, ausgesetzt sind; oder gar 
aolche, welche eine Veränderung dea bisherigen Geschäfts zur Folge hilten 
(z. B. Viehzucht statt des bisher betriebenen Ackerbaues). Die neuen Plino 
werden möglichst in dieselbe Entfernung gebracht, in der sie durchschnittlich 
gelegen haben. Doch sollen die Grundstücke der kleineren Grundbesitzer in 
die Nahe des Orts gelegt und für grössere Entfernung ihnen eine Geldentschi- 
Tilgung gewShrt werden. Grundstücke eines Forenaen sind in eine günstige 
Lage zu seinem Wirthschaflshof zu bringen. 



60) Gesetz v. 7. Jan. 1856 f TOiT. 

61) GeseU v. 7. Jan. 1866. 
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Ist ein Grundslflck mit einer Weideiervitiit belastet, so mnse diese hier 
ebenso, wie bei den Geaieinheitstheilao|^en, erst abgelöst werden« Auf ikvln- 
dnng dritter Personen, yelche Rechte an den Grundstöcken haben, aber doch 
die ZussmmeDlegttng durch ihren Widerspruch nicht hindern können , finden 
die Bestimnmngen des Gesetzes vom 27. April 1849 Anwendung. 

§ 32. 

Vasseranlagen <^. 

Die Benutzung der Flüsse und Bache als öffentlicher Gewisser ist Regal« 
Sie besteht in der Fischerei, Flö88gerechtig:keit und den Mublenanlagen. Dia 
Kosten des Wasserbaues, d. h. jeder Arbeit sn einem öffentlichen Gewässer, 
uro dessen normalen Lsuf oder gewöhnliche Benutzung zu erhalten, resp. za 
Verschaffen, werden aus öffentlichen Mitteln bestritten. Die Kosten drs Ufer- 
baues, d. h. jeder Arbeit zum Schutze vor Ueberschwemmungen (Dsmmban) 
oder Uferbeschadigung (Uferbau im engern Sinn) werden rerschieden reparlirt. 
Betragt die Reparatur einer Uferbeschadigung nicht über 5 Thir., so tragt sie 
der Eigenthümer des beschädigten Grundstücks selbst; beträgt sie mehr, so 
muss sie der Eigenthümer nur tragen, wenn sie V15 Tom Werthe des Grund- 
stücks, und im Fall, dass durch die Beschädigung nur ein Theil des Grund- 
stücks Tcrloren gehen könnte, Tom Werthe des bedrohten Theils nicht über- 
steigt Zum Uferban, dessen Kosten diese Summen überschreiten, trsgeu 
sämmtliche Grundstücke, die innerhalb eines Oblongums von 40 Ruthen strom- 
abwärts und 20 Ruthen landeinwärts, Ton dem Orte des Torzunehmenden Ufer- 
baues an gerechnet, liegen, so bei, dass diejenigen, welche innerhalb der ersten 
10 Ruthen landeinwärts liegen. Via ^^^ diejenigen, welche innerhalb der zwei- 
ten 10 Ruthen landeinwärts liegen, Vj^ ihres Werths zu zahlen haben, wäh^ 
rend der Beitrag zu einem Dammbau nur V20 ^^^ Grundwerths der betreffen- 
den Grundstücke überhaupt beträgt. Das ausser diesen Beiträgen noch Feh- 
lende schiesst die Obersteuercasse zu. Gebäude, die beitragspflichtig sind, tra- 
gen nur von der Hälfte ihres Werths bei. Die Beiträge von Feldwegen und 
Lsndstrassen, die wie Ackerland geschätzt werden, zahlen die betreffenden Be- 
hörden oder Gemeinden, welche letztere auch die in ihrer Flur liegenden Grund- 
stücke übernehmen müssen, die ?on ihren Eigenthümern , um der Beitrags?er- 
bindlichkeit zu entgehen, derelinquirt wurden. Natürlich muss sich auch jeder 
Eigenthümer zu Ufer bau zwecken die Expropriation gefallen lassen^'). 

Ent - und Bewässerungsanstalten existiren schon seit länger als 20 Jahren. 

§ 33. 
Verkauf des Getreides auf dem Halme •*). 
Die Bestimmung, dass Contracte über das noch auf dem Halme stehende 
•oder noch in Garben oder auf der Scheuertenne liegende Getreide nichtig aeien, 
wurde bereite früher ^^) gegeben. Auch jetzt noch wird der Verkäufer mit 
Confiscalion des Getreides, der Käufer mit der des Kaufgeldea, bes. mit Ge- 
fängnissstrafe Ton sechs Tagen bis drei Wochen bestraft. Einer gleichen Strafe 
unterliegen die dabei thätigen Unterhändler. ' 

62) Vgl. Bamberg, Prifatrecht $96ff. 

63) Verordnung y. 26. Mai 1824. 

64) Verordnung t. 4. Juni 1847. 
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% 34. 
ErmiileluBg uai PublUatioa der Fmchtpreis«. 
Dii SnuKUtimg der Gelreideprelfe, weicht Mher dvrth die Markineietcr 
geeeliali, iet andi jeUfe nedi eehr iBttigelhaft« Sie wird AlmKch Ten StadI* 
wacbtmeieter betorgt, der darcb Anfrage bei den grdeeem Kisfern, beeenders 
den Bäckern^ die TerBcbiedenen Preise in erhalten sucht. Der Darchscbnitta- 
preis jedes Markttags wird dann im Rudolstidter Wochenblatte (bez. Fraoken- 
Maser Intelligenzblatte) Teröffentlieht. Früher worde der höchste, der niedrigst» 
und der mittlere Preis publicirt. 

§ 35. 
Die Merkte. 
Das Land besitzt einen Wollmarkt su Rodolstadt, auf welchen aber jedes 
Jahr weniger Wolle gebracht wird. Viel bedeutender sind die Viehmärkte, 
durch die sich besonders Leutenberg (jihrlich 12) auszeichnet 

§ 36. 
Die Versicherungsanstaltea^). 

Durch die fremden Versicherungsanstalten Ist jetzt ein bedeutender Theil 
der Gebäude gegen Feuer Tersichert. Die Magdeburger Fenerrersicherung hat 
Im Lande einen Krets-Feuersocietitsdirector. Eine Landesfeuenrersicherung gicbl 
es nicht; die 1798 begrflndete ging bald wieder ein. Jetzt haben GeistUcha 
und Lehrer eine besondere gegenseitige FeuerTersicherung begründet. 

Auch eine Reihe ausländischer HageWersicherungsanstalten haben Agentu- 
ren in Schwarzburg. Für VichTersIcherung ist im Lande selbst durch 22 An- 
stalten in der Oberherrschaft gesorgt. 1821 grflndeie Blankenburg die erste 
derartige Anstatt. 

§ 37. 
Landwirthschaftliche Vereine. 

Schwarzburg besitzt sieben landwirthschaftliche Vereine, sämmtlich in der 
Oberherrschaa, zu Paulinzelle (ca. 200 Mitgl.), zu Schaala (105 Mitgl.), zu 
Leutenberg (ca. 50 Mitgl.), zu Lichte, zu Döschnitz und Meura, su Stadtilm, 
su Watzdorf (Bienenfcrein). 

Schluss. 

Für die Agrargesetzgebung können wir die siebenziger Jshre des yorigen 
und die fünfziger Jahre unseres Jahrhunderts epochemachend nennen; denn in 
Jenen wurden die sämmtlichen bis dahin erschienenen Verordnungen wiederholt, 
in diesen aber die meisten der die Agrarrerhältnisse umgestaltenden neuen 
Gesetze gegeben. Während man die alten Beschränkungen der Lebngnter 
und des Güterscblusses beibehalten hat, ist doch auf der anderen Seite der in- 
tensiyeren Landwirthschaft und der GeldwirthschaA Rechnung getragen durcli^ 
die Ablösung der grundherrlichen Lasten und die Verkoppelung, dem yorge** 
schrittenen Verkehr und dem Credit durch ein den Anforderungen der Neuzeil 
entsprechendes Hypothekenwesen, su gleicher Zeit ist auch für die Landescultur* 
gesetsgebung msnnichfach gesorgt Endlich soll die begonnene Landes- und Fbir- 
yermessung ans Aber die Verlheilung des Grundbesitzes bald Aufsrhluss geben. 

66) Verordnungen t. 6. Sept. 1805 und aO. Juli 1817. 
66) Vgl. Sigismund, Landeskunde L S.148. 
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Zur GFeschiohte der dentschen Wollenindiutrie. 

F 

ük (Fortsetzung.) 

3) Charakteristik der mittelalterlichen städtischen 

Industrie. 

V a) Oegentatz der mittelalterlichen Industrie zur antiken. 

Wenn wir die mittelalterliche Gesellschaft im G^iensatz znr anti- 
I ken betrachten, so treten uns vor Allem zwei grosse VerSndemngen 

entgegen, welche für die Entfaltung der industrieUen Fähigkeit von 
Wichtigkeit geworden sind. Es ist dies zuerst das allmählige Ver- 
schwinden der unbedingten Sklaverei und dann die Entwicklung vcm 
Ständen, welche auf die gldchartige Beschäftigung ihrer Genossen ge- 
gründet sind, als den Staat constitnirende Organisationen. Die letztere 
Erscheinung beruht insofern auf der erstem, als im antiken Staats- 
wesen fast alle Arbeit in den Händen der Sklaven war; selbst in den 
Staaten, die durch den Handel gross geworden sind, war das Hand- 
werk, von Unfreien betrieben, nicht von politischer Bedeutung. Von 
der Wichtigkeit, welche die BlQthe. der Industrie als Grundlage des 
BOrgerthums im modernen Staate hat, blieb das Alterthum daher ohne 
Ahnung; der VollbOrger sollte vielmehr, so viel als möglich von der 
Fessel eigner Arbeit befreit, sich nur dem Staat widmen, im Felde wie 
in der Volksversammlung. Seine Freiheit, seine Müsse basirte auf der 
Arbeit und der Knechtschaft einer Zahl von Sklaven, welche die der 
Freien bei Weitem überwog ^). 

Im Mittelalter dagegen ward ein sehr bedeutender Theil der Arbeit 
den Sklaven entzogen, um die Grundlage einer neuen Klasse von Freien 



1) In Attika betrogen die SklaYen nach Bockh's Bereebnnng 73 Procent der 
BerMernng; In Korintli ond Aegina war ihreZdil noch gröiaer. S. BÖckh's Staata- 
kioilultaBg der Athtner L B.Mff. 

VIL 6 
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zu werden. WSbrend auf dem platten Lande seit dem 9. und 10. JiU. 
die freien OrnndeigenthOmer immer mehr verschwanden, sammelleo sidi 
die Freioi hinter den Mauern der aller Orten sich bildend^i Stüe. 
Einzelne Beste von Hörigkeit, welche dieselben in ihren ersten Anfiuiea 
noch belastet, wurden rasch abgeworfen; bald ward es zur Kegel, dass 
eine städtische Gemeinde nur Freie umschliesse; in den meisten machte 
der unangesprochene Aufenthalt von Jahr und Tag frei. 

Diese Gesellschaften, selten, wie die Städte des AlterUioms, im 
Besitz grosser Feldmarken, gründeten ihre Existenz auf Beschäft^n- 
gen, die von soldiem Besitz unabhängig sind, auf Handel und Gewerte; 
sie mussten sie, indem sie dieselben berufsmässig betrieben, bald ais- 
schliesslich in ihre Hände bringen. Während der Hörige d» Mittel- 
alters im G^ensatz zu dem Sklaven des Alterthums und dem H&igen 
der Zeit KarFs des Grossen, welche ebenso gut Handwerker als Land- 
bauer waren, jetzt ausschliesslich auf die Bearbeitung des Bodeoa ge- 
wiesen wurde, kam das Handwerk allein in die Hände von Freien xmäi 
sein Betrieb ward für den Zunftgenossen eine Ehre, wie es die Füh- 
nmg der Waffen für den ritterlichen Dienstmann war. 

An diese Veränderung, die der Arbeit eine mächtige politisdie Be- 
deutung gab, knüpft sich die Mftcht eines sich schndl erhebenden Stan- 
des, des Btbigerthums. Bis zu den Neugestaltnngen herab, welche im 
Gefdge der französischen fievolntion die Gesellschaft umgeformt, hat 
der ganze europäische Entwicklungsprocess darin bestanden, dass dieses 
BOrgerthum ein Glied der Gesellschaft nach dem andern sich assimi- 
firte. Wir werden einen llieil dieser Entwicklung von den unschein- 
baren Anfängen bürgerlicher Erwerbsthätigkeit an bis zu der gegen- 
wärtigen Writmacht der Industrie in einem einzelnen Zweige derselben 
n verfolgen haben. 

b) Gr&sae der In der Wollenmdaftlrie beschiftigteD Arbeitermassen. 

Die WoDenindustiie, in ihren Anfangen auch den wandernden Ne- 
maden bekannt, ist eines der Gewerbe, die zuerst neben der Nothdorft 
aach die Bequemlichkeit und die Schönheit der Erscheinung bei ibren 
Erzeugnissen zu berücksichtigen anfangen. Das aus ungefärbtem WoU- 
geq^ianst kunstlos zusanunengowebte Tuch genügt schon einer wenig 
üortgesdirilienefi Yerfemerong nicht mehr, man waidet all^lei Ver* 
schSnerungsmittel an; das Tuch wird gefärbt, geschoren, gepresst; der 
Wedisd des Geschmacks bewirkt in der Anwendung diesar Künste tau- 
senderlei verschiedene Veränderungen. Was früher von den Wdbem 
haHmilder Völkerschaften gefertigt werden konnte» das erfordert jetat 
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t iäi das Ztisaiimeaipirken tiner Masse von Arbeitskräften ; es setzt bei den- 

ii,m selben Fertigkeiten (v^aos, die nicht mehr jede Hausfrau besitzt; es 

ImUbi maeht Anstalten und; ^orriditongen nöthig, welche sieh nicht in jedem 

leistBi Uiftuse finden könnei^; kurz, die Wo]lenindustrie kommt in die H&nde 

zart von Solchen, die sich ihr als ausschliesslichem Beruf widmen. 

jg^ Wie gewerbliche Anstalten, Färbehäuser, Walkmühlen, Schergaden 

u. dergl. mit einiger Sicherheit erst in den Städten errichtet werden 
^ konnten, so fand sich auch der andere zur Entwicklung grosse indu- 

f^ strieller Thätigkeit mitwirkende Faktor, d^ nothwendigen Arbe i^-^^yfiHtfl, 

i^ nur in den Städten yor. Das Mittelalter, obwohl in der Anwendung 

. mechanischer Triebkräfte dem Alterthum voraus^), musste doch auch 

fast Alles, was gegenwärtig durch Maschinen geschieht, durch Meiv- 
^ schenhände verrichten lassen und brauchte deren deswegen eine unyer- 

hältnissmäsfiig grössere Anzahl, als wir gegenwärtig. Der Aufwand an 

Arbeitern streift, selbst wenn wir die geringem der aberlieferten Zah* 
^^ len als Massstab annehmen, an's Unglaubliche. Angaben, wie, es seien 

' 40,000 Webstühle zu Gent gewesen, sind freilich ohne Zweifel zu TQl^ 

' werfen, aber dass in dieser Stadt in der zweiten Hälfte des 14. Jahri)/ 

von den mit der Tuchmacherei beschäftigten Gewerken bis zu 18,0Q0 
^ unter den Waffen gestanden haben, kann schon als wahrscheinlich be- 

^, trachtet werden'), wenn wir lesen, dass 1326 auf ein Mal 3000 Weber 

^ aus dieser Stadt vertrieben wurden, weil sie einem Au&tand gegen die 

^ flandrischen Grafen geneigt waren*), oder, dass 1340 von 5239 Mann, 

^^ welche die Genter vor Toumay stehen hatten, 1800 Weber, 1300 Wal- 

^ ker und 2139 aus den übrigen Zünften waren, oder'), dass dort in 

^ einem Kampfe im Jahre 1345, in welchem die Weber allein die Walker 

f und andere mit ihmn vereinigte Gewerke besiegten, an 600 Todte 

^ auf dem Platze blieben^). In Brügge sollen zur Zeit der höchsten 

Blüthe dieser Stadt an 50,000 Menschen von der Verarbeitung der 



2) Das AUeTUium kannte i. B. nicht di^ Anwendung Ton WalkmtUiIen. Die 
römiachen fuUones Yerricliteten das Wallcen dadnrcli, daaa aie die Tnche in Graben 
mit den Füaaen atampflen. Dagegen waren die WaUcmühlen im Mittelalter sehr 
hSnfig. 

3) Gramaye, Antiquit. Flandriae; Gandavum cap.30. Warnliönig I. 74 sagt 
Ton diesem Scliriftstelier: „Man hat ihn oft der Willltariicbkeit beschuldigt, als gibe 
er Doenmenle an, die entweder nicht existirten oder doch Anderes enthielten, eis er 
behauptet. Unsere Untersuchungen haben uns Tom GegenUiett abeneugi, so dMI 
wir ihm selbst da glauben,, wo wir seine QueUen nicht mehr besitzen.'' 

4) Warnkönig IL 1. Abth. S.77 Not. 177, ni|ch einer StadkMbuung iQU 1340. 
6) Chronic, comitmn Flandrens, ep. Smet Corpua Chron. VIphuMh I* p*197. 
6) Ibid. p. 216. 

6« 
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Wolle gelebt habend; unter den 351 Geiseln, welche die BOrgerschaft 
dieser Stadt 1309 an den König von Frankreich gab, waren 162 ans 
den mit der Tuchfabrikation beschäftigten Zflnften *). Za Tpem waren 
4000 Webstühle •), ebenso viel um 1350 in Löwen *^ und in Mecheln, 
einer nur wenig Meilen von Löwen entfernten Stadt, zur selben Zeit 
3200 "). Zu Armentieres in Flandern befanden sich deren 1000 *•), 
zu Estaire über 850"). Tirlemont zählte an 400 Wollwebermeister**). 

Und nicht nur die niederländischen Fabrikstädte verbrauchten eine 
so bedeutende Masse von Arbeitern. Um einige Beispiele aus andern 
Gegenden anzuführen: Aus Köln wurden nach einem niedergeschlage- 
nen grossen Aufstand der Weber 1800 bei demselben Betheiligte ver- 
bannt**), in Breslau konnten die Tuchmacher schon 1333 mit 900 
wohlgewaflheten Männern ihrer Zunft drohen"), 1403 waren daselbst 
164 Tuchmachermeister*''); in Zittau waren 1367 über 600 Meister 
und Knappen in der Zunft der Tuchmacher"); in Stendal pftegten 
600—700 zu arbeiten"), in Frankfurt a. M. zählte man 1387 303 
Wollwebermeister ^^), in Augsburg 1601 2208 Weber (Lein-, Woll- und 
'Baumwollweber), die ihr Geschäft selbständig betrieben**) und in dem 
kleinen Schmalkalden 1554 50 Meister und 4 Wittwen *'). 

Der Bedarf an Arbeitern war so gross, dass einzelne Städte, gegen 
die Gewohnheit des Mittelalters, es gestatteten, auch weit über die 
Stadtmauern hinaus Arbeiter für Rechnung städtischer Unternehmer 



7) Beancoort, BeschryTing van den Brogachen Koophandel S.81. Gramaye 
sagt, daas V« der Bewohner bei der Wollenindustrie beacbäftigt gewesen sei (Antiq. 
Fiandr. Brugae, Flandr. P. II c. 9). 

S) 83 Weber«. 65 Walker nod 14 Tiichaeheerer. WarnkSnig II. 1. Abth. Doe. 
S.145. 

9) Gramaje, Ant Fiandriae, Ipretam, L. II c.8. 

10) Lipsitts, in Lovanio p. 47. 

11) Gramaye, Bist, urbis et prov. Mechlinensis L. II c.lO. 

12) Gramaye, Ant. Flandr. in fol. p. 196. 

13) Ibid. p. 192. 

14) Gramaye, Loyanium, fol. p.41. 

16) Mering und Rel^cbert, Zur Geschichte von Köln IL 193. 

16) Klose, Gesch. von Breslaa I. S. 625 ff. 

17) Ebendas. II. 2. Th. S. 417. 

18) Scriptores Rerum Lusalicarum ; Jahrbach des zittauiscben Stadtschreibers 
Jobann von Guben S.2i. 

19) Zimmermann, Histor. äntwicklong der mark. Stadteverfassong S.226. 

20) Kfrohn«r, Gesch. von Frankfurt I. 436. 

21) ▼. Statten, Gesch. ron Augsburg I. 760. 

22) Wagner, Gesch. von Schmalkalden S.380. 
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I n beflobüftigen. la ^iie&i ündcre» von drei Meilen durfte um G^nt 

I keine Wolle gespimnen, kein Tuch gewebt oder gefärbt werden, es wäre 

g denn für Bechnung eines genter franc drapiers^'). Nach Ulm webten 

» eine grosse Anzajd sogenannter Gäuweber, und der Rath hielt trotz 

aller Vorstellungen der städtischen Weber dabei fest, es sei dem gemei- 
nen Stadtwesen nützlicher und besser, denselben, sie möchten her sdn, 
wo sie her wollten, zu erlauben, in die Stadt herein zu wirken, wenn 
sie die Ordnungen befolgen wollten, an welche die Ulmer selbst gebun*^ 
den seien *^). Besonders ward viel Oam von den Landleuten in die 
Städte geliefert; in Sachsen Waren sie im 16. Jahrh. verpflichtet, das- 
selbe auf die Wochenmärkte der nächstliegenden Städte zu bringen^). 

c) Zcrsplitlerung der industriellen KrSfle. 

Ging der Aufwand an menschlicher Arbeit, wie wir gesehen, in's 
Ungeheure und wurden so in einzelnen Städten gewiss bedeutende 
Massen Tuch geliefert, so war doch die Wirkung der gesammten ver- 
wendeten Kräfte dadurch bedeutend paralysirt, dass sie sich auf eine 
unendliche Anzahl kleiner fabricirendei; Orte vertheiiten. Denn es ist 
begreiflich, dass die Erzeugung im Verhältniss zu den zusammenwir- 
kenden Arbeitskräften nicht in arithmetischer, sondern in geometrischer 
Progression zu- oder abnehmen musste, sobald eine gewisse Gränzlinie 
in der Zahl der Beschäftigten aberschritten war. Das Charakteristische 
des Mittelalters im Gegensatz zu dem spätem römischen und dem mo- 
dernen, vielfach auf römischen Traditionen ruhenden Staatswesen ist 
das Vorhandensein einer Unzahl in sich abgeschlossener und sich genü- 
gender Lebenskreise, deren Verbindung zu grossem Staatsgliederungen 
um so loeer wird, je weiter diese greifen. Wir haben in unserer Be- 
schreibung der geographischen Verbreitung der Wollenindustrie die Be- 
lege dafür gegeben , wie sich dieser Zug des germanischen Lebens zur 
Selbständigkeit auch in der Ausbildung unsers Industriezweiges geltend 
gemacht hat Während heute zu Tage einige räumlich nicht sehr be- 
deutende Theile Deutsehlands nicht nur den ganz^ einheimischen Be- 
darf decken, sondern noch hinlänglich far einen Verkehr mit dem Aus- 
land sorgen, ward im Mittelalter die Fabrikation der Tuche überall 
betrieben, und nur die Erzeugung der feinem Sorten konnten die Nie- 



23) WArnköniif a. «. 0. II. 1. Abtb. S. 62. 

24) Jiger, Ulm n. f. w. im MiUelalter, nach einem Ralhabeschlosi von 1467, 
S. 642. 

25) Hiat. Beiträge, die preuaa. u. benachbarten Staaten belr. I. S. 53. II. S. 15, 
55 ff« 
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derifmde und der Niederrtein atiflficUieaBlidi festiialteD. Der 
dflrftige Zustand des öffentlichen Vericehrs'^) sddoss jede, aadi fie 
kleinste Stadt, mit den sie zunächst umschliessenden paar M^es a 
dinmn industriellen und commerdellen Gebiet ab, in dem mmn wenig- 
stens den nothwendigsten BedOrfnissen selbst zu genügen sachte. Die 
i^ugnisse der Tuchmacherei gehörten eben so gut dazu, als die dar 
Gerber, der Sdiuhmacher, der Schneider; die TuchmacherzODfte sind 
daher ebenso, me die andern genannten Gewerke und wie die, welche 
Lebensmittel bereiten, B&(±er, Metzger, gewöhnlich unter den ältestai 
Zflnften der Städte ^0- 

Der Beruf derselben, ihrer nächsten Umgebung als Mittelpunkt 
des Verkehrs zu dienen, spricht sich in den ihnen verliehenen soge- 
nannten Meilenrechten deutlich aus '^). Es bestehen dieselben im Becht 
der Städte, eine oder auch mehrere Meilen wn dem Weichbild dersel- 
ben kein Handwerk oder Kaufinannschaft dulden zu brauchen '^). Sehr 



26) Wir wollen sum Beweis nur ein Beispiel anfaliren, wie der Strasseiswnf 
und das Stapelrecht auf dem Verkehr lasteten, der unendlichen Masse Zolle, iea 
Grundruhrrechts, des Rechts jedes Freien, auf eigeuA Hand Krieg zu föhren a.i.ir., 
nicht zu gedenken. In der Oberlausitz besass Görlitz das Recht, dass aller Waid, 
der Ton ThQringen nach Schlesien und weiterhin geführt wurde, hier geschätzt uuA 
to lange feil goboten werden musste, bis der Bedarf der Stadt befriedigt war. KMg 
Johann von Böhmen bettiUgte dies Recht, das sich schon in viel frühem Zeiten aoi' 
gebildet, 1389. Kein Kaufmann mit Waid durfte anders als Ober Oörlita ziehen. 
Kur die Stadt Zittau hatte das Recht, ihren Bedarf an Waid unmittelbar zu beziehen.* 
Als man, um dem görlilzer Stapel zu entgehen, anfing, den thQnngischen Waid auf 
dem bedeutenden Umwege Ober Böhmen nach Schlesien zu bringen, Tefbot dies der 
König 1341 KU Gunsten der Görlitzer. Wie lastig und langdauemd der Aurenihalt 
hier gowoiOD sein muss, geht daraus hervor, dass Naumburg 1B40 «durch Vertrag 
erlangen mosete, der von hier kommende Waid solle nur vier Wochen nach der 
Schätzung in Görlitz aufgehalten werden. Scheltz, Gesammtgeschichte der Ober- 
und Niederlausitz S. 553 ff. 

27) Die Tuchmacher, Bäcker, Flei|cher und Schuster hatten z. B. in den Städten 
der Mark von den ältesten Zeiten an eine bevorzugte Stellung vor den flbrigen Ge- 
werben und unter dem Namen der Yiergewerke später Antheil an der StadtverwaN 
tnng. Vgl. Stock, Die Gewerksgilden vom Mittelalter ab bis 1731, im Ledebur*- 
■chen N.Archiv für Geschichtskunde des preuss. Stsats I. S.25; such Riedel, No- 
vus Cod. diplom. Brandenb. I. 1. p. 77. Anstatt der zwei letztern Gewerbe kommen 
zuweilen die Schmiede oder Schneider unter den vier Gewerken vor. Ebendas. 

28) Wenn in Preussen 1482 von dem Hochmeister nach Berathung mit den Stän- 
den den Landleuten gestattet wurde, die nöthigsten Bedürfnisse, darunter auch Tuch, 
zu kaufen, wo sie wollten, so scheint dort auch ffir die Räufer ein Bann an einen 
bestimmten Ort existirt zu haben. Ich habe anderswo nichts daräber gefunden. Obige 
Ordnung bei Voigt IX. 139. 

29) VgL Stenzel u. Tzschoppe, Urkundensammlnng u. s. w. S.252. Kurz, 
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Ari Unfig wird durch diesdbeB und in den 0randangEl)rl6fini das Rächt, 

riCf A Tucidiandel zu trtiben, besonders amerkannt ^. Die Wichtigkeit soirihi» 

utrii wie audi die frohe Yerbreitaog dieses Verkdns gdit daraus hervor*^). 

9 n» Durfte auch ausserhalb der Städte Tuch fitbricirt werden, so wiv 

saä der Vertrieb desselben, wie wir sdion gesehen haben, gewäudich wit 

$ki stftdtischen Untemehmem abhängig. - Beispieie, dass auch Dörfer das 

ttbk Recht hatten, die von ihnen gefertigten Tuche auszuachtieiden, sfaid 

iki sehen und als Ausnahmen zu betrachten. Es stand dies dunsh hodi- 

esi meisterliche Befreiung einzelnen Dörfern in Preussen zu*'), auch von 

dem Dorf Gersdorf in Meissen ward es ausgeübt"). Eänige Städte 
[jUs hielten wenigstens den Ausschnitt der bessern Tuchsorten fest; auf dem 

QQ zur Gerichtsbarkeit des sächsischen Freibergs gehörenden platten Lajide 

g: durfte nur Tuch, von dem die Elle 5 Pf^nige oder darunter galt, aus- 

jf geschnitten werden'*). Der Vertrieb ausserhalb der Städte schrint 

9> namentlich in den Händen von Hausirem gewesen zu sein, oft frefuden 

und von der Eifersucht d^ einheimisdien Kaufleute verfolgten Mit- 
, Werbern ■*). 

k Meist war sowohl die Fabrikation fOr den Verkauf, als auch der 

Verkauf selbst ausserhalb der Städte verboten. Selbst so bedeutende 

Fabrikstädte, wie Brügge, hielten ein Privileg für werthvoU, das den 
■ Bewohnern des grossen Fianoonatus von BrUgge die Wollweberei ver* 

, bot'^). Andere Städte suchten dasselbe zu erreichen, indem sie ihren 

I Bürgern verboten, Tuche von Webern auf dem platten Lande weben 

t zu lassen. Solches verbot z. B. der r^ensburger Rath 1259'^); in 

> Augsburg ward 1411 den Eaufleuten sogar untersagt, von fremden We- 



Oescb. des öftreich. Handels S. 96 flg. Die Tacbmacher in Stendal hatten a^ar tin 
Meüenrecht auf drei Meilen, nach einem Privileg von 1508 (Zimmermann, Miriu 
Städteverf. I. 186). 

30) Wir finden dies z. B. gewöhnlich in den preassischen Stidten. Vgl. Vogt» 
Gesch. des preuss. Ordensstaats III. 602 ff. Die ürlcanden sind in dessen Cid« 
Nerus Prosa, dipl. tu yerglelchen. 

31) Wie bedeutend derselbe war, zeigt, dass s.B. für Kassel die Zahl dor Tacli- 
bandler (Gewandschneider) auf 60 fixirt wurde. Urkunde von 1402, in Schminke^i 
Beschreibung von Kassel Beil. VII. 

32) Vgl. a. a. 0. III. 503. 

33) Tittmann, Heinrich der Erlauchte I. 356. 

34) Schott, Sammlungen zu deutschen Stadt- u. Landrochtcn III. 2TS. 

35) 1482 ward Fremden der Hauslrhandel mit Tuch in Preoian Turhotaa. 
Vogt IX. 139. 

36) VerhooTon a. a. 0. 8.35. 

87) Gemeiner a. a. 0. I. 8^: Item s«! auch niemand sine tach ara der alal 
in daz Gawe zu weben geben. 



bern'Timh oder Lemwiad zu kaufen; der Zueate freiHdi: beaoiiAais 
nitiit von saldhen, die innerhalb dreier Meilen vmi der Stadt wohnen, 
modi&nrt diese Verordnung in etwas '^). Die frankfurter Gevandmadier 
durften nach ihren 1356 aufgezeichneten Statuten ¥on Landwebem kein 
Tuch fertis^n lassen **); in Zittau war es den Tuchmachem sogar ver- 
boten: »Leuten von den dorfem« Gewand zu machen ^^), wie es sdieint, 
um den Yorkauf innerhalb der Stadtmauern nicht au£suheben. 

d) Betrieb der Tuchmaeberei in Corporalionen. ArbeiUtbeilung. 

Am meisten bewirkte eine unveriiältnissmSssige Steigerung des 
Bedarf an Arbeitskräften der Betrieb der Industrie durch G<»iK>ratio- 
nen. Zwar konnte sicher beim B^nn der deutsdien Städtebildung 
Jeder weben oder färben, wie er wollte, yreaa auch Einzelne schon 
dieses Geschäft berufsmässig betrieben. Spuren von dieser urq^rQng- 
licfaen Freiheit treten auch noch in spätem Zeiten hervor*^). Aber 
grade aus diesem Zustand vollständiger Gewerbefreiheit haben sich die 
ZQnfte entwickelt. Die germanische Freiheit des Individuums ging so 
weit, dass sie das Recht gab, die Freiheit Anderer zu beschränken, 
wenn die Macht nicht fehlte, die Beschränkung aufrecht zu erhalten. 
Um diese Beschränkung aller Andern durchzufahren, verdnigten «ch 
die Berufegenossen zur Zunft Innerhalb derselben ward jedem GMed 
der Gewerbsbetrieb sowohl Ausserzünftigen als Zunftgenossen gegenüber 
garantirt ; jedem Genossen ward nur eine bestimmte Ausdehnung seiner 
Erzeugung gestattet, um den übrigen ebenfalls ihr Theil sicher zu 
stellen. 

Was die so zusammengeführten Zunftgenossen am kräftigsten zu-' 
sammenhielt, war gemeinschaftlicher Besitz. Je unentbehrlicher grade 
bei der Wollenindustrie eine Masse von Anstalten war, ohne welche 
kein einigermassen gutes Erzeugniss geliefert werden konnte, um so 
früher und um so fester schlössen sich hier die Zünfte zusammen. 

Von der andern Seite bewirkte die geringe Verwandtschaft der 



38) ▼. SteUen, Gesch. von Augsburg^ 1. 143. 

39) BShner, Urk. der Reichsst Frankfurt I. 636. 

40) SS. Rr. Luaat Nene Folge I. 109. 

41) In Frankfurt x. B. dürft« das Gesinde der Schöffen Gewand machen, wie 
die Gewandmacher selbst Böhmer a* a. 0. S. 636. In Soest war es nach einer 
Willkikr des Stedlratbs von 1371 jedem BOrger und ZflnAigen der Stadt erlauht» 
i,beyderwani'' zu yerfertigen , von ihrer eigenen Wolle und zu ihres oder ihres Ge- 
sindes Verbrauch, doch nichl zun VerkauL Seiborts, Urkimdenbuch fftr Westfalen 
U. 620. 
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AxbeltoD, wdohe zar HersteOaiig des Tudis erfonlerlicli sind, nnter ein^ 
ander, dass adi hier dss Gewerbaselbs^ in eine Ansabl von Zdnften 
theilte^ die jede dnen bestimmteirEreis der Th&tigki»t, unabbftngig 
yön den andern, onsdchliesalich betriä^. Eine Gcmcentration dar ver- 
fidkiedenen Yeniditungen in der Weise der heutigen Fabrikati<»i, weldie 
in einer Anstalt die rohe WoUe bis zum fertigen Tneh verarbmtet, war 
dadurch anmöglicfa gemacht Eine onvollkommcsie Art der Arbeitstbti- 
lung existirte zwar in jener Theilnng der Arbeit unter Zflnfte und ein 
gutes Erzeugnias konnte durch dieselbe allerdiogs geliefert werdai. 
Aber es war dasselbe im Verhftitniss zu den gegenwärtigen Preisen 
sehr theuer. Je besser es war, um' so gräss^ war die Anzahl der bei 
B^er Anfertigung beschäftigten Genossenschaften ; in den bedeuten^ 
dem Fabrikstädten ward die höhere Stufe der Technik hauptsächlich 
durch die Beschräukung der Arbeiter auf einen bestimmt abgegränztra 
kleinen Kreis der Thätigkeit bewirkt. So fanden sich in Gent abge* 
sonderte Gilden der Wollhändler, Wollschläger, Wollspinner, Weber, 
Walker und Färber **), die sich wieder in Färber, Blaufirber und Tudi- 
färber schieden^'). In Nürnberg finden wir Wollschlager, Wollkdm*- 
mer, Tuchmacher, Loderer, Tuchwalker, Tuchsebeerer, Tuchkarder, 
Schwarz-, Schön- und Waidfärber ^*). Aber selbst in den kleinsten 
Städten waren fast immer einige der wichtigern Tbätigkeiten in den 
Händen selbständiger Genossensdiaften, welche die Uebung ihres be- 
stimmten Betriebskreises als ausschliessliches Recht festhielten ^^). 

Wir gehen die verschiedenen Genossenschaften durch, wie sie in 
den verschiedenen Stadien der WoUenindustrie beschäftigt waren, von 
denen, welche die rohe Wolle verkauften, bis zu denen, welche den 
Tuchhandel betrieben. 

Die Wollhändler bildeten, nach der Angabe von Warnkönig, 
in Gent eine eigene Gilde *^). Obwohl auch anderswo Wollhändler 



43) Pieriez, Lois ete. dtt GanUis IL 348. Keure ab aiao 1296. 

43) 'Nach eiDem Verzcichniu 4er genier OUden aus dem Jahre 1368, bei Warn- 
köDig II. LAbth. Dec. S.74. 

44) Roth, Ocaeh. des Nümb. Handele lU. 226 ff. 

45) Wir waUen nur z. B. FriUlar anfahreD , wo die FUmiiiger eine ?on den 
▼ereinigteik GewaadachneiderD und Walkern genau geacbiedeno Zanfl bildeten (Fal- 
kentaainer, Heee^SUdle a. Stifter IL 111 ff.) eder Neurupptn, wo wir Taehmacber, 
Walker, Sctaeerer und Gewandaehnelder finden <RiedeKI. 4. p.283ff.). 

46) Er citifft Diericz II. 348. Ob die ITollbindler wirkUeh eine beaondere 
Gilde gebildet haben oder, wie mir wahraeheinlich seheini, eben ao gut mil «andern 
Waaren handeln konnten und keine eigene Abtheihnig unter den KavQeateB bildeten, 
vermag ich, da Diericx mir nieht Torliegt, nicht ra entacheiden. 



gmannt werden^), so ist doA fifar die Amaliine, als Utten dtanAeli 
eine geschlossene Zunft gebildet, kein Grand vorhasden. Vi^nehr 
scheint der Zustand, wie er in Tflm bestand, beim Wollhandel Regd 
gewesen zu sein. Dort war es den Fremden zu jeder Zeit, sowohl in 
den Messen, als anf den gewöhnlichen Markttagen, gestattet, Wolle n 
verkaafen, und die Tuchfabrikanten (drapiers) kauften von ihnen direkt^ 
ohne Vermittlung von Kaufleuten ^). Wir können die Bechte der gen- 
ter Wollhfindler nicht bestimmen, da uns die Kenre, in welch«* diesel* 
ben bestimmt werden, nicht vorliegt. In Augsburg scheinen die Woll- 
händler keine andere Stellung gehabt zu haben, als die, zwischen dem 
Grosahändler und dem Weber, der nicht zu jeder Zeit Wolle zu kau- 
fen im Stande war, zu vermitteln**). In Hessen geht der Vertrieb der 
Wollhändler hauptsächlich nach dem Ausland, da es den Fremden ver- 
boten war, die Wolle direkt im Lande von den Schäfern zu kaufen, 
was den inländischen Wollwebern vollständig frei stand**'). 

Die Vorbereitung der rohen Wolle übernahmen, sobald dieselbe in 
einer Wollküche gereinigt worden war**), zuerst die Wollschläger. Es 
bildeten diese nicht nur in grossem Fabrikstädten, wie in Gent**), in 
Nürnberg, in Ulm *^ oder in Regensburg **), eine besondere Zunft, auch 
in Zürich bildeten sie eine Abtheilung in der Zunft, die von den Woll- 
webem, Grautuchem, Hutmachem und ihnen gemeinschaftlich gebildet 
wurde**). In TulIe werden ebenfalls Wollschläger als besonderes Ge- 
werbe genannt**), und selbst in dem unbedeutenden lausitzischen Rei- 
chenbach kommen sie als ein Nebengewerbe, dessen Lehrzeit im Gegen- 
satz zu dem der Weber auf eine kürzere Zeit bestimmt wird, in einem' 
Brief der dortigen Wollweberzunft vor *'). An andern Orten ward das 

47) V. Stetten, Gesch. von Angiburg I. 747. 

48) St. Genois, iBventaire dts Charte« des Comtes des Flandres No.280 ad 
ann. 1280. 

49) Wenigstens scheint mir das aus einem Verbot Ton 1590 hervoraugehen , in 
welchem den Wollh3ndlem verboten wurde, einem Weber für mehr als 15 Oalden tu 
borgen, v. Stetten, Gesch. von Augsburg I. 747. 

50) Hess. Landesordnungen Bd. I Nr. 19 ad ann. 1534. 

51) Eine solche wird als Besitzlhnm des aa ebener WoUenants (Zunft der Wol- 
lenarbeiter) erwSfant tum Jahre 1406 In lanig's Reichsarchiv, Pars Spec. Cont.IV. 
Th. 1 S. 1450. 

52) Siehe dio Befege oben. ' * 

53) JSger, Ulm im Mftelalter S. 634. 

54) Gemeiner, Chronik I. 881. 

58) Bluntsehli, 2flreher Staats- u. Rechtsgesch. I. 323. 

56) Hormayr, Gesch. tob Wien T. 3. Th. Urfc. 16t. 

57) Tsschoppe n. Stenzei, Ürfc.-Sattim1. 573. 
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WolMilAgm ytm den Tocbmacheni selbst bM>ygt, und in Pritsmik 
ward den WoUwebern eigens vorgeschrieben, die W^e nicht ausser der 
ZkmSt schlagen zu lassen^). 

Nachdem die Wolle durch den WoUsdilager gereinigt und gelockert 
worden ist, muss sie, um versponnen werden 2U können, in gleichför- 
mige Flocken vertheilt werden. Auch dies geschah im Mittelalter hier 
und da durch ein selbständiges Handwerk, die WoUkftmmer. In Nürn- 
berg fanden sich 1419 deren 26^'). In Reichenbach scheint das Kam« 
men cu den Verrichtungen der Wollschlager zu gehören ^. An andern 
Orten, wie zu Frankfurt*') und zu Stuttgart") ist es von Frauen be- 
sorgt worden. Unterschieden von dem Kämmen wird in einigen Ur- 
kunden das Streichen der Wolle**), in Stuttgart werden auch eigene 
Streicherinnen erwähnt*^). Wir finden beide Ausdrucke in dem heute 
zu Tage gebräuchlichen »Streichgarn und Kammgarn« wieder. Jenes, 
aus kurzer, starker WoUe gesponnen, wird zu eigentlichen Tuchen ver- 
wandt, während dieses, zu dem längere Wolle gebraucht wird, zur An- 
fertigung von sogenannten Zeugen dient. 

Zum Wollkämmen besassen die Tuchmacherzünfte zuweilen beson- 
dere Häuser, wie z. B. in Aachen ein eigenes Kämmhaus erwähnt 
wird«*). 

Von dem Wollkämmer kam die Wolle zu den Spinnern. Wenn 
diese nun auch zu Gent eine eigene Gilde bildeten **), gewöhnlich ward 
die Wolle von dem Gesinde der Weber oder auch von andern Aüsser- 
zfinftigen als Nebenbeschäftigung gesponnen. In den Statuten der frank- 
furter Gewandmacher z. B. wird von Spinnerinnen gesprochen; in Ulm 
hielten sich die Weber eigene Knechte und Mägde zu diesem Ge- 
schäft*^), und die Mägde, die in einem Privileg der aachener Tuch- 
macher als bei der Tuchmacherei beschäftigt erwähnt werden, sind 
wohl ebenfalls hauptsächlich Spinnerinnen gewesen. In Ulm nährte sich 
übrigens fast alles ärmere Volk ausschliesslich mit dem Verspinnen des 



68) Riedel, Not. cod. dipl. BriDdenb. I. 2. 

69) Roth a. a. 0. III. 330. 

60) Txaclioppe o. Steniel I. 678. 

61) Böhmer, Orkondenb. tob Frankftirt I. 636. 

62) Pf äff, Oesch. Ton Stuttgart I. 283 Note 21. 

63) Pfaff, Oesch. Ton Bsflingeii S. 283. EbeBdeeaelben Gesch. von StaUgart 
284. 

64) Pfaff, Oesch. Ton Stvttgart I. 284. 

66) Dipl, ad aan. 1406, in Lünig'a R.-A., Pen Spec. Cool. i¥. Th. 1. 8. 1468. 

66) Dieriex, Lols des Ganteia il. 348. 

67) Jiger, mm fai MitleUHer 8.634. 
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Flaelises, der Wolle und der Baomwcdle, imd der Franeawirtli sdhflitt 
einen fSnnlicben Handel mit WoUgam getrieben zu haben, denn jede 
der ölfentlichen Frauen, deren er nicht unto* 14 haltm durfte, miaste 
ilnn täglich zwei Andrehen von demselben liefern. Der V^trieb des 
Garns geschah in dieser Stadt auf einem eignen Platze, dem Gwn* 
markt ^^). Möglich, dass hieher auch die Bauern der Umgegend ilur 
gesponnenes Garn zu Markte brachten; in Sachsen waren sie im 16. 
Jahrh. sogar dazu yerpflichtet ^'). 

Das Verspinnen geschah yermittelst Kunkel und Spindel, im Mit* 
telalter Symbole, die das Weib bezeichneten^^). Doch kannte man 
auch Spinnrader, wahrscheinlich Handräder, vermittelst der rechten Hand 
in Bewegung gesetzt, während die linke den Faden auszieht Ich findfs 
wenigstens das Spinnen auf dem Rad in den Zunflstataten der essün- 
ger Tuchmacher von 1505 neben dem Handspinnen als etwas ganz Ge- 
wöhnliches erwähnt^'); das kleine Tretrad, heute zu Tage namenüich 
zum Verspinnen von Flachs in jedem Bauernhause zu finden, ist erst 
1530 von einem gewissen Jürgens zu Watmüttel im Braunsqhweigischen 
erfunden worden^*). 

Die bedeutendste Zunft bildeten begreiflicherweise die Tuchmacher 
oder Wollweber selbst. Da, wo die Industrie nicht sehr bedeutend war, 
existirt diese Zunft öfters ganz allein^'), bei bedeutenderem Betrieb 
dagegen trennte sie sich selbst wieder in eine Anzahl von einzelnen 
Zünften. So finden wir in Nürnberg^*) und Augsburg^*) neben den 
Tuchmachern die Zunft der Loderer, welche geringe graue Tuche fer- 
tigten. Auch in TuUe bildeten sie. hier Lodwercher genannt, eine 
eigene von den Webern getrennte Zunft ^^). In Ulm dag^en werden 



68) Jäger, Ulm im MütelaUer S.599. 

69) Bist. Beiträge, die preoss. n. benachbarten Staaten betr. 1. 63 IL 16. 66 ff. 

70) Grimm, RechtgalterthOmer S. 171. 

71) Pf äff, Gesch. von Esslingen S.204. 

72) Poppe, Gesch. der Technologie 1. 

73) Nur die Tuchscheerer besteben gewöhnlich abgesondert, selbst in den klei- 
nen schlesischen Stidten, wie Strehlen, Striegan, Liegnitz (Stensel n. Txscboppe, 
Ürk.-Samml. 194 n. 259). Das Farben nnd Walken der TQcher besorgten sie in klei- 
nem Städten meist selbst, wie sie denn zn Berlin Firbebäuser (Fidicin a. a. 0.), 
m Frankfnrt a. d. 0. eine WalkmiUile besasnen ond das städtisdie Firbehans bennts- 
ten (Zimmermann, Mark. Stfidteverf. II. 36). 

74) Roth III. 232. Urk. von 1349: dl loder haben geswom daz si daz gm 
t»€h beschawen nach seim rehten. 

76) V. Stetten, Kunst-, Gewerbs- u. JHandwerkagescb. von Aogsburg 8.213. 
76) Hormayr, Geseh. von Wien Y. 3. Urk. 152 ad ann. 1383: Es aoU anch 
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die Woihreber Loderer gettaimt; aach der Name Graatacher konunt 
TCMT^. In Ztlrich wiedenun sind Wollenweber nnd Graatucher ver* 
fldiiedene Abtheibmgen einer Zunft ^^). 

Wodurch sich diese Scheidungen begründeten, ist nicht inuner 
klar. So bestanden in Kassel Wollweber und Fläminger zugleich noch 
im Anfang des 16. Jahrh.''), und selbst in dem Ideinen Homberg fin- 
den wir beide als abgesonderte Gilden neben einander*^). Auch wo- 
durch sich die Wollweber und Garnzeuger, die sich beide in Schweid- 
nitz finden ^^), unterschieden haben, yermag ich nicht zu bestimmen; 
eben so wepig das Verhiltniss der Weber und Zouwer, welche in einer 
Ordnung der frankfurter Gewandmacher erwähnt werden, zu diesen 
nnd unter einander. Nur so viel geht aus der erwähnten Urkunde 
hervor, dass die Zouwer ebenfalls eine Art von Weber gewesen sein 
mflssen*"). Dem Wortlaut nach zu schliessen, könnten sie mit den 



dualbe Hantirerk nyemnd «Dden «rbiiUeii, denii wer tt »it der Hant kanii. Dax. 
•M Beraltter, lodwercher, weber und« Slaher. 

77) So viel scfaeinl mir wenigstens aus der etwas Terworrenen Darstellung Ji- 
f er's hervorzugehen. Dagegen ist der Ausdruek Marner sicher nicht identisch mit 
Loderer. Jiger sagt S. 637, die Marner bitten anflngtich mit den Kaufleuten eine 
Zunft gebildet, erst im 16. Jahrb. eine eigene* Aber die Verfassungsurkunde (der 
ScbwOrbrIeO van Ulm ttoM dem Jahre 1327 kennt die Grantoeher als ein« eigano 
Zaaftv nnd Grautacher werden im Anfang des IS. Jahrb. wenigstens ganz identisch 
mit den Loderem genommen (S. 739, 645). Die Sache scheint mir so zu erklaren: 
Die Marner sind Gewandschneider, deswegen früher mit den Kaufleuten Tereinigt. 
Spater vereinigen sie sich mit den Loderem oder Grautucfiem, die denn häufig aucli 
Marner genannt werden* Bs war eine sehr reiehe Zunft und es gdUhrten ihr tan 
15. Jahrb. viole GascUecfater an, die ichwerlich selbst Weber, wohl aber Tnchbind- 
lar gewesen sein mögen. Vgl. Jiger S. 636—662. 

78) Wollenweber, Wollenschlager, Grautncher und Hutmacber bildeten die ffinfle 
unter den 13 Zünften, welche nach der Verfassung Ton 1836 mit den Geschlechtern 
das Regiment der Stadt Iheilten. Blnntscbll a. a. 0. L 323. 

79) 1628 ertheilt Philipp der Grosamfttbige beiden ein gemeinscbaftlicbas Privi- 
leg. Schminke, Beschreibung Ton Kassel. Beilagen. 

80) Vrk. von 1446, bei Falkenhainer IL 111 Notol. Ich würdo die Flimin- 
ger ftr Firber halten, was sie in Wien waren (Ranch, SS. Rr. Austr. III. 118^ 
wenn sie nicht nach einer fritzlarer Urkunde Tom Jahre 1830 devtlich ala Tncb- 
macher bezeichnet würden (Falkenhainer II. 111. 112). 

81) Schmidt, Gesch. von Scbweidniti L 68. 201. 

82) B6bmer, Urknndenb. Ten Frankfnrt 8.686. Vgl. auch Zlamann, Miltal- 
hochdeutsches Wörterbuch s. b. t. Gesouwe, getonwe und ihnlicho Worte kommen 
binfig für Webstuhl Ter und ist noch beut zn Tage das im Filmischen gebrinchlicbo 
Wort VgL die erwihnte Urknnde, auch Fidicin' im Register über die fünf Binde 
aeiner Histor.-diplom. Beitrigo aar Gesch. Berlins; dann Stensel nnd Zachoppe, 
1M.-8ammL 8.673: Wer nicht eyn Geseowe aecsll awischan W^naebtin etc. — In 
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sogeoftnntmi ^aowebem yerwandt gewesen sein, weldie im Ao&ng am 
16. Jahrh. in Ulm Torkoanmeo. Aber diese besdiSftigten sich mit einem 
damals ganz neuen Industriezweig, mit der aus Italic herfibergebradi- 
ten Weberei von Wollsammeten, so dass, wenn anders ihr Name mit 
diesem Fabrikat in Verbindung steht, eine Verwandtschaft dersdbea 
mit den im 14. Jahrb. erwähnten Zouwem nidit gefolgert werden 
kann ^'). 

Von den Webern kommoi die Tuche zu den Walkern. Diese bil* 
deten namentlich in den niederländischen Fabrikstädten sehr heiesor 
tende Zünfte, bei welchen die grosse Zahl der Hitglieder um so anf^ 
üaUeuder ist, als im Mittelalter die Anwendung von WalkmOhlen übffl-aU 
verbreitet war. Wenn sich im Jahre 1340 unter 5289 Mann, weldie 
die Zünfte von Gent zur Belagerung von Toumaj sandten, neben 1800 
Webern auch 1300 Walker be&nden®*), so müssen wir entweder an- 
nehmen, dass in Flandern keine Wallanühlen zu dieser Zeit bestanden 
haben, oder dass unter den Begriff fullones noch andere Gewerbe, vid- 
leicht die Tuchkard^r und Scheerer gehören. Beide Gewerke kommen 
in dem sehr ausführlichen Verzeichniss der genter Gilden nicht vor. 
In Tpem®*) freilich und in Brügge waren die Scheerer nachweislich 
von den Walkern getrennt, und dass trotzdem die Anzahl der let^m 
sdu* bedeutend war, geht (ku'aus hervor, dass von den 162 Geisdn, 
welche 1309 aus den mit der Tuchfabrikation beschäftigten Zünften an 
König Philipp von Frankreich gestellt wurden, 65 Walker waren ••), 
Auch in Nürnberg bildeten die Walker ein eignes Handwerk, dessen 
'Statuten noch vor 1300 reichen®^). In Fritzlar gehörten die Walker 
zu der Gilde der St. Michelsbrüder, welche Gewandschneider, Kürsch- 
ner und Walker in sich vereinigte**); in Pritzwalk bildeten sie eine 
Unterabtheilung der Gewandmacherzunft ••). 

Häufig war die Walkmühle ein BesitzÜium derTuchmacberzunft'^; 



dfnelfoen Urkunde „nirkia^' and „zcoweae** «nt8;^eiiges«ttt (Begtätiginf des In- 
vuBf sreohls . der WoUenwqber in Reichenbacb Tom Jalure 1366). 
63) Jägei: a. a. 0. $.649 ff. 

84) Warnkönig IL i. Abth. 3*77 Note 177, nach einer SUdferechnnag tob 1340« 

85) St. Genois, Inventaire dee cliartes de» comtee dei Flandres No.2280. 

86) Warn körnig II. 1. Abtli. Doc. 8,146* N^ben den 66 Walkern worden anch 
14 Xncbscbeerer gesendet. 

87) Roth lU. 230. 

88) Falkenhainer II. 207.- 

. 89) Riedfit Cod. nw. dipl. Brandtpb. 1. 2 p.27, Uric TOn 1361. 
BO).Sp ^ R« »B Hmberg, wo Ittcbm^clier und FUming er di^ Walkn^Olile jge^ 
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dun aetste dkm dneD Walker auf dieselbe, wie das e. B. in lUda 
geschah*^). Meist garten die Walkmühlen jedoch den Städten nnd 
wurden anf ihre Rechnung betrieben, wie dies in Ulm^*) oder zu 
Seh^eidnitK*') der Fall war. Zuweilen waren sie auch einzelncai Grund« 
herren zu eigen, wie die zwei Walkmühlen auf der Mohne bei Soest 
dem Grafen von Arnsberg. In den beiden letztem Fallen war gewöhn- 
lich ein Bannrecht mit dem Besitz der Mühle verlcnüpft *^). In Bres* 
lau besass Kaiser Karl lY. eine Walkmühle *^). 

Nach dem Walken werden die Tuche auf Rahmen ausgespannt, 
um getrocknet zu werden. Die Tuchmacherzünfte zu Berlin*^), zu 
Nürnberg *') und zu Stuttgart ^^) besassen zur Au&teHung dieser Rah- 
men eigene Plätze, sogenannte Tuchrahmen. 

Waren die Tuche getrocknet, so kamen sie zu den Tuchkardem, 
wetehe mit den Kardenbürsten die währ^id des Walkens abgesprunge- 
nen Fäden anflodkerten, was man die Tuche karden oder rauhen nannte. 
In Augsburg, Nürnberg und Ulm befanden sich eigene Tuchkarder; in 
Frankfurt a. M. besorgten die Knechte der Zouwer das Waschen, Kar- 
den und Rauhen der Tuche. Es ist sonderbar, dass sie von den 

Tuchscheerern getrennt waren, da doch die Arbeit beider kaum 
abgesondert vorgenommen werden kann. Denn die Tuchscheerer schnei- 
den die aufgelockerten Fäden ab. Dennoch bilden sie auch an den 
^en genannten Orten eigene Zünfte und erscheinen fast aller Orten 
von den Tuchmachern getrennt. Oefters sind sie ganz ausser allem 
Zusammenhang mit den WoUwebem, mit den Schneidern in einer Zunft 
v^einigt, z. B. in Frankfurt a. M. •*), in Neuruppin *®®), in Zürich *^*J; 
auch in R^ensburg werden sie mit den Schneidern zusammen ge- 



mtinschafllich beiasseB (Falkenhaintr II. lil)i in Aü^bari^, wo eioe Waikvühle 
der Lod«r«r 1430 «rwihiit wird (t. Stetten, KiibiU, Gewerbe- u. Handwerksgeeeb* 
▼M Augebur« S. 213). 

91) Tbomas, Fuldiachea Privatrecbt I. 110. 

02) JIger a. a. 0. S.662. 

93) Sebnidt, Geacb. Ten ScbweidnUs I. 47. 

04) Seiberts, Urk.-Bucb des HenogUk Weatftlea 1. Nr.32S, ad anik 1263. 

96) Sienzel u. Tsacheppe, Urk.«B. 192. 

99) Fidicin, Hiator.-diplom. BeiUäge aar Geaeh. der Stadt Berlin. 

97) Roth lU. 229; Aneb ala Besitioag ron EiDselnen konmen in NOraberg 
Ttehrabmen tot. 

98) Pf äff, Geadft. Ttn Stattgsrt L 293. 

99) Bdhmer I. 923. 

190) BiedeW Codes moi. dipl. Braadttk L 4. 
. 1«1) »UinUehli i. a. 0. 1. 328. 
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lumnt^^^. Die SeUeifer ihrer grossoi tt&d kostbaren Tadndieensii 
bildeten hie und da eine eigene Abtbeilung im Gewerice ^^'). 

Die Sdiergaden, in welchen dieTochsdieerer ihre Arbeit verricUeten, 
waren häufig städtisdies Eigenthum, manchmal auch Erbgut emzdner 
Bürgerfamilien *^^). Für die Benutzung des Lokals, an wdches dann 
ein Bannrecht gelmüpft war ^^\ bezog die Stadt oder der Besitzer einen 
jährlichen nicht unbedeutenden Zins^^). Denn das Einkommen aus 
demselben ward namentlich dadurch beträchtlidi, dass ausländische Tuche 
meist ungeschoren eingeführt und erst in den einheimischen Schergaden, 
wie man es nannte, zur Nadel bereitet wurden ^^^). 

Waren die Tuche nicht in der Wolle oder im Qam geftrbt, so 
kamen sie vor dem Färben auf die Bleiche, wozu einzelne Zünfte, wie 
z. B. die Loderer in Augsburg, eigene Bldchgärten besassen^^*). Die 
Bldchen in Ulm und Esslingen, die zum Theil der Stadt gdiörten, 
schdnen grösstentheils for Leinwand und Barchent bestimmt gewesm 
zu sein*^*). 

Gefärbt ward sowohl die Wolle"®), als das Gam"^? als auch 

102) Gemeiner, Regensb. Chronik IL 395 ad ann. 1411. 

103) Zinken, Handwerks- u. Mannfactaren-Lexicon, 8. t. Capitel. 

104) Stenzel und Tzacboppe, Urk.-S. S. 194, 369. Auch das BerK»er 
SUdIbueh bei Fi di ein 1. 128, nach welchem die Tuchschetrtr in der SUdI ^3Fiisg«d 
wohnen tollten. 

105) Als 1342 der Herzog Bolko der Stadt Striegau in Schlesien eine Scheer- 
kamnier gab, ordnete er an, dass darin geschoren werden solle alles geschnitlne Ge- 
wand, ausser, wenn es der Kiufer ungeschoren tragen wolle. Wer ausserlialb der 
Kammer scbeeren Hess, gab einen Vierdung Strafe. Stenzel und Tzicboppe 
a. 8. 0. S. 194. 

106) So erhielt die Stadt Strehlen zu Ende des 14. Jahrb. Yon dem Tuchscheertr 
jahrlich 4>/s Mark. Stenzel und Tzschoppe a. a. 0. S.259. 

107) Das Landbuch des Farstentbums Breslau aus der Zeit KarPi IV. enthalt 
Oeselse und Lohnbestimmungen fär die Tuchscheerer ; es wird darin für eine Menge 
auslindischer Tuche, namentlich niederländische, der Scheerlohn bestimmt Steui«! 
und Tzichoppe a. a. 0. S. 194. 

108) Y. Stetten d. J. , Gewerbsgesch. von Augsburg S.213. 

109) Jäger, Ulm im Mittelalter S. 652, Pf äff, Gesch. Ton Esslingen S.206. 

110) In Regensburg ward 1289 ge^dnet: Item enschoU dehein Weitär (Waid- 
färber) dehein Rinderhaar, und dehein Streichhaar, und dehein Walchhaar» und de- 
hein Scherhaar, und dehein ungerisch wolle, und dehein böse wolle, und dehein 
woUentnch, und dehein wollen gam nicht weiten. Hier durfte demnach nur in der 
Wolle gefärbt werden (Regensb. Chronik I. 381). Auch in den Statuten der frank- 
furter (äewandmacher (Bdhmer I. 635 ad ann. 1355) wird gefärbte Wolle erwähnt. 
— In einer Ordnung der berliner Tuchmacher TOm Jahre 1289 wird yerboten, quod 
nulla lani in cupa fieri debeat, quae vocatur blecwoUe. (Fidioin IL 7.) 

111) Statuten der frankfurter Gewandmacber, (Böhmer L 635), der ftuttgarter 
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das Tadi"*). War die Tachfabrikation eines Ortes nicht sehr aas- 
gedehnt, so firbt^ die Tudunacher selbst. Die berliner Tuchmacher 
besassen zwei Färbehäoser und in ihren Statuten vom Jahre 1269 
finden sich yerschiedene Artikel über die Art, wie gefärbt werden 
sollte. Auch in Frankfurt a/M. färbten die Gewandmacher 1355 noch 
selbst. 

In grosseren Fabrikstädten dagegen finden sich sehr früh eigene 
Färberinnungen. In Tpem werden sie 1280 erwähnt"'), in Gent 
theilten sie sich 1368 in die Gilden der Färber, Blau- und Tuch- 
firber"*), in Harderwyk werden Blau- und Grünf&rber "*), in Begens- 
bui^ 1289 Schwarzfärber (Swertler) und Waidfarber (Weitär) unter- 
schieden"^). In Nürnberg bildeten die Schwarz-, Schön- und Waid- 
farber, mit den Mangmeistem vereinigt, schon im 13. Jahrh. eine 
eigene Zunft "^); die breslauer Färber erhielten zuerst 1468 ihre 
eigene Ordnung"^). Selbst in dem kleinen Bothenburg an der Tauber 
zählte man 1526 sechsundzwanzig Färber"^) und in Augsburg waren 
vor dem 30-jährigen Kriege allein vor der Stadt 40 Farbhäuser und 
eine noch weit grössere Anzahl innerhalb der Mauern ^^^). Besonders 
war hier die Schwarzfarberei bedeutend; die Innung besass zur Auf- 
bewahrung des dazu nöthigen Bauschs ein eigenes Bauschhaus. Obwohl 
die Ulmer selbst bedeutende, auch für andere schwäbische Städte ar- 
beitende Färbereien besassen, schickten sie doch grosse Massen ihrer 
Gewebe nach Augsburg, um sie dort färben zu lassen. Die ulmer 
Färber theilten sich in Both- und Schwarzfärber ^'^). ^ 

Dass namentlich in der Färberei nicht unbedeutende Fortschritte 
durch niederländisdie Einwanderer in der zweiten Hälfte des 16. Jahrh. 
gemacht worden sind, haben wir schon oben ausgeführt. 

Tuchmacher (Pfaff I. 295), der Ton Aachen (Lünig, R.-A. P. Sp. Cent. IV. Th.l 
S. 1450). 

112) Stadthuch Ton Frankfurt a/O. bei Zimmermann, Markische StfidleTer- 
faiaung II. 36. — Berliner Tnchmacberordnvng von 1289: Stalaimus, qaod omno 
i;eniia filaminia, quod aemel intinctnm est in cupa, ad ealdarium non debeat apportari. 

113) St. Genoia« Inventaire des Chartes des comtes des Flandres Nr. 280. 

114) Warnkdnig II. l.Abth. Doc. S. 74. 

115) Handschriftliche Wfltlnerordnung , citirt bei Hflllmann I. 247 Not 122. 

116) Gemeiner a. a. 0. I. 381. 

117) Roth III. 235. 

118) Klose III. 116. 

119) Bensen« Histor. Untersuchungen Ober die ehemalige Reichsstadt Rothen- 
burg 8.364. 

120) y. StottoE d. J., GowarbfgMdi. fon Augsburg 8.261. 

121) JIgor, Ulm im Mttteldter 8.681. 

VII. 7 
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Atich Tttchdracker kommen in den leteten Jahrhanderteii des MitM- 
alters schon vor. 1490 wird einer in den ßteaerregistem von Angs- 
bui^ genannt*"). 

Da wir im Besitz der Stuttgarter Tachmacherznnft ein Manghans 
finden^''), so scheint es, dass im Mittelalter auch die WoUeatuche in 
der Weise geglättet und gepresst wurden, wie es gegenwärtig nur mit 
der Leinwand geschieht Die Tuchrolle, welche die berliner Tuch- 
macberzunft besass*^), wird eine ähnliehe Einrichtung gewesen s^n. 
Manghänser selbst werden häufig erwähnt*'^); nur haben wir keine 
Spur weiter gefunden, die auf ein Yerhältniss zu den Tudimachera 
wiese **^). In Ulm waren die drei Manghäuser ein Eigenthum der 
Stadt; der Rath setzte einen Mangmeister darüber **'^). 

Bekanntlich hat man in neuerer Zeit das Pressen der Tuche viel- 
fach verbessert; dadurch mag das Glätten in den Manghäusern ver- 
drängt worden sein. Einwandernde Niederländer^^*) brachten im 
16. Jahrb. verbesserte Methoden nach Deutschland und verdrängten 
unter dem Namen der Tuchbereiter namentlich die alten Scheerer- 
Zünfte'**), deren Verrichtung sie mit der ihrigen vereinigten. »Be- 
raitter« kommen übrigens schon Ausgangs des 14. Jahrh. in De&tsch- 
land vor '»<>). 

Der Vertrieb der Tuche im Detailhandel war in der Regel nicht 
in den Händen der Tuchmacher, sondern der sogenannten Oewand- 



122) T. Stettin d. J., Gewerbsg^eich. Ton Augsburgs, Nachtrag S. 76. 

123) Pfaff, Gesch. von Stutlgart I. 293; schon im 14. Jahrb. 

124) F i d 1 c i n , Historisch* diplomatische Beltrige. 

125) In Breslau soUtcn nach der Znnftordnang, 4ie der Rath 1468 den Firbem 
gab, dieselben eine Hange haben, da sie derselben nicht entbehren k5nnton. Kloao 
III. 3. 116. 

126) In N&rnberg z. B. ward 1565 eine neue Mang errichtet , damit die Kauf- 
leule mit der gefirbten Leinwand desto schneller könnten gefördert werden. Roth 
HI. 206. 

127) Jöger a. a. 0. 653. 

128) Dort soU nach einer Angabe in Poppe's Geschichte der fechnologie I. 
im Anfang des 16. Jahrh. das Pressen der Tücher, womnter wohl nur das gegen* 
wirt^e Verfahren in seinen Grundzflgen verstanden werden kann, aofjgekoMmen sein. 
Die Notiz ist ans des Schrevelins Harlemum genommen. 

129) Vgl. Roth, Bambergs Handel 111. 234, und Zinken's Handwerker- 
an<| Manufacturen - Leidcon , s. v. Capitel. 

130) Urk. ?om Jahre 1383, Regulirung der Länge der Tflcher in Tulln: Es soU 
auch dasselb Hantwerk nyemsnd anders arbaiten, denn wer es mit der Hant kam: 
Daz sind Beraitter, Lodweroher, Weber und fiUaber. ^Hormayr, Gesch. Ton Wien 
V. 3. Tbl. Urk. 162.) 
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«cfaneidergilden ^*^\ die sieh fast ftberaU in Deutaddand froher zu aiuh 
schliesslich berechtigten Zflnfiten yereinigt haben, als die Tuchmacher 
selbst ^''). Die Natur ihres Betriebs, der Verkauf der Erzeugnisse 
eines Gewerks, das neben ihnen existirte, machte es ihnen zur Noth* 
wendigkeit, früh an Schutz gegen einheimische und fremde Concurrenz 
zu denken, und das Ansehen ihrer Mitglieder, unter denen sich häufig 
städtische Geschlechter finden ^>^), welche sich von der Genossenschaft 
mit Handarbeitern stets fem gehalten haben, liess es ihnen leicht 
werden, für das erstrebte Vorrecht den Schutz des städtischen Gemein- 
wesens zu erlangen. Ihre Zahl war gewöhnlieh dadurch fixirt, dass der 
Gewandschnitt an bestimmte Lokale, meist Eigenthum der Stadt oder 
des Landesherm gebunden war^'^), und, obwohl an manchen Orten 
sehr bedeutend, wie denn in Lttbed[ oft über 80 waren *'^), und in 
Kassel das Maximum 1402 auf 60 festgesetzt ward ^'^),. an andern 
wieder auf eine fär die Käufer so ungünstige Weise besöhränkt, dass 
in Magdeburg noch im 17. und Anfang des 181 Jahrb. der Gewand- 
schnitt auf 13 Häusern ruhte ''0- ^^ Ziofi der Gewandschneider war 

131) In «iner auf d«ai Rathsarcbi? la Marbori; befindlichen Urlrande von 1311 
helsst ef : daz swer gewant mache, der in aal ez nich sniden unde swer ei snidet, 
der in aal kenis machen. 

132) So find in Stendal die OewandmachMr 1231, die Wollweber erat 1233 zur 
Oiido Toreinict (ZimfliermaBn, Mirk. SadloTerfanang 175 C, wo noch moiv 
Beispiele der Art nachzvaehen. Tgl. auch Riedel, Nome cod. dipL Brandenb. L 
1.— 4. Tbl., unter den Teracbiedenen Abtbeilungen der atldtischeB Urkunden. 

133) Wie z. B. in K5ln, wo nach^ Ciaaaen der Yerkanf der Tücher in den Oe- 
wandgaden ein Yorrecbt eines Oescblechtos war. (Verfassung des Niederichs in 
Materialien zur geiitl. und weltl. Statistik 1. Jahrg. S.617, citirt bei Wild a, Gilde- 
weaen S. 237.) Auch die k51n. €hronik aagt: die acheffen inde die oyersten tsb 
den Rait ind van der Stat •— hadden den snit Ind den tzeppen , dal ia den Handel 
mit den wyn Ind Tan den doiefa. Bl. 220. Spiter war ea in K51b anders, werfkber 
weiter unten. In Ulm gehörten Tiele der Geschlechter der durch den Tuchhandel 
reichen Mamerzunft an. (Jiger 687) u. a. w. 

134) In Freiberg z. B. durfte nur im stidtischen Kaufhaus Tuch ausgeschnitten 
werden (Schott, Sammlungen zu deutach. Stadt* und Landrechlen IIL 276), tat 
Erfurt nur in den Gaden auf der Freiheit des Brzbischofs (Urk. ron 1289, bei H((fer» 
▲elleste Urkunde in deutseh. Sprache), in Regensburg in ehieni dffentlichen Wall- 
giden (Yerordn. TOivlill» Gemeiner IL 385). YgLauchStenselund Tzacheppe, 
Urk.-S. 491, 445. 

135) LAbische Chronik (Lflbeck 1833) S.146. 

136) Scbmink's Bescbr. Ton Kassel Beil.YlI. PrifiL fftr die Gewandschneider 
zu Kassel: Ouch ensulten der, die In dusser (Gilde) sin, nicht me sin, dan sechtsig, 
undo nicht darüber. 

137) Stock, Die Gewerksgilden tob Miltekll« ah, In Lodohar's Veue« 
Archif ffir Geschichtskunde des preuso, StaaU I. 8.2i. 

7* 
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eine nicht unbedeutende Einnahmequelle der Stadt ^''), so dass der^ 
selbe seltsamer Weise, als der Zwang, nur in städtischen Buden ver* 
kaufen zu dürfen, in Rothenburg aufgehört hatte, von den Tuch- 
händlern, die in ihren Häusern verkauften, weiter bezahlt werden 
musste *'*). 

In den Städten, wo der Tuchhandel bedeutend war, besassen die 
Gilden eigene Häuser, in welchen derselbe betrieben wurde. In den 
Niederlanden waren solche Tuchhallen oder Gewandhäuser fast in jeder 
Stadt zu finden**^); ich erwähne hier namentlich die von Ypern, als 
ein herrliches Denkmal mittelalterlicher Baukunst ^^^). Auch in Lübeck 
befand sich ein grosses Gewandschneiderhaus**'), in Nürnberg ward 
1430 ein Gewandhaus gebaut**^). Selbst in dem kleinen Fritzlar be- 
sassen die Michelsbrüder, in welcher Gilde sich auch die Gewand- 
schneider befanden, ein eigenes Gewandhaus"*). 

Die Tuchmacher durften da, wo sich Gewandschneidergilden ge- 
bildet, nur ganze Tuche, die sie selbst gefertigt hatten, verkaufen. 
Damit diese Beschränkung nicht umgangen werde, ward in Schweidnitz 
festgesetzt, es dürfe kein Tuchmacher ein Tuch an mehr als zwei 
Käufer zugleich verkaufen, und die Theilung des Tuchs müsse alsdann 
im Kaufhause, wo die Gewandschneider sassen, geschehen***). In Er- 
furt war nur dem, der ein ganzes Tuch für sich und die Seinigen 
kaufte, gestattet, dasselbe, wo er wolle, zu schneiden**"). Den WoU- 

138) So wird in einer gorlitzer Raihrechnung Yom Jahre 1399 Snydegeld (vom 
Ausschnitten des Tudis im städtischen Raufhaus) aufgeführt: 48 Mark; im Jahre 
1400 24 Mark. — In Freiberg zahlte jede Gewandbude in den untern Räumen (den 
kelren) jährlich Vi Vierdung; genter, yprisches und brOsseler Tuch durfte dort 
Bicht ausgeschniltea werden ; in den ohern Räumen , wo auch dies verkauft werden 
durfte, ward .5 Vierdung jählicU bezahlt. 3Ianchmal gehörte eine oder mehrere solche 
Buden zu den Besoldungen landesherrlicher Beamten, wie zu der Erbvogtei in Glogau, 
die Herzog Heinrich III; 1281 seinem Vogt Ludolf verreichte, zwei Gewandbudcn 

auf dem städtischen Markt. Worts, Neues Archiv für die Geschichte Schlesiens I 

und der Lausitz S. 95 und 125. . i 

139) Bensen, Hist. Untersuchungen über die ehemalige Reichsstadt Rothen- 
burg S. 362. 

140) Vgl. namentlich die Descriptiones Flsndriae, Brabantiae etc. von Gramaye, 
dann auch Verhoeven 1. c. 

141) W a r n k n i g II. 1. Abth. 187. 1200 hatte man dieselbe zu bauen begonnen, 
1280 ward sie vollendet. 

142) Lubische Chronik S. 146. 

143) Roth IV. i 69. 

144) Falkenhainer a. a. p. II. 111. 

145) Schmidt, Gesch. von Schweidnitz I. 46. 

146) Lrk. von 1289, bei H5fer, Aelteste Urk. in deulsoher Sprache. 
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irrebern, P&rbern und Tochscbeerem in Begensbui^ war es sogar bis 
auf 12 Meilen in die Bande von Kegensburg untersagt, Tuche aus- 
zuschneiden ^^0- ^ den märkischen Städten waren hie und da die 
Tuchmacher noch mehr im Verkauf beschränkt, als Fremde. Denn in 
Kyritz sollten auf den Jahrmärkten nur fremde Gewandschneider das 
Becht haben, Tuch zu verkaufen ^^^) ; ebenso war es in Stendal den 
Tuchmacbern speciell verboten '^^). In Fritzlar war es zwar den Fla-« 
mingem gestattet, an den Jahrmärkten Tuch auszuschneiden; aber die 
Stacke, welche übrig blieben, mussten sie den Gewandschneidem zum 
Verkauf anbieten; von andern Städten durften sie die Stücke nicht 
nach Fritzlar zurückbringen und vor Allem keine Stücke Tuchs auf 
Bestellung anfertigen ^^% 

Die Handwerker suchten früh diese Vorrechte der Handelsgilden 
2u durchbrechen, und oft gelang es ihnen mehr oder weniger. In 
Ypern ward ihr Verkauüsrecht nach einem grossen Aufstande von 1280 
dahin festgestellt, dass sie ihre Fabrikate in der Tuchhalle verkaufen 
dürften; sie mussten jedoch in dem Stand eines Händlers ausgelegt 
werden '^'). In Prag durften sie nach einem Statut von 1337 wenigstens 
alle die von ihnen gefertigten Tuche, welche geschoren werden, nach 
der Elle verkaufen; die, welche nicht geschoren werden, müssen sie 
ungetheilt abgeben"'). In Görlitz ward ein Streit der Wollweber 
unter einander, über das Becht des Ausschnitts, 1301 dahin entschieden^ 
dass nur diejenigen, welche einen Stand im Tuchhaus besässen, dies 
Becht üben sollten"'). In Neifruppin ward 1315 von einer Anzahl 
Wollweber der Gewandschnitt vom Bath erkauft; sie sollten alle in 
der Stadt und Herrschaft Buppin gewebten Tuche verkaufen dürfen 
und sich nur des Ausschnitts fremder enthalten, dafür aber nur auf 



147) Verordn. von 1411, bei Gemeiner II. 395. 

148) Riedel, Nor. cod. dipl. Brandenb. 1. 1. p.367, Urk. vom Jahre 1245. 

149) Lenz, Brandenb. Urknndenbucb S. 30. Tempore nundinarum, id est, 
annalit fori, quilibek hospea, dumnodo de opere non sit, incidere pannum poterit, 
toto foro illo perdurante. 

150) Falkenhainer II. 112. 

151) SL Genoia, Invenlaire des Cbartea des Comtea des Flandres Nr. 280. 

152) Pannificof , magistri et famuli, debent omnea pannos auos, qui non radun- 
tur» integroB vendere ipais pannicidia vel alleri caiqunque; aed aUoa pannos snos« 
qvi raduntur, possunt ipsi pannificesi magislri tantam non farauli» incidere et ven- 
toe ad ulnam vel per ülnam Pragenaem. Röasler, Deutsche RecbtsdenkmSler aoa 
Böhmen und Mähren I. 8.18. 

153) Wilckii Ticemannna Dipl. 136. 
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einem Stuhl w^en^^). Den Wollwebern zu Kauen ward 1345 ^^X 
denen von Havelberg 1442 der Detailverkauf ihrer selbstgefertigtm 
Tuche gestattet ^^), und in Schweidnitz erlangten 1439 die Tuchmacfaer 
durch Vertrag von den Gewandschneidern, dass sie ihre Tuche an den 
Wochenmärkten im Kaufhaus, sonst zu Haus ausschneiden dürften. 
Dafür sollten sie an die Oewandschneider einen jährlichen Zins von 
6 Mark zahlen"'^). In Ulm vereinigten sich die Mamer (Gewand« 
Schneider), die bis dahin mit den Kaufleuten eine Zunft gebildet 
hatten, im 16. Jahrh. mit den Loderem, von denen sich abzutrennen 
keine Ursache mehr war, als diese, unbekannt wie, gleiche Rechte 
mit ihnen erlangt hatten i^*). 

An manchen Orten scheint eine Trennung der Befugnisse nicbl 
bestanden zu haben oder früh verschwunden zu sein. In Köln z. B. 
besassen die Wollweber schon im 14. Jahrh. zwei Gewandhäuser; siä 
mflssen daher nothwendig auch den Vertrieb der Tuche gehabt haben **•). 
In Frankfurt a/M. kaufte die Wollweberzunft 1430 ein Kaufhaus mit 
27 Ständen; keiner dieser Stände sollte anders als an Mitglieder ihrer 
Zunft vermiethet werden**®). 

e) Versuch« zur Concentration der Thltigkeiten. 

Der geschilderten Zersplitterung gegenüber finden sich nun zwar 
einige Spuren davon, dass hie und da Unternehmer die Fabrikation 



164) Riedel, Not. cod. dipl. Brandenb. I. 4. 
166) 6er ken. Cod. dipl. Brandenb. V. 463. 

166) ZimmermanB, Mark. Stidtererfassunf II. 190. 

167) Schmidt, Geich. tob Schweidnitt I. 296. 

168) Heine Auffasaung der bei Jäger a. a. 0. 637 ff. und 739 gegebenen 
19oUxen. 

169) Den sie, wie wir oben gesehen, frOher nicht besassen. Der Besitx von 
twei Gewandhiosern setzt schon einen länger bestehenden und in bedeutender Aus- 
iehnnng gefibten Handel voraus. Ueber die Thatsache: Oroote, Hagen'sche Reim- 
Chronik. Anmerk. S.256. 

160) (Orth) Von den Frankfurter Reichsmessen S. 699. In Frankfurt erboten 
«ich fan Jahre 1364 bei den ausbrechenden Zunftunmhen die Gadenleute, das sind 
die Gewandschneider , welche nun eine Genossenschaft eingingen, es mit dem Rath 
n halten, wenn man das Recht bestätigen wolle, dass nirgends anders als unter den 
Gaden Gewand geschnitten werden dürfe. Allein der Rath ging nifcht auf eine solche 
Keverung ein; die Wollenweber nnd andere Handwerker setzten sich schrolT ent-» 
gegen; sie erklärten: daz sie das nnze itlich duchte, das man 'Jemand solle Terbtden; 
der dess Riches Borger were ze Frankfurt, daz he nit Gewandt solde anydenf d«n 
eyn yglich Mann, der ein Borger were, mochte Gewände snyden in der Stad, wo 
he wold. TgL Kirchner, Gesch. tob Frankfurt I. Anhang Nr. 12 S.628. 
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in ibren Htnden Teremigten, sde waren dabei doch immer an die 
üftbriciraideD Zflnfte gebunden. Solche Unternehmer waren die Gewand- 
Schneider ttberall, wo die Todunacher auf den Verkauf ganzer Tuche 
beschränkt waren. Denn da diese Tuche Ton einer bestimmten Länge 
sein mnssten ^^'), und es den Tuchmachern verboten war, Stacke Tuch, 
etwa wie sie der Käufer oder Besteller gerade brauchte, anders als 
f&x die Gewandsdmeider zu fertigen^''), so werden die Tuchmacher 
in der R^i für keinen aadem, als die Gewandschneider gearbeitet 
haben. Der Unterschted aber zwischen einem Wollweber im Mittel- 
alter und cidem, der heutzutage in Barmen oder Krefeld in eigener 
Wohnung die Bestellungen eines Fabrikanten ausführt, wäre nicht sehr 
gross, wenn nicht jener Mitglied einer Zunft gewesen wäre, während. 
der letztere auf sich allein angewiesen ist, wenn er dem Fabrikanten 
g^nflber irgend ein Interesse geltend machen will. 

Noch mehr eigentliche Unternehmer, als die Gewandschneider in 
dem geflchilderten Verhältniss, sind die drapiers in Gent und Ypem 
gewesen. Neben ihnen finden wir Gewandschneider, debitants, denen 
sie die auf ihre Rechnung gefertigten Tuche zum Vertrieb gaben. Sie 
kaufen Wolle, da aber Weber, Walker, Scheerer und Färber, neben 
ihnen erwähnt werden '^'), so mtkssen sie nothwendig an diese bei Ver- 
arbeitung der Yon Urnen gekauften Wolle gebunden gewesen sein. Ihr 
Verhältniss zu den Letztern erklärt sich aus dem Untei*schied, der in 
Brügge zwischen Ambagtslieden , gens de metiers, Gewerbeherm, und 
den eigentlichen manu operarils gemacht wurde, welche Letztem 1240 
noch nicht schoffenbar waren ^^*). In Gent war ihnen ausdrücklich 
vorbehalten, es sollte auf dem Lande drei Meilen um Gent keine 
W(Ae versponnen, kein Tuch gewebt oder gefärbt werden, es sei denn 
für Rechnung eines genter franc drapiers '••). Da der Vertrieb der 

ISl) BiD6 Tortchrift, die sich in sllen Zunftslaiuten fiadet 
i9l) In FriUlur war es twisehen den FISniingern nnd Gewandschneidern slrettif, 
ob dte ersteni andere Slflcke Tuch madien dürften, dan ea selber, oder eren elichen 
Wirten, eder eren kindem. — DerRalh sollte darüber entscheiden (Falkenhain er 
11. 112). In den hersfelder Statuten der Oewandschneider heisst es: daz die Wollen- 
weher adder jmand anders keynerley Gewand stogke, usswendig den ebenant Tagen, 
also den Snyd ist erleubet, njmant anders dan den Gewandsnydem zcn Hersfeld 
•oUen verkenffen; darnach daz njmant, der den ebenant Snyd nicht hait, zcn Hers* 
feMe aal machen adder laesen machen keyneriei nuwe Gewand zcu Bogken, Kegeln, 
Basen adder zcu andern Kteydungen, ynd daz dan also gemachet verbenifen (Wenk, 
Hess. Landesgeech. I]rk.-Boch snm 2. Tbl. S.417, Urk. zum Jahre 1363). 
1S3) St. Gen eis I. c. Nr. 280, Urk. zum Jahre 1280. 

164) Warnkonig II. 2. Abthl. 8.140. 

165) Warn k»n ig 11. 2. Abthl. S.62. 
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fiuidrischen Tuche vor Allem nach dem Aadand ging, so ist es er- 
klärlich, dass sich in diesen drapiers Tuchh&ndler im Grossen froh 
neben den Gewandschneidem ausbildeten. 

Noch deutlicher ist der Gegensatz solcher Unternehmer, die hier 
pannifices genannt werden, zu den Wollwebem (lanifices) und LeiiH 
Webern (textores) einerseits, und den Gewandschneidem (panniddae) 
andererseits, in Berlin. Zwar kann die Existenz der Letztem in frflher 
Zeit nicht nachgewiesen werden, doch spricht Mancherlei dafür ^^^). Von 
den Wollwebem und Leinwebem, Meistem sowohl als Knappen, wird aus- 
drücklich gesagt, dass sie von den pannifices Beschäftigung erhielten; 
wer bei zweien zugleich Arbeit annähme, soll in eine gewisse Strafe 
verfallen; überhaupt wird von den Meistern gesagt, dass sie sich Andern 
vormietheten (locare)^^0* ^'^^ pannifices können daher nichts Anderes 
gewesen sein, als da3, wofür mit grosser Wahrscheinlichkeit die drapiers 
in Gent und Ypem zu halten sind. Eine ähnliche SteUung, wie die 
pannifices zu den lanifices und textores in Berlin haben, wird in Frank- 
furt a/M. von den Gewandmachem den Webern und zouwem gegenüber 
eingenommen. Die beiden letzteren Handwerke haben ebenfalls Knechte 
und Meister, die für die erster^ arbeiten"*). 

Dass sich in Prag Knappen finden, welche selbständig ganze Tuche 
verkaufen, deutet ebenfalls darauf hin, dass grössere Unternehmer 
neben den Gewandschneidem bestanden haben müssen "% 



166) Zimmermann, Mark. SlädteTerfassung, hilt die Gewandschneidergilde 
in Berlin darum fflr iUer, weil sie unter den Viergewerken (den 4 an der SUdt- 
▼erwaltung Uieilnehmenden ZOnnen) ivergt aufgefQhrt wird. Bin Bewei« itl 4as 
freilich nicht; denn auch als Tornehmste Zunft konnte sie die erste Stelle einnehmen. 
Im Ganzen kommt auf die Existenz neben den pannifices nicht viel an. Schon der 
Name sondert diese hinlänglich. 

167) Urk. von 1331, Fi die in, Hist.-dipl. Beiträge II. 74. Si aliqnis eorum 
(lanificum et textorum) acceptaret opus sunm apud duos pannifices , bic dabit libram 
eerae sive sit magister sife operarius eyn knape. Item si aliquis eorum » sive eit 
magister rel knape, locet se alicui per pelicionem, hie dabit libram cerae. 

168) Böhmer, Urk.-B. der Reichsstadt Frankfurt I. 636, 637. Das weniger 
klare Verhältniss der Gewerke zu einander scheint sich mir trelflich aus der Analogie, 
welche die berliner eben angefikhrte Urkunde giebl, zu erklären. 

169) Die schon oben angeführte Stelle bei Boss 1er a. a. 0. I. 18. Den Ticfa- 
machermeiatern und Knappen ist es nach derselben gestattet, ganze Tuche, die nicht 
geschoren werden, an die Gewandschneider und an wen aonat immer zn yerkaofen; 
ausschneiden dQrfen die Tuchmachermeister (hier sind die Knappen ausdrücklich aai- 
genommen) nur Tuche, welche geschoren werden. Die selbständige Stellung der 
Knappen (famuli) iat eine förmliche Anomalie und kann nur dahin erklärt werden, 
dass sie für Gewandschneider ond andere Unternehmer arbeiten keanten. 



Widerstand der Zfinfle durch TereiniguDg. 

Es könnte fast unbegreiflich erscheinen, dass diese Versuche, des 
Betrieb in den Händen von einzelnen Unternehmern zu conoentrire», 
nicht weiter geführt worden sind, wenn wir die unbedeutende SteUnng 
in^s Auge fassen, in der sich der einzelne zünftige Meister befand. 
Die ZunflBtatuten nmchten es demselben geradezu unmöglich, einen 
selbständigen grossen Betrieb zu b^pründen. Durfte doch ein frank- 
furter Gewandmacher nur zwei Webstuhle beschäftigen''^^), ein WoU^ 
weber in Neuruppin, der sein Gewebe auch ausschneiden woUte^^'X 
oder ein Tuchmacher in Esslingen gar nur einen '^'). Einem berliner 
Wollweber stand es nur dann frei, auf mehr als zwei Stühlen zu ar- 
beiten, wenn er das Becht dazu ausdrücklich erlangt hatte; streng war 
es untersagt, dass Einer aus der Gilde mehr als 8 Stücke Tuch auf 
ein Mal zur Schau bringe '''). Ebenso war der Meister in Bezug auf 
das Knappenhalten beschränkt In Stendal gehörte 1495 Erlaubniss 
des Baths und Bestätigung des Landesherm dazu, um den Wunsch 
der stendaler Tuchmacher, deren jeder ebenfalls nur zwei Stühle be- 
schäftigen durfte ''^^), zur Ausführung zu bringen, neben den zwei 
Knappen und einem Lehijungen, welche bis dahin ihnen zu halten ge- 
stattet war, noch einen dritten Knappen fügen zu dürfen ''^^). Dnd 
wenn nach den Zunftstatuten der esslinger Tuchmacher von 1505 es 
jedem Meister gestattet war, so viel Knechte zu dingen, als er wollte, 
so zeigt dieses Zugeständniss nur, dass Freiheit in dieser Beziehung 
keineswegs die R^el war. Ein auf diese Weise beschränkter Betrieb 
konnte unmöglich einen Tuchmacher selbständig machen; denn um das 
zu sein, dazu bedurfte er nach der Natur seines Industriezweigs Ein- 
riditungen und Anstalten, die dem Einzelnen nur ein sehr ausgedehn- 
tes Geschäft anzulegen gestattet. 

Ihm gegenüber standen Gilden, deren Mitglieder früher zu Zünften 
vereinigt, durch grossem Besitz und Ansehen im städtischen Gemein- 
wesen ausgezeichnet, sehr leicht die Stellung des modernen Fabrikanten 
hätten einnehmen können. Eine Verordnung des prager Stadtrechts, 
welche den Gewandschneidem verbietet, Verbindungen zum Schaden 



170) BöhBtr a. a. 0. i 636. 

171) Riodel, Not. €o4. dipL BrandtnK I. 4. 

172) Pf äff, Gascb. tob £Mimzen 206. 

173) Fi die in, HiaL-dipL Baiirize IL 7. 

174) Laox, BrandaBk. Urk«-Bttch S.34. 

176) ZinmeraiaiiD, Mir». Stidtararf. it 276. 
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der Tadunadier eiiuiigehen ^^% zeigti wie sdir die LetEtern von Jenen 
abhiogen, and wie schnell der Einzelne dem Interesse der Gegner, 
welche das, was ihm fehlte, Kapital, besass^ hätte nnterliegea mflssen, 
wtre ihm nieht durch die YergeseUsöhaftnng Alles das zu erreichen mSg- 
lidi gewesen, was ihm zun selbständigen Widerstand nothwendig war« 
Was beatautage durch die freie Persönlichkeit und die Beweglich* 
keit des Kapitals erreicht wird, ward im Mtttdaltar durch die Korpo- 
ration bewirkt Der Mnzelne beschränkte seine urq^rOngliche Freiheit, 
um einen Theil denselben von der Zunft garantirt und whrksam zurtck- 
zuerhalten. Nur dadurch, dass jeder Meister nicht Ober ein bestimmtes 
Mass des Betriebs hinaus gehen konnte'^, war es mögliA, denselben 
an die gemeinschaftlichen Massnahmen der Zunft zu binden ''*); nur 
in einer Vereinigung, deren Thätigkeit und Besitz keiner der Theil- 
nehmer in sich absorbiren konnte, Teirmochten die Zflnfte die ihrem 
Geschäft nöthigen Anstalten zu grttndea und sie sich zu erhallen. 
Sie errichteten oder brachten an sich WoUkttcfaen, in wdchen die rohe 
Wolle gereinigt, Kämmhäuser, in welchen dieselbe gekämmt wurde ^^^ 
Walkraehlen*^;, Schleifereien, um die Scheeren der Tuchscheerer m 



176) R 38 8 1er a. a. 0. 19. Ordnung vom Jahre 1337. Ipei pannicfdae non 
debent ae nnire rel nee conspirare insimal, ex qua «nione seu eonnpiratlone dampaia 
seu nocumentttm paonücibaa praedictis proreniat in vendiliono Tel iaciaura ipMvm 
pannorum anorua; aed tarn ipai pannicidae quam pannificea debent aincer« et abaqiie 
dole et malo ingeaio ae inTieem in foro pannorum praediclorum fideliter promovere. 
— Ein Verbot der Einigung der Tochmacber den Gawandichneidern gegenüber kommt 
sieht Tor; man scheint nur das 6ew9hnHche haben yerhindera» wollen. 

177) Auf diesem Grundsatt gegenseitiger Achtung und Forderung roliteB He» 
•limmoBgea^ wie dass Iceiner dem Andern die Kunden wegnehmen eoHe (Statolea 
der Franicfurter Tuchscheerer tob 1662, Bdhmer, Urlc-B. ron Frankfurt I. §39) 
oder, es solle keiner dem Andern sein Gesinde abspannen (Statuten der Gewand- 
macher daselbst ron 1365 , Bdhmer 637 und der Stuttgarter Tuchmacher, Pf äff 
1, 294); und was das Reichenbacher Innnngsrecbt der Wollweber enihilt: Welcher 
den andern ua syner Schraynstat beut und des obirret wirt, dem lege man s/n 
werk (Stonsel md Tssehoppe, lJrk.-8. 674). 

178) Yen welchem Umfang die EOnftigen Massregels zuweilen waren , dtttr 
m6ge ein Beschluss der in Breslau TersamraeUen Abgeordneten der achlesischen Tuch- 
macher Yom Jahre 1514 genOgen, wonach wegen der Theuerung der Wolle kein Tuch- 
macher , er sei reich oder arm , ein ganzes Jahr lang wdchentlich nur vier Tuche 
wirken 4ind ausarbeiten aolle. Kloae, Breslau III. 8. 13t. 

179) LQnig, R.-A. Pars Spee. Cent. IT. ThLl 8. 1460. Urk. vom Jahre 1406, 
die Wollenweberzunft in Aachen betreffend. 

180) Wie z. B. zu Fnlda (Thomas, FuldadieB FH^Ireeht I. 110), wo die 
Walkmühle 1387 durch die Wollenweber vom Abt erworben wnrde, in Augsburg tt.s. w. 
Vgl. oben. 
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sdileüeii^'), TacbroUen*«'), Mang-««>) und FitiMiiiisir»«); sie be« 
sassen oder mieUieten gemeinsam grosse Bäume, wo die Tuchrahmeft 
zum Trockneii aufgestellt wurden *^^), Glrten, wo gebleicht ^^), endfidi 
Gewandbiuser, in welchen die Tuche verkauft wurden "0- Waren die 
Einzelzflnfte zu schwach, um grosse Unternehmungen auszufahren, oder 
goieigt, die gemeinschaftlicben Int^essen durch gemeinsamen Besitz 
vereinigt zu erhalten, so ging dergleichen auch von denselben gemein« 
sam aus. So gehörte die Wollküche zu Aachen und das Kämmhaus 
dort dem gesammten Wollenamt , das alle mit der Verarbeitung der 
Wolle beschäftigten Zünfte, wie es scheint, umschloss ^**) ; und die 
Walkmühle zu Hombeig war ein gamemsames Besitzthum der FlStoinger 
und Wollweber "•). 

Wie zu gemeinschaftlichen Bauten, so v^^inigten sich auch die 
Zünfte zu gemeinschaftlichem Einkaufe der nöthigen Rohstoffe. Na^ 
mentlich finden sich häufiger solche ^meinschaftliche Anschaffungen 
von Waid erwähnt ^^). Mitunter besessen die Zünfte zur Aufbewahrung 
der Rohstoffe gemeinschaftliche Magazine^**). In Hessen war es ge- 
bräuchlich, dass die WoUweberzünfte für die Einkäufe ihrer Genossen 
auf den Wollmärkten Bürgschaft übernahmen >^). 

g) Innere Organisation der Ziknfle. 

Es ist b^eiflich, dass die Zunft, sobald sie durch gemeinschaft- 
lichen Besitz zusammengeschlosseu war, diesen und das Monopol der 
Arbeit auf eine möglichst kleine Zahl der Mitglieder zu beschränken 
suchte. Im Beginn der Zunftbildung scheint man das Erlemtbaben 
eines Handwerks in r^elmässiger Lehrzeit noch nicht ton dem auf- 
zunehmenden Genossen gefordert zu haben. Wie hätte sonst ein drapief 

181) Za Slnttgirt, Pfiff, Owch. t«ii Stuttgart I. 393. 

182) Zu Beriin, Fidicin a. a. 0. 

185) 2a Stuttgart bereits ioi 14. Jahrh., Pfaff a. a. 0. 
184) Zu Berita, Fidicin a. a. O. 

186) Wie tu Stuttgart, Pfaff a. a. 0. I. 298; s« Htniberg, Reth 111. 229. 
189) Zu Augsburg, ▼. Stetten d. J., Haudwerfcsgesch. u. s. w. 218. 

187) Zu FnalLfort, (Orth) Vou Reietemesseu tu Frankfurt S.e99. , 

188) Lflnig, R.-A. P. Sp. Coot IV. Tbl.1 S. 1490. 

189) Falkenhainepa. u. 0. II. 111. Nul.l. 

190) Im Jahre 1491 wurden Tum Hertag AlbrecM Ton Saehuau den Tudunacbeni 
lu Suha 2000 Ckildun, denen tu Weisaenfela 1090 Qnldeu lum Wisiduinbauf guUuhen. 
T. Langenn, Albrecbt der Behente S. 385. 

191) Zu Augtburg liulle diu Fiiterfnnuug für Aufbawabflnng 4ea Ruusdia ein 
ciguaa Rauachbaui. y. Stuttua d. J., Bndwuftegesdi. tua Aagtbaff S.290. 

192) Lndesurdauugen Bd. I Nr. KU tum Jahre 1581. 
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m Ypern neben sdnem Geschäft aach das Handwerk treiben kfianaD« 
das seine Frau, etwa als Wittwe eines andern Gewerbsgenossen za 
treiben berechtigt war^*')? oder der Bath von Uhn durch ein eigenes 
Gesetz das eigenmäphtige Fahren aus einer Zunft in die andere ab- 
stellen müssen ^*^)? Bald aber forderte man, dass jeder, der in die 
Zunft eintreten wolle, das Handwerk gelernt habe ^*^), auch wohl, dass 
er es so gelernt habe, wie an dem Ort, wo er in die Zunft eintreten 
wollte, Gebrauch war^^^). Oefters ist der Eintritt in die Lehre da- 
durch erschwert, dass bei demselben eine bestimmte Abgabe in die 
Zunftkasse bezahlt werden muss^^O* Die Lehrzeit scheint in der 
Begel kürzer gewesen zu sein, als heutzutage. In Jleichenbach musste 
jeder, der das Wollschlagen lernte, ein Jahr, der das Wirken lernte, 
drei Jahre lernen. War er »vom Dorfe«, so musste eine besondere 
Yerwilligung der Zunftvorsteher vorhergehen, ehe ein Meister ihn zur 
Lehre nehmen durfte. HeiratUfete ein solcher eines Meisters Tochter, 
so brauchte er nur ein halb Jahr zu lernen, zahlte aber Lehrgeld und 
musste sich selbst verköstigen-, ein Bürgerssohn aus der Stadt, der Lehi^ 
geld bezahlte, lernte ebenfalls nur ein halbes Jahr, ging aber bei dem 
Meister in die Eost'^*). In Fritzwalk war für die Lehrlinge desWoll- 



193) St. Genois 1. c. Nr. 280, Urk. tum Jahre 1280. 

194) Jiger a. a. 0. S.697. 

195) Urk. TOm Jahre 1383, die Tuchmacherel zu TuUe betreffend. Eb aoU auch 
dafselb Hantvrerk nyemand anders arhaitten,.denn wer es mit der hannt kann. Das 
sind Beraitter, Lodwercher, weber und Slaher. — Hormayr, Geaeh. fon Wien V. 
Tbl. 3 Urk. 162. Vgl. auch die SUluten der Tuchscheerer in Neuruppin (Riedel, 
Not. cod. dipL Brandenb. I. 4). Als die Tuchmacher in Schweidoitz 1473 einen 
BQrger, der die Tuclimacherei nicht gelernt halle und durch die Vermählung mit 
der Wittwe eines Tuchmacliers die Zunft erlangen wollte, auf höhere Verwendung 
hin zum Meister aufgenommen hallen, gingen sie unter sich die Terpflichtung ein, 
welche auch die Genehmigung des Raths und des Landhsuptmanns erhielt, könftighin 
keinen, der das Handwerk nicht verstehe, aufzunehmen. Schmidt, Gesch. von 
8chweidnilz I. 200. Obwohl in Breslau 1475 Parchner (Barchentweber) und Firber 
in eine Zunft Tereinigt wurden, so blieben sie doch beide auf einen bestimmten Be- 
irieb angewiesen. Es sollte daher a^cb jeglicher Parchner, der zu den Firbern in's 
Handwerk treten wolle, den Färbern beweisen, dass er das Färben rechtfertiglich 
Terstehe, und umgekehrt. Klose III. 3. 121. 

196) Innungsrecht der Vollweber zu Reichenbach (Stenzel und Tzschoppe, 
Urk.-S. S.672) zum Jahre 1366. Wer andirs wo lemlt und nicht lernit, also zcu 
Richinbach unde xcu Görlitz Rocht ist, der mak zcu Richinbach nicht Heystir 
wordin. 

197) In Frankfurt a/M. beim Eintritt In die Tnchsoheorononft 1 Pfd. Holler in 
die KasM der Zunft, und den Zunftforitehern 8 Mark Heller. Böhmer 1. 824. 

198) Stenzel und Tsichoppo, Urk.-S. S. 573. Wer do lernen wil von 
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inreberamts überhaupt ein Jahr Lehrzeit festgesetzt^^); die FSrber in 
Breslau aoDten drei Jahre gClemt haben ^. 

War die Lehrzeit zu Ende, so konnte der Lehrling sich gewöhn- 
lich die Meisterschaft erlangen. Es scheint wenigstens nicht, dass Vor- 
schriften, wie in den Statuten der Wollweber zu Pritzwalk, Einer, der 
das Meisterrecht erwerben wolle, müsse vorher als Knappe fünf Jahre 
die Gilde gebraucht haben ^'), im Mittelalter gewöhnlich waren. In 
Reichenbach konnte der Lehrling vom Dorfe, der (Bines städtischen 
Meisters Tochter heirathete, sogleich nach dem verflossenen halben 
Jahr Lehrzeit Gewand machen, wenn er wollte. £in Bürgerssohn sollte 
die zweite Hälfte des Jahres um Pfenninge arbeiten. Dann konnte er 
, die Innung gewinnen. In Ulm konnte jeder Bürger, der fünf Jahre 
lang dort haushäblich gesessen war, seinen Kindern das Weberhand- 
werk lernen lassen, und wenn die Lehijahre zu Ende waren, diesen 
das Zunftrecht kaufen ^^'). Fremde Knappen aber mussteu nicht nur 
fttnf Jahre in Ulm gearbeitet haben, sondern auch fünf Jahre Bürger 
daselbst gewesen sein, ehe sie das Meisterrecht erlangen konnten*^'). 
Die Knappen, deren es beim Tuchmachergewerk , trotzdem, dass 
es keine Stufe war, die nothwendig von jedem Zunftgenossen einmal 
eingenommen werden, sicherlich eine grosse Masse gab^*), waren^ 



dem Dorfe y der gebe icwne Groie adlr eyn Pfuni Wachz e im dy Lernange wirl 
erlaubil, unde wer in ierit, der aal in vor dy yyr Meystir brengin, e he in icht 
lerit. Vfelcbia Borgera Son in der Slat geweai iat Jer unde Tak, der lerne eyn 
balp Jor an aynis Meyatira Icoat und gebe eyn Lere-Schillink , daa ander Teyl det 
Joria aal h^ umme Pfenninge arbeyten. Wil be ayne Innunge gewynnin, to ge h« 
tctt den Ueyatirn, und tu, daa Recht ay. Wer eynia Meyitira Tochter nymmit tob 
dem Dorfe, der lerne eyn halp Jor an aynem Brod, und deraelbe gebe eynen Lere- 
Scbillink. — Wenne das halpe Jor naget, xo mache be Gewant, ab he wiL •— Wer 
do (in Reichenbacb und Görliti) alon lemit, der aal eyn Jor lernen. Wer d# 
wirkin lemit, der aal dry Jor lernin, und ap dy knechte von erin Meyatin tcin, ub4 
nicht vol lernin, dy gebin eyae halbe Marc. 

199) Riedel, Nov. cod. dipl. Brandenb. L 2. 

200) Kloae, Brealau HI. 2. Tbl. 116. 

201) Sie aind aua dem Anfang des 16. Jahrb. 
292) Jiger a. a. 0. S.63& 

203) Jiger, Ulm I. 8.638. 

294) Wir haben oben eine Urkunde «ngeffilirt, in welcher den Gewandaachem 
TOB Stendal gestattet ururde, zu den 2 Knappen and 1 Lehijungen, welche aie bis 
dnhki hatten halten dürfen , noch einen 3. zu halten. Wenn wir die ebenfalla an- 
gifihrton groiaen Zahlen der Wollarbeiter in den Kiederianden in Betracht nehmeBp 
so nnss ebenlalls eins sehr bedeutende Anzahl Arbeiter duanttr im Lohn sinen 
Meisters gswessB seia. Die Natnr der Sache, und namentlich 4ie Bs4i»rMigu% 



110 Im fliiiWAto d« telKfcw WiBMiAaitliki 

nie die Iblitor aeihtt» geurflmfidi ia eigenen Luningen Yeranigt Sie 
hatten ihre bestimmten YeiBammhingen, iure Vorsteher (Meistorknappen, 
AUgasellenX weldie dieselben beriefen ^^), gemeinschaftliche Kassen^. 
Was diese Gesellschaften verdnigte, waren freilich mwt geseUschaftliche 
und SittanzweGke^O) dass sie aber auch, als Organe da* Arbeiter, 
gelegentlich die Mittel abgaben, die gemeinschafiüchen Interessen den 
Meistern gegenüber geltend m machen, ist begreiflich. Gegen der^ 
mrtige Bestrebangen war die Ordnung des Raths zu Schweidnitz für 
die Tuchmacherknappen vom Jahre 1435 gerichtet Denen ward be- 
fohlen: sie sollten Von ihrem hohen Arbeitslohn abstehen, keine Ver* 
bindosgen wider den Bath nnd das Handwork eingehen, kdnen ihrer 
Genossen, der den Meistern trat bliebe, mit Gewalt daran hindera. 
Wer von den Knappen die andern zum Aufstehen Yon der Arbeit er- 
muntere und anrege, der dflrfe bei keinem Meister zu Schweidnitz 
weiter im Handweric gefördert werden. Die Enai^en sollten ferner 
nicht mehr als zwei Altgesellen zum Vorstand haben, welche von den 
Meistern erwählt werden sollten; diese, mit zwei von der Zunft depo* 
tirten Meistern hätten den Vorstand der Knappenschaft zu bilden. 
Könnten sich in den Sitzungen der Genossenschaft Vorstand und Knap- 
pen nicht in ihren Beschlüssen vereinigen, so soUte die Sache an d&e 
Korporation der Meister gehen ^^). Wir finden in den Innungsstatuten 
Öfters Ordnungen, die ähnlichen Strebungen der Gesellen, wie die in 
Schweidnitz unterdrackten, vorzubeugen suchten'^); das Hecht der 
Standesgenossen, sich zu vereinigen, von vornherein zu unterdrücken, 

welche bei der Erwerbung des Meisterreditg erfOlH werden maBsleB, Uesen dam 
■idit iwetfeln. 

306) Ordnung der Berliner Well- und Leinweberknechte a. a. 0. Item Teln- 
■me, ^i ad cenfecatoi eerum venire centempaerit, dabit eemm meyaterknapen IIL 
ienariea. QiA Tero eenira predieta omnia quaqae aUemptare preeoraaerit , arbilii* 
^«dieteruNi meysterknapen est judicandua. 

206) BruderschaftsordDang der Ulraer Webergeaellen a. a. 0. 

207) Vgl. I. B. die Ordnung der Bruderaehaft der ulwer WebergeaeUen vem 
Jabre 1404, die in ihrer streng religiösen, fast ascetischen Riebtang an die Brider- 
achaft der Begharden in den Niederlanden, welehe tanieist Wollenweber waren (TgL 
Verhoeven p. 60,60; auch HQllmann, Stidteweaen I. 230), erinaorA, bei 
Jiger 636ir. — Hehr praktischer Natur ist die Ordnung der berliner WeU- un4 
Leittweberbnechle tem Jahre 1831, bei Fidicin II. 74. 

' MB) Schmidt, Gesch. yon SchweidniU I. 188. 

209) Z. B. in der Ordnung der Tuchscheerer in Frankfurt a/M. L 629, auck^ 
kl der Reichenbacher Wellwebererdnung a. a. 0., namentlich gegen das Aofeteheia 
tM der AffbeR und daa Anreiaen dasu gerichtet $ beide Ordnungen aus der iweite» 
4ea 14. Jahit. 
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Wir ia Mittdftlter total umnSglidi, dendi 4as ganze StaateveMB rahte 
tamof. Begegnen wir «ach Massregeb dtr Art UUifg gamg, die in 
ihrer Allgemeinheit polizeilichen Ordnungen des absohitistisdien Btaata 
ähnlidi genug aehea, sie sind immer nur, wenn flberiiaupt von Wirkung, 
vorübergehender und partieller Natur gewesen. — 

Selbständig zu arbeiten und eigene Stühle zu besitzen, war den 
Knappen streng verboten '^^). Wenn eine flch(m oben bonitate Stdle 
des prager Stadtrechts eine Ausnahme davon zu constituiren scheinf^^X 
so wird dieselbe dahin zu erklSren sein , dass auch Andere als Meister 
der Tuchmacher Gesellen beschäftigen konnten, dass also der Betrieb 
noch nicht als ausschliessliches Recht von der Zunft besessen wurde. 
Da, wo mh die Zunftverfiassung vollständig ausgebildet hatte, gdiBit« 
immer zu dem Betrieb derselben das Meisterrecht. Eß scheint nicht, 
dass Prüfungen ''*) oder ein Meisterstück*") die Erlangung desselben 
gewöhnlich bedingten, wir finden dasselbe fast überaD nur von der 
Einwilligung der Zunft und der Bezahlung einer Geldsumme abhängig 
gemacht. Die Söhne, die Schwiegersöhne*^*) der Zunftgenossen sind 
dabei gewöhnlich vor andern begünstigt; die Bürger und Bürgersöhne 
der Stadt wiederum vor Fremden''^); zuweilen sind die Bedingungen, 



2IA) QfMi ti aUq«is Mrraf luben» uorem et p ««rot peterit pannnm ad 
XtttiaeDtonift HMram licmrc, 4ttnai«4e ■•m TaModetur. Berlioer Wallwebarordoiuif 
▼on 1289, bei FidiciB IL 7. !■ Ulm taU fceia Knappe ein eiji;enea Werlt adar 
ainaa eigenen Stuhl haben. Ordnung van 1403, attugezagen bei Jl gar 68S, 639« 

211) Rässler I. 18. 8. a. 

212) BiM PrOfong war in den gutntan dar eaalingar Xnchmacher Tan 1506 
«irgaacbriebaB; aia ward Ton den Schanam ▼argenanunam. PCaff» Oasch« van 
■Mlinf an 203. 

213) Kämmt in den Slataten dar Seheerar zu Neimppin lot, Riedel, Nav. 
oad. dipl. Brandanb. L 4. 

214) Klaaa III. 3. 116. Brealauar Firbarordnong van 146& 

216) Ordnung der Tudimadier in Stendal f an 1233. Wann dar Brba ein« 
InaAbrudara daa Geachlft aalnea Vatara ala Zanftmitgllad treiben wiU, mnaa er tum 
Binirttl 3 BehiHInga laUen, ebenaa dar, welcher die Wittwe einet Zunflbradera 
hdiraüei. -- Bhi anderer Bftrger zahlt 6 SehilUnga; der Fremde muu laerat daa 
Bargerracht nnd dann die Zonftgemeimchafl gewinnen, waOr er 23 SchiUinga na 
ttUan hat ^ (Zimmermann I. 161.) Ordnung dar Tnchn^aehar au Frankfurt a/0« 
¥am Jahre 1474. Wer daa Qewerek der WuUenweber gewannen wU, der aal bram 
antn danmb warbn jn daa Giswerkea Hergedaprach , dar die Tuchmacher des iares 
dre) haben, ynd denne darnach Yon Xllil Tagen zu Xlill Tagen ala ton Alder iai 
•tweaan, Tnd Jn dar drittn Warbung aal er aeynen Gbortabrieia far daa Gewerka 
Maialam ymd gameynan Kumpan tflagn, ?nd die Terharen laaen, ab jn dann ganngat 
Wen aber den MeMam daran g«Mgt, «o daa aia }n ffMPtan jn k Qawmrke, aa 
•oUen sie jn forde darnach var im Idau Batb) htalallan batMT9»i daa ar tmt J»* 



112 Im GeMhidtt im imUAm WiDitttadwIa*; 

unter urdcheii es IVemden gestattet ist, das Mtisterrecht m erwerben, 
derartig gestdlt, dass es solchen geradezu unmöglich gemacht ist, adi 
niederzulassen'^^). 

Von einer Beschränkung der I^ahl der Meister, die bei den Gewandr- 



Yorfaren sey, Tod «ollen int auch den Gbertebrieff geben tunerfaüren Tnd bittn, 
das wir Jm des Borgerrecbt Tnd Geirerk luftelln wolln , vnd wen er daf Ter tw 
febrenget, so aal er Tna gelobn jnwfndig jn eynen Jare Tnd Tage eyn Havs tvm 
nynaten for X Saoc zu koifn. — Wurden aber der Tuchmacher Sene, die Jn dem 
Ge werke alhie gboren aeyn, Tmb daa Gewerck werbn, das mögen sie thun, wen jn 
daa gelüstet, Tnd die Tuchmecher aollen sie ane Yortzog, so sie ane redlicfan 
Wandel generket werdn, Tf nemen. (Z i m erm a nn II. 136 f.) — Statuten der Hicheia- 
brtkder an Fritzlar Tom Jahre 1387. Willich man kompt dy eyn burgir iai ande 
mundet den meyatim der bruderadiaf, das he dy gerne gewinnen wulde. Dy meyalere 
aollen daz hinder sich brengen an die brudere. Vinden dan dy brudere Tnder yn, 
daz he eyn recht Eekint Ist, Ton foter unde muter, unde sich selbis wol bewaret hat. 
nnde enfuget in ire bruderschaft. So aal he gebin dry mark lediges sflbera undt 
eynen Tirding. nnde he sal daa gelt Tirbvrgen bynnen den nehiaten Tier woeliin an 
betulene. Unde he aal geben den meyatim ir recht eyn firtell wynea , unde irme 
knechte sea phenninge. So aal men yme dy bruderachaf Üben, nnde he aal globei 
intruwen daz he dy bruderachaf hege unde halde alse sy Ton aldera weyn gchalden 
ist. Ouch sal he gebin eyn phunde wasses ee he snyde. Ouch bette derselbe dy 
eyn bruder werdln wil. keynen bruder beschweret, daz aolde he aberichten mit den« 
ee man yme die bruderschaf lehe. — Ouch wilches unsfra brudera aon czn det 
bruderachaf kommen wil , dy aal den meyatirn ir recht geben , eyn firteil wynea» 
nnde dem knechti^ aea phenninge. nnde eyn phund waases czu den echten. Falken- 
bainer II. 207 H. — Statuten der Wollenweber zu Reichenbacb Ton 1356. Wer 
Meysler werdin wil — dor zcu sal he grifin zcwischin Wynachltn Tude nnair Yrowea 
Tak Lichtewye, anders In dem Jore nicht Queme abhr eyn Bedirmann uaa eynir 
. andern Slat her zcu Richinbach, der sich dort erlich nnde redclich gehaldin hetta und 
Meyster gewest were und he unsin Borgern behegelich ist, den wollen wir loi 
Meyster gerne nemen, zcu welcher Zeit das in dem Jore sy, e he tu, daa Reclil 

ay. Wer Veyatirrechte gewinen wil, der gebe eyna halbe Mark« e man In 

Recht ir loybit, wenne ia gebort den Borgern halp. — Stenzal und Tzachopp« 
673, 674.) PriTilegium der Gewandschnaider za HaTelberg Tom Jahre 1366« Wy 
dy Gylde na diaaem Dago wynnen wil , die sali aie wynnen Tor anderhalffe Margit 
Tnd der Gylde eyne halffe Margk to der Myasen Tud Lycbten to Hulpe. Yortmer 
80 acholen dy Wantsnyder allen oren Kynderen Mannesgeslechte Gylde Tnd Werde 
emen, alao Terne wenne dy Kyndere to orer Mnntachopp komen bynnen dem eratc« 
Jare Bwrachopp wynnen, Tnd Morgensprake an den Gyldemeister wemen, md Werde 
Tnd Gylde begerande synd, ao mögen sy dy wynnen Tmbe fyif Schilling brandonborg. 
Pennig Tnd nicht mher (Z im m erm an h II. 176). Ygl. auch die achon angefOhrtea 
Stellen über Lehrzeit. 

216) In Ulm durfte ein anawirtiger Weber, er mochte Tom Lande odor ans 
andern Stidten aoin, wann er daa Bargerreeht empfangen wottto, du Weberiiand« 
werk 6 Jahro lang nicht treiben, nnd ihm anch daa Zunfirocht nicht eher TorllohoB 
wnrdMi* Jlf «r 638, nach nlnor Znnflordaimg tom 1463. 
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(Khnddern nnd Tuchscheerem häufig durch die an einzekien Gebäuden 
haftenden Gerechtigkeitßn bewirl^t wurde, findet sich für dieTuchmacher 
nur ein einziges Beispiel' ^^), und dies ist zweifelhaft. 

Die vereinigten Meister bildeten die eigentliche Zunft. Zur Be* 
rathung und Beschlussfassung in gemeinschaftlichen Angelegenheiten 
kamen sie in sogenannten Morgensprachen zusammen; die Verwaltung 
des gemeinschaftlichen Vermögens, die Aufrechterhaltung der Gerecht- 
same, die Aufsicht über den ordnungsmässigen Betrieb des Gewerbes, 
überhaupt die Vorbereitung und Ausführung gemeinschaftlicher An- 
gelegenheiten war einem oder mehreren Ausschüssen der Zunft über- 
tragen. 

h) Terbältni88 der Zunft zur Stadtbehorde. 

Es fehlte freilich viel, dass die Zünfte in allen diesen Dingen 
eine völlig unabhängige Stellung eingenommen hätten. In den ersten 
Jahrhunderten des Mittelalters bildeten die Handwerkerzünfte kein 
politisches Glied der städtischen Ordnung, und der Bath, an dessen 
Besetzung sie keinen Theil hatten '''), war auch in industrieller Be- 
ziehung ein ihre wachsende Bedeutung meist ungünstig betrachtender 
Vorgesetzter. Er gab ihnen Statuten'**), er setzte die Zunftmeister 
ein''^), er überwachte ihre Zusammenkünfte, keine Morgensprache 

217) Statuten der Wollenweber in Berlin TOn 1289. Preterea si locus racuus 
Aierit inrentua, ipsum peraonalitef licenciamua (nämlich die conaulei ciTitatis Berlin) 
ad vendendttm. — — Vielleicht, daas hier auch nnter dem locus ein Gewandschneider- 
atand zu nehmen; für die Wollweber war er sicher von Interesse, wenn diese immer 
Im Betrieb wsren; deswegen das Versprechen des Raths. — Es wird das fast wahr- 
acheinlieh durch einen später folgenden Artikel derselben Statuten, welcher des Ei> 
werbens des Heisterrecbts , unabhängig von einer aolchen Beschränkung, gedenkt: 
Habens fiUum , qui desiderat vel peteret frsternitatem , habebit eam pro medietat^ 
pacuniae, pro qua acquiri solet secnndum consulum instituta. — Prohibemus, quod 
ullus psnnos vel frusta panni faciat sine licencia magiatrorum.v 

218) So schliesst z. B, das älteste lübiacho Recht die Handwerker, ohne Rttck- 
aicbt darauf, ob sie „torfacht egen^V besitzen oder nicht, ausdrücklich aus. Wilda, 
Gildewesen* 301. 

219) Wie zu Berlin, 1289. Der Eingang der Zunftstatuten Ton diesem Jahre 
lautet: Ifos eonsules civitatis Berlyn ordlnsvimus de pannis laciendis. — Statuten 
Aber die Tuchmacherei in Regensburg: Data Ist der Satz, den Her Albrecht von 
dem P%rgtor Bargermetster und die 16 des Rates und andere Burger gesetzet haben, 
darumben, dsz man gute Tuch hie zu Regensburcb web und bereit — 

, 220) Breslauer SUdtrecht, wie es 1292 der Stadt Brieg gegeben wird. Dy Rat- 

layto nz iclichem Hantwerk auUen hejsen awem zwene Man, ob man sy gehaben 

nag , odir zu dem minsten eynen , das sy ^n helfen tot dy Stat raten , ob sy ir 

bedürfen. (Stenzal und Tzchoppe, Urk.-S. 8.605.) Scbweidnltaer Stadireeht, 
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tofte gehaUen werden, olme dass die Vertreter des Raiiis xugitgen 
gewesea wären ^^). Es mnsste diese Unterordnung fttr die ZOnfte um 
80 drückender werden, als in dem Rathe, in dem ihre Interessen nicht 
vertreten waren, die den ihrigen entgegenstehenden sehr bedeutende 
Macht hatten. Die Kaufleute und speciell die Gewandschneider waren 
früh von bedeutendem Einfluss auf die Zusammensetzung des Raths***); 
dass ihre Gilden an vielen Orten älter sind, als die der Tuchmacher, 
und dass die Hechte derselben früh sehr ausgedehnt waren, kann mit 
Hecht aus dieser ihrer politischen Stellung geschlossen werden. So 
scheinen sie vor 1245 schon zu Kyritz ihre Vorsteher frei gewählt 
und, ohne dass einer Einwirkung des Baths gedacht wird, mit Vi d^ 
Stimmen bindende Beschlüsse gefasst zu haben ^'). In Perleberg wird 
ihnen 1345 das Hecht gegeben, frei in allen Dingen Beschlüsse zu 
fassen, wenn sie nur dem Recht des Markgrafen keinen Eintrag thun'**). 
Die Gewandschneider in Schweidnitz standen in Ihnungssachen wenigstens 
iddit unter dem Magistrat; Aenderungen in ihroi Statuten konnten aar 
vom Landesherrn ausgehen'^). 

Es erscheint begreiflich, dass die zunehmende Macht der Hand* 
werker früh mit einer Oligarchie, welche nicht nur ihren politisdiea 
Rechten, sondern zugleich ihren materiellen Interessen feindlich war^ 
zusammenstoesen musste. Dyrh At^ \^^ y^^ H, Jphr^i^^^gi;^ ^'» duiRdi 
sind fast alle deutscheQ .Stadto^yon den Kämpfen der Hflr^TTfrlrrr iia 
(Re TüeiiTiaEme an der städtischen "TSrnaltung bewegt worden"*). 

wit CS <ler SUdt Rati^or 1293 mitgetheilt wird: Electi cobbuIm cujHslibei offidi dvM 
virM , Yel tres, t«1 ^uatuor sibi adrecant digniorea, qiioa ainguloa in aingulia effieiis 
reclorea pra«ftduiil ek magiatroa. (Ebe«daa. 420.) Tgl. aadi Jäger, Ulm S. 207. 
Bluntaehli a. a. O. I. 153. 

221) Sdnreidnitier Sladirecht a. a. 0. NuHoniBi opemm artificaa toI aMgiatrl 
^ttippiaai dietara aal inTcnire praesamank, praeter coBafBaiun conaylwa, aed nea 
iOBciliuBft, quod dicihir MergeBaprech , habere praeaumant, aisi praeaeniibua eonaolf- 
bua illud fiat. 

222) Vgl. die acbeii oben avgefQbne Stelle aua der cSlniachen Chrottik B1.220: 

die acbeffeii inde die OTeraten Taa den Rait ind van der Stai hadden den anfl 

— dal ia den Handel '— Tan den Deich. In Bremen gehören die Tucbbäiidier achott 
1263 im GegenaaU an den Handwerken siir Gemeine. Donandt, Gea. von Bre- 
men I. 246 

' 223) Riedel, Nov. cod. dipl. Brandenb. i. 1. 367. 

224) Ebeadaa. I. 1. 144. YgL auch das PriTil. der Gewandacbneider too Kaaael 
TOm Jahre 1402, gegeben vom Landfrafen Hennann. Onch mögen die gewand aqyder 
en aelber zn geiwange gnde gesctse unter en machen, die widder uns nnd aoaer 
erl^in nicht en ain. — Scbminks, Beachreibnng Ten Kaaael Beil. YII. 

225) Schmidt, Gesch. von Schweidnita I. 70. 

226) Aua dieaer Zeil daher auch die aehr hfintgen Verboto der Innungen, GiMe», 
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Die groase AnzriJ von Arbeitern, welche bei der Fabrikation der Tuch e 
T| A«pü^Hy r| wnrnii Mpm wir ,.Alkm dl Q^ TachmacherzflnflflJ ii^die^ 
Kämpfen y jfffl ftUf^^^^^^^^p. g|nna opi^ittnMy)- in den Augen mandier 
Zeitgenossen haben sie eine Stellung eingenommen, ähnlich deijenigen, 
welche man von einzelnen Seiten im Jahre 1848 der bevorzugten Klasse 
»der Arbeiter« zu geben suchte**'). 

Nicht immer entschied sich difiser Kampf zum Vortheil der Zünfte. 
Die Aufsicht des Raths ward dann um so strenger, die Unterordnung 
der Zünfte um so vollständiger. So durfte z. B. in Rotenburg an der 
Tauber sich kein Handwerk versammeln, als mit Erlaubniss des Raths ; 
nur der Rath konnte Gesellen zu Meistern machen u. s. w. '**). 

ZflnOe der Hai|jdwerkcr , die wir trotzdem überall finden. Selbst ein Reichsfegets 
Friedricb^i II. vom Jahre 1232 verbot in omni civitate vel oppido Alemanie cujus- 
Übet trtificii confraternit ales Tel societate», qnocamque nomine Tolgariter appellan- 
tor. (Perti IV. 28&) Ungehindert davon bildet aich z. B. 1233 die Tucbmacher- 
zunft za Stendal. — Eine sehr atrenge Ordnung enthalt z. B. der Zürcher Richte- 
brief aus der Mitte des 13. Jahrb. : Wo das niemand werben noch tuen sol enbein 
innft noch meiatenchaft noch geaelleschaft mit eiden mit werten noch mit jrerchen. 
Gwer es aber herüber tele, dem aol man sin beate hua niederbrechen vnd sol donno 
der Stat ze buoze geben zehen march. lit aber das en nit huaea bat in der Stat, 
80 aol er fünf jar von der Stat sin , vnd aol niemer wider in komen , e er gebe 
fünfzig march ze buoze der Stat Bluntachli a.a.O. 154. — Deowegen bestanden 
doch auch hier Verbindungen der Handwerker (antwerk genannt) wie anderswo, nur 
waren sie unter die Herrscbaft des Raihs gestellt, von welcher sich in dieser Zeit 
die Handwerker noch nirgends in Deutscbiand befreit hatten. 

227) So waren aie bei einem Aufstand in Breslau 1333 die Hauptridelsfflhfer. 
Klose, Gesch. von Breslau L 635. Sie beschwerten sich aber dasGeschoss, welches 
ihnen die Ratbmänner auflegten und damit ihre Töchter ausstatteten. In Gent werden 
sie 1164 als die Theilfiehmer des ältesten Aufstands genannt. In Löwen erhoben 
sie aich Im 14. Jahrh. dreimal, 1306, 1382 und 1400. (Warnkönig II. 1. 24. 
V. Kampen, Geach. der Niederlande I. 159, 206.) Auch in Cöln werden sie in 
der stadtiuhen Chronik mehrmals durch bedeutende Aubtinde bezeichnet. (Chronik 
220, 222, 274.) 

228) Daa Chronicon abbat S. Trudonis (d'Achiry, Spieiley II. 704) sagt von 
ihnen, sie seien stolzer und frecher» als aUe andern Gewerke. 

229) Benaen, Hist Untersuchnngen über die Gesch. Rothenburgs. S. 362 ff. 
Nach einer Zweiong des zitUuer Raths mit den vier Gewerken, den Tuchmachern, 
Schneidern, Schmieden und Schuhmachern, nahm ihnen dieser 1367 das Recht, ihre 
Vorsteher zu wiblen, und wihlte sie selbst Chronik des Johann v» Guben in den 
8S. Rr. Lusst I. Neue Folge, p. 30. Auf den vorhergehenden Seiten ist das 
Sehwanken dbr Gewalt zwischen Zünften und dem Rathe sehr deutlich aus einander 
geaetzt. S. 21.' Machten sy (der Rath) eyn gesecse,' iz wer nu ney daz wer, gefjl 
es den tuchmschem wol vnd got lop; gefyl es in sbir nicht« ze wodirsproebm ty 
daz vnd sprechen, sy weiden dsz brengin sn fr eldsten, und halten eynen Rat obir 
den rath diter SUt mit arm vnd mit xichon eres hantwerks. mochten zy if nicht 

8* 
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Meist jedoch erlangten die Zünfte mehr oder ^reniger grossen An- 
theil an dem städtischen Regimente "®) , der sich wieder unter die 
einzelnen Gewerke nach dem Grade ihrer Bedeutung in den Kämpfen 
vertheilte. In Gent z. B. wurden 1343 die Bürger der gtadt behufc 
der Theilnahme an der Wahl der Schöffen und des Raths in drei Klas- 
sen getheilt: Rentleute, Weber (wozu alle mit der Tuchfabrikation und 
dem Tuchhandel beschäftigten Gilden gehörten) und die 52 übrigen 
Zünfte **')■. In Köln machte der Sieg die Weber, welche in dem Kampfe 
der Zünfte um die Theilnahme an der städtischen Verwaltung voran 
gestanden hatten, so übermüthig, dass es dem Rathe gelang, sie we- 
nige Jahre nachher mit Hülfe der übrigen Zünfte zu vertreiben. An 
1800 Weber wurden damals verbannt, die zwei der Zunft gehörigen 
Gewandhäuser liess der Rath abbrechen und an ihre Sfelle den Elei- 
schem Hallen bauen"*). 

In der Stellung gegen den Rath änderte jedoch der Sieg der 
Zünfte wenig oder nichts. Die Zünfte hatten keine Ursache, sich der 
Unterordnung unter diese Behörde, bei deren Zusammensetzung sie 
einen* vorzüglichen Antheil hatten, zu entziehen. Sie erlangten ge- 
wöhnlich die freie Wahl ihrer Vorsteher, was schon darin begründet 



obirkomen mit ir gemeynde ires bantwerks, so besanten sy dy vleischer und schOTort 
ynde dy smede ond snyder ynd swaren dez czu samene und Terlobten sich by enander 
czu blyben vnd quomen gemeynlich Tor den rath Tnde würfen jo daz weder abe, das 
der rath gemacht hatte noch syme eyde; und daz was vyl vnd maeherley. ez wtz 
vom ersten Yon eyner wogen weyn, daz man recht mochte gewegin arm Tnd ruh 
vnd ouch nicht alleyn um daz, sundir ez waz nu wor um daz were — und daz wert« 
wol czen jar. — Der Sieg des Ralhg war durch den Kanig Karl IV.,' der un 1307 
durch diese Gegend kam , bewirkt. 

230) In Frankfurt a. M. sassen schon 1325 zwei Wollweber im Rathe. Orth 
(Von den Frankf. Reichsmessen. S. 699). — In Ulm ward nach dem Schworbriefe 
von 1327 der kleine Rath zusammengesetzt aus 17 Zunftmeistern und 13 Geschlech- 
tern, der grosse Rath aus 10 Geschlechtern und 30 Genossen der Zünfte. Die Zünfte 
wählten ihre Vertreter frei , die Grautücherzunft In den grossen Rath 3, die Weber 
2 Kltglieder. JSger, 245. Weniger gross war der Antheil, den sich die Handwerker 
in Schlesien an der Städteverwaltung erwarben. Vgl. Stenzel und Tzschoppe, 
233. In Stendal tildete sich der Rath 1345 überwiegend aus den Zünften: 2 Ge- 
wandschneider und 2 Gewandmacher sitzen darin; er musste bei allen Satzungen, 
die er machen wollte, die Gildemeister und durch sie die Gildegenossen darüber zu 
Rathe ziehen u. s. w. (Zimmermann, 1. 96, 97.) 

231) Warhkonigll. 1. 

232) Vgl. Die weuer slaichr, abgedruckt in der Ha gen* sehen Reimchronik, her- 
ausgeg. V. Groote S. 214. Anmerkk. S. 256. Auch Mernig und Reischert, 
Zur Gesch. v. Köln II 193. 
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war, dass diese sie meist im Rathe vertraten*''). Die Gewerbeord- 
nungen aber bdcamen fast flberall erst durch die Bestätigung dte Baths 
gesetzliche Gültigkeit''^) und die von den Zünften mit der Hand- 
habung dieser Ordnungen betrauten Mitglieder nahm der letztere in 
Pflicht "^). Es war überdiess nothwendig, dass eine obere Instanz 
blieb, die Befugnisse einer jeden einzelnen Zunft abzugränzen und 
Uebergriffe in das Gebiet verwandter Gewerke zu v^hüten. Diese 
oberste Instanz konnte natürlich Qur der Bath bilden *'^). 

Innerhalb der Zünfte selbst entschieden über gewerbliche Angele- 
genheiten der Mitglieder unter einander Zunftgerichte, und wir finden 
solche um so häufiger bei den Tuchmachern eingesetzt, als die Yer- 
theilung eines Gewerbebetriebs unter eine Anzahl verschiedener Gilden 
Oelegenheit genug zu Streitigkeiten gab ^^. In Gent entschied nach 
der Keure vop 1296 das Gericht der Tuchhallen alle Streitigkeiten, 
die sich auf den Tuchhandel oder die verschiedenen Gewerbe der 
Wolkpinner, Tuchweber, Färber u. s. w. beziehen; es war zusammen- 
gesetzt aus drei guten Leuten, gewählt vom Bailli und den Schöffen 



233) Wie xa Ulm, JSger 246. 

234) Wio I. B. in Ulm, wo der Rath ■uch gefen den WonscU der Loderer ge- 
werbliche Maesregeln durcbfahrte, von ihnen yotgeschlagene xurückwies. Jiger 642, 
646» 646, 650. Doch hatten die frankfurter Gewandmacher nach ihren 13&5 aufge- 
seichneten Statuten das Recht, an ihren Artikeln zu mindern oder zu mehren, wie 
es ihnen gut dauchte; gewöhnlich wenigstens warep die vom Rathe ausgehenden 
Ordnungen nichts Anderes, als Bestätigung der von den Zünften in ihren Versamm- 
inngen beschlossenen .WillkQren. Vgl. unter andern die Willkür des Tuchmacher- 
liandwerks sa Kola aus der 2. Hälfte ^es 14. Jahrb., bei Togt, Gesch. ▼. Preussen 
y. 339. Sie geht von dem Gewerk unter Zustimmung des Raths und des Deutsch- 
ordenscomtbnrs aas. Auch die Wollweberordnung zu Reichenbach Ton 1356 •• a. 0. 
IL s. w. a. 8. w. 

235) Cdlnisches Stadtbach bei Fidici» I. 5: Dst synt dry, dy heiten dy men* 
suratores, proprio dy telre, in der wantmekor werk. Wen sy dar thu gekoren wer- 
den Tan joren medevrerckgnoten , so mueten sy komen Tor deme rede nnde duen eyn 
Jiirament. In Esslingen wählen 1450 der Zunftmeister, Zweier und Zwdlfer zusam- 
men die Schaner. Von einer Inpflichtnahme durch den Rath ist nicht die Rede» 
Ff äff, Gesch. v. Esslingen S. 202. 

236) An ihn wenden sich Fliminger nnd MicheUbröder zu Fritzlar zu Entschei- 
dnng zwischen ihnen streitiger Punkte. — Falk enh einer IL 112. 

237) Nicht immer wurden sie friedlich entschieden. Dss Chrunicum comit. Flan- 
drla (Corp. Chron. Fland., ed. de Pmet I. 215) erzählt zum Jahre 1345: Gaudenses 
pugnsTerunt ad invicem, textores contra fullones et onines alios arlifices supra magnum 
forum et prafa hierunt textores contrs alios et fere quingenlos ibidem occiderunt. 
Yolebant enim failones habere do quolibet lunno quatuor grosses plusquam habere 
•olebant. 
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von Oent ^*). Diesem genter Gericht ähnlich mag das in der Ver-- 
fassung Lüttich's von 1325 erwähnte Handelsgericht gewesen s^, dem 
als Zweck vorgesetzt wardb, die Tachmacherzunft zu leiten und et*- 
waige Strafen zu verhängen, überhaupt Alles zu thun, was dahin ein- 
schläglich bisher unter seine Gerichtsbarkeit gehört habe*''). Auch 
zu Alost befand sich ein Geschwornengericht der 'Tuchmacher, das 
Becht sprach über Alles, was sich auf die Wollweberei bezog, audi 
Aber Wolle, Färbestoffe, Karden und alle in der WoOenindustrie nd- 
thigen Materialien'^). Zu Aachen entschieden die Werkmeister des 
Wollenamts über alle Klagen, die in Bezug auf Arbeitslohn oder Han- 
delsgemeinschaft, Kauf und Verkauf von Wolle, Färbestoffen, Garn, 
Tuch 41. s: w. entstanden waren***). Die trierer Wollweber zahlten 



238) Warnkönig II. 1. 

239) Warnkönig, Beitrage zur Gesch. d. LöUicher GewohnheiUrecbU S.126. 

240) Gramaye, Antiq. Flandr. Alostum. 

241) Of jemand! golt off Terkettffl Tug, Woll, Garn, rode Werff, Alujn, Wjrtescb, 
Karden von Weff gezawen mit ihre Gereidschaffl, Perachen, Am - bela - Geziden mit 
ihre GereidUchaflft end Kahmen, end ob jemand! den anderen jedt schuldig were van 
verdientem Lohn, als von Werffen, van Roden, vaii Wenen, van Zawen, verkamen, 
Ton Spinnen, van Polieren, van Hoppen, van Schroyden, van 1f ollschlayn , off van 
Schartzen, off van Deklaaken zu machen, so wat jemandt hieran zo den andern brQ- 
cbig wehre, idt wehre ron Kommenschaft, off van Terdienten Lohn, als vnrschreuen 
is, dat sali man den Werkmeyslern vnd dem Ambacbt klagen, ende off alsdann der- 
ghen, darober geklagt wird, dat bekendt, so sali man ihm weisen, daz he den kleger 
mit der Sunnen gnug doen soll, mer biU he Gnadt, end ime mit Wille des Klegers 
Dag end Stundt wirdt, off he dan die Dag end Termyn nit enhilt, end der Kleger 
dat den Werkmeistere klagt, so ftuUen die Werkmeistere dem Schuldner iein Ambacht 
▼erbieten, end wirict he darboven, off wirkt ouch jemana in sein haus einig Werck, 
dat den Ambacht angeidt, so sallen die Werkmeister den SchuMner penden vor ffinff ' 
Schillinge end of he darboven seines Wercks vorschreven nit en liess nnd der Kleger 
dat den Werkmeistern und dem Ambacht 'klagde, alsdann sollen die Werkmeister d^ 
Kleger bescheiden in dat gantze Gewandhaus zu kommen, up den ersten denktichen 
Dag, end gesindt he dan Ambachts Recht, so sali man ihme dan weisen, 'dat man 
daasulven Dags denghenen, de ihme schuldig is, mit dess Ambacht Knecht sali lassen 
wissen^ off he aich mit ihme mit en verliehe daertoschen an den nechsten Saterstag^ 
M snlle man ihme up den gantzen Gewandthauss ussrueffen, dat niemans wider ihme 
gelden noch verkauffen, noch ihme wirkenen solle, dat dem Ambacht angaedt, end off 
di« Schuldner also ausgeruffen wurde, en darboven seyn Werk vorschreuen nit en 
Hess, so mag der Kleger alsdann sein Recht fordern In Gericht, end alle die genen, 
die dem Schuldner nae dem Ausruffen w5rten, off wieder ihm guldlen, off verkaufften, 
dat dem Ambacht angienge, die saUen staen in der'selver Poenen, dha der Söhuldner 
in stondte. — Vort, off einich Knecht, off Magde, off Leer-Kinder, die dess Ambacht 
pflegen , ahn ihre Henrschaffl , off dem Herrrschafft zo ihrem Gesindt jedt brilchlich 
wehre, van ihren LohUi off van daigen Sachen, die dem Ambacht angiengen, die 
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eise jllirliclie Abgabe an den Erzbischof wegmi dner ihnen von UMeil 
Zeiten zugestandenen Freiheit, dass sie in allen Gewerkesacben tot 
Niemanden als ihren Zunftmeistern zu Hecht ;eu stehen' brauditen'**). 
Auch die frankfurter Oewandmacher hatten das Recht, ihre Handwerks^ 
Ordnungen selbst zu handhaboa; wer sieh von der Zunft in Bezug a«f 
Handwerksangelegenheiten an den Kath wende, solle von diesem zurflok 
an seine Genossen gewiesen werden ^'). Seltet in Rothenburg an der 
Tauber, wo eine sehr strenge Unterordnung der Zünfte unter dai Ratii 
durchgeführt war, hatten die Tuchmacher zur Aufrechterhaltung ihrer 
Statuten ein eigenes Rflgegericht '^). Das war überhaupt bei den 
Zünften allg^nein, dass Streitigkeiten in Zunftangelogenheiten zueist 
vor ihre Vorsteher gebracht werden sollten, ehe die Partei» vor Ge- 
richt gingen; sie hatten das Recht, solchen Genossen, welche ihre 
richterliehe Befugniss umgingen, die zünftige Arbeit so lange zu ver- 
bieten, bis er sich eines Anderen besann'^). 

i) AnfJDge der Centraliiation des stadtisclien Gesetzgebuogs - RecbU. 

Wenn die Organe der einzelnen Zunft und der städtische Rath 
als Vertreter der particularistischen Gewerbsinteressen anzusehen sind, 
80 haben sie sicher in der Zeit, wo das Stadtleben in Deutschland auf 
seinem Höhepunkte war., die Periode von der zweiten Hälfte des 13. 
Jahrhunderts an bis tief in das 15. hinein die mächtigste Richtung 
der Zeit vertreten. Doch macht sich auch schon während diesw Zeit 
das entgegengesetzte Moment der Gentralisation emigermassen geltend. 

Schon das Ansehen durch Alter und umfänglichen Gewerbebetrieb 
bedeutender Städte gab einen Mittelpunkt ab, dessen gewerbliche Ent- 
wicklung vielen minder bedeutenden zum Anlehnungsponkte diente^. 



•iillen ihres Rechti anck vmr dea Warkmatsteren end dam Ambacht feaiDnen. — 
Vertrag des Hersofi Reinhard xa ifllieh iwd Geldein (Erbvegt der 8Udt Aache«> 
mit dem WoUenamt so Aachen t. J. 1406 bei Liknif, RA. Cent IV. P. Spec. p. 14S0. 
342) Laeomblet, Archiv fOr die Geacbiahte de» Ntederrheiaa 1. Abth. 1. Bd. 
8. 272, in einem trierer Stadtrecbt ana dem Anfange des 14. Jahrh. 

243) Böhmer, Urk. der ReichssUdt Frankt I. 636. 

244) Benaen a. a. 0. S. 865. 

246) Welknweberinnnngsreeht zv Reichenbach von 1866 a.a. 0.: Wer kc« de» 
dem andern zc« aachin hat noMie ayn len, das sal he ver den Meyelim verdim, bn« 
kennet he is im, se gebe hes im by Snnnen-Schin, lejrfcnit hes ym, so wyse man in 
Tor Recht; wer sich do weder iegit, dem lege man ayn Werk also lange, bys he 
sich mit den Meystirn bericht. 

246) So hatten nach einem Kammergerichta »Abachiede von 1528^ der sidier auf 
iltcren Gewohnheiten fttsate, die TnchnMcher FeiMMfg'a dahin zu achten, data die 
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Die Zimftordnttng der Gewaadschneider von Stoidal scbeint die Gnuid^ 
läge yieler anderen in der Altmark und der Priegnitz abg^eben zu 
haben *^0; wie ttber streitige Beditsfragen, über stadtredittiche Sta- 
taten, so worden solche Städte auch über den bei ihnen gOltigen Zunft- 
braudi um Auskunft angegangen'^), auch von minder bedeutenden 
Städten nahmen andere Orte sehr weitläufige Zunftstatnten vollständig 
auf, wenn sich solche durch ihren Inhalt brauchbar erwiesen, wie z. B. 
Esslingen die weiler Tuchmacherordnung von 1505 vollständig auf- 
nahm*«). 

' Zu gemeinschaftlichen Massnahmen vereinigte man sich auch wohl 
durch Deputirte auf Zunftcongressen. Ob der Verordnung, die 1349 
in Preussen über die Länge der Tuche per civitates terrae consensu et 
voluntate domini (des Hochmeisters) erlassen wurde '^), eine Bera^ 
thung von Zunftdeputirten oder von städtischen Abgeordneten voraus- 
gegangen ist, lässt sich nicht bestimmen. Das Erstere würde dadurch 
unterstützt, dass einer ähnlichen Ordnung vom Jahre 1402 ebendaselbst 
Klagen der Wollenweber des ganzen Landes vorausgingen***). Dass 
aber solche Zünftetage nichts Ungewöhnliches waren, zeigt z. B. die 
Vereinigung einer Anzahl Abgeordneter von Bädcerzünften aus ver- 
sdiiedenen Rhm- und Mainstädten zur gemeinschaftlichen Abfassung 
von Statuten, wie sie um die Mitte des 14. Jahrhunderts in Frankfurt 
stattfand '^^. Häufiger sind unsere Nachrichten aus dem 16. Jahr- 
hundert In Breslau vereinigten sich 1514 auf dem Jobannismarkte 
Abgeordnete der Tuchmacher aus Schweidnitz, Jauer, Stri^au, Bunzlau, 
Neisse, Oppeln, Münsterberg, Frankenstein, Bri^, Grossglogau, Schwi- 
bus und anderen Städten, um eine Vorstellung über die neu eingeführte 
schwere Münze, die nach ihrer Ansicht die Tuchmacherei drücke, an 



Tuche iD den dbrigen Städten der Priegnilt deneo in der Hauptstadt an Lin^e und 
Brette Yollkommen gleich gemacht würden. Riedel, No?. ced, dipl. Brandenb. 1. 1. 
,.?2. 

247) So sind in Ruppin 1231 die Statuten der Gewtndachn eider, 1301 die der 
"Weber von Stendal recipirt worden (Riedel I. c i. 4. 285), in Kyrikz 1245 die 
nlendaler Gewandschnei derer dnong (Riedel I. 1. 367) u. s. w. 

248) Wie i. B. 1524 die Rathmannen der Stadt Breslau in der Sache eines für 
mnehrlidi erkürten Tuchknappen aus Sdiwibus; Klose III. S. 128. Dort sind noch 
mehrere andere FSIle angeführt, in denen man die Stadt Breslau zur Entscheidung 
yon Zunflstreitigketten in schlestschen Städten anrief. 

249) Pfaff, Gesch. t. Esslingen. 203. 

250) Vgl. Gesch. v. Preussen. V. 76. 
261) Bbendas. VI. 31& 

252) Böhmer, Urk..B. ▼. Frankfurt 1. 625 z. J. 1362. 
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den Landesberm abzafiissen; da ihrem Gesache keine Folge gegeben 
varde, so beschlossen sie, in allen Städted ein ganzes Jahr lang dürfe 
keiner yon ihnen die Woche mehr als vier Tuche irirken, bis der Preis 
der Wolle und des Waids wieder gefallen sei, der durch die Münz-- 
inderung so sehr hinaufgetrieben wäre. Der breslauische Rath theilte 
auf ihr Ersuchen diesen ihren Beschluss den lansitzischen Tuchmacher- 
städten Bautzen, Görlitz, Gamenz, Zittau, Lauban und Löbau mit, 
mit der Aufforderung, sich demselben anzuschliessen , und dem Ersu- 
chen, Abgeordnete zu einer Zusammenkunft der Tuchmacher nach Lieg- 
nitz zu schicken, wo man über den Waidhandel sich bereden würde ^'), 
und als man 1528 in Esslingen eine Ordnung wegen dös Vorkaufs und 
Betrugs beim Wollhandel zu machen beschloss, lud man auch würtem- 
bergische Tuchmacher dazu ein; dieselbe ward denn auch von Tübin- 
gen , Herrenberg und anderen Städten angenommen ^. 

Die Städtebündnisse vor Allem gaben Gelegenheit zu gemeinschkft^ 
liehen gewerblichen Massregeln. Wir gedenken unter andern des 
Beschlusses der Hansa vom Jahre 147, dass aus keiner Hansestadt 
Tücher vor der völligen Vollendung oder ungefärbt ausgeführt werden 
sollten***), oder einer Verordnung desselben Bundes vom Jahre 1598, 
wodurch der Aufkauf der Wolle durch Fremde und die Ausfuhr durch 
„ungewöhnliche Häfen" untersagt***). Auch die schwäbischen Reichs- 
städte, wie Ulm, Augsburg u. a., vereinigten sich zu solchen Beschlüs- 
sen. 1595 schickten Weber und Wollhändler von Augsburg Deputirte 
nach Ulm, um mit den dort versariimelten Abgeordneten gemeinschaft- 
liche Beschlüsse über Regulirung des Woll- und Garnhandels zu fas- 
sen; ähnlich 1603 und 1613**^). 

Diese dem Mittelalter eigenthümliche freie Form der Vereinigung 
tritt aber gegen Ende desselben immer mehr zurück, um einem au; 
deren centralisirenden Momente Platz zu machen, dem Einflüsse der 
landesherrlichen territorialen Gewalt. 

Schon bei den ersten Bildungen der Zünfte begegnen wir dem 
Einflüsse dieser der freien städtischen Entwicklung feindlichen Macht, 
den Einflüssen, besonders von geistlichen Fürsten. So bilden sich in 
Magdeburg schon um die erste Hälfte des 12. Jahrb. Innungen (Krä- 
mer, Gewandschneider, Schuhmacher) unter der Bestätigung des Erz- 



253) Kloie III. 3. 130 ff. 

254) Pf äff, Gmch. v. EssUngeD. 206. 

265) Uarquard, De jure mercaionim. }. 397. 

266) Ebendas. Lb. 4 c. 6. n. 14. p. 611. 

267) V. Stetten, Gesch. ▼. Augsburg zu den angegebencii Jahren. 



\ 



UMhofc*^). Die Henrsoiiaft in iten SUdteo war danüta aUer Ottm 
in den H&oden eio«r GescBlechtecaristdoratie, iralcbe frtdi mit der 
fürstlichen Gewalt in Gegensatz trat nnd der die Forsten in dea ge- 
schlossenen Zanften Feinde innerhalb des eigenen Lagers schufen. Ea 
wird dies Interesse der Fürsten besonders deutlich, wenn wir sehen^ 
dass sich der Erzbischof von K51n mit den Zünften der Stadt verbündet 
und deren gewerbliche Interessen benutzt, um mit ihnen vereint die 
Geschlechterherrscbaft zu brechen *^'). Die. Bestätigung einer Zunft m 
Basel von Seiten des Bischofs war zugleich ein mit derselben abge- 
schlosstties Schutz- nnd Trutzbündniss gegen Jedermann^, und als 
in Stendal 1345^ die Zünfte über die alte Geschlechterwirthschafit sieg* 
tat, war der Markgraf Ludwig ihr Bundesgenosse, der denn auch die 
neue Verfassung bestätigte '^0. 

Sobald fteilich dieser Sieg erlangt war, trennten sidi die Interessen 
und die Zünfte standen für die Selbstständigkeit der Stadt dem Lan- 
desherm ebenso und noch energischer gegenüber, wie vorher die Ge- 
schlechter. 

Doch hfirt das Recht auf Mitwirkung des Landesherm in gewerb- 
lichen Angelegenheiten besonders im Osten Deutschlands nie gaaz auf, 
in Brandenburg, in Schlesien, in Böhmen und Gestenreich hat sich der 
Fürst der städtischen Macht gegenüber im Besitz wichtiger Berechti- 
gungen zu halten gewusst'^'). Die vielen, meist kleineren Städte 
dieser slavisch- deutschen Länder waren fast durchgängig durch die 
Landesherren angelegt und dadurch in ein viel engeres Verhältniss zu 
demselben gebracht, als die im Westen und Süden Deutschlands*^'); 



258) Wilda, Das Oildewcses im HiUelalter. S. 316. 

259) Der Biacboff hielt der gemeyn Tur, den ril ito swaren inde unrerdrech- 
liehen tnrank, den die acheifen inde die overaien Tan den Rait ind Tan der Stat der 
femeyn bewyseten sndat in tu Dinge ty hadden den anit ind den tiappen, dat la der 
Handel mil den wyn ind Tan den Dofch. — Cölner Chronik S. 2S0. 

260) Und soll man wiaaen, daa wia innen ande ai nns Tnd ansern Oolzhana ge- 
mrwan hant, li hellenen u nnaern ndlben «nde wir innen zu Iren gegen menlidieB* 
Beattlignng der Weberzunft t. 1268, bei Ocha, Gesch. t. Basel I. 392, ebenae in 
den anderen ZunObriefen, wie sie seit 1248 — 1268 an die Teracbiedenen ZAnfte ge- 
geben Tmrden. 

261) Zimmernann, Mirk. SlidtcTerfotsnng. I. 96. 

262) Vgl. Kurs, Der östr. Handel in altern Zeiten, passim. Stentel nnd 
Ttsehoppe, Urk.*S. S. 248ff. — Riedel, Beschreibang der Mark Brandenburg 
im Jahre 1260. II. 363, anch dessen Cedex neTua dipl. Brandenburg., paaai«. — 
Schmidt, Gesch. t. Schweidnits. I. pttsim. 

263) Vgl. Zimmermann, Bntwickl. der mU. StidteTerfassnng. I. 12 IT. Pa- 
laiky, Geach. t. Böhmen. 11. 1. S. 166 ff. Stensel und Tsscheppe, Urk.-S. 179. 
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die Entiriddifillg zur Belelmfreiheit, weM^r dort in der zweiten Httft^ 
des 14. Jtfcfarh. und Anfangs des 15. hat alle Städte gleich nahe waten^ 
ist hier nirgends zum Ziele gdcommen. 

Trotzdem aber, dass z. B. die brandoiburgischeii Markgraftm ttber 
nidit vAbedeatende znsammenliängende Lädderstrecken herrschten, Ist. 
der Begriff einer territorialen Gesetzgebung vollständig nnbekatffit Der 
Forst giebt oder bestätigt Zunftstatuten für emzelne Städte, verleiht. 
einzelnen Privilegien, beschränkt die Rechte anderer, entsdieidet Strei- 
tigkeiten, hat einen Theil an den Einkünften aus Meisterrechtsgebtthren,. 
Strafgeldern u. s. w.; auch in Schlesien, in Oesterreich, der Lai»itz^ 
Böhmen u. s. w. ist in der Begel solche landesherrliche Mitwirkung ia 
Oewerbesachen üblich, in anderen Theilen Deutschlands wenigstens' 
nicht unbekannt, wenn auch nur in einzelnen Fällen vorkommend'^*). 
Allgemeine Gesetze für ein grösseres Territorium, von dessen ober*- 
Bter Hegierung gegeben, kommen in Gewerbesachen weder hier nodt 
dort vor. 

Einzelne Spuren, dass man auch in diesen Dingen sich des terri- 
torialen Zusammenhangs bewusst ist, finden sich jedoch schon aus die- 
ser Zeit. In den zittauer Tuchmacherstatuten aus dem Jahre 1367 
werden Fremde, die in Zittau das Meisterrecht gewinnen wollen, be- 
Yon^ugt, falls sie aus Städten des Königreichs Böhmen sind'^*), und. 
in einem Privilegium der kasseler Gewandschneider wird den hessischen. 
WoUenwebem vor allen andern das Recht zugestanden, auf freien Jahr-^ 
markten Gewand auszuschneiden^^); eine eigentlich territoriale ge- 
werbliche Gesetzgebung aber findet sich aus dieser Zeit nur in dem 
deutschen Ordensstaate in Preussen. Hier mussten Qewerbegesetze des 



264) Me Zmiftbriefe der Baseler Zflofte, z.B. eng der Hitte des 13. Jahrb., 
sind von dem Bischöfe der Stadt ausfeganfen, ebenso die nur gewerbliche Bestim- 
nuDgen enUialtenden Privilegieii der hersfelder Gewandschaeider Ton deoB dortigeü 
Abte, nach Rath und auf Bitten des Raths^ der Schöffen und Borger todi Jahre 1363; 
das der kasseler Gewandachneider Tom Jahre 1402 yom Landgrafen Hermann; daa- 
der Michelsbrflder in Fritzlar von 1416 Tom Ertbischof Yon Mainz u. s. w. (Ochs, 
Gesch. T. Basel. I. 318, 322, 340, 350, 351, 392; Wenk, Hess. Landesgesch. Urk.- 
B. z. 2. Bd. S. 417; Schminck's Beschreibung ▼. Kassel. Beil. YIL; Falken* 
ha In er, Hess. Städte und Stifter. H. 211.) 

265) SS. Rr. Lusatic. Neue Folge I. 8. 109. 

' 266) Ouchensal nyemand keyn gewand snyden den uff fryen Jannargden ~ ar 
enhabe dan den snyd unde ynnunge darheime da er gesessen ist, nsgeschieden die 
WnUanweber uss nnsarn slossen(?), die za den tziten snyden mögen. Wenn das 
Wort siossen nicht fQr Städte, die alle befestigt waren, genommen worden kann, wird 
die Stelle schwerlich zu bogreifen sein. Vgl. Schminck, Beachrolbung t. Kassel, 
Beil. TU. 



124 Zvr GcidücU« l«r iovtfckoi Wolltntadvitrit. 

Hcdmeisters, gewöhnlich zuvor mit den Prilaten, Gebietigorn nnd 

Städten beraüien, im ganzen Lande befolgt werden '^^. Schon 1349 
wird für ganz Preussen eine Verordnung über die Länge der Tücher 
erlassen, per civitates terrae consensu et voluntate domini*^). Aehn- 
lich giebt der Hochmeister 1402 Gesetze für das ganze Land über die 
Vertuschung der Tuche, die zur Verhütimg derselben zu treffenden 
Massregeln, aufzulegenden Strafen und dergleichen'^*). War auch 
den einzelnen Städten das Recht nicht genommen, ihren Innungen Ge- 
setze zu geben und zu bestätigen, so ward dasselbe doch gewöhnlich 
Ton den Rathmannen mit dem Ordenskomthur der Stadt getheilt und 
80 der Zusammenhang der Einzebnteressen mit denjenigen des Landes 
wenigstens theoretisch gewahrt*^®). 

Im übrigen Deutschland tritt eine territoriale Gewerbegesetzgebung 
erst in der zweiten Hälfte des 15. Jahrb. auf. Die fürstliche Macht 
Btösst von dieser Zeit an aller Orten mit der städtischen Einzelherr- 
Bchaft siegreich zusammen; die Scheidung zwischen Land- und Reichs- 
städten fangt an, sich überall durchzusetzen, der städtische^ Rath wird 
in den ersteren eine vom Landesherm eingesetzte Behörde, auf den 
Landesherrn gehen alle die Rechte über, die jener bisher selbstständig 
geübt; die Länder, in welchen diese totale Umgestaltung zuerst in 
ausgedehnterem Umfange eine genügende Unterlage findet, werden ^er 
Mittelpunkt künftiger Entwickelung. Der fürstliche Absolutismus, der 
besonders im 16. Jahrh. immer mehr alle Thätigkeiten des Staats in 
sich vereinigt, verfolgt, was dem Mittelalter durchaus fremd war, in 
allen seinen volkswirthschafüichen Gestaltungen bestimmte allgemeine 
Richtun*gen, auf deren Bildung der Einfluss des im römischen Recht 
hervortretenden Imperatorenstaatsthums unverkennbar wirkt, und als 
Karl V. und seine Nachfolger den Versuch machen, auch , aas Reich 
ebenso zu einem einheitlichen Ganzen umzubilden, wie es den Fürsten 
in den Einzellanden gelungen war, begegnen wir in den Reichsgesetzen 
dieser Aufnahme volkswirthschaftlicher Tendenzen gleicher Weise, wie 
in den fürstlichen Ordnungen für die Territorien. Das Charakteristi- 
sche dieser Tendenzen ruht aber durchgängig in der breiteren Unter- 
lage,^ welche die neue Gewalt durch Wegschaffen der mittelalterlichen 
Sonderrechte mehr oder weniger glücklich zu erringen weiss; wir wer- 
den auf den Inhalt desselben im folgenden Abschnitte zurückkommen. 

267) Vogt VI. 728. 

268) Ebendas. Y. 76. 

269) Bbendu. VI. 318. 

270) Ebendas.-VI. 703. 
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V. 

Oewerbliche Gesetzgebung des Hittelalters. 

Die gewerbliche Gesetzgebung des Mittelalters ist eine sehr umfas- 
sende gewesen. Sie ging überall von Sonderzuständen aus und verbrei- 
tete sich deswegen über eine viel grössere Masse von Einzelheiten, als 
in neuem Gesetzgebungen, denen allgemeine Verhältnisse zu Grunde zu 
liegen pflegen, gewöhnlich ist. Wie in den Gestaltungen des Lebens 
60 herrschte auch in dem Heflex derselben durch die Gesetze die bun- 
teste Mannichfaltigkeit, um so mehr, als eine jucistisch festgestellte 
Scheidung der Dinge, die in das Bereich der öffentlichen Gesetzgebung 
fallen, und derjenigen, welche dem Belieben des Einzelnen nicht ent- 
zogen werden dürfen, nicht bestand. Das Gemeinwesen sowohl als das 
Individuum, jedes *ging in der Ausdehnung seiner Machtvollkommenheit 
80 weit, als es zu gehen vermochte; am allerwenigsten hatte die Theo- 
rie Einfluss auf die Abgränzung der Befugnisse beider. * 

Wir haben schon oben angedeutet, wie sich in dem städtischen 
Bathe von der Zeit an eine sehr bedeutende Macht concentrirte, als er 
durch das Heranziehen von Zunftgenossen anfing, wirklicher Vertreter 
des Gemeinwesens zu sein. Sein OberauMchts- und Gesetzgebungs- 
recht in gewerblichen Angelegenheiten musste durch das Bedürfhiss des 
Öffentlichen Friedens gesteigert werden, je gefährlicher die jetzt in po- 
litisch bedeutenden Genossenschaften vereinigten Gewerke sich dem 
Interesse der ausser ihrem Verband stehenden Consumenten entgegen- 
stellen konnten. Er war die einzige Gewalt, welche das öffentliche 
Wohl mit dem Egoismus der Einzelnen zu versöhnen vermochte, und 
da ihn die Rücksicht auf adlsserhalb der engen städtischen Interessen 
liegende Verhältnisse einengte, so ward diese Gewalt in einem Umfange 
geübt, der ganz wie das viel regierende 17. oder 18. Jahrhundert jede 
Specialität in sein Bereich zog; insofern freilich mit mehr Grund, ab 
die gewerblichen .Massregeln unserer Periode nur auf Lokalverhältnisse, 
die der spätem Zeit aber für ganze Länderstrecken berechnet waren. 

Eine der Hauptsorgen war zuer^, den Producenten so viel wie 
möglich die Arbeit zu sichern. Wir haben Verordnungen, wie die der 
Hansestädte, dass kein Tuch anders als vollständig fertig ausgeführt 
werden solle, schon oben erwähnt; auch wie die Städte das üfitwerben 
der Landweber meist zu unterdrücken suchten. Eine systematische 
Abschliessung gegen fremda Arbeit fand jedoch keineswegs statt; nur 
Tuch, das schlechter war, als das in Aachen gefertigte, sollte dort nicht 
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ausgesdmitten irerden^; imd io Frankfurt sollte ausserhalb der Hes- 
sen nur solches Tuch nidit eingefQhrt werden dürfen, das den frank- 
furter Gewandmachem zu fertigen verboten war *'*). Wie die bessern 
flandrischen Tuche z. B. überall verkauft wurden, haben wir schon ohea 
•flrwiosen. 

Aber auch hiervon sollte der Gevdnn den Einheimischen so viel 
iwie mögUoh gesichert sein; Compagniegesch&fte mit fremden Gewand- 
4ichneidem waren den berliner WoUwebem untersagt, wie Fremden 
ihren Webstuhl zur Benutzung zu überlassen '^').* Ein fritzlarer Ge- 
wandscbneider durfte, damit das Verbot gemeinschaftlicher Geschäfte 
^Dicht umgangen werden könnte, keinen Fremden in seineiqi Hause be- 
.herbergen, der mit Tudi handelte*^*). 

Dagegen sollten auch die einheimischen Gewerke den Consumenten 
.^nügen. Die Scheerer in Begensburg werden verpflichtet. Jedermann 
gutes Tuch zu bereiten; wer es versage, der mu^«3 Pfund Strafe be- 
jnJtden oder er verliert die Hand '^^). Als den WoUwebern zu Soest 
1371 gestattet wurde, fortan allein Futtertuch m machen und zn h&r&r 
tWf werden 3ie audi verpflichtet, so viel zu liefern, als zu Soest g^ 
braucht würde. Ebenso warea sie verpflichtet, alles beyderwant, das 
Jedem 3ürg^ für seinen Bedarf zu fertigen gestattet war, zju k^den 
;iuid auf I dem Qahmen zu recke^ u. s. w. ^'^). 

Dass von Seiten der Stadt den Zünften öfters die zu ihrem Betrieb 
nöthigen Hülfsanstalten errichtet wurden, kann vielleicht eher in Büdc- 
«icfat Auf den finanziellen Vortheil, als mit dem Zweck geschahen sein, 
4ie Gewerbe zu heben. In Ypern, wo die grosse Tuchhalle auf Kosten 
4er geaammten Bürgerschaft errichtet wurde, war dieselbe gew^ ei^ne 
;nieht; geringe lannaBmequeUe; denn fast alle flandrischen Stijdte. hat- 
ten während der Messen eine Anzahl Stände darin besetzt '^^). — In 

271) Urk. z. J. 1406 bei Lünig, Rekhsarehi?, P. Spee. ContlV p. 146011. In 
Ulm glaubte aogtr derRaUi deswegen mit den. Vertrieb der Loden aus dem nahe lie- 

tgenden Soflingen nicht rerbieten zn dftrfen, wie die Tucbmacher feriangten, weil dl« 
«dili|igcr. Leder er WoUe. zn ihren Tachen verarbeiteten, die in dm nicht terwendel 
werden durfte. Jiger a. a. O. S.645. 

272) Böhmer a. a. 0. S. 635. 

273) Ordnung für die berliner Wollweber ron 1296 : Statnimus — quod nuUas 

buffgensis pannos amid eui aliunde Tonientis yenvndare preiumat* Item, qnod 

puUm aliie extra fraternitatem ndelieet — aliunde Tenie^tibua inatrumenta ana con- 
«edat. (Vidicin H. 7.) 

274) SUtuten der Hicbelsbrüder Ton 1387, bei Falken hainer IL 209. 
276) Gemeiner L 381 z. J. 1269. 

276) Sei her tz, Urk.-Buch für Westfeien n.«r.820. 

277) WarnkSnig IL 1. Abth. 8.187. Granaye, Iptotam. 



Skr OMcUihtt dm tetochtB WölbnMnitrft. 127 

Sdmialkaiaeii errichtete der Bath 140S aiM WaBmflUe >'«X » Bssliiir 
gen baute er 1456 ein Fftrbehaus*'*); die Beispiele wären leicht m 
hftnfen; ab6r nur aas einer Urkunde von Frankfurt a. d. Q. gdt her- 
vor, das8 der Rath bei Errichtung des Färbehauses und ()er Walk- 
mflble mehr den Vortheil der Tudunacher, als den unmittelbaren Ge^ 
idnn des städtischen Aerars im Auge hatte ^*^). 

War ein Gewerke zu schwach vertreten oder fehlte es ganz, so 
suchte man es durch Herbeiziehen von Fremden zu begründen oder zu 
verstärken. Wir haben schon oben ausg^hrt, wie besonders Einwan- 
derungen aus den Niederlanden auf die Entwicklung der deutsdien 
Industrie von Einfluss gewesen sind; ob aber die Anzöglmge ans di&- 
san Grunde herbeigezogen worden sind, lässt sich nicht erweisen. Es 
fehlt übrigens nicht an Beispielen, wo die Einwanderungsbegünstigun- 
gen offenbar die Tendenz zeigen, die städtische Industrie zu heben. 
1224 ertheilt die Gräfin Johanna von Fkndem fttr 50 Tuchmacher, die 
fljdi in Gourtray niederlassen würden , leb^islänglidie Freihrit von ge- 
wissen Steuern '^); in Reichenbach sollte ein fremder Meister zu jeder 
Zeit im Jahre angenommen weräen, während Einheimische nur zwi- 
sch^ Weihnacht und Maria Lichtmess Meister werden k(mnten^'); zu 
Esslingen nahm der Bath 1406 Claus Dyel, einen Färber, an; er gab 
ihm einen Platz, wo er sein Handwerk betreiben konnte und befreite 
um auf neun Jahre von aUen Abeabra, wogegen derselbe versprechen 
ttmsste, sein Handwerk beständig zu betreiben. Ebenso zog der Ri^th, 
als er 1435 eine Bleiche errichtet hatte^ einen ulmer\ Bleichermeisfer 
nach Esslingen. Zu derselben Zeit bewog er durdb mancherlei Vergün- 
stigungen,- Vorschüsse und dergl. Barchentweber aus Ufan, Ndrdlingen 



ITS) Wafner, Gesch. von ScfamaUaiMcft S.SSO. 

279) PUff, OcMsh. T»B Bnllisoii 8. 204. 

280) aitdlbttch iw 8to4t Frtnkftifft, RattMbeMbluM Ton lS6i, bei Zinmer« 
B«BB, Mirk. SUdteferi IL iSe. Der Reib, 4er for einiger Zeit den TuchnacherB» 
all aie noch in geringer Anubl geweeen, eine Walknihle errichtel wU n» ein* 
Jihrliche Miethe fon 11 Schock lur Benutiung gegeben hatte, haute 1661, 4a «nter- 
deeaen das Oewerk von Jahr zu Jahr ^genommen, eine nene Walkmühle, die nicht 
wie die alte zugleich Hehlmtkhle und dadurch Anlaea m manchen Beeehwerden iwl- 
acheU Mahlgiaten und Tnchmac^m war. „WieweU,«« fihrt die Urkunde fort» „eU 
eihar Radt, nadriem jnen dieselb MnU fiU gestehen wiU termnge jree peiyameineii» 
Bnchs gut Vttg hotten ten einem Jederen in ferben einen Groschen tnd auch an 
walcken vom Stuck wes zu nemen , so haben sie es doch h^ eim gnannften anff der 
Tuchmacher fleissigs Bitten vorbleyben lassen.^ 

2Ü) Warnkdnig II. 2.Ablh. Dec. 8.189. 

282) Sluniei «. Zsohepp«, Urk.4taimL S,t7Z. 
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^md Biberach, sieb zu EssUngen niederzulassen'*'); und ebenso nahm 
der Bath yon Nürnberg 1488 Weber ans 'Schwaben aof und räumte 
ihnen einen Platz zu Wohnungen ein, um den Barchenthandel dadurch 
nach Ntti^iberg zu brmgen**^). Noch mehr wandte man 1570 daselbst 
auf, um einige Färber und Tuchbereiter aus Antwerpen zu bätimmen, 
sich in Nürnberg niederzulassen. Man liess sie auf Kosten der Stadt 
mit Weib und Kind herkommen, ersetzte ihnen Alles das, was sie in 
Antwerpen hatten zurücklassen müssen, machte ihnen Vorschüsse, baute 
ihnen ein F&rbehaus und zwei Bereitereien, kaufte einen Platz zur 
Aufteilung ihrer Tuchrahmen u. s. w. ^'^). Auf ähnliche Weise unter- 
stützte der Bath von Ulm den Martin Scheler, der die in Italien er* 
lernte Sammetweberei nach seiner Vaterstadt verpflanzte, mit Vorschfls^ 
sen, um die nöthigen Gebäude zu errichten'^). 

* Von demselben Gesichtspunkte, der Stadt die nöthigen Arbeits- 
kräfte zu sichern, war z. B. in dem schweidnitzer Stadtrecht festge- 
setzt, dass jeder Handwerksmann, der in eine Innung treten wollte, 
Bürgen dafür setze, wenigstens ein ganzes Jahr am Handwerk bleiben 
zu wollen ^^. Man begründete zugleich dadurch wenigstens für ein 
Jahr eine gewisse Festigkeit in der Zahl der Producenten, weil die Neu- 
aufnahmen zum Meisterrecht nur in gewissen Zeiten des Jahres gescharr 
hen. Setzte daher ein Tuchmacher in Kuhn einen neuen Webstuhl, so 
musste er mit 3 Mark verbürgen, dass er ihn Jahr und Tag halten 
woUe*'*). Denn dadurch, dass er efben neuen Stuhl setzte, schnitt er 
Andern für ein Jahr die Gelegenheii; ab, einen weitem Stuhl zu be- 
schäftigen, weil auch zur Aufrichtung neuer Stühle bestimmte Zeiten 
festgesetzt waren ^^). Bei andern Beschränkungen der Auswanderungs- 

283) Pfaff, Gesch. von Esslingen S.206. 

284) Roth III. 243. Der Rath mbin 20 Barchentweber auf, wenn sie tach ein 
•chlechtes Y^mSgeD hatten; Jedem wurden daiu 10 Gulden geliehen, die er in leid- 
lichen Fristen wieder betahlen konnte; auf fünf Jahre wurden sie Ton aUen bürger- 
lichen Beschwerden befreit und nach fünf Jahren sollte es ihnen freistehen, wenn sl« 
wollten, ohne Nachsteuer wieder abzuziehen. 

285) Roth III. 232. 

286) Jiger, Ulm S.649. 

287) Sienzol o. Zschoppe, Urk.-Samml. S.623, zum J. 1328. Welch HanU 
werchman, welches Haniwerch her ist« der sine Innuye gewinnen wil, der sal Bur- 
gen setzen und Gewisset tun, daz her ein gantz Jar blibe in der Stet an sime Haut« 
wercke. Geschege «bir das, daz her bie Jares Zeite hinwek zeuge nz der Stat, «a 
diche Sachen so sullen sine Burgen eyne Mark an die Stat geben. 

288) Voigt y. 339. 

289) Reichenbacher Innungsrecht der Wollweber a. a. 0. Wer nicht ein Ge- 
zcowe aeczii zcwischin Wynachlio und uasir Yrowen Xak Lichtewjre, dar sal Js in 
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freiheit scheint man die Hindemisse, welche dem Betrieb der Tuch- 
macherei durch mangelhafte Besetzung eines Hol&gewerks sich ent- 
gegenstellen konnten, im Auge gehabt zu haben. In Pritzwalk durften 
Meister und Gesellen der Walker nicht wegziehen, ausser mit Erlaub- 
niss der ihnen und den Gewandmachern gemeinschaftlichen Gildemei- 
ßter***^. In Flandern endlich, wo den Webern, Scheerem, Walkern 
u. s. w. gewisse Kopfgelder aufgelegt waren, denen sie sich durch Aus- 
wanderung zu entziehen suchten, scheinen finanzielle Gründe vorgewal- 
tet zu haben, als den gent^nten Gewerken zu Ypern 1280 das Weg- 
gehen mit der Androhung verboten wurde, dass sie sonst für immer 
aus Flandern verbannt und ihrer Güter verlustig sein sollten '^'). 

Weniger als das Bedürfuiss von Arbeitskräften, scheint man im 
Innern Deutschland einen Mangel der zur Fabrikation nöthigen Roh- 
stofife verspürt zu haben. Höchstens suchte man den städtischen Pro- 
ducenten ihren Bedarf an Färbestoffen sicher zu stellen; wie einzelne 
Zünfte, so besassen auch manche Städte, z. B. Nürnberg, Magazine, 
die zur Niederlage beliebter Färbestoffe dienten, Waidhäuser. Aus dem 
nürnberger Waidhause durfte keiü Waid abgegeben werden, der inner- 
halb einer Meile von Nürnberg verarbeitet werden würde *•*) ; in Bres- 
lau war den Färbern vom Rathe bewilligt, dass auf den Märkten 
Fremde, die nicht ihres Handwerks wären, Rausch und andere ihnen 
nöthige Stoffe nicht aufkaufen und wegführen sollten '^'). Freilich sind 
diese Ordnungen aus später Zeit; aber auch schon im 14. Jahi*h. auf- 
gezeichnete, alte Gewohnheiten der frankfurter Gewandmacher setzten 
fest, dass keiner der Zunft mehr als ein bestimmtes Mass an Waid auf 
ein Mal kaufen solle, damit keinem Genossen das Nöthige entginge, und 
streng war es ihnen verboten, unter ihrem Namen Einkäufe für Aus- 
serzünftige zu machen'^*). 



dem Jore nicht seczin unde 4or uffe wirkin. Wer Meyttir werdin wil, dor cza aal 
he grifen zcwischin Wynachtin und unsir Vrowen Taf Lichtewye, andira in dem Jare 
nicht. 

290) Riedel« Not. cod. dipl. Brandenb. I. 2. 27. 

291) St. Genoia, Inventaire des chariea des eomtea des Flandrea. No.280. 

292) Roth 111. 241. IT. 234. Waidordnung t. 1683. 

293) Aussage der Firber vor. dem Ralh über ihren Ton demselben gescfafltiten 
Gebranch aus dem Jahre 1562. Klose III. 3.Th. S. 117. 

294) Auch ensal nyman under uns keynen weytkouif machen , dan nff den zweia 
hosen der gepmfeTnnd geschast Ist. — Auch ensal nyman me nemen dan eyn ge« 
secze weydes ; wan eyn konff gemachet wirt ; wer es auch das yman eynen dar seecete, 
der ime den weyd fcouffte, das ime zwey gesecze wurden, der sal nnsem maystern 
ein mark zu hasse geben und nif jedes hus eyn TirteU wynes. — Aach ensil nyman 

VE. 9 

V 
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Dass man auf ihnliebe Weise die Wolle der Prodactiim m 
bestrebt gewesen wäre, dafOr findet sich, was das innere Deatschland 
'betrifft, keine Spur. Es scheint Ueberfluss an inländischer Wolle ge- 
wesen zu sein. Anders war es freilich in den Niederlanden, wo vor- 
zfiglich fremde, besonders englische Wolle verarbeitet ward. Das Be- 
streben, sich dieselbe zu sichern, hat hier Bündnisse ahschliessen und 
Kriege entstehen lassen; mit nichts mehr konnten die englischen Kö- 
nige die flandrischen Städte an sich schliessen, als mit der Bewilligong 
eines Wollstapels, durch nichts leichter sie von den Franzosen wegzie- 
hen, als durch die Entziehung der Wollzufuhr *^^) ; im übrigen Deutsch- 
land konnte die Frage von der. Wollausfuhr erst von Bedeutung wer- 
den, als sie von den volkswirthschaftlichen Tendenzen der Territorial- 
fürsten in ihren Bereich gezogen wurde. Vollständig unbdcannt war 
dem Mittelalter ein Zollsystem zur Begünstigung der Einfuhr oder Be- 
schränkung der Ausfuhr von Rohstoffen, oder Schutzzölle zur Beförde- 
rung der Industrie eines Landes. W^ollte eine Stadt fremde Tuche von 
ihrem Markt ausschliessen (und wir haben gesehen, dass Derartiges 
nur in sehr geringer Ausdehnung zu geschehen pflegte), so verbot sie 
einfach die Einfuhr. Die Zölle auf eingeführte Waaren waren nur Fi- 
nanzquelle; sie lagen in derselben Weise auf der Ausfuhr, ohne dass 
wir irgend eine Bevorzugung der einheimischen Industrie bemerken 
könnten ''^). Man legte sie zuweilen gradezu in der Absicht auf, eine 
Ausgleichung zwischen den eingeführten fremden Waaren und der ein- 
heimischen besteuerten Fabrikation eintreten zu lassen, wie von diesem 
Gesichtspunkte der Rath von Ulm auf die Klage der ulmer Grautucher, 



nnder uns, der unser zunft haf, keyn gesecze weydes Tirkouffen keiDem uznanne. — 
Bdbmer a. a. 0. I. 637. 

295) Corpus Chronic. Flandriae I. 210. Clironicon coniitum Flandr. Inter regem 

Frandae et regem Angliae dissentionis materia exorta est. Ex hoc sequuntvr 

diffidentiae, clauduntur passus, mercantiae deficiunt per terram et per maria, depau- 
peranlur viciniae et Flandriae praecipue, quae de mercanliia et beneficiis lanamm, 
sife de lanificio est solila sustentari. Tunc fidissetu textorea, fullonea et tfnctores 
et alios artificea gregatim panem auum per Flandriam mendicando querere. — Rex 
Franciae quaerebat et procurabat, quod Flandrenses sibi assislerent contra regem 
Angliae in hac guerra, sed finaliter, licet comes Ludoricua niterelur iD contrarium, 
communitates tarnen elegerunt praestare favorem Anglicis, pro babendis lania et mer- 

calaris alüa ab Anglia. Sic solus comes cum paucia nobilibus favebat regi 

Franciae. — Eine ungewöbnlich farbreiche Stelle in einer miUMalterlichen Chronik. 
Man siebt, wie diese Handels Verhältnisse hier fn das innerste Volksleben eingrilfen. 

296) Wir führen statt gehäufter Beispiele nur den Abschnitt de Ungelto cititatia 
im prager SUtutarrecht an. R 9 s s 1 e r a. a. 0. S. 1 ff. Vgl. auch J ä g e r , Ulm S. 969 ff. 
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sie iDüssten von jedem Stück Tuch 3 Denare Zoll geben, während die 
Loden des benachbarten Söflingen. frei eingingen, auf jedes Tuch von 
da, das durch das Stadtgebiet geführt oder in demselben geheftet, ge- 
färbt und abgeladen werde, einen Böhmisch Zoll legte ^^). 

Dagegen war schon im frühen Mittelalter, und durch unsere ganze 
Periode hindurch, die Sorge des Raths auf einen Gegenstand gerichtet, 
den man heute zu Tage vollständig der freien Goncurrenz und der Ver- 
breitung naturwissenschaftlicher Kenntnisse überlassen hat, auf die Tüdi- 
tigkeit und Vollkommenheit des gewerblichen Erzeugnisses. Der Rath 
galt als Vertreter dieses für den Verkehr der Stadt wichtigsten Inter- 
esses nach Aussen. A n de n Rath wendeten sich 1457 englische Eauf- 
(teute, als sie Beschwercl e Üb6f Fuhlei d^gj ' b^paKSclS^ 
WonMli *")rfl6r RatB von ü8tt!uigen wai es, den der lübeckei: äütfbf- 
derte,' strengere Aufsicht über die dort gefertigten Tuche zu führen^ 
weil viele Klagen kämen, als seien dieselben zu kurz, besonders von 
Kaufleuten, welche dieselben nach Russland führten ^^). Denn obgleich 
die Handwerke, wie es manchmal in den Zunftstatuten heisst, ihre Ehre 
darein setzen sollten, tüchtige Fabrikate zu liefern'^), so scheint das 
doch nach dem Bild, welches wir aus der Unsumme vorbeugender Ver- 
bote in den Statuten der Zünfte gewinnen, nur durch die kleinlichste 
Aufeicht und strenge Strafen erreicht worden zu sein. Was sollen wir 
von der Zuverlässigkeit der Einzelnen denken, wenn wir in den Zunft- 
ordnungen Bestimmungen begegnen, wie, dass man den, dem Wolle zu 
verspinnen gegeben werde, wenn er das Garn nicht abliefere, pfänden 
solle***); oder, dass von Weibern oder Kindern oder Arbeitern eines 
Meisters keine Wolle oder WoUengam gekauft werden solle ^^) ; oder, 
Niemand solle auf gefärbte Wolle, auf gefärbtes Garn oder nicht voll- 
endetes Tuch etwas leihen ; solche Pfänder müssten zurückgegeben wer- 
den, wenn sie nicht etwa dem Verpfander zu eigen gehörten '^'). Um 
dergleichen Veruntreuungen zu verhüten, war in Ulm namentlich den 
Juden verboten, auf Wolle, Garn u. s. w. Andern als den Eigenthümem 



297) Jiger S.6I6. 

298) St&?e, Geicb. des westfiL Handels im Hitkelaller bei Wigand, Archff 
fOr die Gescliidite Westfalens I. 4. Heft S. 4. 

299) Sartoriusj Gesch. der deuUchen Hansa II. 444 Note 21. 

300) Tttchmacherordnung von Schweidnits: Schmidt, Gesch. TOn Schweidnitz 
I. 67. 

301) Tucbmacberordnung Ton Zittan: SS. Br. Lasat I. Neue Folge S.199. 
302} Innungsrecbt der reichenbacher Wollweber a. a. 0. 

303) SUtttten der frankfurter Gewandmacher, Bdhmer I. 636. 
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etwas zu leihen'®^), und in Berlin überhaupt den Tuchmachern unter- 
sagt, bei Juden Garn zu kaufen •^•). 

Der Credit im Handel und Wandel war so gering, dass selbst die 
Aufsicht und Einwirkung des Raths ihn nicht sichern konnte. Denn 
wozu sonst Privilegien, wie das, welches König Ludwig der Baier 1323 
der Stadt Dinkelsbühl gab, dass ihre Tücher, wenn sie einmal mit dem 
Stadtmass gemessen wären, an andern Orten nicht mehr nachgemessen 
werden sollten'®*)? 

Und doch war die Aufsicht über die Fabrikation aller Orten in 
einer Weise durchgeführt, die uns kaum begreiflich erscheint. Soge- 
nannte Schauer, gewöhnlich von den Zünften erwählt und von dem Rath 
in Eid und Pflicht genommen ^^^) , controlirten dieselbe vom Einkauf 
der Wolle bis zum Verkauf des Tuches. Sie hatten von Zeit zu Zeit 
umzugehen, in Esslingen alle 14 Tage*®*), um die Arbeiten der Wol- 
lenschläger, Streicherinnen, Kämmerinnen u. s. w. zu beschauen'^). 
Von dem Zunftmeister konnten sie zu jeder Zeit umhergeschickt wer- 
den. In Prag war es ihnen gestattet, in jedes Haus sich zu begeben, 
»ir hantwerk vnd der stat err ze beworen« ; doch sollten sie zuvor den 
Frohnboten schicken, und nur wenn sie ihn nicht haben könnten, allein 
in dem Hause nach dem »walsch oder uuflat an irm hantwerk« suchen; 
hätten sie es gefunden, dann sollten sie wieder nach des Richters Bo- 
ten schicken ; käme er nicht, dann dürften sie allein, ohne irgend Eines 
Widerrede, die Waare nehmen und vor den Richter bringen •'®). In 
Reichenberg sollten die Meister ebenfalls wandelbar Tuch suchen, wo 
sie es fänden, an Rahmen, in Häusern, überhaupt wo den Meistern 
davon angezeigt würde'"). 

Vor Allem sollte nur tüchtige WoUe verwebt werden; um die Käa- 



304) JSger S.634. Ordnung r. J. 1425. 

305) ProhibemuB, ne aliquis erga Jndaeos fila sibi audeat comparare (Fidicin 
a. a. 0. II. 7). 

306) Lflnig, Reichsarchiv, Pars Spec. ContlY S.457. 

307) So heisat ea s. B. im Stadtbuch Ton Köln a. d. Spree : Dat synt dry dy hei- 
len dy mensuratores , proprie dy telre, in der want meker werk, wen ay darthu ge- 
koren werden yan oren medewerck gnoten, so muten sy komen vor deme rade unde 
dfin eyn sodann Juramcnl u.s.w. (Fidicin 1. 6). InEaslingen werden die Schaner 
von dem Zunflmeiater und den beiden Ausschasaen der Zweier und Zwölfer yereinigt 
gewählt. Pfaff a. a. 0. S.203. 

308)Pfaff a. a. 0- S.204. 

309) Pfaff, (Qesch. von Stuttgart I. 294. 

310) Rössler a. a. 0. S.58. 

311) Stenzel u. Zachoppe, Ürk.-Samml. S.674. 
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fer sicher zu stellen, finden wir im 15. Jahrb. zu Nürnberg zwei vonr 
Rath beeidigte Wollenschauer, die bei Streitigkeiten, wenn die Wolle 
nicht sauber gewaschen oder nass oder sonst in schlechtem JZostand sei» 
zwischen Käufern und Verkäufern entscheiden sollten *'*). um das 
Einmischen schlechter Wolle zu verhüten, ward 1259 in Begensbui^ 
den .Schwarz- und den Waidfärbem, auch den WoUschlägem verboten, 
kein Rinderhaar, kein Streichhaar, kein falsches Haar u. s. w., auch 
keine ungarische oder sonst böse Wolle zum Verweben vorzuberei- 
ten""); in Ulm war verboten, ländische Rauf- oder EürschnerwoUe zu 
den Loden zu nehmen''^); in Esslingen sollte kein Tuch aus lauter 
Raufwolle, sondern wenigstens zur Hälfte aus ScheerwoUe'*^); in Rei- 
chenbach kein Tuch aus »Pfyphelem«, ausser auf ausdrückliche Bestel- 
lung, und kein Färbetuch aus brauner Wolle gemacht werden '^^). Be- 
sonders häufig finden wir die Verwendung der Flocken (vielleicht Rauf- 
wolle?) zu Tüchern untersagt '^^i ^^^^ ^^^ Leinengarn in die Woll- 
tücher gemischt werde "^^). 

Für einzelne Tuchgattungen waren ausdrücklich di'e Wollen vorge- 
schrieben, welche allein verwandt werden durften. So sollte in Nürn- 
berg kein »gekarten Tuch« anders als von flämischer Wolle "^), und in 
Soest sollte das »cruswant« von rheinischer Lammwolle, das schlechte 
und das »dryl« aus zwei Theilen inländischer Lammwolle und einem 
Theil »scharwullen« gemacht werden''®). 

Kein esslinger Tuchmacher sollte gekämmte Wolle oder gestrichene 
Wolle oder Hai^dgam kaufen, ohne Erlaubniss der Schauer '*^). 

Jede Stadt hatte für ihre Tuche eine bestimmte Länge und Breite 



312) Roth IV. 231. 

313) Gemeiner I. 381. 

314) Jiger S. 646. 
316) Pfaff S.204. 

316) Stenzel u. Zschoppe S.574. 

317) Prohibemug, quod uUtts pannos facUt de aliqua fakitate lanae tel flockeD. 
Ordnung für die berliner Wollweber bei Fidicin IL 7. Vgl. Ordnung für die Tuch- 
macher fon Zittau a. a. 0. Ordnung der frankfurter Gewandmadier a. a. 0. Wo 
man eyn duch findet mit lytzen, daz da wurde gemacht mit achroden (Abfallen) adir 
Yon dromen (zusammenhängend mit Trumm, also ähnlicher Bedeutung) adir Ton plo- 
cken — das duch aal sin verlorn u. s. w. Reichenbacher Innungsordnung a. a. 0. 

318) Gewandmacherstatuten Ton Frankfurt a. a. 0. ZitUuer Tuchmacherordnong 
a. a. 0. Reicbenbacher Innuiigsrecbt a. a. 0. 

319) Roth III. 231. Rathsordnung t. 1360. 

320) WillkOr des Rathg t. J. 1371. Seibertx, Urk.-Buch für West£ilen 11. 
Hr. 820. 

321) Pfaff, CStach. von Esslingen S.205. 
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festgesetzt; in Zittau sollte jedes Tuch S4, in Nfirnberg das gdounMe 
Tuch 32 Ellen lang und 2 breit sein '*'). Auch die Anzahl der Ket- 
tenfaden ui^d die Länge der EinscUagfitden war bestimmt. So sollte 
in Ulm jeder Lode 960 Zettelf&den haben, auf zwei solle es jedodi> 
nicht ankommen; die Länge dieser Fäden solle 62 Ellen sein; am Rah- 
men sollten dieselben 61, an der Schau 60 Ellen haben. Im Webatohl 
sollten sie 2V2 Ellen und an der Schau 1 Vi £llen breit sein '''). Aehn- 
liehe noch genauere Bestimmungen enthält die Tuchmacherordnung von 
Stuttgart''^), mancherlei auch die von Reichenbach aus dem Jahre 
1356 "*). 

Weiter verboten war den Tuchmachern, ihre Gewebe nicht in der 
Mitte schlechter zu machen, als am Anfang und am Ende; ein Zittauer 
sollte ein solches Tuch nicht in »selbiger Stadt« verkaufen dQrfen, 
und ein Weber zu Tülle, der solche Arbeit lieferte, hatte allen Schaden 
allein zu tragen''^). Auch nicht zu dünn sollten die Tuche gemadit 
werden '*0- 

Das Weben ward durch den regelmässigen Umgang der Schauer 
fortwährend controlirt; besonders hatten sie auch darauf zu sehen, dass 
nicht bei Licht gearbeitet wurde''®). Kein Tuch durfte ungeschaut 
von den Rahmen genommen werden ''^) ; weder gewalkt, noch gekardet, 
noch gewässert durfte es werden, bevor es die Schauer geprüft "®). In 
Ulm durften nur die besten Tücher gefärbt, genetzt und geschoren 
werden'"). 

Darüber entschied das CoUegium der Schauer, wie es in Ulm hiess, 
das Schaugericht. Es bestand gegen Ende des 15. Jahrb. aus zwei 
Weban, einem Tuchscheerer und einem Färber, 1509 kam noch ein 
Loderer hinzu "*). Sie hatten vorerst Länge und Breite der Tuche zu 

322) Tachmacherordn. für ZitUu a.a.O. Roth III. 231. Die Beispiele liesaen 
sich in's Unendliche häufen. 

323) >Sger S. 646 ff. 

324) Ffaff I. 2d4 NoU22. 

325) Wer smelir acherit zea eyme Verbe-Tuche wenne vyr unde Tirzcik Genf e, 
der besairs. 

326) Hormayr, Gesch. Ton Wien V. 3. Urk.162 z. J. 1383. 

327) Zittauer Tuchvacherordnung a. a. 0. 

328) Statuten der frankfurter G^wandmacher. Reichenbacher Innungarecht der 
Wollweber. Ordnung für die schweidnitzer Tuchmacher: Schmidti Geachichte TOn 
Schweidnitz I. 67. 

329) Tuchmacherordnong fikr Stuttgart S. Pfaff, Gesch. ron Stuttgart I. 294. 

330) Tuchmacherordnung für-BssIingen. Statuten der frankfurter Gewandmacher. 

331) Jiger, Ulm S.647. 
332)Sbendas. S. 642. 647. 
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mitersachfln; war das Tach nicht lang genug, es darch einen Schnitt 
zn bezeichnen; es durfte dann nur nach der Elle yerkauft werden. 
Schlechte Loden sollten kein Zeichen erhalten, 1 — 3 Schnitte hinein- 
gemacht und fttr jeden Sdinitt 10 ß Heller bezahlt werden. Ganz un- 
tüchtiges Tuch solle dem Loderer »über den Rücken gerissen« werden; 
mittelgute Tücher mit einem Siegel, ganz gute mit zwei Siegeln be- 
zeichnet werden "'). In Stuttgart sollten geringe Tücher mit ein^n 
kleinen, mittlere mit einem grossen, Eemtücher mit einem Doppelsie- 
gel versehen werden. Auch in Esslingen waren drei verschiedene Sie- 
gel gebräuchlich. 

In ganz Preussen durfte nach einer Ordnung von 1405 kein Tuch 
yerkauft werden ohne Zeichen und Si^el .•**), gewöhnlich wohl, wie in 
der kalmer Tuchmacherordnung (zweite Haift;e des 14. Jahrh.) bestimmt 
wird, em Blei mit dem Stadtzeichen "*). In Soest ward 1260 das Stadt- 
siegel , mit welchem seither idie gut befundenen Tuche bezeichnet wor- 
den waren, einer Commission von vier WoUwebem anvertraut, die künf- 
tighin die Aufsicht über die Tuche übernahmen •*•). 

Damit man bei jedem einzelnen Tuche wissen kOnne, an wen man 
sich zu halten habe, war für jeden Tuchmacher ein besonderes Zeichen 
festgesetzt, wie es scheint, um in die Tuche eingewebt zu werden. Nur" 
mit Wissen und Willen der Zunft sollte er es ändern ^^). 

Damit die Schau nicht umgangen werden könnte, war es zu Ess* 
lingen Jedermann verboten, unbereitetes oder unbesichtigtes Tuch zu 
kaufen. Die Aufisicht darauf erstreckte sich namentlich auf die Ge- 
wandhäuser. Was die aadiener Zunftmeister auf den Ausschnitthäusem 
finden würden von aachener Tuch, das nicht mit dem rechte Siegd 
gezeichnet sei, darüber sollten sie richten nach ihrer Gewohnheit "•). 

Neben den Webern wurden namentlich die Färber streng beauf- 
sichtigt; man sollte nicht mit schlechten Farben färben, nicht mit Lohe 
und Lohewasser »*•), nicht mit »byntfarwe« •*^, nicht mit »Attichtbee- 
ren« •**) u. s. w. Eine Ordnung für die berliner Wollweber von 1295 

333) Ebenda«. S. 646 ff. 

331) Voigt, PreiMseDS 6«sch. VI. 818. 

335) Rbendat. V. 339. 

386) Saibertz, Ur)(.-Bach fflr Wesifaleii I. 316. 

337) Schmidt, Oeadi. von Scbweidnitz I. 67. 

338) Lflnig, Reicbsarchhr, Fan Spec. ContIV. Th.l S. 1450. 

338) Raichenbacher Irniungarecht dar WoHvMbar a. a. O. Willkikr lir die talmcr 
Tttdinachar. Voigt Y. 339. 

340) Stataton der frankfnrtar Oewandmaeher a. a. O. 

341) OrdBoog fftr dia brcslaocr Firbar v. J. 1468. Kloie lU. 8. 117. 
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hat Einzelheiten darüber, die auf eine gewisse Ansblldiing des tedini- 
sehen Betriebs schliessen lassen. Man scheint Kenntniss von der ver- 
schiedenen Bereitung in der Küpe und im Kessel gehabt zu haben '^'). 
Die technischen Fortschritte aber stehen unter dem Schutz obrigkeitr 
lieber Ordnungen. 

Die Strafen für die Uebertreter der Zunftordnungen bestanden ge- 
wöhnlich in Geldstrafen, mit denen öftei*s das Verbot, das Handwerk 
eine Zeit lang zu betreiben, verbunden war. Falsches Gewand solle 
man verbrennen, besonders Flockengewand; wer es verfertigt, der soll 
sein Handwerk nicht üben Jahr und Tag'^'); ausserdem soll er in 
Zittau 1 Schock prager Pfenninge bezahlen und ehe er das bezahlt hat, 
nicht zum Wiederbetrieb zugelassen werden; wer bei ihm arbeiten 
liesse, der solle 5 ß Heller prager Münze bezahlen. Im zweiten Bc- 
tretungsfalle soll er ebenso bestraft, im dritten für immer in seiner 
Stadt aus dem Handwerk gestossen werden'^). Strenger noch war 
man in Kulm. Wo man ein falsches Gewand findet, soll man es ver- 
brennen; wer es verfertigt, zahlt 3 Mark und er darf zu Kulm kein 
Gewand mehr bereiten; der Stuhl, auf dem falsches Tuch gefertigt 
worden ist, soll verbrannt werden'**). Da nun eine hochmeisterliche 
Ordnung von 1402 bestimmte, dass diejenigen, welche aus ihrer Stadt 
entwichen seien wegen Verfertigung von falschem Gewand, ihr Hand- 
werk nirgends anders mehr betreiben sollten'*^), so war einem Fäi- 
sdier der fernere Betrieb völlig unmöglich gemacht Auch in Aachen 
sollte deijenige, der falsches Tuch gemacht, aus der Zunft ausgesdilos- 
sen werden für immer; sein Hab und Gut sollte mit Beschlag bel^ 
und zwischen dem Meyer und den Werkleuten des Wollenamtes getheilt 
werden. Nur über seinen Leib sollte man nicht richten ^*^). Eine noch 
strengere Strafe, die jedoch 1367 mit der schon angeführten milderen 
vertauscht wurde, war vorher in Zittau auf die Fälschung der Tuche 
gesetzt worden. Wer falsches Gewand gemacht, den solle man in das- 
selbe winden und mit demselben verbrennen. Es war jedoch nicht zur 
Ausführung gekommen, denn die Tuchmacher hatten diejenigen ihrer 



342) SUluimus, quod omne genug fiUminis, quod Bemel inliBclum est iocupa, 
po8t hec ad cildiriam non debeat deporUri, cxcepto filamine stripaUco. Fidicin 
II. 7. 

343) Reicheobacher Innmigsrecht der Wollweber a. a. 0. 

344) OrdnaDg fftr die liitauer-Tiiehiiiacher a. a. 0. 

345) Willkür der kulmer Tuchmacher a. a. 0. 

346) Voigt a. a. 0. VI. 318. 

317) La Big, Reichsarchi?, Pars Spec. Coiit IV. Th.l S.1460. 
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Cfenossen, bd denen sie falsches Tach gefunden, dem Bath nieht an- 
gezeigt»*»). 

um die Wirkungen der städtischen Axt&icht für den gaten Ruf 
der Waare auswärts nicht verloren gehen zu lassen , war z. B. zu Bei- 
dienbach festgesetzt, dass kein Wollweber von da in Görlitz, Zittau 
und Bautzen andere als reichenbacher Tuche feil haben dflrfe'**); die 
essiinger Tuchmacher sollen ihre Waaren stets von fremden getrennt 
feil halten; wenn sie nach Zurzach auf die Messe ziehen, sollen sie 
ihre Waaren in einem eigenen Hause auslegen, keine auswsMigcn da- 
neben. 

In die Zunftordnungen wurden auch häufig Lohnbestimmungen 
aufgenommen, sowohl Gesellenlöhne, als auch das, was die Meister 
zu nehmen berechtigt waren. Zuweilen freilich sind es bloss Ver- 
einigungen der Meister unter einander, die umzuändern oder auf- 
zuheben vollständig in deren Macht steht. Der Art sind die Lohn- 
bestimmungen, welche in den Statuten der frankfurter Gewandma- 
cher von 1355 enthalten sind, obwohl sie, als von Alters hergebracht, 
ziemlich stabil gewesen sein mögen '»^). Auch Bestimmungen, wie 
eine pritzwalker Urkunde aus dem 15. Jahrhundert über Knappenlohn 
enthält, scheinen aus einer Uebereinkunft der Meister unter sich her- 
vorgegangen zu sein'»'), vielleicht, durch eine Vereinigung der Knap^ 
pen unter einander erz^'ungen, wie es, jedoch ohne Erfolg, um 1453 
in Schweidnitz versucht worden war»^^). Wir finden aber auch, dass 
soldie Lohntaxen integrirende Theile von Statuten sind, die unter 
Mitwirkung der städtischen Behörden entstanden sind, sogar von diesen 
allein ausgehen. Der ersteren Art sind die zahlreichen Lohnbestim- 
mungen in dem Innungsrechte der reichenbacher Wollweber, es gehö- 
ren femer dahinr die Bestimmungen über den Tucbmacherlohn , über 
welche der Komthur des deutschen Ordens in Kulm, die Rathmannen 
imd Meister daselbst sich geeinigt haben , dass sie fest bleiben sollen 
ein Jahr wie das andere»^»), diejenigen, welche die Tuchmacherord- 
nung von Stuttgart enthalt»»^), und die ausführlicheren der essiinger 

348) Chronik des Johannes ron Guben, SS. Rr. Lusal. Neue Folge. 1. Bd. S. 27. 

S49) Riedel, Not. cod. dipl. Brandenb. I. 2. p.35. 

350) Bs beisst In denselben ausdrAcklieh: Auch ban wir die geironbeii von older« 
das wir finden mögen, das unserm hanlwerk nuczlich sy, das ^ir das hohen und nid* 
dorn nogin, daz dem gericht adir dem rade nicht xugeherit. 

361) Riedel I. 2. p.35. 

352) Schmidt, Gesch. von Schweidnits I. 188. 

353) Willkür des Tuchmachergewerks in Kulm a. a. 0. 

354) Pf äff, Gesch. von Stuttgart I. 291. 
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Statateo. Und aadi floldie finden 8idi, £e ganz alleia vom Rathe 
ausgehen, wie z. B. eine Willkflr des Baths von Soest vom Jahre 1371 
Ober die Anfertigung von WolItOchem verschiedene Bestimmungen über 
Lohnverhaltnisse der Wollweber enthalt '^*), eine vom ulmer Bath aii&* 
gehende Ordnung bestimmte 1429 den Lohn der Karter '^), in dena 
Landbuche des Fflrstenthums Breslau aus der Mitte des 14. Jahrli. 
finden sich Gesetze Ober die Lohnverhältnisse der Tuchscheerer '^^), und 
die Walker von Lejden, welche mit ihrem Lohne unzufrieden waren, 
hiess der Graf von Holland 1391 sich mit dem zu begnügen, was ih- 
nen das Gericht der Stadt zuerkennen würde ^®). Die Arbeiterldhne, 
die nach unseren Anschauungen als etwas Schwankendes, sich nach 
Bedarf, Angebot und Fähigkeit des Arbeiters Sichtendes betrachtet 
werden, erscheinen uns nach Allem diesen nicht nur fixirt, sondern 
auch für längere Zeit fixirt, und zwar häufig durch eine von Arbeitern 
und Arbeitgebern unabhängige Behörde; die Ideale mancher moderner 
Sodalisten liätten demnach in der Wirklichkeit ihren Bestand schon 
gehabt. Wir werden finden, dass die territoriale Gesetzgebung des im 
16. Jahrh. sich entwickelnden bureaukratischen Staats die Voi^äoge 
des Mittelalters in dieser Beziehung nicht verlassen hat 

VI. 

Anfänge der territorialen Gesetzgebung. 

Der Beruf der landesherrlichen Macht im 16. Jahrh. , eine neue 
Staatsordnung zu gründen, war dadurch gegeben, dass die Grundpfeiler 
des mittelalterlichen öffentlichen Lebens, die Stäpde, gebrochen waren 
und sich im gegenseitigen Zerstörungskampfe aufgerieben hatten. Es war 
aber nicht blos die Aufgabe der neu auftretenden Staatsgewalt, die Yer^ 
hältnisse grösserer Ländercomplexe, wie sie sich um diese Zeit aus den 
Trflmmem des mittelalterlichen Lehnstaats zu bilden begannen, in ein- 
heitliche Formen zu bringen, sondern es mussten auch die aus einander 
gehenden Interessen der verschiedenen Glieder der neuen Gesellschaft, 
deren Autonomie verloren oder auf einen Schein zurückgeführt war, unter 
einander ausgeglichen werden. Dieses Ziel wurde dadurch erreicht, dass 
man den gesammten Staat unter absolutistisch -patriarchalischen Ver- 
waltungsformen in einer grossen Gesammtwirthschaft vereinigte. 

355) Stibartz i. •. 0. II. Nr. 820. 

356) Jäger a. a. 0. S.641. 

357) Stenzel o. Tzschoppe a. a. 0. S. 194. 
368) Hlndfeslen ton Leyden I. 377. 



Star OücUdito te IwlMheB WdknblMtrf«. 189 

In der Periode, die irir zu schildern haben, vom Beginn des 16. 
bis in die Mitte des 17. Jahrh. und darüber hinaus, fängt der Staat 
an , sich diese Aufgabe klar zu machen. E jfu volla^n djgftg RfRtim^ ^ie 
wir es nach dieser Zeit in allen seinen Massre^eljl-fiPdPM i ■ hat.,aich Jn 
voAkswirthscha ftlichen Dingen noch nicht gebildet; wir finden nur die 
Anlange dazu; aie J^'acforen, auf welcjien das frohere Leben beruhte, 
sind unfähig, eine Neugestaltung aus sich selbst möglich zu machen, 
und bilden als Trümmer Hindemisse, welche weggeschafft werden müssen, 
bevor ein anderer Bau nach neuen Begeln begonnen werden kann; der 
junge Staat hat seine Macht noch nicht vollständig begriffen; seine 
Massregeln sind in vielen Dingen dem Inhalt nach von denen der 
städtischen Gewerbepolitik des Mittelalters nur wenig verschieden; die 
Form allein ist verändert, und erst nach und nach gestaltet die neue 
Form auch den überlieferten Inhalt um. 

Die Kraft der Zünfte ist zwar durchgehends gebrochen, ihre poli- 
tische Bedeutung ist ihnen genommen, der stadtische Kath, früher 
eine unter ihrer Mitwirkung constituirte Behörde und ihnen verant- 
wortlich, wird von dem Landesherm eingesetzt und regiert in seinem 
Namen ; er bedarf seiner Zustimmung in allen wichtigem Angelegen-^ 
heiten, seine Verantwortlichkeit gegen die Gemeinde wird immer mehr 
ein Schein; an die Stelle derselben tritt eine immer ausgedehntere Be- 
aufsichtigung durch landesherrliche Commissarien ^^*). Die Zünfte sind 
djirch ji ff p Um wandlung v oJ]fi^^Tjj^^g 4p,p Sfjiftt untergeben. In Branden- 
bürg^ward^cfion 1 541 eingeschärft , dass Zunftbriefe nur unter dem 
Vorbehalt gegeben wären, dass es der Obrigkeit frei stehe, dieselben 
nach Gelegenheit der Zeiten zu ändern , zu erklären , zu vermehren 
und zu vermindern, dass dieselbe durch die Gerichtsbarkeit, welche 
sie ausübe, auch das Recht hätte, bei Gelegenheit der Gewerksstrafen 
einzuschreiten, und nach Gebühr und Ordnung zu sehen, damit nie- 
mand bedrückt werde '^). Eine solche Oberaufsicht und Einwirkung 
des Baths in Gewerbesachen war nun freilich, wie wir gesehen haben, 
auch im Mittelalter durchgängig behauptet, und selbst in Städten zünf- 
tigen Regiments, wie z.B. in Uhn, sehr bedeutend geltend gemacht 
worden. Dass sie aber ganz anderer Art werden musste, wenn der 
Bath landesherrlicher Beamter ward und vorzüglich aus litteratis und 
Juristen zusammengesetzt werden sollte'^')? braucht kaum ausgeführt 

959) Vgl. dirGber Zimmernann, EntwicMimr der mirk. SUdleferfaasung 
UI. 3 ff. ) 

360) Ebenda». III. 140. 

361) Ebenda«. UI. 13. 
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zu werden. Vor Allem ward die Gerichtsbaikeit der ZOnfte beschrftukt 
Kein Meister oder Geselle sollte sich unterfangen, hiess es in dem be- 
rührten Edict von 1541, unter dem Schein einer Innungsstrafe seine 
Mitmeister, oder Gesellen zu verfolgen, sie aufzutreiben, vor die In- 
nungslade zu fordern und im Fall des Ausbleibens für unredlich m, 
erklären. Wer gegen einen Meister oder Gesellen seines Gewerks Be- 
schuldigungen anbringen wollte, sollte es bei dei Obrigkeit des An- 
geklagten thun. Ueber alle Gewerksstreitigkeiten sollten die Rathsleute 
unter Appellation an den Kurfürsten richten u. s. w.'^'). Auch die 
Beichspolizeiordnung von 1577 setzt im Tit. 38 §. 4 fest, dass alle Hand- 
werksangelegenheiten von der Obrigkeit ausgetragen werden sollten**'). 
War aber so das selbständige Leben der mittelalterlidicn Zünfte 
an seiner Wurzel angegriffen, so blieb ihnen noch während unserer 
Periode ihre ganze gewer bliche B edeutung. Noch immer ist der Ge- 
werbebetileb an die Städte gebunäen ***)," und noch hat man nicht ver- 
1 /L^; sucht, die Vorrechte der Zünfte durch Ck)ncessionen an Ausserzünftige 



J^t'.' 



^ 






jl'' 



zu brechen'*^); nur leise Spuren kommen vor, dass der Landesherr 
sich dieses Recht zuschrieb '^^). Vielmehr geht das Streben der neuen 
Gesetzgebung dahin, d^ Gewerbebetrieb den Zünften so viel wie möglich 
zu erhalten und sie zu Trägem einer territorialen Fabrikation zu 



3S2) Fidicin, Hist.-dipl. Beiträge. 

363) Ortloff, Recht der Handwerker 143. 

364) Rurf. Brand enburg^sches Ausschreiben wieder das Brauen, auch Vorkcuffcr 
und Handwergker aufm Lande vom Jahre 1549| bei Hylius IV. 4. S.U. — Lftades* 
Ordnung im Sternberg'schen Krejae too 1663: ao tollen auch aonslen im . Weidiblldl 
Droaaen keine Händwerck gestaltet werden. (Mjrlius V. 1. S. 49.) Aehnliche Ver- 
ordnungen in Kursachsen 1482, 1555, 1609, 1681. Cod. August 1. 8, 66, 182, 360, 
in Hessen 1526; Landesordnungen L S. 52. 

365) Sol auch keinem, ausserhalb ihres gelerneten Tuchmacher-Handwercks rer- 
staltet werden, mit ihren Insiramenten Wolle tu bereiten, vnd dordarch Jlinen n 
Jhrem Handwercke eintrag tu «hun. Brandeoburgsches WoUenedikt v. 1611. Myllai 
y. 2. 221. Doch eröffnet Landgraf Moritz 1621 die Gilden und Zünfte in Cassel| 
weil sie sich den erlassenen Taxordnungen nicht gefugt. Alle Handwerker dQrfen 
danach in- und ausserhalb der freien Jahrmärkte ihre Arbeiten in die Stadt liefenii 
dort arbeiten u. s. w. Landesordnungen L 611. Vgl. ebendas. L 493. Anmerk. 

366) So heisst es in einem kursachs. Mandat yon 1526: Als setzen und ordnen 
Wir hiermit, daas die Leinwebere, auch andere Leute, so dem Tuchmacher Hand- 
werck nicht verwand oder zugethan (jedoch diejenigen, welche deswegen ?on uns 
privilegirt oder mit dem Handwercke der Tuchmacher sich darob sonderlich vertragen, 
darunter nicht gemeinel, sondern ausgeschlossen), des WoUkammens, Spinnens, 
Grempeln, Kartetzschens , auch Verfertigung der halb- und gantzwollenen Zeuge, 
und anderer Arbeit, so den Tuchmachern alleine zustehet, und sie sich dessen biss- 
bero gebrauchet, sich gSntzlich enthalten u. s. w. Cod. Aug. I. 1506. 



1 
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machen, die man noch mehr der anwachsenden Eapitalmacht als der 
auswärtigen Erzeugung gegenüber zu schützen hat; man glaubt noch 
fest, dass in den Zünften die Mittel vorhanden seien, eine grössere 
einheimische Industrie zu schaffen, wenn man es nur an dem gehörigen 
Maasse polizeilicher Aufsicht nicht fehlen lasse. 

Zwar tritt die Ansicht, welche sich erst in d^ folgenden Periode 
in ihrer vollen Schroffheit entwickelte, dass der Reichthum eines Landes 
vor Allem in einer zu jedem Preis gehobenen, fremde Mitwerbung 
möglichst ausschliessenden Fabrikation beruhe, nur allmälig hervor. 
Versuche, wie die von Seidenerzeugung in der Mark werden in unserer 
Periode noch nicht gemacht, aber auf die Wollenindustrie richtete 
man um so mehr sein Augenmerk, als sie von jeher eine bedeutende 
Anzahl Menschen beschäftigt hatte, und die Erhaltung und Vergrösserung 
der Einwohnerzahl'^') eine der am ersten hervortretenden neuen wirth* 
Bchaftlichen Tendenzen der R^ierungen ist. Diese Rücksicht, die, wie 
es die betreffenden Verordnungen aussprechen, in dem Interesse des 
Fiscus ihre Grundlage hat'^*), tritt bei den Massregeln des Staats für 
Erhaltung und Hebung der Industrie in den Vordergrund ; der Wohl- 
stand der Unterthanen ist weniger Zweck, als Mittel zum Zwecke. 

Der territoriale Charakter des Staats, der nicht allein, wie eine 
mittelalterliche Stadt, Verarbeiter der Rohstoffe,' sondern auch die 
Producenten umschliesst, giebt den Massregeln zur Beförderung der 
Industrie eine grössere Tragweite. Im Allgemeinen begünstigt man die 
Industrie vor der Landwirthschaft, wenigstens vor der der kleinem 
Besitzer. Jedes einzelne Land sucht die producirten Rohstoffe den ein- 
heimischen Gewerben zu sichern, dass man die Efofuhr derselben, wie 
1655 in der Lausitz geschah, »weil Gott der Allmächtige aus lauterer 
Gnad.und Gut das.Marggrafthum mit Getreyde,' Maltz, Wolle u. s. w. 
in abgewichnen Jahren eiemlich ges^net«, verbot, »da auf solche mass 
das bahr Geld ausgefohret, und das erbauete Getreyde u. s. w. ganz 
unwerth gemacht wird, dahero die Unterthanen zu keinen Geldmitteln 

367) Vgl. kunichfl. Ordnang wider Auf- und Verkauf der Wolle, Vertrieb ub- 
tfichtiger Tücher u. i. w. von 1603: » wir uns auch sonderlich erinnern, dass die 
Zunflt der Tuchmacher ihrer starken Mannscham wegen und andern ihren Zustande 
nach, biUig in gebObrender Acht und bei ihrem guten Wesen erhalten werden solte. 
— CoL August. I. 1441. 

368) Brandenb. Verordnung wider Auf- und Vorkauf der WoUe u« §. w. ?mi 
1581. — in ansehunge, wenn unsere ynterlhanen die Wolleweber » der mehr demi 
Tausend sein, Terdorben, das ms dardurch die Schosse Tnd andere stewrea entiogeii 
werden, die ms die ledige Gesellen und Vorkeuifer, welcher etwa ein o4«r xwMtsIg 
fdtty nicht ersUdten können. — Mj\\ü% Y. 2 207. 
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imd in deren Entstehung G^GUle nnd Stenem und andre 
ihre Schulden nicht bezahlen k&nnen«*^*), ist ein ganz vereinxdter 
FalL Desto häufiger sind die Ausfuhrbeschränkungen, Selbst das Reich 
fohlt in dies^ Beziehung seine Zusanunengeh5rigkeit und stellt als all- 
gemeinen Grundsatz fest: dass die einzelnen Glieder »Ordnungen auff- 
setzen sollen, wie es in ihren Landschaften, Obrigkeiten und Gebieten, 
den Wollenkabff und Verführung desselbigen betreffend, gehalten werden 
solle, damit die Wflllenweber an Wolle nicht Mangel leiden, sondern 
.dieselben umb ein ziemlichen Kauff bekommen mögen und die Wollen 
nit mit grossen Hauffen in fremde Nationen verführt, wie sdth^ro ohne 
gegeben Mass zu grossem Abgang der Mannschaft, auch sonst andern 
nachtheiligen Schäden der teutschen Nation fürgangen sei« ^^). 

Die hier niedergelegten Grundsätze finden wir in der Gesets^ebung 
der Einzelstaaten mit mehr oder weniger polizeilichen Aufisichtsmass- 
regdn durchgeführt. 

In Brandenburg soll alle Wolle der Bauern, Pfarrer, Bürger und 
Sehäfer nur an die einheimischen Tuchmacher verkauft werden, ent- 
weder durch direkten Handel auf den Dörfern oder auf den Wochen- 
märkten. Strenge wird verboten, sich »wie sich frembde vnd auss- 
lendische Kaufleute unterstehen, itliche verdorbene Handwercker und 
Lediggenger in vnsern Landen zu bestellen, vnd denselben ansehnliche 
Summen Gelds zuzufertigen , damit sie die Wulle hin vnd widder in 
in vnser Churfürstenthumb vnd Landen auffkaufften , die beste Wolle 
aussschiffen und ausserlandes verführen, die Grobe untügliche WuUe 
aber den Wullwebem dieser Lande in Secke verkauffen, vnd sie damit 
betriegen«, oder, »das etliche vnsere eigen unterthanen vnd Bürger 
in vnsere Städten , vngeachtet das sie bereidt jre statliche Narungen 
vnd Handlungen haben, Fümemlich diejennigen, ^o von jren Bemff 
vnd Handtwercken abgestanden, vnd alleine auff Prackticken vnd Vor- 
kauffe, Lande vnd Leute damit ausszusaugen, gerichtet seyn, Also auch 
das sie, eher die Schaffe abgenommen, nach der Wolle lauffen, reiten, 
fahren, dieselbe bestellen, an sich bringen^ vnd den armen Tuchmachern 
dieselbe offt ein Stein drey oder vier silbergroschen tewrer widder ver- 
kauffen«. 

Auch auf den freien Jahrmärkten sollen sich »alle Yorkeuffer, le- 
dige Gesellen, Paum, Scheffer und Bürger, so ander Hendel und näh- 
rung in vnsern Stedten haben«, des Wollkaufes enthalten; auch hier 

369) (M. Aagutt. lU. 23ft. 

370) EetchipoUzeiordaiing t^b 1577 Tit 22 g. 1, 2 io EmminghaaS) Cor^s 
Jur. gennanici« 
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soll ei" nur den Tachmachern, jedoch auch den answfirtigen freistehen, 
wenn nicht in deren Landen den brandenbnrger Tachmachem der WoU- 
kauf verboten ist, wie es denn freilich fast in allen GreluUndem, in 
Sachsen, Ponunern und Mecklenburg der Fall war '^'). 

Damit jeder Tuchmacher seinen Bedarf befriedigen könne, soll 
keiner mehr Wolle kaufen, als er verarbeiten kann, »vnd er vor seine 
Mittgulde-Brnder, die es nicht zuvorlegen, vnd ihre Handtwerck gleich- 
woU gern treiben wollen , bedarff«. Vor Allem aber soll kein Tudi- 
macher Wolle aus dem Lande führen *oder dazu helfen , »bei Verlost 
des Geldes und der WoUe'^*). 

Die Wolle der Prälaten und des Adels aber darf zu jeder Zeit direkt 
von den Gewandschneidem gekauft werden, wenn auch nidit mit frem- 
der oder inländischer Eaufleute Gelde; es scheint denselben nicht ver* 
boten, diese Wolle ausser Landes zu führen. Dem AdU wird jedoch 
empfohlen, »da in den Brandenburg'schen fiber ein drey oder vier 
Tausent seyen , die jährlich vber Achthundert tausend Stein Wolle be- 
dOrffen«, die Wolle den Tuchmachern, wenn sie sich erböten, denselben 
Preis wie die »Vorkäuffer« zu zahlen, »aoss Nachbarlichen willen«, 
vor andern zu gönnen'^'). 

Fast in allen Stücken den brandenburg'schen Verordnungen gleich 
sind die sächsischen auf den Wollhandel bezüglichen. Bürger- und 
Bauemwolle soll in die Städte gebracht und den Tuchmachern verkauft 
werden ''*), dagegen steht es Prälaten, Adel und den fürstlichen Do- 
mänen frei, ihre Wolle auch an Ausländer zu verkaufen '^^). Dass 
hierdurch die meiste und beste Wolle aus dem Lande gebracht werden 
konnte, ist klar; denn nur auf grösseren Gütern ist eigentliche Schaf- 

371) Mylius V. 2. 207, 211, 217, 223, zu den Jahren 1681, 1693, 1611, 
1629, 1641, 1644. 

372) Mylius V. 2, 216, 222, in den Jahren 1594, 1611, 1629. 

873) Myliug V. 2, 222, zu deo Jahren 1611, 1629. 

874) C^d. Aug. I. 146, Verordnung Ton Jahre 1683. 

376) Cod. Aug. 1. 1442, zu den Jahren 1603, 1482 zum J. 1613, 1605 zun J. 
1626 tt. s. w. Wie Wir denn luch geschehen lassen können, do sich die Tuchmacher 
in einer oder der andern Stadt, simptlichen oder einer alleine, in unsern Aembtern, 
oder bey unsern PrSlaten, (trafen, Herren, und denen vom Adel angeben, und die 
WoUe umb haare Boiahlnng in dem Wertb, was sie Jedes mol nach Oelegenhtit der 
Zeit, und schwinden, schweren Fütterung gelten wird, annehmen wollen, dass ihnen 
dieselbe Tor andern Ausländischen gegönnet und gelassen werde; Jedoch, wie oben 
Termeldet, dass unsere Aempter, Prälaten, Grafen, Herren, und die toh der Ritter- 
schaft in eine oder die andere Stadt nicht verbunden noch geswungen, sendem uns 
und ihnen sampt and sondert in aUe Wege frey stehen soll, wenn unsere Bifehb- 
habcre und sie, die Wolle Jederzeit lauen, gönnen ond TerkioiEBn wellea. 
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zacht möglich. Beschränkungen dieser Befreiung^ treten jedoch erst 
in der folgenden Periode ein, als man zu Gimsten der Fabrikation 
ebenso die Vorrechte der Zünfte, wie die anderer Stfinde brach. 

Etwas anders stellt sich die Gesetzgebung in Hessen. Zwar ist in 
der Wollenordnung vom Jahre 1534 der Grundsatz festgehalten, die 
Ausfuhr der Wolle zu Gunsten der einheimischen Tuchmacher mö^chst 
zu beschränken; Fremde dürfen nicht direkt von den Sch&fem kanfm; 
sie müssen sich deswegen an die stadtischen Händler halten, die selbst 
jedoch von Walpurgis bis Margarethentag ihren WoUvorrath den ein- 
heimischen Tuchmachern bereit halten müssen, obwohl es den Letztem 
keineswegs verwehrt ist, von den Schäfern direkt zu kaufen. Die 
Käufe selbst dürfen nur in den Städten, wo die Wolle gewogen und 
geschaut werden muss, abgeschlossen werden. Jährlich soll ein Tag 
vor MargaretBentag bestimmt werden, an dem die Wollweber ihtea 
Bedarf den WoUhändlem anzeigen sollen; so viel, als das Handwerk 
braucht, müssen die Händler von ihrem Vorrath abgeben ; für die Mit- 
glieder der Zunft, die nicht gleich zahlfahig sind, soll die Gesammt- 
heit Bürgschaft leisten; wenn man sich über den Preis nidit einigen 
kann, sind die Händler auf ihren Eid verpflichtet, dem Wollweber das 
Elender Wolle (21 kasselsche Pfund) um 2 Albus über dem Einkaufs- 
preis abzugeben. Erst nachdem so der Bedarf der Einheimisdien be- 
friedigt ist, darf der Wollhändler seinen noch übrigen Yorrath an 
Fremde verkaufen. Von dieser Ordnung ist der Adel nicht ausge- 
nommen*'*). 

Aber schon 1545 ward diese Wollordnung in ihrer Hauptbestim- 
mung durchbrochen. Es ward den Fremden, gleich den Einheimischen 
gestattet, WoUe direkt von den Schäfern zu kaufen, wenn sie sich 
nur sonst in allen Stücken an die Wollordnung hielten, also von Wal- 
purgis bis Margaretha ihren Vorrath den einheimischen Tuchmachern 
bereit halten wollten u. s. w. Auf die Ausfuhr ward ein Zoll gelegt, 
der aber -nicht als Hindemiss der Ausfuhr, sondern nur als Finanz- 
quelle anzusehen ist. Vi Albus für den Kleuder Wolle ''0> der 1566 
auf 2»'»), 1619 auf 4 Albus erhöht wird''*/. Charakteristisch für die 
Anschauungen jener Zeit, welche der Meinung war, dass es nichts in 
Himmel und Erde gäbe, das eine gute Begierung ungeordnet lassen 
dürfe, und noch viel weniger Etwas, was seinem Wesen nach sich einer 

376) Sammlung hefs. Landesordnungen I. 62 ff. 

377) Ebendat. I. 144 ff: 

378) Ebendat. I. 607. 
379)EbeBda8.L606ff. 
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solchen Ordnung entziehen müsse, ist die Bestimmung» dass den Wollen- 
händlern verboten wird, wegen dieses Ausfuhrzolls die Wolle den Pro- 
ducenten um so wohlfeiler abzunehmen'*^). 

Damit dieser Zoll nicht umgangen wird, ist eine kleinliche Con- 
trole eingeführt. Sämmtliche Wollproducenten müssen jährlich, nach- 
dem die Wolle abgenommen und verkauft ist, angeben, wie viel sie 
erzeugt und an wen sie verkauft; dann werden die Händler in ähn- 
licher Weise befragt und nach beiden Angaben Listen zusammen- 
gestellt, in welchen die ausgeführte Wolle besonders rubricirt wird. 
Mit diesen Angaben wird zuletzt die Liste der Wollwieger und Zöllner 
verglichen und durch die dreifache Aufstellung jede einzelne berich- 
tigt'*^). Mit der Schreiberherrschaft beginnt die Organisation des 
Misstrauens. 

Wir sehen, die Verordnungen über die Ausfuhr waren nirgends 
vollständige Verbote derselben — noch viel entfernter von dem Pro- 
hibitivsystem der folgenden Periode waren die Massnahmen zudi Schutz 
der inländischen Fabrikate. 

Noch dachte man kaum daran, ausländische Tuche von den deut- 
schen Märkten auszuschliessen ; wir haben oben, in dem Abschnitte über 
den Tuchhandel gezeigt, wie namentlich die englischen Tuche im 16. 
Jahrh. in sehr grcj ffflftn Ma Sen in Deutschland verbraucht ''wurüen. 



schre iben, nur inländisches Tuch zu seiner Kleidung zu verw enden ; 

ftlRAiiszeichnunß g ^ tnttmi din f?infm flii'ilgndirirhpn Stoffe zu trage n '^'). 
daneben Ibegnügte man sich mit den alten mittelalterlichen Vorschriften» 
als: es sollten die Gewandschneider kein geringeres Tuch ausschneiden, 
als man in der Stadt, da sie wohnen, macht; sie sollten von Fremden 
keine Tuche kaufen, als solche, die besser seien, als die Jn ihrer Stadt 



380) Ebendas. „bey 100 goldgfllden slrafT*. 

381) Ausschreiben TOin Jahre 1575. Landesordniingen I. 432 ff. 

382) Hess. Landesordnungen I. 64 zum Jahre 1534. Unnd darauff iO wSIlen 
wir aoch Tnd gebieten bei zeen f önff gülden, dast keyn bawrssmann, weib oder kindt, 
er wohne wo er woU , kejn lach hinförter anmachen lassen, ynd aniragen soll» dass 
inn Tnsern Förstenthumb mit gemacht ist, — Diese Verordnung, die unter der Ru- 
brik „Wüllenweberzunfll belangend" in den Reformalions-Gesetzen Philipp des Gross- 
mflthigen steht, hat, wie der Zusammenhang zeigt, wirklich die Interessen der In- 
dustrie im Auge, sie ist nicht blosse Luxusordnung, wie die meisten andern der Art. 

383) Cod. Aug. I. 9 zum Jahre 1482, L 1590 zum J. 1661, L 1455 zum h 
1612. 

vn. 10 
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gefertigten o. dergl'**). An Prohibitivzölle dachte man noch nklit 
Die Zölle, die von denselben erhoben wurden, waren Finanzzölle, und 
zum Theil nur deswegen höher bei fremden Tüchern, weil dieselben 
werthvoller waren, als die einheimischen. Höchstens b^nstigte man 
den Handel, wenn er durch Inländer geführt wurde. Nach der sächs. 
Landesacciseordnung von 1615 musste von jedem fremden Tuch, welches 
nach Leipzig gebracht wurde, wenn von Inländern 4, wenn von Fron- 
den 8 Groschen bezahlt werden; jedes einheimische Tuch, das dort 
verkauft wurde, zahlte 2 Groschen '^^). Aber die Acciseordnung von 
1641 kennt diese Begünstigung des eimheimischen Vertriebs nicht; von 
jedem ausländischen Tuche, das in Sachsen verkauft wird, soll auf 
den Beichsthaler Werth 4 Pfennige, von jedem Einheimischen 3 Pfennige 
bezahlt werden; andere Wollenzeuge werden, mögen sie aus- oder in- 
ländisches Fabrikat sein, mit 3 Pfennigen auf den Thaler Werth be- 
schätzf ^). Die Geleitsordnung von 1660 begünstigt wenigstens inso- 
fern die* Tuchausfuhr vor der Einfuhr, dass ein Stück Tuch, das ausser 
Land ging, 2 Pfennige, eines, das eingeführt ward, 4 Pfennige zu zah- 
len hatte '*0- Fast vollständig auf mittelalterlichem Fuss waren bis in 
die Mitte des 17. Jahrh. die Zollverhältnisse in der Mark. Einfuhr- 
nnd Ausgangszoll erscheint nicht geschieden. Noch un Jahre 1632 
existiren dort ganz wie im Mittelalter mitten im Lande Zollstätten, zu- 
weilen mehrere auf einer Strasse, rein im fiscalischen Interesse, bei 
denen jeder Vorüberfahrende zollen muss'^*). 7 brandenburg'sche Städte 
sind theilweise bcfreif '); andere, wie z. B. Frankfurt a/0., zahlen 
hingegen an bestimmten Zollstätten das Doppelte. Ausserdem haben 
alle Einwohner und Bürger, die nicht zu den 7 Freistädten gehören, 
den Zoll zum ersten Male in ihrer Stadt zu entrichten. Der Zoll ist 
demnach nicht nur Wegesteuer, sondern auch Produktions- nnd Ver- 
kaufsteuer, und da ein Ballen Landtuch, ebenso wie meissnisches nnd 
schlesisches, 16 Groschen Zoll bezahlt, so liegt auf demselben, wenn 
es von einer nicht befreiten Stadt, wie z. B. Potsdam, nach Leipzig ge- 
bracht wurde, zuerst ein Zoll in Potsdam, dann einer in Sahrmund und 

384) Hess. LandMordnangeii I. 64, mm Jahre 1634. 
886) Cdl. Aug. IL 1247 ff. 

386) Ebendas. II. 1265 ff. 

387) Ebendas. II. 1118 fL 

388) Vgl. die ZoUordnangen zu Wasser und zu Land von diesem Jahre bei 
Mylius IV. L 18 ff., 36 ff. 

389) Att- und NeusUdt Brandenburg, Berlin und Köln, Rdnigsberg in der Mark, 
Treuenbritzen und Teltow. Ebendas. S. 33, 46. Auch Stendal gehört so den theil- 
weise befreiten Stidten. Ebendu. 47, 467. 
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endlich einer in Treuenbrietzen , jedesmal von 16 Groschen, zusammen 
eine Abgabe von 48 Groschen; während Berlin auf demselben Wege 
nnr Vs Zoll in Sahrmund und V2 i^ Treuenbrietzen, also im Ganzen 
16 Groschen entrichtet. Der einfache Zollsatz für einen Packen eng- 
lische Tücher beträgt 36 Groschen*»^. 

Ohne dass diese Zölle aufgehoben worden, werden 1641 durch die 
Acciseordnu ng neue Lasten auf die Fabrikation gele gt. Von .{edlem 
lliUlyr, Uyf lA derMutei- und Uckermark, sowie der Grafschaft Ruppin 
ans, sp anischen, französischen und lündischen Tüchei- n gelo st wird, soll 
1 Groscüen, eben so von je deaJJüuJer/aus'^ dem" Ver"kaur^emeTfIgr "**' ^' 
^ölltiliwuaiuu t Pfennige oezahlt werden. Jeder Packen Lacken (44 
Stack = 1 Packen) , der ausser Landes geführt wird , zahlt 1 Thaler 
20 Groschen ••*). Fremde Verkäufer, die ihre Waaren auf die Jahr- 
märkte bringen, zahlen ebenfalls Accise von denselben"^); die einzige 
Begünstigung der Einheimischen vor den Fremden war, dass nach der 
Zollordnung von 1632 die letztem an den Zollstätten doppelt besteitert 
sind (ein Fremder, der eine Liene (?) Landtücher auf die Jahrmärkte 
bringt, zahlt 4, ein Inländer 2 Groschen Zoll *••)). 

Wenn wir diese Lasten in Betracht ziehen, und wie ausserdem 
jeder Handwerksmann , »der in ziemlicher Nahrung sitzet«, seine Roh- 
stofTe entweder durch Baarzahlung oder auf Credit direkt kauft, auch 
Gesellen halten kann, 1 Thaler monatlich, Handwerksleute, welche ihre 
Rohstoffe vom Kaufmann nehmen müssen und keine Gesellen halten, 
6 Groschen monatlich zu zahlen haben"*), so begreift man das In- 
teresse der Fürsten an der Er^filtimg i^er Wollweber ^ !^?^? , ? ^^"^ ^^ '"^ 
ö- ofler 4000., sind und welche Schösse und Ötcüera welche 

'Sfe »ledigen Gesellen und Vorkäuffer, weicher etwan ein oder zwantzig 
seyn, nicht erstatten können« **^). Ebenso springt es aber in die Augen, 
däss die einheimische Industrie, durch ^Zölle^AcciSß .Uftd. JPerso^alsteuer 
belastet und vor der Concurrenz des Ausland es in setg jing enflg ender 
Weise geschütz t, zu keine m Aufsc hwung gela ngen konn te, dass'viel- 
mehr die meisten Handwerker in AbEängipSt von SpecuTÄten ge- 



390) Mylias IV. 1. 43, 45. 

391) Hylius IV. 3. S. 78 ff. Et hefsst darin aasdrackllch : gchlfegslfchen soH 
uns diese Steuerordnang an Unsern alten Zöllen, Geleits- und andern Regallen tb- 
naehtheilig seyn. Ekendas. S.80. 

392) Mylias IV. 3. S.82. 
893) Ebendas. IV. 1. 43. 

394) Ebendas. IV. 3. 79. 

395) Ebendas. V. 2. 219, tun Jahre 1611. 

10* 



1 



148 Zur CktchkhU der deoUchoi Wolkniadiistri». 

rathen, welche die Verbote gegen den Vorkauf der Wolle za nrngehea 
t / "^^ten, ihnen die Wolle verkauften und dagegen ihre Tuche, wie es 

fi^ ^ in dem schon erwähnten Edikt von 1581 heisst, umb ein geringen werd 

f^^ an sich bringen, das sie mit jren armen Weibern und Kindern nidit 

^ das dreuge Brodt daran haben können, vnd werden dieselben Tuch 

>^^ ' von den Vorkäuffem, unchristlicher weise, Weinelacken genennet, 

/! . jijarumb, das die arme Leute dieselben in jren höchsten nöten mit 

Jf*^ V/^**^Threnen fast umb halb Geld verkauffen müssen *••). 

] ^•,< Die Handwerke diesem Anwachsen der Kapitalmacht gegenüber zu 

schützen, war um so mehr Sache der Regierung, als sie durch die 
Auflösung der corporativen Bande den Zünften Uire Lebenskraft ge- 
nommen hatte. Die vergeblichen Anstrengungen, die der Staat in 
dieser Beziehung machte, gleichen von mehr als einer Seite den Be- 
mühungen eines Theils der Sodalisten, die Uebermacht des Kapitals 
durch Massregeln von oben herab brechen zu wollen, während doch 
der einzige Gegner die auf fortschreitender volkswirthschaftlicher Ein- 
sicht sich erbauende Association sein kann. Wie lassen sich bei noch 
so geschärfter polizeilicher Aufsicht Verordnungen aufrecht erhalten, 
die das Mass des Gewinnes dem Verkäufer vorschreiben, wie wir sie 
in Bezug auf den WoUkauf in Hessen gefunden haben oder wie sie in 
Brandenburg die Gewandschneider eidlich verpflichteten, nur den 6. 

* Pfennig, in Hessen den 8. Pfennig nach Abzug aller rechtmässigen Un- 

kosten zu Gewinn zu nehmen'*^)? Man liess es freilich an allen nur 
irgend möglichen Controlirungen nicht fehlen. In Hessen maxen alle 
Gewandschneider für sich und ihre Gesellen und Lehrlinge eidlidi ver- 
bunden, ihre Handelsbücher oder beglaubigte Scheine den städtischen 
Behörden vorzulegen, damit diese aus den Einkaufispreisen zweimal 
im Jahre den Waaren Preise setzen könnten; zur Controle der vor- 
gelegten Bücher sollten sich die Beamten Preiscourante der Waaren 
auf den frankfurter, leipziger, naumburger und nürnberger Messen 
verschaffen u. s. w. Aber Poliz ftin^g^firflgfl^ p vermfip pn in gftlfKft" T>in. 
gen nichts, die durch Freiheit u nd politigch^ T.Ahi>n gpirrfifff^tfl jffpnf^ 
Jiclie DRiiicngeit Al les, ben btand derselben möge die einzige That- 
sacne erlkuiem, aass ein Gewandschneider, welcher der Contravention 
obiger Ordnung überfühii; war, einestheils die betreffenden Waaren 
verlor, für den begangenen Meineid »jedesmahl umb 50 gülden« ge- 



3M) Mylius V. 2. S.205. 
897)Hrliiig V. 2. 60i. 
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straft wurde'**). Mochten die Vorkäufer auch noch so sehr »wider 
die Christliche liebe, beschriebene Rechte des Heiligen Reichs« und die 
brandenburgischen Landesordnungen handeln '**) , wenn »sie die armen 
Leute« bedrohten, »wo sie fremden ihre Tuch verkeuffen, vnd ihnen 
nicht zukommen lassen würden, das sie alle Wolle auffkauffen, vnd 
jnen keine Wolle zukommen lassen, noch die Tuch von jnen annehmen« 
wollten, und wenn sie die fremden Kaufleute, die etwa bei den Tuch- 
machern Tuch bestellt hatten, beredeten, von ihnen die Tuche zu neh- 
men, wo sie sie besser und wohlfeiler bekommen könnten, um dadurch 
Fremde von der Mitwerbuog in ihrem Verkehre mit den Tuchmachern 
auszuschliessen^, so zeigt doch nicht allein die öftere Wiederholung 
der Mandate gegen das »schedeliche Monopolnische vorkeuffen ^^^),« 
wie wenig sie durchgeführt werden konnten, noch viel mehr wird es 
durch die Nothwendigkeit bewiesen, in der folgenden Periode dem 
Kapital durch Begünstigung des Fabrikwesens im modernen Sinne die 
Stellung einzuräumen, welche die Zünfte nicht mehr auszufüllen ver- 
mochten. 

Ein Uebergang dazu war gegeben durch die Begünstigung fremder 
Einwanderer, namentlich der Niede rländer^ die mit^ihrer vorg^yj^ pt- 
tenen T echnik und d er planmässigcn^Begr^ ßo»^/>»i ff^tritW 

weiSe, Wg'M^si cE^iiyQK. (Tip, g\mhs»iim ^mwnJ\Am\w in Masse 
^^bilden Konnte, ^|[;2!Ll"- lÜl^'' ^^^ "^ «JiteW ?<flllflig .!^°.^\^'''^^- 
Culr^^V!!!!!!^^ KfigfiBflteartra^rA'^ ^') i und obwohl der Fonn nach 

in die'^üni^te eintretend , dem Wesen nach durch ihre von den Regie- 
rungen begünstigte^^'), oft anbefohlene Aufnahme^, nicht mit deii- 



HfM. Landesordnungen I. 624 zom Jahre 1622; I. 650 ff. xo demseU^ea 
Jahre. 

399) Mylint Y. 2. 207 zam Jahre 1581. 

400) Mylius Y. 3. 206. 

401) Wir haben dieselben schon oben bei Gelegenheit der WoUiuifahrverboU 
citirt. 

402) VergL t. B. Roth, Geseh. der Namb. Handlang III. 234. 

403) Welche Begünsliyiny en m<in jp rfamn| jiyy ^^^ ijji^ypaiiderndan Industriel l^ , 

^niederzulMsen» wenn «4a.i]b|((i^ IftcjAlfti .Wfhatahl 
^Webej: Jj Qfl G^ldcn..Y0^scb5 8se ^unj^ilt^fn Arbeiler 
pd Meisterzunfk bewillige. L Q z a c »«^Betrachtungen 
Aber den Ü rspruyL,djfaliindnl| fjiMJLitfflr W^fH tffff ""^IfUT'j^L. I^^bersetzt, Greils« 
wll H l'Jgtfl T 250. — — ^ 

404) Hess. LiDdesordnnngen I. 494, 535 so den Jahren 1604 und 1615. Ter- 
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selben zusammenwuchsen. Wir haben schon oben die einzelnen Daten 
über diese Einwanderungen gegeben, wir werden sehen, wie sie in dar 
folgenden Periode aus Frankreich die Fabrikationspläne eines Colbol 
mit nach Deutschland bringen. Anr^ung und Aufmerksamkdt auf das 
industrielle Leben im Auslande war schon in uns^er Zeit durch die 
Niederländer, am meisten in Sachsen, gewedct worden^. 

Indessen ging man in der gewerblichen Polizei vorerst noch nir* 
gends von den Traditionen des Mittelalters ab; sie nmssten nur mir 
wirksamer werden, je mehr man das korporative Leben der Zünfte in 
kleinlichem Formelb*ame verknöchern liess, je weniger die unselbst- 
ständig gewordenen Städte den Trieb bewahren konnten, in der ge- 
werblichen Ehre die höchste Ehre des gemeinen Wesens wieder zu fin- 
den. Der Staat hatte noch nicht die Massregeln gefunden, die er im 
Gegensatze zu den städtischen der vergangenen Zeit zur Förderung der 
Fabrikation in der folgenden Periode in durchgreifendster Consequenx 
zur Ausfuhrung brachte, und die, welche er anwandte, waren eben nur 
für die besonderen Zustände einer Stadt, nicht für die eines Landes 
berechnet. Taxordnungen für gewerbliche Verrichtungen, für Fabrikate 
wurden z. B. in sehr umfangreichen Edicten für Sachsen ^^) und Hes- 
sen in den Jahren 1622 und 1623, nachdem man durch Aufstellung 
eines neuen Münzfusses der grenzenlosen Münzverwirrung der soge- 
nannten Kipper- und Wipperzeit ein Ende gemacht, erlassen, aber sie 
mussten, um nur irgend einen Erfolg zu haben, so schwankend sein, 
dass sie den beabsichtigten Hauptzweck nicht erreichten oder sich wie 
die hessische ^^0 &uf den sehr decidirten Ansatz für Stadt und Amt 
Kassel beschränkten, der den übrigen Städten nur als Richtschnur für 
die von ihnen aufzustellenden Ordnungen dienen sollten. So war die 
Praxis des Mittelalters nur in der Form aufgegeben. Wenn wir dage- 



ordnungen, dass die der Religion halber Tcrtriebenen wohl auf- und angenommen, 
auch in Gilden und Zünfflen recipiret werden sollen. — Sie sollen, wenn sie ander 
Orten ihr Handwerk ehrlich und auffrichtig getrieben und Meister worden, in die 
Zunft ohne weitere Prüfung und Meislerstüclt aufgenommen und nicht höher )U 
Einheimsche mit Zunflgeld belegt werden. Die Zünfte waren keineswegs willig. 

405) S. 0. den AJ)schnitt über Industrie. Vergl. auch die Accisordnungen von 
1614 und 1641 im Codex August. II. 1247 und 1255, wo der niederländischen Waa- 
ren, die im Lande gemacht werden, öfters gedacht wird. Auch die englischen Tuche 
wurden dort nachgemacht. Cod. Aug. II. 809. 

406) Codex August. II. 789—878; ajso 89 Foliospalteo. 

407) Landesordnuogeo I. 617—638. 
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gen in der Taxordnnng von Berlin aus derselben Zeit die Preise der 
verschiedenen Tuchgattongen um 10—20% diffmrend angegeben fin- 
den^, so sehen wir, wie auch das Wesen des mittelalterlichen lur 
ßtituts insofern vollständig aufgegeben war, als die der Freiheit Ober- 
lassene Dehnbarkeit der Bestimmungen offenbar jede Regelung auch 
für die einzelne Stadt vermied. 

Gegen betrQglich oder untauglich gefertigte Fabrikate eiferten nicht 
nur die Landesgesetzgebungen, auch von Reichs wegen wurden Ord- 
nungen erlassen gegen das flbermftssige Strecken der Tücher, welche, 
wenn sie genetzt würden, dann zum Nachtbeil des Käufers um ein 
Bedeutendes einliefen, gegen das beträgliche Ausdehnen schon genetz- 
ter Tücher^, selbst gegen die »grossen Tache und Plauen, welche 
an die Gewandladen und andern Erämen gemacht und angehenkt wür- 
den, dardurch die Farben und Faden der Tücher und anderer Wahr 
geblendet werden , dass man sie nit wohl erkennen mag *^^)« und der- 
gleichen mehr. Dergleichen Kleinigkeitskrämerei, die wir in den Poli- 
zeiordnungen für eine Stadt allenfalls begreiflich finden, bezeichnen die 
Zeit, die erst durch das unruhige Hin- und Herbekümmem um Alles 
und Jedes hindurchgehen muss, ehe sie sich die wichtigen Punkte 
merkt, deren Zusammenfassen das volkswirthschaftliche System des 
18. Jahrh. bildet. Besonders führten Reichs- ^^^) und Landesordnun- 
gen Krieg gegen die neu aufgekommenen Farbstoffe, welche den Waid 
zu verdrängen anfingen, und vor Allem nahmen die sächsischen und 
thüringischen Fürsten, die mit Recht in der Waiderzeugung eine be- 
deutende Quelle des Einkommens foi ihr Land zu verlieren fürchteten, 
sehr regen Antheil daran*'*). Wir haben schon oben ausgeführt, wie 



108) Myliut V. 2. 8.608. 

409) Ksiserl. Mandat Karl V. tooi Jahre 1548; Codex Au^at. I. 1394. 

410) Reichspolizefordnung; von 1577 Tit. 21 §. 6. — Emminghaaa» Corpu 
juria germanic. 

411) Ebendas. Tit. XXI. $. 3. Auch ReichapolizeiordnangeD tod 1594 und 1638. 
Cod. Aug. I. 1522. 

412) 1650 erlisst der Bichaiacbe KurfArat Johann Georg L ei« Maadat, dasf allt 
Tache und Waaren mit der Waid-Fracbt| und nicht mit dem schidlichen nod diireh* 
freaaenden Indigo gefirbel werden aollen: „Ea iat männiglichen bewuat» daaa uiiaere 
Land-Oraffacbaflft Thüringen vor andern Landern und Provinden mit der Waidfrnchl 
Ton dem Allerboehsten begnadiget iat| und der Waidbandel tordesaen, ehe daa lei- 
dige Kriegswesen eingeriaaen, und vertbeUhifflige Leute daa aehadlich Indigo, mar 
tAchtige betriegliche Wahren eingeffibret, mit gutem ^.«ti des gemehien Wcftns gt. 
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dieser Kampf dem wohlfeileren Indigo gegenüber vergebens war, er 
charakterisirt sowohl in seiner Vergeblichkeit, als auch durch die Bich- 
tung, inländische Erzeugung zu schützen, und vor Allem durch die 
Unkenntniss der betreffenden Thatsachen recht die gewerbliche Regie- 
rungspolitik jener Zeit. 

Natürlich fehlten die mittelalterlichen Schauen in einer so sehr 
zur Polizei neigenden Zeit nicht. Nach den Reformations- Gesetzen 
und Statuten Philipp des Grossmüthigen vom Jahre 1534 ward allen 
Amtleuten, auch Bürgermeistern und Räthen befohlen, »auf die WflUen- 
weberzunfft fleissig auffsehens zu haben, damit dasselbig handtwerck 
gefürdert und gute tuch gemacht werden.« Kein Tuch solle verkauft 
werden, »es sei denn zuvor geramet, am ramen besichtiget, und nach 
der besichtigung eyn jedes kerntuch, mit zweyen siegeln, der eyns der 
radt, das ander die zunfft haben soll. Und eyn schlecht tuch, mit ey- 
nem der zunfft Siegel, besiegelt.« Auch darauf sollten sie achten, dass 
da, wo gefärbte Tuche gemacht würden, Färbehäuser seien und Nie* 
mand in seinem Hause färbe. — Die Gewandschneider sollten kein 
Tuch verkaufen »anders dann vnder dem namen der Statt, da es ge- 
macht ist, vnnd vnter seinem rechten bekannten Siegel;« auf Jahr- 
märkten sollen zwei Rathleute, ein Gewandschneider und ein Wollen- 



trieben, auch die Tuche und Wahren also zubereitet und eingefärbet worden, dass 
männiglich damit content und verwahret sein können etc. Cod. Aug. 1. 1622. Aehn- 
lieh heisst es in einem kaiserlichen Mandat Ferdinand III. vom Jahre 1654 (Cod. 
Aug. I. 289). lomassen Wir die gewisse Nachricht erlangt, wiewoln das Land xu 
Thüringen vor andern Provincien durch den Waydthandel reichlich begabi, auch ver- 
mittelat dessen die Tücher eintzig und allein als auf ein Fundament anderer Farben 
bestindig zu färben, dass Jedoch deme zugegen etliche Jahre hero, das Indigo aus 
Holland stark in diese Länder verführet , solches auch In Färbung der Tücher da- 
selbsten, wie auch in Engelland, Frankreich, und andere Orten gebrauchet, und da- 
durch beydes, der Waydt (indeme es näher zu erlangen) mit grossem Abbruch des 
Landes Thüringen, gäntzlich gestocket, und die Käuflfer der Tücher mercklich hier- 
iinter betrogen werden, inmassen dann nach Aussweisung der Experieniz die Tücher 
nur zum Schein mit denselben Farben , und nimmermehr mit solchem Bestand und 
Fundament , wie mit dem Waydt anzufärben, wordnrch dann die Nutzbarkeit, welche 
sonsten das Land zu Thüringen, und gantz Teutschland durch dessen Commercien ge- 
nossen, hinweg gehet, und der Vortheil auf Ausländische transportirt wird n. s. w Wie 
wenig solche Ordnungen Geltung erlangten, geht z. B. daraus hervor, dass die Bran- 
denburgischen Zollordnungen von 1632 und 1660 (Hylius IT. p. 26, 39, 67) ruhig 
den Indigo unter den zollbaren Artikeln aufführen. Die sächsischen Oeleltsordnungon 
enthalten ihn zuerst 1692 (Cod. Aug. IL 1145). 
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weber darauf achten, dass von den Verkäufern diesem Gebot nachge- 
kommen, auch keine wandelbaren Tücher verkauft würden^"). 

Wie froher waren mit diesen Schauen und Si^elungen Einkfinfte 
verbunden, sie scheinen aber jetzt von dem Landesherm allein bezo- 
gen worden zu sein, so war es wenigstens in Sachsen der Fall; das 
Stempelgeld ward wenigstens ebenso sehr in Betracht gezogen, wie die 
Tüchtigkeit der Tücher, als 1615 die Errichtung von Schauen an al- 
ten Orten, wo die neu aufgekommene Fabrikation der niederlftndischen 
Waaren betrieben wurde, anbefohlen ward^'^). 



418) Heu. Landesordnungen I. 63. 

414) Codex August, II. 1261t „damit die daselbst Terfertigte Waaren der Oebflbr 
nach Terfertigt und gesteonpelt, oud du gesalzte Stenpel-Oeld davon einbracht werde/^ 



IV. 

Geschiclitliches über den Wein- und Brannte 

weinschank in Kurhessen. 

Von 

Adolf Stölsel, 

Obergerichtsassessor in Cassel. 

Mit Recht hat jüngst J. G. EohP) darauf hingewiesen, dass die 
Geschichte des städtischen Weinschanks und der städtischen Weinkeiler 
ein noch sehr wenig angebautes und doch für den Nationalökonomen 
wichtiges Feld sei. Je jünger eine Wissenschaft, desto mehr sind 
Specialforschungen erforderlich, da solche allein eine sichere Grundlage 
für die zu gewinnenden allgemeinen Gesichtspunkte abgeben können. 
Es ist deshalb wohl nicht ohne Interesse, wenn im Nachstehenden 
einiges in dies Gebiet einschlagende historische Material, und zwar 
über den Wein- und Branntweinschank in Kurhessen gegeben wird. 

Nach Landau^) mag der Wein in Hessen mit dem Christenthnm, 
also im 8. Jahrhundert eingeführt sein^ hauptsächlich um den zum 
Gottesdienst nöthigen Wein zu beschaffen. Bei Fritzlar standen 
neben der ersten bedeutendem hessischen Kirche auch die ersten 
hessischen Reben. Bestimmte Nachrichten über fritzlarischen Wein 
existiren von 1241 an. Im besten Weinjahre (1540) wurden 1100 Ohm 
gezogen. Im 15. Jahrhundert finden sich um Gudensberg und 
Felsberg, vom 14. bis Anfang des 17. Jahrhunderts um Marburg, 
Rotenburg und Cassel, besonders aber im Werrathale Weinberge. 
Von ihnen sämmtlich haben sich nur die witzenhäuser erhalten. 
Fast überall, namentlich auch auf den Dörfern blieben aber die Nam(»i 



1) Beiträge zur Geschichle des* Bremer Rathskellers im bremischen Jahrbachd 
von 1865. II. 1. S. 89 ff. 

2) Der Weinbau io Allhesscn. Cassel 1843. 
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von »Weinbergen«, »Weing&rten« oder »Wingerten« bis auf den heutigen 
Tag bestehen. Bei Gassei diente ausser dem »Wemberg« bereits 1448 
der »Eratzenbarg« dem Weinbau. Dass der Kratzenberger, wie sein 
ominöser Name andeutet, Iteiner der besten Weine war^ lehrt 
Melander, welcher in seinen Jocoserien singt: 

Lasset uns vor den Rheinischeii bitten; 

Dem Kratzenberger sind die Nägel beschnitten. 

Im Flecken Neumorschen existirten 1540 11 Acker landgräflicher 
Weingarten und 44 Acker private Weingärten. Als Philipp der Gross- 
mathige laut des homberger Abschiedes vom 3. Februar 1553 »in An^ 
sehung der bisher hochwichtigen und erlittenen Kriege und fünQährigem 
mit unserm Leibe ausgestandenen Custodien« auf acht Jahre eine Steuer 
von allem Getränk ausschrieb, nannte er darunter ausdrücklich auch 
den e inländischen Wein und bestimmte: 

vom einwachsenden oder Landwein soll es dermassen gehalten 
werden, dass die Einnehmer an einem jeden Ort in ein Ver- 
zeicbniss bringen, wer die Personen seien, sie wohnen auf Dörfern 
oder in Städten, die Weinberge und Eigengewächs haben, und 
wenn es im Herbst um die Zeit ist, dass man eingelesen hat, 
so sollen die Einnehmer umhergehen , bei einem jeglichen , der 
Wein eingelesen hätte, wieviel desselbigen sei, verzeichnen u. s. w. 
Besonders Landgraf Wilhelm IV. (1567—1592) pflegte den Wein- 
bau. Er liess um 1574 wiederholt eine grosse Anzahl von Gutedel- 
und Traminerstocken aus Würtemberg kommen, hielt auch verschiedene 
Weingärtner unter seinem Hofgesinde und kaufte den inländischen Wein, 
freilich Letzteres mehr für Andere, wie für sich; ja selbst für seine 
Hofdienerschaft wurde dem inländischen Weine besserer Wein zugesetzt 
Nichtsdestoweniger beschwerte sie sich einst über den schlechten Wein. 
Unter Hinweisung darauf, dass fürstliche wie hochadligc Herren, auch 
gelehrte Doctores zu des Herrn Vaters Zeiten mit dem Gewächse gar 
wohl zufrieden gewesen seien, wurde den Beschwerdeführern der Bescheid, 
»sie sollten sich solcher Schmarotzereien in ihr Herz hinein schämen, 
das sie ihnen als Rittersleuten solches lassen vor die Mäuler kommen; 
man könne in einer fürstlichen Hofhaltung nicht Jedem Lampreten 
kochen und Perdrisken und Gappaunen mit schwarzen Füssen speisen 
oder Arabossen vorsetzen; denn darüber würden nicht allein wir als 
ein Fürst, sondern wohl ein grosser König verderben, wir wären nichts 
anders schuldig zu geben, denn was uns wechst, wie unsere Vorfahren 
auch gethan ; wollen sie damit nicht zufrieden sein , so mögen sie uns 
ihren Dienst aufsagen und nach Ausgang des Jahres ziehen, da wo sie 



156 A. 8Uli«l, 

Malvasier zu trinken haben und ihre Schmarotzermftaler woU erweiden 
können«. 

Ein klares Bild, wie der Wein im Volke getrunken wurde, geben 
AUS etwas späterer Zeit, aus dem Jahre 1605, Acten des casselar 
Regierungsarchivs, in welchen sich der Bürgermeister der Stadt Fels- 
berg über Eingriffe in das f eisberger Weinmonopol beschwert, die um 
so störender seien, »als itzo Gottlob dies Jahr der Landwein ziemlidi 
wohl gerathen«. In Folge der Beschwerden wurde ein (üommissar der 
Regierung abgesandt, um festzustellen, ob die Eingriffe wirklich vor- 
gekommen seien. Das angestellte Zeugenverhör ergab, dass ein Wirth 
. allerdings ohne städtische Erlaubniss mehrfach Wein verkauft und ver- 
schenkt hatte. Seine Abnehmer waren Bürgersleute, Leinwebergeseüen, 
Dienstknechte, die bei ihm zechten, auch eine Schneidersfrau,- die den 
Wein nach Haus holte, und die Quanta, die er verkaufte, waren halbe 
Maas, das Maas zu 4 Albus (etwa 4 Sgr.). Also der Vertrieb des 
Weines fand damals noch gerade in der Weise und unter der Volks- 
klasse statt, wie heutzutage der Vertrieb des Branntweines. 

Auf eine weitere Verbreitung des hessischen Weinbaues im Ver- 
hältniss zur Gegenwart weist auch eine gesetzliche Bestimmung von 
1625 hin über den »Unterricht, wie es mit den Pflanzungen der frucht- 
baren Bäume u. s. w. soll gehalten werden«. Hier heisst es: 

»Damit auch gute arthaftige Wein stocke vor und an die 

Häuser sowohl in Städten als Dörfern mögen gepflanzt werden^ 

so soll und kann jeder Mann von den Weinmeistern und 

andern Personen, welche Weinberge haben, zu 

Frühlings- und Herbstzeiten Reiflinge von guten Weinstöcken 

um Bezahlung bekommen, dieselbigen an solche Oerter, da 

wegen der habenden Sonne es sich tbun lassen will, anl^en, 

davon denn ein Jeder deren lieben Früchten gemessen und seinen 

Lüsten daran sehen und haben kann.« 

Der Weinsdiank gehörte nicht, wie das Bierbrauen, die Handlung 

und das Handwerk, zu der den Städten ausschliesslich vorbehaltenen 

bürgerlichen Nahrung, wohl aber war er für die Städte von erheblichem 

Interesse. Es erhielten deshalb die Städte vielfach in Deutschland bei 

ihrer Gründung, wie sie seit dem 12. und 13. Jahrhundert häufig 

wurde, das Weinhändeismonopol besonders verliehen, wogegen sie dann 

gewisse Verpflichtungen übernahmen, wie Instandhaltung ihrer Mauern, 

Brücken, Wege u. s. w. Auch die hessische Gesetzgebung unterstellt 

das städtische Weinhandelsmonopol als etwas Reguläres. So bestimmt 

die Reformationsordnung Wilhehn's H. von 1509 in §.11: 
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»Es soUen die Zapfer geloben, wo die Städte schenken, 
keinen Wein in den Kellern zu mengen und das Weinfass, so 
der Weinschenk unter banden hat, soll verwahrt werden, dass 
der Schenk nicht könne zum Fass kommen, denn allein zum 
Hahnen und soll zur Verwahrung des Fasses der Zapfer und der 
Weinschenk jeglicher einen Schlüssel haben, dass keiner ohne 
den andern zum Fass kommen könne«, 
und die Polizeiordnung von 1622 in §.11: 

»Ob auch der Weinschenk einem Jedem, damit desto besser 

Wein allenthalben verschenkt werden möchte, zu erlauben, die- 

weil aber hin und wieder die Städte solchen Wein- 

schank und Zapfen von desw^en hergebracht, dass 

sie ihre Bttrden und Beschwerden desto besser tragen köni^n, 

so gönnen wir ihnen auch solchen Gewinn gern, sie sind aber 

dagegen schuldig die Stadtkeller mit einem guten Trunk Weins 

zu versehen.« 

Desgleichen erkannten die Gerichte das Bestehen eines Weinschank- 

privilegs fflr die hessischen Städte als ziemlich selbstverständlich an, 

2. B. das Oberappellationsgericht zu Gassei im Jahre 1770 für die 

Stadt Eschwege in folgenden Worten : 

»Hier in Hessen sind die Städte ohne Ausnahme ebenfalls, 
wie in Sachsen, mit dem Weinschank überhaupt beliehen und 
ihnen gleichergestalt auch die Braugerechtigkeit zustehet und 
zwar dergestalt, dass dergleichen den Städten zu besserer Be« 
streitung der ihnen obliegenden Lasten möglichst weit und we- 
nigstens nach dem Endzwedce, warum ihnen solche verliehen 
werden, zu erklären; ein Privilegium hingegen, welches ein 
Dritter zum Nachtheil der Städte und deren wohl hergebrachte 
Befuguiss erschlichen oder impetrirt hat, jederzeit möglichst eng 
zu interpretiren ist.« i 

In der That besteht auch ein solches Privileg für Eschwege; es 
besteht beispielsweise femer für die Städte Cassel, Frankenberg, Mel- 
suQgen, Gudensberg, Rotenburg, Grossalmerode, Homberg, aber auch 
für einzebe grössere Dorfschaften, wie Neumorschen. Letzteres Pri- 
vileg in seiner 1574 renovirten Gestalt lautet: 

»Wir Wilhelm u. s. w. thun kund , als wir hiebevor im Jahre 
1568 Unsem Unterthanen der Gemeinde Neumorschen den .Wein- 
schank daselbst sechs Jahre lang g^en 30 Gulden jährlichen 
Zinses und die gebührliche Accise vom Wem, so sie verschenken, 
gnädiglich verliehen und dann nunmero solche sechs Jahre gegen- 
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wärtigM Tierundsiebenzigsten Jahres verlaHft, derow^en er-* 

meldete unsere Unterthanen Uns jetzo unterthftnigst ersuchet 
und berichtet, weil dieser Zeit der Wein in. einen so hohen 
Aufschlag gekommen und sie derowegen so viel nicht verschenken 
können, als wohl sonsten zuvor beschehen, und derowegen ge- 
beten, dass Wir sie dieses ständigen Zinses der 30 Gulden er- 
lassen und ihnen den Weinschank gegen Entrichtung der Acdse 
und des Ohmgeldes gleich andern unsern Städten und 
Flecken vergönnen und zulassen wollten, dass wu: demnach, 
sonderlich damit unsre Unterthanen um so viel besser die Bracken 
dereinst in Bau und Besserung erhalten mögen, ihrem Suchen 
stattgegeben und ihren berührten Weinschank wiederum gnädiglich 
verliehen haben, also dass sie 4 Gulden Ungeld und dritthalb 
Gulden zu Tranksteuer, in Maasen von denen in Gassei und 
Spangenberg beschiehet, treulich entrichten u.* s. w.« 
Es unterliegt Wohl keinem Zweifel, dass dieses Privileg, wie jedes 
fitere gleichartige, sich zunächst auf den inländischen Wein bezog : 
nach dem Obigen gab es 1540 um Neumorschen besonders viel Wein- 
berge und die Tranksteuerordnung Von 15*53 fasst den inländischen 
Wein mit in's Auge^ der ausländische dagegen kam, wie Landau 
gewiss mit Recht annimmt, bis in's 16. Jahrhundert nur auf den 
Tischen der Beichen, also schwerlich je in Neumorschen vor. Welchen 
Werth hätten darum das neumorschener Privileg und andere noch ältere 
hessische Privilegien gehabt, wenn ihnen der inländische Wein 
nicht unterworfen gewesen wäre*)? 

Jedenfalls umfassen aber die hessischen Weinschanksmonöpole auch 
den ausländischen Wein; denn sie bestehen noch fort, ungeachtet ein 
hessischer Weinbau fast nicht mehr existirt. Die Ursache seines Ver- 
schwindens ist einerseits im häufigen Misswachs der Trauben, andrer- 
seits in der weitem Verbreitung des KartoflFelbaues , besonders aber 
im Aufkommen des Branntweins zu suchen. 

Der Branntwein, welcher im 13. Jahrhundert von Arabern erfunden, 
im 14. von Italienern nach Deutschland als Arzneimittel in den Handel 
gebracht sein soll, taucht in Hessen nicht vor dem Schlüsse des 15. 
oder dem Anfang des 16. Jahrhunderts auf. Die erste Bereitung des 



3) Auf Versehen beruht es hiernach, wenn Landau a. a. O. S. 22 bemerkt, 
die Erzeuger inländischen Weines seien durch nichts gehindert gewesen, ihn im 
Einzelnen unbekflmmert um die Beschränkungen des Weinschanks zu Terkaufen, und 
derselbe habe ausser dem Bereiche der Tranksteaer gelegen. 
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Branntweins geschah ans dem Abfalle des Weins, ans den Weinhefra, 
so namentlich am Bbejji (rheinischer Branntwein). Erst weit später 
begann man, ans Frucht Branntwein zu fabriciren, den Fruchtbrannt- 
wein. Als früheste Spur des Branntweins in Hessen wird erwähnt, dass 
1472 Landgraf Wilhelm »gebranntes Wasser« nach Rauschenberg ge- 
schickt erhielt. In der Gesetzgebung kommt er vor 1509 nicht vor. 
Auch damals und noch lange Zeit nacnher war er aber kein dem Wein 
und Bier gleichstehendes allgemeines Getränke, sondern Handelsartikel 
und Medicament, nur wurde er schon früh missbräüchlich zu Ge- 
lagen und Zechen verwendet. Gegen diesen Missbrauch schritt man 
legislatorisch ein; ganz getrennt davon stehen die Verbote des Trinkens 
in Schenken; sie beziehen sich nur auf Bier- und Wein- 
schenken. Hierfür dienen folgende Belege: 

• Die Beformationsordnung von 1509 verbietet in §. 32 das Halten 
von Zechgelagen im Hause Dessen, der Branntwein feil hält, und in 
§. 33 das Feilhalten vor den Kirchen: 

»Wer gebrauten Wyn feil hat, soll Niemandts gestatten zechen 
in sjnem Hnse. Es sei Heilig- oder Werktag, sondern den ge- 
brauten Wyn aus synem Huse verkaufen. Welcher oder welche 
das verbrechen, es sei KeuflFer oder VerkeuflFer, sollen das ver- 
bOssen mit der höchsten Busse und darzu ihren gebrannten Wyn 
verloren haben (§. 32). Auf die heiligen Tage wollen und ge- 
bieten wir , das Niemandt gebrauten Wyn vor den Kirchen feil 
haben soll bei Verlust seines gebraunten Wyns (§. 33).« 
An einer ganz andern Stelle dieser Verordnung ist von den Wein- 
und Bierschenken die Bede, nämlich in §§. 9 und 10: 

»Es soll auf den Dörfern ein jeder Wein- oder Bier schenk 
auf die Werktage Niemanden, die sich ihrer Arbeit ernähren, 
in den Schenken Zechens gestatten, es wäre denn, .dass einer 
zu einem Fremden seiner Freunde gehen und ziemlich Maass 
mit demselben trinken wollt. Welcher das verbricht, es sei 
Wirth oder Gast, sollen gestraft werden (§. 9). Es soll kein 
Wein- oder Bierschenk Niemandem Wein oder Bier leihen 
über 10 WeisSpfennige (§. 10).« 
Dann folgt*1524 ein Verbot des Zutrinkens, offenbar ebenfalls 
nur von Wein und Bier: 

»Niemand soll dem Andern zu vojlen oder halben oder zu 
gleicher Maass zutrinken, auch nicht deuten oder winken, auch 
Niemand von Andern einen gleichen Trunk oder Bescheid fordern 
oder warten, sondern so Jemand mit den andern ehrliche Gesell- 
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Schaft haben wOl, mag er die, ohne genöthigt za trinken» ehr* 
lieh wohl thon.« 
Daran schliesst sich ein allgemeines gänzliches Verbot des Ver- 
kaufs und Ausschenkens von Branntwein: 

»Du sollst auch in deinem Amte Niemanden Branndtewein 
schenken oder verkaufen lassen und welcher das thut, sooft er 
funden wird, soll mit dfei Pfunden verfallen sem, doch soll 
dies Gebot erst Michaelis angehen, auf dass ein jeder seinen 
brauten Wein, den er jetzt hat, verkaufen möge.« 
Im Jahre 1526^ wird das Verbot des Zutrinkens wiederholt und 
betreffs der Wirthshäuser bestimmt: 

»Es soll Niemand Abends nach neun Uhr, so man die Glocken 
leut, in seinem Hause oder, in Weinkellern kein Zech haltoi, 
Bier oder Wein geben bei zehn Pfund Strafe.« 
Die Visitationsordnung von 1537 ergibt, dass die Städte, welche 
zufolge ihres Weinschankrechtes Weinkeller hielten, diese mit Ge- 
nehmigung des Landgrafen auch zur Aufoahme von Branntwein be- 
nutzten. Die Bestimmung von 1524 über den Branntwein wird wieder- 
holt: 

»Nachdem viel Elagens ist von Gebrannten wein schenken 
und so trinken, so wollen wir, dass unsere vorige Ordnung (die 
von 1524) stracks gehalten werde, und wo die Städte den brauten 
wein in ihren Keller mit unserm Wissen genummen haben, da 
sollen sie diese Ordnung gleichermassen halten oder des Schanks 
massig stehen und sollen keinem Menschen auf einmal zu trmken 
mehr denn für 2 Heller lassen, und welcher Schenk das über- 
führe, um 10 Albus- gestraft werden, es sei denn, dass ein 
Mensch den zu Arznei leuth oder Pferden brauchen wollt (§. 4).« 
Später wird in dieser Visitationsordnung übergegangen auf das 
übermässige Zechen und darunter das Zechen in Bier und Wein 
verstanden : 

»Dieweil von den müssigen Leuten ein grosser Missbrauch mit 
langem Zechen in Bier oder Wein geübt wird, so ordnen 
wir, dass kein Wirth, er schenke auch Bier oder Wein, des- 
gleichen kein Weinkeller, Bürger, Bauer oder ander Mann am 
Werktage länger Zech halten soll, denn Nachmittags von 3 bis 
5 Uhr. Aber auf den Dörfern durchaus soll der Wein wirth 
des Werktags kein' Weinzech von Bauern halten ausser in Lan- 
den des Rheins, da kein Bier ist, da soll man den Wein zu- 
lassen (§. 13).« 
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Die »Ordnimg wider das VoUsaufen« von 1543 schweigt vom Brannt- 
wein; sie sagt: 

»Es folgt aus dem lästerlichen vermaledeiten Vollsaufen alle 
Gottlosheit, Uneinigkeit, Verderbniss leibs, Seelen, Gemahls^ 
Weiber, Kinder, zeitlicbs Guts und soviel Böses, dass es un- 
zalbar ist, wie es dann die Erfahrenheit täglichs gibt, dass den 
Vollen kein Schenkel oder Fuss trägt, und dass weder Kopf, 
FOss oder Hände des Vollen ihre Werk verrichten, dergleichen 
dass Mancher durchs Vollsaufen sein Angesicht und Gestalt also 
verderbt, dass es seine natOrliche Farbe verliert, gelb, wasser- 
süchtig, roth und ungeschickt wird, daraus dann letztlich der. 
Aussatz und andre Krankheit folget« 
Hieran reiht sich eine Wiederholung des obigen Verbots des Zu- 
triskens mit dem Anhange: 

»Sonderlich wollen wir befohlen haben, dass kein Stadt, Wirth 
oder Hausmann, der Gäste hält, Wein oder Bier schenkt, 
Gastungen niedersetzt Gelage zu halten. Und soll der Wirth 
ihnen Wein oder Bier zur Völlerei nicht langen.« 
Die bereits früher erwähnte Tranksteuerordnung von 1553, welche 
von allem Getränke ein Steuer verlangt, definirt »alles Getränk« durch 
den Beisatz: »ausländischen und inländischen Wein, auch Bier«. 
Der Branntwein wird also nicht zum Getränk gerechnet In einem 
Nachtrag zur Tranksteuerordnung findet er eine Stdle neben dem Essig: 
Essigbranem soll voii 2 Viertel Malz ein Gulden, »Branntwein be- 
engende« soll von jeder Ohm* ein Gulden neben der andern Steuer 
verrechnet werden. 

Im Jahre 1558 eiging zwar eme direet gegen das übermässige 
Branntweintrinken gerichtete Verordnung, aber auch hier wird 
dasselbe lediglich als ein Missbrauch eines für Kranke bestimmten 
Mittels charakterisirt : 

»Wir finden, dass unser heilsamen Ordnung nicht nachgelebti 
vielmehr der gebrannte Wein missbraucht wird, indem Morgens 
verderbliche Gelage angerichtet werden, ... so ordnen wir, dass 
solch' übermässig Saufen des brannten Wraies gänzlich abgestellt 
und damit kein Gelach mehr, weder von Wirthen, Bürgern, 
Bauern f Edelen und Unedelen gehalten, auch der gebrannte 
Wein hierzu nicht, sondern allein kranken und gebrechlichen 
Mannsr und Weibspersonen verkauft werden soll. Diciienigen, die 
A&L gebranten Wein dieser Ordnung entgegen verkaufen, sollen 
yjL u 



ie2 A. Stdisei, 

desselben verlustig sein, zur Hilfte fOr uns, zur aadrra Hilfto 
für euch unsre Amptknechte.« 
In einem spätem Theile der nämlichen Verordnung wird daim 
das Bier- und Weinschenken behandelt. 

Auch die Polizeiordnung von 1622 spricht nur vom Bier- und 
Weinschan k. Beim Abschnitte vom Frucht« und Hopfenkanf ge- 
schieht des Branntweins Erwähnung, und zwar zum ersten Male des 
Fruchtbranntweins, dessen Anfertigung gänzlich verboten wird: 

»Dieweil auch in Städten und Dörfern fast allenthalben sehr 
viel Fruchtbranntwein gebrannt wird, dadurch nicht aUein viel 
gute Frucht verderbt, sondern auch der rheinische Branntwein 
merklich verfälscht wird, zugeschweigen dass daher die Leute 
sich an das Branntweinsaufen gewöhnen, von selben hernach in 
die Bierhäuser gehen und also den ganzen Tag ihre Arbeit ver- 
säumen, so soll Branntewein aus Frucht zu machen hinforo 
gänzlich verboten sein.« 
Dasselbe Verbot erneuert ein Edict vom 4. September 1656. Um 
diese Zeit treten zuerst Branntweinschenken in der hessischen 
Gesetzgebung auf: die Sabbathsordnung vom 25. Juli 1651 bestimmt, 
dass Jedermann Sonntags des Gästesetzens in »Bier-, Brand- und 
Weinhäusem« sich zu enthalten habe. Die Kirchenordnung von 1657 
dagegen will des Sonntags nur die »Weinkeller, Apotheken und 
Bierschenken« zugehalten haben und kein Gesäufe unter dem Gebete 
gestatten, wie auch die Feuerordnung vom 4. Oktober 1670 lediglich 
über das Verhalten der Wein- und Fi er schenken in Ansehung ihrer 
Zechgäste Bestimmungen trifft. In der Gesetzgebung von 1672 an 
nehmen aber die Branntweinschenken ihren ständigen Platz an der 
Seite der Wein- und Bierschenken: der fürstliche Befehl vom 28. Sept. 
1672 findet, dass gegen die frühern Sabbathsordnungen »in denen 
Wein- Branntwein- Bier- und andern Wirthshäusem , Kellern und- 
verdächtigen Orten«, ja gar in den Apotheken Sonntags Gäste gesetzt 
werden, und schärft das deshalbige Verbot ein;. das Gameralausschreiben 
vom 17. März 1709 redet von Wir then, die Branntwein schenken, 
die Consistorialordnung vom I.Februar 1726* von »Wein-, Bier- und 
Branndeweinshäusern«. -^ 

Nach den Verboten des Branntweinbrennens von ]p622 und 1656 
ist, wie der Eingang eines Edicts vom 30. Oktober 1694 ergibt, das 
Branntweinbrenneh »nachgehends um ein- oder andrer Gonsideration 
willen« in Folge emer von der Rentkammer ertheilten Goncession »auf 
gewisse Maas« zugelassen. Weil aber damals das Branntweinbrennen 
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onne erlangte Concession wieder eingerissen war, so wurde bestimmt, 
dass Jedermann zum Branntweinbrennen einer Concession bedürfe. So 
sehen wir, dass sich die Regalität des Branntweinbrennens aas dem 
zuvor bestandenen gänzlichen Verbote des Branntweinbrennens ent- 
wickelte. Angesichts des letztern nahm die Concessionirung den Cha- 
rakter einer Vergünstigung an. Von Zelt zu Zeit erfolgte dann, um 
Theuernng zu verhüten, für gewisse Jahre wieder ein gänzliches Ver- 
bot des Brennens und dies wurde als eine .Suspension, nicht als eine 
Aufhebung der Concession betrachtet, so z. B. im Edict vom 1. Sept. 
1698. Der Concessionszwang blieb aber in Hessen bis zur neuesten 
Zeit bestehen, als Niemand mehr an das allgemeine Verbot des Brannt- 
weinbrennens dachte*), ja als das Branntweinbrennen vor der Einfuhr 
des fremden Branntweins bevorzugt wurde. Dass gerade vom Ende 
des 17. Jahrhunderts die Regalität des Branntweinbrennens in Hessen 
datirt, scheint mit der allgemeinen Entwicklung dieser Regalität in 
Deutschland zusammenzuhängen ; so z. B. wurde sie für Hannover eben- 
falls erst 1673 eingeführt. Nachdem im Laufe der Zeit der Staat ein 
Interesse an möglichster Verbreitung des Branntweinbrennens wegen 
seiner dadurch vermehrten Einnahmequellen gewonnen hatte, erfolgte 
(im Gegensatz zu den frühern Bestimmungen) ein Verbot der Einfuhr 
ausländischen Fruchtbranntweins und eine hohe Besteuerung des aus« 
ländischen Hefenbranntweins. Dies geschah von 1766 an. 



Mit dem im Vorstehenden gewonnenen Resultate, wonach in Hessen 
Branntweinschanksmonopole erst späterer Zeit angehören können, scheint 
es im Widerspruch zu stehen, dass die Stadt Felsberg nach einem 
Eintrage ihres muthmasslich im 17. Jahrhundert zusammengestellten 
Salbuchs bereits im Jahre 1360 mit dem Branntweinschank privilegirt' 
ist. Dieser Eintrag mit Ueberschrift: »Fürstliches Privilegium wegen 
des Weinschanks, in dem Jahre 1360 datiret« besagt: 

»Es haben die uhralten Fürsten, benämlicK . . . Her{ Her« 
mann und Herr Otto, sein Sohn, Landgrafen zu Hessen 
in dem Jahre 1360 die Stadt Felsbergk mit dem Weinschank 
deromasen privilegirt und begnadigt, dass Sie den Trink- und 
Brandtewein vor sich in Ihrem Weinschank allein schenken 
und ausserdehme wedder in Stadt noch Ampte ein solches zu 
thun niehinandem gestattet werden, vielweniger auch Frucht* 
branndtewein heimblich oder öffentlich bei massen zu ver- 



4) Vgl. Rtscrii^t Tom 1. August 1799; Tfr«rdBmi| fön 21. April 1824 $.69. 
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kaufen, zu br^inen, zu verschenken oder zugelasen s^ 8(dl, 
desen die Stadt Ihr Fttrstl. Gnaden von jedem Fuder Trinkwein 
6 Gulden und 17 Albus Ungeldt und Niederlage, von Brannte- 
vein aber der helffte theil Yerdiensts zu entrichten schuldig seia 
sollen, da nun Jemandt sonst in Stadt oder Ampte biergegea 
verfahren wQrde, soUeiT solche Verbrecher jedertzeit der Gebühr 
bestraft werden, . . . dafem einiger wirth ufFm Ampte bei sräier 
Wirthschaft Branntewein schenken wollte, soll er denselben bei 
hiesiger Stadt zapfen und ausserhalb keinen, es sei rheinisch 
oder Früchtewein und ist dies Privilegium von den nachgehenden 
Fürsten von Hessen zu Zeiten renoviret.« 
Der Wortlaut dieses Eintrags beweist, dass er nur ein Referat über 
das Privileg in seiner ursprünglichen Gestalt enthält, jedoch lässt sich 
annehmen, das Salbuch bezeuge, dass das felsberger Privileg vom 
Branntwein geredet habe. Dies ist auch in verschiedenen Kechtsstreitea 
der Stadt behauptet und sogar vom Oberappellationsgerichte zu Cassel 
stillschweigend als möglich angenommen worden, als es sich darum 
handelte, ob das Monopol auf den Liqueur sich erstrecke oder auf 
den Branntwein sich beschränke ; es wurde ausgesprochen, dass Liqueur 
unter den Begriff des Branntweins fiele, »ohne Rücksicht darauf, ob 
Liqueur zur Zeit der Ertbeilung des auf Trink-, gebrannte und 
Fruchtweine lautenden Privilegs von 1360 bereits bekannt war^)«. Aber 
der felsbevger Salbuchseintrag bedarf einer kritischen Sichtung. Zu- 
nächst muss es auffallen, dass nach ihm Landgraf Hermann einen 
Sohn Otto gehabt und im Jahre 1360 Privilegien ertheilt haben soll, 
während Landgraf Hermann erst 1377 zur Regierung kam und Otto 
(der Schütz) nicht sein Sohn, sondern der Sohn seines Vorgängers in 
*der Regierung, Heinrich's des Eisernen war; sodann konnte das Privileg 
von 1360 den Fruchtbranntwein nicht erwähnen, weil solcher erst 
viel später erfunden ist, es konnte auch nicht eine Abgabe von 6*/« Gul- 
den erwähnen, weil die Tranksteuer erst 1553, und zwar in viel ge* 
ringereA Maasse eingeführt ist; endlich passt die Schreibart »Brandte- 
wein« nicht, weil in Hessen bis in das 16. Jahrhundert »brannter 
Wein« oder »gebrannter Wein« geschrieben wurde. 

Wenn denmach wirklich vom Landgrafen Hermann der Stadt Fels- 
berg ein Schankmonopol ertheilt ist, so muss es nach 1360 fallen, es muss 
ausschliesslidi vom Weine , nicht vom Branntwein handeln, es muss 
— analog den Privilegien anderer Städte — als Gegenleistung die 
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Verpfliehtnog 2ur Erhaltung der Befestigungswerke n. s. w. und nicht 
die Verpflichtung zur Steuerzahlung enthalten. Und in der That lässt 
sich die Existenz eines solchen Privilegs nachweisen. Gelegentlich einer 
in den oben erwähnten archivalischen Acten enthaltenen Beschwerde 
aber Eingriffe in ihren Weinschank legten die Felsberger eine Copie 
ihres Privilegs bei. Dasselbe datirt von 1387 und ist vom Landgrafen 
Hermann. Es lautet: 

»Wir Hermann u. s. w. bekennen öffentlich u. s. w., dass wir 
unsen lieben getreuen BOrgermeistem Schöffen und Bürgern ge- 
meiniglichen unser Stadt zu Felsberg die Gunst und Gnade ge- 
than han, dass sie von der Stadt wegen ewiglichen mögen und 
sollen Weinschenken und den Weinzapfen haben, und 
davon die ehegenannte Statt festen und beschirmen mit Mauern, 
Gräben und anders, wo sie das darzu dflrfen und es ensoU 
Niemand da Weinschenken heimlich oder offenbar.« 
SchwerHch wird es einem Zweifel unterliegen, dass wir hier das 
erste felsberger Privil^ vor uns haben. Wäre ihm schon 1360 ein 
früheres vorausgegangen, so würde es die Copie des 1387«^ erwähnen, 
wie das neumorschener Privileg von 1574 das frühere von 1568 er- 
wähnt. Der abweichende Inhalt des felsberger Salbuchs findet aber 
seine sehr natürliche Erklärung, wenn man die Zeit seiner Entstehung 
und die geschichtliehe Entwicklung des Branntweinschanks in Deutsch- 
land überhaupt, besonders in Kurhessen in's Auge fasst : Wer im Jahre 
1387 gegen Uebemahme gewisser Lasten zum ausschliesslichen Wein- 
schank berechtigt war, den hielt man auch zum ausschliesslichen Schanke 
desjenigen Weines berechtigt, welcher zufolge ein^ Erfindung der spä- 
tem Zeit aus dem Abfalle der Weintrauben gewonnen wurde und welcher 
allmälig den echten Wein gerade in Kurhessen thatsächlich verdrängte. 
So ist denn in jenen Archivacten auch an zwei Stellen ganz klar aus- 
gesprochen, dass die Felsberger schon 1605 nicht blos den Wem-, 
sondern auch den Branntweinschank ausübten, und als in Neumorschen 
1795 gegenüber dem Weinschanksprivileg des Ortes ein Wirth den 
^anntweinschank beanspruchte, weil der Ort nur weinschankberechtigt 
sei, wies das Justizamt den Anspruch zurück und berichtete Folgendes 
an die höhere Instanz: 

»In den altem Zeiten war Wein der einzig bekamite potus 
hilaritatis, der Branntwein höchstens in Apotheken bekannt. 
Das sind gan£ bekannte Dinge. Die Zeiten haben sich indess 
verändert und hat der Branntwein nunmehr den Wein verdrängt. 
Die Städte und hin und wieder auch Dörfer würden also von 



166 A. Sloltel, 

ihren Privilegien wenig Nateen haben, wenn ihre Scheiikeiis- 
gerechti^eit blos auf Wein abziele sollte, vielmehr hat man 
die Billigkeit eingesehen und den Branntwein unter den Wein 
mitbegriffen. Fast alle Städte Hessen's, die blos mit ezdnsiTem 
Weinschank privil^irt, exerciren nun auch den exdusiven Branni- 
weinschank und zwar solange der foanntwein beliebtes Getrink 
geworden.« 
Also sogar das um zwei Jahrhunderte jüngere Privileg von Neu-/ 
morschen dehnte man auf den Branntwein aus. Um so mehr wird dies 
vom felsberger Privileg statthaft sein. Von diesem Standpunkt ans 
gewinnt dann der Salbuchseintrag seine eigentliche Bedeutung. So an- 
genau und unecht er für das Jahr 1360 ist, so treu erscheint er, wenn 
man ihn als ein Zeugniss über den Zustand des 17. Jahrhunderts be- 
trachtet, in welchem er bewirkt wurde. Damals hatte sich das ur- 
sprüngliche Weinschanksprivileg so entwickelt, wie es der Eintrag be- 
kundet. Dass nicht ein Branntweinschanksmonopol aus dem Jahre 
1360 behauptet werden soll, ergibt auch schon die- Ueberschrift im 
Salbuche: »FürsU. Privileg wegen des Weinschanks im Jahre 1360 
datiret«; der Verfasser des Eintrags war sich demnach wohl bewusst^ 
dass das Privileg nur auf den Weinschank lautete, nichtsdestoweniger 
konnte er sagen, die Stadt sei mit dem Weinschank dermassen be- 
gnadigt, »dass sie Trink- und Brandtewein in ihrem Weinschank 
allein schenken« dürfe; er irrte nur in der Jahreszahl und darin, dass 
er neben dem Landgrafen Hermann Otto den Schütz als den Ertheiler 
des Privilegs nannte. Damals (im 17. Jahrhundert) hatte sich auch 
allmälig in Felsberg .eine Abgabe von 6V2 Gulden per Fuder gebildet 
Dies erfahren wir aus einer Bittschrift der Felsberger an den Landes* 
herni aus dem Ende des 16. Jahrhundert, worin es heisst: 

»Wir' haben E. F. G. Herrn Vater zwei Gulden von eines 
. Fuders Wein gegeben, dazu auch mit der Accise dritthalb 
Gulden; auf das Alles hat der Schultheis von Hombergk uns 
arme Stadt noch zwei Gulden gesetzt, welches macht in 
summa siebendenhalben Gulden, ist unsre Bitt, E. F, 
G. wollen uns die zwei aufgesetzte Gulden nachlassen.« 
Die ersten und ältesten 2 Gulden sind sog. Ungeld (eine Verkaufish 
Steuer); dann folgten 1553 die 2Vs Gulden Tranksteuer und schliesslich 
durch den homberger Schultheis der Aufschlag von 2 Gulden, also zu- 
sammen genau so viel als das neumorschener Privileg und genau so viel, 
als das felsberger Salbuch ausweist, welches letztere zugleich darthut, 
dass die Bitte der Felsbei^er um Erlass der 2 Gulden nicht erhört wurde. 
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Wir haben demimch im fdsbeifiar Privileg von 1887 und im neu- 
morschener von 1574 zwei Beispiele ältester Weinschanksmonopole 
kessischer Orte, nämlich aus der Periode vor dem Gebrauche des 
Branntweins, wir haben sodann im Eintrag des felsberger Salbuchs 
einen Beleg, wie sich ein solches Weinschanksmonopol kurz * nach dem 
allgemeiner werdenden Gebrauche des Branntweins thatsächlich gestaltete. 
Als Beispiel einer neuem Periode mag noch das Privileg der im Jahre 
1775 zur Stadt erhobenen Ortschaft Grossalmerode angereiht werden. 
Dieses nennt, wie sich erwarten lässt, neben dem Weinschank noch 
besonders den Branntweinschank und bezeugt dabei in seinen Eingangs^ 
Worten, dass solche Privilegien allgemein den hessischen Städten zu- 
stehen. Es lautet: 

»Wir Friedrich, Landgraf u. s. w. .thun kund u. s. w.: als 
wir mehrmals in Erwägung gezogen, sich auch bei der ohnlängst 
vorgenommenen Besichtigung befunden, dass das bisherige Dorf 
Grossalmerode, in Betracht daselbst wenig Ackerbau, sondern 
die Einwohner von Commercio, Manufacturen und Profession 
leben, vorzüglich eine Stadt zu sein verdienie, dass wir demnach 
unserm bisherigen Dorfe Grossalmerode zur Belohnung des 
Fleisses seiner Einwohner die Rechte und Privilegien einer 
Stadt ertheilen. 

§. 1. Soll diese unsre Stadt alle und jede Freiheit und Ge- 
rechtigkeit, welche andern unsern Städten insgemein 
zugestanden und hiernach beschrieben sind, chm- 
falls gebrauchen, dagegen aber was den Städten obliegt, in 

schuldigem Gehorsam verrichten 

§. 9. Wir stehen demselben auch die weitere Gerechtsame 
zu, dass innerhalb einer Meile kein Dorf Bier zu brauen die 
Erlaubniss haben, nicht mindei* haben wir 

§. 10. diese unsre Stadt ''«Ait der privativem Wein- und 

Branntweinschank- uBl9tierbergirungsgerechtigkeit gnädigst 

privilegirt.« 

Während der iranzösischen Occupationszeit traten in Kurhessen 

die Wein- und Branntweinschanksmonopole ausser Kraft, nachher aber 

lebten sie wieder auf oder wurden, wo sie ehedem nur auf bestimmte 

Jahre ertheilt waren, wieder erneuert Ein Beispiel hierfür bietet das 

Privileg der Stadt Homberg von 1815: 

»Wir Wilhelm I. bekennen u. s. w., dass wir onarer Stadt 

^ Homberg den Weinschank auf weitere 12 Jahre zii|;e8tand^ 

haben, also dass sie von einem jedem Fudermaas 4 Gulden 
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Maotee und 10 Albiiß gd^ SMdlen, wraa auch die 12 Jahre 
verstrichen sind, sollen sie ohne unsre Bewilligung sieh 4tt 
Weinschank3 enthalten. Desgleichen haben Wir ihnen auch den 
Branntweinschank auf obige 12 Jahre ausschliessend ver- 
gönnet, doch sollen sie keinem Menschen über ein Nösel ver- 
kaufen. Dagegen sollen sie uns von jeder Ohm 1 Gulden xa 
üngeld geben.« 

Aus den mitgetheilten gesetzlichen Bestbnmungen und Urkunden 
lassen sich, wenn auch für einen lokal verhältnissmässig beschränkten 
Baum, die Grundzüge eines Bildes der Geschichte des Branntwein- 
schankes gewinnen, wie es voraussichtlich in andern deutschen Staaten 
wiederkehrt. Neben dem historischen Interesse, welches eine solche 
Betrachtung bietet, wohnt ihr aber auch ein nationalökonomisches und 
ein juristisches inne. Wir sehen, dass der freihändlerische Zug der 
Zeit dahin zurücktreibt, von wo der Branntweinhandel und Brannt- 
weinschank sein^ Ausgang nahm: Das Feilhalten des Branntweins 
stand vor 1509 in Hessen Jedem frei, ebenso das Branntweinbrennen 
vor 1622, und die Jahre werden zu zählen sein, bis wir wieder auf 
dem nämlichen Standpunkt stehen. Aber auch erhebliche Gegensätze 
geben sich kund , wenn man die zwischen jenen beiden Polen liegende 
Zeit berücksichtigt: Anfanglich ist in Hessen der Branntweinverkauf 
über die Strasse gestattet, das Gästesetzen aber verboten, heutzutage 
ist häufig Denen, welche zum Gästesetzen concessionirt sind, das Ver- 
kaufen über die Strasse verboten; sodann war früher der Branntwein- 
handel Sache der Apotheker, während jetzt der Apotheker, welcher 
Branntwein verkauft, regelmässig in Strafe verfallt; vor dem 18. Jahr- 
hundert war das Brennen von Fruchtbranntwein verboten und man 
consumirte ausschliesslich inländißchen Hefen — oder ausländischen 
Branntwein; kaum ein halbes Jahrhundert später verbot man die Ein-* 
fuhr fremden Branntweins oder b%ichränkte sie wenigstens und be- 
günstigte das Brennen des Fruchtbranntweines. Was endlich am Schlüsse 
des 17. Jahrhunderts als besondere Gnadenbezeiguiig sich darstellte — 
die Concession zum Branntweinbrennen — , ist allmälig eine abzu- 
streifende Bürde geworden : aus der Dispensation von dem zum WoUe 
des Landes ergangenen Verbote des Branntweinhiamens wurde im 
Laufe der Zeit zum Besten des Aerars der Conceasionszwang. Settte 
dieser bunte Wechsel nicht der beste Beweis sein, dass man nach un- 
richtigen i^rincipien operirte? 
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Speciell fQr den Juristen ergibt sich aber, ^dass erfahrungsmässig 
iltere städtische Weinschanksprivil^en auf den Branntwein ausgedehnt 
sind. Wie so viele RechtsparOmieen hinkt also auch die, dass Privi- 
legien strict zu interpretiren seien. Man wird, so lange die Monopole 
noch als gutes Recht bestehen, von einer Stadt, welche seit Jahr- 
hunderten mit dem Weinschanksmonopol beliehen ist und demgemiss 
auch den ausschliesslichen Branntweinschank beansprucht, keinen strin- 
genten Beweis eines separaten Branntweinschankrechtes und seiner 
Exclusivität verlangen dürfen. 
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I. 

MerBOifl« 9. Altenborirlsclie Verordnung über Errichtanip ▼•■ 
]|»rlehiuika|nien in Hersof^huni Altenbur^. 



Wahrend in Preussrn die bei der durch den Aasbruch des Krieges ver- 
inlassten Störung der VerkehrsTerhillniste sonst sehr swcckmissige Errichtung 
fon Darlehnshsssen deshalb zu grossen Bedenken Anlass gegeben hat, weil 
durch die Ausgabe von Darlehnskasflenschcinen ohne landstindische Genehmigung 
die unverzinsliche Staatsschuld vermehrt wurde, hat man in Altenburg ein ahnliches 
Institut in's Leben gerufen, von dem ausserhalb des Landes wohl nur Wenigen 
etwas bebannt geworden ist, welches si<;h aber eben dadurch sehr vortheilhaft 
Ton dem preussischen unterscheidet, dass hier die Vorschüsse nicht in neu creirteii 
Schuldscheinen, sondern in baarem Gelds — wahrscheinlich aus den bedeuten* 
den Activkapitalien des Domauialfiscus — gewihrt werden. Dieselbe lautet: 

§• 1. 

Unter dem Namen einer 

Herzoglichen Landes-Darlehnskasse zu Altenburg 
wird ein Kreditinstitut errichtet, welches den Zweck hat, so weit die ihm zur 
Verfugung gestellten Staatsmittel auslangen, 

a) an hierländischo Industrie aushilfsweise , insonderheit zur Hinderung der 
Arbeiternoth , öeschiftsbredite auf Mobiliarpfand, auEnahmsweise auch 
auf Diskontiren von sich nur im Inlands bewegenden Wechseln, 

b) eyentuell auch Vorschüsse an Stadtgemeinden und Kreditvereine zur 
KreditunterstJitzung des Kleingewerbes 

SU gewihren. 

§.2. 
Die Verwaltung der Darlehnskasse ist Unserem Ministerium Abtheilung 
des Innern und der Finanzen gemeinschaftlich übertragen, welches sich hierbei 
wegen der Darlehnsgeschifle auf Mobiliarpfand der vermittelnden Mitwirkung 
der in den einzelnen Stidten des Landes, iii welchen ein Steuer- und Renl- 
imt seinen Sitz hat, niedergesetzten, aus dem Vorstande der stidtischen Ver- 
waltungsbehörde als Vorsitzendem, aus dem Vorstande des Steuer- und Reut* 
amtei und einem Fachkundigen bestehenden Kommission au bedlenep hat 
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S. 3. 

Die Gesuche um BewilUgiinfir einee Kredite .ine der Darlrhnekaese bie stt 
iOOO Thlrii. eind bei dem Voreiisenden der betreffenden KommlesfoD, dergkiehen 
Aber 1000 Thir« bei der Centralferwalinng unter UeberreichuDf^ eines spesieUeQ 
Veneichnieses nebst Weribangabe der xnm Unterpfande offerirten Gegenetinde 
anzabringen. 

Betrige unter 200 Thirn. werden nicht bewilligt, im Uebrigen nar S«m- 
nen, welche in 10 oder 25 ThIrn anfir^hen, vnd nor bis hdchstens inr Hilfte 
des Ton der Verwaltung ermiltelten Werthes der Pfandobje|[te. Die Kredite 
werden auf längstens 3 Monate bewilligt. Gesuche um Prolongation sind 
mindestens 8 Tage vor Ablauf anzubringen. 

Zinflfttsa und alle sonstijren in gegenwärtiger Verordnung nicht enthaltenen 
Darlchnspfandbedingungen sind im einzrlnen Falle su Tereinbaren, resp. in den 
Tom Darlebnsempfängrr abzustellenden Schuld- und Pfandschein aufzunehmen. 
Dem Letztem ist über die geschehene Verpfandung ein Pfandschein absu* 
stellen. 

Ittsser den Zinsen wird von dem zu gewahrenden Darlehen die Ver- 
sicberungsprimie gegen Feuersgcfshr , sowie ein Aequifalent fflr etwaigt 
Lsgerspesen gekürzt« 

§. 4. 

Als Pfandgegenstande werden nur solche eigene Rohstoffe und Fsbribate 
des Kretünehroers angenommen, welche dem Verderben nicht ausgesetzt sind 
und in den Bereich des fom Darlehnsnehmer betriebenen Fabrilgeschäfls ge* 
hören. 

Unbedingt feuergefährliche , oder solche Wsaren, welche von der Kom- 
mission nicht unter Verschluss genommen werden können, sind Ton der Be- 
leihung ausgeschlossen. 

§.6. 

Die Pfandgegenstände werden in der Regel durch die Verwaltung der 
Darlehnskasse für Rechnung der Darlehnsnehmer zu dem von ihm bestimmten, 
die Darlehnssumme aber um mindestens 25 Prozent übersteigenden Betrage 
rersichert. 

Ffir die durch Kriegsgefahr, Zufall oder andere nicht Torauszusehendt 
Ursachen eingetretene Beschädigung« Untergang oder Entführung der Pfand- 
gegenstände haftet der Darlehnsschuldner. 

§. 6. 
Die Pfandsrhuld wird ausser mit Ablsuf der Darlehnsfrist mit Ausbruch 
des Konkurses über das Vermögen des Dsrlehnsempf&ngers , sowie dann flllig» 
wenn mehr ala 40 Prozent dtB fon der Verwaltung ermittelten Werthes der 
Pfandgegenstände durch Feuer oder sonstigen Zufall ferloren gehen« 

«. 7.- 
Wird die. Schuld zur Verfallzeit nicht benchtigt, so ist die Verwaltmg 
der Darlehnakasse berechtigt, die Pfänder jederzeit und ohne irgend weicht 
TorgängIge Mahnung und gerichtliche Hilfe auf Kosten des Schuldners 5ffenllidi 
Ttrsteigem zu lassen oder auf aonstige in ihr Ermessen gestellte Weist best-' 
möglichst SU f eräussern, und den ^rlös, soweit nöthig, zur Befriedigung dar 
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Forderung nebst Zinsen und Spesen in yerwenden, TorbehSltlicb ihrer weitem 
Rechte gegen den Schuldner im Falle eines etiraigen Fehlbetrags. 

Vindikationen der Terpfindetcn Gcgenstinde Seiten Dritter finden nif 
gegen volle Tilgung der Forderung der Darlehnskasse statt. 

Auch ist die Verwaltung nur trogen Tolle Tilgung ihrer Forderung Ter- 
pflichtet, die Pfandgegenstände im Fall eines Konkurses an die Konkursbehörde 
abauliefern. 

§. 8. 

Wechsel sind nur ausnahmsweise zu diskontiren und zwar diesfalls nur 
solche, welche 

a) nicht später als drei Monate nach dem Datum der Diskontirung rer- 
fallen, 

b) mindestens zwei als Tollkommen sicher erachtete Unterschriflen in- 
ländischer Firmen ausser der des Erborgers tragen, und 

c) am Sitze eines Steuer- und Rentamtes zahlbar sind. 

*llle Gesuche um Weehseldiskontirung sind unter Beilegiingf des Wechsels, 
sowie Vorschussgesucho der §. 1 b. gedachten Art sind unmittelbar hei der 
Centraherwaltung schriftlich einzureichen. 

§. 9. 

Zahlungen aus der Darlehnskasse und an dieselbe sind bei dem betreffen- 
den Steuer- und Rentamt zu bewirken. 

Dieselben sind in denjenigen Mönz- und Papiergcldsorten anzunehmen 
und zu Iriston, welche die Steuer- und Rentämter zur Zeit der Zahlung an- 
zunehmen Terpflichtet sind. 

§. 10. . 

Der Geschäftsbetrieb der Darlehnskasse ist als kaufmännischer zu betrachten 
und es leiden daher auf denselben die bestehenden Beschränkungen über die 
B5he des Zinsfusses keine Anwendung. 

§. 11. 
Der Zeitpunkt des AufhSrens der Darlehnskasse wird seiner Zeit besonders 
rerdffentlicht werden. 

§. 12. 
Gegenwärtige Verordnung tritt mit deren Erscheinen in Kraft. 

Altenburg, den 2. Juli 1866. 
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MUUUUU «er Stadt Wien. Herausgegeben im Auftrag des Pri- 
aidiums dea Gemeinderatha und Hagiatrata vom atatialiachtii 
Bureau der k. k. Haupt- und Residenzatadt. Dritles HcfL Wien 
18t6. Quart. 205 SS. 

Dit Torlicgendo dritte Heft der Slatiattk Wien'a, von der daa erate im 
Jahre 1857, das zweite 1861 erschienen iat, enthalt eine Daratellong der 
Reaullate des Gemeindehauahaltea ana den Jahren 1855 — 64. „Ich hielt dafur^, 
sagt der Bfirgermeister Dr. Zelinka in der Vorrede, „dass es kaum eine 
Arbeit giebt, in deren Rahmen aich ein aolches vlelgeatalli^a Bild des Ge- 
sammtlebens einer grossen Stadt, zusammenfassen laaae als in einer Finanxr 
Statistik; denn die für eine Reihe Ton Jahren durchgeführte Daratellung der 
Haushaltsverhältnisse einer grossen Gemeinde bietet nicht nur das Terlässlichste 
Mittel zur Würdigung der finanziellen Zustände, sondern liefert — wenn dl« 
Thataachen angedeutet werden, aus denen die Einnahmen und Ausgaben re- 
snitiren — auch ein schitzenswerlhes Material zur Benrlheilung vieler anderer, 
namentlich Tolkswirthschaftlicher * und socialer Zustände. Wenn denn auch die 
gesetzlichen Grfinde angedeutet werden, aus denen die Einnahmen und Aus* 
gaben erfliesaen, ist damit die Möglichkeit einer Tcrgleichenden Statistik ge- 
holen." 

Wir begrüssan die Arbeit mit Fronden, weil sie zwei bis jetzt wenig an« 
gebaute Zweige der Statutik mit einer neuen Leistung bereichert, die Statistik 
dea Gemeindtwfsena nnd die der Finanzen, lieber ersteren Punkt haben wir 
bordts GelegenhMt gehabt, uns ausausprachen , wir wollen aber auch nicht 
«»terlaaaen« hier ausdrücklich darauf hinzuweisen, wie wenig amtliAe Nach- 
Tichten wir Ina jetst sowohl Qber die Staats- als fiber die stidtiaelMl 
Finanzen beaitzen, wie schwierig es namentlich in den deutschen Staaten mif 
in dan Besitz der Budgets zu gelangen, die ja in Tielen Lindem nicht einmal 
in den Gesetzsammlungen publicirt werden. Oeffentlichkeit sollte eigentlich die 
Seele jeder wohl geordneten Finanzterwallung aein. Die Einfahrung der 
monatlichen Bekanntmachungen fiber den Slaiä der ameriksniachea Staate- 
schuld durch den Fiaanzminister Mc. CuUoch begrusste die Börse mit einem 
bedenlonden Sinken des Goldagios. 
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nach der Gröffe det Geirtrbelietriciw TenchMtBe KlatMD dieMT Abgabt faal. 
Die Stener wird nach 4 Kategorieen gehoben: 

1) Landeefabriken und Fabrikimternehmangen, 8 Klaaaen, fon IO-*1500Fl.y 

2) a. Handelinnternehmangen, 8 Klaasen, tob 100—1000 Fl., 
b. Grosebandlongen, 5 Klaaaen, Ton 300— 1500 FL, 

3) KfiDste und Gewerbe, 12 Klaaaen, Ton 6— 300 Fl., 
d) Dienatleiataugen: 

a. snm Unterrichte, 4 Klaeaen, 6—20 Fl., 

b. SU GeicbiflsTermiUlungen, 5 Klaaaen, 50 — 300 Fl», 
e. xur Beförderung von Feraonen und Sachen, 5 Klaaaen, 10-^100 Fl. 

Nachatehende Uebersicht xeigt die Ergebniaae der Stevererhebnng in WIeii. 





Zahl der 


VwfMchriebeae 


BiwenBcene 




Conlribnenlen. 


EnreibtteiMr. 


Id56 


36,414 


1,012,888 Fl. 


807,647 FI. 


1856 


36,937 


1,030,417 - 


880,162 - 


1857 


38,067 


1,070,023 - 


974,173 - 


1858 


38,997 


1,087,742 - 


981,209 - 


1859 


39,457 


1,101,266 - 


966,083 - 


1860 


40,827 


1,146,726 - 


976,804 - 


1861 


41,641 


1,158,344 - 


948,566 - 


1862 


42,704 


1,173,753 - 


919,616 - 


1863 


42,552 


1,146,180 - 


885,816 - 


1864 


43,261 


1,147.729 - 


819,128 - 



Die Abnahme dea Stenerertragea und das im Verhiltniaa aar Gebühr nar 
geringe Maass wirklich geiahlter Steuer sind Zeichen wenig günstiger Gewerbe* 
ferhiltniaae nnd um so bedauerlicher, als seit Einföhrnng der Einkommenstener 
die Erwerbsteuer meist nur das kleine Gewerbe trifft, indem aie bei grösaeren 
Unternehmungen durch die eratere ersetit wird. Sowie vom Jahre 1849 an 
au der ursprünglich 16-procentigen Grund- und Hausiinssteuer das Einkommen- 
«ieuerdriitei mit S'/a Proc. angeschlagen wurde, trat dieaer Zuschlag auch für 
die Erwerbsteuer ein. Das Einkommen fon mit einfachen Fabrika- und Gewerba- 
befugnisaen Tersehenen Personen, daa der wiener Standhindler und Hauairer 
aewie daa der mit Meiaterrechten yersehenen Künstler und Gewerbetreibenden 
iai aber deshalb ebenso befreit wie daa der vom Pri?atunterricht Lebenden, 
aich mit Beförderung von Peraonen und Sachen beschäftigenden IndiTiduen, 
die in der letzten Klasae der Erwerbsteuer eingereiht sind. Daa commnnalo 
Einkommen durch den städtischen Zuschlag xur Erwerbsteuer« daa in demselben 
Haaaae wie bei der Grundsteuer (10 Kr. C.-H. und 17 Nkr.) Tom Steuer- 
gulden berechnet wird, betrug: 



1855 


. . . 161,435 Fl. 


1856 


. . . 174,149 - 


1857 


. . . 183,117 - 


1858 


. . . 173,529 - 


1859 


. . . 177,365 - 


1860 


. . . 184,695 - 


1861 


. . . 179,560 - 


1862 


. . . 184,260 - 


1863 


. . . 176,840 - 


1864 


... 169,740 - 
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Die Elnfcommentl«u0r wurde Im Jahre 1849 wegen der Reichs- 
bedringDifg proTisorisch eingeffihrt nnd besteht aeit dem unanterbrochen fort; 
•ie erkennt äle Object dae reine Einkommen ana einem Vermögen oder einem 
Erwerbe. Der Hana- oder Omndbeeitz wird durch den ansserordentlichen Zu- 
aehlag ?on 5V3 ^^^* beatenert; ist ein Haue oder ein Gmndstück yerechaldet, 
ao darf der schuldende Realititenbeaitxer dem Hjpothekenglinbiger bei Zahlung 
der Zinsen 5 Proc. für die Steuer abziehen. Bei der seit mehreren Jahren 
bestehenden finanziellen Bedrangnisa jedoch trägt der Schuldner in der Regel 
auch diese Last, um nicht die Kfindigung des entlehnten Kapitals befurchten 
SU müssen. Daa der Steuer unterliegende Einkommen wird mit Ausnahme des 
aus dem Realbeaitz und den kleinen Gewerben herrorgehenden in 3 Klassen 
gethellt. In die erste gehört das Einkommen von allen der Erwerbssteuer 
unterliegenden Erwerbsquellen (mit Ausnahme der in der letzten Steuerklaaae 
der dritten Kategorie der Erwerbssteuerpflichtigen Stehenden); femer unter- 
liegt ihr — abgesehen von dem in Wien nicht in Anschlag zu bringenden 
Berg- und Hflttenbetriebe — der Gewinn, welchen ein Pachter Ton Pachtungen» 
ein Unternehmer von Bauten, Lieferungen u. s. w. von diesen Unternehmungen 
bezieht, ebenso auch der Gewinn solcher Actiengesellschaflen , welche sich 
mit der Absicht auf Erwerb gebildet haben. Die Steuer bemisst sich für die 
erste Klasse mit -5 Proc; es soll dieselbe zwar nie mit einem geringeren Be- 
trage, als die Erwerbssteuer mit Zuschlag des Drittele betragt, bemessen werden, 
doch wird umgekehrt auch die Erwerbssteuer wieder in die Einkommensteuer 
eingerechnet und nur der Ueberschuss als Einkommensteuer in Verrechnung 
gebracht und eingehoben. In die zweite Klasse gehört Tor Allem das Ein- 
kommen, das in Gestalt Ton Gehältern und Pensionen bezogen wird, das reine 
Einkommen der von der Erwerbssteucr befreiten Schriftsteller, der bildenden 
und freien Känstler, der Aerzte, Wundärzte und Hebammen, ferner die Bei« 
träge, welche Pfrfindnern, Klostergemeinden oder geistlichen Orden aus öffent- 
lichen Geldern zugewiesen sind. Diese Steuer ist insofern eine progressiTe, 
als Ton einem reinen Einkommen von 600 — 1000 Fl. C.-H. ein Betrag von 
1 Proc. gezshit wird und dieser dann mit jedem Tausend um 1 Proc. steigt, 
80 dass schliesslich 9 — 10,000 mit 10 Proc. besteuert werden; über diesen 
Satz geht aber auch die Besteuerung höherer Einkommen nicht hinaus. In 
die dritte Klasse gehören Zinsen Ton Darlehen und anderen stehenden Schuld- 
forderungen, die Steuer beträgt hier 5 Proc. des reinen Einkommens. Die 
Ergebnisse der Steuererhebung in Wien für die letzten 10 Jahre sind folgende: 





Zahl der 


Vorgeschriebene 


Bmgegngen« 




Contribaenten. 




Steuer. 


1855 


35,788 


1,568,654 Fl. 


930,714 Fl. 


1856 


36,821 


2,027,390 - 


1,127,432 - 


1857 


36,753 


2,306,101 - 


1,658,872 - 


1858 


38,114 


2,261,584 - 


1,637,530 - 


1859 


38,845 


2,154,587 - 


1,499,583 - 


1860 


37,3§3 


2,164,815 - 


1,404,665 - 


1861 


39,706 


2,395,074 - 


1,455,684 - 


1862 


40,786 


2,682,885 - 


2,084,282 - 


1863 


41,473 


2,897,255 - 


2,274,989 - 


1864 


41,851 


2,964,612 - 


2,143,259 - 


VII. 






12 
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Der stSdtische Zaschlag rar EinkoniinenBtener betrag: 

1855 .. . 228,036 Fl. 

1856 . . . 291,301 - 

1857 . . . 421,518 - 

1858 . . . 369,589 * 

1859 . . . 341,986 - 

1860 . . . 318,452 - 

1861 . . . 371,400 - 

1862 . . . 494,700 - 

1863 . . . 472,600 - 

1864 . . . 438,410 - 

Von den indirecten SUneni kommt nur die Verzehrungssteucr als 
solche in Betracht, ?on der die Commune Wien einen Zuschlag erhebt, der 
im Laufe dea Decenniuma folgende Summen erreichte: 

1855 .. . 4,009,280 Fl. 

1856 . . . 4,239,774 - 

1857 .• . 3,805,132 - 

1858 . . . 4,910,008 - 

1859 • . . 5,305,247 - 

1860 .. . 6,017,985 - 

1861 . . . 5,868,617 - 

1862 . . . 6,198,123 - 

1863 . . . 6,410,480 - 

1864 . . . 5,570,517 - 

Wir haben uns bei der Darstellung der Besteuerung etwas langer auf- 
gehalten, veil sie uns nicht nur als der finanziell interessanteste Theil dea 
Werkes erscheint, sondern namentlich auch den besten Einblick in die wirth- 
•chafllichen und socialen Verhaltnisse des Volkes gestattet. Der Raum erlaubt 
ans nicht, die andern Abschnitte in ahnlicher Weise zu behandeln; vir bc- 
. gniigen uns, kurs ihren Inhalt anzudeuten. Die uhrigen Einnahmetitel aind : 
Gebühren für die Ausübung der Markts* und Sanitatspolizei, Taxen aus Amts- 
handlungen der Vervaltung, Einnahmen aus dem Gemeindeeigenthum und 
öffentlichem Gemeindegut, Einnahmen zu Einquartierungszvecken (Einquar- 
tierongskreuzer Tom Steuergulden u, a. w.), Einnahmen zur Deckung Ton 
Verwaltungs- Auslagen (Kirchen- nnd Schulstener u. s. w.), Einnahmen aus 
sonstigen Titeln, auaserordentliche Einnahmen und Einnahmen für Rechnung 
des Stammvermögens. 

Der Ausgabeelat ist in drei Haupttitel: Ausgaben der Verwaltung im 
Allgemeinen, Aasgaben für das Gemeindeeigenthum und Ausgaben für die der 
Commune zustehende Lokalpolizei gelheilt. 

Wir geben zum Schiusa noch den gesanuntcn Einnahme- und Ausgabeetat 

für jedes der Torliegenden 10 Jahre. 

irs»».h»... An.a..h.n ^uf 1000 Fl. Einnahme 

Emnahmen. Ausgaben. ^^^^^^ j., Ausgabe. 

1 855 5,966,873 FI. 5,779,669 Fl. 969,23 Fl. 

1856 5,444,519 - 6,456,597 - 1,002,27 - 

1857 5,962,807 - 6,118,356 - 1,026,09 - 

1858 6,059,098 - 6,080,432 - 1,003,63 - 







Litteratnr. 




Einntbrnrn. 


Anggaben. 


1850 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 


5,545,220 Fl. 
6,548,592 - 
6,868,810 • 
6,694,493 - 
7,260,765 - 
7,566,587 - 


6,782,974 FI. 
6,253,429 - 
6,562,099 - 
6,435>596 - 
7,567,695 - 
7,881,121 - 
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Auf 1000 FI. Einnahme 

kommen Fl. Aasgabe. 

1,043,00 Fl. 

955,00 - 

955,35 - 

961,31 - 

1,042,26 - 

1,041,56 - 

Der Ausfilhrnng^ drr Torlifgenden Werkes können vir unsere ToUe An- 
erbennunfj^ nicht yereegm. Die Daretellnng ist klar nnd durchsichtig; man 
bekommt nicht nur ein deutliches Bild von der Finanilage der Stadt Wien, 
sondern Tiele interessante Einblicke in die finsniiellen Zustände des österreichi* 
nchrn Kaiserstaates fiberhaupt. Namentlich tritt aucft hier wieder die enorme 
Steuerbelastung des österreichischen Volkes dem Leser recht suffallend vor die 
Augen. Als besondere Vorzöge der Arbeit heben wir noch hervor, dass durch 
Zusammenfassung des sehnjahrigen Zeitraumes fiberall historisch verfahren ist 
nnd dass man nie yersiumt hat, die lur Erkenntniss der thatsichiichen Ver- 
hältnisse nothwendigen gesetslichen Bestimmungen mit anzuführen. 



IV. 

deoi^raphiaehe« Jahrboeh. I. Band. 1866. Unter Mitwirkung Ton 
A. Au wer 8, J. J. Baeyer, Hermann Bergbaus, E. Debes, H. W. Dore, 
A. Fabricius, A. Grisebach, 6. A. ▼. Klöden, Friedrich MQller, 
A. Petermann, K. ▼. Scherzer, R. ▼. Schlagintweit, L. K. Scbmarda, 
F. R. Seligmaon, E. v. Sydow, C. Vogel herausgegeben von E. Behm, 
Mitredacteur von Petermann's geographischen Uittheilungen. Gotha, Juslus Perthes. 
1866. 8. CIX und 600 SS. 

Das vorliegende geographische oder vielleicht besser geographisch • stati- 
stische Jahrbuch hat sich eine doppelte Aufgabe gesetzt. Einmal will es die 
für die Geographie wichtigen numeriachen Daten sammeln und fortlaufend be- 
richtigen und vervollständigen, andererseits die Fortschritte der Wissenschaft 
selbst periodisch snf zeichnen. Gewiss ein in beiden Beziehungen sehr dankens- 
werthea Unternehmen ! Wer selbst viel mit Zshienmaterial zu arbeiten hat, 
der weiss, wie möhsam und zeitraubend nicht nur daa Zusammensuchen des- 
selben aua den verschiedenen amtlichen und Privatpublikalionen ist, und wie 
das rasche Veralten der betreffenden Daten es oft geradezu unmöglich macht, 
sich mit den neuesten und zuverlissigen Nachrichten zu versehen. Diesem 
Uebelstande kann aber Nichts so gut sbhelfen wie ein Jahrbuch jn der Art 
drs vorliegenden, welches das neueste und zuverlissigste Material sammelt und 
jährlich in übersichtlicher Weise zusammenatellt. Nicht minder tat es für den, 
der nicht gerade mitten im Centrum aeiner Wissenschaft steht und der nicht 
•eine ganze oder doch den grössten Theil seiner Zeit auf wissenschaftliche 
Thätigkeit verwenden kann , oft nicht möglich, den Fortschritten derselben ge- 
nau zu folgen. Jährliche Ueberaichten fiber den Stand der neuesten Arbeiten 
und Forschungen wären daher für jede Wisaenachaft zu wfinschen. Den Ver- 

12* 
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racb, difselben aaf dem Gebiete der Erdkande in Terwirklichen, können irir 
daher nur mit Freuden begrüssen und sicher rerdient es Tolle Billigung, wenn 
man im gegenvirtigen ersten Bande des Jahrbuches sich nicht auf ein Refe* 
rat über das im abgelaufenen Jahre Geleistele beschrinkt, sondern Abhand- 
lungen über den gegenwärtigen Standpunkt der geographischen Wissenschaften 
überhaupt gegeben hat. 

Wenn so das Werk seinem Zwecke nach einem langst gefühlten Bedürf- 
nisse entspricht, so kann man sich auch über die specielle Ausführung nur 
anerkennend aussprechen. Die erste Abtheilung unter dem Titel „Geographisch« 
Zeitrechnung^ soll geographische Anhinge su einem Kalender geben; sie ent« 
hält eine nach Tagen des Jahres geordnete Sammlung von Daten aus der Ge- 
schichte der Geographie, eine Sammlung von Notizen über die Zeitrechnung 
verschiedener Volker u. s.* w. In mancher Besiehung interessant, hat sie für 
uns geringere Bedeutung. Desto mehr die iweite, überschrieben „Geographische 
Zahlennacfaweise^. Die unter dieser Rubrik gegebene Zusammenstellung einer 
ganzen Reihe von geographischen und statistischen Notizen unterscheidet sich 
namentlich in einem Punkte sehr vortheilhafl ron allen ähnlichen, die wir 
besitzen. Sie giebt in jedem Falle die Quelle, aus der die betreffende Zahl 
stammt, fordert also vom Leser nicht, dass er die Angabe auf Treue und 
Glauben hinnehme, sondern setzt ihn in den Stand, die Zuverlässigkeit derselben 
selbst zu prüfen. Dabei hat der Verfasser nicht nur überall die neuesten und 
besten officiellen Publikationen benutzt, sondern ist auch durch viele Milthei- 
lungen der Regierungen und statislisrhen Bureaus in den Stand gesetzt worden, 
manche noch nicht veröffentlichte Daten an bringen. Natürlich soll das Jahr- 
buch nur zum Nachschlagen dienen; es giebt lediglich Thatsachen, kein Rai- 
sonnement. Die einzelnen Abschnitte dieser Abtheilung sind: 
t) Areal und Bevölkerung für alle Länder der Erde mit einem vergleichen- 
den Resum^, das namentlich auch die Volksdichtigkeit der verschiedenen 
Lfinder behandelt. Wir kennen über den betreffenden Gegenstand keine 
80 umfassende, übersichtliche und zugleich gründliche Darstellung wie 
diese. 

2) Vergleichende Tsbellen über die Bewegung der Bevölkerung in den ver- 
schiedenen Ländern Europas, der „statistique internationale^ von Qu^telet 
und Heuschling entnommen. Sie enthalten die Geburts-, Sterblich- 
kelts- und Traunngsziffer, die Geburten, Trauungen und Sterbefalle nach 
der Jahreszeit und die wahrscheinliche Lebensdauer für eine Reihe von 
europäischen Staaten. Wir legen ihnen nur geringe Bedeutung bei und 
glauben, dass sie zu den schwächsten Theilen des Werkes gehören. Es 
sind lauter Durchschnittszshlen, aber theils ein-, theila zwei-, drei- u. a. w. 
bis zu zehnjährigen Durchschnitten; die Zahlen ffir die einzelnen Jahre, 
aus jenen sie sich zusjammensetzen , fehlen durchaus. Bei der wahr- 
scheinlichen Lebensdauer wird nicht einmal die Art der Berechnung an- 
gfgebrn. Genug, das Material ist för ein Quellenwerk zu viel, für eine 
wissenschaftliche Statistik zu wenig durchgearbeitet. 

3) Ortsbevölkerung, enthaltend die Volkszahl der Orte in Europa, welche 
mehr als 2000 Einwohner haben. 

4) Geographische Länge und Breite von 86 Sternwarten, zusammengeatelit 
von Dr. A. Auwers. 
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&) Httentafel von 100 bekaimten Gebirgigrappen der Erde besondert der 
Alpen, ?on Hermann Bergbaus. 

6) Die in der nimalaja-KeUe bis jetzt gemessenen Gipfel, sossmmengestellt 
▼om Prof. Robert ▼. Scblagintveit. 

7) Vcrseicbniss Ton Landseen, mit Angabe ihrer Höhenlage, Ansdehnnng 
vnd Tiefe, rom Prof. Dr. G. A. ?. Kid den. 

8) VfrzricfanisB von Fliissen mit Angabe der Grdsse des Stromgebietes, der 
Lange, des Gefälles and der Schiff barkeit, Tom Prof. Dr. G. A. y. Klöden. 

9) Fünftägige Wirmemittel für 109 Stationen, von H. W. Doto, Darch- 
schnittsberecbnnngen längerer Perioden. 

Die dritte Abjheilung bildet der sog. „geographische Jahresbericht', 12 Ab- 
handlungen- fiber den gegenwärtigen Stand der geographischen WlBsenschaften. 

1) Ueber den gegeuwirtigen Stand der Gradroessnng, Tom Generallieutenant 
Dr. J. J. Baeyer. Die Abhandlung enthilt innichst ein kurzes Referat 
über die frühere und dann ein genauerea fiber die letzte mitteleuropäische 
Gradmesaung. 

2) Drer Karten-Klippen. Geo kartographische Betrachlnng von E. y. Sjdov. 
Der Verfasser bemüht sich hier, anzugeben, wie die Schwierigkeiten gelöst 
werden können, welche der Aufgabe entgegentreten, in der geogrsphischen 
Karte durch Zeichnung auf ebener Fliehe ein Ihnliches Bild der Erdober- 
fläche oder ihrer einzelnen Theile zu liefern. Dies sind seiner Ansicht 
nach drei: die Sphiroidalgestalt der Erde, der Wechsel yon Hoch und 
Tief und die gebotene Verkleinerung. Durch seine Worte hofft er vor 
diesen drei Klippen warnen und „manchem Schiffbrüchigen noch rechtzeitig 
das Rettungstau zuwerfen zu können^. 

3) Uebersicht der neueren topographischen Specialkarlen europäischer Länder, 
zusammengestellt yon E. y. Sydow. 

4) Der gegenwärtige Standpunkt der Geographie der Pflanzen, yom Hofrath 
Prof. Dr. A. Grisebach. 

5) Die Thiergeographie und ihre Aufgabe, yon Ludwig K. Schmarda. 

6) Die Henschenra^f n , yom Prof. F. R. Seligmann. 

7) Linguistische Ethnographie, yom Bibliothekar Dr. Friedrich Muller 
in Wien. 

8) Bevölkerungs-Ststistik, yon August Fabricius, Grossherzogl. Hessi- 
schem Obersteuerrath und Hitglied der Centralstelle für Landesstalistik 
in Dsrmstadt. Nach einigen kurzen historischen Bemerkungen fiber die 
Einführung der Volkssählungen und der fortlaufenden Ciyilstandsregister 
giebt die Abhandlung ein Referat über die in Bezug auf die Ermittelung 
der Beyölkerung gefassten Congressbeschlfisse, sodann eine Uebersicht der 
in den^yerschiedenen Staaten beatehenden Zählnngsyorschriften und endlich 
eine Erörterung über das Princip der rechtlichen und factischen Be- 
yölkerung, welche die aus den letzten Congressyerhandlungen und dem 
kürzlich in diesen Jahrbüchern erschienenen Artikel bekannten Ansichten 
des Verfsssers zu begründen yersucht. 

9) Einige Mittheilungen über den Welthandel und Jie wichtigsten Weltyer- 
kehrsmittel, yon Dr. Karl y. Scherzer. Eine Sammlung atatistischer 
Notizen fiber Production, Handel und Verkehrsmittel yerschiedener Länder 
der Erde, die eigentlich besser in die zweite als die yorliegende dritte 
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AMbeihng de« Werket gepaeet hitte. üebrigena ateht lie in TMHigMt 
der Ansfahrnng den oben erwähnten Arbeiten nadi und hat eine ganxe 
Reihe Ton Zahlen anscheinend ohne jede Kritik aufgenommen, so x. B. 
die : ^ber den Werth des ünuatzee in Terechiedenen Lindem. Nicht ein- 
mal die Qoelle, ans der die Angaben atammen, wird erwiliat, anndem 
nar in der Einleitung werden einige allgemeine Bemerkongen €ber „neaesle 
officielle statistiecbe Docnmente, Terechiedene Almanache, Kolb*e Handbach 
der Tergleichenden Statistik und F. Hartin's statesman'a year book for 
1865' gemacht. 

10) Die im Jahre 1865 eröffneten Eisenbahnen Europas (ausschliesslich Gross- 
britannlens) nebst einigen statistischen Nachweisen, Ton C. Vogel. Eben- 
falls eine statistische Uebersicht und keine Abhandlang aber den Stand 
der Wissenschaft, aber recht brauchbar xnm Nachschlagen. 

11) Einiges über die geographischen Reisen, Gesellschaften und Publikationen, 
Ton E. Behm. 

12) Notiz über den kartographischen Standpunkt der Erde, Tom Prof. Dr. 
A. Petermann in Gotha. 

Den Schluss des gegenwartigen Jahrganges bildet eine Sammlung „Hfilfs- 
tabellen'^ Ton E. Debes in Gotha, Rednctionen geographischer Maasse, Ver- 
gleichungen Ton Thermometerscalen u. s. w. enthaltend, deren Zusammenstellung 
jedenfalls eine mühsame und TerdienstTolle Arbeit gewesen ist. — ^ 

Wir wünschen dem begonnenen Werke ein glückliches Bestehen und sehen 
dem zweiten Jahrgange mit um so grösserem Interesse entgegen, als für den- 
aelben noch weitere werthvolle Beitrage, so namentlich metereologische Jahres- 
berichte Ton DoTe in Aussicht gestellt sind. 



V. 
Die neueffteii «tatlsittncben PublikatlonLen Italien«« 

Wie die italienische Regierung überhaupt bestrebt ist, alle Yerwaltunga- 
elnrichtungen des jungen und aurstrebenden Staates möglichst zu vervoll- 
kommnen, 80 hat sie sich auch der Pflege der amtlichen Statistik mit dankens- 
wcrlher Bereitwilligkeit angenommen. Das statistische Bureau des Königreichs 
entwickelt seit der kurzen Zeit seines Bestehens eine erstaunlich regsame 
Thätigkeit. Allein den beiden letzten Jahren verdanken mehr als 10 statistische 
Publikationen ihre Entstehung, deren Inhalt wir jiier dem Leser in kurzen 
Umrissen vorführen wollen. 

Zwei davon beziehen sich auf die Volkszählung vom 31. December 1861. 
Die erste betitelt: ,,Censimento generale. 31. Dicembre 1861. Po- 
polazione di diritta.*" Firenze 1865. Quart 326 SS. enthält die 
rechtliche und factische Bevölkerung jeder Gemeinde und wird von einem Ar- 
tikel über die rechtliche und factische Bevölkerung eingeleitet, aus dem übrigens 
hervorgeht, dass man auch in Italien unter rechtlicher Bevölkerung diejenige 
Yolkszahl begriffen hat, die man eigentlich richtiger als „Bevölkerung mit 
dauerndem Aufenthalt^ bezeichnete^). — Das andere Buch bildet, wie schon 

1) In der Instruction Tit. II §. 3 Art. 71 beisst es: La popolazione di fatto dei 
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dcrlftel „PopolaiioB«. Ceniimeoto generale. 31.Dicembre 1861. 
Per cura del luinistro d'agricoltara« industria et commercio. 
Volome terio.^ Firenie 1866. gr. Quart. LIII and 272 SS. andeutet, 
den dritten Theil einet grösseren Werkes über den Census Ton 1861. Es 
behandelt in vier Abschnitten: Berufsblissen, Geburtsort, Ausiranderungen, 
Sprache, Religion und körperliche Beschaffenheit. Wir entnehmen ihm folgende 
Hauptresultate. Nach dem Beruf classificirt sich die Bevölkerung Ilaliena 
folgendermassen : 

Ackerbau 7,341,988 Personen, 

Viehaucht 277,510 

Verwandte Beschäftigungen . • . 89,133 

Bergbau 58,551 

Industrie 3,072,245 

Hendel 634,438 

Geistige Berufsarten 534,485 

Cultus 164,415 

Oeffentliche Verwsltung 130,597 

Aeussere und innere Sicherheit • • 240,044 

Rentiers (Possidenti) ...... 604,437 

Dienstboten 473,574 

Arme 3,305,343 

Ohne Beschäftigung 7.850,574 

GesammtbeTölkerunpr 21,777,334 Personen. 

Die üebersicht zeigt, wie Italien ganx fiberwiegend Agriculturstaat ist, indem 
fiber ein DrittrI der BeTÖIkrrung toii drr Lendwirthschaft lebt. 

Von sämmtlichen Einwohnern sind 995,93 Prom. in- 4,07 Prom. ausserhalb 
Italiens geboren. Die Zahl der Ausgewanderten beläuft sich im Jahre 1861 
auf 185,084, wovon 874 Prom. männlichen und 126 Prom. weiblichen Ge-. 
schlechtes sind. Der katholischen Rrligion gehören 21,720,363 Personen, der 
proteafantisrhen 32,684, der israelitischen 22,458, anderen Confessionen 
1,829 an. Taubstumme gab es im Königreich 17,785, Blinde 20,752, äugen- 
achcinlich sehr niedrige Zahlen. Es würde sich nur fragen, ob die Erhebungen 
genau genug gewesen und wirklich alle Torhandenen Blinden und Taubstummen 
auch aufgezeichnet sind. Von der Bevölkerung sprechen italienisch 21 «54 1,879, 
französisch 134,435, deutsch 8,143, englisch 5^546, andere Sprachen 
87,331 Personen. 

Den Veröffentlichungen über die Volkszählung schliesst sich zunächst die 
über die Bewegung der Bevölkerung im Jahre 1864 an. Sie ffihrt den Titel: 
^Popolazione. Movimento dello statu civile nell' anno 1864^ 
pubiicato per cura del ministro d'agricoltura, indusiria et 
commercio.' Firenze 1866. gr. Quart. LXXXIII und 553 SS. und giebt 
in fünf Abschnitten fiber folgende Punkte Auskunft : 1) Zahl der geschlossenen 

CoDiuni Consta dei soli presenti ; in quanto agli assenli da una faniglia , se si tro- 
veno nel Comune, figurano cooie presenti in altra famiglia tra gli eatranei, e se non 
sono nel Comune non fanno parte della popolazione di fatto. DegH assenti da ogni 
famiglia si tiene conto al solo fine di poter atabiliro la famiglia dl dtritto, unendo 
ad essa gU assenti e tagliendone gli estranei, il che formera aoggetto di altra 
operuione. 
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Ehen (177,882), der Geborenen (846,454, darvnter 436,843 mimliehe wmi 
«war 414,090 eheliche, 5,256 uneheliche und 16,497 antgeeetite, 409,611 veib- 
liebe und zwar 388,286 eheliche 4,691 uneheliche und 16,634 anegeicUta), 
der Todtgeborenen (14,209) und der Gestorbenen (659,063); 2) die Be- 
weffBtng der Bevölkerung nacb Monaten* Danach kommen 

Ehen. Creburten. Sterbefölle. 

23,404 82,084 68,320 

18,617 79,051 69^440 

6,464 78,564 52,475 

20.269 70,341 53,394 
12,510 65,561 44,372 
12,829 54,860 42,884 

9,775 63,509 56,733 

10,963 66,690 69,588 

14,182 69,723 58,782 

17.270 71,881 54,152 
20,803 67,019 45,896 
10,296 71,172 53,027 
also -auch hier der Februar, die relativ 

und August aufxuweisen; 3) die Todes* 

Von einer Wiedergabe der Resultate dieses Abschnittes 

da eine solcha lu weitliuftig sein wärde und ausserdem 



auf den Monat Januar • 

- . - Februar . 

- - - Marx • • 

April • • 

- . - Mai . • 

Juni . . 

- . - Juli . • 

August 

- - - September 

- - - Oktober . 

- - - November 
. . - December 

Die relativ grösste Geburtenxahl hat 
grosste Zahl der SterbeflUe Januar 
falle nach dem Alter, 
müssen wir absehen, 



die Mittheilung des Alters der Gestorbenen ohne gleicbxeitige Kenntnisa des 
Alters der Lebenden nur geringen Werth hat, ebenso von 4) einer Daratellang 
der Ergebnisse des folgenden Abschnittes, welcher eine Verbindung der Auf* 
nahmen ober Alter und Monate enthält; 5) der letxte Abschnitt bandelt von 
den gewaltsamen Todesarten. Durch diese sind im gedachten Zeitraum« ge- 
storben 6,827 Personen und xwar: 

4,082 durch Unglücksfalle, 
646 durch Selbstmord, 
5 durch Duelle, 
2,006 durch Mord, 
88 durch Hinrichtung. 

Hier muss namentlich die auffallend geringe Zahl der Selbstmorde, dagegen 
die enorm hohe Zahl der Personen, welche durch die Hand Anderer um'a 
Leben gekommen sind, Erstaunen erregen. 

Das nächste Werk ist ein Beitrag xur Statistik der landwlrthschaftlichen 
Cnltur. Unter dem Titel ^Sulle bonificaxioni, risage ed irriga- 
Bioni del regno d'Italia. Relaxione a S. E. 11 ministro di 
agricoltura, industria e commercio.^ Milano 1865. Quart 270 SS. 
enthält es ein sehr ansf&hriiches Referat über die innerhalb der letxten Jahre 
in Italien stattgehabten Bewässerungen und Urbarmachungen, namentlich die 
Auatrocknungen von SSmpfen. Die Form des Berichtes ist die, dsss sunichst 
die einaelnen Provinien speclell behandelt und schliesslich eine Gesammtüber- 
sieht fBr den Staat gegeben wird. Einige am Schlüsse beigeffigte Tabellen 
und Karten dienen aur Erläuterung. — Gewiss liegt gerade für Italien die 
Veranlassung sehr nahe, über die dort ao dringend nothwendigen und in grossem 
Hassstabe vorgenommenen Bodenvesbesserungen dem grösseren Publikum tlwas 
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MllBiitlieileii) Btt wiAsehen wIrt aber, iuM auch in andern Staaten Gelegen- 
liait geboten würde, darüber Näheres xn erfahren. In dieaer Bexiehung bleib! 
fir die amtliche Statistik noch viel xn thun übrig. 

Nicfaat diesem Werke sind eine Anzahl von Arbeiten zu nennen, die dem 
Crobiete der Yerkehrastatistik angehören. 

^fachdem in ganz Italien das metrische Maass- und Gevichtssystem einge- 
führt .war, machte aich eine Prüfang pller im Gebrauch befindlichen Maasse und 
Gewichte aöthig, um deren Uebereinatiminung mit dem Normalmaass zu consta- 
tiren. lieber ale und die sich daran anschliessenden späteren, periodisch wieder- 
holten Prüfungen referirt das forliegende kleiae Heft: „Resultat! della 
▼ erificazione prima e periodica deipesi e misure neltriennio 
1863 — 64 — 65. Belazione al ministro di agricoltura, in* 
dustria e commercio.'' Fir^nze 1866. Quart. XX und 21 SS. — 
Von grüsserem allgemeinen Interesse ist ein j,FerroTia Alpina Italo- 
Snlzzera'' betiteltes Gutachten der zur Prüfung der AJpenbahnfrage ein- 
geaetsten Commisslon, das auch eine Reihe interessanter statistischer Notizen 
über die Handeliverhältnisse der dabei in Betracht kommenden Gebiete (Italien, 
Schweiz und Zollverein) enthält. — Mit den auswärtigen Handelsverhältnissen 
Italiens beschäftigt sich ex professo ein anderes Werk: »Saggio sul com- 
mercio esterno terrestre e marittimo del regno d'Italia negli 
aiini 1862 o 1863. Compilato per ordine di S. C. il ministro 
dl agricoltura, indnstria e commercio.'^ Firenze 1866« Quart. 
287 SS* Wir entnehmen ihm folgende Uebersicht für 1863: 

Einfuhr. 

(incl. Transit). Spccialbandel. 

Seide und Terwandte Artikel . . 183 Hill. Lire 175 Hill. Lire 

Colonialwaaren 136 - - 128 - - 

Getreide 121 - ^ 121 - - 

Baumwolle und verwandte Artikel . 102 - - 88 - - 

Wolle, Baare u. s. w 89 - - 73 - - 

Gewöhnliche Metalle 66 - - 63 - - 

Artikel anderer Kategorieen . . . 284 - - 252 > - 

Summa 982 Hill. Lire 902 Hill. Lire 

Ausfuhr. 

GeneralhaDdel. Specialliandel. 

Seide und verwandte Artikel . . 254 Hill. Lire 247 Mill. Lire 

Wasser, Getränke ..".... 89 - - 83 - - 

Früchte, Samen 66 - - 66 - - 

Getreide 67 - - 67 - - 

Colonialwaaren 49-- 41-- 

Artikel anderer Kategorieen . . ■ 183 - 138 - 

Summa 700 Hill. Lire 633 Hill. Ure 

Als Ergänzung dieses Buches können wir ein anderes betrachten, das 
über den Stsnd der Schifflahrt im Jahre 1864 referirt. Es führt den Titel: 
„Movimento della navigazione Italiana all' estero. Anno 
1864.'' Firenze 1866. gr. Quart. 283 SS. 
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Drei weitere PnUicaUonen gehören den Arbeiten Aber Statielik der 
intelleetuellen Caltar an und zwar beliandeln iwei von dieaea die 
StattstilL dea Schnlweaena. Die eine brlitelt: „Inatrniiane pnb- 
blica e priTala.'' Firenie 1866. gr. Qnart. 24t SS. ist der iwette 
Tlieil eines fj^rösseren Gtnzen und giebt fibfr den Stand der Secandirscbaleii 
Aotlranft, die iweite „Instrnxione data nei seminari.^ Firensa 1865. 
gr. Quart. 38 SS. über den Unterricht in Seoiinarien. 

Als sehr anerkennenawerth mfissen wir es beieichnen, dass man neben 
den eigentlichen Schulnarhrichten auch Mittheilungen über den inaniietlen 
Stand der einietnen Institute gemacht hat. Das dritte Werl[, ein l[lrinea Heft, 
unter dem Titel: „Bibliotheche. Anno 1863.'' Firenxe 1856. 8. 
CXXVIII und 47 SS. enthilt eine Statistik der italienischen Biblietheken. 

Endlich haben wir noch einer kurzen Arbeit Aber die ProTinxial- und 
Communalfinanzen zu gedenicen, sie fuhrt den Titel „Finanie. Bilanzi 
comunali e proTinciali. Anno 1865.^ Firenze 1865. gr. Quart 
37 SS. und giebt eine Darstellung der Einnahmen und Ausgaben der einaelnen 
Provinzen und Gemeinden. 

Man sieht schon aus dieser kurzen Uebersicht, wie Tiel binnen kurier 
Zeit die Italienische amtliche Statistik theils in der Fortsetzung schon be- 
gonnener Werke, theils im Anbau neuer Gebiete geleistet hat Die ?er- 
diTent lichten SchriHen entsprechen im Allgemeinen den Anforderungen, dio man 
an ein tfichtiges statistisches Quellenwerk zu stellen hat. Da, wo ea ndthig 
acheint, oder nicht bereits frfiher geschehen ist, theilen sie Ton der Organi- 
aation der Aufnehmen dasjenige mit, was zum Verstindniss der nachfolgenden 
Zahlen erforderlich ist. Die Darstellung kann als eine klare und iibersichtlidia 
bezeichnet werden; es wird nicht blos rohes und nacktes Materisl geboten, in 
der Einleitung sind die Hauptresultate lussmmengesteilt, die nöthigen Ver- 
hiltniss- und Procent berechnungen hinzugefögt. Sollten sich irgendwo noch 
Mingel und Ungenauigkeiten finden, so würden diese durch die Neuheit der 
meisten Einrichtungen hinisnglich entschaldigt sein* Itslien kann sich daher 
mit seinen statistischen Leistungen den meisten anderen europliachcn Staaten 
dreist an die Seite stellen. 



VI. 

Hie landwirthschaftllehen Creditanstaltcn. Von Dr. Rudolph 
Zeulmsnn. Erlangen 1866. 

Das Torliegende Werk lerflllt in 9 Abschnitte; ffihren wir dieselben der 
Reihe nach vor. 

I. Einleitung. — Der Uebergang Tom extenaiven landwirthschafllicben 
Betrieb zum intensiven wird mehr und mehr nothwendig. Diese Umwandlung 
hat die Folge, dass die Landwirihschaft in ein durchaus versndertes Verhiltniss 
zum Kspitsl tritt; wahrend letzterea auf den niederen Culturstufen von untor- 
geordneter Bedeutung ist, pridominirt es auf den- späteren; es ergiebt sich 
somit die Nolhwendigkeit, der Landwirthschafl Kapital zugänglich in machen; 
dlea ist nur möglich auf dem Wege dea Crcdits; Vorbedingung desselban ist 
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•Ine gute Hypethekeag eerti g et ang. Soll leMere ihren Zweck erfdilen, eo 
mute sie md den GnindtiUen der sog. Specialität, Publicilfit und 
Priocitit anfgebaut eein. — Nachdruckliche Erwahnnng hätte hirr der 
hemmende Einflnea besonderer sog. Btillschweigender Hypotheken, welche den 
eingetragenen Hypothekenforderungen vorgehen, finden sollen. — Ohne 
Vermitteinngflglied, fuhrt Z. weiter aus, nfitzt selbet die beste Gesetxgebung 
wenig; denn Landwirlh und Kapitalist, d. i. Nachfrage und Angebot stehen 
isolirt und fiberdies divergiren die beiderseitigen Interessen. — Auch dieser 
Punkt bitte scharf heryorgehoben werden müssen : der Gläubiger wünscht 
ein hohes Haass fon Sicherheit, einen anständigen Zins, prompte Zinsxahlung, 
jederzeitige Verfügbarkeit des Kapitales; der Schuldner dagegen Tiel Kapital 
gegen massiges Unterpfand, niedrigen Zins, schonende Rucksicht bei Ver- 
idgerung der Zinszahlung, Unkfindbarkeit und alimillge Amortisation des 
Kapitals. — Vorschösse ans der Staatskasse, um der Landwirthncbaft auf- 
xtthelfen, Terwirft Z., und mit Recht, gänzlich; ebensowenig lisst er die 
kaufmännischen Banken als Anstalten gelten, welche dem creditbedfirf- 
' tigen Grundbesitzer ausgiebige Hülfe gewähren könnten , sie sind eben nur im 
Stande, Darlehen auf kurze Zeit zu geben. Es macht sich mithin ein be- 
aonderes Zwischenglied nothwendig und dazu berufen, die Alliance zwischen 
Grundbesitz und Kapital zu ermöglichen, sind die Isndwirthschsftlichen Credit- 
anstalten. 

IL Zweck der landwirthschaftlichen Creditanstalten. *-^ 
Da dieier im Wesentlichen schon aus dem Gesagten hervorgeht, so be- 
schränken wir uns auf einige Bemerkungen. — Z. schreibt den niedrigen 
Zins, itt welchem bekanntlich die besprochenen Institute Kapital dargeliehen 
erhalten, dem Zusammenströmen des Angebots fifissiger Summen zu; dies ist 
eine falsche Erklärung. Der Concentrirnng des Angebotes entspricht ebenso« 
wohl die Concentrirung dea Bedarfs. Den Vortheilen, welche die Credit- 
anstalten bieten, ist es inzuschreiben und lediglich diesen, wenn die Kapitalisten 
aich nicht mit niedrigem Zinsfusse begnügen. Könnte man Z^s Ansicht bei- 
pflichten, so wäre die nächste Folge, ein Schwanken des Zinses wie beim 
Disront anzunehmen und dies widerspricht dem Wesen des fraglichen Zinaes 
doch geradezu. 

III. Einrichtung der landwirthschaftlichen Creditanstal- 
ten. — Dieser Abschnitt ist im Grunde genommen nicht mehr als eine ein- 
leitende Skizze zu den folgenden Artikeln ; rosn erfährt, ausser einigen Wieder- 
holungen, in den allgemeinsten schwachen Umrissen die ungefähren Grundaiktze, 
Ton denen die Anstalten sich leiten lassen. So z B. wird uns mitgetbeilt, 
dass Kapitaliit und Gnnidbesitzer, weil sie die guten ihnen susHgenden Eigen- 
achjiften derartiger Creditinstitute kennen, dieselben sofort aufsuchen — hätte 
eher in Abschnitt II gepaeat und ist zum Theil such dort gesagt — , daaa 
ein gewisaer Grundbeaits nachgewieaeo werden mnss, uro die Vermitteinng der 
Anstalt ansprechen zu können, dass der Schuldner seinen Verbindliehbeiten 
nachzukommen hat, wenn er im Genuas der ihm gewährten Vortheile bleiben 
will u. s. w. 

IV. Arten der landwirthachaftlichen Creditanatalten. — 
Sie aind entweder Privat- oder Staatsanatalten ; erstere können anf dem Princip 
der SelbathQlfe, der genossensehafUichen Vereinigung beruhen — Credit- 
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fereiao — oto si« g«hea yan KafiiUlistcn aus, di« ein Actiaiikapital uh 
$9mm%nB(Mt99tn nnd hiermit dem Grundbeeiti »i Htilfe konmen — Credit* 
ba&ken — ; die vem Staate gegrfindeteD ADstalten lerfallen in eolcbe für land^ 
«rirtliechafUichen Credit überheupt und in solche für Ablösuagssirecke. Zm 
Sehlnsse weist Z. auf den Unterschied i wischen Real- nnd Mobiliarcredit hin$ 
letalerer ist dsr eigentliche Credit, da er sich nicht wie der Realcredit auf 
die Yerpflndnng von Grundstücken, sondern lumeist auf die persdnlicben Eigen- 
schaften des Darlehnsuchenden stfitxt. Einige Reaicreditbanken liehen iwar 
aoch den PersonaUredit in ihren Gesrhiftskreis , aber doch nur in unter- 
geordneter Weise; das völlig verschiedene Prindp fordert vielmehr auch ge- 
aonderte Berfickaichtigung, eigene Anstalten. 

V. Creditvereine nnd Creditbanken. — Der wesentlichste und 
folgenreichste Unterschied xwischen diesen beiden Instituten ist bereits an- 
gedeutet; er besteht darin, dass die Creditvereine auf dem Princip der Selbst^ 
httlfe, d. i. Association der Credit suchenden Grundbesitaer , die Credltbanben 
auf der Vereinigung von Kapitalisten beruhen, so dass im letxtern Falle 
der borgende Grundbesitaer nur passiv betheiligt ist. Wihrend ferner die 
Vereine nur den einen Zweck verfolgen, dem Gnandbesitte Kapital luiuffihren^ 
betreiben die Hypothekenbanken daneben noch andere in das Bereich der kauf- 
minnischen Banken einschlagende Geschäfte. Z. spricht sich an diesem Orte 
nicht über die Vor- oder Nachtheile einer solchen Verschmeixung aus; weiter 
■nten jedoch, x. B« Abschnitt VII S. 59, erfahren wir seine Ansicht, die da- 
hin geht, dass er diese Vermengung im Interesse des Mobiliarcredits für sehr 
heilsam hilt und fflr um so heilsamer, wenn diese Banken auch^ Papiergeld 
emitliren. Dem ist Folgendes entgegenxuhalten. Dem Innern Wesen der 
landwlrthschaftlichen Creditinstitute ist das Hereinxiehen von Geschiften, welche 
nicht die Beleihung des Grnndbesitxes betreffen ,. ginxlich fremd. In keiner 
Welse kann dabei der Hauptzweck gewinnen, wohl aber liegt die Gefahr nahe, 
dass das Kapital, welches der Landwirthschaft an Gute kommen sollte, zu 
rein kaufmfinnischen Speculationen verwendet nnd damit auch die Sicherheit 
der Pfandbriefmhaber xum guten Theile illusorisch wird; ferner, dem Personal- 
credit wird nicht Im Mindesten mehr gedient als durch gewöhnliche Banken, 
denn xu einer gedeihlichen Entfaltung dieser Art des Credites Ist die ver- 
zweigteste Decentralisation absolute Nothwendigkeit; grosse Actieninstitute, die 
stets einen weiten Gescbaftskrsis haben, können deshalb nie befruchtend wirken. 
Durch die Ausgabe von Papiergeld endlich wird ebenfalls ein durchaus fremdes 
Moment eingeschmuggelt; eine Banknote iat nur dann circulationsfihig, wenn 
sie jcderseit baar eingelöst wird und das vermag eine Hypothekenbank nicht, 
einfach weil sie ihrem Wesen nach nur lange, nicht beliebig xurickznxiehende 
Darlehen gewihren soll. Wurde allerdings der Nominalbetrag der gesammten 
umlaufenden Notenmenge baar deponirt, wie dies die Bsnk von Frankreich 
Ihut, dann Hesse sich nichts Erhebliches einwenden; da aber alsdann durch 
die Notenemission nichts profitirt werden könnte, so worden die Banken I. A« 
sicherlich nichts TOn einem derartigen Gescbifle wissen wollen; kurx, das Recht 
der Notenemission sollte nur rein kaufmannischen Banken angestanden werden. 
— Ein weiterer höchst bedeutsamer Unterschied, den auch Z. anfahrt, die 
folgenschwere Wirkung des verschiedenen Prindps, auf dem ^e besprochenen 
Inatitute basiren, besteht darin, dass die Vereine im Gegenaatse zu den 



r 



Lilliratur. 189 

Banken keinen epecnUtiTen Charakter tragen; sie keachrinken aieli «nf 
die Einaieliung^ der notfairendig^en Beitrige, natürlich weil Verein und 
Selialdner identtacli shid; die Banken dagegen erstreben grössimdglieiie 
BiTiden de. Hierin liegt der Hauptgrund, weslialb man den CredÜTereinen 
gegenüber den Hypotliekenbanken den Vorsug eribeilen mnas. 

VI. Das Pfandbriefsystem. — Dieses besteht im WesentHehen 
darin, dass die Creditanstalten ihren Giiiibigern Obligationen aoshindigen, und 
für deren Sicherheit solidarisch oder mit dem Actienkspitale resp. mit den Ter- 
pilndeten Grandstficken eintreten. In der Regel sind die Pfandbriefe nnkünd-* 
bar; deren Tilgung erfolgt Termittelst der Amortisationsbeitrage und iwar ent« 
veder auf dem Wege der Ansloosnng oder des Rückbaafes auf der BIrae. 
Letsterer Tilgungsmodus , in dem Z. sich hinneigt, ist Terwerflich, einmal 
veil dann der Schuldner über die Grdsse des absutragenden Kapitals im Vn* 
klaren schwebt und ferner weil durch diese Willkür in der Rückzahlung auch 
der Kapitalist unsicher und zum Misatrauen geneigt wird. Dtgtgen stimmen 
wir mit Z. in der Frage, ob Staats- oder PriTatanstalten den Vonug Ter« 
dienen, liemlich überein. Auch wir sind der Ansicht, dass der Staat dio 
freie Entfaltung der PriTatvereine an fdrdern und erat dann selbstihfitig ein- 
untreten hat, wenn solche Anstalten nicht xu Stande kommen; den Ton Z. 
lierTorgehobrnen Vorifigen tritt noch hinau, dass der Staat in seinen Ostaster^ 
behdrden überall unacbiitxbare Organe besitzt. Sollen wir aber einen VergleifK 
•natellen zwischen Stastsinstituten und Creditbsnken, so müssen wir den 
ersteren den Vorzug ans dem schon für die Credit to reine angeführten Grunde 
einräumen. Wenn nun auch hieraus nicht zu folgern Ist, dass Hypothekar- 
hanken gänzlich zu unterssgen seien, so ergiebt sich doch die Nothwendig- 
keit, dass für alle derartige Instllute streng gesetzliche Bestimmungen auf- 
gestellt werden, die hauptsachlich den Speculatlonsgelüsken einen Damm ent- 
gegenzustellen haben. 

VII. Der landwirthachaftliche Mobiliarcredit. — Die im 
Vorigen besprochenen Creditinstitute nützen dem kleinen Grundbesitzer nichts, 
dieser kann im Grunde nicht viel mehr als seine wirlhschaflliche und sittliche 
Tüchtigkeit ala Unterpfand bieten. Ea fragt sich, wie kann ihm Kapital, 
dessen er jetzt in hohem Grsde bedarf, zugeführt werden? Z. fShrt nun die 
Anstalten Tor, welche bis jetzt in dieser Richtung wirkssm gewesen sind, so 
die segensreichen schottischen Creditbanken , zum Theil auch die Hypothekar^ 
hanken, die Viehleihkassen in Bsden, die Kreishülfsksssen in Bayern und die 
PriTstleihksssen , welche letztern besonders in Würtemberg durch häufige Er- 
lheilung Ton Credit an schlechte Subjecte sowie durch unglückliche Speculstionen 
grosse Verluste erlitten heben. Wir können hier nicht naher auf die einzelnen 
Anstalten eingehen. Als relstlT bestes Vermittelungsinstitut zwischen 
Kapitalist und Bauer bezeichnet Z. richtig ein umfassendes Institut, das recht 
gut Landesanatalt sein kann, decentralisirt in „Bezirksleihkasseu mit rein 
lokalem Geschäflsrayon^ ; nur einer solchen ist es möglich, dem kleinen Manne 
dieselben Vortheile zukommen zu lassen, welche die an den Realcredilanstalten 
Betheiligten geniessen, nämlich UnkSndbarkeit und Hrimzahlung durch Annui- 
täten; denn an Anstalten, welche sich nur auf diesen oder jenen Ort bo- 
aehrinken, beiheiligen sich die Kapitalisten des grossen Risicos halber nicht 
leicht; bei einer Anstalt dagegen, deren Wirksamkeit aich weithin erstreckt 
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gleiefal nach der WahrscbeinlichkeiUrecbDang Gewioii mni Verlust eicb gegea- 
•eiUg 8IM und ee ▼ertheill eich letzterer öberdies auf eine grosse Gesammt- 
beit , 80 dass das Risico nicht bedeutend ist« Z. scheint es, S. 67, fir nsth- 
wendig sa halten, dass das Unternehmen der „Landwirthschaflsbanken durch 
die Organe des Staates in seiner Bewegung regulirt and «nterstfitst werde''. 
Einen Grund dafür haben wir jedoch nicht entdecken können und halten wir 
auch eine solche Einmischung des Stastes ffir ganz überflfissig, d. h. 
hemmend. Entweder nimmt der Staat das ganse Institut in die Hand oder 
es ist, naturlich Torbrhältiich allgemein gesetslirher Normen, den Privaten tu 
überlassen. Freilich aber sind auch diese Institute von unvermeidlichen Nach- 
theilen begleitet, die hauptsächlich darin bestehen,^ dass die erforderliche Bei- 
bringung von Burgen, überhaupt die oft kleinliche Untersuchung der persön- 
lichen Verhiltnisse die Creditrrl angung zum Theil zerstört. Deshalb, und wir 
plichten Z. Toilstindig bei, ist noch ein weiterer Entwickelungsschritt zu thun, 
das Princip der Selbsthulfe ist auch auf den kleine*n Land- 
wirth auszudehnen. Daas dieses letzte Ziel freilich nicht fiberall erreich- 
bar, dass vielmehr die Vorbedingung Vertrsuen zu den wirthschaflli^hen und 
moralischen Eigenschaften der Creditsuchenden ist, leuchtet ein. 

VIIL Die Creditanstaltennnddas Privstdarlehen.— Z. zieht 
in diesem Abschnitte eine Parallele zwischen diesen beiden Instituten, die hier 
nicht weiter verfolgt zu werden braucht, da aus dem bisherigen Referat die 
Eigenthümlichbeiten und Vorzöge der Creditanstslten hervorgehen. Aus dem 
angefugten „ Anhang'' jedoch müssen wir zum Schluss noch einige beachtens- 
werthe Stellen hervorheben. Z. weist hier auf den zuerst von Dr. F. C. 
W. Hermann ausgesprochenen Gedanken hin, die Privatdarlehen für 
Gläubiger sowohl als für Kspitslisten durch Einführung eines Tilgungssystems 
zu vervollkommnen, nSmlich: der Grundbesitzer übernimmt die Verpflichtung, 
zur allmaligen Tilgung eines sufgenommenen Kapitales regelmässige Einzahlungen 
in eine Sparkasse zu machen, so dsss der Kapitalist nach Ablauf der erforder- 
lichen Reihe von Jahren sein Kapitsl in voller Summe zurückerhält. Auf 
diesen gewiss anzuerkennenden Gedanken gröndet Z. einen Vorschlag, den er 
folgendtfrrasssen einleitet: „Die Frage, ob das Dasein von besonderen Credit- 
anstslten absolut nothwendig sei, dürfte, abgesehen von ihren ent- 
schiedenen Vorzügen, nicht unbedingt zu bejahen sein.'' Absolut 
nothwendig ist a priori ein ganz ungeeigneter Ausdruck und von den Vor- 
zögen des einen ^Strritobjecles abzusehen, wenn man eine Frage entscheiden 
will, das ist sicherlich mehr, als sich verantworten lässt. Doch Z. verneint 
die absolute Nolhwendi^rkeit und kömmt zu dem Vorschlage, Sensale einzu- 
setzen, an welche Kapitalist und Grnndbesiter sich zu wenden heben; hieran 
soll sich dann das eben erwähnte Tilgungssystem anscbliessen. So wenig nun 
auch gegen diese Idee an und für sich einzuwenden ist, um so mehr ist zu 
verwundern, dass Z. annimmt, eine solche Einrichtung könne die Creditanstslten 
überlfissig machen. Um diea zu widerlegen, brauchen wir nur auf Z's eigene 
Darlegung von dem Zwecke dieser Anstalten hinzuweiaen. 

Ferner erwähnt Z. die Bestrebungen, welche eins grössere Hobilisining 
der Privat -Hypotheken -Documenta bezwecken und auch in einzelnen Cantonen 
der Schweiz sowie in Bremen — die Handfeaten — Verwirklichung gefunden 
haben. Hier sind wir mit dem Verfasser der Meinung, dass eine derartige 
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Boriehtmif nur auf beiehrinklem Ramne gute Fruchte tragen kann. Ueber 
dlie Rittillchkeit der Anwendung des Versicherungeprincipe zur Hebung dw 
Realeredita aprieht sieh Z. nirgende aus. Wir können uns von diesem Institute 
nicht Tiel ▼ersprechen, und iwar einrach deshalb , weil der Grundbesitier nur 
im Nethfalle dort aeine Zulucht anchen wird« dann, wenn er nur sehr sweifel- 
hafle Unterpfandaobjecte, auf die ihm von Kapitalisten so leicht nichts geborgt 
wird, anzubieten hat. Kann ein GrundbesHzer sichere Hypotheken bestellen, 
so wird er sich wohl hfiten, Versicherungsprämien tu zahlen. Und dass eine 
Anstalt, welche auf unsicheren Fundamenten ruht, leicht die gr5ssten Verluste 
haben kann, Hegt auf der Hand. 

IX« Geschichte der Bodcncreditanstalten. — Von einer 
liViedergabe und bez. Kritik dieses Abschnittes mfissen wir des besrhrinkten 
Raumes willen absehen. 

Sollen wir kurz ein Urtheil über Torliegendes Werk flllen , so ist ea 
folgendes: Eine im Ganzen anerkennenswert he fleissige Arbeit, die frrilich hie 
und da der umfassenden Anschauung entbehrt; auch die anssere Anordnung 
entspricht nicht allen Anforderungen, Wiederholungen des schon Gesagten^ 
nur unter anderen Titeln, stören die Klarheit. 



VII. 

Me natl^RAl^konouiiflclie Iiltieratur in der periodl«clieii 

Presne. 

a. Die Vereinigten Staaten lon Nordamerika« 

Das Gesetz fiber die innere Besteuerung. New*Yorkcr Handels- 
zeitung 21. Juli 1866. 

Am 13. Juli ist das Gesetz über die innere Besteuerung durch die 
Unterschrift des Prisideuten legalisirt worden. Gleichseitig wurde in den beiden 
Hiusern eine Zolltarifbill berathcn, deren Härten bis zu einer ?ölligen 
Ausschliessung fon gewissen Importpartikeln grhen; bis jetzt mangelt dieser 
Bill nicht allein die Unterschrill dts Präsidenten, sondern sie scheint auch 
ausserhalb der beiden Häuser, und zwar nicht blos bei der Freihandelspartei 
in Nordamerika, auf yiele Gegner zu stossen. 

Aus dem Inlsnd -Steuer- Tarif theilen wir nachstehend einige chsrakteristische 
Bestimmungen mit, namentlich fiber die Besteuerung der Banken und Bank- 
noten, der edlen Metalle, der Juwelen, des Goldgeschirrs, der 
Taschenuhren, der Kleidungsstucke, der Cigarren und des Ta- 
baks, des Biers, des Einkommens und der Con trade. Arbeit wie 
Kapital, gemeine und namentlich Luxusbedfirfnisse , Alles wird als Einnahme- 
quelle für den Staat herbeigezogen und Manches in einer Weise, die über 
unaem europäischen Horizont gebt. Das democratiscbe Princip der Progressi?- 
steuer zeigt sich bei dieser Steuer stärker auageprägt, als bei irgend einem 
gtUtigen Steuergesati der Gegenwart. 
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Slener-Tarif. 



Banken und Bankhalter Ton ihrem Kapital, inaoireit dasaelk« siehl 
in Ver.-Staaten-Obligationen besteht, xahlen monatlieh 1 — 24 Proc.; 

?om Durchscbniltsbetrag des monatlichen Notenumlaufs 1 — 12 Proc ^ 

Tom Durchschnittsbctrag des monatlichen Notennmlaiifs fiber 90 
Proc. des Kapitalbetrags hinans 1 — 6 Proc; 

Tom Notenumlauf, der nach dem I.Juli 1867 auageaahlt wird, lOProc. (!); 

Ton Bankdepositen pro Monat 1 — 24 Proc. 

Die hohe Besteuerung des Credits, als Erirarbsinstniments in den Noten^ 
Depositen u. s. w., scheint uns ein nachahmungawerthes Beispiel auch für 
Europa. 

Die Banken haben ausserdem noch eins hohe Licenx tu beiahlen. Ea 
heust unter den Licenien (licenses): Banken, organisirt unter allgemeinem 
Geseta, mit einem Kspital Ton nichi mehr als 50,000 D. und Banken, die 
kein grösseres Kapital umaetaen, als 60,000 D., 100 D. Wenn mehr als 
60,000 D., ffir jede weiteren 1000 2 D. Also selbst bei der Liceiii der 
grosseren Bank eine reine Steuerquote. 

Barren, Gold und Silber in irgend einer Form — BuUion in lump, 
bar, ingot or otherwise — Yj Proc. 

Kspital (!) yon nicht fiber 50,000 D. 50 D.; wenn über 50,000 D«, 
für jede weiteren 1000 D. 2 D. 

Juwelen. Von allen Diamanten, Smaragden, Edelsteinen und deren 
Nachahmungen und allen übrigen Juwelen, 5 Proc 

Goldgeschirr lam Hausgebrauch pro Unxe Troy- Gewicht 50 Cts. 

Taschenuhren, Tdllig oder theiiweise yon Gold oder Tergoldet, lum 
Gebrauch gehalten und auf 100 D. oder weniger pro Stfick geschltxt, pro 
Stuck 1 D. 

Desgleichen, wenn auf mehr als je 100 D. geschätzt, pro Stuck 2 D. 

Kleidungsstucke — cfotiiing — jeder Art, gewebt, gewirkt, ge- 
strickt und Eum Verkauf gestellt, Fllstuch, Seidenhute, Bonneta, Reifröcke 
u. a. w. u. 8. w. 5 Proc. 

Kleider — clolhing — Handschuhe, Armhandschuhe — mitlena — -, 
Hocassins, Kappen, FilshQte und andere xum Anxug gehörende Artikel, wenn 
nicht anderweitig besteuert, 2 Proc. 

Schneider, Kappen- und Hulmacher u. s. w. , die blos ffir Kunden ar- 
beiten und für nicht mehr als 2000 D. pro Jahr anfertigen, sind tou dieser 
Steuer frei. Alle Arten fon Kleidungsstoffen oder gefärbte, glasirte, bedruckte 
oder gebleichte Artikel, auf die schon eine Steuer beaahlt worden, ehe aia 
so zubereitet wurden, sollen mit weiteren 6 Proc. Steuer nur im VerhlUiiiaa 
ihres gesteigerten Werthes belastet werden. 

Cigarren, kleine oder Cigarretten, Ton Tabak gemacht und in einem 
Deck- oder Bindeblatt eingeschlossen, nicht über d'/j Zoll lang, und Cigarren 
mit eingedrehten Köpfen und Cheroots, und Cigarren unter der Benennung 
^kurae Sechse" bekannt, deren Marktwerth 8 D. pro 1000 nicht fiberateigl, 
Tom Tausend 2 D.; 

alle Cheroots, Cigarreten und Cigarren, deren Werth 12 D. pro 1000 
übersteigt, 4 D. vom Tausend und ?om Marktwerth 20 weitere Procent; 
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Tab ab y Cavend. Plug, gerollt und alle andere Sorten fabricirtcr, nicht 
anderweitig besteuert, 40 C. pro Pfund; Tabak mit der Hand gerollt u. s. w. 
30 C; fon feingeechnittenem Kautabak 40 C; Rauchtabak aller Art, nicht 
Tcraflsat noch ausgerippt, 15 €., Tfreflsst und ausgerippt 40 C; Schnupf- 
tabak 40 C. 

Bier (beer) Lagerbier (lager-beer), Ale, Porler und andere gegohrene 
(betränke pro Faaa 1 D. 

Einkommen, jährliches — Income annnal — , jeder Person und von 
in und ausserhalb der Vereinigten Staaten lebenden Borgern, wenn über 
600 D. und nicht über 5000 D. 5 Proc; 
wenn über 5000 D., 10 Proc. 

Diese Steuer ist am I.Hai aufzuerlegen und am 1. Juni jeden Jähret 
fallig und zahlbar bis zum Jahre 1870 und nicht länger. 

Es soll yon dem jährlichen Gewinn, Profit nnd Einkommen einer jeden 
in den Vereinigten Staaten lebenden Person und einem jeden ausser Landes 
sich aufhaltenden Vereinigten Staaten Bürger, ohne Rücksicht auf die Art oder 
Quelle des Erwerbs, der Beschäftigung u. s. w., diese Steuer erhoben und 
eingetrieben werden. Die Einkommensteuer wird für je ein Jahr für das mit 
dem 31. December ablaufende Jahr berechnet. Bei der Abschätzung des Ein- 
kommens, der Gewinne und Profite einer jeden Person soll alles Einkommen 
eingeschlossen werden, das ans Interessen von Noten, Obligationen nnd anderen 
Sicherheiten der Vereinigten Staaten fliesst, Profite von verkauflem Eigenthum, 
das innerhalb ein oder zwei Jahren vor dem Steuerjahr erworben wurde, In- 
teressen Ton allen anderen Noten und Pfandbriefen oder irgend welchen anderen 
Schuldverschreibungen, wenn für gut und eintreibbar erachtet, — jedoch mit 
Ausnahme der Zinsen Tom laufenden Jahr — , alle Prämien ?on Gold und 
Coupons, der Ertrag vom Verkauf von Schlachtvieh und Zugthieren, Zucker, 
Wolle, Butte^, Käse, Schweine-, Rind-, Hammel- und anderem FleiKh, Heu, 
Getreide, Vegetabilien nnd anderen auf dem eigenen oder genuetheten Grund 
und Boden gezogenen Produkten, insoweit solche nicht direct von der Familie 
des Producenten verzehrt werden, sowie alle anderen aus irgend einer Quelle 
fliessenden Gewinne, Profite oder Einkommen einer Person, und die Antheile 
irgend welcher Personen an dem Gewinn oder Profit aller Compagnieen, gleich- 
viel ob sie incorporirt oder Compagniegeschäfle sind, die dazu berechtigt wären, 
wenn man sie vertheilt, gleichviel ob sie verlheilt werden oder nicht, mit 
Ausnahme des Einkommenbetrages , der von Instituhonen oder Corporationen 
eingenommen wird, deren Beamte durch das Gesetz gehalten sind, gewisse 
Procente der Dividenden, die von solchen Instituten gemacht werden, abzuziehen 
und dieselben an den Steuer- Commissär oder andere zur Empfangnahme befugte 
Beamte bezahlen. In der Schätzung der Gewinne und Profite und des Ein- 
kommens irgend einer Person über 600 D., die von der Einkommensteuer 
eximirt sind, sollen alle National-, Staats-, Connty- und Municipal - Steuern, 
die innerhalb des Jahres bezahlt worden sind, von dem Gewinne oder Profit 
oder dem Einkommen der Personen, welche dieselben wirklich bezahlt haben, 
abgezogen werden, gleichviel ob solche Person der Kigenthümer oder der 
Miethsmann oder der Hjpothekschuldner ist. Wirklich im Laufe des Jahres 
erlittene Verluste, die in Folge von Feuersbmnst, SchUbbrnch oder mias- 
glückten Handelsuntemehmungen entstanden sind, und Schulden, die notoriscb 
vn. }S 
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wertUot lind, aber unter AvsstUvss aller in Schlltaiig geDommener WarÜM' 
nindemng und Verlaste bei Verbanfeii tod Gniod- (real) Eigenthum, die inner- 
halb des Jahres eingetreten, ond velchea Eigentham swei Jahre Tor dem Jahr 
gekauft worden, für welches das Einkommen geschult worden; der wirklich fir 
Arbeit oder Zinsen Ton einer Person besahite Betrag, die Land pachtet oder 
Arbeiter dingt, om das Land su culti?iren, oder die irgend ein anderes Ge- 
schift betreibt, Ton dem ein wirkliches Einkommen bezogen wird, der ffir 
gewöhnliche Reparaturen besahite Betrag u. s. w. 

Verhlufe. Von allen Verkaufen yon Grundeigenthum, Gfilern, Waaren, 
Kanfmannsgutern, Artikeln oder Gegenstinden auf Auction, mit Einschluss aller 
Verkfinfe Ton Aciien, Obligationen nnd anderen Sicberhriten sind rom Brutto- 
ertrag solcher Verkäufe monatlich xu bezahlen Vio P^®^- 

Von Hablern, Banken, Banquiers, von allen Verkäufen und €ontractco, 
Verkauf Ton Actien, Obligationen, Gold und Silber in Barren (buliion) und 
gemaust, Ton Wechseln (Promissory notes) und anderen Sicherheiten, flr 
jedes Hundert D. 1 C. 

Alle Verkäufe und Contracle für Verkäufe, fon Irgend einer Person, 
Firma oder Oompagnie negociirt, die keine specielle Steuer als Mäkler, Banken 
oder Banquiers beaalilt, von Gold- und Silber -Bullion, Mfinsen, Wechseb 
(Proroissory notes), Fonds, Obligationen oder anderen Sicherheiten, die nicht 
ihr oder deren Eigenihum sind , für jedes Hundert D. 5 C. 

Von jedem Verkauf und Verkaufs- Contract soll dem Käufer vom Verkäufer 
eine Rechnung oder ein Memorandum solchen Verkaufs oder Contractes aus- 
und angestellt werden; demselben soll ein gesetsroässiger Stempel angefügt 
aein, desaen Werth dem Betrag der Steuern auf solchen Verkauf gleichkommt, 
und in der Berechnung des Betrags der Slempelpflichtigkeit soll irgend ein 
Bruchtheil vom Hundert D. de» Werths oder des Betrags, von welchem die 
Steuer berechnet wird, als Einhundert D. angerechnet werden. Und jede 
Rechnung oder Memorandum eines Verkaufs oder Verkaufs- Contractes soll den 
Datum der Handlung tragen, den Namen dea Verkäufers, den Betrag des 
Verkaufs oder Contractes ersehen lassen. Und irgend welche Personen, die 
gehalten sind, die hiermit bestimmten Steuern su bezahlen oder wer in der 
Sache als Agent oder Mäkler für solche Person fungirt, der irgend einen 
solchen Verkauf oder Coniract abschliesst, oder der im Verfolg irgend eines 
Verkaufs oder Contractes Irgend welche Fonds, Obligationen, Wechsel (pro- 
misaorj notes), Buliion, Münze oder sonstige Sicherheiten überliefert oder 
empfangt, ohne Rechnung oder Memorandum auszustellen oder der aolcbe 
Rechnung oder Memorandum empfängt, ohne dass die gehörige Anzahl von 
Stempeln darauf geklebt Ist, soll straffällig sein und den Vereinigten Staaten 
als Strafe die Summe von 500 D. ffir jedes Vergehen zahlen und zwar dann, 
w«nn die ßo umgangene Steuerpflicht 100 D. nicht übersteigt, und die Summe 
VDn 1000 D. denn, wenn die Steuer mehr als 100 D. beträgt. 

Die Amerikaner machen dt» Experiment, fast alles Mögliche zu besteuern, 
dabei jedorh das kleine Einkommen möglichst zu schonen. Im Zusammenhang 
mit dieser hohen Inljind- Besteuerung scheint der für den Handel des Auslands 
mit den Vereinigten Staaten immer exriusiver werdende Zolltarif zu stehen. 
Sotite 4er jetzt durchberathene Gesetzentwurf — das unglücklichste Product 
des gegenwärtigen Congressea — vom Präsidenten wirklich zum Gesetz erhoben 
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werden, so förchlen wir einen grossen ROekschlag auf die dent- 
•che Industrie, namentlich auf die Industrie des Königreichs 
Sachsen. Augenblicklich beschleunigt die Furcht Tor diesem Gesetz die Lee- 
rang der zum iniindischen Consum aufgehiuften Importlager; denn die Bill 
enthilt die wunderbar ungerechte Bestimmung, dass auch die bereits Tor dem 
Inkrafttreten des Gesetzes importirten, aber noch nicht zum Consum einklarir- 
ten Waarrn der neuen Besteuerung unterfallen sollen. 



b. E D g 1 a n d. 

Zur Creditkrisis, ferner über die irischen Eisenbahnen und die 
jüngsten Erhebungen der Eheschliessungen, Geburten und Todesfälle 
im Vereinigten Königreich. 

1) The new facta as to the Act of 1844 which shonid be in- 
quired into. Economist, July 21. 1866« 

Das Factum, dass bei der Bank von England vom 12. Mai bis 15. August 
ohne Unterbrechung der Discont 10% hoch stand (seitdem im rapiden Fal- 
len) und das in einer Zeit, wo derselbe bei der französischen Bank grössten- 
theils 4 und 3'/]% nicht fiberstieg, wird einen Riss in gewisse Theorieen 
und „unerschütterliche Grundsltze*% wie i. B. Ton der unauflöslichen Wechsel- 
beziehung der beiden Weltm&rkte, d. h. dass sich der französische Geldmarkt 
Ton dem englischen beherrschen lassen muss, zweifelsohne zur Folge haben. 

Merkwürdig sind nach dieser Richtung hin in dem obigen Leitartikel des 
Economist einige — wir wollen es Bekenntnisse nennen — , ihm abgerungen 
Ton der imponirenden Macht der forliegenden Thatsachen. Zwar spricht das 
Blatt noch von der „richtigen und weisen Politik*^ der Bank von Eng- 
land, auch für einen längeren Zeitraum die Zinsrate in London zu dem Zwecke 
hoch zu halten, um durch dieses Mittel einen ungewöhnlichen Zufluss von frem- 
dem Geld herbeizuziehen, aber es ist nicht blind gegen die entgegenge- 
setzten Erfolge dieser weisen Bankpolitik. Es glaubt übrigens mit Un- 
recht, dsss man im Auslande aus der Suspension der Hauptbestimmung der 
Peelsacle am denkwürdigen 12. Mai auch die Suspension der Baarzahlang ge- 
folgert habe. Die Peelsscte (und die auf sie gestützte Bankpraxis) ist durch 
die zahlreichen Discussionen und Angriffe auch ausserhalb Englands mehr be- 
kannt, als dieses opus operatum an sich verdient« Aus der Suspension der 
Bankacte hat man wohl auf die Stirke der Krisis geschlossen, es hat aber 
kein Mensch die Einstellung der Baarzahlung der Bank daraus gefol«* 
gert. Gerade das Gcgenlheil, der Glaube an die verstirkte Zahlungsfähigkeit 
der Bank in Folge der Suspension, war das Urtheil der continentalen Presse. 
Die wahre und nothwendige Consequenz aber von der langen Aufrechterhaltung 
des übermässig hoben Discontsatzes der Bank von England war, wie der Eco- 
nomist auch bekennt, nicht eine Herbeiziehung, sondern ein Abschrecken 
des fremden Goldes vom englischen Markt. Nur so lässt sich der sonst 
unbegreifliche Umstand erklaren, dass sich z. B. bei der französischen Bank 
während dea hohen Standes des Zinsfusses im Nachbarlande der Metallvorralh 
auf eine kaum dagewesene Weise vermehrte und der Zinsfuss zu immer tieferem 
Stande herabsank. Wenn auch der Herzog von Wellington nicht gesagt hätte; 

13* 
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Höbe Zinsen meinen schlechte Sicherheit !'' so moitte doch in Folge dee hohen 
Diecontsatzee der Glaube immer mehr Plalz greifen, dass die Creditverbiltnlsae 
in England viel mehr untergraben seien, als es der Fall wirklich war und sieh 
in dem Sturze mehrerer Banken zeigte. Und diese Besorgnisse, und iirar in 
England nicht minder als ausserhalb, Terschuldet zum grossen Theil mit die 
,,gerechte und weise'' Politik der Bankdirectoren, denen das Publlrnm „ausser- 
halb der Thüren'^ tiefe und ihnen unbekannte und in den Bankausweisen nicht 
Torliegende Grfinde zuschrieb, weshalb sie so handelten, wie sie handelten. 

Die französische Bank in dieser Periode scheint trotz ihrer Gegnerschaft 
gegen die Pereire's von deren Grundsätzen und Einflüsse nicht ganz nnbe- 
rGhrt geblieben zu sein, zum grossen Vorlheil der Industrie und des Handel« 
von Frankreich, welche in Folge der Bedrfingnisae der Lsndwirthschaft und der 
politischen Ereignisse schwer zu leiden hatten. Wir werden des Nächsten viel- 
leicht noch eine Schwenkung des Economist in das Lager der Gegner der eng- 
lischen Bank erleben und darüber durchaus nicht erstaunt sein. Die engtische 
Presse fügt sich der Macht der Verhaltnisse und der Thatsachen und modelt 
danach auch Theorieeo und „unerschütterliche Grundsätze'' um. 

In Liverpool und Glasgow geht man sogar jetzt so weit, dasa eine in 
Gold nicht einlösbare currency empfohlen wird. 

2) Tha propoaad loan to Irish Railways. Econ. July 28. iSM. 

Ea ist das Loos Irlands, dass in dem Lande so Vieles nicht gedeiht. So 
ist das wichtigste inländische Verkehrsmittel, die Eisenbahn, in Irland in einem 
solchen Verfall, daas das jetzige, wie daa frühere englische Gouvernement, sich 
veranlasst gesehen hat, beim Parlament eine Unterstützung der ärmsten irischen 
Bahnen durch Anleihen zu befürworten. Es rentirt in Irland nur eine einzige 
kleine Bahn von 6 Meilen Lange gut, die übrigen 6 Classen — der Economist 
theilt die Bahnen Irlanda in 7 Classen ein — bilden ein trauriges Zeugnisa 
des irischen Verkommene. Die erste Classe ist ganz bankrott, die zweite Classe 
steht still, die dritte Classe (263 Meilen) zahlte auch an die bevorzugten 
Gläubiger seit drei Jahren nichta mehr aus, die rierte Classe (217 H.) bezahlt 
keine Dividende an ihre gewöhnlichen Actionäre (share - holdere) , die fünfte 
Classe (441 H.) bezahlte geringere Dividenden, als der Procentsatz der Fonds 
(3 L. 7 s. 6 d.)) und die sechste Classe (768 M.) zahlte an ihre Actionire an 
Dividenden zwar mehr als die Fonds, sber weniger als die commerciellen Zin- 
sen, und auch die Actien' (shares) dieser Classe standen noch unter Pari. Daa 
in den irischen Eisenbahnen angelegte Kapital war: 

1861 . 21,180,161 L. 1863 . 23,518,750 L. 

1862 . 22,873,401 - 1864 • 23,885,490 - 
Die Dividenden für die gewohnlichen Actionäre betrugen: 

1861 . 3,37 Proc. 1863 . 2,26 Proc. 

1862 . 2,33 - 1864 . 2,51 - . 

Von den 1776 Meilen Bahnlänge bezahlen nach einer Berechnnng des Profea- 
sors Hancock 350 Meilen auch nicht einmal etwas an ihre beTorsugtea 
Gläubiger. Es dürfte kein System Ton Privatbahnen in der Welt eiiatlfttt, 
welchea ein gleich trauriges Bild Terfehlter Speculationen im EiaeAhabnba« 
darböte« 
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Der Ecooomist isi gegen eine Unteretdttung irgendirelchcr irischen Bah- 
Men« Er halt dafür, dass die RegierangsunterstfltKvng nur xu Gunsten derer 
«ein würde, welche ihr Kapital in der yerfehlten Eiaenbabnapeculation angelegt 
haben, nicht aber xa Gunsten des Verkehrs in Irland seihst, da heut zu Tage 
keine Eisenbahn ihren Betrieb einstelle. 

3) Mariages, Births and Deaths in the United Kingdom. Jour- 
nai of the Statistical society. Juny 1866 p. 291 sqq. 

I. England und TXCalef . 

Die neuesten Erhebungen begreifen die Geburten und die Todesfalle, welche 
von 2200 Registrars in allen Districten von England wahrend des Winter- 
qusptals, endend mit dem 31. Harz 1866, aufgenommen wurden. Die Ehe- 
Bchliessnngen wurden registrirt in 12,828 Kirchen oder Kapellen, in ungefähr 
5253 registrirten Gotteshinsern, welche der Hochltirche nicht angehörten, und 
in 651 oberen Registrirungsimtern und erstrecken sich bis zum 31. Decem- 
her 1865. 

1. EheschliessuDgen, Geburten und Todesfälle von 1860 — 1866. 

1865. 1864. 1863. 1862. 1861. 1860. 

Ehen 185,520 180,387 173,510 164,030 163,706 170,156 

Geburten 747,870 740,275 727,417 712,684 696,406 684,048 

Todesfälle 491,360 495,531 473,837 436,566 435,114 422,721 



2. Die Vierteljahre der Kalenderjahre 1860 — 1866. 



Vierteljahre, 
endend mit 

März 
Juni 

September 
December 



1865. 

36,835 
45,772 
45,863 
57,050 



a. EheschliessuDgen. 
1864. 1863. 1862. 



37,988 
44,599 
44,675 
53,125 



35,528 
44,146 
41,932 
51,904 



33,953 
40,853 
40,600 
48,624 



1861. 

33,274 
42,012 
39,884 
48,536 



1860. 

35,150 
43,777 
40,541 
50,688 



Vierteljahre, 
endend mit 

Harz 
Juni 

September 
December 



1866. 



1866. 



b. Geburten. 
1864. 1863. 



1862. 



1861. 



1860. 



196,737 194,287 192,974 186,341 181,990 172,933 183,180 

— 192,921 188,835 189,340 185,554 184,820 174,028 

— 181,642 181,015 173,439 172,709 172,033 164,121 

— 179,020 177,478 178,297 172,431 166,620 162,719 



c. Todesfälle. 



1865. 



1864. 



1863. 



1862. 



1861. 



1860. 



Yierteljahre, 
endend mit 

Man 138,233 140,646 142,977 128,096 122,019 121,215 122,617 

Joni — 116,006 116,801 118,121 107,392 107,558 110,869 

September — 113,404 112,223 112,504 92,381 101,232 86,312 

December — 121,304 123,451 115,116 114,774 105,109 102,923 
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Betrachten wir die Zahl der Eheachliessungen Tom Jabre 1860 (170,156) 
und dem Jahre 1865 (185,520) und die TodeBfälle von 1860 (422,721) 
und 1865 (491,360), so zeigt sich, daaa die Todesfalle in weit stär- 
kerer Progression zugenommen haben, als die ehelichen Ver- 
bindungen. Noch starker wird der Unterschied, wenn man die Jahre 1860 
und 1864 gegen einander hält 

Das letzte Vierteljahr des Kalenderjahres zeigt die grdsste ZaU der 
Eheschliessungen und die geringste Zahl der Geburten auf. Dagegen bringt 
das erste Kalendervierteljahr die stärkste Zahl der Todesfalle; in den bei- 
den ersten Vierteljahren des Kalenderjahreii ist die Ziffer der Geburten am 
stärksten. 

Es beträgt der jährliche Procentualsatz der Terbeiratheten Perso- 
nen, der Geburten und der Todesfälle während der Kalenderjahre 1860 
bis 1866: 



1856-65, 










4Qsia mittlerer 
^^^' Durch- 
schnitt. 

Schätzung d.\ 

Bevölkerung 1 


1865. 


1864. 


1863. 1862. 1861. 


1860. 


Ton Englendloi 210 — 


20,991 


20,773 20,654 20,336 20,119 


19,903 


rang d. Tan-I 
•ende / 
Yerheirathete) . «.q 
Personen \ " *'*^® 


1,768 


1,736 


1,688 1,614 1,628 


1,710 


Geburten — 3,483 
Todeefllle — 2,224 


3,563 
2,341 


3,561 
2,385 


3,639 3,504 3,461 
2,305 2,147 2,163 


3,437 
2,124 



Ans diesen Procentualsätzen springt noch deutlicher in das Auge, dass 
die Zahl der Todesfälle in England im schnelleren Zunehmen begriffen ist, als 
die Vereinigung der Menschen zum ehelichen Leben« 

Die Vermehrung der BeTolkerung anlangend, so war die natfir- 
liebe Vermehrung im ersten Quartal des Jahres 1866 täglich 650 für Eng- 
land und Wales, und der Gesammtbetrag für dieses Vierteljahr 58,504 (196,737 
Geburten bei 138,233 Todesfällen). Von dieser Zahl ist aber der Betrag 
der Auswanderung in Abrechnung zu bringen. Die gesammte Zahl der 
Emigranten aus englischen, schottischen und Irischen Häfen war im ersten Vier- 
teljahr dieses Jahres 39,672, woTon ungefähr 11,000 englischer Abstammung. 
Nicht weniger als 33,000 (!) dsTon hatten die Union als das Ziel ihrer 
Auswanderung gewählt, 6000 die australischen Colonieen. Von den unter den 
Auswanderern befindlichen 21,000 Iren gingen 19,000 (!) nach den Vereinig- 
ten Staaten. 

Die Sterblichkeitsrate. Es zeigt sich ein merkwürdiger Unterschied 
in England zwischen der Sterblichbeitsziffer der in den grossen Städten und 
der In den kleineren Ortschaften und den ländlichen Kirchspielen Lebenden, 
' dann aber zwischen den Städten selbst. 
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Di« Jährliche Sterblicbkeitstiffar avf's Hniiderl dar BeT51]ceniiig 
in den Städten und Landdistricten yon England. 

Ääfr*- %'8ßT' !ndinJ" mU* ^MHiTele!'' 1865. 1864. 
tttt-Ackern. 1861. endend mit D^fchgchnitl. 



Inl42Dialric 
teD 11. 56 Sub- 



IHärz 
s'Lber 

beirrcilaii / 

Jahr 



2,680 
2,322 
2,237 
2,160 

2,425 



2,881 2,980 
2,339 2,412 
2,t387 2,386 
2,564 2,615 

2,543 2,598 



Jahr 



1,989 2,080 2,107 



(Hin 



2,295 
2,024 
1,736 
1,901 



2,514 2,512 
2,049 2,070 
1,828 1,833 
1,927 2,014 



In den übrigen. 

Dietricten undi 

Sabdistricten I 

Ton England v.f w . 

Wales, welche) 34,037,732 »i^ 35,383 gJJJ^j^^^ 

llf'IP*^*^":^^ I fDecember 

kleine Städte u.l ' 

Landkirch- | 
spiele umfassen/ 

Noch stärker ist die Verschiedenheit der Sterblichkelffssiffer swischen ein- 
seinen der 13 grösstrn Städte des Vereinigten Königreichs, welche fm Jahre 
1865 eine BeTolkerung ?on über 6 Hillionen (geschätzt anf 6,122,894) hat- 
ten. Während im ersten Vierteljahre 1866 Im jährlichen Durchschnitt In Lon- 
don (3,067,536 Einw.) auf 1000 Lebende 38,38 Geburten und 30,45 Todes- 
fälle und In HuU (105,233 Einw.) 40,89 Geburten und 27,84 Todesfälle kom- 
men, treffen anf Li?erpool (484,337 Einw.) 42,08 Geburten und 45,93 To- 
desfälle, suf Manchester (358,855 Einw.) 38,27 Geburten und 37,42 Todes- 
fille und auf Dublin (318,437 Einw.) 29,07 Geburten und 30,54 Todesfälle. 
Bei dieser letzteren Stadt Ist sogar die Zahl der Geburten geringer, als die der 
Todesfalle. Die DurchschnitUzIffer der Todesfälle, für sämmtliche 13 StadU 
nach diesem Zeiträume berechnet, ist auTs Jahr 30,45 vom Hundert. 

IL SohotÜand. 

Die Zahl der Geburten , Todesfälle und Eheschliessungen In den Städten und 

Landdistricten während des ersten Vierteljahres, endend mit dem 31. März 1866 

und ihr Verhältnlss zur Bevölkerung; ferner die Zahl der unehelichen Geburten 

und ihr Verhältniss zu dem Totalbetrag der Geburten. 



BcTälkerung. 



Betrsg sämmt- 
licher Geburten. 



Illegitime 
Geburten. 



CensuB 
1861. 



Schätzungs- 
zahl 1866. 



Zahl. 



kuVB 
Hun- 
dert 



Verhält- 

nissxiffer 

suf je 



Zahl. 



Aufs 
Hun- 
dert 



Yerhält- 

nissziffer 

auf je 



Schottland 
126 städtische 

DIstricte 
888 ländliche 

Districte 



3,062,294 
1,603,875 
1,458,419 



3,153,413 

1,688,288 

^1,465,125 



28,876 
16,853 



3,66 



27 



3,99 25 



12,023 3,281 30 



3,130 10,8 
1,74910,3 
1,381111,4 



9,2 
9,6 

8,7 
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BevSlkerung. 



Todesfälle. 



Ehen. 



Census 
1861. 



Schätzungs- 
zahl 1866. 



Zahl. 



Auf's 
Hun- 
dert 



Verhäll- 

nissziffer 

auf je 



Zahl. 



Aufs 
Hun- 
dert 



Tethllt- 

nissttffer 

auf Je 



Schottland 
126 städtische 

Districte 
888 landliche 

Districte 



3,062,294 
1,603,875 
1,458,419 



3,153,413 
1,688,288 
1,465,125 



19,075 

11,992 

7,083 



2,42 
2,84 
1,93 



41 
35 
51 



5,627 
3,583 
2,044 



0,71 
0,85 
0,55 



140 
117 
179 



Schottland zeichnet sich bekanntlich durch die hohe Ziffer seiner unehe- 
lichen Geburten aus. Sie beträgt, bemessen nach dem ersten Vierteijabr Ton 
1866 für ganz Schottland 10,8 vom Hundert auf's ganze Jahr; dieselbe 
differirt aber in den einzelnen Theilen ausserordentlich. Wahrend in Sbetlsnd 
nur 3,7 und in Sutherland 3,9 unehelirhe Geburten aufs Hnnderi der Gtbnr- 
ten vorkommen, weisen Nairn 16,1, fianff 17,7, Aberdeen 18,1 und Ei- 
gin 19,1 Yom Hundert der Geburten auf, Zahlen, wie sie fast nnr noch in 
deutschen Staaten, wie in dem grössten Theile ?on Thüringen, in Baiem n. i. w. 
Torkommen. 

m. Irland. 

Die Zahl der rcgistrirten Eheschliessungen belief sich in den 720 
Registrars'Districten you Irland im Jahre 1865 auf 30,684 oder eine Beirath 
auf je 184 oder 0,544 aufs Hundert der abgeschätzten Be?dlkerang; die regi- 
itrirte Zahl im Jahre 1864 betrug 27,373. 

Die registrirten Geburten während des ersten Vierteljahra vom Jahre 1866 
beliefen sich auf 40,088 (20,643 Knaben und 19,445 Madchen) oder 1 auf je 
347 oder 2,88 aufs Hundert der abgeschätzten Bevölkerung; in der Parallel- 
Periode vom Jahre 1865 war die Geburtsziffer 38,325 und von 1864 30,330. 

Die Zahl der registrirten Todesfälle betrug während des ersten Vier- 
teljahrs 1866 27,824 (13,684 männlichen und 14,140 weiblichen Geschlechts); 
dies giebt ein jährliches Durchschnittsverhältniss von 1:50,1 oder 2,00 auf's 
Hundert der abgeschätzten Bevöllcenmg. 

Die Auswanderung in Irland während des ersten Vierteljahrs von 1866 
(25,889) zeigt gegen denselben Zeitraum vom Jahre 1865 (15,848) eine 
Vermehrung von 10,041 (!). 

IV. OroBsbritannien und Irland. 

Uebersicht der Eheschliessungen im letzten Vierteljahre von 1865 und der 

Geburten und Todesfälle im ersten Vierteljahre von 1866. 



LSndcr. 


Areal in Sta- 
tut- Ackern. 


BeTSIkeruntr 
1861. 


Ellen. 


Geburten. 


Todenfille. 


England und 
Wales . . 
Schottland . 
Irland . . 


37,324,883 
19,639,377 
?0,322,641 


20,066,224 
3,062,294 
5,798,967 


57,050 
5,627 
6,960 


196.737 
28,876 
40,088 


138,233 
19,075 
27,824 


Grossbritan- 
nifn u. Irland 


77,286,901 


28,927,485 


69,637 


265,701 


185,132 



r 
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Dil AbweUhvBg in der leisten Ueliersichl Ton den Angaben vneerer eng^-^ 
Nsehen Quelle rt&hrt Ton der Berichtigfnng einiger irrtlifimlichen TSablenangaben 
dereeiben her. 

c. Italien. 

Als wir Ter wenig Henaten uneem letiten Bericht arhloieen, atand gans 
Italien in Waffen, der Krieg vor der Thür — das ganie VoII[ eine Leiden* 
achafi — Venetien — ; heute ist dem neuen Königreich das Langbegehrte ohne 
Tiele Mühe in den Schoos gefallen, und seine Grenzen nach Norden achlieasen 
jetzt das ganze alte Italien ein. Mittlerweile ist das, was Oesterreich nie ge- 
wagt, geschehen, das Königreich hst das Papier dem Metsllgeld substitnirt, 
man spricht jetzt ?on 8 Procent Goldsgio, und neue grosse Anleihen müssen 
decken, was der unersfittliche Stast bedarf. Wir wünschen dem Lande etwas 
Ruhe und yiel Missignng; im Innern sind für Italien mehr Eroberungen zu 
machen und mehr Schatze zu erwerben, als an den Grenzpn. Würde die 
deutsche Entwicklung von derselben Ruhelosigkeit begleitet und getrieben, wie 
die italienische, so bedauerten wir unser Vaterland, reicher würde es an mate* 
riellen wie immateriellen Gütern dabei sicher nicht werden. 

Wir fahren fort in unsern Expositionen der inneren italienischen Verhllt- 
Disse und besprechen beute yornehmlich die Bibliotheken und die Aus* 
Wanderung Itsliens, ferner die neuesten Berichte über die Bewegung sei- 
ner BcTölkerung und die Taubstummen und Blinden des Landes. 

1) Die Bibliotheken im Königreich Italien. 

Stalistica delle bibliotheche in Italia. Annali Uniferaali di atatiatica pp* 
Aprile 1866 p. 65 sqq. 

Es ist wohl die erste derartige Veröffentliehnng fur's Königreich. Auf 
keinen Gegenstand ist die Aufmerksamkeit in Italien mehr gerichtet, ala auf 
die Bildung der Bevölkerung, den Stand derselben, die Mittel dazu und die 
Resultate der Anatrengungen, die Ton Seiten des Staates, der Pro?in- 
zen, Communen und Vereine gemacht werden, um den Unterricht im Volke zn 
yerbreitrn. So haben sich Vereine gebildet, um den Unterricht auf dem 
Lande zu befördern. Una liegt aoeben ein Bericht Tor yon dem Verein von 
Msiland : 

Atli dclla sociela Nazionale per l'istruzione del popolo della cam- 
pe gna. Terza Relazione del Comitato Provinziale di Hilano. 
Wir werden nfichstens ein Bild Ton dieser nstionalen Thstigkeit zu geben Ter* 
luchen. Heute wollen wir über den Bestand der Bibliotheken, ihre 
Zusammensetzung und ihre Benutzung berichten. Wir yermöchten 
nicht, eine solche Uebersicht für ganz Deutschland zu geben. 

Nach der statistischen Aufnehme giebt es 210 Bibliotheken, yon denen 
164 dem Publicum geöffnet, 46 dsgegen nicht zugänglich sind. Die grösste 
Anzahl öffentlicher Bibliotheken befindet sich in der Emilia, in Toscana und 
Sicilien, Ton denen jfdes 24 — 27 Bibliotheken dieser Art aufzuweiaen hat. In 
Piemont ist die Zahl der dem Publicum geöffneten und der demselben nicht 
zuginglichen Bibliotheken ziemlich gleich. 

33 Bibliotheken gehören dem Staate an. Sie aind besondere lahlreich in 
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TofCioa, welchef deren 9 hat; auf die Lombardei, Emilia lud Caa^tnltii kom- 
meii je 4« ProTiniial- und Gommanalbibliotheken giebt et 110, dayoD in der 
Emilia 17, in den Marken 15, in Sicilien 16, in der Lombardei 10. Die Biblio- 
theken Ton wieaenechaillichen Inetituten, religiöaen ond pri?aten Corporationen 
berechnen eich anf 71, gemiechter Natar sind 6. Nachstehend 

eine Uebereichk der Bibliotheken dee Königreiche Italien. 

Bibliotheken Bibliotlieken 



ft. ui tf^^^l a aS a-s 



N «o «oO ►Sft«^*^ M» «oMfoe 

Piemont 24 3 9 12 — 13 11 

Lignrien ..... 13 2 6 5 — 12 1 

Lombardei . . « . . 17 4 10 2 1 13 4 

Emilia 28 4 17 6 2 27 1 

Umbrien 6— 2 2 1 5 — 

Die Merken .... 28 1 15 11 1 21 7 

Toecana 28 9 9 10 ' — 24 4 

Die Abmzien and Holise 4 1 3 — — 2 2 

Campanien 16 4 1 11 — 11 5 

Apulien 9— 7 2 — 6 3 

Baailicata 21 — 1 — — 2 

Calabrien 3— 2 — 1 12 

Sicilien 28 2 16 10 — 24 4 

Sardinien 5 2 3 — — 5 — 

210 33 100 71 6 164 46 

Nach der Ziuammenaetzang dieeer Bibliotheken sind 171 allgemeiner Nator 
nnd 39 apecieller Richtung. Von diesen letzteren sind 25 aacetischen Inhalte 
(materie ascetiche), 11 wissenschaftlichen nnd literarischen nnd 3 sind aus- 
schliesslich den schönen Künsten gewidmet Die 210 Bibliotheken des König- 
reiche enthalten 4,149,281 Binde. Es kommen sonach 9 Bände auf je 100 
Einwohner. DaTon besitzen die meisten die Emilia (1,164,889), dann kommt 
die Lombardei mit 794,567 Bfinden, Toscana (657,913), Campanien, Sicilien 
nnd Piemont mit je 3—400,000 Banden. Die Abrnzzen und die Basilicata, 
der Biuberdistrict, sind die bficherirmsten Pro?inzen des Königreichs. 

Der italienische Schriftsteller — da er sich nicht nennt, rermuthen wir 
einen Beamten des statistischen Departements — stellt eine Vergleichung der 
Bibliotheken Italiens mit denen einiger anderen Lander an, die wir ohne Kritik 
hier folgen lassen: 

Staaten. Z.hl d.r Bind.. ,„, m%n^. 
lUli«B 4,149,281 19,5 

Frankreich 3,389,000 11,7 

OeeUrreich 2,408,000 6,9 
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Staaten. 


ZabY der Binde. 


Bind« 

anf 100 Eintr. 


Prensaen 


2,040,450 


11,0 


Grosabritannicn 


1,771,493 


6,0 


Raaalaod 


882,090 


1,3 


Schwell 


1,268,500 


26,4 


Belgien 


509,100 


10,4 
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Per nna Torliegende Bericht conatalirt die Thataache, daaa die iUVeni- 
Bchen Bibliotheken aicb durch den Reichthnm an alten Autoren auaieichnen, 
aber arm sind an neueren Werben. Die Sammlungen von Büchern religiösen 
Inhalts sind reich, dürftig die wissenschaftlichen. Er bemerkt dabei, dass in 
fielen Bibliotheken auch keine Spur auslandischer (neuerer) Literatur existirt. 
(In molte non sTTi quasi traccia delle letterature straniere.) Bibliotheken, wie 
sie viele deutsche und englische Handwerker- und Arbeiter?ereine beaitien, 
dürften sich gerade für Italien empfehlen, namentlich auch die Wanderbiblio- 
theken. In Dentachland reicht deren Errichtung kaum 10 Jahre hinauf, ihr 
Nntien und Einfluss aber ist nnberechenbar. 

Vom grÖBsten Interesse ist der Bericht über die Bedflrfnissfrage, über das, 
wonach das Publicum gegriffen. Im Jahre 1863 wurden 988,510 Werke lum 
Lesen ausgegeben, dsTon gehörten an: 183,628 der Mathematik und den Na- 
turwissenschaften, 122,496 der Geschichte und der Philologie, 70,537 den 
philosophischen und moralischen Wissenschaften, 54,491 der Religion und 
193,972 der Juriaprudenz. Am atfirksten begehrt waren natürlich in Italien 
die Werke der schönen Künste (261,689). Encjclopidischen und allgemeinen 
Inhalts wurden 101,797 Werke ausgegeben. j^DU geistlichen (sacre) und 
theologischen Bücher,'' heisst es, j,wurden am wenigsten Terlangt, waa beweist, 
dass die Besucher der Biblirtheken weit mehr dem Laienstande angehören, und 
dass der Geist der Zeit auf die positiTcn Wissenschatten gerichtet ist.*' 

Merkwürdig ist die Verschiedenheit der Benutiung der Bibliotheken in 
den ?erschiedenen Theilen Italiena. Hinsichtlich dca Eifere für die Studien 
steht das schöne Campanien an der Spitze, da es fsst die Hälfte der Besucher 
der Bibliotheken (421,829 yon der Gesammtzshl 988,510) aufweist; dann 
kommen die Lombardei, Piemont und Sicilien. Gerade in der Emilia und Tos- 
cana, welche so reich an literarischen Hilfsmitteln sind, werden die Bibliothe- 
ken am wenigsten benutzt. 

Auf das Winterhalbjahr, vom Noyember bis zum April, kommen 551,194 
Leser, auf das Sommerhalbjahr, Tom Mai bia zum October, 386,276. 

Auch in Italien begegnet uns die Klage, dass so geringe Mittel auf den 
Ankauf der Bücher Terwandt werden. Nur von 143 Bibliotheken liegt das 
Budget über Einnahme und Ausgabe vor. Die geaammte Jahrrsausgabe für 
dieselben betrug 793,075 Lire, woTon die Verwaltung den grössten Theil con- 
sumirte, und nur 232,989 L. auf den Ankauf ?on Büchern verwandt wurden. 
Die- Regierung steuerte für die Erhaltung dieser Bibliotheken 487,986 L., die 
ProTinzen 8,233, die Communen 94,404 und aus Stiftungen flössen 87,770 L. 

2) Programna del temi da trattarsi nal aesto Congresso in- 
ternazionale di aiatlatica. Annali di aUtbtica pp. Aprile 1866 
p. 74—112. 
Die Annalen bringen im Aprilheft das Programm der Gegenstinde, welche 
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auf den fechften intcroationalen Congreaa Ar Statistik lieiiaBdeU wardtn 
aollrn. Dasselbe Ist Ton dem bekannten Pietro Maestri, dem Directar dea 
statistischen Bureaus für das Konlgreicli, entworfen und an die ordantliche 
Commission des sechsten internationalen statistischen Confrresses gerichtet IHa- 
aer Congress, welcher im August oder September in Fioreni susammentreten 
aollte, ist wegen der eingetretenen politischen Verhältnisse Tertagt worden« 
Wir behalten uns daher die Besprechung des sehr reichen Programms, waichca 
in eingehender, des ersten Statistikers Ton Italien würdiger Weise motiTiri isi, 
flBr andere Zeit yor. 

3) Die Auswanderung in Italien. 
Ststistica della popolazione del Regno d'Italia distribuita per luoghi d'ori- 

gine. Annali uni?. Harzo 1866 p. 290 sqq. 
Die ordentliche und periodische Auswanderung nach dem Census tom 
8t. December 1861 teigt eine Emigration von 185,094 Personen, verhält aich 
daher zur GessmmtbeTölberung wie 1 : 118. Dies ist die Zahl aller derer, 
welche in dieser Zeit den Ort threa gewöhnlichen Aufenthaltes terlassen hat- 
ten« sei es nun, dsss sie sich nsch einer andern Commun oder Prorlnz Italiens 
nach Arbeit oder Erwerb gewendet, sei es, dass aie Italien selbst verlssseii 
hatten. Jene, welche im Vaterlande blieben, bilden drei Viertel der gesammten 
Emigration (141,290), die ana Italien selbst Ausgewanderten ein Viertel (43,794). 
Livorno iat die einzige ProTinz, welche gar keine Auswanderer aufzuwei- 
sen hat. 

Die atirkste Zahl der Auswanderer gehört den Provinzen des Abruzzo 
nlterlore IL an, welches deren 17,531 hatte; die von Como, Novara und €a- 
labria citeriore rechnen eine jede mehr als 10,000. La Terra di Bari, ii Prin- 
clpalo ulteriore und la Basilicata zählen 8000, Piacenza 7019 und Turin an- 
fefahr 5000. Cagliari und Ravenna haben deren nicht mehr als 100 eine 
jede und in der Provinz Ton Girgenti gsb es nur 7 Auswanderer. 

Nach den Beschäftigungen und Classen ergiebt aich fär die Auswanderung 
folgendes Bild: 

Lsndwirthschaft 501 

Bergbau 14 

Manufactur 401 

Handel 30 

EigenthQmer 12 

Dienstboten 8 

Arme 6 

Verschiedene Professionen • . • 3 

Ohne Profession 22 

1000 
Die Agriniltur begreift mehr als die Hälfte der gesammten Auswanderung 
(92,742 von 185.081). 

Der italienische .Schriftsteller charakterisirt die itallenisrhe Auswanderung 
gegenüber der deutschen und irländischen, indem er sagt: „Während der Irlän- 
dtr und der Deutsche sein Vaterland Terlisst ohne den Wunsch der Röckkehr 
und mit dem festen Vorsatz, sich anderswo mit seiner Familie anzustodehi, 
wundem unsere Landslouto aua Italien mit dem featen Entachluaa aus, wie- 
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der dahin tttfSflkzuliehren, wenn tio tich hinrtichendes Vermdgen trir^rbfn 
kaben.'' 

Wfihrend die italientiche Answanderan^ nach dem AnsUnd überhaupt nicht 
aehr umfangreich Ist, haben aich doch im Orient vnd Sfidamerika nicht unba- 
dautanda Niedcrlaatungen gebildet. Die Italiener halten fiberhaopt Im Analand 
maammen. Die Italienische Colonle in Tnnia sihlt 6000, die Ton Alexandrien 
in Aegypten 12,000 and die von Cairo nngefihr 3000 Peraonen. In den Ver- 
einigten Staaten Ton Nordamerika betrSgt die italieniache Anewanderung unge- 
fähr 40,000. Am stärksten aber ist sie in Sudamerika Tertreten. In Brasilien 
berechnet sie siih in Pernambnco, Bahia und Rio Janeiro auf 18,000, zu Ro* 
aario di Santa U auf 10,000. Zu San Jos6 di Cocuta befindet sich eine we- 
niger tahlreiche, aber sehr blfihende Colonie, in Peru aind 8000 u. s. w. In 
Südamerika ist die italienische Bevölkerung selbst nicht ohne politischen 
Einflaaa, sie ist aber insonderheit dsa Bindemittel für den Handel des Mutter- 
landes mit dem sudlichen Amerika. Gerade diese Niederlassungen Tersprechen 
dem italienischen Handel eine grosse Zukunft. 

4) Die Bewegung der Bevölkerung in Italien. 

Statistica della popolaiione del Regno d'ltalia. Annali universali di Sta-* 
tistica pp. Fase. dlBIaggio 1860 p.205aq^. e di Giugno 1866 p. 289 sqq. 

Dieser Uebersirht über die Bewegung der Betdlkerung des Konigrelcha Ita- 
lien im Jahre 1864 Hessen wir oben unter England anr Vergleichung den jfingaten 
Bericht des Registrar- General über die Heirathen, Geburten und Todea- 
falle in England mit Wales vorgehen. Diese statistischen Ueberblicke der bei- 
den Linder Europas, welche wegen der Ausdehnung ihrer Kfislen *} und der 
ganzen Gestaltung und Lage ihrer Gebiete für den Seehandel manche Berüh- 
rungspunkte» bieten, dagegen durch ihre poKtiache und aociale Entwicklung, 
sowie ihre wirthschaftlichen Errungenschaften vollstindige Contraste bilden, 
dürfte für eine Vergleichung nicht unangemessen sein. Die Einwehnertahl 
Englands mit Walea erreicht nahezu die des Königreichs Italien (exci. Venetiena). 

Die Bewegung des CiviUtsndes während des Jahres 1861 ergiebt im All- 
gemeinen: geschlossene Ehen 177.382, Geburten 845.454 (435,843 männl. 
Geschl., 409,611 weibl. Gescbl.), Todesfälle 659,053 (340,959 minnl. GeschL, 
318,104 weibl. Geschl ), Todtgebnrten 14,209. (In England mit Walea gab 
es im Jahre 1865 185,520 neu geschlossene Eben, 747,870 Geburten und 
491,360 Todesfille.) 

Die cinaelnen Ergebnisse gruppiren wir unter die Rubriken: EheseUlea- 
aungcn, Geburten, Fruchtbarkeit der Bevölkerung, Todtgeborene und Sterb- 
lichkeit. 

1) Eheschlleasungen. Nach dem Civilatand waren von den 177,382 
im Kdnigreich Italien 1864 eingegangenen Ehen 140,636 iwlscben ünverehe- 
lichlcii, 8,301 twiachen unverehelicht gewesenen Hinnern und Wittwen, 19,767 
awischen Wittwern und unverehelichten Personen weiblichen Geschlecbta, sewie 
8,678 iwisehen Wittwern und WiUwen geschlossen worden. Auf 100 Ehen 
kamen 84.unverheirathet geweaene Peraonen minnlichen Geschlechts und 16 
WIttwer; beim weiblichen GeachIcehU dagegen heiratheten ven 100 Penenan 



*) DleSeekOste des Königreicbs Italien betrigt nkbt weniger als 64M HlenMler. 
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90 iniTerheiratli0t*OtwMeiie vad 10 WHIiren« Ef gtlangt denuiach der Haim 
binfiger rar «weiten Ehe, ab die Frau. 

Hiosicbtlich der Hiufigkeit der Ehe leigt lich ein betricbtlicfaer Un- 

I teracbied iwischen den aaf dem Lande nnd den in der Stadt Wohnenden. 

Wahrend in den SUdten aif 1000 Personen im Jahre 1804 7,61 Ehen kamen, 

I wurden anf dem Lande 8,28 Ehen geschlossen. För das ganse Land kamen 

1864 8,02 Ehen anf 1000 Einwohner; im Jahre 1863 war diese Zahl höher 

{ (8,17). Am meitten Ehen wurden geschlossen in der Basilicata (0,95 aaf je 

100 Einwohner), in Ligurien (0,93), auf Sardinien (0,92), in Piemont (0,87) 

I nnd den Ahruzzen (0,85). Der italienische Bericht hebt herror, dass Italien 

I hinsichtlieh der Hiufigkeit der Ehen nur Russland (95 Einwohner auf eine 

I Eheschttessnng) und dem Königreich Sachsen (117 Einw. auf eine Eheschlies- 

! ^nof) nachsteht Was die mittlere Daner der Ehen anlangt, welche för das 

I ganse Königreich im Jahre 1863 21 Jahre 5 Monate betrug, so stieg dieselbe 

I «nf 21 Jahre 8 Monate im darauf folgenden Jahre. 

I 2) Die Geburten. Die Anzahl der Geburten für das ganze König- 

! reich, ungerechnet die Todtgeborenen, war 1864 845,454 und zwar 435,843 

I minnlichen nnd 409,611 weiblichen Geschlechts; ton der gesammten Zahl der 

Geborenen waren 802,376 legitime und 43,078 naiörliche Kinder (tou diesen 
letzteren 9,946 illegithne nnd 33,131 (!) ausgesetzte). Von der GesammUahi 
der Geborenen gehörten 272,733 den stidtischen und 572,721 den Landcom^ 
mnnen an. Bei den Geburten zeigt sicti im Jahre 1864 ein effectl?er Abfall yon 
16,936, d. i. 1,96 aufs Hundert. Merkwürdig ist dabei, dass sich dieser Ab- 
fall Tiel stirker auf dem Lande (2,63), als bei den stidtischen Gommnnen 
{O955) erweist Ein Gmnd für diese grosse Verschiedenheit ist nicht ersichtlich. 
Anfällig ist die Zunahme der nnehelich Geborenen nnd der Ausgesetaten. 
Die Zahl der nnehelich Geborenen stieg im Jahre 1864 auf 9,947, die 
der Ausgesetzten auf 33,131. Gegenfiber den gesammten übrigen Geburten 
betmg 1864 die Zahl der natürlichen Kinder 5,10 Procent (1,18 illegitime 
und 3,92 ausgesetzte); 1863 war die Verhiltnisszahl 4,93 Procrnt (1,12 ille- 
gitime und 3,81 ausgesetzte Kinder). 

In den städtischen Gommnnen steigt die Zahl der natürlichen Geburten 
mn 1,228 (gegen das Vorjahr um 4,43 Procent); in den lindlichen Commn- 
nen dagegen sinkt die Zahl der natürlichen Geburten um 674 (um 4,41 Pro- 
cent); im Ganzen zeigt sich eine Vermehrung yon. 574 oder 1,35. aufs Hun- 
dert der natürlichen Geburten. Unter allen Theilen des Königreichs ist die 
Insel Sardinien derjenige District, wo die meisten legitimen Geburten yorkom- 
men. Die Zahl der natürlichen Kinder ist hier nur 2,25 Procent; am merk- 
würdigsten ist in diesem Theile Italiens die Seltenheit der Ausgesetzten, 0,47 
anf 100 Geburten. Calabrien und Umbrien zeigen auch im Jahre 1864 ihr 
trauriges Pri?ileg, die stirfcste Quote der natürlichen Geburten aufzuweisen, 
nimlich 7,41 die erste und 7,30 die zweite Pro?inz. In Deutschland freilich 
würden sie die erste Rsngstelle einnehmen. 

Gsnz merkwürdig sind die Anomslien, welche man bei den illegiUmen 
Geburten und bei den Ausgesetzten in Bezug anf das Geschlecht begegnet. 
Vergleicht man in dieser Hinsicht die beiden Jahre 1864 und 1863, so findet 
man bei den illegitimen Geburten im Jahre 1864 folgende Vermehrung oder 
Veialndening: 
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IHe tUttidifa CdHOMni«ii + 7,72 aiiml. gtgMi + 2,03 ir^ikL GttdiL 
Die Laodcommaiien -|- 2,54 - - — 1,17 

Zttsammcii - + 6,25 - - 4- 0,04 

Ein aaderts BiM leigen dagtgen die Aoegefetiten in d«ii Ziffern: 

Die sUdkischen Cenmonen — 0,21 mlnnl. gegen + 0,22 weibL Geechl. 
Die Lendcemmanen 4~ ^«^7 - - -f~ ^f*^^ 

Zusammen + ^M - - + 1^05 - 

Noch einige Ziffern über den ScIiandfleclL lUliena, die grosse Zahl seiner 
aasgeietaten Kinder. Die Verhiltnisizahl der gesammten im Jahre 1864 aus- 
gesetiten Kinder gegenüber den übrigen Geburten war 3,92 aora Handert ffir'a 
Königreich. Während anf die Insel Sardinien nur 0,47 iLommen« erreicbl die 
Procentxahl in Umbrien die Höhe Ton 6,39; zwischen 2 — 3 Procent finden 
sich in der Emilia, den HariLen und den Abrusien, zwischen 3-^4 in Pia- 
mottt, Ligurien, Campanlen, den Apnlien und der Baailicata, iwischen 4—5 
in der Lombardei und Calabrien, swiachen 5 — 6 in Toscana (!) und SicUien* 
Wie in anderen Lindern, ao überwiegt auch in Italien das minnliche Ge- 
schlecht an Zahl der Geburten das weibliche. Im Jahre 1864 war der effectlve 
Mehrbetrag dea minnlichen GeschlechU 26,232. Es wurden auf je 17 Knaben 
16 Midchen geboren. 

3) Die Fruchtbarkeit der Beyölkerung, das ist das Verhiltniss 
iwischen der Zahl der Geburten und der der Einwohner. Dieselbe betrug 1864 
3,88 auPs Hundert, wihrend sie im Jahre 1863 4,02 GeburUn auf je 100 
Einwohner auaweist. Die Fruchtbarkeit der Ehen für das ganze Königreich 
Im Jahre 1864 ist 4,69 legitime Geburten gegen 4,67 im Jahre 1863. Auch 
im Jahre 1864 wiederholt sich die Erscheinung, daas die Ehe In der Stadt 
fruchtbarer ist, als die Ehe auf dem Lande. Für die stidtischen Communen 
sind die Verhfiltnisssahlen 4,88 im Jahre 1863 und 4,69 im Jahre 1864, da- 
gegen auf dem Lande nur 4,69 im Jahre 1863 und 4,55 im Jahre 1864. 
In Sicilien ist die Ehe am fruchtbarsten. Hier kamen 5,52 legitime Geburten 
Tor, übrigens eine Verminderung gegen du Voijahr (6,10). Die Erklirungs- 
gründe für diese Erscheinung sind zweifach, entweder ist eine alte Gewohnheit 
des Mangels an Vorauasicht thitig, oder was wahrscheinlicher, das Wachsen 
des allgemeinen Reichthums durch die Producte dts Weins, des Getreides und 
des Schwefels. 

4) Tod t geborene. Die todtgeborenen Kinder betrugen im Jahre 1864 
14,209, woTon 8269 mfinnlichen und 6940 weibiiehen Geschlechts. Es ist eino 
erfreuliche Erscheinung, dass die Zahl der Todtgeborenen gegen das Vorjahr 
um 4743 in effecüTen Ziffern oder um 25,02 abgenommen hat. Mit Recht 
wird dies der grösseren Sorge der Municipalbehörden zugeschrieben. Von den 
todtgehorenen Kindern kommen 90,06 auf legitime, 4,41 auf illegitime und 
5,53 auf ausgesetzte Kinder. Auf 1000 Geburten fielen im ganzen Königreich 
16,81 Todtgeborene und zwar 22,11 in den städtischen Communen und 14,65 
in den Landcommunen. Auf 1000 illegitime Geburten kommen im Durch- 
schnitt ffir's ganze Königreich 63 Todtgeborene und daron nur 37 in den 
Landgemeinden; in den stadtischen Gemeinden dsgegen kommt auf 1000 ille* 
gitime Geburten die etforme Ziffer Ton 103 Todtgeborenen. 

5) Sterblichkeit. Im Jahre 1864 betrug die Zahl der Oeatorbenea 
mit Ausschluss der Todtgeborenen 659,063. Merkwürdig ist dabei der groaae 
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UnUncUcd ia der Anialil d«r TodesHUe der beiden GeecUediter; et eUrben 
340,959 PersoDen minnlicbeii nnd 318,104 weiblichen GeecUeebIa» difen 
220,647 in dea SUdtcommanen und 438,416 in den LandcoMmMen. 

Das Jahr 1864 leichnet sich aoa darcb eine groaaa Vemindwuig dar 
Zahl der Todesfalle, welche aich aber merkwürdiger Welse fMt nur anf die 
Landgemeinden beKhräukl. Wir geben nachstehend die effecUrea nnd Ver- 
biltnisazshlen gegenüber 1863': 

Das Königreich — 27,714; — 4,03 anfa Hnndert. 

Personen minnlichen Geschlechts — 14,825; — 4,03 - 
weiblichen - — 12,889; — 3,89 - 

Die stadtischen Commonen • . — 2,660; — 1,19 - 

Die Landcommunen • • • « — 25,054; -— 5,41 - 

Wahrend im Königreich die mittlere Sterblichkeit 1864 2,98 Todeafille 
aaf je 100 Binwobner betrug, kamen da?OB 3,17 aof die slfidtischen Comma* 
nen und 2,89 auf die Landcommunen. (in England mit Wales waren in dem- 
aelben Jahre in 142 Districten und 56 Suhdiatricien, welche die HaopUtädte 
des Landes begreifen, 2508 Todfifille aufa Hundert, wihrend auf die nbrigen 
DiatricU mit kleinen Stidten und Landkircbspieien 2,107 Todesfälle «uPa Hnn* 
dert trafen. Wenn auch im Allgemeinen die Sterblichkeit in England fteringer 
iai, wie in Italien, ao ist doch der Contrast der Sterblichkeit Ton Stadt und 
Land ein weit grösserer, ala der Ton uns für Italien soeben angegebene.) Die 
Bnsilicata, das culturirmsta Land in Italien, weist die grosfte Zahl der Todes- 
lille (3,56 auf je 100 Einwohner) auf; bei Toscana (3,08) erklirt sich diu 
iia mittlere Zahl übersteigende Sierblichkcit durch einige höchst ungeaunda 
Districte, welche die Malaria durchweht. 

Unser italienischer Autor beklagt die grosse Sterblichkeit in Italien gegan- 
€ber der in anderen europfiischen Staaten, denn Ton den 17 hauptsfichlichsten 
Staaten Europas erfreuen sich alle mit Auanahme ron Russland eines höheren 
Gradra ?on Vitalitit, als Italien. Wenn eeine Dichter Ton dem Lachen aeinea 
Himmele, der Milde seines Klimaa und der Lieblichkeit seliger Hügel singen, so 
kann der Statistiker nicht anders, als den schmerzlichen Beweis liefern Ton 
dem offenbaren Verfall- der italienischen Ra^e. 

Zum Schluss noch das Verhältniss der Todesfälle zu den Geburten. Wih- 
rend dasselbe im Jahre 1863 für das Königreich wie 80:100 war, sank ea 
1864 auf 78; 100, der Beweis, dass du Leben dem Tod 2 Procent abgewon- 
nen hatte. Bei den atidtiaehen Communen war 1864 die Verbaltnisszahi des 
Vorjahres 81:100 geblieben, wihrend die für die Landgemeinden aich Ton 
79 : 100 auf 77 : 100 reducirte. 

Unter 17 europaischen Staaten nimmt Italien in Bezug auf das Verhilt- 
niaa der Geborenen zu den Gestorbenen die drittletzte Stelle ein, hinter sich 
hat es nur Bmem und Frankreich, letzteres mit 91 Todesfallen auf 100 Ge- 
borene. 

5) Die Taubstummen und Blinden des Königreichs Italien. 
Annali uniFers. Msggio 1866 p. 189 sqq. 

Die Zahl der Taubstummen und Blinden im Königreich Italien ist nach 
den Censuaergebnissen eine ungewöhnlich grosse. Es fanden sich 17,785 Taub- 
stamme, woTon 10,641 minnUchen und 7,244 weiblichen Geschlechta^ noch 
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grtoer M Ae Zihl der it§ AngenKdito BemUen: 20,762 Pcnonen (11,819 
mimilichfii imd 8,933 weiblichen Geschlechti)« Im Königreich Italien kommt 
auf je 665 Einwohner ein Blinder oder ein Taabetanuner. In Italien trilt be- 
fondera daa Verfailtnita iwiKhen den beiden Geschlechtern itark herror; 100 
TaQbatvmaen weiblichen Geachlechta stehen 146 minnlichen Geschlechts gegen- 
über. Bei den Blinden sind dieselben Zahlen 100: 132. In Parma nnd Pia- 
cenza kommen sogar aof 100 Blinde weiblichen Geschlechts 155 Blinde männ- 
lichen Geschlechts, ja, aof der Insel Sardinien stehen 100 Taabstnmme mann- 
lichen Geschlechts 158 weiblichen Geschlechts gegenüber. Sollte die Beschif- 
Ügong des Hannes allein die Ursache dieser merkwürdigen Verschiedenheit sein ? 
Die folgende Uebersicht seigt die Rangstufe , welche Italien den anderen 
evropüschen Staaten gegenüber in Beiog auf diese Leiden einnimmt. 

Zahl der Einwohner 
avf einen Tavbttummen, auf einen Bünden. 

ItaUen . . . 1224 1040 

Frankreich . • 1708 1216 

England . . 1639 1037 

Niaderlande • . 2702 1663 

Spanien ... 1590 902 

Prenssen ... 1302 1728 

Unter den flinf mit Italien Terglichenen Lindem nimmt dasselbe in Hin- 
geht der Zahl der Tanbatommen die erste Rangstelle ein» bdÜgUch der Zahl 
dar Blinden gehen ihm Spanien nnd England noch Tor. 

Anch diese Verhiltnisse scheinen avf eine Degradation der italienischen 
Rice hinzuweisen, wenigstens sind sie kein günsUges Zeichen. 

K— n. 
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IL 
Brlef]po0i- and %eiiung»TerUeUr im Thura und Taxlfl'schen 

Bekanntlich umbsst das biaherige Tharn und Taxia'ache Poatgebiet folgende Staa- 
ten: Kurfüratenthum Hesaen, Grosaheriogthnm Heasen, Landgrafschaft Heseen, 
Qroasherzogtham Sachßen-Weimar, Herzogthnm NassaU) Freie Stadt Fraokfqrt, 
Herxogthüoier Sachsen- Coburg, Sachsen-Gotha, Sachsen-Meiningen, FGrstentbfi* 
mer Qohenzollern, Schvanburg-Rudolstadt (Oberherrschaft), Schwarzburg-Son- 
dersbausen (Oberherr9chaft), ^euss j. L., Reuss alt. Lm Schaumbarg-Lippe and 
Lippe-Detmold. Es hat einen Umfang von 659 Y2 D Meilen mit einer Beröl- 
kerang Ton 3,177,286 Köpfen. Die Zahl der atabilen Postanstalten beträgt 
(1864) 395, die Zahl der angestellten Beamten 964, die der angestellten 
Ueberbediensteten 493. Ausser diesen Angestellten befanden sich im Vorbe- 
reitungsdienst 243 Beamte und 128 Unterbedienstete. 

Indem wir in nachfolgender Ueberaicht den Brief- und ZeitungaTorkehr 
der Thurn und Taxia'schen Post für die Jahre 1859—1864 mittheilen, fügen 
wir die Bemerkung hinzu, dass diese Uebersicht nur den Briefverkehr im enge- 
ren Sinne umfasst, und dass daher alle Nachnahmesendungen sowie alle Geld- 
brief- und Packetsendungen in derselben nicht enthalten sind. 



Jahr. 



Gewöhnliclie 
Briefe 



frankfrte. 



unfran- 
kirie. 



Rekom- 

Bfiandirte 

Briefe. 



Briefe 
mit Wsa- 

reoproben. 



Kreuz- 

I)and-Sen- 

dungeo. 



Portofreie 
Briefe. 



üeber- 
haupt. 



1859 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 



Ans dem innern eigenen PastgeMete. 



3,322,215 
3,624,872 
3,675,246 
4,258,904 
4,383,613 
4,908,618 


3,027,544 
3,073,538 
3,058,978 
3,163,576 
3,153,449 
3,343,808 


82,745 
100,438 
101,010 
109,564 
118,105 
136,006 


20,644 
26,603 
33,969 
43,420 
42,835 
40,768 


310,224 
458,861 
433,992 
535,977 
642,980 
705,354 


2,762,851 
2,866,422 
2,814,552 
3,098,810 
3,032,770 
3,344,796 



9,526,223 
10,050,734 
10,117,747 
11,210,251 
11,373,762 
12,479,360 
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Jabr. 



Gewöhnliche 
Briefe 



frankirte. 



unfran- 
kirte. 



Rekom- 

Diandirte 

Briefe. 



Briefe 
mit Waa- 
renproben. 



Kreux- 

band-Sen- 

duDgen. 



Portofreie 
Briefe. 



lieber- 
haupt. 



1869 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 



1869 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 



1859 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 



1859 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 





Ans dem Pastrereins- Gebiete. 




2,877,368 


1,188,070 


137,774 


19,877 


Ä 


276.887 


3M\^M0 


1,^18,711 


144,014 


22,789 


301,223 


3,2\2^m 


l,[8t*,7ö7 


162,279 


29,767 


688,922 


350,763 


3^)07,110 


1/Mi,r)52 


183,456 


37,102 


776,022 


321,867 


3,7,!ü;il0 


1/J^)3,292 


186,706 


37.869 


819,702 


329,693 


4,017/299 


l,.i07,540 


219,336 


32,877 


906,710 


366,664 





Ans dem Postrereiiis- Auslände. 




416,305 


660,960 


16,107 


3,718 


229,281 


6,330 


439,218 


676,261 


17,258 


6,448 


270,101 


6,487 


463,863 


643,218 


19,227 


6,708 


294,749 


6,903 


610,606 


648,636 


22,633 


7,476 


371,618 


7,736 


734,965 


611,901 


23,972 


8,437 


348,267 


8,294 


761,920 


469,040 


28,613 


11,896 


382,889 


6,422 





Kack den Pestrereins-Aaslande« 




305,958 


464,165 


18,421 


1,391 


162,906 


1,647 


356,343 


473,343 


24,119 


2,119 


122,499 


1,886 


361,387 


447,265 


17,368 


3,692 


106,171 


3,523 


414,411 


406,444 


18,460 


6,734 


233,649 


2,314 


393,962 


304,174 


20,968 


6,005 


270,868 


672 


427,700 


274,937 


24,762 


6,201 


283,491 


1,794 



6,005,858 
6,433,649 
6.Gti3,398 
6.206,109 
6,3S:,ti02 
6,848,42(? 



1,230,691 
1,315,763 
1,334,658 

l,5fiÖ.502 

i.tavHie 

l,tjü0,779 



944,388 
980,309 
939,406 

1,081,012 
996,639 

1,018,875 



Ans dem Pestrereiig-AiidaMde nach dem Pestrereiis-Aiidaiide. 



36,673 


60,619 


938 


130 


28,070 


62 


47,008 


66,287 


1,651 


962 


16,990 


— 


41,639 


68,679 


1,300 


1664 


6,613 


— 


39,361 


63,934 


1,671 


988 


19,643 


39 


61,259 


91,546 


1,690 


2,769 


30,264 


— 


66,341 


77,619 


2,626 


624 


23,777 


— 



126,482 
131,898 
119,796 
126,626 
177,628 
169,887 



Zasanmen. 



Jahr. 


6eiv5biilicbe 
Briefe 


ii 




il 

M 9 


Porto- 

freie 

Briefe. 


Ueber- 
baupt 


Zeilvngea. 




frankirte. 


unfran- 
kirte. 


1869 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 


6,967,619 
7,472,881 
7,785,106 
8,930,282 
9,284,119 
10,160,878 


6,301,848 
6,408,130 
6,306,847 
6,462,041 
6,364,362 
6,472,844 


256,986 
287,480 
301,184 
396,684 
361,441 
411,333 


45,760 
68,921 
76,790 
95,719 
96,916 
92,866 


1,226,363 
1,608,923 
1,630,347 
1,936,909 
2,112,071 
2,301,221 


3,046,667 
3,176,018 
3,176,731 
3,430,766 
3,371,329 
3,718,676 


16,833,642 
17,912,363 
18,176,004 
20,191,400 
20,670,237 
22,167,817 


6,877,947 
7,831,66« 
10,364,010 
11,702,17a 
12,864,864 
14409,436 



14* 



212 



MiBcellen. 



E 9 

i • 

i ^ 



s 



f 



N 






I 

I 



a 
'S 



•c 



C9 cT 



«^ «o* QCT »ö" c© «g* '^ - -^r ^ _•- -r ^ .^-^ ^-r 



US ^<^^io*o*^^CO 



o «2! «^ «o* c©* -^ c^ i^T CO* oT CO cT <© c«r ^ 
~^~ — «- — ^ ^-©»««ooDr-r-« 



x; 9» kO ;0 €4 c» 

c* ■« «^ e^ ^ 



•(f4eor"C0cov4cor"e4Odr"kO^co«^o 



^ef ^h' CO ^ 



S" 8 §' ^ S S S" § 2" § 3 S S" g S 8* 

m tO '^ CO '^ 



s 



I 

s 

I 



^ 

^ 



^ 

a 






CO 9 O) Od CD • ^ 

O« CO ^ -«N CO 



«o^^^cor-e^gcor^QO 

, .. _ .»SScoScoPcoSoS 

|C I 5f ff 5S '^' '^' a' S" « § 2' S" ;f •«'■ 8' 



i ffss's'ssTg's'" 



CO CO O CO 



s 

s 



i 'S 3 5 s. 






5-oaC M*AÖ • tUo 



* Bfl 



m 



a fi 

a g 






" i 

sl 

IS 

a s 

ii 



~ S a e s 



i s I 

(ä (ä M tf 

i§§§ 



^ 9 P 3 P 

ä € £ £ £ ä 
(k( tc (k( iki S Iki 



S? 






?f 






1= 



I 

M 



I 



P 
§ 



e 

I 

s 

M 

I 
I 



f 



Mifcelleii. 213 



III. 



Her Teleyrapheaverkeltr In VHüwimgeu In den Jahren 

1850 htm 1864. 

Miltheilung des sUtistiscbeB Bureaus yereinigter thftringiscker SUaten. 

Nachdem lumt im Jahre 1833 ?on Gauss und Weber in Göttiiigen 
ein Nadeltelegraph errichtet war und bald darauf Steinheil ein Leitung ?on 
Mflnchen nach Bogenhausen ausgeführt hatte, wanderte die deutsche Erfindung 
nach England, um Ton dort, namentlich durch Wheatstone TcrToUkommnet, 
•ich weiter nach Amerika und dem europfiischen Continent lu Terbreiten. Die 
beiden Erdlheile wurden allmilig mit einem immer ausgedehnteren Drahtneli 
öberxogen. 

In Thüringen wnrde der erste, nicht blas f&r den Eisenbahnbetrieb be- 
nntite Telegraph im Jahre 1848 angelegt. Am 3. August schlössen preussische 
BeTolimichtigte mit der thüringer Bahn einen Vertrag ab, wonach diese der 
prensaischen Regierung die unentgeltliche Benulaung ihrer Bahnstrecke lum 
Zweck der Errichtung einer Telegraphenlinie Ton Berlin über Halle und Erfurt 
nach Frankfurt a/M. lur Verfugung stellte und ebenso auf den Bahnhöfen 
die nölhigen Räume für Telegraphenstationen gegen Entsrhidigung einräumte. 
Sie Terpflichtete sich ferner, die Telegraphenleitung durch die Bahnbeamten 
bewachen au lassen, dagegen sollten alle Depeschen der Direction durch den 
Staatstelegraphen, soweit es die Benuliung desselben au Slaatsdepeschen au- 
liesse, frei befördert werden. Die preussische Regierung behielt sich Tor, die 
Verbindung lur Beförderung ?on Nachrichten für das Publikum au gebrauchen, 
sagte aber der Direction lu, dass ihr die Beförderung derartiger Nachrichten 
für das Publikum ebenfalls gestattet werden sollte, wenn andere Gesellschaften 
auf preussischen Bahnen , an denen ein Staatatelegraph sei , daiu concessionirt 
werden würden 0- Unter demselben Datum schlosa die preussische Regierung 
mit der weimariscben einen Vertrag ab, wonach diese die Anlage des Tele- 
graphen über ihr Gebiet gestattete, jene dagegen die unentgeltliche Besorgung 
von weimarischen Staatsdepeschen bis snr Summe ?on 6000 telegraphischen 
Zeichen pro Honat fibernahm und ausserdem Tersprach, in Weimar und Eisenach 
Telegraphenstationen für das Publikum lu errichten^). Ein ähnlicher, nichl 
Torliegendrr Vertrag muss lu derselben Zeit mit Gotha abgescblosseu sein; 
wenigstens wurde auch in der Stadt Gotha eine preussische Telegraphenstation 
eingerichtet, ebenso später noch eine weitere in Apolds. 

Der sweite thüringische Telegrsph war ein küniglich sächsischer, über 
den ein am 29. August 1853 twischen Altenburg und Sachsen vereinbarter 
Vertrag Auskunft giebt^), dessen HauptbesUmmungen folgende sind: Die 
königlich sächsische Regirrung, als alleiniger Eigenthümer der sächaisch- 
bajerlschen Bahn, errichtet eine Telegraphenlinie von Leipaig über Altenbnrg 
und Zwickau nach Hof. Die altenburger Regierung giebt, soweit ihr Gebiet 
dadurch berfihrt wird, hierxu und sur Einrichtung von Telegraphenstationen 



1) Weimarisches RegteruagsblaU für 1848 S. 316 ff. 

2) Bbeadas. 8. 314 ff. 

3) Altenburgische Gesetisammlung 8. 79 ff. 
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ihre Genehmigung. Zonichet eoU eine Stalion auf dem Bahnhofe in llteohvrg 
beateilt werden. Staatidrpeschen der alteoburger Regierung, d. h. solche, die 
aufgegeben sind Tom Hofe, von BfinieUrium, ron der Regierung, rom Finana- 
coliegium, Ton der Staateanwaltfchafl, Tom Kreisamt IL »i Aitenburg, fom 
Stadtgericht daeelbat, Tom Stadtrath daselbst und vom Gensdarmerie-Conunando, 
werden unter deneelben Bedingungen wie die sächeiachen Staatadepeschen, 
d. h. mit Gebuhrenerm&aaigung, befördert. Crtminal- und 8icherhoit8|Hilizei- 
fachen sind frei. — Seit deai 2&. Januar 1854 wurde auch der Betriebs- 
telegraph der lachaiach - bayerischen Bahn der Benutinng dea Pubükoma frei 
gegeben^). 

Im Jahre 1865 fährte Bayern eine Staalatelegraphenlinie von Coburg über 
Rodach, Hildbnrghausen , Tbemar, Meiiiingen, Liebenatein und Ruhla nach 
Gotha mit 4 Telegraphenstationen zu Coburg, Meiningen, Liebenstein und 
Gotha. Ueber die Verbaltnisse zu Heiningen giebt der Vertrag Yom 24./27. Mars 
1865 Auaknnft^). Die meininger Regierung gestattet die Anlage der Tele* 
graphenleitung und der Bureaus, die bayerische befördert meininger Staats« 
depeachen bis zur Summe Ton 18000 telegraphiachen Zeichen pro Vierteljahr« 
Zum Bureau in Meiningen stellte die dortige Regierung ein passendes Lokal 
mit zwei Zimmern zur Verfugung. Hier soll Toller, in Liebenatein dagegen 
beschränkter Tagesdienst und auch dieser nur während der Saison sein« 

Am 3. Mai 1856 schlössen das Königreich Sachsen, das Groashersogthum 
Sachsen - Weimar , das Herzoglhum Sachsen - Altenburg und das Ffirstenthum 
Reuss j. L. einen Vertrag ab über Herstellung einer telegraphischen Verbindung 
zwischen den beiden Hauptstädten Weimar und Altenburg*). Auf Grund desselben 
leitet die sächsische Regierung eine Telegraphenlinie yon Altenburg resp. Gössnita 
über Ronneburg, Gera, Roda und Jena nach Weimar und richtet in Weimar, Gera, 
Jena und Roda Telegraphrnbureans, in erateren beiden Orten zu fortwährendem^ 
Dienst ein. Eine freie (elegraphische Correspondens wird zogesichert: 1. den 
Regentenfamilien; 2. den oberen Staatsbehörden und zwar: a) den Ministorial- 
Torständen und Abtheilungschefs in Dresden , b) den Chefs und Directorcn der 
weimarischen Ministerialdepartements, sowie dem Curator der UniTersitäl Jena, 
c) den stimmführenden MitgKedeni 6t» Ministeriums zu Altenburg, d) den 
Miaisteriahorständen zu Gera; 3. für Criminsl- und Sicherheitspolizeisachen. 
Knige Jahre später wurde in Ronneburg ebenfalls ein Staatsbureau eingerichtet« 

Die nächsten Telegraphen, wekbe überhaupt angelegt oder für daa Publi- 
Inm geöffnet wurden, sind die Betriebstelegraphen der thüringer und Werra« 
bahn. Der letzteren war achon durch die Concessionsurkonde vom 22. December 
1856 sab Nr. 5') die Verpflichuag auferlegt worden, für den Eisenbahnbetriebs- 
dienst einen electro*mag netischen Telegraphen einzurichten, und erlaubt, diesen 
bis auf Widerruf sur Beförderung Ton Staats- und PriTstdepeschen gegen ein 
▼on den Regierungen festzustellendes Entgelt zu benutzen. So wurden mit 
Eröffnung des Betriebs der W^errabshn folgende neue Telegraphenatationen ge- 
schaffen: für Weimar: Eisenach und Marksuhl; für Meiningen: Salsungen, 



4) Altenb. Gesetisammlung S. 6ff. 

5) Geselzsammluna Bd XII S.40ff. 

6) T. Göckera GeseUsamnlung Bd. XH S. 674 ff. 
7)BbendaB. S. 481 ff 
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ImneUorn, Wernshauten , Waaangeii) Walldarf, Metniogen, Grimmefiihftl, 
Themar, HiUbarghaasen , Eisfeld, Soimeberg^ für Coburgs Coburg, Ebersdorf, 
Oe^u, Neustadt. — Der thftringischeii Eisenbahn ift die Beförderung toii 
PriTatdepescben Tom August 1861 sn freigegeben. Die Stationen, welche In 
Folge dessen dem Verkehr gedffnet wurden, sind fflr Weimar: Gerstungen, 
EiueAach, Yieselbach, Weimar, Apolda und Sulaa; ffir Gotha: Gotha, Dielen- 
dorf und Frdtlstedt (Wutha is» blos Haltestelle und hat keine Station). 

Der nächste Telegraph, den Thflringen erhielt, war wieder ein preussiseher. 
Im Jahre 1860 fährte die preusaisehe Regierung die schon länger bestehende, 
längs der Zweigbahn der thfiringer Eisenbahn hergebende Telrgraphenliftie 
Toa Weissenfeis nach Gera weiter ober Neustadt a/0. nach Schleii. Mit der 

weimarischen Regierung wurde darfiber unter'm ' j^* — r— 1860 ein Vertrag 

abgeschlossen^), der folgende Hauptbestimmungen enthielt: Die weimarische 
Regierung gestattet die Anlegung dieser Telegraphenlinie, einer weiteren Ton 
Neoatadt nach Ziegenrfick ulld einer dritten aus dem schleusinger Kreise durch 
das weimarische Staatsgebiet« Preussen erlaubt dagegen» dass die gross* 
benogliche Regierung, falls sie es wfinschst, eine eigene Leitung an den 
Stangen herstellt In Neustadt a/0« wird eine Telegraphenstalion dritter 
Classe errichtet, doch sorgt die weimarische Regierung dafür , dass dazu ein 
Lokal von mindestens zwei Zimmern zur VerfOgnng gestellt, sie ersetzt ferner 
die Hälfte der Differenz zwischen den Einnahmen und den Unterhaltungskosten 
der Station aus der grossherzoglichen Staatskasse. Für Staatsdepeschen bis 
zur Summe Ton 6000 telegraphischen Zeichen steht der Telegraph zur Be- 
niilxung frei. Eine preussische Telegraphenleftung ist ferner in Sondershausen 
angelegt worden und zwar 1860 in der Unterherrschaft (10,93 Hellen Leitung, 
Station Sondershausen), 1861 in der Oberherrschaft (10,50 Meilen Leitung, 
Station Arnstadt). 

Seit dem gegenwärtigen Jahrzehnt fangen einzelne thüringische Regieranfon 
an, eigene Telegraphen zu errichten. So fuhrt Rudolsladt eine Leitung von 
der Hauptstadt seines Landes über Naschhauaen und Hmnmelshsin nach Neo- 
atadt a/0. zum Anschluss an den königlich preussischen Staatstelegnpliett. 
Den Regierungen von Weimar und Altenburg wird durch Verträge vom 1./9.' 
und 1./15. Mai 1863®) ffir die Erlaubniss der Benutzung ihres Gebiets dia 
unentgeltliche Beförderung von 6000 telegraphischen Zeichen zugesagt, letzterer . 
anaserdem gestattet, an den rudolstädter Stangen eine eigene Leitung von Neu- 
stadt nach Hummelshain zu ffihren. — In demselben Jahre (1863) stellte die 
weimarische Regierung selbst zwei Telegraphenlinien her: die Linie Arnstadt- 
Ilmenau mit der Station Ilmenau, die am 1. Juni, und die Linie Neustadt- 
Weida mit der Station Welda, die am 1. October dea genannten Jahres er- 
öffnet wurde. 

Eine eigene Telegraphenleilung ist auch die meiningisrhe von Saalfeld 
über Pdssneck nach Roda. Nach dem Vertrage vom 29. Juli 18641«) ^gi 
aber die aächsische Regierung die Herstellung der Leitung imd der Telegraphen- 



8) y. OockeTs Oesetzsammlunff Bd. XV S. 116 ff. 

9) Weim, Regierungsblatt S.97ff., Altenb. Gesstzsammluag S. 115 ff. 
10) Mein. Gesetzsammlung Bd. XVI S. 314 ff. 
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bweaui auf Kosten der meiniDgiichen GVerDommen. Ihr liegt ferner die Be- 
triebeTerwaltung ob; die meiningieche Regierung stellt die Beamten an nnd 
besoldet sie, jedoch nar venn sie ihre Befähigung nuh königlich sichsischen 
Cesetien nachgewiesen haben. Die sächsische Regiemng versichtet auf Ver- 
gfitong ausser Wiedererstattong Ton Auslagen und auf Vergütung für Hil- 
benntiung des Lokals in Roda, so lange nicht eine Erveiterung nSthig wird. 
Von Beförderungsgebfihren iwischen meiningischen und sächsischen Bureaus sind 
befreit: Depeschen der Mitglieder der Regentenfamilien« Staatsdepeschen der 
Vorstände und Abtheilungschefs der Ministerien in Dresden, des meiningischen 
Staatsminislers und der slimmfuhrenden Mitglieder des Staatsminbteriums, 
Staatsdepefichen in Criminal- und Sicherheitspoliaeisachen. Die Yerttieilong der 
Einnahmen erfolgt nach folgenden Grundsätzen: a) Die Gebuhr für Beförderung 
interner Depeschen, d. h. aller solcher, welche innerhalb des Telegraphennetaea 
des Königreichs Sachsen lur Aufgabe kommen, ferbleiben der Aufgabestation; 
der herzoglich Sachsen- meiningischen Regierung werden also lu Gute geschrieben 
die Gebuhren für alle in Saalfeld und Pössneck \ind für die in Roda auf- 
gegebenen Depeschen, die nach Pössneck oder Saalfeld gerichtet sind; b) die 
Gebühren für Vereins- und interne Depeschen werden so getheilt, daas lur 
jede in Saalfeld oder Pössneck aufgegebene oder angekommene Depeache die 
Hälfte des Gebfihrenantheils gerechnet wird, den die sächsische Regiemng nach 
Abrechnung im Telegraphenverein für jede einfache Depesche erhalten hat. 

Der altenburger Regierung wird im Vertrage Tom g' . *" 1864 ^^ für die 

Erlaubniss der Benntsung ihres Gebietes die freie Beförderung Ton 6000 tele- 
graphbcben Zeichen pro Monat und die Anlegung einer eigenen Linie iwischen 
Roda und Hummelshain gestattet 

Der neueste thüringische Telegraph ist der Betriebstelegrsph der erst im 
Torigen Jahre eröffneten gera - gössnitier Eisenbahn. Dieser soll allerdings 
nach §. 15 der Concessionsbedingungen Tom 13. Juli 1863'^) in erster Linie 
tum Zweck des Eisenbahndienstes benutzt werden. Doch ist die Bahn rer- 
püichtet, alle Staatsdepeschen frei lu befordern und berechtigt, Privstdepeschen 
swiKhen solchen an der Bahn gelegenen Stationen, auf denen beiden oder 
einer Ton beiden sich keine Staatstelegraphen befinden, gegen Zahlung 4n- 
sunehmen. 

Es existiren demnach in Thüringen folgende Telegraphetileituugen : 

1) der preussische Staatstelegraph Ton Frankfurt nach Berlin mit 9*94 Meilen 
Länge und 58,97 Meilen Leitung auf weimarischem, 6,13 Meilen Länge 
und 38,27 Meilen Leitung auf gothaischem, also 16,07 Meilen Länge 
und 97,24 Meilen Leitung auf thüringischem (i. e. S.) Gebiete; 

2) der bayerische Slaatstelegraph Ton Coburg nach Gotha mit einer Linie 
▼on 19,7 Meilen; 

3) der königlich sächsische Staatstelegraph an der sächsisch-bayerischen Bahn 
mit einer Linie von 5,0 Meilen auf altenburgischem Gebiete; 

4) der königlich sächsische Staatstelegraph Ton Weimar über Jena, Roda, 
Gera, Ronneburg nach Gössnitz, 14,44 Meilen Leitung und awar 5,8 



in Mein. Oesetisammlung Bd. XVI S. \ 
12) Altenb. Gesetzsammlung S. 146 ff. 
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auf altenbargifdiem) 2,14 auf reuBiachem und 6,5 anf weimariachcm 
Gebiete; 

5) die Betriebalelegrapheii der thfiringer ond Werraeiienbabn , ersterer a«f 
einer echon benntaten Linie laufend, letalerer mit einer Lange Ton 21,665 
Heilen auf tbfiringiecbem Gebiete (incl. der Zweigbahn Coburg- Sonneberg), 
voTon 2,344 Meilen auf veimariachee , 13,149 auf meiningiechea und 
4,123 auf coburgiflcbea Territorium kommen (seit 1860); 

6) die preusaiacbe Linie Weieaenfele-Gera-Neuatadt-Schleia mit 11,79 Heilen 
auf thttringiecbem (vetmariechem und reussischem) Gebiete (seit 1861); 

7) die preuaeiacbe Leitung in der aonderehfiaeer Unterherrecbalt Ton 10,93 
Heilen (seit 1861); 

8) die preuesiacbe Leitung in der aondersbiuser Oberherrschaft Ton 10,50 
Heilen (seit 1862); 

9) der rudolatidter Staatetelegrapb Ton Rndolatadt nach Neustadt (aeit 1863) 
in einer Länge Ton 4 Meilen; 

10) die weimariachen Leitungen Arnstadt - Ilmenau fon 2,76 und Neustadt- 
Weida Ton 3,59 HeÜen (aeit 1863); 

11) die meiningiache Linie Saalfeld- Rode, 7Va HeUen (seit 1864); 

12) der Betriebstelegraph der gera-göaanitier Eisenbahn (erst seit 1865). 
Die Lange der Telegraphenlinien in den thüringischen Staaten — eine 

Berechnung auf die einaelnen Linder ist nach vorstehender Uebersicht ebenso- 
wenig möglich ala eine Angabe der Länge der Drahtleitungen — betrug 
demnach 

im Jahre 1859 .. . 55,21 HeUen, 

. - 1860 . . . 76,77 - 

- - 1861 . • . 99,49 - 

- - 1862 .. • 109,99 - 

- - 1863 . . . 120,34 - 
. - 1864 . . . 127,84 - 

Auf 10,000 Bewohner kommen demnach 

im Jahre 1859 . . . 0,59 Heilen, 

. • - 1860 . . . 0,82 - 

- . 1861 . . . 1,04 - 
. . 1862 . . . 1,14 - 
. - 1863 •. . 1,25 - 

- - 1864 . . . 1,29 - 

Die Uebersicht leigt, dass im Laufe der letzten sechs Jahre die Telegraphen- 
linien in Thüringen sich stetig vermehrt haben. Aus einem Vergleiche mit 
andern Staaten geht aber auch hervor, dass Thüringen hinsichtlich seines 
Telegraphennetaea eine der günstigsten Stellungen unter den Ländern Enropaa 
Im Jahre 1864 hatten nämlich^'): 



13) Die Anaaben sind der Zeitung des Vereins deutscher Eiienbabnverwsllungen 
Jahrgang 1866 Nr. 31 entnommen, welcbe die neueste und Tollstindtgste Zusammen- 
stellung über Telegraphen enthilt. Zu bemerlcen ist nur, dass die Zahlen lür Prenssen 
und Sachsen nicht das preussische'und aichsische Staats-, sondern Telegraphengebiet, 
datier auch einselae ausaarpreuaslsche und auasersächsische Linder und Landes- 
gebieta 
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Octterreidi 2208,1 Meikn teltgrapheiiUiiie, a 


PreasBen 1551,7 - 


- 


Sachieii 138,6 - 


«. 


Hannover 239,4 - 


. 


Würiemberg 214,7 - 


- 


Niederlande 248 


- 


die Schwell 1142 


. 


Schweden 750 


• 


Norwegen 413 


- 



. . . 0,81 - 

- 0,69 - 

- . - 1,24 . 
. 1,23 - 

. . . 0,68 . 

- . - 4,65 - 

- 1,86 - 
. 2,77 - 

Thüringen hat danach nnter dentachen Lindern geradem daa bedentendate 
Telegraphenneti und wird auch aonat eigentlich nur von der Schweif ^ die ja 
für Förderung der VcrkehraTerhillniaae so enorm viel thut, iibertroffen. Denn 
die hohen Zahlen Ton Schweden und Norwegen rühren weniger von der Lange 
der dortigen Telegraphenlinien ala Ton der dünnen BefdllKemng der genannten 
Lander her« 

Hit der Lange der Drihte hat natürlich auch die Zahl der Stationen la^ 
genommen, über welche die Tabelle L Auakunft giebt. 

Meiningen und Coburg beaitxen Terhiltniaamiaaig die grdaate, RudolaiadI 
die geringate Zahl von Stationen; ea hingt daa weaentUch Ton der Linge der 
die Linder durchachneidenden EiaenbahnTerbindungen ab. Der gnnatige Stand 
Thfiringena gegenüber andern Ländern leigt sich bei der Betrachtung der 
Stationen noch dyitlioher ala bei Betrachtung der LinienUnge. Ea hatte 
nimlich 1864 

Oeaterreich 300 Stationen, alao auf 10,000 Einw. 0,09 
Preuaaen 296 - ... - 0,15 

Sachaen 26 - ... - 0,11 

Hannover 46 - .... 0,24 

WfiKeroberg 81 - ... - 0,46 

Niederlande 63 - - - - - 0,17 

die Schweix 692 - .... 2,76 

Schweden 76 0,19 

Norwegen 68 - .... 0,46 

Für die Verwaltung und den Betrieb aind die Vereinbarungen dea deutach- 
öaterreichischen Telfgraphenvereina maaagebend, die wir im Folgenden knra 
wieder geben wollen. Der deutsch - österreichiache Telegraphenverein wurde 
durch Vertrag vom 25. Juli 1850, der am 1. October deagelben Jahrea in 
Kraft trat, begründet. Nach den Beetimmungen dieaea Vertragea wird swiarhen 
Staatadienst' und Privatdepeachen unterschieden, die in der angegebenen Reihen- 
folge und je nach der Zeit der Aufgabe zur Beförderung gelangen. Die Tele- 
graphenbureaua aind vom 1. April bia 30. September von 7 vom 1. October 
bia 31. März von 8 Uhr Morgens bis 9 Uhr Abends geöffnet. Der Tarif 
setzt für eine Entfernung von 10 Meilen und eine Zahl von 20 Worten ein«' 
Taxe von 20 Sgr. feat. Die Gebühr ateigt um denaelben Betrag für weitere 
16, 20, 25, 30, 35, 40 u. s. w Heilen. Für 20 — 60 Worte wird daa 
Doppelte, für 50—100 das Dreifache obiger Sätze erhoben. Ueber 100 Worter 
werden nicht angenommen. Privatdepeschen sollen im Allgemeinen in deutscher 
Sprache abgefasat sein; doch werden die Staaten anzeigen, an welchen SlatiMieft 
solche auch in anderer Sprache angenommen werden. — Durch den Nachtrag 
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Tom 14. October iSfti wird die ktite BetlimmuQg dakia abgeinderl, i»B» 
Privftldepetchen im Allgemeiaen in deutccher Sprache abzufaesen sind, dass 
aber Depeschen nach and aua England oder Frankreich in franadaiaeher Sprache 
eofgcgc^cn werden mfissen und Depeschen nach oder aus Belgien in französischer 
Sprache aafgcgeben werden können. Für Staatsdepeschen ist jede Sprache zu* 
lässig, deren Zeichen sich darch die vorhandenen Telegraphenapparate wieder 
geben lassen. Für den Tarif werden einige specielle Bestimmungen gegeben: 
1) Für die Adresse sind ffinf Worte frei, 2) ein Wort darf nicht mehr als 

7 Silben enthalten, 3) Interpunktionsseichen werden nicht gezählt, 4) fünf 
Ziffern gelten gleich einem Wort, ein Bruclistrich gleich einer Ziffer, 5) Zahlen, 
mit Buchstaben geschrieben, werden wie Worte gezählt, 6) die Unterschrift 
wird mit berechnet. Die Weiterbeförderwig geschieht dvrch Estafetten, Post 
oder Boten. — Durch den zweiten Nachtrag vom 23. September 1853 wird 
maächat die Einrichtung des Identitätsnachweises eingeführt« Danach kanji 
jeder Aufgeber einer Depeache die Identität seiner Person unter derselben bt- 
gläubigen laaseik Der Nachweis muaa geführt werden entweder darch Pass, 
Passkarte oder behördliches Certificat, oder durch beglaubigte Unterschrift auf 
der Originaldepeache, oder mitteist Anerkennnag yon zwei Zeugen. Die Weiter- 
beforderung einer Depesche kann auch durch Eiaenbahntelegraphen geschehen, 
soweit die Benutavng derselben für PriTsttelegramme überhaupt gestattet ist. 
Die einfache Depeache zahlt fortan 25 Worte. — Durch das neue vereinbarte 
Reglement vom 1. November 1855 werden zunächst Bestimmungen über die 
Bewahrung des Telcgraphengeheimnisses getroffen. Sedann erfolgt eine Scheidung 
der Stationen in solche erster Klasse mit ununterbrochenem Dienst, zweiter 
Klssse mit vollem Tagdienst von 7 resp. 8 Uhr Morgens bis 9 Uhr Abends 
und dritter Klssse, die an den Wochentsgen von 9 — 12 Uhr Morgens und 
2 — 7 Uhr Nachmiltsgs, an den Sonntagen nur von 2 — 7 Uhr Nachmittags 
geöffnet sind. Die Privatdepeschen können fernerhin deutsrh und frsnzösisch, 
an einzelnen, von den Regierungen naher zu bezeichnenden Stationen auch 
englisch aufgegeben werden. Als einfache Depesche gilt eine solche von 25, 
als doppelte eine von 25 — 50, als dreifsche eine von 50 — 100 Worten. Nach 
der directen Entfernung vom Aufgabeorte werden sog. Zonen unterschieden, 
die 10, 25, 45, 70, 100, 135, 175, 220, 270 u. 9.w. Meilen umfassen. 
Der Salz für die erste Zone betrigt 20 Sgr. und steigt für jede folgende um 
denselben Betrsg. — Der Vertrag vom 16. November 1857 liringt die Ver- 
inderungen, dass die Privatdepeschen fernerhin an gewissen Stationen auch 
in italienischer und niederlftndischer Sprache aufgegeben werden können und 
ordnet die Gebührensätze neu. Es gilt nämlich der Satz von 12 Sgr. für die 
einfache Depesche von 20 Worten. Für je weitere 10 Worte wird jedesmsl 
die Hälfte delr Einheitsgebühr mehr erhoben. Die Zonen bleiben dieselben. 
Die Wortzahl der Depesche besteht ans dem Gesammtinbalt dessen, waa vom 
Abaender zum Zweck der Telegraphirung in daa Original der Depesche ge- 
schrieben ist. *- An diesen Bestimmungen sind später noch zwei Abänderungen" 
getroffen: 1) der beschränkte Tageadienst ist für den Sonntag auf die Stunden 

8 — 9 Morgens und 2 — 5 Nachmittags festgesetzt, 2) der Gebührensatz auf 
8 Sgr« erniedrigt und drei Zonen eingerichtet, deren erste bis zu 10 Meilen, 
die zweite von 10 — 45 Meilen, die jhitte über 45 Heilen hinausgeht. 
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IlDler der HerrKhaft dieser BeetimmaiigeD entwickelte eiek nvn der Tek* 
graphenverkehr wihrend der ffinf Jahre tod 1859 — 64 in der Art, wie dit 
Tabelle IL ee nachweiet ' 

Die Stirke des TelegrapheoTerkehrs in einem Lande ist weeentlich Ton 
xwei Momenten abbingig: der Auebildung der Verkebreverhiltniese im All- 
gemeinen und der Zahl der vorhandenen Stationen. Da nun hineichtlich der 
ersteren bedeutende Verechiedenheiten in Thüringen nicht exietfren, so kann 
ea nicht Wunder nehmen, daes, je grösser die Zahl der Stationen in einem 
Staate, um so bedeutender auch die Menge der beförderten Depeacben bt. 
Den Beleg dafür liefert die Tabelle HL 

Man wird hier nur avei Auenahmen Ton der aufgeatellten Regel bemerken: 
Meiningen hat trota einer ▼erhiltnissmiaaig groaeen Zahl ?on Stationen eine 
Terhiltniaamaaaig kleine Zahl Ton Depeschen, bei Reuse ist das Umgekehrte 
der Fall. Dies erklärt sich aua folgenden Umstanden: In Meiningen wird nur 
ein kleiner Theil des Landes Ton Telegraphenlinien durchechnitten ; die ganze 
BoTölkerung des thüringer Waldes hat an dem telegraphischen Verkehr wenig 
oder gar keinen Antheil. In Reuss kommt die bei Weitem bedeutendste Zahl 
der Depeschen auf den Kreis Gera, der industriell hoch entwickelt let und 
eine der folkreichsten thüringischen Stfidte umfasst. — Wenn so bei der Er* 
richtong einer grösseren Zshl ?on Stationen der DepeacheuTerkehr im All- 
gemeinen steigt, so wird natürlich die auf jede einselne Station entfallende 
Summe von Depeschen um so kleiner, je mehr Stationen Torhanden sind. 
Dies xeigt sich in den Resultaten der Tabelle IV. 

Die hier für Thüringen gemachten Erfehrungen bestitigen sich such bei 
der Vergleichong mit snderen Staaten. Es betrug im Jahre 1864 

die Zahl der beforderten Auf 100 Binw. Auf 1 Station 



Dcpesdien 


ItMinen 




in Oertemich 1,398,248 


3,99 


4661 


in Prenaun 1,324,515 


6,36 


4137 


in Sacluen 153,173 


6,53 


5891 


In Hannom 191,140 


9,93 


4155 


in Wfirtembfrg 124,299 


7,11 


1535 


in den Niederlanden 388,869 


10.60 


6173 


in der Scliweii 479,606 


19,10 


693 


in Schweden 227,712 


6,66 


2983 


in Norwegen 199,734 


13,40 


2937 


in TbOringen 73,619 


7,43 


4389 



Hier ist namentlich die Schweis ein schlagender Beweis daffir^, daas die 
Errichtung einer groasen Zahl von Telegraphenstationen iwar nicht finansieli 
am eintriglichaten, wohl aber volkswirthschaftlich am wohlthitigsten wirkt. 
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IV. 

Ka«€tarlll des Herrn OberstenerratlM Fabrlelus In Barm« 

•tedt» die lRut§;e§^muu§ des Dr. €(• Meyer über das Prlnelp 

der reetatllelieB und fnetiselieB BeTdlfcerany betrelTend. 

Ao die Terehrlicho Redaction der Jahrbficher für 

NationaK^konomio und Statistik 
in 

Jena. 

Heiner im Band I Heft 5 S. 305 ff. dea Jalirganga 1866 der „Jahr- 
bficher* abgedruckten Abhandlung „Ueber Volkssihlungen* iat eine in dem 
Heft 6 S. 424 ff. mitgetheilte Entgegnung dea Herrn Dr. 6. Mejer in Jena 
gefolgt. Obvohl ich hieraus nicht die Ueberxengnng gewonnen habe, dass die 
?on mir früher ansgeaproehenen Ansichten der Berichtigung bedfirfen, und ea 
anch wohl nicht schwer fallen dörfte» dies im Einzelnen nachiuweisen , so 
Kheint es mir doch, dass die bestrittenen Punkte vorerst genügend erörtert 
sind, um den Leser in den Stand lu setsen, eine bestimmte Ansicht hinsicht- 
lich i derselben au gewinnen und au wiederholten Untersuchungen in der yod 
mir beieichneten Richtung aniuregen, aowie dass es nunmehr zunächst darauf 
ankommen mdchte, weitere bezfigliche Erfahrungen lu sammeln, wotn die im 
December 1867 im Zollyerein stattfindende Volksiihlung eine geeignete Ge- 
legenheit darbieten wird. Ich glaube daher um so mehr darauf fenichten lu 
sollen, die Geduld der Leaer mit einer nochmaligen Entgegnung in Anspruch 
SU nehmen, als ich Veranlaasung haben werde, in der Einleitung au der 
nichsten, die Ergebnisse der Volksiihlung ?on 1864 betreffenden Pnbllcatlon 
der grosshersogl. hess. Centralstelle für die Landesstatiatik, welche in der Kfirse 
snr Preaae gelangen wird, auf daa Princip der factiachen und rechtlichen Bt" 
?5lkerung und die damit luaammenhingenden Fragen znrficksukommsn, 

Hochachtungavoli u. s. w. 

Darmstadt, d. 4. Sept. 1866. Fabrlciua, 

Grossh. hess. Obersteuerrath. 



Eingesendete Schriften. 

GntacbtoB Aber die tchweiieriicb« Aat vanderung «o die frh^eis. 
gemeinnütiige Geeellichaft von J. L. Spyri, Pfarrer. Zärich, Scbabeliti, 
1865. 72 Seiten OcUv. 
Inhalt: Motife der Aasirandening (hohe Bodenpreise , ArbeiUlosigkeit , Verlockun- 
gen). Umfang derselben (Ton 1841—63: 83,000, durchschnittlich 3177 bei einer 
BoTdlkerung tob 2,610,494 im J. 1860, höchste Zahl 18,000 im J. 1854; Zu- 
nahme im Ganzen unbedeutend). Folgen d^r Auswanderung (Verlust fflr die 
Schweiz in 23 Jahren 2,429,263 Francs an mitgenommenem Vermögen). Arten 
der Niederlassung. Orte derselben. Praktische RathschlSge. 
Dureh die auf dea Verf. langjihrigen Erfahrungea beruhende eingehende Dar- 
stellung und gute Verarbeitung des leider nur mangelhaft Torhaodenen atatistiseben 
Materials ist das Schriftchen ebenso interessant als lehrreich. 

Brealan'a resp. Schleaiana Handel nnd Industrie im Jabre 1865. 
Jahresbericbt der Handelskammer in Breslau. Breslau, 1866. 216 Selten. 
Der Bericht zerfallt wie bei allen prenssischen Handelskammern in einen gut- 
aehtlichen und statistischen Theil, er giebt ein anschauliches Bild der industriellen 
und commerciellen Verhältnisse Schlesiens. Ueber den statistischen Theil bemerkt 
die Vorrede: „Mit Recht ist gesagt worden, dass unsere Statistik zu langsam arbei- 
tet, um diejenigen Dienste zeitig und yollstäudig zu leisten, welche sie leisten kann. 
Zu bedauern ist es aber auch, dass noch nicht überall die hohe Bedeutung der Sta- 
tistik erkannt tu sein scheint und daher manche fflr die Statistik werthYoUe That- 
aaake der Benutzung sich entzieht. Wollten alle öffentlichen Behörden, welche stati* 
atisches Material zu liefern überhaupt in der Lage sind, entsprechende Sammlungen 
anlegen und Auszüge daraus mittheilen, so würde dadurch eine fühlbare Lücke aua- 
gefflUt werden. Es ist das auch nicht mit besonderen Schwierigkeiten rerknüpft, da 
eine Jede Behörde bekanntlich schon mehr oder weniger zahhreiche Registar und 
IJabersichten führt und es in vielen Fallen genügt, wenn denselben eine entspre- 
chende Rubrik für Zwecke der Statistik beigefügt werden." 

Statistische Tafel aller Linder der Erde Ton Dr. Otto Hühner. 
14. Auflage. 1865—66. 
Die Tafel ist übersichtlich und bequem zum Nachschlagen, in den meisten An- 
aaben auch wohl zuyerlissig, obgleich sich nicht leugnen lasst, dass manche Zahlen 
darin Toricommen, z. B. über die landwirthschaftliche Production aller bedeutenden 
europäischen Staaten, deren Werlh mindestens ehi sehr zweifelhafter sein muss. 

Prenssische Statistik. Herausgegeben in i wanglosen Heften yom kdnig- 
licben statlatischen Bnrean in Berlin. IX. Vergleichende Ueberaicht den 
Ganges der Induatrie, dea Handels und des Verkehrs Im preussiachen Staate 
1864. Nach den Berichten der Handelskammern und kanlininniscben Cor- 
porationen. Berlin, 1866. 281 Seiten. 

Die Anlage und Einrichtung dieser jihrlichen Uebersichten ist bekannt,' die yor- 
liegende unterscheidet sich nicht wesentlich von den früheren. 

Statistischea Jahrbach der dstreichiacben Msjiarchie für daa 
Jahr 1864. Herausgegeben fon der k. k. statistischen Centralcommiasion. 
Wien, 1865. 507 Seiten. 

Der Torliegende zweite Jahrgang des Jshrbuches der officiellen üstreichiscben 
Statistik giebt in snschaulicher Weise Auskunft über alle einschlagenden Verhältnisse 
des Kalserstaatea. Das Werk kann andern Staaten sur Nachahmung empfohlen werden. 
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HIttheiliingtii tva dem Gebiete der Statistik. Henmsgegeben ron 
der k. k. etatietiscben Centralcommission. XIL Jahrgang, 2. Heft. 186 Seiten. 
Das Buch behandelt den Bergpverksbetrleb in Oestreich auf Grund der Yerwal- 
tuDgiberichte der k. k. Berghaupimannschaflen und anderer Behörden. 

Tabellarische Uebersicht des bremischen Handels im Jahre 1865, 
insammengestellt durch die Behörde für Handelsstatistik. Bremen,' 1866. 
196 Seiten. 
Eine Fortsetzuni^ der schon lingst als trefflich bekannten Uebersichten über den 

Handel und die Schifffabrt Bremens. 

Beiträge zur Statistik der innern Vervaltung des Grossher- 
logthnms Baden. Heransgegeben von dem HandelsmiDisterinm. Carls- 
mhe, 1865. 

XVIII. Heft Bewegung der Bevölkerung in den Jahren 1856 bis mit 1863 und 
medicinische Statistik. 

XIX. Heft. Uebersicht der Hauptergebnisse der Forsteinrichtung in den DomS- 
nea«, Gemeinde- und Rörperschaftswaldungen nach dem Stande vom 1. Januar 1863| 
bearbeitet von der groisherzoglichen Forstdirection. 

XXI. Heft Geognostisch-bergmännische Beschreibung des kiozigthaler Bergbaues. 

Die niedrigen Getreidepreise. Yolkswirthschaftliche Studie über Hin- 
gel und Bessernngsmittel im Betrieb der ungarischen Landwirthschail und in 
den damit zusammenhingenden Handels- und Industriezweigen. Von Mor. 
Jellinek. Pest und Wien, 1865. 
Ein interessantes Schriflchen, das manche Schlaglichter auf die ungarischen 
wirthschaftlichen Zustande wirft Den Hauptgrund der uirackgebliebenen Entwieke* 
lang erblickt J» in dem niedrigen Stand der Oetreidepreise. Der Zweck seiner Schrift 
besteht darin, die Ursachen des Sinkens der Preise nachzuweisen und hieran Besse- 
nuigsvorschlige zu knOpfen. Zu den ersteren zahlt J.: 1) das Tsbaksmenopol, wel« 
ches den Land«virth zum Getreidebau hindringt; 2) den orientalischen Krieg, der 
durch die enorme Preissteigerung eine ganz unverhaltnissmissige Ausdehnung des 
Getreidebaues veranlasst hat; 3) das Darniederliegen der Spiritus- und Bierfabrica«*, 
tion; 4) die gestiegene Concurrenz des transatlantischen Continents; 6) den Mangel 
an Lagerhäusern; 6) die Ausdehnung des KartofTelbanes. J.'s Reform vorscblige er- 
geben sich hiernach zum Theil von selbst ; sie lauten : 1) Das Tabsksregal hemmt die 
freie Entwickelung und es ist daher dessen Beseitigung anzubahnen. 2) Die Land* 
wirthschaft hat mit der Industrie einen Bund einzugehen, vor Allem hat sich die 
Mühlenindustrie zu heben — im Jahre 1863 wurde sogar Mehl nach Ungarn 
eingeführt — ; das Darniederlieg^n der Spritfabrication ist hauptsächlich auf die 
zu hohe Steuer zurückzuführen, dann aber auf den Hangel an Recttficationsfabriken. 
„Der Spiritus muss, um rectificirt zu werden, eine Reise von Ungarn nach Wien 
machen, um im reclificirten Zustande wieder nach Ungarn zu gelangen.** 3) Die 
Grundsteuer ist zu ermässigen. 4) Die Landwirthe müssen grdssere Sorgfalt auf 
den Samenbau und Samenwecbsel, sowie auf die Reinigung des Geti'eides verwenden. 
6) Die Viehzucht ist eifriger zu betreiben. 6) Die Communicationsmittel müssen er- 
weitert werden; vor Allem ist der Bau einer Eisenbahn, welche Ungarn mit dem 
fiumener Hafen verbindet, in Angriff zu nehmen. 

Zum Staatshaushalts-Etat ffir das Jahr 1866. Separatabdmck ana 
dem k(}niglich prenssischen Staats-Anieiger. Octav. 76 Seiten. 
Die kleine Schrift enthält den Etat für 1866 in der Form, wie er dem Landtage 
vorgelegt ist, und giebt ein klares, übersichtliches Bild über den vortrefflichen Stand 
der prenssischen Finanzen. Die Aufstellung rührt jedenfalls von sehr sachkundiger 
Hand her und ist mit vielem Geschick gearbeitet. Sie hat insbesondere auch noch 
dadurch Interesse, dass sie für gewisse Institute nicht bloss die aus den Staats-, 
sondern auch die aus anderen Fonds diessenden Einnahmen angiebt 8e i« B. für 
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4U UBivmlUteiu Man bt daker, da der Etal aacli xiglekh Ober die Zahl der Sta- 
direnden Auakonfll eiitbilt, in Stand ceaeUt« die dnrckacfanittliclieB jihrlichen Ana- 
l^abeii SU berectmen, welche ein Student aus dem öiTentlichen Vermögen Teranlaaat; 
sie belaufen sich auf 148 Thlr. — Die resammten Einnahmen des preassischen Staa- 
tes erreichen den Betrag yon 167,237,299 Thim., die geaammten Auagaben den Ten 
157,237,199 Thlrn. 

Jahresbericht der Handelskammer in Bremen ffir 1865, erstattet 
an den Kanfmannaeonfent« Bremen, 1866. 48 Seiten Octar. 
Der yerliegende Jahresbericht ist der erste» welchen die bremer Handelsicammer 
Oberhaupt YeroiTentlicht. Er ist nicht, wie die meisten übrigen, in einen statistischen 
und einen gutachtlichen Theil geschieden, sendern Tereinigt in einseinen Abschnitte» 
Thatsachen und WAnsche neben einander. Der Bericht enthält ein reichhaltiges nni 
gnt Terarbeitetes Material. 

Die Finanarerhiltniaae des Groaaheriogthnma Mecklenbarg- 
Schwerin. Yon Horiti Wiggers. Berlin, 1866. 232 Seiten OcUt. 

Der durch ferschiedene TolkswirtlischafUiche Schriften über Mecklenburg rühm- 
lichst bekannte Verfaaser sucht in Torliegendem Buche auch die Laien und Fachmin- 
nem bis Jetzt noch sehr wenig bekannten Finanssustinde dieses Landes der bisheri- 
gen Dunkelheit su entreissen, eine Aufgabe, die er in höchst befriedigender Weise 
Idst. In Kflne charakterisirt er die Finanswirthschaft Mecklenburgs folgendemassen. 
Der Landesherr verfügt über die Einnahmen aua seinen Domänen , Regalien und 
Steuern ganz unumschrinkt und ohne alle stlndisdie Conirole. Demselben liegt nur 
die allgemeine Verpflichtung ob, mit diesen Einkünften die Kosten des Landesregi- 
ments su bestreiten. Lediglich subsidiär haben die Stande und Unterthanen so weil 
beizutragen, als erstere sich dazu yertragsmissig Terpflichtet haben. Der Landesherr 
wird als Eigenthümer des Domaniums betrachtet, hier steht ihm unbedingtes Besteue- 
mngs- und Gesetzgebungsrecht zu. Ritterschaft und Stidte yertreten nur ihre eige- 
nen Interessen. Die yertragsmassigen Steuern dieser bestimmen sich nicht nach dem 
Jeweiligen Bedarf und Leistungsformdgen , sondern sind Ayersionalsummen , mit wel- 
chen sich die stUndischen Corporstionen ein- für sllemal wegen der im Laufe der 
Zeit an sie gestellten Forderungen ebgekauft haben. Ein Etat über die landesherr- 
lichen Einnshmen und Ausgaben wird nicht zur öffentlichen Kenntniss gebracht Die 
itenerzahlenden Unterthanen werden in absoluter Unkenntniss über die Höhe der Ton 
ihnen aufgebrachten Steuern und sonstiger landesherrlicher Einkünfte und über die 
Verwendung derselben gelassen. 

H. C. Carey'a Socialdkonomie. Nach dem amerikaniichen Original über- 
ielit Berlin, A. EichholT, 1866. 
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Jahr. 



1859 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 






u a 

•23 



4 

6 
13 
14 
16 
16 



1 Anf 

10,00?.000 Einw. 

I^oqkommeii 

r~if. 



— 

— 

0, 0,16 

0,31 

0,31 

0,30 



FQnteiilhani 
ReuHj. L. 



J8 



16. 



1 
1 
3 
3 
3 
3 



Auf . 
10,000 Binw. 
kommen 
Stationen. 



17. 



0,12 
0,12 
0,36 
0,36 
0,36 
0,35 



Die 8 Staaten 
zusammen. 






18. 



16 
33 
46 
48 
61 
63 



Auf 

10,000 Einir. 

kommen 

Stationen. 



19. 



0,17 
0,36 
0,48 
0,60 
0,63 
0,64 
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im 
-ien. 


FQntenthum 
Renn j. L. 


Die 8 Staaten 
zufamneB. 


1 

•4 


9. 


10. 




2960 


1626 




2761 


961 




1382 


841 




1778 


989 




2065 


1116 




2495 


1389 



Die 8 



1 



1 



V. 

üeber das Wesen und die Bedingungen eines 

Zollvereins. 

Von 
r>r. Oustav Ftoelier» Prof. in Jena. 

Zweiter Artikel. 

Das Wesen eines Zollvereins und der Unterschied desselben 
von anderen Arten der Zollgemeinschaft unter mehreren 

Staaten. 

TorbemerkuDif. 

Um Missverständnissen zu begegnen, müssen wir die Bemerkung 
vorausschicken, dass die folgende Abhandlung grössten Theils schon 
längere Zeit vor den grossen Ereignissen der jüngsten Vergangenheit 
geschrieben wurde, die höchst wahrscheinlich eine andere Art der Zoll- 
'gemeinschaft unter den meisten deutschen Staaten zur Folge haben 
werden, als sie bisher durch den deutschen Zollverein bestand. Wir 
hoffen jedoch, dass unsere Untersuchungen auch unter wesentlich ver- 
änderten Verhältnissen nicht nur ihren wissenschaftlichen Werth behal- 
ten (soweit sie einen solchen haben), sondern vielleicht auch etwas zur 
richtigen Beurtheilung' der neu zu begründenden Zoll- und Handels- 
einigung unter den deutschen Staaten beitragen werden, namentlich zur 
Beantwortung der höchst wichtigen Frage: ob und in welcher Weise 
diejenigen süddeutschen Staaten, welche dem in der Bildung begriffenen 
norddeutschen Bunde mit einer Centrakegierung und Gesammtvertre- 
tung des Volks nicht beitreten würden, in Zollgemeinschaft mit diesem 
Bunde bleiben können? 

vn. 15 
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Aus der geschichtlichen EntwickeluDg der Idee eines deatsdien 
Zollvereins und ihrer Ausfuhrung, die wir im ersten Artikel (vergl. 
diese Jahrbücher Bd. II S. 317 ff. und S. 397 ff.) darzustellen versuchten, 
hat sich ergeben, dass erst die üeberzeugung von der gänzlichen Un- 
fähigkeit des deutschen Bundes, das dringende Bedürfniss nach einer 
Zoll- und Handelseinigung unter den deutschen Staaten zu befriedige, 
auf den Gedanken führte, diese Einigung durch Separatverträge zu be- 
gründen, d. h. wenn nicht unter allen, doch wo möglich unter den mei- 
sten deutschen Staaten Verkehrsfreiheit durch ein gemeinschaftliches 
Zollsystem herzustellen. 

Alle unter deutschen Staaten abgeschlossenen Zollverbände waren 
gewissermassen Surrogate für eine Zoll- und Handelseinigung, welche 
durch eine vollkommnere Verfassung des deutschen Bundes hätte be- 
gründet werden können. Deshalb enthalten alle ZoUvereinigungs -Ver- 
träge die ausdrückliche Bestimmung, dass sie sofort erlöschen, wenn 
vor Ablauf der Vertragsperiode die Zoll- und Handelseinigung unter 
sämmtlichen deutschen Staaten zu Stande kommen sollte 0- Auch 
erklären die Glieder des deutschen Zollvereins in den Verträgen unter 



1) Der Grundrertras: Qber den ZoUverein swiscben Bayern und Württemberg 
▼om 18. Januar 1828 bestinimt im Artikel XLl: „Nur in dem Falle, dass sämmt- 
liehe deutsche Staaten über gemeinsame Mass regeln übereinkämen, 
welche den Zweck des Zollvereins erfüllen, soll dieser ron dem Zeitpunkt 
^n» wo die BesefalösBO der Bundesversammlung in Vollsug treten, aufgelöst wer- 
den." 

Im Art. 41 des ZoUvereinigungs-Tertrags vom 22. März 1833, im Art. 42 des 
Vertrags über die Forldauer und Erweiterung des Zoll- und Handelsvereins vom 
4. April 1853 und im Art. 41 des Vertrags über die Forldauer des Zoll- und Han- 
delsvereins vom 16. Mni 1865 hcisst es gleichlautend: „Letztere Verabredung (über 
die Dauer der Verlregsperiode) wird jedoch nur für den Fall getroffen, dass nicht 
in der Zwischenzeit sämmtliche deutsche Bundesstaaten über ge- 
meinsame Massregeln übereinkommen, welche den mit der Absicht des 
Artikels 19 der deulsciicn Bundesacle in Uebereinstimmung stehenden Zweck des 
gegenwärtigen Zollvereins vollständig erfüllen.** 

Der zwischen Hannover und Braunschweig «m 1. Mai 1834 abgescbloflsene Ver- 
trag über 4h Annahme eines gleichmässigen und gemeinschaftlichen Systems der in- 
directen Abgeben, welcher die Grundlage des Steuervereins bildete, bestimmt im 
Art. 36: „Im Fall einer Verständigung sämmtlicher deutscher Bun- 
desstaaten über gemeinsame Massregeln in Beziehung auf Eingangs-, 
Aosgangs-, Durchgangs- und Verbrenehs- Abgaben soll jedoch der Verein von 
4nr Zeit an, von welcher die desfaüsigen Beschlüsse in Wirksan- 
keit treten, wieder aufgelöst werden.*^ Diese Bestimmung ist mveriiiiert 
in Art. 36 des Vertrags über den Beitritt Oldenburgs zum Steuerverein rem 7. Mai 
1836 übergegangen. 



[ 
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gewissen YoranssetzüDgen sich ausdrücklich bereit, andere deutsche 
Staaten, sobald sie es wünschen, in denselben aufzunehmen'). 

Nach langen vergeblichen Verhandlungen in und ausserhalb der 
Bundesversammlung ') erkannte; man endlich, dass sich zwei Wege dar- 
böten, auf welchen Verkehrsfreiheit unter den deutschen Staaten her- 
gestellt werden könne. 

Der eine Weg bestand darin, dass kleine Staaten, die wegen ihres 
geringen Umfanges oder der Zerstückelung ihrer Gebiete unmöglich 
für sich ein Grenzzollsystem durchführen konnten, sich dem einheit- 
lichen Zollsysteme eines grösseren Nachbarstaates mit ihrem ganzen 
Gebiete oder einem Theile desselben in der Weise anschlössen, dass 
sie zwar einen verhältnissmässigen Theil der gemeinschaftlichen Zoll- 



2) In dem ZollTereinigiiDffSTertrage vom 22. März 1833 lautet Art. 38: „FOr de» 
FaU, dass andere deutsche Staaten den Wunsch zu erkennen geben sollten, in de|i 
ZeUverein aufgenommen zu werden, erkISren sich die hohen Contrahenten bereit, die- 
sem Wunsche, soweit es unter gehöriger Berücksichtigung der besonderen Interessen 
der Vereinsmitglieder möglich erscheint, durch desfaUs abzuschliessende Vertrige 
Folge zu geben/' Dieser Artikel ist in aUe Verträge Ober dier Fortdauer und Er- 
weiterung des Zoll - tnd Handelsvereins übergegangen. Die näheren Bestimqiungep, 
welche früher theils in einem Separatartikel, lhei|s in dem Schlussprolok^ll entbaltea 
waren (vergl. Houth-Weber, Der Zollverein seit seiner Erweiterung durch den 
Steuerverein. Hannover 1861. S.146), sind in den Vertrag über die Fortdauer dee 
Zoll- und Hendelsvereins vom 16. Mai 1865 aufgenommen worden. Im Art. 37 des- 
selben ist dem angeführten Satze hinzugefügt: „Die Unterhandlung solcher Vertrift 
wird in der Regel denjenigen unter den contrahirenden Staaten überlassen bleiben, 
deren Gebiet an das Land der deutschen Regierung angrenzt, von welcher die Auf- 
nahme in den Verein gewünscht wird.'^ 

„Sollte von Seiten eines dei|tschen Staates, welcher dem Vereine beizutreten 
wünscht, di« desfalisige Verhandlung einem ihm nicht angrenzenden Vereinsstaate an- 
geboten werden, so ist dieser letztere yerpOichtet, den oder diejenigen Vereinsstaalen, 
welche mit ersterem angrenzen, zur Blitunterhandlung mit selbigem einzuladen.'* 

„Jede Einleitung solcher Unterhandlungen, deren Richtung und Umfang durch 
die Grundsätze des gegenwärtigen Vertrages bestimmt ist, muss den übrigen Yer- 
cinsmilgliedem alsbald bekannt gemacht werden, auch ist diesen yor dem förmlichen 
Ahscblus«e der diesfallige Vertrag zur Einsicht und Zustimmung mitzutheilen.'* 

„Die Zustimmung soll nicht versagt werden, wenn die Bestim- 
mnngen, welche der gegenwärtige Vertrag umfasst, eingehalten 
find" 

Nach Art. VI des Grundvertrags über den Zollverein zwischen Bayern und Würt- 
tepberg vom 18. Januar 1828 „werden die beiden allerhöchsten Paciscenten ihre P^- 
mAhnngen dahin vereinigen, dass dem Zollverein auch andere angrenzende Statten 
beMreten*^ Diese Bemahnngen blieben bekanntlich ohne Erfolg. Vgl. unsem ersten 
Artikel S. 364, 877. 

?) Tersl. vnswen ersten Artikel S. 327 ff., 339«:, 318 ff. 

16* 
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einnahine erhielten, aber auf eine selbstständige Theilnahme an der 
Zollgesetzgebung und auf die oberste Leitung der Zollverwaltung inner- 
halb ihrer Gebiete verzichteten*). Das war der ursprüngliche Ge- 
danke der preussischen Regierung, als sie, um die heftige Op- 
position gegen das im Jahre 1818 eingeführte Zollsystem zu beschwich- 
tigen, den deutschen Nachbarstaaten, welche sich durch dasselbe be- 
lästigt fühlten, eine Verbindung mit demselben anbot*). Die Art der 



4) J. G. Hoffmann, Die Lehre ?on den Steuern S. 348 sagt: „Preussen habe 
bei der Einführung des ZoUsystemes von 1818 seinen gesammten deutschen Um- 
gebungen eine Verbindung mit demselben auf der Grundlage vollkommener 
Gleichheit der Rechte und Pflichten angeboten.'' Diese Belianptung wie- 
derholt Aegidi (Aus der Vorzeit des Zollvereins. Beitrag zur deutschen Geschichte. 
Hamburg 1865. S.Hl), ohne Anstoss an derselben zu nehmen. Es wird sich Jedoch 
später zeigen, dass dieselbe unriclitig ist; denn die Regierung eines Staates, welche 
mit ihrem ganzen Gebiete oder einem Theile desselben dem Zollsystem eines anderen 
Staates sich anschliesst, hat mit der Regierung des letzteren nicht vollkom- 
men gleiche Rechte in Bezug auf das Zollwesen, da sie weder an der Zollge- 
setzgebung selbstständig Theil nimmt, noch die Zollverwaltung innerhalb ihres Gebie- 
tes selbslstSndig leitet. Das ergiebt sich schon aus der yerschiedenen rechtlichen 
Stenung der sog. unmittelbaren und mittelbaren Glieder des deutschen Zoll- 
vereins, auf welche wir spater zurückkommen werden. 

5) Neuerdings hat Aegidi durch seine in der Anm. 4 angeführte Schrift die 
Terhandlungen auf den wiener Ministerialconferenzen von 1819 bis 1820 über „die 
Erleichterung des Handels und Verkehrs, um den Artikel 19 der Bundesacte zur 
möglichsten Ausführung zu bringen^, zum ersten Mal aus den Urkunden, besonders 
«vs den Berieirten der Confer«nzbevoUmächligten an ihre Souveräne , dargestellt und 
namentlich die heftige Opposition, die von verschiedenen Seiten gegen das preussi- 
Bche Zollsystem von 1818, als das angebliche Haupthinderniss der Verkehrsfreibeit 
zwischen den deutschen Bundesstaaten, staltfand, näher nachgewiesen. Vt^ir haben in 
den Jahrbüchern Bd. V S.Stil ff. Aegidi's Schrift ausführlich besprochen und eine 
übersichtliche Darstellung ihres wesentlichen Inhalts zu geben versucht. Wir würden 
uns auf wenige kritische Bemerkungen beschränkt haben, wenn nicht Aegidi am 
Schlüsse seiner Schrift S. 129 ff. in auffaUender Weise unsere mU genügenden Grün- 
den unterstützte Ansicht über den intellectuellen Urheber des deutschen Zollvereins 
entschieden und übereifrig bestritten hätte. In unserem ersten Artikel (Bd. II der 
Jahrbücher Anm. 48 S. 342f., S. 3l5f.) versuchten wir zu beweisen, dass die preus- 
sisehe Regierung bei der Einführung des Zollsystems Ton 1818 den Plan zur Chrün* 
düng eines deutschen Zollvereins noch nicht gehabt und bis zum Jahre 1827 den- 
gelben für unausführbar gehalten habe. Zugleich forderten wir einen urkund- 
lich<;^ Beleg für die mindestens auffallende Behauptung des Ministeriums Bis- 
marck, dass der ZoH verein der eigenste Gedanke Friedrich Wllhe1m*s Ifl. sei. 
Aegidi sucht nicht nur am Schlüsse seiner Schrift uns zu widerlegen, sondern aueh 
in einer besonderen Abhandlung seine Ansicht über die Herkunft des Zollvoreinsge- 
dankens gegen die Einwendungen der Preussischen Jahrbücher Bd. 16 S. 195, dfo uns 
im Wetentlicben betstimmen, durch y^neuo arebivaliielie Ermittelungen'* zu yertheidi- 
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ZoUgemeiiisehaft, in welche die Begierangen der Endaven mit Preussea 
traten, wäre wahrscheinlich niemals entstanden, wenn das preussische 
Staatsgebiet nicht eine so grosse Zahl kleiner Ganz- und Halb -Enda- 
ven umschlossen hätte. Da diese geographischen Verhältnisse einerseits 
die Durchfühioing des preussischen Grenzzollsystems sehr erschweften, 
namentlich den Verkehr hemmten und den Schleichhandel begünstigten, 



i;en. Diese Abbandlang: ,,Der Gedanke des Zollvereins*' ist in Nr. 1 des Zollvereins, 
einer als Organ des Handels- und Gewerbevereins fQr Rheinland und Westphalen neu 
begrflndeten Zeitscbrift, erschienen. Aegidi giebt sich grosse MQhe, durch eine 
gunxe Reihe von Urkunden den Beweis zu liefern, dass nicht nur „der ZollTereini- 
gedanke preussischer Herkunft" sei, sondern auch die erwShnte Behauptung 
des Ministeriums Bismarck „ihre volle Berechtigung in sich trage^. Aus 
einer genauen und unparteiischen Prüfung aller von Aegidi milgeth eilten Urkunden 
hat sich uns ergeben, dass der versuchte Beweis nicht nur vdllig misslungen ist, eon- 
dern dass sogar eine ganze Reihe von Stellen in Jenen Urkunden unsere Ansicht 
aber die Herkunft des Zollvereinsgedankens sehr schlagend bestätigen (vergt. diese 
Jahrbikcher Bd. T S. 383 ff). So auffallende Mi»sverstindnlsse eines scharfsinnigen 
Mannes lassen sich nur dadurch erklären, dass er ober die wesentlichen Erfordernisse 
eines Zollvereins nicht zur vollen Klarheit gelangt ist; denn sonst hätten ihn ge- 
rade die von ihm angeführten Urkunden überzeugen müssen« dass die preus- 
sische Regierung in den Jahren 1819 und 1820 von dem Wesen, den Bedingungen 
und den Wirkungen eines ZoUvereins in mehreren wichtigen Punkten noch keine 
klare Vorstellung hatte, und eben deshalb die ron anderer Sbite, namentlich 
von Neben ins gemachten Vorschläge zur Gründung eines Zollvereins damals noch 
für unausführbar hielt. 

Die vorstehende Anmerkung war längst geschrieben, als uns der Artikel: „Die 
preussische Note vom 13. Juni 1819, veröffentlicht und erläutert von L. K. Aegidi 
in Hamburg*' in der am 18. April 1866 erschienenen Nr. 16 „des Zollvereins^ ni Ge- 
sicht kam. In der erwähnten Note beantwortet Graf Berns torff, als preussischer 
Minister der auswärligen Angelegenheiten , ein Schreiben* der herzoglich sächsische! 
geheimen Räthe zu Gotha vom 26. April 1819, in welchem die Geneigtheit der thü- 
nngischen Staaten zu einer Zollverbindung angedeutet wurde. Aus den Bemerkun- 
gen, welclie Aegidi dem Abdruck der Note vorausschickt, ergiebt sich, dass er noch 
immer, jedoch ohne die mindeste Rücksicht auf unsere Einwendungen in diesen Jabr- 
bdebern zu nehmen , bei seiner Ansicht über die preussische Herkunft des Zollver- 
einsgedankens beharrt und diese Urkunde nur veröffentlicht, um einen neuen Beleg 
für dieselbe zu liefern. Es verhält sich aber mit dieser Urkunde wie mit allen übri- 
gen, welche Aegidi bis jetzt zu demselben Zwecke in seinen oben- angeführten 
Schriften veröffentlicht hat, indem sie durchaus nicht beweist, was sie beweisen solly 
vielmehr auf's Neue bestätigt, dass die preussische Regierung im Jahre 1819 nicht 
an die Gründung eines deutschen Zollvereins dachte, sondern zur Herstellung der 
Verkehrsfreilieit zwischen dem preussischen Staate und anderen deutschen Staaten 
den letzteren nitr den Anschluss an das piteussische Zollsystem gestatten 
wellte. Das werden wir an einem anderen Orte nachweisen, da es hier zu viel 
Ranin in Anspruch nehmen würde. 



iSO ct. Fischer, 

ittidererseite die zur ^Hch^rung der prenssischen ZoUeiDkQüfte n^thiven- 
digei^ Massregeln den Regierungen der Enclaven sehr verletzend ei^ 
schienen ^) und die Unterthanen derselben sehr belästigten , so lag ein 
Abkommen im beiderseitigen Interesse. Dessenungeachtet kamen die 
Anschlussverträge nur langsam und zögernd zu Stande '^). Sie waren 
aber eine ganz neue Erscheinung; denn unseres Wissens hat früher 
niemals eine solche Art der Zoll- und Handelseinigung unter souve- 
ränen Staaten bestanden. 

Erst als mehrere kleine deutsche Staaten seit dem Jahre 1819 
ganz oder theilweise dem preussischen Zollsysteme sich angeschlossen 
hatten, kamen ähnliche Vertrl^e zwischen einigen anderen Staaten zu 
Stande. So schlössen sich die beiden hohenzollernschen Fürstenthümer 
im Jahre 1824 dem württembergischen, Hessen-Homburg mit dem Ober- 



6) Interegftant ist in dieser Bezieliung eine von dem Heno|^ tod Anbalt^Kothen 
eigenhändig^ Terfanle Denkschrift, die im April 1819 unter den Diplomaten in Berlfo 
circulirte und ans welcher Ae^idi in der Anm. 5 angeführten Abhandlung (Nr. IS 
des ZollTerelns) zum ersten Mal Bruchstucke veröffentlicht bat. In dieser Denk- 
schrift behauptet der Herzog, dass „die Massregeln der preussischen Regierung gegen 
die Enclaven die SouverSnität der kleinen Staaten factisch vernich- 
teten, also den Bund auflösten". Nachdem er dieselben als einen OewaH- 
streich Preussens bezeichnet hat, fügt er hinzu: „Freiwillig werden und kön- 
nen die kleinen Regenten sich nicht unterwerfen, wenn sie nicht 
die heiligsten Pflichten gegen ihre Unterthanen, gegen ihre Hau- 
ser und gegen ihre eigne Ehre verletzen wollen." Er verlangt, dass die 
EnclaYen aus dem preussischen Douanensystem herausgelassen und mit einer Doua- 
aenlinie in der Weise umgeben würden, dass sie „durch einen etwa 4 — 6 Stunden 
breiten freien Rajron mit dem nächsten Nachbarstaate in Verbindung blieben, dieser 
Rayon aber für die Anhaltischen Lande zwischen Halle und Torgau gebildet würde." 
Mose Forderung ist sehr geeignet, bei jedem des ZoHwesens einigermassen Kundigen 
nicht geringe Heiterkeit zu erregen, zumal da sie durch die Behauptung unterstiltzt 
wird : „Der Theil des preussischen Staats, welcher hierdurch aus dem Douanensystem 
herausfiele, könnte leicht durch eine ^e Steuer zu den Abgaben des Staats herbei- 
gezogen werden, wodurch den preussischen Slaats-Kassen wohl kein bedeuten- 
der Nachtheil erwachsen dürfte." Der Herzog wiU zwar nicht ganz leugnen, 
„dass durch diese Massregel in den Anhaltischen Lindem sich zum Nachtheil der 
preussischen Industrie Depots von Contrebande bilden würden"; allein es erscheint 
ihm nicht tfebr gefihrlich, „wenn die Contrebande aus den Anhaltischen Lan- 
den etwas stirker als aus den anderen Nachbarstaaten betrieben werden sollte". 
Wie sehr der Herzog in der letzteren Beziehung sich irrte, hat Kühne (Ueber den 
deutschen Zollverein S. 56f.) schlagend nachgewiesen. 

7) Vergl. unseren ersten Artikel S. 353 ff. Aegidi, Aus der Yorzeit des ZeU- 
vereins 8. 106 fll, wo über das TerhSltniss Preussens zu den Enclaven aus den im J. 
1820 erstatteten Berichten der wiener Conferenzberollmichtigten an ihre Souverine 
minchei Nene nnd Interessante mitgetheilt wird. • 
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aiBte Homburg im Jahre 1886 dem grosBberzoglich hessischen ') und 
Schaumburg-Lippe im Jahre 1837 dem haDnoverischen Zollsysteme au^). 
Viel später, am 5. Ju&i 1852, erfolgte der Beitritt des POrstenthums 
Liechtenstein zu dem österreichischen Zollsysteme^^). Li ähnlicher 
Weise kam ein ZoIleinigungs*Vertrag zwischen Oesterreich, Parma und 
Modena am 9. August 1852 zu Stande "), der jedoch nur kurze Zeit 
bestand, indem Parma im Jahre 1857 kündigte und der erneuerte Ver« 
trag mit Modena bereits im Jahre 1859 gelöst wurde. Diese AnsdüOsse 
an das österreichische Zollsystem waren früher umnöglich, denn das* 



8) Um einen neuen Beleg zu liefern, mit irelcber Genauigkeit die Geechichle 
des deutschen ZoUvereios geschrieben worden ist, wollen wir beiläufig erwähnen, das« 
Professor Wilhelm Seeiig in seiner Schrift : „Schleswig- Holstein und der Zoll- 
verein. Kiel 1865," deren erster Theil den deutschen Zollverein in seiner Entwicke- 
lung bis zur Gegenwart darzustellen versucht, S. 22 sagt: „Von Hessen -Hemburg 
kam so das Oberamt AI eisen he im unler hessen-darmstldliücfae YerwtUuftg.'' 
Als Geschichtschreiber des Zollvereins hätte Herr Seelig wisaen mfissen, daas Hes- 
sen-Homburg mit seinem Oberamte Meisenheim sufolge eines Vertrags vom 31« De- 
cember 1829, der später mehrmals erneuert wurde, dem preussi sehen Zoll- und 
indirecten Steuersysteme, dagegen mit seinem Oberamte Homburg durch Vertrag 
vom 20. Februar 1835 dem grossherzoglich hessischen Zollgebiete sieh ange- 
schlossen bat. Wenn er auch dieser Verträge sich nicht erinnerte, so bäUe ihn schon 
ein Blick auf die Landkarte überzeugen müssen, dass Hessen - Homburg mit seinem 
Oberamte Meisenheim sich dem hessen-darmstädtischen Zollgebiete 
nicht anschliessen konnte, weil zwischen beiden gar kein geographischer Zu- 
sammenhang besteht. 

9) Ueber diese Zollanschlüsse vergl. den ersten Artikel S. 355» 382, 398. 
10)vonCz5rnig, Oesterreicbs Neugestaltung 1848—1858. Stuttgart u. Augs- 
burg 1858. S. 150 f. 

11) von C zornig a. a. 0. S. 149f. nennt diesen ZoUverband einen Zollver- 
Noin. Diese Bezeichnung erscheint als unpassend, da die Herzogthümer Parma und 
Modena alle nachträglichen Verordnungen Oesterreicbs iU>ef die Gegenstände den 
Vertrags, d. h. über das gesammte Zoll-, indirecte Steuer- und Monopolsweseui an- 
nahmen, also in diesen Beziehungen auf ihre Autonomie gänzlich verzichteten. Wie 
wenig übrigens diese Verträge den Wünschen der Bewohner von Parma und Modena 
entsprachen, darüber finden sich einige Andeutungen in der Abhandlung: Oesterreich 
in den Jahren 1852 bis 1862. Unsere Zeit. Jahrbuch zum ConversationslezicoB. 
Leipzig 1864. Bd. VIII S.19. 

Ein gründlicher Kenner des Österreichischen Finanzwesens behauptet, dass die 
Erzählung der Folgen dieser Zollbfindnisse für die Herzogthümer Parma und Modena, 
welche das Journal des jgSconomistes Seriell Bd. XIV S.250 lieferte, eine sehr ent- 
stellende sei; aber er fügt hinzu: ^^ahr ist, dass Oesterreich mehr verloren, als 
gewonnen hat, dass namentlich die schlechte Grenzbewachung dort Entrepdts ge- 
schmuggelter Waaren ermöglichte, die dann nach Oesterreich verbreitet wurden.** 
Vergl. von Plenker, Die Entwickelung der indirecten Abgaben in Oesterreich* 
Qesterreichische Revue 1863 Bd. VI S. 146 Anm. *. 
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selbe war erst kurz vorher , am 1. Februar 1852, ein euheitUcbes ge- 
worden '*). 

Der andere, weit schwierigere Weg, auf welchem man zu einer 
Zoll- und Handelseinigung gelangen konnte, bestand darin, dass zwei 
oder mehrere souveräne Staaten sich über ein gemeinschaftliches Zoll- 
und Handelssystem vereinbarten oder ein schon bestehendes im Wesent- 
lichen annahmen ^^), aber jedem Vereinsstaate nicht nur die selbststän- 
dige Theilnahme an der gesammten Gesetzgebung des Vereins, sondern 
auch die selbstständige Leitung der Zollverwaltung innerhalb seines Ge- 
bietes, der vereinbarten Gesetzgebung gemäss, zugestanden, also die 
Selbstständigkeit desselben wenigstens insofern gewahrt wurde, als keine 
Aenderung in der Gesetzgebung ohne seine ausdrückliche Einwilligung 
stattfinden konnte und die Zollverwaltung des einzelnen Staates von 
keiner Centralbehörde abhängig war ^*). Nur diese Art eines Zollver- 
bandes ist ein Zollverein. 

Es ist ein merkwürdiger Umstand, dass fast gleichzeitig mit dem 
ersten Anschluss eines Staates an das preussische Zollsystem die Idee 
eines deutschen Zollvereins zum ersten Mal entwickelt und ihre Aus- 
führbarkeit, wenigstens in den Hauptpunkten, von Neben ins nachge- 
wiesen wurde ^^) ; denn es wird sich zeigen , dass eine Zoll - und Han- 



12) Vergl. den ersten Artikel S. 410 f. 

13) In allen bis jetzt zu Slande gekommenen ZoIlTerbäiiden ist der bereits be- 
stehende Zolltarif des gross ten Staates im Wesentlichen als gemeinschaftlicher 
Tarif angenommen worden. So i»t im bayerisch - württembergischen Zollvereine der 
bayerische Zolltarif, im preussisch - hessischen Zollvereine wie im grossen deutschen 
Zollvereine der preussische ZoUtarif und im Steuer vereine der hannoverische Zoll- 
tarif im Wesentlichen zur Anwendung gekommen. Ebenso galt in dem ZolUerbande 
zwischen Oesterreich, Modena und Parma die österreichische Gesetzgebung Ober 
Grenzzölle, innere Verbrauchssteuern und Staatsmonopole. Dagegen sind alle Ver- 
suche, sich Über einen neuen Zolltarif zu vereinbaren, misslungen, wie die Verhand- 
lungen auf dem darmstädter und Stuttgarter Handelscongresse bewiesen haben , und 
diejenigen, welche zufolge des eimbecker Vertrags unter den betheiligten Staaten 
noch stattfinden sollten, höchst wahrscheinlich bestätigt haben würden, wenn es zu 
denselben gekommen wäre. (Vergi. unseren ersten Artikel S. 350, 352, 363.) Auf 
die Gründe dieser merkwürdigen Erscheinung werden wir in dem dritten Artikel 
bei der Untersuchung über die finanziellen Bedingungen eines Zollvereins zurück- 
kommen. 

. 14) Vergl. den ersten Artikel S. 351. 
15) Vergl. den ersten Artikel S. 340f. und ADm.48, S. 354. Neuerdings hat 
Aegidi, um „die preussische Herkunft des Zollvereinsgedankens'' lu bewei- 
sen, Nebenitts' Verdienste um die Entwickelung dieses Gedankens und namentlich 
dessen gewichtiges Zeugniss, dass die preussische Regierung bei der Einführung des 
neuen Zollsystems und bis zum Jahre 1827 den Plan der Gründung eines deutschen 
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deteeinigimg der meisten deatschen Staaten nur durch den Abschluä^ 
beider Arten v^n Zollverbänden zu Stande kommen konnte. 

Wenn die Idee eines Zollvereins auch bei den Regierungen einiger 
deutschen Staaten Anklang fand, so wurde sie doch von anderen noch 
längere Zeit filr unausführbar gehalten '^). Es verfloss ein Decennium 
unter mannigfachen vergeblichen Verhandlungen, ehe der praktische 
Beweis ihrer Ausführbarkeit geliefert wurde. Als dies aber durch die 
Gründung des bayerisch -württembergischen und des preussisch- hessi- 
schen Zollvereins im Jahre 1828 geschehen war'^), genügten wenige 
Jahre, um die Regierungen der meisten deutschen Staaten zu überzeu- 
gen, dass die Gründung eines grossen deutschen Zollvereins ihren volks- 
wirthschaftlichen und finanziellen Interessen entspreche, ja zu einer 
politischen Nothwendigkeit geworden sei^®). 

Dass man einen Zollverein von anderen Arten der Zollgemeinschaft 
unter mehreren Staaten gewöhnlich nicht scharf unterschieden hat, be- 
ruht auf der irrigen Annahme, dass ein Zollverein vorhanden sei, 
wenn das Gebiet mehrerer Staaten von einer Zolllinie umschlossen 
ist und innerhalb dieses Zollgebietes wenigstens in der Regel Verkehrs- 
freiheit besteht. Damit hangt die unrichtige Ansicht zusammen, dass 
die preussische Regierung schon bei der Einführung des neuen Zoll- 
systems im Jahre 1818 den Plan gehabt habe, einen deutschen Zollver- 
ein zu gründen ^^). Da die Staaten, welche nach und nach mit Preus- 
sen in einen Zollverein traten, im Wesentlichen das preussische Zoll- 
system annahmen, so gewann es den Anschein, als sei dies die Haupt- 
sache. Man übersah, dass die Bedingungen, unter welchen die enda- 
virten Staaten dem preussischen Zollsysteme sich anschlössen, von den- 
jenigen wesentlich verschieden waren, unter welchen zuerst das Gross- 
herzogthum Hessen und dann nach und nach die meisten deutseben 
Staaten mit Preussen in einen Zollverein traten. 

Dass der Anschluss eines Staates an das Zollsystem eines anderen 



Zollvereins nicht gehabt habe, abzuschwächen versucht. (Vergl. die in der Anm. 5 
angefahrte Abhandlung Aegidi's, „Der Gedanke des Zollyereins'*.) Hoffentlich ist 
es uns gelungen, in diesen Jahrböchcrn Bd. V S. 388 ff. 2u beweisen, dass dieser Ver- 
such Aegidi's missglflckt ist und dass er dabei sich in seltsame Widersprüche niH 
seinen eigenen früheren Aeusserungen über Nebenias' grosse Verdienste ver- 
wickelt hat. 

16) VergL den ersten Artikel S. 348^ 355. 

17) Vergl. den ersten Artikel S. 355 ff. 

18) Vergl. den ersten Artikel S. 863 ff., 399 ff. 

19) Vergl. den ersten Artikel Ann. 48, S. 812 und oben Anm. 5. 
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liein Zollverein ist, wird ziemlicli allgemein zugestanden, wenn 
auch den Unterschied zwischen beiden nicht scharf genug bestinunt haL 
Nebenius^^) sagt: »Bayern und Württemberg gebührt das un- 
bestrittene Verdienst, durch die Uebereinkunft vom 18. Januar 1828 
die Aufgabe eines auf commercielle Einheit gegründeten 
Vereines mehrerer unabhängigen Staaten zuerst prak- 
tisch gelöst und dadurch den Weg zur Erreichung des grossen Zie* 
les gebahnt zu haben.« Damit deutet er an, dass alle früher, bereits 
seit dem Jahre 1819 erfolgten Anschlüsse kleiner Staaten an das Zoll- 
system eines grösseren keine Zollvereine waren. 

Weniger bestimmt sagt Hoffmann*')- *Es waren seit der Ein- 
führung des Gesetzes vom 26. Mai 1818 zehn Jahre verflossen, ohne 
anderen Erfolg, als dass die souveränen Herren der meisten im preus- 
sischen Staate gänzlich eingeschlossenen Landestheile sich endlich be- 
wogen gefunden hatten , dem preussischen Zollsysteme beizutreten 

Aber mit dem Jahre 1828 trat endlich ein viel wichtigerer Ge- 
danke in's Leben: der Anschluss auch solcher deutscher 
Bundesstaaten an das preussischeZollsystem, welche nicht 
im preussischen Gebiete eingeschlossen waren. Den Anfang 
machte das Grossherzogthum Hessen.« Auch Hoff mann erkennt an, 
dass die Zolleinigung Preussens mit Hessen -Darmstadt eine weit grös- 
sere Bedeutung hatte, als der Anschluss der Enclaven an das preussi- 
sche Zollsystem; allein der Unterschied zwischen beiden Arten eines 
Zollverbandes wird von ihm unrichtig angegeben; denn, obgleich die 
geographische Lage eines Staates zum Eintritt in einen Zollverband 
nöthigen kann, so beruht doch jener Unterschied nicht auf dem Um- 
stände, ob das Gebiet eines Staates von dem eines anderen eingeschlos- 
sen ist oder nicht. Das ergiebt sich schon daraus, dass einerseits meh- 
rere Staaten dem Zollsystem eines anderen Staates sich mit ihrem gan- 
zen Gebiete oder einem Theile desselben angeschlossen haben, obgleich 
sie keine Enclaven desselben waren, z. B. Luxemburg an das preussi- 
sehe, Hessen -Homburg hinsichtlich des Oberamtes Homburg an das 
hessen- darmstädtische und Schaumburg -Lippe an das hannoverische 
Zollsystem; andererseits ein Staat von dem Gebiete eines grösseren um- 
schlossen sein kann, aber sich dodi nicht bloss dem Zollsysteme dessel- 
ben anschliesst, sondern mit ihm einen Zollverein bildet, wie z. B. 



20) Ueber die Entstehung untf Erwettening des grossen deaUchen ZoUf ereins. 
In der deutschen Vierteljahrsschrift Jahrg. li»38 Heft 3 8.Z5&. 

21) Die Lehre jqu dei SIeuen S.96Qt 
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du GrosBherzogfhina Oldenburg mit seinem vom hannöYerschen Qebiete 
umschlossenen Hauptlande nicht nur dem Steuervereine als gleich- 
berechtigtes Mitglied angehörte, sondern später auch als solches 
in den deutschen Zollverein trat. 

Weit ti*effender bemerkt Höfken^'), nachdem er den Anschluss 
der Endaven an das preussische Zollsystem erwähnt hat: »Indess war 
von den Bestimmungen dieser Verträge noch ein grosser Schritt 
bis zu der ganz unabhängigen, völlige Gleichheit erheischen- 
den Haltung, in welcher dann zunächst Darmstadt mit Preussen unter- 
handelte und abschloss.« 

W^m manche Schriftsteller von wirklichen oder eigentlichen 
Zollvereinen reden (als wenn es auch unwirkliche oder uneigentliche 
gtU)el), so deuten diese sonderbaren Ausdrücke wenigstens an, dass 
nach ihrer Ansicht nicht jeder Zollverband ein Zollverein ist. So nennt 
V. Viebahn'') den preussisdi-hessischen Zollverein den ersten wirk- 
lichen. Das ist zwar insofern unrichtig, als der bayerisch -württem- 
bergische Zollverein früher als der preussisch- hessische abgeschlossen 
wurde '^); allein es ergiebt sich daraus, dass v. Yiebahn alle vor 
dem Jahre 1828 erfolgten Anschlüsse an das preussische Zollsystem 
nicht als wirkliche Zollvereine betrachtet. Den Unterschied zwischen 
einem Zollverein und einem Zollanschluss scheint er mit folgenden 
Worten andeuten zu wollen : »Der Vertrag (zwischen Preussen und dem 
Grossherzogtbum Hessen) war nicht wie die bis dahin eingetretenen 
kleineren Zoll-Anschlüsse auf Abfindung durch Aversen, sondern 
auf beiderseitige Zollverwaltung für gemeinschaftliche Rechnung und 
wirkliche Revenüentheilung gerichtet.« Hier wird auf die Abfindung 
durch Aversen irriger Weise ein entscheidendes Gewicht gelegt; denn 
es giebt mehrere Zollanschlüsse, bei welchen dieselbe nicht stattfindet 
Weder die hohenzoUernschen Fürstenthümer werden von Württemberg, 
noch wird Luxemburg von Preussen, noch Schaumburg -Lippe von 
Hannover, noch Liechtenstein von Oesterreich durch Aversa abgefunden. 
Anfangs erhielten zwar diejenigen kleinen Staaten, welche sich mit 
ihrem ganzen Gebiete oder einem Theile desselben dem preussischen 
Zollsystem angeschlossen hatten, bestimmte Aversionalsummen , jetzt 
aber erhalten sie ihren Antheil an den gemeinschaftlichen Einkünften 
nach dem Stande ihrer Bevölkerung zufolge der letzten Volkszählung. 

22) Der deuUehe Zellverein in seiner Fortbildun;. Stuttgart nnd Tubingen 1842. 
8.87. 

28) Statistik dea tellvereinten vnd ilrdUelm DentachlaBda. Bd. I S. 147. 
24) Vergl. den ersten Artikel 8.8(7 Abu. 88. 
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Noch auffallender ist, wenn Ditmar'^) sagt: »Der erste eigent« 
liehe Zollverein wurde geschlossen zwischen Preussen, Kurhessen und 
dem Grossherzogthum Hessen einerseits, und Bayern und Württemherg 
andererseits vom 1. Januar 1834 ab.« Da firagt man verwundert: 
Waren denn der bayerisch-württembergische und der preussisch-hessische 
Zollverein, die bekanntlich im Jahre 1828 entstanden, keine eigent- 
lichen Zollvereine? Leider hat Ditmar auch nicht mit einem 
Worte angedeutet, durch welche Gründe er zu dieser ganz eigen- 
thümlichen Ansicht, die unseres Wissens Niemand theilt, bestimmt 
worden ist. 

Wenn wir auch den Unterschied zwischen einem Zollverein und 
einem Zollanschluss vorläufig angedeutet haben, so macht sich doch 
noch eine tiefer eindringende Untersuchung nothwendig, theils um 
unsere Ansicht zu entwickeln und zu rechtfertigen, theils um ab» 
weichende Ansichten über einzelne wesentliche Merkmale sowohl eines 
Zollverbandes überhaupt, als eines Zollvereines insbesondere zu prüfen. 
Es scheint am angemessensten, zuerst das Wesen eines Zollverbandes 
zu untersuchen, d. h. diejenigen Merkmale hervorzuheben, welche Zoll- 
vereinen und Zollanschlüssen gemeinsam sind, sodann nachzuweisen, 
worin der Unterschied zwischen beiden besteht. Damit ist aber der 
Gegenstand unserer Untersuchung noch nicht erschöpft; denn es muss 
auch diejenige Art der Zoll- und Handelseinigung unter mehreren 
Staaten , welche nicht auf besonderen , ausschliesslich für diesen Zweck 
abgeschloFsenen Verträgen beruht, sondern zu den wesentlichen Be- 
standtheilen einer Bundesverfassung gehört , eingehend besprochen 
werden**). Dies macht sich besonders deshalb nothwendig, weil in 
dem heftigen Streite über die wünschenswerthe Fortbildung des deut- 
schen Zollvereins der wesentliche Unterschied zwischen einem auf be- 
sonderen Verträgen beruhenden Zollverbande und der Zollgemeinschaft 
zufolge einer Bundesverfassung nur zu oft nicht hinreichend beachtet 
worden ist^O- Man fordert in mehreren Punkten eine Umgestaltung 

25) Handbuch über die Zollgesetzgebung, sowie die ZoU- und Handels- Verträge 
des deutschen ZolU und Handelsvereins. Posen 1858. S. 270 Zus. 2. 

26) Auf den grossen Unterschied zwischen dieser Art der Zollgemeinschaft und 
einem Zollverein hätte schon der Umstand aufmerksam machen sollen, dass Nieinand 
ton einem nordamerikanischen oder schweizerischen ZoUverein spricht, obgleich zu- 
folge der Verfassung der Vereinigten Staaten und der schweizerischen Bundesver- 
fassung fOr sämmtiiche durch dieselben verbundenen Staaten ein gemeinschafUkhes 
Zollsystem besteht. 

27) Gerade die Jüngsten Ereigniase haben uns aufa Neue aberzeugt, dass man 
zwischen den verschiedenen Arten der ZollgemeMMchaft unter mehreren Staaten nicht 
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des deutschen Zollvereins, die nur ausführbar wSre, wenn an die Stelle 
des seit 1815 bestandenen deutschen Bundes, welcher sich zur Be- 
gründung der Zoll- und Handelseinigung unter den deutschen Staaten 
als unfähig erwiesen 4iat, ein yoUkommnerer Bund träte, welcher diese 
Einigung als einen Bestandtheil seiner Verfassung in sich schlösse, 
also alle besonderen Zollverbände unter den deutschen Staaten, welche 
dem neuen Bunde angehören würden, übei-flflssig machte'^*). 

Versuchen wir zuerst die Frage zu beantworten: Worin besteht 
das Wesen eines Zollverbandes unter unabhängigen Staaten^)? 



scharf antenclieidet Was in den Zeitungen über die ZoUgemeinscliaft xwiaeben den 
sflddeuUchen Staaten und dem in der Bildung begriflTenen norddeulschen Bunde ge- 
sagt worden ist, verräth eine grosse Unklarlieit; denn man spricht von dem Fort- 
bestande des ZolWereins in seiner bisherigen Ausdehnung, obgleich die Zollgemein- 
schaft einen Bestandtheil der Verfassung des neuen Bundes ausmachen und Aber das 
Zollwesen die Centralregierung und das Parlament ausschliesslich entscheiden soUen. 
Selbst mehrere Redner auf der zu Brannschweig am 4. August 1866 abgehaltenen 
Versammlung sind in ihren Aeusserungen über die bevorstehende und wflnschens- 
werthe Zoll- und Handelseinigung unter den deutschen Staaten von dem Vorwurfe 
der Unklarheit nicht freizusprechen. Vergl. den Bericht Qber die auf Veranlassung 
der ständigen Deputation des volkswirlhschaf Hieben Congresses am 4. August 1866 
zu Braunschweig abgehaltene Versammlung. Im Auftrag der ständigen Deputation 
erstattet durch Alex. Hey er. Berlin 1866. Wir werden im Verlaufe unserer 
Untersuchung darauf zurückkommen. 

27«) Da wir uns in der folgenden Untersuchung die Aufgabe gestellt haben, das 
VITesen der verschiedenen Arten der Zollgemeinschaft unter mehreren Staaten aus 
den Vertrfigen zu entwickeln, auf welchen dieselben beruhten oder noch beruhen, so 
halten wir es für nothwendig , den VITorliaut Jener Verträge , vorzikglieh In den An- 
merkungen, anznfOhren. Bin blosses Verweisen auf die betreffenden Artikel oder 
Paragraphen erschien uns nngenflgend, weil die Kenntniss jener Verträge, wie wir 
leider aus eigner Erfahrung wissen, schwer zu erlangen ist. Das gilt schon hin- 
sichtlich der Verträge, auf welchen der deutsche Zollverein beruht, weil man sie in 
den verschiedenen Jahrgängen der Gesetzsammlungen der einzelnen Vereinsstaaten 
m&hsam aufsuchen muss (vergl. unseren erslen Artikel Anm. 101 S. 374 f.), weit 
mehr aber von den Verträgen, durch welche der bayerisch -wOrttembergische ZoU- 
yerein und der Steuerverein zwischen Hannover, Braunschweig und Oldenburg zu 
Stande kamen, sowie von den Verträgen über die Anschlösse einzelner Staaten an 
das Zollsystem anderer Staaten. Wir glauben nicht zu irren, wenn wir behaupten, 
dass diese Verträge nur sehr Wenigen unserer Leser ausserhalb der Länder, fir 
welche dieselben ein praktisches Interesse hatten. Jemals zu Oesicht gekommen sind. 
Der Inhalt der Verträge, auf welchen die particularen Zollvereine beruhten, hat aber 
noch immer ein historisches und für unsere Untersuchung ein grosses theoretiscbei 
Interesse. 

28) Das Wort ZoUverband wird zuweilen auch In einem anderen Sinne ge- 
braucht. Se sagt z. B. vonPlenker in seiner verdienstvollen Abhandlang: Die 
Entwlekelnng der Indireeteii Abgaben in Oetterreieh (Oegterreichisehe Revn« 186S 
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Da das Wort Zoll zur BezeichnuDg sehr TersehiedeBer Abgaben 
gebraucht wird, so fragt sich, in welchem Sinne dasselbe genonuaen 
wird, wenn von einem Zollverbande, sei er ein Zollverein oder ein 
Zollanschluss, die Rede ist. In diesen Zusammensetzungen versteht 
man unter Zoll die Abgabe, welche bei dem Uebergange bestimmter 
Gegenstände über die Landesgrenze, also bei der Einfuhr, Ausfuhr 
oder Durchfuhr derselben erhoben wird. Ausser diesen Zöllen giebt 
es noch verschiedene andere, z. B. Brücken-, Markt-, Wege- und 
Flusszölle, die bei dem Begriff eines Zollverbandes nicht in Betracht 
kommen, weil sich die Zollgemeinschaft nicht auf dieselben erstreckt. 
In den Grundverträgen aller Zollverbände sind diese Abgaben aus- 
drücklich von der Gemeinschaft ausgeschlossen und bleiben dem priva- 
tiven Genüsse der einzelnen Staaten vorbehalten. Es ist jedoch ver- 
einbart, dass sie in jedem der zoll verbündeten Staaten von den Unter- 
thanen der übrigen in gleicher Höhe wie von den eignen Unterthanra 
erhoben werden sollen**). 

Wenn zwei oder mehrere Staaten in einen Zollverband treten, so 
wird die Sonderung, welche bisher zwischen denselben in Hinsicht der 
Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs- Abgaben stattfand, aufgehoben'^). 



Bd. V S. 124), nachdem er die rerschiedenen Zollgebiete, in welche die österreichische 
Monarchie noch im Jahre 1816 und den zunächst folgenden Jahren zerfiel, erwähn! 
hit: „So gruppirten sich um die Länder des allgemeinen Zollferbandes 
•ieben kleinere Zollgebiete (Ungarn sammt Nebenländcrn eingeschlossen), deren Ver- 
einigung gleich anfangs als eine Nothwendigkeit erschien, deren Verkehr unter ein- 
ander man aber nicht anders, als durch einzelne Erleichterungen zu beleben wusste.'^ 
Was hier als allgemeinerZollrerband österreichischer Länder bezeichnet wird, 
nennt v, P lenk er an anderen Stellen das allgemeine österreichische Zollgebiet oder 
4en Hauptkörper der Monarchie i für welchen dieselben Zolleinrichtungen bestanden. 
Er versteht also unter ZoUverband nicht eine Art der Zolieinigung unter unab- 
hängigen Staaten, sondern die Gesammlheit derjenigen Provinzen eines Staatesi 
welche ein Zollgebiet bilden im Gegensatz anderer Provinzen, die ihre besonderen 
Zollsysteme haben, also durch Zollliniep von Jenem Hauplgebiete gelrennt sind. 

29) Der Grundvertrag über den ZoUverein zwischen Bayern und Württemberf 
vom 18. Januar 1828 bestimmt im Art.XXVIl: „Die Weggelder, Wasserzölle, Brflcken- 
wid PflasierzÖile u. s. w. bleiben in den vereinten Staaten der privativen Er- 
hebung vorbehalten.** Dieselbe Bestimmung ist in dem Zellvereinigungsvertrage yoin 
22. März 1833 Artikel 21 und in dem Grundvertrage des Steuervereins vem i. Mai 
1834 Artikel 12 enthalten. 

30) Der Grundvertrsg über den ZoUverein zwischen Bayern und Württemberg 
vom 18. Januar 1828 lautet: 

Artikel J. „Die Königreiche Bayern und Württemberg vereinigen sich in G^* 
mJbMheit des zu München unter dem 12. April 1827 tbgesfhlessenen Vertrags in 
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In dieser Beziehuig bestehen die verbondenen Staaten nicht mehr für 
sich, sondern sie bilden eine Gesammtheit. Die Gebiete derselben 



einem gemeinsamen Zoll -Systeme, and zu einer den zusammenhängenden Linder- 
Umfang beider Staaten einacliliesseuden Zollliuie/* 

Arlilcel Y. „In Folge der Bestimmungen des Art. I sollen die längs der gemein- 
acbaftlidien Gebietsgrenze dermalen beslehendeD Zoll-Erbebungs-Stellen in dem durch 
besonders getroffene Uebereinlcunft festgesetzten Termine aufgelöst, und die Eingangs-, 
Ausgangs- und Durchgangs-Zölle bei den Grenz-Erhebungsstellen und bei den inneren 
Hall-Aemtern für gemeinschaftliche Rechnung der vereinten Staaten erhoben werden; 
jedoch bleibt Jeder der beiden Regierungen unbenommen, an der gemeinsamen Grenz- 
Linie auf ihrem Gebiete diejenigen Aufsichlsstellen und Schutzwachen aufzustellen, 
welche sie allenfalls zu Verhinderung der Salz- und Malz-Einschwärzungen oder 
anderer Defraudationen ihrer indirecten Auflagen nothvfendig findet/' In den 
Artilceln XXXII und XXXT sind die Biestimmungen Aber die Beibehaltung des Salz- 
monopols und der inneren Verbrauchssteuern von verschiedener Höhe in den Vereins- 
•ttaten enthalten, so dass Ausnahmen von der Freiheit des Verkehrs innerhalb des 
gemeinschaftlichen Zollgebietes stattfanden. 

Der Zollvereinigungsvertrag vom 22. März 1833 entliält folgende Bestimmungen: 

Artikel 6. „Mit der Ausfuhrung des gegenwärtigen Vertrags tritt zwischen den 
contrahirenden Staaten Freiheit des Handels und Verkehrs und Gemeinschaft der 
Einnahme an Zöllen ein , wie beide in den folgenden Artikeln bestimmt werden.^' 

Artikel 7. „Es hören von diesem Zeitpunkte an alle Eingangs-, Ausgangs- nnd 
Durchgangs - Abgaben an den gemeinschaftlichen Landesgrenzen der contrahirenden 
Staaten auf, und es können alle im freien Verkehr des einen Gebiets bereits be- 
findlichen Gegenstände auch frei und unbeschwert in das andere Gebiet eingeführt 
werden, mit alleinigem Vorbehalte a) der zu den Staatsmonopolien gehörigen Gegen- 
stände (Spielkarten und Salz), nach Nasagabe der Artikel 9 und 10; b) der im 
Innern der contrahirenden Staaten mit einer Steuer belegten inländischen Erzeugnisse, 
nach Jüassgabe des Artikels 11; und endlich c) solcher Gegenstände, welche ohne 
Eingriff in die von einem der contrahirenden Staaten erlbeilten Erfindungspatente 
oder Privilegien nicht nachgemacht oder eingeführt werden können, und daher für die 
Dauer der Patente «der Privilegien von der Einfuhr in den Staat, welcher dieselben 
ertheilt hat, noch ausgeschlossen werden müssen.'' Diese Bestimmungen sind in alle 
späteren Verträge über die Fiwtdauer und Erweiterung des Zoll- und Handelsvereins 
ibergegangcn , jedoch mit Ausnahme der nuler c) angeführten Beschränkung des 
freien Verkehrs, indem dieselbe durch eine am 21. September 1842 unter den Zoll» 
vereinsstaaten getroffeneu Uebereinkunft wegen Erlbeilung von Erfindungspatenten 
und Privilegien beseitigt wurde. Vergl. Houth-Weber a. a 0. S.85 und Anhang 
Nr. 6 S. 304 ff., wo diese Uebereinkunft mitgetheilt ist. 

Der Grundvertrag das Steuervereins vom 1. Jlai 1834 lautet : 

Artikel 1. „Das Königreich Hannover und das Hrrzogthum Braunschweig ver- 
einigen sich zur Annahme eines gleichmässigen nnd gemeinschaftlichen Systems der 
Eingangs-, Durchgangs-, Ausgangs- und Verbrauchsabgaben.^* 

Artikel 2. „Die bis jetzt zwiscben den contrahirenden SUaten bestandenen 
Stcfner- nnd Zoll -Linien werden aufgehoben, und unter beiden Staaten soll, jedoch 
Bit Ausschluss von Salz und Spielkarten, worüber besondere BesÜnunanseii 
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werden zu einem gemeinschaftlichen Zollgebiete, das mit einer Zoll- 
grenze gegen das Ausland umgeben ist'')) f^i* welche eine im We- 
sentlichen gleichförmige Zollgesetzgebung, ein wesentlich über- 
einstimmender Zolltarif und gleiche Erhebungsformen gelten. 

Die Grenze des Zollverbandes gegen das Ausland fallt nicht immer 
mit der Grenze der einzelnen verbundenen Staaten zusammen, denn 
manche Staaten können nur mit einem Theile ihres Gebietes dem Ver- 
bände angehören und bei anderen, die mit ihrem Hauptlände beigetreten 
sind, kann es sich wegen der ungünstigen Lage einzelner Gebietstheile 
nothwendig machen, dass diese von dem Zollgebiete ausgeschlossen 
werden. Das gilt namentlich von einzelnen hervorspringenden Landes- 
theilen wegen der Schwierigkeit der Grenzbewachung, sowie von den 
sog. Exciaven, d. h. Gebietstheilen , . die von fremden Staatsgebieten * 
umschlossen sind''). Wegen des Verkehrs dieser ausgeschlossenen 



verabredet sind (vergl. Artikel 9 und 10 desselben Vertrages), auch mit Ausnahme 
der Kalender, hinsichtlich deren die bisherigen Verhältnisse nicht geändert werden, 
ein völlig steuerfreier Verkehr Statt finden/* In dem Vertrage über den Beitritt 
Oldenburgs zum Steuerverein vom 7. Mai 1836 ist im Art. 2 ausser den erwähnten 
Gegenständen von dem steuerfreien Verkehr „das Bier in dem Maasse ausge- 
schlossen, dass, da eine Fabrikationsabgabe von demselben im Herzogthume Olden- 
burg nicht eingeführt wird, das in diesem Staate erzeugte Bier bei dem üebergange 
in die anderen beiden Staaten der in diesen für inländisches Bier bestehenden Ab- 
gabe, sowie den wegen des fremden Biers ertheilten Vorschriften, und angeordneten 
oder noch anzuordnenden Controle- Massregeln unterworfen werden soll, wogegen 
das im Königreiche Hannover und Herzogthume Braunschweig producirte Bier steuer- 
frei in das Herzogthum Oldenburg eingeführt werden darf 

Auf die Ausnahmen von der Regel des freien Verkehrs zwischen den zu . einem 
Zollverbande gehörenden Staaten werden wir später zurückkommen. 

31) Der thüringische Zoll- und Handelsverein bildet nur eine scheinbare Aus- 
nahme, sofern sein Gebiet nicht mit einer besonderen Zolllinie umgeben ist. Die 
kleinen thüringischen Staaten und die zwischen ihnen liegenden Gebietstheile grösserer 
Staaten mussten wegen ihrer verzwickten geographischen Lage einen besonderen 
Verein zu gemeinschaftlicher Zollverwaltung unter sich bilden, um in diesem corpe« 
rativen Verhältnisse dem grossen Zollvereine als selbstständiges Glied sich anschliessen 
zu können und als Gesammtheit in den ZoUconferenzen Stimmrecht zu erhalten. 
Vergl. den ersten Artikel S. 374. 

Wenn Houth-Weber a. a. 0. S. 67 Anm. **, unter den zum thüringischen 
Zoll- und Handelsverein gehörigen Staaten „die herzoglieh Sachsen -Coburg- und 
Gotbaischen Lande, mit Ausnahme der Aemter Tolkenrode und Königsberg, und des 
Fürstenlhums Lichtenberg'^ anführt, so hatte er vergessen, dass dieses 
Fürstenthum bereits im Jahre 1832, also vor der Gründung des thüringischen Zoll- 
und Handelsvereins, an Preussen abgetreten worden war. 

32) Der Grundvertrag über den Zollverein zwischen Bayern und Württcmberf 
vom 18. Januar 1828 bestimmt; 
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LanitortheQe mit dem Zollgebiete kSnnen theils besondere BegQBstigungen 



Artikel III. „Vou dem gemeintcliaftlichen Zoll-Terbsnde bleibt zwar der Ba jerische 
RheiDkreis forerst ausg^enommen; die Aufnahme desselben wird jedoch für den Fall 
Terbehalten, dass entweder die gleiche Zoll-Yerrassung dort ffir Rechnung des Yereinfl 
«ingeniliTt, oder dieser Kreis in unmittelbare Verbindung mit dem Vereins - Gebiete 
gesetzt wird. Bis dahin sollen die Erzeugnisse und Fabrikate dieses Kreises in die 
vereinten Staaten mit den nämlichen ZoU-Begfinstigungen eingehen, welche sie bis- 
her in den altern Kreisen des Königreichs Bayern genossen liaben, oder die ihnen 
noch ferner von beiden Regierungen werden zugestanden werden.** (Vergl. unseren 
ersten Artikel S.856 und S.364 Anm.75.) 

Artikel IV. „Diejenigen Besitzungen der vereinten Staaten, welche ausserhalb 
der gemeiDschaftHchen Zoll -Linie gelegen sind, werden (jedoch mit Vorbehalt der 
für den Rheinkreis im Art. HI enthaltenen Bestimmungen) hinsichtlich der Zolle als 
Ausland behandelt** 

Der Zollvereinigungsvertrag vom 22. März 1833 bestimmt im Artikel 3: 

„Dagegen bleiben von dem Gesammtvereine Torliufig ausgeschlossen diejenigen 
Landestheile der contrahtrenden Staaten, welche sich ihrer Lage wegen zur Aufnahme 
In den Gesammtverein nicht eignen.** 

„Es werden jedoch diejenigen Anordnungen aufrecht erhallen, welche rflcksicht« 
lieh des erleichterten Verkehrs dieser Landestheile mit dem Hauptlande gegenwärtig 
bestehen.** 

„Weitere Begfinstigungen dieser Art können nur im gemeinschaftlichen Einver- 
sländniss der contrahirenden Staaten bewilligt werden.** Dieser Artikel ist in alle 
späteren Vertrage fiber die Fortdauer und Erweiterung des Zoll- und Handelsvereins 
übergegangen. Das Zollgesetz enthält im §. 12 die nähere Bestimmung: „Abgesondert 
gelegene, auch vorspringende Landestheile, fQr welche besondere Verhältnisse es 
erfordern, können von Entrichtung der durch dieses Gesetz angeordneten Abgaben 
ausgenommen bleiben und in dieser Beziehung eigne, der Oertlichkeit angemessene 
Einrichtungen erhalten. Der Verkehr dieser Landestheile mit dem flbrigen Staats- 
gebiet unterliegt den Beschränkungen, welche dieses Verhältniss erfordert.** 

Die von dem Gesammtvereine ausgeschlossenen Landestheile einzelner Verelns- 
staalen wurden froher entweder in den Schlussprotokollen verzeichnet (z. B. im 
Wiesbadener Vollzugs- Protokolle $. 2), oder in einem Separat -Artikel zum offenen 
Vertrage angeführt (vergl. Separat -Artikel 4 zum Vertrage über die Fortdauer und 
Bnveiterung des Zoll - und Hsndelsvereins vom 4. April 1853). Im Art. 3 des Ver- 
trages über die Fortdauer des Zoll- und Handelsvereins vom 16. Mai 1865 werden 
sie zum ersten Mal in dem offenen Vertrage aufgezihlt. Zur Zeit sind nur preussiscbe« 
hannoversche, hadisthe und oldenburgische Landestheile von dem Gesammtvereine 
ausgeschlossen. Vergl. über die sog. Zollausschlüsse Houth-Weber a. a. 0. S. 70ff. 
Ditmar a. a. 0. S.9f. 

Der Grundvertrag des Steuervereins vom I.Mai 1834 bestimmt im Artikel 4: 
„Von fremden Staaten ganz umgebene Gebietstheile bleiben von diesem Verband« 
ausgeschlossen.** 

„Auch ktnnen davon andere einzelne Landestheile , in Berflcksichtiguiig threr 
örtlichen Lage und daraus hervorgehenden besonderen Verhältnisse, im geneinschaft- 
llchen EinverstindniMe ausgenommen werden.** 

Vn. ^ 16 
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vereinbart, theils Zollerleichterungen auf Grund gesetzlicher Bestimmungen 
von den betreflFenden Regierungen einseitig gewährt werden"). 

Dass alle Gesetze und sonstigen Vorschriften, welche sich auf die 
gemeinsamen Abgaben und deren Verwaltung beziehen, in allen zu 
einem Zollverbande gehörigen Staaten im Wesentlichen übereinstimmen 
müssen, ergiebt sich nothwendig aus der Natur desselben, als eines 
hinsichtlich der Grenzabgaben zusammengehörigen Ganzen. Sofern 
jedoch die gemeinsamen Zwecke nicht darunter leiden und die sonstige 
allgemeine Gesetzgebung eines der verbundenen Staaten oder örtliche 
Interessen es erfordern, können Modificationen eintreten'^). 



„Solche ausgeschlossene Qehietstheile werden, in Beziehung auf das im Ver- 
bände begriffene Ländergebiet, wie Ausland behandelt.** 

„Die Regulirung der Abgaben in denselben und deren Erhebung fOr einseitige 
Rechnung bleibt der beireffenden Regierung überlassen.'^ Dieser Arliltel ist nn?er- 
Indert in den Vertrag Ober den Beitritt Oldenburgs zum Steuervereine vom 7. Hai 
1836 übergegangen. 

33) Beides ist im deutschen Zollvereine geschehen. Vergl. Houth -Weber 
a. a. 0. S. 71. Bestimmungen , auf deren Grund die betreffenden Landesregierungen 
Zollerleicliterungen gewahren können , sind in den §§. 43 und 44 des Zollgesclzes 
und im §.82 der Zollordnung enthalten. Vergl. Ditmar a. a. 0. S. 25ff., S. 108ff. 

Ueber die ZoIlbegQnstigungen , welche dem bayerischen Rheinkreise, so lange 
derselbe dem bayerisch - württembergischen Zollvereine nicht angehörte, zugestanden 
wurden , vergl. den in der Anm. 32 angeführten Artikel III des Grundvertrags vom 
18. Januar 1828. 

34) Der Grundvertrag über den Zollverein zwischen Bayern und Württemberg 
vom 18. Januar 1828 beslimmt im Artikel VII : „Die gemeinschaftlichen Zolle werden 
nach der Zollordnung und den Zolltarifen erhoben, worüber sich die beiden aller- 
höchsten Paciscenten auf der Grundlage der bayerischen Zollordnung und der 
bayerischen Zolltarife vereinigen werden, und welche sodann zu seiner Zeit in Jedem 
der vereinten Staaten auf dem gewöhnlichen Wege zur allgemeinen Darnachachtung 
verkündet werden sollen.^' 

Der Zollvereinigungsverlrag vom 22. NSrz 1833 bestimmt im Art. 4: „In den 
Gebieten der contrshirenden Staaten sollen Übereinstimmende Gesetze über Eingangs-, 
Ausgangs- und Durchgangs - Abgaben bestehen, dabei jedoch diejenigen Modifi- 
cationen zulässig sein, welche, ohne dem gemeinsamen Zwecke Abbruch zu thun, 
aus der Eigenthümlichkeit der allgemeinen Gesetzgebung eines jeden theilnehmenden 
Staates oder aus lokalen Interessen sich als nothwendig ergeben. Bei dem Zolltarife* 
namentlich sollen hierdurch in Bezug auf Eingangs- und Ausgangs -Abgaben bei 
einzelnen, weniger für den grösseren Handels - Verkehr geeigneten Gegenständen, 
und in Bezug auf Durchgangs - Abgaben , jenachdem der Zug der Handelsstrassen es 
erfordert, solche Abweichungen von den allgemein angenommenen Erhebungssätzen, 
welche für einzelne Staaten als vorzugsweise wfinschenswerth erscheine^, nicht aus- 
geschlossen sein, sofern sie auf die allgemeinen Interessen des Vereins nicht nach- 
thellig einwirken.«* 

„Desgleichen soll auch die Verwaltung der Eingangs-, Ausgangs- und Dttrebgangs- 



Ueber das Wesen und i\$ Befioguigen eines Zollferetns. ÜAS 

Die AtiDabme eines gemeinschaftlichen Zollsystems hat, was die 
Zollerhebung betri£R;, folgende Wirkungen. Die Ausfuhr aus einem 
der zollverbündeten Staaten in den anderen ist für den elfteren nicht 
mehr Ausfuhr und für den letzteren nicht mehr Einfuhr, sondern die 
Gegenstände derselben bewegen sich zollfrei im' Innern des gemein- 
schaftlichen Zollgebietes. Die Durchfuhr aus dem nicht zum Zollver- 
bande gehörigen Auslande durch einßn der verbundenen Staaten nach 
einem anderen wird für jenen nicht mehr als Durchfuhr und für diesen 
nicht mehr als Einfuhr, sondern als Einfuhr in das gemeinschaftliche 
Zollgebiet behandelt, d. h. es kann von den Gegenständen derselben 
wohl eine Eingangs-, aber keine Durchgangsabgabe erhoben werden. 

Der wichtigste Zweck jedes ZoUverbandes ist die Herstellung der 
Handels- und Yerkehrsfreiheit unter den verbundenen Staaten, we- 
nigstens als RegeP^). Was bei der Einführung eines einheitlichen 



Abgaben und die Organisaliop der daza dieBenden Behörden ia aUen Ländern des 
Gesaoimtvereins , unter Berflcksichtigung der in denselben bestehenden eigenlhüm- 
lichen Verhältniase, auf gleichen Fusa gebracht werden.** Dieser Artikel ist in alle 
späteren Verträge über die Fortdauer und Erweiterung des deutschen ZoUTereiqs 
übergegangen, mit der einzigen Aenderung, dasa in dem Vertrage vom 16. Mai 1865 
die Bestimmungen über die im Jalire 1861 aufgehobenen Durchgangsabgaben hinweg- 
gefallen sind. (S, unten Anm 45.) 

35) Im Eingange der Zol!?ereinigung6 - wie der ZoU^schluss < Verträge wird 
dieser Zweck bestimmt ausgesprochen. 

In dem Eingange zu dem Grundvertrage über den Zollverein swischen Bayern 
und Württemberg vom 18. Januar 1828 heiast es: „Seine Majestät der König von 
Bayern und Seine Majestät der König von Württemberg, von denselben Gesinnungen 
und Absichten geleitet, aus welchen der am 12. April 1827 zu München abgea'chlossene 
vorläufige Vertrag über gegenseitige Erleichterung des Handels un4 
Verkehrs zwischen beiden Staaten hervorgegangen, haben zum Zweck der in dem 
zweiten Artikel des gedachten Vertrags vorbehaltenen Ausbildung und Vollziehung 
des errichteten Zollvereins sofort weitere Unterhandlungen eröffnen lassen** u. s. w. 

Der Eingang des ZoUvereinigungs- Vertrages vom 22. März 1833 lautet; ^Die 
hohen Contrahenten liaben in forlgesetzter Fürsorge für die Beförderung der 
Freiheit des Handels und gewerblichen Verkehrs zwischen Ihren 
Staaten und hierdurch zugleich in Deutschland überhaupt Unter- 
bandlungen eröffnen lassen*' u. s. w. 

In den Eingängen zu den Verträgen vom 4. April 1853 und vom 16- Mai 1866 
werden „die wohlthätigenrWirkungeD, welche der Zoll- und Handels- 
verein, den bei dessen Gründung gehegten Absichten entsprechend» 
für den Handel und gewerblichen Verkehr der daran hetheiligten 
Staaten herbeigeführt habe", ausdrücklich anerkannt und es wird zugleich 
erklärt, dass die hohen Contrahenten deshalb „in dem Wunsche übereingekeMiMil 
seien, den Fortbestand des gedachten Vereins sicher zu stellen, bezüglich dentelbeiii 
z« erweiieni.** 

16* 
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Zollsystemes für den Umfang eines einzelnen Staates beabsichtigt wird, 
soll durch die Vereinigung mit anderen Staaten um so sidierer und 
vollständiger erreicht werden, nändich alle die Yortheile, weldie mit 
der Erweiterung des freien Marktes und der Hinwegräumung der 
Hindernisse, die dem Vertriebe der Erzeugnisse entg^enstehen , ver- 
bunden sind. Dieser höchst wichtige Zweck ist jedoch nicht der ein- 
zige anes Zoll Verbandes; denn Handel und Verkehrsfreiheit unter zwei 
oder mehreren Staaten könnte auch ohne Zollverband hergestellt werden, 
indem alle in denselben bestehenden Einfuhr- und Ausfuhrverbote sowie 
alle Zölle, welche jeder Staat bisher an seinen Grenzen erhob, auf- 
gehoben würden. Die vollständige Verkehrsfreiheit zwischen mehreren 
Staaten wird jedoch auf diesem Wege, d. h. ohne ein gemeinschaft- 
liches Zollsystem kaum jemals herzustellen sein**); denn für die mdaten 



Der Ewsaiig m dem T«iirag« Tom 1. Hai 1834« welcher die Gmodlage des 
Steoenrcretna bildete , lautet: „Nachdem die hohen Contrabenten , tod dem Wunsche 
feleitet, die InteresseD UDd.daa Wohl ihrer UnterUianeii durch Beaeitigmir 
der biaherigen Hindemlsae eines gegenseitigen freien Handels und 
Verkehrs an befSrdern, sich bewogen gefunden haben*' u. s, w. 

Der Vertrag über den Anschluss von Anhalt- Kdthen und Anhalt- Dessau an das 
preussische Zollsystem Tom 17. Juli 1S28 beginnt mit den Worten : „Nachdem die 
heben Centrahenten den bisherigen nachtheiligen Hemmungen des freien 
Verkehrs swischen den beiderseitigen Landen und den daraus ent- 
standenen Beschwerden der Unterthanen« auf eine grOndliche Weise 
abfuhelfen beschlossen, dieser Zweck aber nur auf dem Wege des 
Beitritts der anhaltischen Linder zu dem preussischen Systeme der 
fndirecten Steuern su erreichen ist; so hsben'* u. s. w. 

36) Man ist Jetst so daran gewdhnt, die Verkehrsfreiheit swischen den meisten 
deutschen Staaten als eine Wirkung des ZolWerbandes unter denselben su belracbleD, 
dass man vergessen hat, wie lange es dsuerte, ehe klar erkannt wurde, dass we- 
ttiptena in der Regel Verkehnfreiheit unter mehreren selbstslindigen Staaten ohne 
ein gemeinschslUiches Zollsystem nicht hergestellt werden könne. Obgleich Neben ins 
diese grosse Wahrheit zuerst und meisterhaft in seiner Denkschrift S. 15 ff. entwickelt 
hstte, so wurde sie doch mehrere Jahre selbst von vielen Staalsminnem höchsten 
Banges nicht begriffen. Die Verhandlungen über die Herstellung der Verkehrs- 
freiheit swischen den deutochen Staaten, welche su Wien 1819—1820 thells in den 
Ministerial-Conferenzen, theils ausserhalb derselben stsitianden, liefern dafOr eine 
Reihe der schlagendsten Beweise. 

Der nassanische Minister vonHarschsIl stelltr in seiner Denkschrift: „Ueber 
dia VoUsiehung des 19. Artikels der Bundesacte'« vom 8. Januar 1820 vier Sitze 
■«f, durch welche das preussische Zollsystem von 1818 beseitigt werden sollte. 
Wihrend er forderte, dsss neue Zoll- und Mauthanstalten, Ausfuhr- und Einfuhr- 
verbote von einsebien Bundesstaaten an ihren Grensen mit snderen Bundesstaaten 
nicht errichtet und die nach dem I.Januar 1814 neu errichteten Hauthon 
■ nd oingaffthrten Zilie aufgehoben werden soUten, erschien es ihm ganx an- 
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Staaten bilden die ZOlle eine bedeutende QoeUe der EinkOnfte, deren 



kH«ftklich 9 tos Jedem deuttchen Bimdesstaale , der m die See eder nicht in dem 
deylBchen Bande l^egriffene Staaten gprenzt, freigestelll würde, seine Seez$Ue und 
seine Grenizelle gegen aelche in dem Bnnde nicht begriffene Statten 
nach eigenem Ermeaaen und in Gemassheit bestehender eder könfliger Tractate 
tu regttliren. (Vergl. Aegidi, Aus der Vorzeit des Zoli?ereins S.29 und untere 
Besprechung dieser Schrift Bd. T der Jahrbfleher S. 363.) Marschall war einer 
der entschiedensten Tertheidiger der unbetchrinkten Yerkehrtfreihcit unter den 
denttclien Bundetttaaten und hielt es mit derselben für Yereinbar, dass alle Zell« 
und Maulhanslaltrn, alle Aus- und Einfuhnrerbete , die ver dem Jahre 1814 ein- 
gefQhrt waren, namentlich in Oesterreich, Bayern, Württemberg und Baden, fort- 
bealäiiden (Tcrgl. den ersten Artikel S.334, bet. Anm.36); denn sein blinder Eifer 
war nur gegen das preuttische Zollsystem gerichtet. Dts ist nicht nur eine er« 
gtoliche Probe diplomatischer Logik, sondern auch ein tchltgender Beweis, dttt 
der Freiherr ▼. Marschall vom ZoUweten, telnen Bedingungen und Wirkungen 
nur sehr wenig Yerstand. In der letzteren Beziehung fehlte es ihm, wie sich zeigen 
wird, unter den zu Wien rersammelten Diplomaten nicht an ztblreiciien Genotsen. 

Als es auf den wiener Ministerialconferenzen sehr bald zweifelhalt wurde, eh 
es möglich sei , Ober gemeinsame Massregeln zur Herstellung der Yerkehrtfreiheil 
unter sSmmtlichen deutschen Bundesstaaten sich zu verstlndigen , ging die Idee 
eines besonderen Vereins zwischen den gleichgesinnten mittleren Staaten zur Anf« 
hebung aller den inneren Verkehr hemmenden Zölle und sonstigen Einrichtungen 
von Hessen-Darmsladt aus. Diese Idee wurde von dem htdischen Mhiitter 
Freiherrn t. B erst et t mit grosser Lebhaftigkeit ergriffen, indem er den Ansteet 
zu Separatverhandlungen Ober die Verwirklichung derselben gab. Nachdem er sich 
vorläufig mit dem darmslädlischen Minister du Thil, dem nttstuischen Minister 
▼. Marschall und dem weimarischen Minister ?. Frittch Yortlindigt hatte, ent- 
warf er eine Punctation , nach welcher alle Grenz - und Binnenzölle innerhalb der 
wechselseitigen Grenzen der paciseirenden Staaten tufgeheben werden sollten, eher 
denselben überlassen blieb, ihre Grenzzölle gegen tndere Staaten nach 
eignem freien Ermessen zu reguliren. Die Tier genannten Minlater einigten 
sich sehr bald über diesen Vorschlag. (Vergl. Aegidi, Aus der Vorzeit des Zoll« 
verein« S. 65 ff. und diese JshrbAcher Bd. V S. 374 ff.) 

Wie man hoffen konnte, auf diesem Wege, d. h. ohne gemelnscfatftlicbes Zoll- 
system , das gewanscbte Ziel zu erreichen , ist in der Thtt schwer tu begreifen. 
Da es dem Gutdünken Jedes vertragschliessenden Staates überlusen blieb, ob er 
gegen andere, d. h. dem prejectirten Handelsrerelne nicht angebörige Staaten 
Grenzzölle überhaupt und von welcher Höhe er sie einführen wolle, so war ee nlchl 
nur möglich» aondefn sehr wahrscheinlich, dtts der eine Vereinssttat an seiner 
Grense hohe, der andere niedere oder, wenigstens Ten gewissen Artikeln, gar kehie 
Zölle erhob. Dann hätte 'sich der Staat mit hohen Grenzzonen im Ntchtheil, der 
mit niederen im Vortbeil befunden, besonders wenn l»eide tu einen nicht In dem 
Vereine begriffenen Staat grenzten; denn der Verkehr mit dem letzteren, toweit er 
tich tnf zollbtre Gegenstande bezog, würde in der Regel über die Grenze desjenigen 
Staatet stattgefunden haben , welcher niedrige oder gar keine Zölle erhob und dfete 
Artikel konnten denn von hier tut in den Slttt mit höheren Grenztöllen tellfrti 
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W^[ftiU ebne Ersatz duitb emea Antbeil an d» gemeiiisdia 



mgefiihrt werd#v. Dtr leittere niiiwle 4ibcr «Im btdwteiiie EiBbuss« as 99h 
Kolleinnalime erleiden. 

Geeetsi aber euch, alle Terbandenen Staaten, soireU sie überhaupt den Ver- 
trage gemSaa Grenzidlle erheben durften ^ hilten aich aber eine gleiche H5he dar-- 
aelben vereinbart, so blieb die sehr Terachiedene Länge der Zollgrenzen in den ei»- 
Minen Slaaten für die ZoUeinnahme derselben ein aehr wichtiger Umstand. Weui 
aber auch diese Terscliiedcnheit nicht so bedeatend gewesen wire, als sie wjrklidi 
war, so konnte doch je nach der för den Verkehr mit dem Auslände mehr »der 
weniger günstigen geograpliischen Lage der einaelnen Vereinsstaaten Qber die Gresz« 
des einen Staates ein sehr starker , über die des anderen ein sehr schwacher Yar« 
kehr stattfinden, was auf den Ertrag der Z9Ue einen sehr bedeutenden Einfiaat 
haben musste. 

Bei dem erwabntaa Vorscblaga ist femer gar nicht bedacht, dass nnler den rer- 
tragBchliess enden Staaten tufolge ihrer geographischen Lage sich solche und zwar 
nicht wenige befanden, die nur an tertragschliessende Staaten grensten. Diese hättea 
auf Jede Bfnnaiime ans Grenzz5Hen Tertichlen mOssen und ihre Angehörigen wArdeii 
die ZMle, welche in Tertragichliessenden Staaten ron solchen Artikeln, die nur aus 
dem Verelns-Auslande bezogen werden konnten, namentlich die wichtigen Zölle t«b 
Gelonialwaaren , im Preise derselben entrichtet haben , ohne dass aus dieser Steaar- 
zahfung ihrem Staate irgend ein finanzieller Vortheil erwachsen wäre. 

Dazu kommt endlich, dass den inländischen Gewerben ein wirksamer Schatz 
gegen Hbermichtige fremde Concarrenz ohne gemeinschaftliches Zollsystem gar nicht 
gewährt werden konnte, wahrend nicht nur einzelne Staaten, deren Beitritt sa dem 
projedirten HandelsTereine als höchst wönschenswertb erscheinen musste, z. B. 
Bayern, auf die Einführung wirksamer Schutzzölle einen grossen Werth legten, 
sondern dieselbe damals fast überall als ein Hauptgrund für die Zoll- und Handels- 
efnigung anter deutschen Staaten geltend gemacht wurde. (Vergl. den ersten Artikel 
8. 326, 330 Anm. 28, 343 IT.) 

Einige dieser naheliegenden Bedenken gegen die in der erwähnten Punktatien 
ausgesprochenen Grundsätze suchte man in dem Entwürfe eines Handelsvertrages, 
über welchen die tier genannten Minister am 9. Februar 1820 sich einigten , zu be- 
seitigen, aber auf eine Weise, die sich sehr bald als unausführbar erwiesen haben 
würde, t^enn der projectirte Handelsverein in's Leben getreten wäre. Die Befugniss 
der Tereinsstaaten , Grenzzölle gegen andere Staaten nach freiem Ermessen anzu- 
ordnen , wurde insofern beschränkt , als sie sich Terbindlich machen sollten , die Pro- 
dukte anderer Vereinsstaaten dem Ausfabrzoll nicht zu unterwerfen, sowie aacb 
diejenigen Produkte, wekhe ein anderer Vereinsstaat zur Consumtion seiner Be- 
wohner aus dem Auslande bezieht, von der Entrichtung des Einfuhrzölle» frei za 
erklären. Die Art der Vollziehung dieser Bestimmung und die Ausfertigung tob 
Ursprungs- und Verbrauchsbescheinigungen blieb weiterer Uebereinkunft Torbebalten. 
Wäre es zu Verhandlungen darüber unter Sachverständigen gekommen, sa 
würden denselben solche Massregeln sehr bald als unausführbar oder unwirksam er- 
tehienen sein, wenn man nicht den Verkehr auf die mannigfaltigste und lästigste 
Weise beschränken und überwachen wollte, während doch durch den projectirten 
Handelsverein unbeschränkte Verkehrsfreiheit zwischen den verbundenen Staaten her- 
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Zcdlrnnkünften um so sdmienger sein würde, da die OrenzzöUe mii 



i gesteUl werden sollte. Wie lillle «an, selbsl abgeeebcn Yon der bekennlen Viiiu« 

Yerlässigkeit der Ursprungsbescheinigungen, die Grösse des Verbrauchs von Colenisl-' 
I vraaren «od sonstigen ausländischen Erzeugnissen in einem Binnenstaate mit hin- 

k retehender Genauigkeit ermitteln und wie verhindern wollen, dass bedeutende Quan- 

I titlten solcher Waaren aus einem Binnenstsste in einen anderen Vereinsstaai, der 

r an seinen Grenzen gegen das Verfing- Ausland EingangszSUe erhob, eingeschouifgeli 

I wikden, um diese Zölle su umgehen, da jede Bewachung der gegenseitigen Grsnxen 

I hinwegfallen sollte?! 

I Als die Urheber des projeclirten Handelsrereins , namentlicli Berstett, sich 

bemühten, andere deutsche Slaaten zum Beitritt zu bewegen, zeigte sich sehr bald, 
I dass for Allen diejenigen, welche bereits ein Grenzsollsyslem hatten, s. B. Bciyer« 

und Württemberg, in dem aufgestellten Projecte ein gemeinscbaftlichss Crrensaell- 
syslem Termissten; denn nur ein solches konnte ihnen einerseits für die Aufhebung 
der bestehenden Zölle, die eine nolhwendige Folge des Handelsvertrages wenigstens 
an den Grenzen gegen Vereinsstaalen gewesen wäre, hioreiciiendeii Ersatz gewiluren, 
•ndererseiis es allein möglich machen, die inllndischen Gewerbe gegen eine flber« 
michtige Concurrenz des Auslandes zu schützen und im Nothfall wirksame Retorsions* 
massregeln zu ergreifen. Die Bedenken, welche von diesen Gesichtspunklen «ns 
erlioben wurden, l^ewogen Berstett, Bi*in sonderbsres Project eines HandelsviSreins 
sehr bald ganz fallen zu lassen und sich zur Annahme aller Vorschläge bereit zu 
erklären, welche nur überhaupt zu .einer Handelseinigung unter einer grösseren 
Anzahl deutscher Staaten führen könnten. Auch die übrigen drei Minister, welche 
mit Berstett über den Handelsvertrag sich geeinigt hatten, erklärten sich bereil, 
denselben aufzugeben, unter der Voraussetzung, „dass durch minder eingrei- 
fende Bestimmungen dem Vereine eine grössere Ausdehnung gegeben werden 
könne'S während dies offenbar nur durch Annahme eines gemeinschaftlichen 
ftollsystemes, also durch weit tiefer eingreifende Bestimmungen, 
als diejenigen, welche der projectirte und nun aufgegebene Handelsvertrag enthielt, 
•erreichbar war. Erst oann, als man das unausführbare Project eines Handelsrereins 
ohne gemeinschaftliches Zollsystem hatte fallen lassen, kam unter einer 
grösseren Anzahl mittet- und süddeutscher Staaten der Präliminarvertrag vom 19. Mai 
1820 zu Stande, welcher die Einleitung zu dem darmstädter Bandelscongresse traf 
und als dessen Aufgabe die Vereinbarung über die Aufhebung der Binnenzölle und 
die Aufstellung eines gemeinschaftlichen Zollsystemes bezeichnete. 

Merkwürdiger Weise scl&eint keine der nahe liegenden Bedenken gegen die Aus- 
föhrbarkeit des Ton Berstett vorgeschlagenen und ?on mehreren anderen Staats» 
minnern angenommenen Handelsvereins Herrn Aegidi in den Sinn gekommen z« 
sein; denn er ssfpt darüber nioht ein einziges Wort, vielmehr macht er es Bayern 
sum Vorwurf, dass es nicht bereitwillig auf dieses Project eingegangen sei. Nach- 
dem er in seiner Schrift: „Aus der Vorzeit des Zollvereins^* S. 94 berichtet hat, 
dass Bayern „nur unter Modificationen*' dem Handelsvereine habe beitreten wollen, 
fOgt er hinsn: „Es ging mit diesen Verhandlungen ungefähr wie mit denen auf dem 
Wiener Congress über Stiftung des Bundes: sobald Bayern gleichsam die Situation 
beherrafihte, Hess es die Wahl, entweder den Verein ganz aufzugeben oder den Bei- 
tritt Bayerns und dsn Abschlnss des Vereins mit gewissen Einriwnnngen tu er- 
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den inneren Yerbraaehssteuem im genauesten Zusammenhange stehen 



kaufen, durch welche der Verein seinen eigentlichen Gehalt preia- 
gab/' Aus den letzten Worten ergiebl sich, dass Aegidi der Meinung ist, der 
Handelsverein sei ansfOhrbbar gewesen! Da sah Nebenius doch etwas tieferi 
denn er bezeichnet in seiner Abhandlung: lieber die Entstehung und Erweiterung 
des grossen deutschen ZotlTereins, Deutsche Vierteljahrsschrift Jahrg. 1838 Heft 2 
S. 328 den Handelsverein kurzweg als ein Projecl, weil man durch denselben 
wechselseitige Yerkebrsfreiheit ohne gemeinschaftliches Zoll- 
system herzustellen gedachte. 

Einen neuen Beweis, dass die auf den wiener Ministerialconferenzen Yer- 
sammelten Slaatsmfinner über die Mittel, dureh welche möglichste Verkehrsfreiheil 
unter den meisten deutschen Staaten hergestellt werden könne, nicht zur Klarheil 
gelangt waren , liefern die besonderen Vorschläge des weimarischen Ministers Frei- 
herrn T. Fritsch. (Vergl. Aegidi, Aus der Vorzeit des ZolWereins S.47ff., 82 it 
und diese Jahrbacher Bd. V S. 366 , 370.) Die sehr allgemein gehaltenen Antrage 
dieses Staatsmannes laufen im Wesentlichen darauf hinaus, dass die Hemmungen 
des Verkehrs unter den deutschen Bundesstaaten, welche die in einzelnen Staaten 
bestehenden Grenzzölle und Staatsmonopole verursachten, beseitigt werden sollten; 
allein über einen Ersatz für den dadurch entstehenden höchst bedeutenden Ausfall 
in den Staatseinkünften enthalten sie nicht die mindeste Andeutung. Fritsch er- 
klärte in seinem dem zehnten Ausschusse der Conferenzen eingereichten Votum TOm 
19. Januar 1820 „die vollkommenste Handelsfreiheit für eine unerlässliche Be- 
dingung der Einheit Deutschlands'* und verlangte, dass ,Jedem Producenten es nn- 
verwehrt bleibe, das Erzeugniss seines Fleisses so nahe wie möglich und wo 
er will in den Bundesstaaten abzusetzen, sowie jedem Consnmenten es ge- 
stattet sein sollte, sein Bedürfniss auf dem nächsten Wege zu beziehen*^ 
Wenn er auch anerkennt, dass „Massregeln der Finanz es gebieten könnten, einen 
oder den anderen Artikel mit Consumlionsabgaben zu belasten**, so zeigt doch die 
hinzugefijgte Beschränkung: „es dürfe keine Abgabe durch die Art der Perception 
den aufgestellten Sätzen entgegentreten, noch weniger den Verkehr der Bundes- 
staaten gänzlich hemmen**, ganz deutlich, dass es nach seiner Ansicht nicht gestattet 
sein sollte, eine irgend bedeutende Verbrauchssteuer als Grenzzoll oder in der 
Form des Staa Ismonopols tu erheben. 

Die Forderung;, welche Freiherr v. Fritsch in seinem Votum vom 11. Mai 1820 
stellte: „man möge bestimmt aussprechen, man wolle im Innern der einzelnen 
Staaten solche Einrichtungen treffen, dass ein gegenseitiger freier 
Verkehr der Bundesstaaten erreicht werde**, war nur zu erfüllen, wenn 
die in den einzelnen, namentlich den grösseren deutschen Staaten bestehenden in- 
dtrecten Steuersysteme gänzlich umgestaltet und grossen Theils abgeschaflft wurden. 
Wie das aber ohne ein gemeinschaftliches Grenzzollsystem erreicht werden könne» 
scheint F r i t s c h nicht erwogen pi haben. Wenn er ferner in demselben Votum 
„die Festsetzung einer Norm über die Belegung enclavirter Staaten mit den Steuern 
des cnclavirenden fordert**, so scheint ihm nicht in den Sinn gekommen zu seini 
dass der Conflict zwischen Preussen und den endavirten Staaten allein durch den 
Anscliluss der letzteren an das preussische Zollsystem gelöst werden könne. (Aegidi, 
Aus der Vorzeit des Zollvereins S.106£f.) Freilich war Freiherr v. Fritsch da- 
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und auch diese grossen Theils hinwegfallen mOssten, wenn nicht die 



mals noch entschieden der Ansicht, dass das preustiscbe ZolUystem mit den Grnnd- 
sitien des Tollcerrechts und der deutschen Bundesacte im achneidendslen Widerspruch 
stehe, und protesUrte daher in der Sitzung Yom 11. Mai 1820 im Auftrag seiner 
hohen Yollmachtgeber förmlich gegen den Forlbestand desielben. (TergL wmerta 
ersten Artikel S.333r. Anm. 34 und 35.) 

Wir wollen nur noch daran erinnern, dass auch der preussische Conferent« 
Bevollmächtigte Graf B ernst orff über das Wesen, die Bedingungen und die 
Wirkungen eines Zollvereins im Jahre 1820 gerade in den wichtigsten Punkten noch 
nicht zur Klarheit gelangt war, wie wir in diesen JahrbQchern Bd. V S. 394 iL näher 
nachgewiesen haben. 

Je mehr wir in den Gang der Verhandlungen, welche ftber die HersteUnng der 
Terkehrsfreiheit unter den deutschen Staaten 1819 bis 1820 in Wien slattCandeo, 
einen tieferen Einblick gewinnen, um so mehr überzeugen wir uns, wie wenig die 
meisterhafte Denkschrift von Nebenius bei den dort versammelten Diplomaten 
Beachtung fand (vergl. unseren ersten Artikel S. 310), obgleich sie sehr viel auf 
derselben hatten lernen können. Selbst der badische Minister Freiherr von Bor- 
st et t, der doch die Denkschrift circuliren Hess, scheint dieselbe nicht gründlich 
ftudirt zu haben; denn sonst hSite er das unausfdhrbare Froject eines Handels- 
vereins ohne gemeinschaftliches Zollsystem zur Herstellung der Verkelirs- 
freiheit unter einer grösseren Anzahl deutscher Staaten unmöglich in Yorachlag 
bringen können. 

Noch mehr als über die mangelliafte Einsicht der zu Wien versammelten Diplo* 
■mten darf man sich darüber wundern, dass die simmtlichen Regierungen, welche 
sich im Jahre 1828 an dem mitteldeutschen Handelsvereine betbeiligten, der Meinung 
waren, dass der Zweck desselben: „einen möglichst freien Verkehr sowohl unter den 
vereinigten Staaten, als nach aussen zu befördern'*, erreicht werden könne, ob* 
gleich jeder Vereinsstaat, mit wenigen höchst unbedeutenden Ausnahmen, die be- 
stehenden Ein-, Aus- und Durcligangszölle beibehieUÜ (Vergl. den ersten Artikel 
S* 369 ff.) Man staunt um so mehr über diese Naivetfit, da, abgesehen von der 
Belehrung, welche die Denkschrift von Nebenius (vergl. den ersten Artikel 
8. 340 ff.) bereits seit dem Jahre 1820 gewährte , inzwischen die langwiorigen Ver- 
handlungen zu Darmstadt und Stuttgart über die Gründung eines süddeutschen Zoll- 
vereins sttttgefnnden hatten. (Vergl. den ersten Artikel S. 349 ff., 353 ff.) Wenn 
dieselben auch keinen unmittelbaren Erfolg hatten, ao mussten sie doch Jeden Un- 
befangenen davon überzeugen, dass ohne ein gemeinschaftliches Zollsystem die Her- 
ftellung der gewünschten Verfcehrsfreiheit unter den deutschen Staaten unmöglich, 
sei. Dazu kam endlich noch , dass , als der mitteldeutsche Handelsverein zu Stande 
kam, nicht nur mehrere Anschlüsse kleinerer Staaten an das Zollsystem eines 
grösseren, sondern sogar zwei Zellvereine, der bayerisch - württembergiiche und der 
preussisch-hessiscbe , kurz zuvor In's Leben getreten waren. Der mitteldeutsebe 
Handelsverein liefert einen neuen schl4^nden Beweis für die alte Erfahrung, dass 
jeder neue staatliche Gedanke, zumal wenn ihm Vorurtbeile, Abneigungen und miss- 
verstandene Interessen entgegenstehen, lungere Zeit braucht, um selbst von Staats- 
münnem vollstindig begriffen zu werden. 

Im Jahre 1842 war freilich Höfken noch nicht tu der Einsicht gelangt i dass 
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Eneugnisse, welche mit einer inneren Steuer belegt sind, sobald sie 



ein getneinschaftlichcs Zollsystem zum Weeen eine» ZolWereiiM gehört; denn er 
nennt den mitteldeutschen Haodelsverein einen Zollverein, obgleich in demselben 
gar keine Zollvereinigung bestand. (Vergl. den ersten Artikel S. 360 Anm. 71.) 
Dioser Irrtbum eines geistreichen Theoretikers setzt uns jedoch weit weniger i« 
Erstaunen, als die diplomatische Kühnheit des Grafen Riechberg, mit welcher 
d^raelbo in seinem Vorschlage vom 10. Juli 1862 zum „Abschlusa eines Präliminar- 
Vertrages behufs der Gründung eines den Kaiserstaat und das ZoUvereinsgebiet um« 
fassenden Handels- und Zollbundes*' den Begriff eines Zollverbandes auffasst. Das 
Wesen dieses Vorschlages soll bestehen: „in voller gegenseitiger Freiheit 
dos Handels und Verkehrs, beschrankt nur durch die Massregeln, welche theils 
die Vorschiodenfaeit der inneren Besteuerung, Iheiis die Anfrechthaltnag der Staats- 
monopolien erforderlich macht**. In dem Eingange zu dem Entwürfe des Praliminar- 
Tortr:age8 wird als Zweck desselben angegeben: „die angestrebte gänzliche ZoU- 
•inigung (zwischen Oesterrerch und dem deutschen Zollvereine) zu vollzieheu^*. 
Nach diesen grossen Verkündigungen trauen wir unseren Augen kaum, wenn wir 
im Art. 4 des Präliminarvertrages die Bestimmung finden: „dass Colonialwaaren nnd 
deren Surrogate, alle daraus gebildeten oder zusammengesetzten Consuration» gegen- 
stände, Tabak, Branntwein und alle anderen Gegenstände eines Stastsmonopols oder 
einer inneren Steuer in einem der beiden Zollgebiete bei dem Ueb er gange aus 
einem Gebiete in das andere denselben Einfuhrzöllen unterliegen 
sollen, wie beim Eintritt aus dem Auslände^*. Diese Eingangsabgaben 
Toa den wichtigsten Gegenständen, welche im Zollvereine wie in Oesterreich bei 
Weitem 4len grössten Theil der Zolleinnahme liefern, werden als Ausnahmen von 
der gänzlichen Freiheit des inneren Verkehrs zwischen beiden Zollgebieten 
bezeichnet. Dagegen bestimmt Art. 3: „Eine Theilung der ZoUeinkflnfte 
zwischen Oesterreich und dem ZoUrereine findet in der Reget nicht statt, 
sondern jeder der beiden contrahirenden Theile erhebt die Einkünfle von den in 
•einem Gebiete verzollten Waaren. Kur ausnahmsweise für Garne, Gewebe, Papier, 
Leder, Eisen, Glas, Thon-, Aletsll- und kurze Waaren in der Einfuhr und fikr 
Hadern in der Ausfuhr werden , um den freien Uebergsng dieser Waaren-Gallang«n 
ans dem einen Gebiete in das sndere zu ermöglichen, die eingehenden Zölle in dem 
Verhältniss getheiit, dass Oesterreich Vg «nd der Zellverein Vs des Gesammtertrages 
erhält.** Von den ZolleinkOnften , welche als gemeinschsfiliche betrachtet und nach 
dem angegebenen Verhäi Inisse getheilt werden sollen , wird in der Motivirung des 
Präliminarvertrages ausdrücklich bemerkt, dass dieselben „in keinem der beidon 
Zollgebiete ein Drittel der Jahreseinnahmen an Zöllen erreichen**. Graf Rechberg 
nennt die von ihm vorgeschlagene Zoileinigung eine vollständige, während die- 
•olbe jedem Unbefsngenen als eine höchst unvollständige erscheinen mnsc 
Dnrch eine offenbare Verwechselung der Regel mit der Ausnahme gelangt er dahin, 
oinen Zollverband zu projectiren, dessen Wesen „in voller gegenseitiger Freiheit 
des Handels ond Verkehrs** bestehen soll, ^gleich Oesterreich und das Gebiet des 
deutschen Zollvereins nach wie vor dnrch formliche, streng bewachte ZoUUnien ge- 
trennt bleiben und die Gemeinschaft der Zoltoinktoft« sich nur auf «inen kloinen 
Theil derselben erstreckt. Wenn Matthy im Staatslexlcon 3.A«fl. Bd.XiV 8.798 
die Vorschläge dos Grafen Rechh^rg eine „leichtfertig« Arheii<* 
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von Atulande eingehen, in entsprecbender Weise besteuert würden, 
dazu aber eine Grenzbewachung unentbehrlich ist'O- 

Jeder Zollverband muss daher aussor der Herstellung der Ver- 
kehrsfreiheit unter den verbundenen Staaten noch andere Zwecke ha- 
ben'^). Dm dieselben zu erkennen, sind die verschiedenen Zwecke, 
welche durch Grenzzölle überhaupt erreicht werden können, in's Auge 
zu fassen. 

Grenzzölle haben entweder einen finanziellen Zweck, d. h. sie sind 
ausschliesslich oder doch vorzugsweise dazu bestimmt, dem Staate eine 
Einnahme zu verschaffen, oder sie haben zunächst und hauptsächlich 
einen volkswirthschaftlichen Zweck, indem sie die inländischen Produ* 
centen gegen die Goncurrenz der ausländischen mehr oder w^iger 
schützen, d. h. die Entwickelung der Yolkswirthschaft , zunächst be- 
stimmter Gewerbszweige befördern sollen '*). Die Zölle mit dem erste- 



Wdieni er sich eines gemiesiglen Ausdrucks. Herr ?on Tbielsn erklsrt in der 
weiter unlen angeführten Schrift S. 34 die ,igaDze Procedur des Grafen Rechberg 
für eine Jnlrigue", indem derselbe gar nicht die Absicht gehabt habe, den PräliDii> 
Barvertrag zur Ausführung zu bringen, sondern den Zollverein zu sprengen. 

Die Actenstficke, welche das sonderbare Project des Grafen Rechberg betref- 
fen, sind in folgender Sammlung zusamroengeslellt: Die Krisis des Zollvereins ur* 
kundlich dargestellt. Beilage zu dem Staatsarchiv von L. K. Aegidi und A. Klau- 
be Id. Hamburg 1862. S. 228 ff. Den Mangel an Logik in den Vorschlägen des Gra* 
fen Rechberg hat Herr Yon T hielau (Der Zollverein Deutschlands u. s. iv. Hefll 
8. 23 ff.) kurz, aber schlagend nachgewiesen. 

37) Hoffmann, Die Lehre ron den Steuern S.339f. Kebenius, Denkschrift 
Wü 1819 S.lSff. 

38) Das bat Hofken nicht beachtet» denn er sagt a. a. 0. S. 128: „Eine Zoll- 
Tereinigung zwischen mehreren sich nahe stehenden Gebieten ist grundverschieden 
von der einseitigen Aufbebung einer Scbutzzolllinie: dort wird der Schutz nicht auf- 
gegeben, wie hier, sondern nur auf ein grosseres Yerhällniss begründet; jene wird 
fir die Theorie (Adam Smith's) sprechen, diese nicht. Es fragt sich daher nun, 
eil dann, wenn die Zollvereinigung über alle Staaten ausgedehnt würde 
und somit allgemeine Handelsfreiheit in's Leben trite, das Smitb'sche 
Frincip Geltung behielt? Ich meine, man könne die Frage nur bejahen.^ Derselbe 
•tnderiMire Gedanke wird S. 136 mit folgenden Worten wiederholt: „Die Gegensei* 
tigkeU besteht darin, dass verschiedene Staaten sich kraft eines Vertrags gegenseitige 
ferkehrserleichierungen von gleichem Gewichte gewihren, so dass sie, von Erleieh- 
ttnmg zu Erleichterung fortschreitend, endlich zur rollen Handelsfreiheit kom- 
taoB. Die ansgedehnteste Gegenseitigkeit Ist demnach Zolleinigung.*« 
Wie noch yen einer Zollverelnigung die Rede sein könnte, wenn die Zölle In 
allen Staaten abgesehafft wären, ist uns unbegreiflich!! 

39) In dem Eingange des preossischen Cresetzes über den Zell und die Ver- 
branehssteuem Ton auslöndischen Waaren und über den Verkehr zwischen den Pro- 
vinzea des Staates tob 36. Mal UBIS, welchefl die Grundlige des fan deutscheii Zell- 
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ren Zweck nennt nuui Finanz- oder StenenfiUe*^, die nut dem lets- 
teren zerfallen in Prohibitiv- und Schutzzölle. 

In beiden Beziebungen sind die Eingangs abgaben bei Weitem 
die wichtigsten. Sie sind reine Finanzzölle, wenn man sie von Gegen- 
ständen erhebt, die im Inlande gar nicht erzeugt werden können, oder 
doch bis jetzt nicht er€eugt wurden. Legt man sie auf Waaren, die 
das Inland erzeugt oder doch erzeugen kann, so müssen sie so niedrig 
sein/ dass sie den Preis der auslandischen Erzeugnisse nur unbedeutend 
erhöhen, also die Goncurrenz der ausländischen Producenten nicht we- 
sentlich erschweren^'). 

Eingangsabgaben mit volkswirthschaftlichem Zwecke werden nur 
auf solche Gegenstände gelegt, die man im Inlande erzeugt oder doch 
erzeugen kann. Wenn sie so hoch sind, dass sie wie Einfuhrverbote 
wirken, also die ausländischen Producenten der mit dem Zoll belegten 
Gegenstände vom inländischen Markte ganz ausschliessen , oder, mit 
anderen Worten, die inländischen Producenten in dieser Beziehung 
gegen jede Goncurrenz des Auslandes sichern (was freilich wegen des 
Schleichhandels selten vollständig geschieht), werden sie Prohibitiv- 
oder Verbotszölle genannt und haben keine finanzielle Bedeutung. 
Dagegen sollen Schutzzölle die Goncurrenz der Ausländer nicht ganz 
ausschliessen, sondern den Inländern den Absatz ihrer Producte im In- 
lande nur in einem gewissen Grade sichern, indem sie die wohlfeileren 
Preise ausländischer Erzeugnisse so weit erhöhen, dass die inländischen 



verein elngeföhrten ZolUyslems bildet (fergl. unieren enlen Artikel S. 329 ff.), heistt 
et: „Allgemein und klar zeigt sich aber schon Jetzt das Bedörfniss, die BeschrSn- 
kungcn des freien Verkehrs zwischen den Terschiedenen Provinzen des Staats selb»! 
aufzuheben, die ZoUIinicn überall auf die gegenwSrligen Grenzen der Monarchie vor- 
zurücken, auch durch eine angemessene Besteuerung des Süsseren Han- 
dels und des Verbrauchs fremder Waaren die inlindische Gewerbsan»- 
keit zu schützen und dem Staate das Einkommen zu sichern, welehei 
Handel und Luxus, ohne Erschwerung des Verkehrs, gewähren kön- 
nen.** Es ist hier bestimmt ausgesprochen, dass man bei der Einführung des ntutm 
Zollsystems sowohl einen volkswirthschaftlichen als einen finanziellen Zweck im Augo 
hatte. Kühne a. a. 0. S. 7 bemerkt dazu: „Welcher von beiden der Haupt-, wel- 
cher der Nebenzweck sein müsse, darüber wird viel gestritten. So viel scheint klar» 
dass es eine abscheuliche Thorheit wäre, und auch revera wohl noch Niemanden ein- 
gefallen ist, blos zur Förderung der inländischen Gewerbe ein Grenzzollsystem sn 
adoptiren, welches kein Geld einbräcble, noch einbringen sollte.*' 

40) Sie werden oft, aber unpassend, ConsumtionszöUe genannt, denn auch jeder 
Schutzzoll trifft die Consumenten der Gegenstände, auf welche er gelegt ist. 

41) Solche ZoUe, die nicht mehr als Vs oder 1 Proc. des Werthes dnr «ing«- 
führten Waaren betragen, werden s. B. in den Hansestädten erhoben. 
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nicht von dem Markte yerdrtngt werden; sie sollen also die inländi- 
schen Prodacenten bestimmter G^enstände nnr gegen die übermftch- 
tige Coneurrenz der Fremden schätzen, so dass der finanzielle Zweck 
bei ihnen nur Nebenzweck ist. Wenn sie so hoch sind, dass sie die 
GoDcnrrenz der Fremden ganz aosschliessen, verwandeln sie sich in 
ProhibitiyzOlle; sind sie hingegen so niedrig, dass sie die beabsichtigte 
Wirkung nicht haben, so werden sie thatsächlich zu FinanzzOUen. 

Bei den Ausfuhrzöllen ist der volkswirthschaftliche Zweck in 
der Begel flberwiegend. Man will gewisse, für die Gewerbe besonders 
wichtige Rohstoffe denjenigen, welche sie im Inlande verarbeiten, wohl- 
feiler als ihren Gewerbsgenossen im Auslande zuwenden. Werden die 
mit einer Ausgangsabgabe belegten Gegenstände dennoch ausgeführt, 
so bezieht der Staat eine Einnahme, die aber gewöhnlich unbedeutend 
ist. Zuweilen hat man AusgangszdUe in der Absicht erhoben, dass sie 
von den ausländischen Gonsumenten getragen werden sollten. Dies wird 
aber nur selten erreicht, nämlich wenn das Ausland es, trotz des durch 
den Zoll erhöhten Waarenpreises, vortheilhaft findet, die zollpflichtigen 
Waaren aus dem Lande, wo der Ausfuhrzoll erhoben wird, zu beziehen. 
Sobald Verkäufer aus anderen Ländern, wo von dem betreffenden Ar- 
tikel keine Ausgangsabgabe erhoben wird, mit denjenigen, welche die- 
selbe entrichten müssen, concurriren, können die letzteren den Betrag 
des Ausfuhrzolles nicht mehr auf den Preis der Waare schlagen, wenn 
sie dieselbe im Auslande absetzen wollen. Der Ausgangszoll muss dann 
von den inländischen Producenten der betreffenden Waaren getragen 
werden und verwandelt sich in eine sehr ungleich vertheilte Gewerbe- 
steuer *•). 

Bei dem Durchgangszoll wirken, wie Kühne*') treffend be- 
merkt, der finanzielle und der volkswirthschaftliche Zweck (dieser letz- 



42) Mafiias Graf Ttn Moltke, lieber 41e BiABahnequeUen des Slaati. Ham- 
b«rc 1846. S. 321 ff. Es wird nichl übcvflawif iefaiy daran su erlnneni, dasa die Mehr- 
heil der im Jahre 1848^49 in Frankfurt a. M. aar BeraUraag der deutschen ZoU- 
verfaasBBf Teraanmelten RegierangacomaiiiMarien sich fegen AusgangszdUe erklirte 
vnd diese Ansicht Yertrefflich aietifirte. Der ven den Reichsninisterittni bcarbeiteU 
Entwurf eines ReichstoHgeseltes lautete im f. 8: y»Ven anagehenden Waaren wird in 
der Regel keine Abgabe erheben. Etwaige Ausnahmen ergiebt der Tarif.^ Statt 
dessen schlag die Mehrheit der Regiemngscemmisssrien folgende Faainng ?or; „^tf 
Anagang iat sollfrei. Aoanahmen kennen ans polizeilichen Rackaichten auf bestimmte 
Zeit angeordnet werden.** Yergl. Die Resultato der Berathnngon der Regiernnpcem- 
miaaarien in Frankfurt am Hain 1848—49 snr HeratoUnng der ^eUeinheit im donl- 
Reic^e. Halle 1861. 8.320 f., 228 t 

48) Uebor den doulschen Z<dlf ertin 8« & 
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tere wiederam verschiedenartig, selbst entgegengesetzt, je nadi den 
Interessen einzelner Hanptgewerbszweige) in so mannigfadien Sichtun- 
gen ein, und werden gegenseitig durch die geographische läge des 
Landes und der Länder, von wo aus und wohin der Handel sidi rich- 
tet, bedingt, dass es kaum möglich ist, allgemein zu sagen, welcher 
von beiden Zwecken bei der Begelung jener Abgabe vorwalte. 

Ob in einem Zollverbande alle drei erwähnten Arten der Grenz- 
zölle erhoben werden, oder nicht, und ob bei der Auswahl der einge- 
führten Zölle, sowie bei der Bestimmung der Zollsätze der finanzielle 
oder der volkswirthschaftlich'e Zweck mehr oder weniger vorwaltet, ist 
für den Begriff eines Zollverbandes gleichgiltig und nur eine, freilich 
höchst wichtige Frage der Zweckmässigkeit. Dass aber die Eingangs- 
zölle sowohl in volkswirthschaftlicher als finanzieller Hinsicht viel wich- 
tiger sind als die Ausgangs- und Durchgangszölle, ergiebt sich daraus, 
dass sie nicht nur zur Beförderung der inländischen Grewerbe vorzugs- 
weise angewendet werden, sondern auch allenthalben den bei Weitem 
grössten Theil der Zolleinnahme liefern **). In der Theorie wie in der 
Praxis strebt man immer entschiedener dahin, die Ausgangs- und 
Durchgangszölle ganz abzuschaffen oder doch sehr zu ermässigen **). 



44) Im Jabre 1858 war z. B. im deutscheii ZeUvereine der Rohertrag: 
der Eingangsabgaben .... 28^302,339 Tblr., 
der Ausgangsabgebeii .... 242,348 - 
der Durchgangs abgaben . . . 380,504 - 
Die beiden letzteren ertrugen zusammen nicht mehr als 622,852 Thlr., also den 45leD 
bis 46ten Theil der Einnahme aus Etngangsabgaben. 

In dem letzten Jahre des Steuenrereins, 1853 — 54, betrug der Antheil Han- 
novers : 

an den gemeinseliaftlichen Eingangsabgabeh .... 1,767,285 Thlr., 

— — — Ausgangsabgaben .... 20,054 - 

— — — Durchgangsabgaben . . . 108,395 - 

Vergl. Werenberg, Die Steuern und Zdlle im Staatshaushalte des Königreichs Han- 
nover , in der Zeitschrift fQr die gesammte Staatswissenschaft Bd. 15 S. 525. Weu 
auch im Steuervereine dteEinnalime an Ausgangs- und Durcbgangsabgaben verhllt- 
nissmassig weit bedeutender war, ah im Zollvereine, so betrug sie doch nw doa 
13ten bis I4ten Theil der Einnahme an Eingangsabgaben. 

45) Seit dem 1. MSrz 1861 sind im deutschen ZoUvereine bereits alle Dwoh- 
gangsabgaben aufgehoben. Der Yertrag über die Fortdauer des ZoH- und HaBdols« 
lerelns vom 16. Mai 1865 bestimmt daher fm letzten Satte des Art. 4: „Yoa der 
Dorchfohr werden Abgaben nicht erhoben und es trelen dl« YerabredungeE MSter 
1f irksamkelt , welche In den im Art. 1 genannten Verträgen Ober die DorehftDgwhi- 
gaben getroffen sind.'' Seit der Zollvereinstarif dem preussisch - franz5sischoB Han*- 
delsverrrage gemäss umgestaltet ist, sind mit dem 1. Juli 1865 auch die bishtrlgon 
Aotfangsabgaben bis auf höchst anbedeutende Ausnahmeii biawoggiftyfn. 
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I Allein es hat nodi nie ein Zollsystem mit blos YolkswirthBdiaftlichem 

[ Zwecke g^eben, so dass es dem Staate oder dem Staatenvereine, wel- 

cher es eii^eführt hatte, gar keine £innahme verschaffte oder verschaf- 
1 fen sollte. Der finanzielle Zweck* ist also bei jedem Zollsysteme 

nicht nur ein wichtiger, sondern er kann sogar der einzige sein, wenn 
nämlich nur Finanzzölle, aber weder Probibitiv- noch Schutzzölle er- 
hoben werden. Bei jedem ZoUverbande ist daher die gemeinschaftliche 
ZoUeinnahroe und deren Vertheilung unter die verbundenen Staaten ein 
Hauptpunkt, welcher durch die Verträge näher bestimmt werden muss. 
In allen Zollverbänden, die wir bis jetzt kennen, hat Gemein- 
schaft der Zolleinkflnfte, also auch eine Vertragsbestimmung über 
die Art der Vertheilung derselben bestanden, und fast Alle, die über 
ZoUverbande geschrieben haben, betrachten diese Einrichtung als eine 
nothwendige Folge der Vereinigung mehrerer Staaten zu einem gemein- 
samen Zollsysteme und einer gemeinsamen Zollgesetzgebung^). Nur 



Za unserer nicht geringen Venrundemng sagt Eduard Pfeiffer^ Die Staats- 
einnahmen. Stuttgart u. Leipzig 1866. Bd. II S. 458: „Der Zollverein hat noch im- 
mer einen der höchsten Tarife in Bezug auf die Transitabgaben.*' Dieser kühne 
Reformator der Finanzwissenschaft hat a1a%1866 noch nicht gewusst, dass 1861 atle 
Transitabgaben im Zollverein aufgehoben worden sind. 

46) Wir wollen uns nur auf die Aussprüche zweier Iklänner henifen, die la den 
griindlichsten Rennern des deutschen Zollvereins gehören, da beide, der eine als Be- 
vollmächtigter des thüringischen Zoll - und Handelsv^reins , der andere als Bevoll- 
mächtigter Braunschweigs , nicht nur eine lange Reihe von Jahren an den Zollconfe- 
renzen, sondern auch als Regierongscommissarien an den Berathungen zur Herstel- 
lung der Zolleinheit im deutsehen Reiche in Frankfurt a. H. von 1848 — 49 in aus- 
gezeichneter Weise Theil genommen haben. 

In Gustav Thon's vortrefflicher Denkschrift: „Die Tertragsmassigen Terhilt- 
nisse hinsichtlich der Besteuerung des Branntweins und des Bieres im Zollverein", 
iie in den Anm. 42 angeführten „Resultaten** S. 263 ff. abgedruckt ist, heisst es 
S. 273: „Die Zollvereinigung hat zur nothwendigen Folge, dass zwischen den 
Staaten, welche en derselben Theil nehmen, Gemeinschaft der Einnahme an 
Zöllen eintritt, sei es nun, dass der Ertrag unter ihnen zur Theilnng komme, oder 
dass derselbe zur Bestreitung der gemeinschaftlich aufzubringenden Bedürfnisse der 
Centralgewalt verwendet werde, also an die Steile von Reichssleuern trete. Es leuch- 
tet Ton selbst ein, dass das Zollaufkommen der einzelnen Staaten nicht deshalb» well 
es In ihrem Gebiete erhoben wird, denselben Terbleiben kann : es wird Tielmehr an- 
erkannt, dass nicht der znfSHige Ort der Verzollung, sondern der Ort der Consumlion 
der terzollten Gegenstand« den Anspruch auf den Zollertrag begründet.** 

Herr Ton Thielau (Der Zollverein Deutschlands n. s.w. Heft I S. 23) sagt da, 
wo er des Grafen Reehberg wunderliches Project einer sog. ganzlichen deutsch- 
Öitorreichisehen Zollelntgung kritisirt: „Wir im Zollverein Terstehen in gutem Dealjwh 
unter „ginzlicher ZoUelnigung** die Ezistonz des freien Verkehrs im InnerB des gas« 
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eine abweichende Ansicht ist uns bekannt geworden, die ab^ von 
einem Manne aufgestellt wird, den wir bei der Entscheidung allw Fra- 
gen, die sich auf das Finanzwesen überhaupt und insbesondere auf 
Zollverbände beziehen, als eine grosse Autorität verehren. Kühne ^^) 
sagt ausdrücklich: »Eine Gemeinschaftlichkeit der Zollrevenüen ist gar 
nicht als ein nothwendiges Bedingniss eines jeden Zollvereins ^®) anzu- 
sehen , letzterer vielmehr der Theorie und der praktischen Ausführbar- 
keit nach sehr wohl denkbar, ohne dass dabei eine Revenüen- 
theilung eintreten müsste.« Leider fehlt es an jeder Begrün- 
dung dieser ganz eigentbümlichen Ansicht. Kühne selbst hält es, da 
es sich um die Beurtheilung eines bestehenden Verhältnisses (des deut- 
schen Zollvereins) handele, für wohlgethan, dasselbe gleich nur so zu 
nehmen, wie es nun einmal besteht, und nimmt daher »die verhaltniss- 
mässige Theilung der aus dem gemeinsamen Zollsystem ecwachsenden 
Einnahmen« in seine Definition eines Zollvereins auf. Allein nur in 
dem gewiss höchst seltenen, wenn überhaupt möglichen Falle, dass 
zwei oder n^ehrere Staaten, die in einen Zollverband treten, nicht nur 
von ziendieh gleicher Grösse wären, sondern auch so gelegen, dass der 
Verkehr auf ihren Grenzen gegen das Ausland eine ziemlich gleiche 
Ausdehnung hätte und innerhalb ihrer Gebiete ungefähr eine gleiche 
Zahl wichtiger Mittelpunkte des Verkehrs sich befände, möchte in 
jedem der verbundenen Staaten die Erhebung der Grenzzölle ausschliess- 
lich auf eigene Rechnung desselben vielleicht möglich sein. Sobald 
aber die zollverbündeten Staaten von sehr verschiedener Grösse, ihre 
Gebiete zei*stückelt und mannigfach in einander verschlungen sind und 
auf ihren Grenzen gegen das Ausland der Verkehr mit demselben einen 
sehr verschiedenen Umfang hat, ja vielleicht einzelne Staaten gar nicht 
an das Ausland, sondern nur an zollverbündete Staaten grenzen**), er- 
scheint uns die Gemeinschaft der Zolleinkünfte zum Bestehen eines 
Zollverbandes als nothwendig. Die höchst verschiedene Grösse der 
deutschen Staaten, die Zerstückelung ihrer Gebiete und die für das 



len Yereinsgebiates und der Gemeinschaft des Z oll einkom mens." TergU oben 
Anm. 36 gegen das Ende. 

47) Ueber den deuUcIien ZolWerein S. 9. 

48) Es wird sich später zeigen, dass Kfihne unter einem Zollyereine das Ter- 
steht, was wir einen Zollverband nennen, indem er keinen Unterschied swischen 
einem ZolWerein e und einem Zollanschlüsse macht 

49) Die Mehrzahl der zum deutschen ZoUrereine gehörigen Staaten hat keine 
Grenzen gegen das Tereinsausland, indem gegenwärtig nur acht derselben an der 
Grenxbewachung betheiligt sind. 



Ueber das Wesen und die BedingQDgtn einee ZoIlyereiDi« 257 

Zollwesen sehr nngünstige Beschaffenheit ihrer Grenzen hahen gerade 
wesentlich dazu beigetragen, das BedOrfniss nach Zollverbänden unter 
ihnen fühlbar zu machen, wie wir in einem späteren Artikel über die 
geographischen Bedingungen eines Zollvereins näher nachweisen wer- 
den. Auch abgesehen von diesen geographischen Verhältnissen wären 
Zollverbände ohne Gemeinschaft der ZoUeinkQnfte schwerlich jemals zu 
Stande gekommen; denn ausser dem Wunsche, die lästigen Hemmungen 
des Verkehrs mit den Nachbarstaaten zu beseitigen , wurden kleinere 
Staaten durch die Aussicht auf die bedeutenden finanziellen Vortheile, 
welche ihnen aus einem Antheile an den gemeinschaftlichen ZoUein- 
ktlnften erwuchsen, hauptsächlich geneigt gemacht, mit grösseren Staa- 
ten in einen Zollverband zu treten und sich wegen der befdrchteten 
Beeinträchtigung der Souveränetät zu beruhigen ^^. Dazu kommt end- 
lich noch, dass die Gemeinschaft der finanziellen Interessen eins der 
stärksten Bindemittel ist, welches die Auflösung bereits bestehender 
Zollverbände verhindert *0. Wir sind also, trotz Kühn e's Widerspruch, 
wohl berechtigt, die Gemeinschaft der Zolleinkünfte und die verhält- 
nissmässigc Theilung derselben unter die verbundenen Staaten als zum 
Wesen eines Zollverbandes gehörig zu betrachten**). 



50) Der Herzog ron AabaU - KoUien sagt in der oben Anm. 6 erwähnten Denk- 
schrift: „Eine Entschädigung*' (der enclaTirlen Staaten durch Preusaen bei de- 
ren Anachluaa an das preussische Zollsystem) „liefe su sehr wider die Rechte 
der Souveränetät, als dass sie von den betreffenden Fflrsten angenom- 
men werden kSnnte^ Später sclieint der Herzog diese Ansicht aufgegeben z« 
haben; denn in dem Vertrage vom 17. Juli 1828, durch welchen Anhalt-R5lben dem 
preussischen Zollsysteme beitrat , nahm er unbedenklich die frilher verschmähte Ent- 
schädigung an, Indem ihm ein verhältnissmässtger Antheil an den gemeinschafilicben 
ZoUeiiikanften zugesichert wurde. 

61X Vergl. unseren ersten Artikel S. 420, bes. Anm. 174 und S. 427. 

62) Der Grundvertrag Ober den Zollverein zwischen Bayern und Vfflrttemberg 
vom 18. Januar 1828 lautet im Art. Yill: „Der Ertrag der gemeinschaftlichen 
Zdlle, welcher sich nach Abzug der Kosten der Erhebung, Aufsicht und 
Verwaltnng sowohl, als der fibrigen dem Vereine zur Last fallenden Ausgaben her- 
auswirft, wird unter die beiden vereinten Staaten nach dem Yerhältniss ihrer respec- 
tiven Bevölkerung vertheill.*« 

Der Zollvereinigungsvertrag vom 22. Närz 1833 bestimmt im Art. 21 : „Die als 
Folge des gegenwärtigen Vertrags eintretende Gemeinschaft der Einnahme der 
contrahirenden Staaten bezieht sich auf den Ertrag der Eingangs- , Ausgangs- und 
Dnrchgangsabgaben.*' In dem Vertrage Ober die Fortdauer des Zoll- und Handels- 
vereins vom 16* Hai 1865 beschränkt derselbe Artikel diese Gemeinschaft auf die 
Eingangs- und Ausgangsabgaben (vergl. Anm. 46). 

Der Grundvertrag des Steuervereins vom 1. Hai 1834 bestimmt im Art. 27: 
„Der <yesammt- Betrag der gemeinschaftlichen Eingangs-, Durchgangs-, Aot- 
Vn. 17 
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Die Art der Vertheüung der gemeinschaftliclien Einkünfte kann 
jedoch verschieden sein. In allen Zollverbänden ist bis jetzt die Ein- 
wohnerzahl als der einfachste und zweckmässi^te Massstab der Ver- 
theilung angenommen worden^'). Es kann aber der Antheil jedes Staa- 



gangs- und Verbrauchs - Abgaben wird, nach Abzug der Kosten für di« Ver- 
waltung, unter den contrahirenden Staaten nach dem Verhältniss der BeTdIkerung 
vertheilt*' Nach dem Vertrage über den Beitritt Oldenburgs zum Steuerverein Tom 
7. Mai 1836 Art. 27 erstreckt sich die Gemeinschaft der £inkünfte ausser den Ein- 
gangs-, Durchgangs- und Ausgangsabgaben nur auf die Fabricationssteuer Tom inlän- 
dischen Branntwein, weil in Oldenburg keine Biersteuer erhoben wurde (vgl. Anm. 30). 
Nicht nur alle einem Zollvereine angehörigen Slaaten, sondern auch diejenigen, 
welche sich dem Zollsysteme eines anderen Staates ganz oder theilweise angeschlossen 
haben, erhalten einen verhSitnissmSssigen Antheil an den gcmeinschafUichen Ein- 
kQnften (vergl. unten Anm. 54). 

In Hinsicht einzelner Zweige der Zolleinnahme hat man zwar Ausnahmen von 
der Regel der Zollgemeinschaft einzuführen versucht, aber ohne Erfolg. In den Ver- 
handlungen Aber den eimbecker Vertrag hatte man sich dabin geeinigt, dass nicht 
nur die einseitige Begulirung der Durchgangsabgaben jedem Conlrahenten Ober- 
lassen werden , sondern dass auch die Erhebung dieser Abgaben in jedem Vereins- 
staate für einseitige Rechnung desselben erfolgen sollte (s. den ersten Artikel S. 363). 
In dem Entwürfe eines Zolltarifs, welcher auf der zweiten wiener ZoUconferenz 
im Jahre 1852 für den zwischen Oesterreich und den darmstädter Coalirten projee- 
lirten Zollverein beralhen wurde (vergl. unseren ersten Artikel S. 427), war be- 
stimmt, dass die Ausfuhrzolle für rohe Seide und ungesponnene Seidenabfäüe auf 
ausschliessliche Rechnung Oesterreichs , Parma's und Modena's erhoben werden soll- 
ten. Vergl. Oesterreichische Revue 1864 Bd. II S. 62. 

53) Vergl. den in der Anm. 52 angeführten Artikel VIII des Grundvertrags über 
den Zollverein zwischen Bayern und Württemberg. Nach demselben sollte „der Stand 
üer Bevölkerung der vereinten Staaten alle drei Jahre durch genaue Volkszahlungen 
«usgemiltelt, und jeder Zeit der wirkliche Stand vom i. Oc tober des betreffenden 
Jahres angenommen werden.^* 

Im deutschen ZoUveieine wird der Ertrag der in die Gemeinschaft fallenden Ab- 
gaben unter den vereinten Staaten nach dem Verhältnisse der Bevölkerung, mit wel- 
cher sie im Vereine sich befinden, vertheiit. Zu diesem Zwecke wird der Stand der 
Bevölkerung in den einzelnen Vereinsstaaten alle drei Jahre ausgemittelt, und die 
Nachweisung derselben von den Vereinsgliedern einander gegenseitig mitgetiteilf. 
Vergl. Art. 22 des Zollvereinigungs- Vertrags vom 22. JMärz 1833. Diese Bestimmung 
ist in alle späteren Verträge über die Fortdauer und Erweiterung des Zoll- und 
Pandelsvercins unverändert übergegangen. Die vereinbarten Grundsätze über die 
Bevölkerungsaufnahme in den Zollvereinsstaatrn finden sich bei Ho uth- Weber 
«. a. 0. Anbang 8 S. 307 ff. 

Im Steuervereine wurde durch den Grundvertrag vom 1. Mai 1834 Art. 27 be- 
stimmt, dass zum Zweck der Vertheilung der gemeinschaftlichen Einkünfte die Bevöl- 
kerung alle drei Jahre nach gleichmässigen Grundsätzen aasgemittelt und der wirk- 
liche Stand derselben am 31. December, dagegen nach Art. 27 des Vertrags über 
den Beitritt Oldenburgs zum Steuerverein vom 7. Mai 1836 am i. Juli dea betref- 
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tes entweder alljährlich nach der EiDwohnerzahl, welche die letzte 
Volkszählung ergab, berechnet, oder mit Bücksicht auf die durch- 
schnittliche Einwohnerzahl und Eopfquote mehrerer Jahre eine Aversio- 
nalsumme von Zeit zu Zeit vereinbart werden. Die letztere Einrich- 
tung kommt am häufigsten bei ZoUanschlOssen vor, indem der ange- 
schlossene Staat ein auf die angegebene Weise bestimmtes Aversum 
erhält**). 

fanden Jahres für die näcbstfolgenden drei Jahre der Yertheilong zam Grunde gelegt 
werden sollte. 

Auf dem darmstadter Handelscongresse beantragte Baden einen anderen Massstab 
für die Yertheilung der gemeinschafllicfaen EinkOnfle, nämlich eine Combination der 
Einwohnerzahl und der Grenzlänge jedes Yereinsstaates gegen das Ausland, aber ohne 
Erfolg. Yergl. Neben ius, Denkschrift fflr den Beitritt Badens zu dem ZollTerein. 
Karlsruhe 1833. S. 9 ff. 

Robert von Hohl betrachtet in der ersten Auflage seiner Polizeiwissenscbaft 
Bd. II S. 341 Anm. 5 als nothwendige Folge eines ZoUrerbandes die Yertheilung der 
gemeinschaftlichen Einnahmen unter die Terbundenen Staaten nach einem gewis- 
sen Yerhältnisse, dagegen fordert er in der dritten Auflage Bd. II S.402 die Yer- 
theilung nach einem gerechten Massstabe, im Zweifel nach der Kopfzahl. 
Da er einen gerechteren Massstab als die Kopfzahl gefunden zu haben und wenig- 
stens in manchen Fällen fQr anwendbar zu halten scheint, so ist es nur zu bedauern^ 
dass er denselben nicht näher bezeichnet hat. 

Eine ähnliche Ansicht wird in dem Artikel „ZoUyereinsfragen^ (Wochenblatt des 
Mationaivereins Nr. 69, den 13. September 1866) geäussert. Dort heisst es S. 512: 
„Yielleicht gelingt es den gewissenhaften preussischen Finanzmännem, einen anderen 
gerechteren und einleuchtenderen Massstab (fQr die Yertheilung der gemein- 
schaftlichen Einkönfte im deutschen Zollvereine) aufzustellen, als die Seelenzahl; im 
Nothfall aber giebt diese für ein so wenig auf die Ewigkeit berechnetes Yerhältniss 
immer den nöthigen Anhalt/* Nach den bisherigen Erfahrungen bezweifeln wir, dafts 
die preussischen Finanzmänner diesen gewünschten Yersuch machen werden, imd noch 
mehr, dass er gelingen werde. 

54) Der Yertrag zwischen Preussen und Schwarzburg-Sondershausen vom 25. Octo- 
ber 1819 bestimmt im ersten Artikel: „Der Betrsg des aus den KSnIglicJi Preussi- 
schen Kassen nach gegenwärtigem Yertrage an Seine Durchlaucht den Fürsten zu 
Schwarzburg-Sondershausen zu überweisenden Einkommens soll von drei zu drei 
Jahren in gemeinsamer Uebereinkunft festgesetzt werden.** 

„Zur Grundlage dieser Uebereinkunft soll der Jedesmalige letztdreijälirige Ertrag 
dos Einkommens an Yerbrauchssteuern bei den K9niglichen Zoll- und Steuerämtem 
in den sieben dstltcben ProTinzen des Preussischen Staats dergestalt dienen, dass der 
Antheil Seiner Durchlaucht des Fürsten zu Schwarzburg- Sondershausen davon, nach 
dem Yerhältniss der Bevölkerung der gedachten sieben Preussischen Provinzen zu 
der Bevölkerung des eingeschlossenen Theils der fürstlichen souverainen Besitzungen 
berechnet wird.** 

In den Yertrigen, durch welch« der Anschluss der Enclaven an das preussischc 
Zollsystem seit der Gründung des deutschen Zollvereins erneuert wurde, heisst es 
gleichlautend: „Das fflr die im preussischen Gebiete eingeschlossenen souverainen 

!?♦ 
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Was die Erhebungs* und Verwaltungskosten betrifft, so wird ein 
Theil derselben von jedem einzelnen Staate, ein anderer Theil von der 
Gesammtheit der verbundenen Staaten getragen**). Die Vereinbarun- 



.... BesitzQDgen den Kasseii der betreffeaden Regieranf en in Beiiehang «uf die Zoll- 
gefalle zu gewihrende jährliche Einliommen boU vom 1. Janaar 1834 ab nach Maaa- 
gäbe des Reioertragee , welcher in dem Gebiete des Gesammt-ZoIWereins aufkommeB 
wird, anderweit regulirt, und der Betrag desselben auch fortan wie bisher auf eine 
bestimmte Summe von drei zu drei Jahren verabredet werden, welche Summe in 
gleichen Tiertheilen in den Monaten März, Juni, September und December zur Ter- 
fflgung der betreffenden Regierung bei einer bestimmten königlichen Kasse bereit 
stehen wird. Zur Feststellung dieser Summe wird die betreffende Regierung eine 
Uebersicht der neuesten Bevölkerung ihrer oben erwähnten Besitzungen mittheilent 
und hiermit von drei zu drei Jahren in denselben Terminen, in welchen die Auf- 
nahme der Bevölkerung in dem preussischen Staate erfolgt, fortfahren." Ueber das 
mit der freien Stadt Frankfurt vereinbarte Aversum vergl. unten Anm. 57. 

55) Der Grundvertrag Ober den Zollverein zwischen Bayern und Württemberg 
bestimmt im Art. XVII: „Sfimmtliche Kosten der Ober-Zoll- Administrationen werden 
von den betreffenden Staats -Regierungen getragen. Ebenso fallen die Pensionen, 
Ruheslands -Gehalter und Alimentations - Bezflge der Beamten, Diener und ihrer 
Relikten, die Beamten und Diener mögen nun bei den Ober -Zoll -Administrationen 
und der Central- Controle- Anstalt, oder bei den Erliebungs- und Aufsiehts-Behörden 
angestellt seyn, auaschliessend jenen Staats -Regierungen zur Last, von welchen 
diese Beamte und Diener ernannt worden sind. Dagegen werden alle Kosten der 
Central-Controle- Anstalt, der Süssem Zoll-Erhebungs- und Aufsichls-S teilen, so wie 
alle übrigen nicht ausdrücklich ausgenommenen Verwaltungs-Kosten aus den Vereins- 
Zöllen oder auf Rechnung des Vereins bestritten." 

Der Zollvereinigungsvertrag vom 22. März 1833 bestimmt im Art. 30: „In Hin- 
sicht der Erhebungs- und Verwaltungskosten kommen folgende Grundsätze in An- 
wendung : 

„1) Man wird keine Gemeinschaft dabei eintreten lassen, vielmehr übernimmt 
Jede Regierung alle in ihrem Gebiete vorkommenden Erhebungs- und Verwaltungs- 
kosten, es mögen diese durch die Einrichtung und Unterhaltung der Haupt- und 
NebenzoUSmter, der inneren Steuerämter, Hallämter und Packhöfe und der Zoll- 
Directionen, oder durch den Unterhalt des dabei angestellten Fersonitls und durch 
die dem letzteren tu bewilligenden Pensionen, oder endlich aus irgend einem anderen 
Bedürfnisse der Zollverwallung entstehen.^' 

„2) HinslchUich desjenigen Theils des Bedarfa aber, welcher an den gegen das 
Ausland gelegenen Grenzen und innerhalb des dazu gehörigen Grenzbezirks für die 
Zoll-Erhebungs- und Aufsichts- oder Centroibehörden und Zoll- Schutz wadien er- 
forderlich ist, wird man sich ül»er Pauschsummen vereinigen, welche jeder der 
eonlrahirenden Staaten von der jährlich aufkommenden und der Gemeinschaft. •« 
berechnenden Brutto -Einnahme an Zollgefällen in Abzug bringen kann." (Die ver- 
einbarten Grundsätze über die Feststellung der Pauscbsummen und über die Ver- 
wendung derselben hat Hon th-¥r eher a. a. 0. im Anhange 10 und 11 S. 348 ff. 
pnd S. 354 ff. angegeben.) 
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gen darftber können, wie die in der Anmerkung 55 angeführten Be- 
Btimmungen der betreffenden Verträge beweisen, verschieden sein, allein 



„3) Bei dieser Ausmiltelung des Bedarfs soll da, wo die PerGeption privativer 
Abgaben mit der Zollerhebung verbunden ist, von den Gehalten und AntsbedQrfnissen 
der Zollbeamlen nur derjenige Theil in Anrechnung Icemmen, welcher dem Yer- 
liiltnisse ihrer Geschäfte für den Zolldienst zu ihren Amtsgetcbillen überhaupt 
entspricht/' 

„4) Man wird sich übrr allgemeine Normen vereinigen, um die Besoldungs- 
VerhSItnisse der Beamten bei den Zotl-Erhebungs- und Aufsiditsbehdrdcn, ingleichen 
bei den ZoU-Directlonen in mdglichste Ueberehistimmung zu bringen.^* 

Diese Beslimmungen sind in die VertrSge ttbec die Fortdauer des Zoll- und 
Uandelsvereins vom 4. April 1853 und Tom 16. Mai 1865 Obergegangen. 

Einige weitere Tereinbarungen , die frfiher theilt in Separat -Artikeln, tlieils in 
den Schlussprotokollen enthalten waren (vergl. Houth-Weber a. a. 0. S 13dif.)i 
sind im Artikel 30 des offenen Vertrags Qber die Fortdauer des Zoll- und Handels- 
vereins vom 16. Mai 1865 aufgenommen worden. Sie lauten: 

„Die kontrahirenden Staaten machen sich verbindlich, fOr die Dicn^ttreue der 
bei der Zollverwaltung von ihnen angestellten Beamten und Diener und för die 
Siclierheit der Kassenlokale und Geldtransporte in der Art su haften, dass Ausfälle, 
welche an den Zoll -Einnahmen durch Dienst - Untreue eines Angestellten erfolgen, 
oder aus der Entwendung bereits eingezahlter Gelder entstehen, von derjenigen 
Regierung, welche den Beamten angestellt liat, oder welche die entwendeten Be- 
slinde erhoben hatte, ganz allein zu vertreten sind und bei der RevenQenlheilung 
dem betreffenden Staate zur Last fallen.'* 

„In Betracht, dass die Kosten fflr die inneren Sleuerämter oder Hallämter oder 
Packhöfe einem jeden der kontrahirenden Staaten zur Last fallen, bleibt es jedem 
derselben überlassen, solche Aemler innerhalb seines Gebietes in belitbiger Zahl zu 
errichten, so dass in Beziehung auf deren Kompetenz und Personal-Bestellung keine 
anderen als diejenigen Beschränkungen eintreten, welche aus der Yerelns-Zollordnung 
und den bestehenden Instruktionen und Verabredungen hervorgehen/* 

„Der gesanunte amtliche Schriftwechsel in den gemeinschafilichen Zellangelegen- 
heiten zwischen den Belidrden und Beamten der Yereinsstaatcn im ganzen Umfange 
des Zollvereines soll auf den Brief- und Fahr-Poslen portofrei befördert werden und 
es ist zur Begr&ndung dieser Portofreihett die Korrespondenz der gedachten Art 
mit der äusseren Bezeichnung „Zollvereinssache** zu versehen.** 

Der Gnindvertrag des Steuervereins vom 1. Mai 1834 enthält folgende Be- 
stimmungen : 

„Art. 20. Alle Administrations- Kosten werden durch Verabredungen beider 
Staaten bestimmt und von dem Brutto - Ertrage der gemeinschaftlichen Abgaben be- 
stritten werden.** 

„Ausgenommen hieven sind folgende, Ton den einseitigen Staats - Cassen zu 
tragende, zu einer Anrechnung nicht geeignete Ausgaben, als: 

a) diejenigen, welche durch die Leitung der gemeinschaftlichen Steoer- Angelegen- 
heiten bei der Central -Steuer -Verwaltung und bei der höchsten Behörde jedes 
Staats', und 

b) die , welche durch die etwaige , nach den Local - Verhältnissen nicht zu um- 
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aus ci«m Wesen eines ZoUverbandes ergiebt sich, dass die Kosten der 
Erhebung und Verwaltung an den gemeinschaftlichen Zollgrenzen, na- 
mentlich die Bewachungskosten, von sämmtlichen verbundenen Staaten 
getragen werden müssen ; denn sonst würden die zollverbündeten Staaten 
mit ausgedehnten Zollgrenzen gegen andere, die nur kurze oder gar 
keine Zollgrenzen zu bewachen haben, in grossem Nachtheile sein. 

Bei der Vertheilung der gemeinschaftlichen Einkünfte kann ent- 
weder der Rohertrag oder der Reinertrag derselben zu Grunde gelegt 
werden. Unter Reinertrag wird jedoch nicht diejenige Summe ver- 
standen, welche nach Abzug aller, sondern nur nach Abzug derjenigen 
Erhebungs- und Yerwaltungskosten übrig bleibt, die gemeinschaftlich 
zu tragen sind*^). 



gehende Erbauung und die bauliche Unterhaltung von Amttlocalen , und zwar 
innerhalb des eigenen Gebiets, 
verursacht werden." 

„Art. 21. Besoldungen, Diäten, Reisekosten und Entschfidtgungen an die im 
Dienste befindlichen Beamten werden durch die Cassen desjenigen Staats, der die 
Anstellung verfugt hat, ausbezahlt." 

„Auch die sonstigen Verwaltungs-Ausgaben erfolgen durch die Cassen des Staats, 
in dessen Verwaltungs- Bezirke sie verwendet sind.'^ 

„Dagegen werden Unterstützungen und Gratificationen an im Dienste stehende 
Beamte, so wie Wartegelder, Pensionen und Unterstützungen an nicht mehr fungirende 
Beamte, oder an deren Angehdrige, für gemeinschaftliche Rechnung nicht geleisteL 
Derartige Ausgaben fallen vielmelir demjenigen Staate, welcher die Beamten angestellt 
hat, ausschliesslich zur Last.'* 

Diese beiden Artikel sind unverändert in den Vertrag über den Beitritt Olden- 
burgs zum Steuervereine vom 7. Mai 1836 übergegangen. 

66) Der Reinertrag in diesem Sinne wurde sowohl im bayerisch-würtfem- 
bergischen Zollvereine als im Stenervereine der Vertheilung der gern einschaf fliehen 
Einkünfte zu Grunde gelegt. (Vergl. die in der Anm. 62 angeführten Artikel der 
betrelTenden Verträge.) 

Dagegen hat in dieser Beziehung im deutschen Zollvereine ein 'merkwürdiger 
Wechsel stattgefunden. Von der Gründung desselben bis zu Ende des Jahres 1863 
galt der Grundsatz, dass die Vertheilung des nach Abzug der gemeinschaftlichen 
Terwallungskoslen sich ergebenden Reinertrags nach dem Verhältniss der Be- 
völkerung der Vereinsstaaten erfolgen soHte. Der ZoHvereinigangs - Vertrag vom 
22. März 1833 bestimmt Im Artikel 22: „Der Ertrag der in die Gemeinschaft fallenden 
Abgaben wird nach Abzug: 1) der Kosten, wovon weiter unten im Art. 30 
die Rede ist (vergl. Anm. 66); 2) der Rückerstattungen für unrichtige Erhebungen; 
3) der auf den Grund besonderer gemeinschaftlicher Verabredungen erfolgten Steu^- 
Vergütungen und Ermüssigungeu unter den vereinten Staaten nach dem Verbältnisse 
der Bev6ikerung, mit welcher sie im Vereine sich befinden, verUieUt." Dagegen 
wurde in dem Vertrage über die Fortdauer und Erweiterung des ZoH- und Handels- 
vereint vom 4. April 1863 der Grundsatz der Vertheilung des Brutto-Ertrages 
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Nicht immer hat eine gleichmSssige Vertheilung der gemeinschaft- 
lichen Einkünfte stattgefunden, sondern es sind in mehreren Fällen 
und aus verschiedenen Gründien einzelnen der verbundenen Staaten 
Vorzugsantheile (Präcipua) zugestanden worden ^^). 



angenommen. Der Artikel 22 diests Vertrages lautet: „Sowohl bei den Eingangs- 
Abgaben, als auch bei den Ausgangs- und Durchgangs- Abgaben wird der nach Abzug 

a) der Ruckerstaltungen fQr unrichtige Erhebungen, 

b) der auf den Grund besonderer ' gemeinschaftlicher Verabredungen erfolgten 
Steuerrergatungen und Ermässigungen 

verbleibende Brutto-Ertrag der Vertheilung zu Grunde gelegt.^« Vergl. 
die Erläuterungen dieses Artikels bei Houth- Weber a. a. 0. S. 112 ff. Diese 
Aenderung in der Vertheilung der gemeinschaftlichen EinkAnfle hing mit dem Präcipaum 
zusammen, welches im Art. 11 des Vertrags fiber die Vereinigung des Slouervereins 
mit dem Zollvereine vom 7. September 1851 HannOTer von Preussen zugestanden 
worden war. (Vergl. unten Anm. 67.) Da dieses Präcipuum zufolge des Vertrages 
aber die Fortdauer des Zoll- und Handeisvereins vom 16. Mai 1865 Art. 22 hinweg- 
gefallen ist, so wurde der ursprüngliche Grundsatz der Vertheilung des Rein- 
ertrages wieder angenommen. Demgemäss bestimmt der gedachte Artikel: 
„Der Ertrag der Eingangs- und Ausgangs -Abgaben wird nach Abzug: 

a) der Kosten, welche an den gegen das Ausland gelegenen Grenzen und in dem 
Grenzbezirke für den Schutz und die Erhebung der Zölle erforderlich sind, 

b) der Räckerslattungen (u. s. w. wie im Vertrage vom 22. März 1833) zwischen 
sämmllichen Vereinsgliedern nach dem Verhältniss der Bevölkerung, mit welcher 
sie in dem Gesammtvereine sich befinden, vertheilt." 

57) Im deutschen Zollvereine wurden einzelnen Vereinsstaaten Präcipua ver- 
schiedener Art zugestanden, die aber in der neuesten Zeit grössten Theils hinweg- 
gefallen sind. 

Der Vertrag vom 2. Januar 1836, durch welchen Frankfurt dem Zollvereine bei- 
trat, b||timmt im Artikel 18: „Unter Berücksichtigung der hinsichtlich des Ver- 
brauchs an Waaren, welche den Vereinsabgaben unterliegen, bei der freien Stadt 
Frankfurt eintretenden ganz besonderen Verhältnisse werden sich die conirahirenden 
Vereinsstaaten mit derselben über ein jährliches Aversum mittelst besonderen Ab- 
kommens vereinigen.** Das in dem Separat - Artikel 8 zu dem gedachten Vertrage 
enthaltene Abkommen lautet: „Das der freien Sladt Frankfurt zu zahlende jährliche 
Aversum wird für die Dauer des Vertrags zu dem Satze von 4V( Fl. Rhein, für den 
Kopf der städtischen Bevölkernng und von 1 Fl. Rhein, für den Kopf der Be* 
völkerung des ländlichen Gebietes der freien Stadt ^festgestellt.** Die weiteren Ver- 
abvedungen und resp. Streitigkeiten fiber die Berechnung dieses Aversum erwähnt 
Houth-Weber a. a. 0. S. 124 f. in der Anm. 

Das Frankfurt zugestandene Präcipuum ist das einzige, welches gegenwärtig im 
deutschen Zollvereine noch besteht. Der Vertrag über die Fortdauer des Zoll- und 
Handelsvereins vom 16. Mai 1865 bestimmt im letzten Satze des Artikels 22 : „Unier 
Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse, veldie hinsichtlich des Verbrauchet 
an soUpfliditigen Waaren bei der freien Stadt Frankfurt obwalten, bewendet es 
wegen des Antheils derselben an den gemeinscbaf Hieben Einnahmen bei den deshalb 
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Zuweilen wurde, auch ohne Vereinbarung über ein Aversam, ein- 



im Separat-Arlikel 8 des Vertrages todi 2. Januar 1836 gelroffeoen Verabredongea.** 
Nachdem jedoch die freie Stadt Frankfurt dem preiiaeigchen Staate einrerleibt worden 
ist, wird aucli dieses Präcipuum wahrscheinlich bald hinwegfallen. « 

Seit dem Jahre 1842 wurde Preussen ein Präcipuum hinsichüieb der Ausgan gt- 
und Durchgangs- Abgaben angestanden. Zufolge des Vertrags Ober die Forl- 
dauer des Zoll- und Hsndelsrereins Tom 8. Uai 1841 Art. 7 Ziffer 2 terfiel der ZoU- 
Terein, was die Vertbeiliing der erwihnten Abgaben betraf, in einen dstlichen und 
westlichen Verband. Der erstere unfasste die 58tlichen Provinzen des Kftnigreichs 
Freussen (äUo mit Ausnahme der ProTini Westpbalen und der Rheinproyina) , das 
Königreich Saclifien, den thäringischen Zoll- und Handelsverein und seit dem Bei- 
tritt des Herzoglhums Braunschweig den grössten Theil desselben, der letxtere alle 
übrigen Vereinitlander. So weit die Ausgangs- und Durchgangs - Abgaben bei den 
Hebestellen in dem dstlichen Verbände eingingen, sollten sie swischen den betreffenden 
Staaten nach einem von ihnen zu verabredenden Theilnngsfnsse vertheilt werden. 
Die besondere Uebereinkunft unter denselben enthielt folgende Bestimmung: „Da die 
Wasserzolle und Schi ff fahrte -Abgaben nach den Zollvereinigungs- Verträgen 
von der Gemeinschaft ausgeschlossen, gedachte Abgaben aber, was die Oder, Weichsei 
und Memel, sowie deren Nebenflüsse, betrilfl, bei den ikber die Ostgrente des 
Preussischen Staates auFgeföiirten, und umgekehrt bei den fiber die Grenze ein- 
geführten und aus den Ostseehäfen ausgehenden Waaren unter den allgemeinen 
Transit- Ab gaben mitbegriffen sind, so wird die Königlich Prenssischo 
Regierung, als ein Aequivalent für jene Wasserzdlle, von dem zur 
Thcilung zu stellenden Gesammierlrage der bei Ihren Hebestellen eingehenden Durch- 
gangs-Abgaben (die gedachten Wasserzdlle einschliesslich) die Hälfte, jedoch höchstens 
die Summe von 300,000 Thaler ziirQckbehalten.'< 

Aus dem Wortlaut dieser Uebereinkunft ergiebt sich, dass Seelig im Inihum 
ist, wenn er a. a. 0. S. 92 sagt: „Dieses Präcipuum sollte eine Entschädigung bilden 
für den Verlust der früher von Preussen bezogenen bedeutenden 
Einnahme aus den Wasserz511en auf der Oder, Weichsel und Memel, n^el che 
mit der Bildung des Zollvereins hinwegfielen.*' Vergl. Houth-Weber 
a. a. 0. S.82. Dieterici, Statistische Uebersicht. Zweite Fortsetzung S. 2ff. 

Die in dem westlichen Verbände erhobenen Aus- und Durchgangs - Abgaben 
sollten nach der Bevdlkerung dieser Vereinslande unter die betreffenden Staaten 
vertheilt werden. 

Nach der Erweiterung des Zollvereins durch den Beitritt des Steuervereins 
wurde die Scheidung der Zollvereinsländer in einen dstlichen und westlichen Verband 
beibehalten. (Vergl. den Vertrag über die Fortdauer und Erweiterung des Zoll- und 
Handelsvereins vom 4. April 1853 Art. 22 Ziffer 2.) Eine an demselben Tage ab- 
geschlossene besondere Uebereinkunft unter den zum Sstllchen Verbände gehörigen 
Staaten sicherte Preussen aufs Neue das oben erwähnte Präcipuum. Die Staaten 
des Steuervereins gehörten zum westlichen Verbände, aber sie erhielten bei der 
Vertheilung der Ausgangs- und Durchgangs- Abgaben dasselbe Prä- 
cipuum, welches ihnen hinsichtlich der Eingangsabgaben und der Rübensteuer zu- 
geatanden wurde. Wir werden sogleich auf daaselbe zurückkommen. Da seit 1. März 
1861 im deuUchen Zollvereine alle Durchgangsabgabon aufgehoben sind und zufolge 
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seinen Staaten ein Minimnm der jihrlidien Einkflnfte garantirt, und 

dag preussifch - französischen Handalsrertrag« seit dem I.Juli 1886 nur noch sehr 
«ranige Auafangsabgaben erhoben werdon (Torgl. Anm.46), so haben die erwihnten 
Pricipaa hinsichtlich der Tertlieiinng beider Arten Ton Abgaben Ihre Bedeutung Ter- 
lertn. Der Vertrag Ober die Fortdauer des Zoll - und Handelsverelns Tom 16. Hai 
1866 enlhilt daher im lettten Sali des Artikels 40 die Bestimmung : „Tom 1. Januar 
1866 ab tritt die Uebereinkunft zwischen Preuaaen, Sachsen, den zum Tbaringischen 
Zoll- und HandelsTorein gehörigen Staaten und Braunachweig, betreffend die Tbeiiuug 
der gemeinschaftlichen Ausgangs - und Durchgangs - Abgaben , vom 4. April 1859, 
autaer Wirksamkeit.*^ 

Weit wichtiger als alle bisher erwähnten Pridpua war dasjenige, welches Han- 
nofor und Oldenburg bei ihrem Eintritt in den deutschen Zollverein zugestanden 
wurde. (Vergl. unseren ersten Artikel S. 401 und 423«) Der swischen Preussen 
und Hannover abgeschlossene Vertrag über die Vereinigung des SIeuervereina mit 
dem Zollvereine vom ?• September 1851 lautet im Artikel 11 : 

,,Zur Auagleichong des bedeutend stärkeren Verbrauchs hochbesteuerter Gegen* 
stände, welcher in Hannover Slatt gefunden hat und voraussichtlich auch ferner 
Statt finden wird, so wie dea höheren Einkommens, welclies Hannover aus den 
Ein-, Aus- und Durchgangs -Abgaben bisher bezogen hat und beim einseitigen Vor- 
achreiten zu den Tarifsitzen des Zollvereins noch wesentlich würde steigern können, 
ist Folgendes verabredet worden : 

„Nachdem der Ertrag der Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs -Abgaben und 
der Steuer vom inlandischen Rübenzucker, nach Abzug 

1) der RQckerstaltungen für unrichtige Erhebungen, 

2) der auf Gruud besonderer gemeinschaftlicher Verabredungen erfolgten Steuer- 
ErmSssigungen und Vergütungen 

festgestellt und der auf Hannover im Verhältniss seiner, dem Vereine angehörenden 
Bevölkerung zur Oesammtbevölkerung des Vereins, beziehungsweise besondern Ver- 
bandes (Art. 12) fallende Antbeil an jenem Ertrage ermittelt sein wird, soll dieser 
Antheil um drei Viertheile, jedoch was die Antheile an der Eingangs- Abgsbe nebat 
Rübenzuckersteuer betrifft, um höchstens 20 Siibergroschen in Einem Jahre für jeden 
Einwohner vermehrt und die dadurch sich ergebende Geldsumme für H'-nnover vor- 
abgenommen werden und dessen Antbeil an den in die Gemeinschaft fallenden Ab- 
gaben bilden.«« 

„In gleicher Weise wird bei Vertheilung der gemeinschaftlichen Uebergangs- 
Abgaben verfahren werden (Art. 2)>« 

„Der von Hannover zu tragende Antheil an den gemeinschaftlichen Verwallungs- 
kotten wird nach Massgabe des Verhältnisses berechnet werden, in welchem die ein- 
fache Kopfzahl Hannovers u der Gesammtbevölkerung im Vereine steht." Zur Er- 
läuterung vergl. Hont h- Weber a. a. 0. S.122 Anm.* und S. 126 Anm. ^ Diese 
Be»timmuttgen des September- Vertrages wurden in Artikel 22 des Vertrages über 
die Fortdauer und Erweiterung des Zoll- und Handelavereins vom 4. April 1853 
anfgenommen. Hannover, Oldenburg und das dem Zollsystem des ersteren an- 
geschlosaeno Schaumburg- Lippe haben das bedeutende Präcipuum während der Ver- 
tragtperiode vom 1. Januar 1864 bis 31. December 1865 genossen , doch nach Ablauf 
derselben ist ihnen daaaelba nicht wieder zugestanden, sondern nur ein Minimum 
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zwar entweder in rander Summe oder mit Rttcksicht auf die zu vor- 
theilende Kopfquote ••). 



der Bfnkftnfte aus dtn EiiigaiigBd»ir>b6n garanllrl worden. Terfl. Abah. 68 «nd Aber 
die Grfiode, welche znr AufkebuBg des Prieipmiiiis besUnmteii , von Thiela«' 
«. a. 0. Heftl S.19f. 

68) So wurde i. B. in dem Vertrage vom 24. Jnli 1824, durch welchen alch 
Hohenzol lern - Hechingen und Sigmaringen dem wQrUembergischen Zollsysteme an- 
schlössen, zwar die Berölkerung als Uaassstab fdr die Teribcilung dea Reineiiragen 
der Z511e festgesetst, allein Württemberg garantirte Sigmaringen eine jfihrUche Ein- 
nahme voh 20,000 Gulden und Hechingen von 12,300 Gulden. Aehnliche Garantieen 
eines Minimums der Einkaufte enthalten die Vertrage, durch welche sich im Jahre 
1862 Liechtenstein, Parma und Hodena dem dsterreichischen Zollsjrateme anscUosMB. 
Vergl. ▼. Csörnig a. a. 0. S. 160 und 161. 

Bis auf die neueste Zeit war im deutschen Zollvereine keinem Vereinastaale em 
Minimum der Einkünfte garantirt worden. Dies geschah tuerst durch den Vertrag 
über die Fortdauer des Zoll- und Handelsvereins vom 16. Mail8<>6, der im Art. 22 
folgende Bestimmung enthält: „Der dem Königreiche Hannover und dem Herzog- 
tbume Oldenburg hiernach zustehende Antheil (an dem Reinerträge der Eingangs* 
und AusgangS'Abgaben) wird , wenn er hinter dem Betrage von 21^/^ Gr. — 1 Fl. 
36V« X^* — Auf ^^^ K<>P' ^^^9 ^^^ Vereine angehörenden Bevölkerung des König- 
reichs Hannover und des Herzogtbumes Oldenburg zurückbleibt, aus dem Anihelie der 
anderen contrshirenden Staaten bis auf den Betrag von 27 Vi Gr. — 1 Fl. 36V« Xr. — 
ergänzt.^* Dieses garantirte Minimum eines Antheils an der gemeinschaftlichen Ein- 
nahme aus Zöllen wurde den beiden genannten Yereinsstaalen als eine Entschädigung 
für des von ihnen aufgegebene, weit bedeutendere Pracipuum zuge«tanden. (Vergl. 
Anm. 57 ) 

Die üebernahme einer solchen Garantie von Seite Oeslerreichs denjenigen Zoll- 
vereinssiaaten gegenüber, welche geneigt waren, mit Oesterreich in einen Zollver- 
band zu treten, bildete einen wichtigen Gegenstand der Verhandlongen auf den 
beiden wiener ZoU-Conferenzen zu Anfang und gegen Ende des Jahres 1862. (Vergl. 
den ersten Artikel S. 420, 427.) Da der genaue Inhalt des betfiglichen geheimen 
Artikels unseres V^issens bis jetzt nicht allgemeiner bekannt geworden ist, so möchte 
eine Mittheilung darüber von Interesse sein. Sie findet sich in der Abhandlung: 
„Die Verhandlungen über ein österreichisch -deutsches ZoUbündniss 1849 bis 1864. 
Von Dr. Karl Freiberrn von Hock. Oesterreichische Revue« Jahrg. 1864. 
Bd. II S. 63 : „Im ersten Entwürfe war fesigesetzt gewesen , dass die zur Theiluog 
kommende Reineinnahme nach dem Verlialtniss getheilt werden solle, welches sich 
ergäbe, wenn man die Bevölkerung Oeslerreichs (mit Modena, Parma, Liechtenalein). 
mit zwei, und jene der anderen Staaten des neuen Zollbundes mit drei mulUpUcicte ; 
im zweiten Entwürfe wurden diese Zahlen zu Gunsten der bisherigen Zollvereins- 
staaten in drei und fünf geSndert. Nach der ersten Annahme hatten sich die Ein- 
nahmen zwischen den zwei Zollgruppen ungefähr im Verhältniss von 37V9 X ^ 
: 12ys ^ 3 oder wie 10 : 6 vertheilt, nach der zweiten wie 37V> X 3 : 12Vi X 6 
oder wie 9 : 6.'' 

„Im zwei ten Entwürfe wurde auch niher bestimmt und zweifelloser festgestellt, 
was Oesterreich schon im ersten Entwürfe zugesagt hatte: die Garantie für die 
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Alle diese einzelnen Bestimmiingen über die Yertheilang der ge- 
meinschaftlichen Einkünfte fallen der freien Vereinbarung nach Zweck- 



bisheri^e Zolleinnahme der ZollTereibselaeten. Falls in einem Jahre 
der für sie entfallende ReTennenantheü nicht eine Quote von 1 Onlden C.-M. ffir 
den Kopf der Jeweiligen BeTöHcernng erreichte, hätte Oesterreich denselben hia auf 
diesen Betrag zu ergänzen « und dieser Verpflichtung sollte Oesterreich selbst dann 
nicht enthoben sein , wenn in einem Jahre ausserordentliche Ereignisse auf die Con- 
snmtion oder den Zollertrag dieser Staaten einen umfassenden und tief greifenden. 
Binflüss geäussert hätten, nur dass in einem solchen Falle die Ergänsung nicht den 
Durchschnitt der Ergänzungen der drei rorausgegangenen Jahre (im dritten oder 
zweiten Jahre der Einigung der zwei oder des einen ▼orausgegangenen Jahres) zu 
überachreiten hätte.'' 

Wir beklagen aufrichtig, dass die erwähnte Abhandlung des Freiherm ▼• Hock» 
die In der Oesterreichischen Reyue, Jahrg. 1664, Bd. I S. 43 IT., Bd. II S. 49 ff., 
Bd. III S.39ff. abgedruckt ist, noch nicht erschienen war, als unser erster Artikel 
geschrieben wurde; denn sie liefert einen wichtigen Beitra'g zur Geschichte der er- 
strebten Zoll - und Handelseinigung unter den deutschen Staaten. .Wir hätten sehr 
gewünscht, dass der Verfasser auch die Politik Oesterreichs gegenOber dem Zoll« 
▼ereine tor dem Jahre 1849, in welcher so Vieles noch dunkel ist, dargestellt 
hätte, da ihm in seiner amilichen Stellung die Quellen wohl vollständig zu Gebote 
standen. Zu unserem Bedauern muss er triftige Gründe gehabt haben, darüber zu 
schweigen. Wir erhalten jedoch, wie es Ton dem berühmten Verfasser nicht andere 
zu erwarten war, neue Aufschlüsse über die Motive der österreichischen HandeU- 
Politik in dem Zeiträume von 1849 bis 1864, namentlich über den Gang der Ver- 
handlungen auf den beiden wiener Zoll - Conferenzen in den Jahren 1852 und 1853. 
Eine unparteiische Darstellung darf man jedoch nicht erwarten. Der Verfasser 
steht auf dem Standpunkte des einseitigen österreichischen Interesse und wird daher 
nicht nur gegen Preussen, sondern selbst gegen Oesterreicbs beste Freunde unter 
den ZolUereinsstaaten , nämlich die darmslädler Coalirten, oft ungerecht, lieber 
Oesterreichs Politik dem Zollvereine gegenüber ist aus den Mittheilungen des Frei- 
herrn y. Hock manche Belehrung zu schöpfen, welche die Regierungen mehrerer 
Zollvereinsstaaten während der durch den preussisch- französischen Handelsvertrag 
herbeigeführten Rrisis nicht genug beachtet haben. Das näher nachzuweisen, müssen 
wir uns für eine andere Gelegenheit verbehalten , da es hier zu viel Raum in An- 
spruch nehmen würde. 

Beiläufig wollen wir noch bemerken, dass die Schrift: „Oesterreichs Handels* 
politik in der Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft. Von Dr. Franz Neumann« 
l^ien 1864*S über die Politik Oesterreichs dem Zollvereine gegenüber gar nichts 
Neuea enthält, und ebenso einseitig wie t. Hock Tom öaterreichischen Stand« 
punkte ausgeht. Die höchst dürftigen Notizen über die Geschichte des Zollvereins 
sind zum Theil unrichtig. So wird z. B. S. 9 behauptet, dass die Denkschrift von 
Nebenius dem carlsbader Congresse vorgelegt worden sei, obgleich sie, wie 
Ifebenitts ausdrücklich bemerkt, erst auf den wiener Ministerial- Conferenzen dr- 
cttlirte. (Vergl. unseren ersten Artikel Anm. 48 S. 341 und 344.) Noch auffallender 
isl, dass S. 10 beide Lippe als Glieder des Steaervereins angeführt werden, 
während Lippe-Detmold demaelbeB niemale angehört hat. (Vergl. unseren: 
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mftssigkeitsgrüfiden anheim und können daher sehr verschieden sein, 
aber sie gehören nicht zam Wesen eines Zollverbandes, sondern dieses 
erfordert nur, dass die gemeinschaftlichen Einkünfte in irgend einer 
vereinbarten Weise unter die verbundenen Staaten vertheilt werden. 

Als den wichtigsten, wenn gleich nicht den einzigen Zweck eines 
ZoUvsrbandes haben wir oben S. 243 die Herstellung der Handels^ und 
Verkehrsfreiheit unter den zoll verbündeten Staaten wenigstens als 
Regel nachgewiesen**). Unbeschränkte Verkehrsfreit innerhalb 



ersten Artikel S. 398 und 399.) Einen komischen Eindruck macht es, wenn der 
Steuerverein nicht der hannoverisch-oldenburgiscbe, sondern der deutsche genanBl 
wird, da doch sonst österreichische Schriflsteller mit einer gewissen Affectalien nicht 
von einem deutschen, sondern oft nur von einem preussiachen Zollvereine 
reden, weil Oesterreich demselben nicht angehört. 

59) Erst neuerdings ist uns eine sehr abweichende Ansicht über den Zweck des 
deutschen Zollvereins bekannt geworden. Bergius (GrundsiUe der Finanzwiaaea« 
Schaft mit besonderer Besiehung auf den preussischen Staat Berlin 1865. S. 385) 
sagt: „So enlstand der Zollverein, der nichts anderes sein sollte, als eine 
gute Maschinerie der Regierungen, um ihren Unterthanen leichter 
aU vorher einträgliche Verbrauchssteuern von ausländischen Waaren 
abnehmen zu können.^' Mit dieser Ansicht steht in Widerspruch, da^s fär Preusaen 
der Zollverein mit Hessen - Darmsladt in finansieller Hinsicht mehr nachtheilig als 
Yortheilhaft war und dass man in Berlin längere Zeit fürchtete, ein ZoUverband mit 
Bayern und Württemberg würde Preussen bedeutende finanzielle Verluste bringen. 
(Vergl. unseren ersten Artikel S. 343 in der Anm. und S. 358.) An einer anderen 
Stelle kommt Bergius mit seiner oben angetülirten Behauptung selbst in Wider- 
spruch, denn er sagt S.391: ,,Der preussische Fiskus hat aber einen sehr be- 
deutenden Vortheil von der Steuercrhebungsmaschine niclit, da die finanziellen 
Ergebnisse des Zollvereins schwach sind/* Wäre dies richtig (was wir 
sehr bezweifeln), so hätte Preussen den von Bergius angenommenen ausschliess- 
lichen Zweck des Zollvereins nur sehr unvollkommen erreicht und es bliebe gass 
unerklärlich, dass es denselben nicht längst gekündigt, sondern zu erhalten und zn 
erweitern eifrig gestrebt hat, in manchen Fällen sogar mit finanziellen Opfern. 
Der finanzielle Zweck war nicht einmal der Hauptzweck des Zollvereins, sondern 
die Hersteilung der Handels- und Verkehrsfreiheit unter den deutschen Staaten, wie 
in Eingsnge aller Zollvereinigungsverträge bestimmt ausgesprochen wird. (Vergl. 
oben Anm. 35.) Dasu kommt , dass bei der Gründung aller Zollvereine der Schutz 
der inländischen Gewerbe gegen die übermachtige Concurrenz des Auslandes in'» 
Augegefasat wurde. (Vergl. unseren ersten Artikel S.326, 330 Anm.28, 332, 343f., 
347, 352, 371.) Für den deutschen Zollverein ergiebt sich dies schon aus dar An- 
nahme des preussischen ZoIUyslemes, als dessen Zweck im Eingange zu dem Gesetz 
vom 26- Hai 1818 ausser einer angemessenen Besteuerung der Schutz der in- 
iindischen Gewerbsamkeit ausdrücklich angegeben wird (vergl. oben Anm. 39/ 

Wir können es nicht unterlassen, auf die grossse Ungenauigkeit in den dürftigen 
Notizen des Herrn Bergius über die Entstehung des Zollvereins, welche er der 
angeführten Bemerkung über den Zweck desselben voransschiekt , aufinerksam zn 
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I des gemeinscbaftlidien Zollgebietes ist ohne Zweifel höchst wflnschens- 

I wertb; allein die Erfahrung hat gelehrt, dass der Erreichung dieses 



machen. S. 385 heisst es: Schon 1819, 1822 und 1823 schlogsen daher die Schwarz- 
bnrgischen und Anhaltiachen Staaten Tertrlg^e mit Preusaen und nahmen in Folge 
dessen die preussischen ZollgeseUe an.** Die schwarzburgischen Staaten haben sich 
aber in den genannten Jahren nur mit ihrer Unterherrschaft dem preussischen Zoll- 
system angeschlossen, wahrend sie mit ihrer Oberherrschaft erst im Jahre 1833 aU 
lÜilglieder des thüringischen Zoll- und HandelsTereins in den deutschen Zollverein 
traten. Was die anhalttschen Staaten betriiTt, so schloss sich im Jahre 1823 nur 
Anhalt - Bemburg mit seiner Oberherrschaft dem preussischen Zollsysteme an, di« 
übrigen anhallischen Lander hingegen Torstanden sich nach langem Widerstreben 
erst im Jahre 1828 dazu. (Vergl. unseren ersten Artikel S.354.) Noch aufTallender 
ist, dass, wihrend der wichtige Beitritt des Königreichs Sachsen ganz mit Still- 
schweigen übergangen wird, die sächsischen Länder als thüringer Terein bei- 
getreten sein sollen, obgleich dieser bekanntlich nicht alle sächsischen und auch 
nfchtsächsischo Länder umfasst. Hit nicht geringer Verwunderung liest man 
S. 390 folgende Worte t „Durch einen Vertrag Tom 7. September 1851 , dem sich 
auch Oldenburg und Braunschweig anschlössen, wonach dieselben dem Zollverein 
beilraten, hoffte Preussen anscheinend mit Hannovers Hülfe Herabsetzung 
von Zöllen durchsetzen zu können; da dies bei den süddeutschen Staaten 
nicht gelang, so kündigte Preussen den Zollvereinsvertrag ^' Es ist kaum möglich, 
«nhlstorischer über die erste Krisis des deutschen Zollvereins zu reden, als es 
hier geschieht. Die Zerwürfnisse unter den Zell Vereinsstaaten, welche durch Oester- 
reich und die darmslädter Coalition herbeigeführt wurden und Preussen hauptsächlich 
zum Abschluss des Septembervertrags mit bedeutenden Zugeständnissen zu Gunsten 
Hannovers und der übrigen Staaten des Sleuervereins bestimmten, sind nicht mit 
einem einzigen Worte angedeutet. (Vergl. unseren ersten Artikel 8. 412 ff.) Braun- 
tcbweig soll erst nach dem Septembervertrage dem Zollvereine beigetreten sein, 
während es bekanntlich schon im Jahre 1841 aus dem Steuervereine in den Zollverein 
übergetreten war (vergl. unseren ersten Artikel S. 399 f.). Diesen groben Fehler 
scheint Bergius ausA. Rmminghaus (Entwickelung , Krisis und Zukunft des 
Zollvereins S. 17) abgeschrieben tu haben , obgleich derselbe in unserem ersten 
Artikel S. 413 Anm. 166 gerügt wurde. Wenn Bergius behauptet, dass Preussen 
die Zollvcreinsverträge nach dem Abschlüsse des Septemberrertrages nur deshalb ge- 
kündigt habe, weil die süddeutschen Staaten auf die von ihm gewünschte Herab- 
setzung der Zölle nicht eingegangen seien , so scheint er nicht zu wissen , dass. der 
langwierige Streit zwischen Preussen und der darmstädter Coalition, zu welcher 
übrigens nicht Mos süddeutsche Staaten, sondern such Sachsen und Kurhessen 
gehörten, sich noch um ganz andere und weit wichtigere Dinge drehte» 
Vergl. unseren ersten Artikel S. 408 ff. 

Da wir es für Pflicht halten, die nur zu oft vorkommende Ungenauigkeit in den 
geschiclillichen Angsben über den Zollverein zu rügen, so müssen wir euch darauf 
aufmerkssm machen, dass Dr. H. Rentzsch in dem Artkel „Zollverein** des tob 
ihm herausgegebenen „Handwörterbuchs der Volkswirthschaflsiehre. Leipzig 1866**, 
eine sehr mangeihsfte Kenntniss der Geschichte des ZollToreins verräth, obgleich er 
schon Tielerlei über denselben geschrieben hat. Er onterllsst es nicht | seine «i- 
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Zieles grosse, ja zum Tbeil nnflberwmdfidie Hindernisse sich mtgegoi- 
stellen können. Bis jetzt ist es wenigstens noch in keinem Zoll- 



bedeutenden Schriften, nebst einigten anderen derselben Art, am Ende des Artikels 
anzufüliren, dagegen scheint er die besten Schriften über den ZoUrerein, s. B. nehrere 
Ton N e b e n i a s und alle, von K h n e , nicht zu kennen. Während D i e t e r i c i*8 bände- 
reiches Werk über die Statistik des Zollvereins nicht erwähnt ist, wird Kolb's 
Statistik angeführt, welche auf nicht mehr als drei Seiten einige Notisen fiber 
den Zollverein enthält. Das beweist eine sehr ungenügende Kenntniss der Literatur 
über den Zollverein. Rentzsch giebt in dem gedachten Artikel S. 1082 ffL eiA« 
aehr dürftige Uebersicht der Entwickelung des Zollvereins, die er mit grouer Selbst- 
gelilligkeit eine „eingehende Darstellung** nennt. Ueber die Menge falscher Angaben 
In derselben sind wir wahrhaft erstaunt, und wir beklagen dies nm so melnv 
da sehr Viele nur durch solche encyklopädische Darstellungen sich Über den ZoH- 
verein zu belehren suchen und gerade deshalb die grössto Genauigkeit bei der Ab- 
fassung derselben höchst wünschenswerlh ist. Rentzsch hat für seine geschidit- 
liehen Notizen hauptsächlich A. Emminghaus (Entwickelung, Krisis und ZokBnfl 
des deutschen Zollvereins. Leipzig 1863) als Hilfemittel benutzt, scheint also nicht 
zu wissen, dass dieses Schriftchen zu den ungründlichslen gehört, welche die Ge* 
«chichte des Zollvereins behandelt haben. Mehrere bedeutende Fehler, die sich im 
demselben finden, werden von ihm ohne Bedenken abgeschrieben, obgleich wir die- 
aelben in unserem ersten Artikel (vergl. Anm. 48 S. 341 f.) aosdrOcklieh gerügt 
haben. Ausserdem hat Herr Rentzsch S. 1084 folgende von Fehlem wimmelnde 
Stelle aus Emminghaus a. a. 0. S. 6 wörtlich abgeschrieben: „Da endlich ver- 
einigten sich im Jahre 1826 Baiem, Württemberg und die Fürstenthümer Hohen* 
sollern zu einem süddeutschen Zollverein. Gleichzeitig halte Preoasen mit den 
Herzogthümern Anhalt einen Vertrag geschlossen wegen Anschlusses dieser Länder 
an den östlichen preussischen Verband. Durch Vertrag vom S.Mai 1828 schlotg 
sich Hessen - Darmstadt an den westlichen Verband an." An den groben Fehlern in 
dieaen Sätzen, die man bei Emminghaus zur Noth für böse Druckfehler halten 
könnte, nimmt Herr Rentzsch nicht den mindesten Anstoss. Bekanntlich hatten 
die hohenzollernschen Fürstenthümer schon im Jahre 1824 an das württembergiache 
Zollsystem sieh angeschlossen und der bayerisch - württembergische Zollverein kam 
nicht 1826, sondern durch den Vertrag vom 18. Januar 1828 zu Stande. Zu welcher 
Zeit die anhaitischen Herzogthümer sich dem preussischen Zollsysteme angeschlossen 
haben, ist schon oben gegen Berglus berichtigend bemerkt worden. Der Zoll- 
verein zwischen Preussen und Hessen - Darmstadt kam nicht am 8. Mai, sondern am 
14. Februar 1828 zu Stande. 

Einen weiteren schlagenden Beweis für die Unkenntniss oder, wenn man lieber 
will, för die Nachlässigkeit des Herrn Rentzsdh liefert die Tabelle «uf S. 1087, 
durch welche er „das Wachsthum und den Umfang des Zollvereins zur Anschauung 
bringen'* will. In derselben werden zwar merkwürdiger Weise die oben gerigten 
Fehler nicht wiederholt, aber' es finden sich mehrere andere, die aonst in dem 
Artikel vermieden sind. Sachsen -Meiningen und Roburg- Gotha sollen nach der Ta- 
belle am 3. und 4. Juli 1829 dem Zollverein beigetreten sein, während dies erst mit 
der Gründung des thüringischen Zoll - und Handelsvereins im Jahre 1838 geschah« 
Dieser Verein soll bei seinem Eintritt in den grossen Zollverein 8 thüringfaeh» 
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I vereine gelungen, Yerkehrsfreiheit ohne alle Ausnahme herzu* 

I stellen ^^). Dasselbe gilt von den meisten ZoIlailBchlüssen. Das be- 

deutendste Hinderniss der Yerkehrsfreiheit besteht in den finanziellen 
Einrichtungen der einzelnen verbundenen Staaten ^^), namentlich in dem 



Staaten umCasal haben, wilirend denselben damals 9 angehdrten. Der Beitritt 
Braunschweigg durch Vertrag vom 19. Oct^ber 1841 wird in der Tabelle richtig an- 
gegeben, aber S. 1085 ist unrichtig bemerkt, dass er 1842 erfolgt sei. FQr den 
Anschluss Luxemburgs ist S. 1085 das Jahr 1842 richtig angegeben , allein nach der 
Tabelle soll derselbe erst am 2. April 1847 stattgefunden haben. Ss liegt hier eine 
Verwechselung zu Grunde, die sich auch Kolb (Handbuch der yergleichenden Sta- 
tistik 3. Aufl. S. 207) hat zu Schulden kommen lassen, und ungeachtet unserer Rag« 
(vergl. den ersten Artikel S. 400 Anm. 136) in der 4. Aufl. nicht yerbessert hat 
Der Vertrag vem 8. Februar 1842, durch welchen Luxemburg dem ZoUrereine bei- 
trat, wurde am 2. April 1847 zum ersten JUal erneuert. Am aUerauifallendaten isl, 
dass nach der Tabelle der Beitritt von Hannover, Oldenburg und Schaumburg-Lippe 
zum Zollverein am 7. April 1851 erfolgt sein soll, während auf derselben Seilt 
weiter oben der 7. September als das Datum des Vertrages iwiscben Prenssen und 
HsnnoTer zwar richtig angegeben, jedoch ungenau bemerkt wird, derselbe sei an 
diesem Tage publicirt worden, da er bekanntlich noch einige Zeit nach dem Ab- 
schlüsse tür das Publikum ein Geheimniss blieb. Uebrigens wollen wir Herrn Ronlzseh 
nur daran erinnern , dass Schaumburg-Lippe nicht am 7., sondern am 25. September 
1851 und Oldenburg erst am 1. März 1852 dem Vertrage, die Vereinigung dea Steoer- 
Vereins mit dem Zollvereine belreifend, beigetreten ist. 

Ein so auffallender Wechsel richtiger und unrichtiger Angeben über dieselben 
Thatsachen in einer und derselben Schrift lasst sich nur dadurch erklären, daat 
Herr Rentxsch die erwähnte Tabelle mit allen ihren Fehlern aus irgend einem 
Buche ebenso gedankenlos abgeschrieben bat, ala die fehlerhaften Stellen aus der 
Schrift von Emminghaus, und dass ihm die einfachsten Thatsachen aus der Ge- 
schichte des Zollvereins niciit gegenwärtig waren. Unser Vertrauen zur literarisclien 
Gewissenhaftigkeit des Herrn Rentzsch ist durch diese Wahrnehmung sehr ge- 
schwächt worden. Es ist Jedem, welcher das Handwörterbuch der Volkswirlhschafts- 
lebre benutzt, dringend zu rathen, die geschichtlichen und statistischen Notizen in 
den zahlreichen von Herrn Rentzsch verfassten Artikeln wenigstens mit grosser 
Versieht aufzunehmen. 

60) Wir werden sehen, dass im Steuervereine die Verkehrsfreiheit zwar weniger 
beschränkt war, als im bayerisch - wflrttembergiscben und im deutschen Zellverdne^ 
aber doch einige Ausnahmen derselben bestanden. 

61) Wir wollen daran erinnern, dass Nebenius bereits im Jahre 1818 mit 
richtigem Blicke die grdsste Schwierigkeit, welche der Einführung eines gemein- 
schaftlichen Zollsystemes in Deutschland entgegenstand, in der Vencbiedenheit der 
finanziellen Einrichtungen der einzelnen Länder erkannt hatte (vergl. den ersten 
Artikel S.344 Anm. 48); dass er aber diese Scliwierigkeit nicht, wie die meisten 
Btaatimänner zu jener Zeit, fikr unOberwindiich hielt, sondern in seiner Denkschrifl 
von 1819 meisterhaft nachwies, daas die bestehenden Finanzeinrichtungen der ein- 
seinen Staaten dnreh die Yercinigung denelben su elAem gemeinsehtftlichen leH» 
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VorhandeDsein von Staatsmonopolen und in der verschiedenen Gesebc- 
gebung über die inneren Verbrauchssteuern*'). 

Staatsmonopole sind mit allgemeiner Yerkehrsfreiheit unvereinbar. 
Da zufolge derselben die Regierung den Verkauf gewisser Gegenstände, 
vyenigstens aus erster Hand, sich ausschliesslich vorbehält, so muss der 
Verkehr zur Verhütung des Schleichhandels auf mannigfache Weise 
beschränkt und überwacht werden. Die zu diesem Zweck ergriffenen 
Massregeln beziehen sich nicht blos auf den Verkehr mit dem Auslande, 
sondern auch auf den Verkehr zwischen den zollverbündeten Staaten 
und im Innern jedes Staates, wo das Monopol besteht. 

In allen ZoUverbänden wurden Staatsmonopole beibehalten. Nament- 



tysleme wenigsCeni in ihren Hanptbeitandtheilen nicht gefährdet würden, wenn todi 
hier und da Modificalionen des Bestehenden erforderlich sein sollten. Die in der 
Denkschrift S. 26 ff. gemachten Vorschlage sind ▼ollständig in die ZollTereinlgii»gs- 
▼ertrage Obergegangen. 

62) Ueber die Hemmnisse des freien Verkehrs, welche infolge der Staatsmono- 
p^le nnd der Verschiedenheit der von den einzelnen Vereinsstaalen erhobenen Sleaem 
auf inländische Erzeugnisse innerhalb des deutschen ZolWereins bestehen , sind fol- 
gende Schriften xu ▼ergleichen. Die ▼ereinbarten Beslimmungen sind Yon Hovtli- 
Weber a.a.O. S.8lff. zusammengestellt. Die vollständigste Untersuchung Ober dk 
gedachten Hemmnisse enthält Karl Riecke: „Die Hemmnisse des freien Verkehrt 
im Innern des deutschen Zollvereins.*^ Erster Artikel: Die Spielkarten- und Salzmo- 
nopole der einzelnen ZolWereinsstaaten. Zweiler Artikel: Die Uebergangsstenem. 
In der Zeitschrift far die gesammte Staatswissenschafl Bd.XVil S. 143 ff., 369 ff. 
Weit mangelhafter ist, was Klingelhöffer in seiner Abhandlung: „Der Zollverein 
im Jahre 1865<< in der angeführten ZeiUchrift Bd. XIX S. 117 ff. über diesen Gegen- 
stand sagt. Besonders oberflächlich sind die Erörterungen über die von ihm vorge- 
schlagene Gemeinsamkeit der inneren Yerbrauchssteuern, indem er, wie auch die Re- 
daction der Zeilschrift in der Anmerkung zu S. 97 ganz richtig bemerkt, die Schwie- 
rigkeiten, welche dieser Gemeinsamkeit entgegenstehen, nicht hinreichend erwogen 
hat In denselben Fehler war schon zwanzig Jahre früher Höfken, Der deutsche 
Zollverein in seiner Forlbildung S. 158 ff. verfallen (vcrgl. unten Anm. 75). Das Lehr- 
reichste über die gedachten Schwierigkeilen enthalten noch immer „Die Resultate der 
Berathnngen der Regierungs-Commissaire in Frankfurt am Main 1848 bis 1849 znr 
Herstellung der Zolleinheit im deutschen Reichet HaUe 1851. S. 12 ff., 252 ff: la 
den daselbst mitgetheilten Schriftstücken werden die besonderen Interessen der ein- 
zelnen Staaten, welche einer Gleichmässigkeit und Gemeinschaft der Steuern auf in- 
ländische Erzeugnisse entgegenstehen, aus praktischen Gesichtspunkten von verschie- 
denen Seiten am klarsten und vollständigsten erörtert. Die beigefügte Denkschrill 
▼on Gustav Thon, dem Commissar für Thüringen, „Die vertragsmässigen Verhält- 
nisse hinsichtlich der Besteuerung des Branntweins und des Bieres im Zollverein** 
S. 263 ff., giebt nicht nur eine lichtvolle und gründliche Darstellung dieser Verhält- 
nisse, sondern erörtert auch die verschiedenen Rücksichten, welche bei einer weite-* 
ren Entwickelung derselben in Betracht zu ziehen sind, sehr scharfsinnig. 



Ueber das Wesen and die BedingaDgen eioee ZoIIfereinf. 273 

lieh sind Spielkarten and Salz^'*) als Gegenstände der Staatsmo- 
nopole ausdrücklieb von der allgemeinen Handels- und Verkehrsfrei- 
heit innerhalb des gemeinschaftlichen Zollgebietes ausgenommen (vergl. 
Anm. 30). 

Was die Spielkarten betrifft, so bestimmt der ZoUvereinigungs- 
Vertrag vom 22. März 1833 im Art. 9: »Hinsichtlich der Einfuhr von 
Spielkarten behält es in jedem der zum Vereine gehörigen Staaten bei 
den bestehenden Verbots- und Beschränkungs-Gesetzen sein Bewenden.« 
Diese Bestiomiung ist nicht nur in alle Verträge aber die Fortdauer 
und Erweiterung des Zoll- und Handelsvereins übergegangen, sondern 
es wird ausdrücklich anerkannt, dass es »denjenigen der contrahirenden 
Staaten, in welchen hinsichtlich der Einfuhr von Spielkarten Verbotfi- 
oder Beschränkungs-Oesetze gegenwärtig noch nicht bestehen, unbenom- 
men bleibe, solche Gesetze zu erlassen«*'). Mehrere Vereinsstaaten 
haben die Einfuhr von Spielkarten überhaupt verboten, und zwar nicht 
blos solche, in welchen der Verkauf von Spielkarten ein Monopol d^ 
Regierung ist, wie Kurbessen, sondern auch solche, in welchen nur 
eine Abgabe von denselben erhoben wird, wie Preussen, Sachsen, Ol- 
denburg u. a. In anderen Vereinsstaaten ist zwar die Einfuhr von 
Spielkarten nicht verboten, aber nur unter besonderen Controlen ge- 
stattet, z. B. in Bayern, Württemberg, Hessen-Darmstadt u. e. a. Nur 
in wenigen Vereinsstaaten, z. B. in Baden und Luxemburg, ist die Fa- 
brication und der Handel mit Spielkarten ganz freigegeben, so dass 
weder die im Inlande verfertigten, noch die aus anderen Zoll vereins- 
staaten eingeführten einer Abgabe unterworfen sind. So ergiebt sich, 
dass der Verkehr mit Spielkarten in dem bei Weitem grOssten Theile 



62«) Nebeniai eag;! in seiner Denkeclirift S.30: „Gewerbs-UonopeUeii 
sind mit einer allgemeinen Vericehrsfreibeit unverelnbarlicb, indem aiicb solche Arti- 
kel, welche bei der Erieugnng einer ConsumI ionsauf läge unterworfen sind, gegen Ent- 
richtung dieser Abgabe wenigstens in Verkehr treten sollen. Eine Ausnahme ren 
dieser Regel wird aber daa Salz bilden müssen, das als besteuerter Cobsiim- 
tionsarlikel, zugleich als Gegenstand des Staatsmonopols in Betrachtung kommt, und 
einen so wichtigen Bestandtheil des Einkommens Tieler Staaten aus- 
macht, dass es ihnen unentbehrlich geworden ist^ 

63) Dieser Vorbehalt, der in dem Sehlussprotokolle zum Vertrage ober die Fort- 
dauer und Erweiterung des Zoll - und HandelsTcreins vom 4. April 1863 enthalteM 
war, ist in Art. 9 des offenen Vertrages Ober die Fortdauer des Zoll - und Handels- 
vereins Yom 16. Mai 1866 aufgenommen worden. Dieser Vertrag untericheidet sich 
überhaupt von den früheren dadurch, dass eine ganze Reihe von Bestimmungen, die 
man früher in Separatartikel oder die Schlussprotokolle ?erwiesen hatte, in denselben 
aufgenommen worden sind. Man kann das nur als einen FortKhritt betrachte«. 
Vn. 18 
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des gemeioschalüichen Zollgebietes mehrfadi gehemmt, oder dock an 
lästige Bedingungen geknüpft ist^^). 

Auch im Steuervereine war die Einführung der Spielkarten nar 
der Stempelsteuer- Administration jedes Staates erlaubt und blieben die- 
selben von dem freien Verkehr unter den Vereinsstanten ausgeschlos- 
sen •*•). 

Weit wichtiger ist die Beschrankung des freien Verkehrs zufolge 
des Salzmonopols ^^). Um jeder Regierung die finanziellen Vor- 
theile desselben möglichst zu sichern, sind theils in den ZoUvereini- 
gungs- und Zollanschluss -Verträgen, theils in Separatverträgen zwi- 
schen einzelnen an einander grenzenden Vereinsstaaten mannigfache 
Verabredungen über Eiitfuhrverbote und Gontrolmassregeln getroffen 
Konden^^). Wenn man auch die Mittel gefunden hat, den Schleich- 



64) Yergl. Riecke a. a. 0. S. 152 ff. Klins^elhdffer a. a. 0. S.lSIff. 
64») Der Gnindvertrag des Steuerrereina Tom 4. Mai 1834 bestimmt: 
„Artikel 10. Die BinfuhruDC^ der Spielkarten yom Autlande ist Terboten ; audi 

bleiben solche von dem freien Verkehr unter den contrahirenden Staaten aas^^schlM- 
ien. (Art. 2.)" 

„Damit Defrauden tiinsicbtlich des Karten- Stempels um so weniger eintreten kön- 
nen, wollen die contrahirenden Staaten ihren Spielkarten -Fabrikanten den Absatz 
.ungestempelter Spielkarten, sowohl in dem eigenen Gebiete, als in den andern con- 
trahirenden Staaten, nicht gestalten, vielmehr solchen unter angemessenen Straf«ii 
Terbielen/' 

„Durch diese Bestimmung soll jedoch der Absatz ungestempelter Spielkarten an 
die Stempel-Steuer-Administration des eigenen oder des andern Staats nicht be- 
schrankt sein.*' 

Im Vertrag ilber den Beitritt Oldenburgs zum Steueryerein Tom 7. Mai 1836 
lautet der angeführte Artikel ganz gleich, mit der einzigen Abänderung, dass es im 
ersten Salze statt der Worte: „Die Einfuhrung der Spielkarten ist yerbolen,'* heisst: 
„Die EinfQhrung der Spielkarlen ist nur der Stempelsteuer-Administration jedes Staa- 
tes erlaubt.«« 

65) Vergl. Riecke a. a. 0. S.167ff. Klingelhoffer a. a. 0. S. ISSff. Denk- 
schrift Ober die Aufhebung des Salzmonopols nebst Aulagen in den angeführten „Ro- 
suliatcn*« S. 290 ff. 

66) Es wird zweckmfissig sein, die Bestimmungen über die Beibehaltung und 
Sicherung des Salzmonopols in dem Grundvertrage über den Zollverein zwischen 
Bayern und Württemberg wörtlich mitzutheilen, da dieselben im Wesentlichen mit 
den Vereinbarungen übereinstimmen, welche spater im Zollvereine und, wenigstens 
ursprünglich, im Steuervereine getroffen wurden. Der gedachte Vertrag lautet: 

„Artikel XIKXV. Die Salz- Regalien der an dem Verein Theil nehmenden Staaten 
werden aufrecht erhalten, und von den Regierungen gegenseitig geschützt.«« 
„Zur Sicherstellung derselben ist 
a) die Einfuhr des Salzes und aller Gegenstande, aus welchen Kochsalz ausge- 
schieden werden kann , aus fremden nicht zum Verein gehörigen Xiftdacn in 
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i handel zwischen den Vereinsländern auf anderen Wegen als durch 



I 



die YerelDs-Staaten Terboten, iDsoweit dieselbe nicht für eigene Rechnung 
einer der vereinten Regierungen und zum unmittelbaren Terkaufe bei ihren 
Salximtern, Factorien oder Ihren Niederlagen geschieht 

b) Die Diurchfuhr des S$lze» und der Torbezeichnelen Sali - Nebenproducte ans 
den dem Vereine nicht beitretenden Ländern in andere solche Länder für 
Rechnung von Privaten ist ganz rerboten; für Rechnung einer auswärtigen 
Regierung aber kann diese Durchfuhr, wenn sie sich nicht schon auf beste- 
hende Verträge grfindet, nur nach erfolgter Zustimmung aUer Vereins-Regie- 
rungen und unter den Vorsichtsmassregeln Statt haben, welche dieselben 
nothwendig erachten werden. 

c) Die Ausfuhr des SeUes in fremde« nichl zum Vereine goMrtge Staaten ist 
frei, und den einzelnen Vereins - Regierungnn Meibt vorbehalten, hierüber 
mit auswärtigen Regierungen oder mit Privstcn Verträge abroschliessen , in 
so ferne sie keine Modifikationen des gemeinschaftlichen ZoU- Systems ent- 
halten.«« 

„Was den Salthandel innerhalb der Vereins - Staaten betrifft, so ist die Einfuhr 
des Salses Ton einem der vereinten Staaten in den andern nur in dem Falle erlaubt, 
wenn iwisclien den Landes - Regierungen besondere SalzHeferungs - Verträge abge- 
schlossen werden.** 

„Diese SaliUefemngs- Verträge können sich entweder auf die Staats- oder auf 
die Privat-Salinen beziehen. Auch die letzteren können nur mit Regierungen solche 
Contricte abschliessen, und ist denselben jeder Salz-Verkauf an Private verboten/* 

„Vfenn eine Regierung vnn der andern innerhalb des Vereins^ sej es nun aus 
Staats- oder ans Privat- Sal&ten, Salt besiehen will, so mfissen die Sendungen mit 
Pässen von öffentlichen Behörden begleitet werden.** 

„Zu diesem Ende verpfliokten sich die betheiligten Regierungen, auf den Privat- 
Salinen einen öffentlichen Beamten aufzustellen, welcher den Salz -Handel derselben 
Oberhaupt zu beebacbtea hat** 

„Wo ea die Lage 4er verschiedenen Staaten mit sich bringt , dass ein Vereins- 
Staat aus einem andern durch einen dritten Vereins -Staat sein Salz-Bedörfniss be- 
siehen, oder durch einen solchen sein Salz in fremde nicht zum Verein gehörige 
Staaten versenden muss, soll diesen Sendungen kein Hinderniss in den Weg gelegt 
werden können, jedoch sollen durch verläufige Uebereinkunft der betheiligten Staaten 
die Strassen filr den Transport, und die erforderlichen Sicherheits-Uaaseregeln fest- 
gesetzt werden, Insofern dieses nictii schon durch frühere Verträge bestimmt isU** 

„Die beiden centrahirenden hohrn Staats - Regierungen machen sich gegenseitig 
fikr die Dauer des Vereins verbindlich, den Salzliandel en gros im Innern ihrer Staa- 
ten fortan nur auf amtliche R«gie f&hren zu lassen.** 

Was den deutschen Zollverein betrifft, so sind die Verabredungen in Betreff des 
Salzes im Art. 10 des Zollvereinigungs - Vertrags vom 22. März 1833 enthalten und 
unverändert in die Verträge Qber die Fortdauer und Erweiterung des Zollvereins 
ftbergttgangen. Kur shid in den letzteren Verträgen seit dem Beitritt Hannovers nnd 
(Mdenburgs diejenigen Bestimmungen binngekommen , durch welche diese beiden 
Staate tt besondere Verpflichtungen gugen die fibrigen Verefnsstaaten Qbernabmen (vergl. 
Anm. 68); 

18* 
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förmliche Grenzsperren and Grenzbewachang zu verhindern, so. be- 
schränken doch die ergriffenen Controlmassregeln den Verkehr auf man- 
nigfache und lästige Weise, besondei-s für die Einwohner in der Nähe 
der Territorialgrenzen. Um diese Uebelstände zu beseitigen, ist schon 
wiederholt die Aufhebung des Salzmonopols und die EinfOhrung einer 
gemeinschaftlichen Salz-Productionssteuer dringend empfohlen wor- 
den ^^); allein bis jetzt hat noch keine Vereinsregierung diese wesent- 
liche Verbesserung in den Einrichtungen des Zollvereins beantragt, 
wahrscheinlich weil man sich keinen Erfolg versprach^®). Nicht ein- 



Der Or«ndr«rtr»g des SleuerrereiDS Tom 4. Mai 1834 enlhfitt in Art. 9 hin- 
sicbllich des Salzes folgende Hauptbestimmungen : 

1) Die EinfQhrong fremden, in den contrahirenden Staaten ni«ht erzeugten Kocb- 
salzes ist verboten. 

2) Jeder der beiden Staaten kann die Darchfubr fremden Salzes durch sein €^ 
biet nach Nicht - Vereinsifin d ern , unter Ton ihm anzuordnenden Controle-ll««s- 
regeln, gestatten. 

3) Die Ausfuhr des Salzes nach Nicht- Vereinsstaaten ist frei. 

4) Sowie die Einführung fremden Kochsalzes in die Vereinslander verboten ist, 
bleibt auch das Kochsalz Oberhaupt vom freien Vericebr unter denselben aus- 
genommen, und jeder Staat behalt die Befugniss, solches einseitig mit Fabri- 
cations- oder Consumlions - Abgaben zu belegen. 

5) Zu mehrerer Sicherung der Interessen Jedes der contrahirenden Staaten wird 
den Salinen - Officianten und concessionirten Salzverkiufem untersagt werden, 
wissentlich an Unterthanen des andern Staats Salz zu verkaufen.*' 

Diese Bestimmungen sind wörtlich in Art 9 des Verlrages fiber den Beitritt 
Oldenburgs zum Steuerverein vom 7. Hai 1836 fibergegangen (vergl. Anm. (i8). 

67j Die beste Untersuchung fiber die Aufhebung des Salzmonopola und die Ein> 
fiUirung einer gemeinschaftlichen Salzproductionssteuer in Deutschland, namentlich 
im Zollvereine, enthält die Schrift: „Gemeinschafilicho Produdionssteuer von Salz 
und Rfibenzucker in Deutschland. Ein Votum von W. E. F. von Thielau. Braun- 
schweig 1851.«< 

68) Vor dem Bettritt des Steuervereins bestand das Sahmonopol in allen ZoU- 
vereinsstaaten , und auch gegenwärtig bilden nur Hannover und Oldenburg eine Aus- 
nahme, indem in diesen beiden Staaten eine Salzproductionssteuer besteht (vergl. 
Houth* Weber a.a.O. S.88u.297ff.). Die Regierungen von Hannover und Olden- 
burg erklärten, als sie in den Zollverein traten, dass die Einffihrung des Salzmono- 
pols oder die Erhöhung der Salzsteuer unflbersleigliche Schwierigkeiten in ihren Ge- 
bieten finde, aber sie verpflichteten sich, gemäss dem Art. 5 des Vertrages, die Ver- 
einigung des Steuervereins mit dem Zollvereine betreffend, vom 7. September 1851, 
im Art. 10 Litt, g des Vertrages aber die Fortdauer und Erweiterung des Zoll- und 
Handelsvereins vom 4. April 1853 Einsch Wartungen von Salz in die angreniondea 
Vereinsstaaten durch geeignete Massregeln zu verhindern, und verboten, um ihre Salt- 
f^uer zu sichern« die Einfuhr fremden Salzes in ihr SIeuergobiet (vergl. Houtb- 
Weber a, a. 0. S.87ff). 
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mal die Oleichstellang der Salzpreise in sämintlichen Zollyereinsstaatea 
f 18t erreicht worden, obgleich in den Verträgen wiederholt die aus- 

^ drückliche Zusicherung ertheilt wurde, dass dieselbe so viel als mOglich 

i hergestellt werden solle ^*). 

t Was die inneren Steuern betriflft, welche in den einzelnen, zu einem 

I Zollyerbande gehörigen Staaten auf die Hervorbringung, auf die Zube- 

reitung oder auf den Verbrauch gewisser Erzeugnisse gelegt sind, so 
kann eine verschiedene Höhe derselben aus finanziellen wie aus volks- 
wirthschaftlichen Rücksichten nur aufrecht erhalten werden, wenn in 
dem Staate, wo die höhere Besteuerung eines inländischen Erzeugnisses 
besteht, auch das gleiche Erzeugniss der übrigen Theile desselben Zoll- 
gebietes mit einer Steuer von gleichem Betrage belegt wird. Besteht 
in einzelnen Staaten eines Zollverbandes eine erhebliche Verschieden- 
heit der inneren Steuern, so muss die Freiheit des Handels und Vor- 



Seit HaiiiiOT«r und Oldenburg durch Art. 10 $.3 des Vertrages Ober die Fort- 
dauer des ZoH- und HandelsYereins vom 16. Mai 1866 sich yerpfliclitet haben, die 
Steuer Yon Salz auf den Betrag von 2 Thlm. vom Zollcentner» spitestens vom 1. Ja- 
nuar 1866 an, zu erhöhen, sind zwar einige der früher verabredeten Beschränkungen 
des Verkehrs mit Salz in den Grenzstrecken ausser Wirksamkeit gesetzt, allein die 
meisten Controlmassregeln bestehen fort und die Wiedereinführung der aufgehobenen 
ist für den FaH ausdrücklich vorbehalten, dass, ungeachtet der verabredeten SrhShung 
der Salzstouer, umfangreiche Salzeinscbwannngen aus Hannover nach einem angren- 
zenden Vereinsstaato stattfinden. 

Wi« wonig Hoffnung auf eine Abschaffung des Salzmonopols während der mit 
dem 1. Januar 1866 beghi«eBden Vertragsperiode vorhanden war, ergiebt sich daraus, 
dass Im Art. 10 $. 2 des gedachten Vertrages vom 16. Mai 1865 alle Vereinsstaaten, 
in welchen das Saizmonopoi besteht, ansdrücklich erklärt haben: ^it werden den 
Salzhandei en gros im Innern ihrer Staaten auch ferner nur auf Staatsregie 
stattfinden lassen.'* 

Die neuesten Ereignisse werden wahrscheinlich auch In dieser Beziehung eine 
wesentliche Aenderung zur Folge haben. Nach einer Mittheilung der Ostseezeitnng 
im August 1866 wird die Aufliebung des Salzmonopols bereits zum 1. April 1867 ? on 
der preussischen Regierung beabsichtigt. Der Eingangszeil (bezüglich die Verbrancbs- 
stouer) soll 2 Thlr. auf den Centner beiragen. Für die anderweite Verwendung der 
Beamten, welche durch die Aufhebung des Monopols disponibel werden, will msn 
schon von Jetzt an Sorge tragen. Wenn sich das. bestätigt, so ist darin ein grosser 
Forlschritt In Bezug auf die VerkebrsAreihelt zu begrüssen. 

69) In dem Vortrage über die Fortdauer des Zoll - und Handolsvereins vom 
26. Mai 1866 Art. 10 $.2 er»euern sämmtliche Vereinsstaalen, in welchen das Saiz- 
monopoi besieht, die Zwage, dass „sie, um die Verkehrsbeschränkongen möglichst zu 
besettigon, welche tur Zeit ^ wegen der VerKhiodenhelt der Salzpreise und des 
hierin liegenden Anreizes zwn Schleichhandel — zur Abwehr des letzteren nothwen- 
dig sind, ihre Bemühungen dahin vereinigen wollen, dass In ihren Go« 
bieten ein mdglichst gleicher Salsdebitspreis hergestellt werde.*^ 
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kehrs hiDsicfaflich der bestaierten Gegeutliide inn^halb te 
schaftlichen Zollgebietes beschränkt werden; d^n es sind bei dem 
Uebergange jener Gegenstände aus einem Laside in das andere Abgaben 
zu erbeben und zur Sicherung derselben Vorkehrungen zu treffen. Die 
SehMrierigkeit, eine völlige Gleichmässigkeit der inneren Verbrauchs-, 
namentlich der sog. Productionssteuern , in allen Staaten eines ZoUver- 
bandes herzustellen, liegt darin, dass bei der Auswahl der zu besteuern- 
den Gegenstände, bei der Bestimmung der Steuersätze und bei don Er- 
hebungsformen die Verschiedenheit der Lebensweise, der Landesätte 
und der bestehenden Einrichtungen in den einzelnen zollverbandetfo 
Staaten sorgfältig berücksichtigt werden muss ^®). In dem einen Staate 
kann daher eine innere Verbrauchssteuer zweckmässig, in dem anderen 
unzweckmässig sein, und wenn auch dieselbe Steuer in beiden ausführ- 
bar ist, so kann doch eine vei*schiedene Höhe der Steuersätze nothwen- 
dig werden. Dazu kommt, dass die einzelnen Steuern wegen der ver- 
schiedenen Grösse ihres Ertrages für die Finanzen der einzelnen Staa- 
ten eine sehr verschiedene Bedeutung haben '^^). Je grösser die Ein- 



70) Verf^l. (Kühne) lieber den deutschen ZtlWerein 8. 14 f. Hanseen, Die 
Kormlrung^ der Eingangszölle aus dem rein finanziellen Gesichtspnnkte. In der Zeit* 
aeiHrift fflr die gesammten Staalswiasenschsnen Bd. II S. 66 f. ResuHate der Bera* 
thungen der Regierungs-Commissaire S. 7, 276 ff. 

71) Kühne (Ueber den deutschen ZoIlTerein S. l$f.) bemerkte schon im Jahre 
f896: „Bayern i. B. erhebt bei einer BeTdIkerung foh n»ch nicht 4 Mftlinnen in 
•einen diesseits des Rheins belegenen Kreisen eine Bieriütter Ton JShrlkh 5 Hnifo* 
neo Gulden Rheinisch, d. i. vom Kopfe 21 Sgr. Frenssen erhebt, bei einer Beril- 
kerung fon 13 Millionen, eine Biersteuer, welche sich im Bttrchschililte der letzien 
Jahre noch nicht auf 1,300,000 Tlilr., d. i. auf 3 Sgr. Tom Kopfe, belaufen hat, nnd 
dennoch kdnnte, wenn es sich um eine Verfinderung dieser letzteren Steuer handelte, 
mir deren Verminderung, nicht deren ErliSliong, am irenigeten in dem Masse in Frage 
kommen, um den siebenfach höheren Beirag wie Bayern zu erreichen.'* 

Unter den OrOnden , welclie der bayerische Cemmissar in den Verhandinngen tn 
Frankfurt a. M. 1S48— 49 gegen die Einführung der Gleichheit und Gemeinschaft- 
Uchkeit der Froductions- nnd Verbrsucbasteuern im ganzen Umfange des kiknfUgen 
deutschen Zollgebietes geltend machte, steht der hohe Ertrag de« bayerischen Malz- 
aufschlages in erster Linie. Er berechnete denselben fDr jene Zeit tu 5,670,760 Fl. 
roh und 6,378,600 Fl. rein, so dass sich eine Kopfquote ?on 1 Fl. 25>/3 Kr. (24 Sgr. 
6 Pf.) ergab, und bemerkte, dass die Biersteuer der Qhtigen deutschen Staaten, na- 
mentlich der nördlichen, nicht Ober den Ertrag von 8 Sjgr.'fAr den Kopf hinauageh«. 
Ja in einigen Staaten sogar nicht Tiel mehr als 1 Sgr. abwerfe. Nicht nnr Heraus 
folgerte er die Untullsiigkeity das bayerische Malzaulsehtag^Geflll twn Gegeatlattde 
der Steuergemelnscbaft zu machen, sondern er hob noeh als einen batonders wMti- 
gen Umstand herror, dass der ganze Reinertrag dieaea Malfnfechhpgee geseisUdi mid 
ausschliesslich zur Tilgung der bayerischen Staatsschuld nnd resp. i«r 
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uhmei ist, ireMe eitie B^^iKiuig bisher ans einer hniereQ Steuer be- 
280g, um so iKreniger wird sie geneigt sein, dieselbe au&ubeben, bedeu- 



Zablun; dev hinten fQr dieselbe beiünmit sei, diese Bestimnuuiis aber ehve 
Oefibrdiiiif des Slsatseredits nieM verändert werden Mime. (VerfU die engeführten 
„Resullate** S. 277 u. 281 ff.) Auch gegenwärtig besteht nech dieser bedeutende Un- 
terschied in der Besteuerung des Bieres zwischen Beyern diesseits des Rheins und 
den übrigen Zoilvereinsstaalen ; denn nach dem Anschlage för die Finsnzperiode TOtt 
1861 bis 1867 ist der Roherfrag des bayerischen Malzaufschlages mit 6,686,660 Fl., 
der Reinertrag mit 6,200,000 Fl. in Ansatz gebracht, so dass von dieser Steuer neuer- 
dings die Kopfqnote auf 1 Fl. 42 Kr. gestiegen ist, also seit 1847 sich um leVa Kr. 
erhobt bat. 

Von der grossen Verschiedenheit der inneren Besteuerung in den einzelnen deut- 
schen Staaten überzeugt man sich am leichtesten, wenn man die Angaben der in 
Frankfurt a. H. 1848 — 49 Tersammelten Regierungscomaiissarien über den Brutto- 
ertrag der Branntwein- und Biersteuer nach eiusn Durchschnitt der zunächst Tor- 
ausgfgangenen Jahre und über den Steuerertrag, welcher Ton diesen Steuern auf 
den Kopf der Bevölkerung fiel , mit einander yergleicht. Diese Angeben sind in den 
8 Tabellen entfiallen, welche dem Berichte des Ausschusses der Regierungsceunnis- 
sarien, die Bier- und Branntweinsteuer betreffend, als Anlagen beigefQgt sind und 
eine übersichtliche Darstellung der in den einzelnen deutsehen Staaten bestehenden 
Besteuerung des Branntweins und Biers liefern. (Vergl. die angeführten „Resultate** 
S. 262« ff.) Wir wollen nur eine kurze Uebersicht der gedachten Steuererträge und 
Kopfquoten in denjenigen Staaten geben, welche gegenwärtig dem Zellrerelne ange- 
hören und för welche «in den erwähnten Tabellen genügende Angaben sieh finden, 
denn von mehreren Staaten fehlen solche. 

Branntweinbestenernng. 



Preossen nebst den mit ihm imBrannt- 
weinsteuerverbande stehenden Staa- 
ten, namentlich Sachsen und Thü- 
ringen 

Grossherzogthum Hessen 

Rurhessen (ohne Schmalkalden) . . . 

Steuerverein 

Württemberg 

Baden 
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lieber Broit«- 

ertrag In Thalera 
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281,326 
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12,164 
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3% 



Die bdehste Keplfuete der Branntitetosleaer (8Vs Sgr.) finden wir in Frenssen 
wd den mit ihn im Btmermrbsnde befiadttebe* SUaten, die niedrigele (3>/4 Pf.) in 
Birien. Das ist ein VerUUlnlse wie 1 : 31. Selbst in 4kan Staaten^ wo nichst Preus- 
sen die höehste Repl^nole sieb heranaeleWe, wio in KurbeMen und im Ckossherseg- 
tbmn Hessen, betrug sin deeb nur nngnfihr die Hallte der preussischen» 
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toid 2a ermlsslgen oder Uosichtiidi derselben mit anderen Staafan in 
Oemeioschaft des Ertrages zu treten. Daraus erklärt es sich, daan 
Ewar die kleinen Staaten, welche sich ganz oder tkeilweise dem Zcdl- 
System eines gr(>sseren anschlössen, in der B^d zogleicb das in dem 
letzteren bestehende System der indirecten Steuern, welche auf inlän- 
dische Erzeugnisse gdegt waren, annahmen, dass dagegen in allen 
Zollvereinen, welche bis jetzt existirten, mit einziger Ausnahme des 
Steuenrereins ^^*), die Verschiedenheit der Gesetzgebung hinsichtlich der 
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Bayern (mit Aasschluu der Pfali) . . 


3,240,484 
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WOrltemberg 
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ateuerTerbande stehenden Staaten, 








namentlich Sachsen und Th&ringen 


2,082,028 
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Grosshersogllium Hessen . . . . . 


35,968 
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Kurhessen (ohne Schmsllcalden) ' . . . 


14,735 


— 


7'/. 


Steuerrerein (ohne Oldenburg) . . . 


38,204 


— 


6'/, 



Die niedrigste Kopfquote der Biersteuer finden wir, abgesehen ?om Steuerfer- 
ein, in Rurliessen (7'/, Pf.), dagegen die hdehste in Bayern (24Vn Sgr.). Bas ist 
ein Verhfiltniss wie 1 : 40. Selbst in Württemberg, wo nScbst Bayern die bdchite 
Kepfquote der Biersteuer (7Vs Sgr.) sich ergab, betrug sie noch nicht Va ^<r ^7^ 
Tischen. 

Unter den Zoll Vereinsstaaten war Nassau damals der einzige, in welchem weder 
eine Branntwein« noch eine Biersteuer als Staatssteuer erhoben wurde. Es CeUt 
uns leider an den nothigen Hilfsmilteln, um eine ihniiche Zusammenstellung des Er* 
träges der Branntwein - und Biersteuer in den genannten ZolWereinsstaaten aus der 
neuesten Zeit xu liefern. So weit wir haben nachkommen können, sind die einge- 
tretenen Aenderungen nicht von der Art, dass man sich der wiknschenswerthen 
Uebereinstlmmung der Stevergeselsgebung und der Steuersätie hinsichtlich des 
Branntweins und des Biers in den Zollrereinsstaaten belrichtlich genähert hSIte. In 
manchen Fallen ist der Unterschied sogar noch grösser geworden. (Vergl. Rieekt 
«. a. 0. S. 440 f.) 

71») Denn die wenigen Staaten, welche denselben bildeten, Terelnigten sieh nr- 
sprOnglich zur Annahme eines gteichmiislgen und gemeinschaftlichen Sy- 
stems der Eingangs-, Durchgangs-, Ausgangs- und Verbranchs-Abgabon. Vergi 
die in der Anm. 30 angeführten Artikel des Orundverirags. Arl. 6 desselben be* 
stimmt: „Andere Verbrauchs- oder Fabrikations -Abgaben als die von Branntwein 
und Bier djkrfen in keinem der Ttreinsstaaien -* wlowohl Torbebiltltch der taa^ 
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I inneren Yerbraadissteaeni nicht nur bei der Grflndnng derselben im 

I Allgemeinen beibehalten, sondern anch später nicht ganz beseitigt 

( wurde. 

1 Im bayerisch-wttrttembergischen Zollverein ist unseres Wissens wäh« 

I rend der allerdings nur kurzen Zeit seines Bestandes (von 5Vi Jahren) 

I nidit einmal der Versuch gemacht worden, eine Uebereinstimmung der 

Gesetzgebung über die inneren Verbrauchssteuern herbeizuführen^*). 

Die Verträge, auf welchen der deutsche Zollverein beruht, Hessen 
die Verschiedenheit dieser Gesetzgebung in den Vereinsstaaten im All* 
gemeinen fortbestehen, weil in der grossen Zahl der Vereinsstaaten die 
Systeme der inneren Steuern so verschieden wären, dass eine üeber* 
einstimmung derselben nicht sofort herbeigeführt werden konnte. Die 
Gründer des deutschen Zollvereins verkannten jedoch keineswegs die 



Art. 13 erwähnten besonderen Abgraben in einxelnen Städten oder Gemeinden — 
tnders als im EinTerständnisse der contrabirenden Regierungen angeordnet werden.** 

In dem Grundverlrage des Steuervereins und in dem Vertrage über den Beitritt 
Oldenburgs sum Steuervereine lautet Art 13 übereinstimmend : „Besondere Consum- 
tions - Abgaben, welche ein Staat für eigne Rechnung angeordnet hat oder anordnen 
wird» oder einzelnen SÜdlen oder Gemeinden för deren Rechnung bewiUigt hat oder 
bewilligen mochte, unterliegen auch fernerhin der einseitigen Bestimmung des betref- 
fenden Staats.*' 

„Nur ist stets von dem Grundsatze auszugehen , dass die nach aolchen Städten 
oder Gemeinden aus den anderen contrabirenden Staaten gebrachten Gegenstände in 
keinem Falle mit einer heberen Abgabe belegt werden dürfen, als die Gegenstände, 
wrtche von den Bewohnern der fraglichen Städte oder Gemeinden selbst, sowie von 
den übrigen Landeseinwohnern in diese Städte oder Gemeinden eingeführt werden.'^ 

72) Der Gmndvertrag über den Zollverein zwischen Bayern und Württemberg 
bestimmt im Art. XXXll: „Die beiden allerbdchsten Paciscenten behalten aicb vor. 
Jene Consumtiens - Abgaben , welche in ihren Staaten von gewissen inländischen Ge- 
nnss- und Verbrauchs - Gegenständen erhoben werden, in gleicher Weise und Quote, 
tarn Besten ihrer Landeskassen, auch von den Gegenständen derselben Art, welche 
ans dem Gebiete eines benachbarten fremden, oder zum Vereine gehörigen Lindes 
kommen, erheben zu lasten, jedoch in der Art, dass solche Abgaben nicht auch die 
biet transitirenden Gegenstände treffen und durch die Erhebungs weise den freien 
Vevkelir zwischen den vereinten Staaten so wenig wie möglich erschweren." 

„Art. XXXIIL Die Tarife solcher Verbrauchsabgaben sollen nebst den Bestim- 
««ngen über die Brhebungsweise auf Verlangen des Staats, der solche Abgaben er- 
hebt, in den Nachbar - Staaten durch die betreffenden Regierungen bekannt gemacht 
werden.** 

Nach Art. V „bleibt es Jeder der beiden Regierungen unbenommen , an der ge- 
mtinsamen Grmzlinie auf ihrem Gebiete diejenigen Aufsichtsstellen und Schutz- 
wachen aufzustellen, welche sie allenfalls zur Verhinderung der Salz- und 
Mali-Einschwärsung oder anderer Defraudationen ihrer indirecten 
Auflagen nethwendig findet.** 



283 a* Fifcter, 

Nachtheile, weldie aus der Verschiedenheit der iraeren Steomystaw 
überhaupt, und ncünenüich aas der Ungleichheit der Steaers&tse, 8^ 
wohl für die Producenten als für die Steaereinnahme der einzdnen 
Yereinsstaaten erwachsen konnten. Um diese Nachtheile weni^t^ts 
nach und nach zu beseitigen, wurde in Artikel 11 des Zollvereinigungfr' 
Vertrags vom 22. März 1833, welcher die Grundlage aller späterin. 
Verträge bildet, folgende Erklärung aufgenonunen: »In Bezug auf die* 
jenigen Erzeugnisse, bei welchen hinsichtlich der Besteuerung im Innern 
noch eine Verschiedenheit der Gesetzgebung unter den einzelnen Ver- 
emslanden stattfindet, wird von allen Theilen als wünschens- 
werth anerkannt, auch hierin eine Uebereinstimmung der 
Gesetzgebung und der Besteuerungssätze in ihren Staaten 
hergestellt zu sehen, und es wird daher ihr Bestreben auf 
die Herbeiführung einer solchen Gleichmässigkeit ge- 
richtet sein.« Obgleich diese Erklärung in allen Verträgen über 
die Fortdauer und Erweiterung des deutschen Zollvereins wenigstens 
im Wesentlichen ausdrücklich wiederholt wurde '^'), so hat sich doch 
Kühne's schon im Jahre 1836 ausgesprochene Vermuthung: »es dürfte 
jener Wunsch und dieses Bestreben der Erfüllung eben nicht nahe 
stehen'^)«, vollkommen bestätigt. Dagegen sind die im Jahre 1842 
aufgestellten, kühnen Behauptungen des sanguinischen Höfken^^) durch 



78) Im Artikel 3 des Yerirtgei über die Fortdeaer des Zoll- «Dd HandcIsTereini 
Tem 8. Mai 1841 erhielt die angefahrte ErliUrung folgende rerinderte Ftsning; 
„. . . wird «8 auch femer von eimmtlichen contrahirenden Theilen als wOnechenB- 
werth anerkannt, bierin eine Uebereinsttmniiing der Gesetzgebung und der Be- 
steuervngssitze in den Tereinssteaten thunlichsl hergestellt iu sdien, md es 
wird daher ihr Bestreben auf HerbeifAhrang einer solchen Gleichmisslgkeit, ins- 
besondere durch Vereinigung mehrerer Staaten zu gleichen inneren 
Steuer-Einrichtungen, mit oder ohne Gemeinschaftliehkeit der 
Steuer-ErtrSge, gerichtet sein.^* .Diese Erklirang^ welche in den spileren Ver- 
tragen liber die Fortdauer und ErweiterUtag des Zoll- und HandelsTereitts unTorflnilert 
wiederholt wurde, gfebt deutlich genug zu ttkennen, dass man bereits im Jahre 
1841 die Hoffnung aufgegeben hatte, das wfinschenswerlhe Ziel vollstindig su er* 
reichen. 

74) Ueber den deutschen ZoUferefn. Berlin 1836. S. 14. 

75) In der Schrift: Der Deutsche Zollrerein in seiner Fortbildung. Stuttgart 
und Tübingen 1842, sagt er S. 166: „Daher ist es nicht bloss im Interesse, sondern 
auch durchaus in der Gewall der Vereinest säten , ohne Benachtbeiligung 
irgend eines Theiles ein iibercinstimmendes Stenersystein durch- 
zuführen, das Jede hemmende Beaufsichtigung und Beschrankong des Imeren Vor* 
kehrs ferner unnMliig macht: nichts steht dem entgegen, wo nur der ernste Will« 
da ist, sich zu vereinbarend* 
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die fieitdem gemacliteB EärfiihntngeB volbtftndig widerl^ wordäQ. Die 
Bemfibungen , Uebereinstimmong in der ümeren Besteuerung der Zoll- 
vereinsstaaten herzustellen, haben nur bei der Rübenzuckersteuer einen 
YoUständigen Erfolg gehabt ^^). Die Gemeinschaft derselben machte 



„Bti allgehemmter Entwickeliing des HandelsbundeB Ist mit Oewigsheil der 
Zeitpunkt TOrauBioseheiiy wo sie (die gleiohmissige Besteuerung im Zoll- 
Tereine) uiiTermeidlicb wird — eine Beliauptung, deren Richtigkeit zu be- 
weisen nicht eben viel Scharfsinn erfordert.*' Seitdem sind 24 Jahre 
verflossen, aber das angebliche Minimum von Scharfsinn haben die Regierungen der 
ZoUvereinsstaalen nicht besessen, oder doch nicht bethitigt. 

76) Die Besteuerung, des im Umfange des Zollvereins aus RnnkelrQben bereiteten 
Znokers wurde im Art. 4 des Tvrtrages Aber die Fortdauer des Zoll- und Handels- 
vereins Tom 8. Msl 1841 als nothwendig erachtet und an demselben Tage eine be- 
sondere Uebereinkonft wegen derselben abgeschlossen. Vergl. Tertrage und Ver- 
handlungen über die Bildung und Ansfabrung des deutschen Zoll- und HandelBvereins. 
Bd. 111 S. 9 £f. V n R h r s c h e i d t , Preussens Slaatsvertrage S. 607 £f. (Beiläufig 
wollen wir bemerken, dass nach Klingelhdffor a. a. 0. S. 109 erst im Jahre 
1863 die RQbenzuckersteuer zu einer gemeinsamen erklärt und der ausschliesslichen 
Zuständigkeit des Zollvereins unterworfen worden sein soll!!) Da die Fabrikation 
des Rfkbenzuckers in einigen Vereinsstaaten immer mehr an Umfang gewann, so be- 
sorgte man mit Recht einen bedeutenden Ausfall an der Zolleinnahme vom indischen 
Zucker und suchte denselben durch die Besteuerung des RQbenzuckers zu decken. 
Mit dem 1. September 1841 wurde die Besteuerung nach einem Aberall gleichen Satze 
eingcffthrt; die Oemelnschaftlichkeit des Stenereinkomroens dagegen bis zum 1. Sept 
1844 ausgesetzt, um auf der Grundlage der während dieses dreijährigen Zeitraums 
n gewinnenden Erfahrungen zuvor die angemessenste Besteuerungsweise zu ermitteln 
and eine aligemeine und übereinstimmende Gesetzgebung zu Tereinbaren. Felgende 
allgemeine Grundsätze wurden im Art. 7 Litt. c. und d. der gedachten Uebereinkunft 
festgestellt: „Die Steuer vom vereinsländisclien RQbenzucker wird gegen den Bin- 
gangszoli vom ausländischen Zucker stets ao viel niedriger gestellt werden, als n6thig 
ist, um der inländisdien Fabrikation einen angemessenen Schutz zu gewähren, ohne 
ivgleich die Concurrenz des ausländischen Zuckers auf eine, die Einkanfte des Ver- 
eins oder das Interesse der Consumenten gefährdende Vlfeise zu beschränken. In 
keinem Falle wird die Steuer von RQben-Rohzuckef unter den Betrag von 20 Procent 
dos ZoUsstzes ffir ausländischen, zum Versieden eingehenden Robzucker gestellt 
werden.** 

Der Steuersatz sollte für das erste Betriebsjahr 10 Sgr. vom Cenlher Rohzucker 
oder 6 Pf. vdm Centner verarbeiteter RAben betragen, indem man von der Annahme 
ausging, dass aus 20 Centnem R6ben 1 Centner Rohzucker gewonnen werden könne. 
Wenn jedoch nach Zusammenrechnong des in dem vorangegangenen Betriebsjahre im 
gestmmten Vereine bestenerten Qusntums Rfibenzucker mit der im vorangegangenen 
Kalenderjahre vertollten Menge aosländisehen Zuckers sich ergeben wArde, dass 
ttnter 100 Centnem der so ermittelten Gesammtmenge 20 Centner RAbenzucker be- 
griffen seien , so toIHe die Steuer Vt Thaler vom Zollcentner RQbenzucker (1 Sgr. 
vom Centner verarbeiteter Rflben) betragen. Wfirde endlich die Menge des Rüben- 
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sich noihwendig, weil durch sie alldn der bedeutende Ausfall in der 
Einnahme aus dem Zuckerzoll, welcher w^en der raschen Ausdehnung 



inckers 25 Procent der gesammleD Zuckermenge erreichen oder überaleigen, so ioUU 
die Steuer auf i Thlr. vom Centner Zucker (1 Sgr. 6 Pf. vom Centner verarbeiteter 
Rüben) erhöht werden. Diese Voraussetzungen traten Jedoch nicht ein und et ver- 
blieb daher für die ersten drei Betriebsjahre bei dem Steuersatze von 10 Sgr. fllr 
den Centner Rohzucker (6 Pf. vom Centner verarbeiteter Rüben). Dagegen ward#* 
vom 1. September 1844 an , wo erat die Gemeinschaft!] cbkeit des Einkommens aus 
der Rübenzuckersteuer unter den Yereinastaaten eintrat, nach folgenden Grundsätzen 
Torfahren : 

,,1) Der EingangszoU vom auslandischen Zucker und Syrup und die Steuer tob 
vereinsländischem Rübenzucker zusammen sollen für den Kopf der JeweiBgen 
Bevölkerung des Zollvereins jilirlich mindestens eine Drutto-Einnahme gewähren, 
welche dem Ertrage des Eingangszolles vom auslandischen Zucker und Symp 
für den Kopf der Beyölkerung im Dorchschnilt der drei Jahre 1838 — 40 
gleichkommt.'* 
„2) Der Betrag der Rübenzuckersteuer wird jedesmal für einen dreijährigen, vom 
1. September an laufenden Zeilraum festgesetzt, und wenigstens 8 Wochen vor 
Anfang des letzteren Öffentlich bekannt gemacht. Gleichzeitig mit der Rüben» 
suckersteoer werden auch die Eingangs- Zollsätze für den ausländischen Zucker 
und Syrup festgestellt, verkündigt und in Anwendung gebracht, weshalb solche 
aus der Reihe der übrigen, mit dem Kalenderjahre laufenden Salze des Zoll- 
tarifs ausscheiden.'* 

Demgemäss wurde die Rfibenzuckersteuer Yom 1. September 1844 an für den 
Zollcentner zu verarbeitender Rüben auf l'/a Sgr. festgesetzt. Der Durchschnitt, 
welcher für das Steuer-Einkommen aus dem Zucker massgebend sein sollte, betrug 
6,M>* Sgr. für den Kopf der Bevölkerung und wurde auch bis zu Ende des Jahres 
j847 bei den bestehenden Zoll- und Steuersätzen reichlich erzielt. Seit dem Jahre 
1848 sank jedoch der Ertrag fortwährend, so dass man sich genölhigt sah, Tom 
1. September 1850 an die Zuekersteuer auf 3 Sgr. vom Centner Rüben zu erhöhen. 
Da auch diese Erhöhung den beabsichtigten Erfolg nicht halle, indem trotz derselbea 
in der Periode von 1850 — 53 das Steuer - Einkommen aus dem Zucker unter dem 
Normalsatze blieb, und da die früliere Annahme, dass aus 20 Centnern Rüben 
1 Cenlner Rohzucker gewonnen werde, wegen der vervollkommneten Fabrikation 
nicht mehr zutraf, so wurde bei der Erneuerung der Uebereinkunfl wegen Be- 
steuerung des Rübenzuckers vom 4. April 1853 (vergl. Houth-Wober a. a. 0. 
S 152 ff.) zwar der NormsUstz etwas ermässigt, aber der Steuersatz verdoppelt, 
nämlich auf 6 Sgr. vom Centner Rüben bestimmt. Obgleich die Einnahme aus der 
Besteuerung des Zuckers in den Jahren 1854 bis 1857 den angenommenen Nermal- 
satz von 6,<^*2 Sgr. für den Kopf der Bevölkerung um mehr als 1 Sgr. überstieg, so 
halte man sich doch überzeugt, dass unter den veränderten Yerhällnissen, namentlich 
wegen der grossen Fortschritte in der Rübenzuckerfabrikatiou, der bestehende Schutt 
dieser Industrie die Grenzen des Angemessenen weit überschreite und die Concurreai 
des ausländischen Zuckers auf das Emstlichste geßhrde. Deshalb wurde durch die 
Uebereinkunft vom 16. Februar 1858 (vergl. Houth - Weber a. a. 0. S. 161 ff.) die 
Steuer vom Cenlner Rüben vom I.September 1858 an auf Ty^Sgr. erhöht und dieser 
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der BQbenzuckerfabrikation in mehreren Zollvereinsstaaten za befOrchten 
war, gedeckt werden konnte, und weil eine wirksame Besteuerung des 
Rübenzuckers in den einzelnen Vereinsstaaten nach den bestehenden 
Vereinbarungen unter denselben nicht ausführbar erschien. Der einzige 
Versuch, welcher ausserdem hinsichtlich der Besteuerung des Tabaks 
im Jahre 1856 von der preussischen Regierung gemacht wurde, um 
die gedachte Uebereinstinnnung herbeizuführen, ist auf eine ent- 
muthigende Weise gescheitert ''^). 

Die erhebliche Verschiedenheit der inneren Steuern in den einzelnen 
Zollvereinsstaaten machte es nothwendig, dass bei dem Uebergange ge- 
wisser Erzeugnisse aus dem einen Vereinsstaate in den anderen Abgaben 
•erhoben wurden, deren Wesen und Bestimmung jedoch im Laufe der 
Zollvereinigung sich wesentlich verändert hat. Es sind in dieser Be- 
ziehung zwei Perioden zu unterscheiden: die der Ausgleichungs- und 
die der Uebergangsabgaben. 

Von der Gründung des Zollvereins bis zum Jahre 1842 bestanden 
die sog. Ergänzungs- pder Ausgleichungsabgaben^®), die nach 
,dem Abstände der gesetzlichen Steuer im Lande der Bestimmung von 
der denselben Gegenstand treffenden Steuer im Lande der Herkunft 
bemessen wurden und daher in Beziehung auf diejenigen Vereinslande 
g&nzlich hinwc^fielen, wo eine gleich hohe oder höhere Steuer auf 
dasselbe Erzeugntss gelegt war. Es galt als Grundsatz, dass Rück- 
vergütungen der inländischen Staatssteuem , auch in der Form von 
Steuernachlässen, bei der Ueberfuhr der besteuerten Gegenstände in 
ein anderes Vereinsland nicht gewährt werden durften, sofern nicht 
wegen besonderer örtlicher Verhältnisse die betheiligten Nachbarstaaten 

Steuersftts ist bii jetst beibehalten. Der beabsfcbtigte Zweck , eine grtoere Con- 
currens des ausUndischen Zuckers wieder herbeizufObren , ist Jedoch nicht erreicht 
worden. Die Rübenzuckerfabrikation innerhalb des ZollTereins hat unter der er- 
wihnten Gesetzgebung fiber die Besteuerung derselben im Verlauf von 20 Jahren 
eine so bedeutende Ausdehnung gewonnen» dass die Einfuhr auslindischen Zuckers 
sehr gesunken ist. Wihrend der Zuckerzoll früher , noch bis zum Jahre 1847, dem 
Zollrerein unter allen Zdllen die grösste Einnahme lieferte, ist dieselbe unbedeutend 
geworden, dagegen der Ertrsg der Rfibenzuckersteuer fast fortwihrend gestiegen, 
wenn auch in einzelnen Jahren Schwankungen eintraten. Vergl. Houth -Weber 
a. a. 0. S. 152 IT., Koib, Handbuch der y ergleichenden Statistik. 3. Aufl. S. 207, 
A. Emminghaus a. a. 0. S. 48 if., Robolsky, Der deutsche Zollrerein« Seine 
Entstehung, Entwickelung und Zukunft. Berlin 1862. S. 99 ff. 

77) (von T hielau) Der Zollrerein Deutschlands. Heft 11 S.Uff.» Robolsky 
a. a. 0. S.83ff. 

78) (K fi h n e) Ueber den deuUchen Zollverein S. 13 ff., R i oc k o a. a. 0. S. 364 ff., 
Thon a. a. 0. S.263f. 
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sich etwa aber Ansnalimen von diesem Grundsätze vereinigen worden^*). 
Die Aoagleichongsabgaben sollten zur Vermeidang der Nacbtfaefle dieoeo, 
welche für die Producenten des eignen Staates im Verhältnifise zu den 
Producentenin anderen YereinsstaJaten, bei freiem Verkefare, aus der 
ungleichen Besteuerung erwachsen würden^). Dieser Schutz der ge- 
werblichen ConcuiTenz wurde jedoch nicht vollständig erreicht, da eine 
Erstattung der auf dem Erzeugniss ruhenden höheren Steuer bei dem 
Uebergange desselben in ein Land mit niedrigerer Steuer hinsichUicli 
des Abstandes zwischen diesen Steuersätzen wenigstens in der Regel 
nicht erlaubt war, also in diesem Falle eine Goncurrenz auf gleichem 
Fusse nicht stattfand. Auch in finanzieller Beziehung war das SjstoD 
d0[ Ausgleichungsabgaben mangelhaft Da dieselben nur bis zum Be- 
itrage des Abstandes zwischen den beiderseitigen Steuersätzen erhobea 
werd^ durften und die einmal erhobenen Abgaben dem betreffende 
Staate auch dann verbleiben sollten, wenn die besteuerten Oegenstäide 
in einem anderen Yereinslande consumirt wurden, indem Rtdcerstatfungen 
•der bereits gezahlten Steuern bei der Ueberfuhr der versteuerten Gegen- 
stände in ein anderes Vereinsland in der Regel nicht gestattet waren, 
ho wurde das Princip der Verbrauchssteuern nicht folgerichtig durch- 
geführt, nach welchem jeder Staat den ganzen Verbrauch des be- 
treffenden Gegenstandes innerhalb seines Gebietes gleichiftässig besteuern, 
aber von dem Verbrauche in einem anderen Lande keine Steuer er- 
heben soll««»). 

79) So machte z. B. die badische Regierang bei dem Abschluss des Vertrags 
Ober den Beitrilt Badens zbm Zollverein darauf aufmerksam, dass im bayerischen 
JUieiokreise gar keine, im Gressherzogthun Hessen aber nur eine geriag« iLbgabe 
Ton der Fabrikation des Bieres erhoben werde, und dass daher eine ROckvergtkluiig 
der badisthen Biersteuer bei dem Uebergange badischen Bieres in die gedachten 
Länder ^vohl gerechtfertigt wSre. Man kam deshalb Qberein . in diesen Falle eiae 
Ausnahme eintreten tu lassen. Vergl. Riecke a. a. 0. S. 367. 

80) Der sehr reichlich bemessene Vorzug, welcher dem ▼ereinsllndischen vor 
dem ausländischen Erzeugniss verblieb, ergiebt sich nach den damaligen SteuersStteii 
%«im Wein und Branntwein im Verhältniss von % Thaler für den Centner verelns- 
lindischen gegen 8 Thaler fflr den Centner «usländischen Erzeugnisses j desgteichen 
beim Tabak im VerhäKniss von Vs >« &Va Thaler für den Centner. Vergib (Kahne) 
lieber den deutschen Zollverein S^ 17 f. 

80«) Thon bemerkt a. «. O. S. 261, dass „das Princip, auf welchem dh Aus- 
gleichungsabgaben beruhten, insofern nicht lolgerichtig durchgefäbrt worden teiy all 
dieselben nicht dem Erzeugungslande bei der Ausfuhr, als Zuschlag tu der eignen 
Staatssteuer, zufielen, sondern den Kassen desjenigen Staates zu Gute kamen, wohin 
die Versendung erfolgte, mithin för den letzteren zugleich eine unmittelbare Finanx- 
4«elle bildeten, welche freilich von der Steuergesetzgebung im Lande der Versendung 
abhängig war**. Dies scheint uns mit dem oben angedeuteten Princip der Verbravoba- 
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Ausgleiehuiigsabgaben dorftea vertragsmiasig. von keinai anderen 
Erzeugnissen, als yon Bier und Malz, Branniwein, Tabaksbl&ttem, 
Traubmmost und Wein eiiioben wevden und bestimmte höchste Sätze 
Dicht übersteigen. Dadurch waren der Vc^elfiQtigiing und Verschieden« 
heit der inneren Steuern anf indirecte Weise gewisse Schranken gesetzt. 

Durch den Vertrag Ober die Fortdauer des Zoll- und Handels- 
Vereins vom 8. Mai 1841 wurde im ArtUsel 3 die Autonomie der Ver- 
einsstaaten hinsichtlich der inneren Besteuerung zuerst einer all- 
gemeinen und directen Beschränkung unterworfen. Jedem Vereins- 
staate blieb es zwar auch femer freigestellt, die auf der Hervorbringung, 
der Zubereitung oder dem Verbrauche von Erzeugnissen ruhenden in- 
neren Steuern beizubehalten, zu verändern oder aufzuheben, sowie 
neue Steuern dieser Art einzuführen; es wurde jedoch zugleich ver- 
einbart, dass dergleichen Abgaben nur auf folgende Erzeugnisse, als: 
Branntwein, Bier, Essig, Malz, Wein, Most, Gider, Tabak, Mehl und 
andere Mühlen -Fabrikate, desgleichen Backwaaren, Fleisch, Fleisch- 
waaren und Fett gelegt werden durften. Hmsichtlich der Steuern von 
Branntwein, Bier, Wein und Tabak vereinigte man sich über bestimmte 
Sätze, deren Betrag bei Abmessung der Steuer nicht überschritten 
werden sollte ^0. 



besteueniBg im Widerspruche zu stehen. Das Verbot der Rikclcrergiitaiigen hiUe 
bei dieser EinriehtiiDf entweder die Folge geliebt, dsss die auslindiscben Consu- 
nenUB iaUiBdischer Erzeugnisse besteuert wurden, oder dass die Verbrauchssteueni 
Ton den inländischen Producenten gelragen werden nuissten, wenn sie den Abssts 
ihrer besteuerlea Produlcte in anderen VereinslSndem nicht Torlieren woUten. Es 
wären also die Nachtheile eingetreten , welche mit Ausgangsabgaben verbunden sind, 
wenn sie in der Absieht erheben werden, die ausländischen Consumenten zu be- 
steuern. Vergl. oben S. 253. 

81) Während diese Verabredungen früher in einem Separatarlikel enthalten 
waren, wurden sie in den offenen Vertrag über die Fortdauer des Zoll- und Handels- 
▼ereins vom 16. Hai 1S65 aufgenonimen« Derselbe bestimmt im Art. II Ziffer II §.2: 
„Für Branntwein, Bier, Wein und Tabak sollen die folgenden Sätze ab das höchste 
.Maass hetrachtel werden, bis zu welchem in den Vereinsstaaten eine Besteiemnf 
•der genannten Erzeugnisse für Rechnung des Staate soll stattfinden können, nämlich: 

a) für Branntwein 10 Rlhir. von der Ohm zu 120 Quart Preussisch und bei einer 
Alkoholslärke von 60 Procent nach Tralles; 

b) für Bier 1 Rtblr. 15 Gr. fon der Ohm zu 120 Quart Preussisch; 

c) für Wein, und zwar: 

aa) wenn die Abgabe nach dem Werlbe des Weines erhoben wird, 1*/, Rtblr. 

rem Zollzentner (5 Rthlr. von der Ohm zu 120 Quart Preussisch); 
bb) wenn die Abgabe ohne Rücksicht auf den Werth des Weines erhoben 

wird, 25 Gr. Tom Zollsentner (2Rlhhr. 23Vb6r. fon der Ohm zu 120 

Quart Preussisch); 
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An die Stelle der Ausgleidrangsabgaben traten mit dem 1. Januar 
1842 Uebergangsabgaben^*)zurYenDeidangderNacbtbeiIe, wdche 
aus einer Verschiedenartigkeit der inneren Steuersysteme überhaupt, 
und namentlich aus der Ungleichheit der Steuersätze, sowohl (üi die 
Producenten, als für die Steuer-Einnahme der einzelnen Yereinsstaatea 
erwachsen könnten. Das fiscalische Princip, d. h. die Rücksicht auf 
den Schutz der inneren Steuern der einzelnen Staaten, wurde bei diesen 
Abgaben vollständig angenommen , aber zugleich der Grundsatz gegen- 
seitiger Gleichmässigkdt der Behandlung aufgestellt, indem «das Er- 
zeugniss eines anderen Yereinsstaates unter keinem Verwände höher 
oder in einer lästigeren Weise, als das inländische oder als das Er- 
zeugniss der übrigen Vereinsstaaten, besteuert werden durfte**)«. 

cc) wenn die Abgabe nach einer Klassifikation der Weinberge erhoben wir^ 
ist die Beschränkung derselben auf ein Maximum nicht fOr erferderlick 
\ erachtet worden. 

In Bezug auf die freie Stadt Frankfurt, wo vom Weine fegeawiitif 
eine Abgabe von 5 Fl. 20 Xr. (3 Rthlr. IVu Or.) für die FrankfurUr Ohna 
erhoben wird , soll von einer Ermässigung dieser Abgabe anf dea unter 
bb. gedachten Satz, abgesehen werden; 
d) fOr Tabak 20 Gr. vom Zollzenlner.<* 
,,Auch für die anderen , einer inneren Steuer «nterworfenen Erxeagniaee wird 
»an sich, so weit nölhig, über bestimmte Sitze rerstlodigen , deren Betrtf hei 
Abmessung der Steuer nicht überschritten werden soll.** 

Was die Uebergangsabgabe von Wein betrifft, so enihilt der Yertraf über die 
Fortdauer des Zoll- und Handelsvereins vom 16. Mai 1865 im Artikelil Ziffer II 
$. 3 Litt, e folgende Zusiclierung: „Preussen, Sachsen, Hannover, Kurheseen, die 
zum IhQringischen Zoll- und Handels -Vereine gehörenden Staaten, Braunsdiwefg and 
Oldenburg werden von dem Zeitpunkt ab, mit welchem der, dem Artikel 4 bei- 
gefügte Zolltarif in Wirksamkeit tritt, von dem in den übrigen Yereinsstaaten er- 
xeuglen Wein und Traubenmost eine Uebergangs - Abgabe nicht erheben/' 

„Eine solche Abgabe wird auch TOn denjenigen Yereinsstaaten nicht erhoben 
werden, welche etwa wahrend der Dauer dieses Vertragea die Hervorbringong ven 
Wein einer inneren Steuer unterwerfen möchten/' 

82) Riecke a. a. 0. S. 371 ff., Thon a. a. 0. S. 264 ff., Klingelhöffer 
a. a. 0. S. 118 ff. Es ist unbegreiflicli, warum Klingelhöffer S. 124 in der Anm. 
die Einfährung der Uebergangsabgabe n statt der Ausgleichungsabgaben fAr einen 
Rückschritt in der Gesetzgebung des Zollvereins erklärt. 

83) Vergl. den Vertrag» die Fortdauer des Zoll- und Handelsvereins betreffend, 
Tom S.Mai 1841 Art. 3 Ziffer II« 3. Diesem Grundsätze gemäss ist im Art. 11 Ziffer If 
$.3—5 des Vertrags über die Fortdauer des Zoll- und Handelsvereins vom 16. Mal 
1865 Folgendea bestimmt : 

„1) Vereinsstaaten, welche von einem iniindischen Erzeugnisse keine innere Steuer 
erheben, dürfen auch das gleiche vereinsUndische Ersengniss nicht besteuern.** 

„2) Wo innere Steuern nach dem Werthe der Waaren erhoben werden , sind nicht 
nur die nämlichen ErbebttagMitze auf das iniindische, wie auf du-Toreins- 
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I Um die Hemmangen des freien Verkehrs, welche ans der Ver- 

I Bchiedenheit der Besteuerasg inländischer Erzeugnisse entstehen, so viel 



landische BneugniBs gleichmSMig in AaireBdang ta briogen , SMdern es darf 
' auch bei Feststellung det tu besteuernden WectIieB das inlindisclie Ersevgniss 

1 nicht vor dem yereinsUndischen begünstigt werden/' 

I „8) Diejenigen Staaten, in welchen innere Steuern yon einem Consumtions-Gegen- 

. Stande bei dem Kanfe oder Yerkaafe oder bei der Yersehmng desselben erhoben 

werden, dürfen diese Steuern yen den ava anderen Vereinsslaaten iienrthrenden 
' Erzeugnissen der nämlichen Gattung nnr in gleichef Weise fordern. 

I 1} Diejenigen Staaten, welche innere Stenern anf die Hervoibringung oder Z«- 

I bereitung eines Consumtionsgegenstandes gelegt haben, können den geaetzlichen 

I Betrag derselben bei der Einfuhr des Gegenstandes aus anderen Yereinsstaaten 

erheben lassen/« 

„Diejenigen Staaten , welche eine innere Stener auf den Kauf oder Verkauf, die 
Veraehrung, die Hervorbringung oder Zubereitung eines Consumtions- Gegenstandes 
I gelegt haben, können, bei der Ausfuhr des Gegenstandes nach anderen Vereinsstaaten, 

diese Steuer unerhoben lassen, beziehungsweise den gesetzlichen Betrag derselben 
gans oder theilweise zurückerstatten/* (Wegen der Ausübung dieser Befugniss sind 
mehrere Verabredungen getroffen. Vergl. Art. 11 $.4 Litt, a. — f. des erwihnten 
Vertrags.) 

Ueberdies gelten hinsichtlich der Uebergangssteuern , wie früher hinsichtlich der 
Ausgleichungsabgaben, noch folgende yerkragsmSssige Bestimmungen: 

„Von allen bei der Einfuhr mit mehr als 15 Gr. — W/^ Xr. — vom Zentner 
belegten Eneugnissen, von welchen entweder suf die in der Zollordnung yorgeschri ebene 
Weise dargethan wird , dass sie als auslindiscbes Ein - oder Durchgangsgut die zoll- 
amtliche Behandlung bei einer Erhebungsbehdrde des Vereins bereits bestanden haben 
oder derselben noch unterliegen, darf keine weitere Abgabe irgend einer Art, sei es 
für Rechnung des Staates oder für Rechnung von Communen oder Corporationen, 
erhoben werden, jedoch — was das Eingangsgut betriilt — mit Vorbehalt derjenigen 
inneren Stenern; welche in einem Vereinastaafe auf die weitere Verarbeitung oder 
auf anderweile Bereitungen aua aoldien Eneugnissen, ohne Unterschied des aus- 
ländischen, iniindischen oder yereinsUndischen Ursprungs, allgemein gelegt sind.^ 

„Unter diesen Steuern sind für jetit die Steuern von der Fabrikation des Brannt- 
weins, Biers und Essigs, ingleichen die Mahl- und Schlachtsteuer zu verstehen« 
weichen daher du ausUndische Getreide, Mala und Vieh im gleichen Maasse, wie 
das inlindisebe und vereinslSndischo unterliegt 

„In denjenigen Staaten, in welchen die inneren Steuern yon Getranken so sn- 
gelegt sind, dasa sie bei der Einlage der leliteren erhoben oder den Steuerpflich- 
tigen lur Laat gesteUt werden, findet der Gmndsats der Freilassung yenollter aus- 
llndiseher Erseugnisse von inneren Abgaben in der Art Anwendung, dass die erste 
Einlage verseilter aaslindischer Getrinke, d. h. diejenige, welche dem direkten Be- 
fuge aus dem Auslsnde oder dem Bezüge aus dffentlichen Niederlagen oder Privat- 
ligern unmittelbar folgt, yen jeder inneren Steuer befreit bleibt.** 

„Von den innerhalb des Vereins ersengten Gegenslinden« welche nur durch einen 
Vereinsstaat tranaitirr» , nm entweder in einen anderen Vereinsstast oder nach dem 
Analande geführt im werden, dürfen innere Steuern we^er für Rechnung des Staates, 
Msh für Rechnnng der Cemmnnen oder Kerperatlenen criieben werden.** 
Vn. 19 
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als mflglich za beseitigen, wurden theils schon gleichzeitig mü der 
Gründung des Zollvereins, d. b. im Jahre 1833, tbeüs spater, als 
der Beitritt einzelner Staaten erfolgte, Separat- Verträge zwischen 
mehreren Vweinsstaaten abgeschlossen, welche entweder nur die Gleich- 
heit dieser Besteuerung oder zugleich die Gemeinschaft des Steuer- 
ertrages unter ihnen herbeiführten^^). Die zu einem solchen Steoer- 
y^bande gehörigen Yereinsstaaten bilden den übrigen gegenüber ein 
geschlossenes Steuergebiet und werden in Ansehung dar Befagniss, 
Uebergangsabgaben gleichmfissig zu wheben, als ein Ganzes betrachtet 
Die Steuerverb&nde erstrecken sich bald auf alle Uebergangsabgaben, 
bald nur auf die eine oder die andere derselben. Gegenwärtig be»tehai 
innerhalb des Zollvereins mehrere Steuerverbände; zufolge derselboi 
findet übereinstimmende Besteuerung und freier Verkehr statt: 

1) hinsichtlich des Branntweins und Bieres zwischen Preussen, 
Luxemburg, Sachsen, Thüringen und Braunschweig; 

2) hinsichtlich des Weines und^Tabaks zwischen sämmüichen ge- 
nannten Staaten, Hannover, Kurbessen und Oldenburg; 

3) hinsichtlich des Branntweins zwischen Hannover und Oldenboig. 
In jedem dieser Steuerverbände sind diejenigen Staaten, welche sich 
dem Zollsysteme eines der genannten Staaten mit ihrem ganzen Ge- 
biete oder einem Theile desselben angeschlossen haben, mitbegriffen. 

Was die inneren Steuern betrifft, so besteht gegenwärtig ein drei- 
fach verschiedenes Verhältniss unter den einzelnen Staaten des Zoll- 
vereins : zwischen einigen derselben findet noch eine mehr oder minder 
bedeutende Verschiedenheit dieser Besteuerung statt, so dass von ihnen 
Uebergangsabgaben erhoben werden; andere haben gleichmässige Straem 
eingeführt, aber ohne Gemeinschaft des Ertrages derselben; zwischen 
noch anderen tritt bei gleicher Besteuerung auch Theilung des Steuer- 
ertrages ein. 

Die Hemmungen des Verkehrs innerhalb des Zollvereinsgebietes 
zufolge der Erhebung von Uebergangsabgaben sind oft mit einseitiger 
Uebertreibung als das grösste Gebrechen des deutschen Zollvereins dar- 
gestellt worden, und zwar gerade von Süddeutschland aus, wo am 
wenigsten zur Beseitigung oder Minderung derselben geschehen ist*^). 

84) Riecke a. a. 0. S. 410 ff., Tlian a. a. 0. S.2S6fi: 

86) Herr t. ThUlav (Per ZoHTerain DeuUchJania. Heft II S. 13) sagt ia 
dieser Bezielraiig; „Den Verkehr nil Wein betreffead,. kabea wir daa «nakUaaig« 
Dringen nach AuOiebiiag der Uabergangt-Abgahen biahe» ffir yin« unberechUgta b- 
mnthung des Südens an den Norden angesehen -— fOr ein nn te weniger luMar« 
Ansinnen, aU dfr Sfidm neben dar Uebertreibang dea Geld^unkles ia's Blant hinnte 
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ii Ea scheint daher nicht llberflassig, einen der gröndlichsten Kenner des 

;i Zollyercins zu vernehmen, welcher jene Verkehrshemmungen auf das 

i rechte Maass zurdckfQhrt. Gustav Thon sagt in der oben Anm. 62 

h angeführten Denkschrift S. 271 f.: 

k »Dass die Erhebung und Gontrolirung der Uebergangsabgaben die 

k Freiheit des Binnenverkehrs in seiner ganz ungehinderten Bewegung 

i{ beschrftnkt, ist natttrlich nicht zu leugnen und deshalb die Beseitigung 

f der eiBteren, durch Annahme einer überall gleichen Besteuerung der 

k betroffenen Gegenstände, und «wenigstens da, wo es die Verhältnisse 

i DOthwendig machen, durch Einführung einer Gemeinschaft hinsichtlich 

dea Steaerertrags, ohne Zweifel wünschenswerth.« 

»Indessen ist man im Zollvereine bemfiht gewesen, die mit diesen 
Abgaben verbundene Belästigung des Binnenverkehrs auf das möglichst 
geringe Maass zurückzufahren, indem man sich ausdrücklich zu dem 
Grundsätze vereinigt hat, dass die zur Sicherung der Steuererhebung 
erforderlichen Anordnungen, soweit sie die bei der Versendung au6 
einem Vereinsstaate in den and^n einzuhaltenden Strassen und Gontroleü' 
betreffen, auf eine den Verkehr möglichst wenig beschränkende Weise 
nach gegenseitiger Verabredung getroffen werden sollen**).« 

»In der That besteht diese Beschränkung nur darin, dass steuer- 
pflichtige Gegenstände — also ausser Bramitwein, Bier und Malz, noch 
Wein und Tabak — bei dem Uebergange über die Binnengrenze an 
gewisse, mit Abfertigungsstellen versehene Strassen gebunden und bei 
diesei) SteUen zu declariren sind, worauf die Revision und Steuer- 
erhebung oder, nach der Wahl des Steuerpflichtigen, die Abfertigung 
auf Uebergangsächein nach dem Bestimmungsorte erfolgt, falls nicht 
ein solcher üebergangsschein bereits im Lande der Versendung extra- 
hirt worden ist, wo nach besonderer Vereinbarung unter den betreffenden 
Staaten häufig audi die Steu^ alsbald entrichtet werden kann. Eine 
dem Verkehre wirklich nachtheilige, den Transport erheblich verzögernde 
und vertheuernde Behelligung erwächst hieraus nicht, da alle Strassen, 
welche für den übergangssteuerpflichtigen Verkehr zwischen mehreren 



die listige Störung des Verkehre auf dieser einen durch DeaUchUnd gezogenen Linie 
zum Vorwande seines Geschreies nahm, während er von der Plage seiner 
Hinderte T«n üebergangsst^Men fOr Bier und Branntwein miuscben- 
stil) sehwicg und nicht einen Finger rührte, um sie tu beseitigen.'* 
-86) Dieser Orundsafz wurde zuerst inr dem Vertrage über die Fortdauer des 
MI«« md Handelsrereitts rem 8. Mai 1841 Art. 3 Ziffer rt, 4 ausgesprochen und ist 
fti' dlraf spütereii Tertrigen über die Fortdauer und Erweiterung des ZoH* und Handys- 
vereint unferSttdert wiederholt worden. 

19*^ 
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Vereinsstaaten irgend einige Bedeutung haben, diesem Yeit^ebre ge- 
öffnet und mit Abfertigungsstellen versehen sind, da femer die Sidier- 
Stellung der Uebergangsabgaben eine Belästigung des Verkehrs mit 
nicht steuerpflichtigen Waaren durch Revisionen im AUgetneinen nieht 
erfordert, solche Revisionen vielmehr nur ausnahmsweise, im Falle be- 
sonderen Verdachtes, eintreten, in der Regel dagegen die blosse Vor- 
legung der Frachtbriefe genügt. Noch weniger werden Reisende, um 
der Uebergangsabgaben willen, angehalten oder gar visitirt, und das 
Schreckbild der Binnenzölle verliert daher allerdings gar 
sehr an seiner Furchtbarkeit, wenn man sie in der Gestalt 
der Uebergangsabgaben von einigen wenigen Gegenstän- 
den, wie sie im Zollvereine erscheinen, näher betrachtet« 
Wenn es nicht gelungen ist, die Verschiedenheit der inneren Steuer- 
systeme in den einzelnen Staaten des deutschen Zollvereins und die 
daraus entstehenden Beschränkungen des Verkehrs innerhalb des ge- 
meinschaftlichen Zollgebietes ganz zu beseitigen, so liegt darin dner- 
* seits der Beweis, dass der Lösung dieser Aufgabe sich grosse Schwierig- 
keiten entgegenstellen ^0, andererseits aber auch, dass dieselbe nicht 



87) In einem spateren Artikel, w« wir die finansielleB Bedingungen etaee Zoll- 
Yereins zn untersuchen gedenken» werden wir auf diese Schwierigkeiten svrtek- 
kommen. Hier wollen wir diejenigen , welche dieselben nicht anerkennen , nvr a«f 
das aufmerksam machen, was Ton Thielau (Der Zollrerein Deutschlands. Heft II 
S. 12ff.) darflber sagt. Dieser gründliche Kenner des Zollyereins und Tieljüirif« 
Confereni-Be?ollmachtigte fOr Braunschweig, der, was wohl su beaehten Mi bei 
den Berathungen der Regierungscommissarien in Frankfurt 1848—19 inr Herstelhia^ 
der Zolleinbeit im deutschen Reiche su deigenigen gehörte, welche sich Ar die 
Gleichmlssigkeit und Gemeinschaft der inneren Yerbrauchssteuem in dem in 
grflndenden deutschen Reiche entschieden erklärten, ist der Meinung, das« 
Vereinigungen über die Besteuerung des Bieres und Branntweines iMrischeii 
den simmtlichen Tereinsstaaten so schwer ausführbar seien, um daroB 
lieber a priori su abstrahiren. Dagegen hiit eres für hdebst wfiaschcM- 
werlh und bei allseitigem emsUichen Willen für erreichbar, dass der ganze Yercfai 
sich nur in drei Gruppen theile, welche durch Uebergangslinien Ton einander ge- 
schieden bleiben, nSmlich Bayern rechts des Rheins, die übrigen südlichen und die 
simmtlichen nördlichen Staaten. Damit wire für die weitere Ausbildung des freien 
Verkehrs sehr viel, vielleicht Alles gewonnen, was als erreichbar angesehen werden 
kenne. 

Derselben Ansicht war Kühne (Ueber den deutschen Zollverein S. 14) schnn 
in Jahre 1836 : „Wenn eine völlige Gleichstellung der Fabricalionsstenem von in- 
neren Eneugnissen für den gesammtcn Umfang des Zollvereins, bei der VcrMhieden- 
heii der Lebensweise in den einseinen Yereinslindem, aUerdings grossere Sobwitrif- 
keit darbietet, so würde sich leUtere sehr mindern und doch sthen WesentUckcs 
gewonnen sein, wenn vorerst nur für die südlicheren Linder des Vereins auf Oleiob- 
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I ab eine unerllssliehe VorbediDgutig der Zolleinigiwg betrachtet werden 

i darf. Dies wird theils durch die particularen Zeil verbände, welche 

I Yor und neben dem grossen deutschen Zollverein bestanden, theils und 

I vor Allem durch das 32jährige Bestehen des letzteren thatsächlich dar- 

I gethan. Darauf kommt es uns aber hier zunächst und hauptsächlich 

\ an. Zum Dasein eines Zollverbandes darf daher ganz unbeschränkte 

I Verkehrsfreiheit innerhalb des gemeinschaftlichen Zollgebietes, wie höchst 

I wflnschenswerth dieselbe auch ohne Zweifel ist, nicht gefordert werden, 

I sondern es genttgt, dass die Verkehrsfreiheit zwischen den verbundenen 

I Staaten als Regel gilt Die Beschränkungen derselben dürfen jedoch 

I nicht so weit gehen, dass eine förmliche Absperrung und Be- 

wachung der gegenseitigen Grenzen stattfindet^^). 

Wenn es auch sehr schwierig, unter Umständen unmöglich ist, alle 
Hemmungen des freien Verkehrs innerhalb des gemeinschaftlichen ZoU-^ 



■teUaog der Oesetigebnng Ober die Fabrikat iona- und Conaumtiona-Sleucni tob 
iBlandischen Erzeagnisaen hingeirirlct \rQrde>^ 

Seelig a. a. 0. S. 108 scheint die Sache fQr weit leichter zu halten, denn er 
aagt : „Auch bei der bestehenden Yerfasaung Ist ein noch weiter Spielraum gegeben 
far YerbesseniRg des innern Lebens in Yerein. Der mit so gutem Erfolge bereits 
beschrittene Weg der möglichsten Annäherung der einzelnen Vereinsstaaten in Bo- 
iroff ihror sonstigen« noch yerschiedenartigen , auf den Verkehr, auf die Steuer- 
▼orhiltnisse «. s. w. besOgllchen Einrichtungen würde gar sehr zur Förderung der all- 
gemeinen Interessen dienen. Wirez. B. die innere Consumtionsbesteuernng 
in den einzelnen Staaten auf gleichem Fusse eingerichtet, so könn- 
ten die Jetzt so listigen, den innern Verkehr boschrink enden Ueber- 
gangssteuorn ginzlich hinweggeräumt werden.** Wenn Seelig nur 
nihor angegeben bitte, wie die Gleichheit der inneren Consumtionssteuern in allen 
ZolWeroinsstaaten herbeigeführt werden könne. 

88) Bas ergiebt sich niclit nur aus dem Wesen eines Zollverbandes, sondern e« 
ist auch in dem Vertrage Ober die Fortdauer und Erweiterung des Zoll- und Handels- 
▼oreins vom 4. April 1853, wenn gleich nur beiläufig, ausgesprochen. Im Artikel 10 
dieses Vertrages, welcher die Verabredungen in Betreff des Salzes enthält, heisst 
es unter Litt g.: „Da es ...., so werden die Regierungen von Hannover und 
Oldenburg, um Einschwirzungen von Salz in die angrenzenden Vereinsstaaten, auch 
ohne die. In Folge der Zollvereinignng wegfallende strenge Oreni- 
bowachung abzuwenden, die verbotene Salzeinfuhr nach diesen Staaten mit nach- 
drttcklichen Strafen bedrohen u. s. w.*' 

Wir wollen daran erinnern, dass bei den Berathungen der Regierungscommissarlen 
1818 bis 1849 in Frankfort a. M. zur Herstellung der Zoll -Einheit in deatschen 
Reiche verschiedene Ansichten darüber geltend gemacht worden, ob unter den 
Binnengrenzzöllen, deren Wegfall im $. 33 der deutachen Reicbsverlassung aus- 
gesprochen war, die im Zollverein bestehenden Uebergangsabgaben begriifen seien 
•der nicht. Vergl. Die Resultate der Beratliungen der Regierungs-Commissaire u. s. w. 
S.l^f., «ff., 97, 264 f., 27611: 
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gebietes, welche durch die verschiedenen finanzidSen Eänriditüngen der 
einzelnen Staaten verursacht werden, zu beseitigen, so Kegt doeh m 
den Zwecken eines Zollverbandes die Anregung zu Yeranbaningen übac 
mehrere geuieinschaftliche Massr^eln, welche zwar nicht als unerlas»- 
Uchc Vorbedingungen einer Zolleinigung betrachtet werden dürfen, aber 
ilen Verkehr unter den Angehörigen der zoUverbandeten Staatm 
wesentlich erleichtem. 

Ein gleiches Münz-, Maass- und Gewichtssystem in simmtlicbea 
zollverbündeten Staaten erscheint als sehr wünschenswerth, um tbeita 
den gegenseitigen Verkehr im Allgemeinen, theils die gleicbmässige 
Erhebung und Verrechnung der gemeinschaftlichen Einkünfte zu ^- 
leichtem. So lange dieses Ziel noch nicht erreicht ist, muss man skh 
wenigstens über ein gleichmässiges Verfahren bei der Annahme ver- 
schiedener Münzen und bei der Anwendung verschiedener Maasse und 
Gewichte vereinigen. Dann sind Beductions- und Valvationstabellen 
zum Gebrauche sowohl der Zollämter als des handeltreibenden Publi- 
eums öfifentlich bekannt zu machen ••). 



89) Der Grundvertrag des Zollvereins zwischen Bayern und Wfirltembery be- 
stimmt im Artikel XLIII: „Das bayerische Gewicht und Haass wird den yeneiB- 
schaAlichen ZoUtarife zu Grunde gelegt and die Zollabgabe hiernach erhoben. Zn 
diesem Behufe wird das Gewicht für die damit noch nicht Teraehenen Krhebnngs- 
Behdrden auf Kosten des Vereins herbeigeschafft/' 

„Das vom bayerischen abweichende Maass wird in jenes reducirt, und es werden 
hierüber besondere Reductions-Normen vorgeschrieben." 

Sogleich bei der Gründung des deutschen Zollvereins wurde im Artikel 14 des 
Vereinigungsvertrages vom 22. März 1833 bestimmt: „Di« contrahirenden Regierungen 
wollen dahin wirken, dass in ihren Landen ein gleiches Müns-, Maass* und 
Gewichtasystem in Anwendung komme, hierüber besondere Unterhandinngen 
einleiten lassen, und die nächste Sorge auf die Annahme eines gemeinschaniicfaen 
ZoUgewichles richten/* Diesem Ziele hat man sich im Verlaufe der Zeit mehr vnd 
mehr genähert , ohne es jedoch vollständig su erreichen. 

Durch den Abschluss der allgemeinen Münzconvention der zum Zoll- und Handels- 
verein verbundenen Staaten vom 30. Juli 1838 und des Münzkarteis vom 21. Oclober 
1843 , an deren Stelle jedoch die BesUmmung^en des am 24. Januar 1857 zwischen 
Oesterreich und Liechtenstein einerseits und den durch die Mfinsconvenlion unt«r 
sich verbundenen Zollvereinsslaaien andererseits abgeschlossenen Münzvertrages ge- 
treten sind, bestehen im Zollvereine nur nach zwei verschiedene Münzfusse (der 
dreissig Thaler -Fuss und der Zweiundfünfzig - und - einhalb Guldenfuss) und sind 
mehrere Versbredungen getroffen, welche die Uebereinstimmung im Münswesen der 
einzelnen Vereinsstsaten in bedeutendem Grade sichern. Von der Regel, dass in den 
Zollvereinsslaaten nur entweder der eine oder der andere der beiden oben erwähnten 
Münzfusse gelten solle, giebt es unseres Wissens nur eine Ausnahme. Der Ver- 
trag wegen Fortdauer dea Anschlusses Luxemburgs «nd^s Zollsystem Preussens. 
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Da Stspd- tmd UmsddagR'echte den Verkehr in hohem Grade 
hemmen, werden sie, wo sie noch bestehen, aufgehobene^). 

Die Abgaben füir die Benutzung der Gommunicationsmittel , wie 
der Chausseen und sonstigen Wege, der Brücken, Fähren, schiff- und 
flössbaren Flüsse, Kanäle, Schlenssen, Häfen und für die Benutzung 
anderer Verkehrs -Anstalten, wie Waage-, Erahnen- und Niederlage- 
Gebühren, sind aus nahe liegenden Gründen von der Gemeinschaft 



«ml der fibrigen Staaleu dee ZolWereins Tom 2. April 1847 bestimmt im Artikel 2: 
,,Ia Berdekiichtigang der Schwierigkeiten , mit welchen die Einführung eines neuen 
Müni-, Maaes- und Gewichtseystemi verbunden ist, erkUren die Staaten des Zoll- 
▼areins sich damit einverstanden, dass, der im Art. 11 des Vertrages vom 8. Februar 
1842 getroffenen Verabredung ungeachtet , das im Grossherzogthum Lazemborg eln- 
geführie DecimaU (Maass- und Gewichts«) System, sowie der französische Uanzfusa 
für die Daner des gegenwirtigen Vertrages beibehalten werden.*' 

Sin gemeioaeballlichea Zollgewicht wurde bereits im Jahre 1835 eingefQhrt 
und der Zollcentner, welcher 60 Kilogrammen gleich und in 100 Zollpfuad getheili 
ist, als Einheit angenommen. Dieses Gewicht ist nach und nach, mit einziger Aus- 
nahme des Königreichs Bayern, In simmllichen Vereinssfaaten als all^meines Handels- 
gewicht angenommen worden. 

Hinsichtlich des Maasses findet dagegen eine Uebereinstimmung noch nicht 
statt, es erkliren Jedoch die contrahirenden Regierungen im Artikel 14 dee 
Vertrages über die Fortdauer des Zoll - und Handelsvereins vom 16. Mai 1865 , dass 
,y8ie ihre Sorgfalt dahin richten werden , auch för das Maasssystem und , soweil 
nöthig, für das Gewicbtssystcm ihrer Lftnder im Allgemeinen die zur Förderung des 
■gegenseitigen Verkehrs wQnscIienswerthe Uebereinstimmung herbeizuführen**. So lange 
man sich über ein gemeinschaftliches Maass nickt vereinigt hat, erfolgt die Decla- 
rallotti Messung und Verzollung der nach dem Maasse zu verzollenden Gegenstände 
in allen Theilen des Vereins nach dem landesgesetzlichen Maasse. Vergl. Houth- 
Weber a.a 0. S. 109ff., Ditmar a. a. 0. S.282 ff. 

Der Grundvertrag des Steuervereins vom 1. Mai 1834 und der Vertrag über den 
Beitritt Oldenburgs zum Steuerverein lauten übereinstimmend im Artikel 31: „Bei 
der Erhebung der gemeinschaftlichen Abgaben wird in den contrahirenden Staaten 
einerlei Münze, Maass und Gewicht zum Grunde gelegt und bis dahin, dass in den- 
selben gleiche Normen wirklich eingeführt werden, das VerliältniM der geltenden 
Münzen, Maasse und Gewichte durch öffentlich bekannt zu machende Reduciiont- 
Tabellen festgesetzt werden.** 

90) Der Grundvertrag über den Zollverein zwischen Bayern und Wflrttemberf 
bestimmt im Artikel XXV: „Von dem Tage an, wo die gemeinschaftlich« ZoU- 
ordnung in Vollzug gesetzt wird, sollen im Innern des Vereins alle etws noch be- 
stehenden Stapel- und Umschlagsrechte aufhören» und Niemand soll zur Verladung, 
Anhaltung oder Umlagerung angehalten werden können, als in den Fällen, in denen 
die gemeinschaftliche Zollordnung es bestimmt.** 

Der Art 16 des Zollvereinigungsvertrsges vom 22. Hlrz 1833 enthalt dieselbe 
BesUnunmng fast mit gleichem Wortlaut und ist in slle Verträge über die Erweitcrunfp 
nnd Fortdauer des Zoll- und Handelsvereina übergegangen. 
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ausgeschlossen und dem privativen Genüsse der einselneii Staat« Ywt- 
behalten^'). Wenn aber die Höhe derselben in jedem Staate belielHg 
bestimmt werden dürfte, so könnten sie den Verkehr wesentlidi &- 
schweren. Um dies zu verhüten, wird entweder bestimmt, dass die 
gedachten Abgaben nur in dem Betrage beibehalten oder neu eingeführt 
werden können, als sie den gewöhnlichen Herstellungs- und Uotw- 
haltungskosten angemessen sind, oder dass sie einen festgestdlten 
höchsten Satz nicht überschreiten dürfen, oder dass die einzelnen 
Regierungen sich wenigstens verpflichten, die bereits bestehenden Ab- 
gaben nicht zu erhöhen. Als allgemeiner Grundsatz aber gilt, dass, die 
Angehörigen der sämmtlichen verbundenen Staaten nicht nachtheiUgw 
behandelt, also auch keinen höheren Abgaben unterworfen werden 
sollen, als die eignen Unterthanen^*). 



91) Der Yerlrag über den Zollverein zwiechen Beyern und WArttenberg laolet 
im Art.XXVl: 

„Die Weggelder, Wasserzdlle, Brücken - und FflaBiersdUe, Krahnen-, Werfte-, 
Wehrlochs- und WinterbalU-GebOhren bleiben in den yereinten Staaten d«r prt¥i- 
tiven Erhebung Torbehslten.*' 

„Damit aber auch durch diese AbgAen der Verkehr und Handel so wenig als 
mdglich erschwert werde, sind die hohen Paciscenten über die nachfolgenden Be- 
stimmungen fibereingekommen/* (Vergl. die in der Anm. 92 angeführten Art XXVIll, 
XXIX und XXX desselben Vertrages.) 

Die für den deutschen Zollverein in dieser Besiebung geltenden Bestimmungen, 
sind in den Artikeln 13, 15, 17 und 19 des ZoUvereinigungsvertrages vom 22. iMärz 
1833 enthalten und im Wesentlichen unverändert in die späteren Verträge über diu 
Erweiterung und Fortdauer des Zoll- und Handeisvereins übergegangen. ¥ergl. iit 
Erläuterungen su den angeführten Artikeln bei Houth-Weber a. a. 0. S. 108 f., 
113 ff. 

Der Grundverfrag des Steuervereins und der Vertrag über den Beitritt Olden- 
burgs zum Sleuerverein lauten übereinstimmend^ im Artikel 12: „Auch die Schiff- 
fahrts - Abgaben , die Lootsen - , Baaken - , Lasten - , Chaussee - , Weg - , Pflaster-, 
CanaU, Brücken-, Fähr-, Scbleussen-, Leinpfad- und Schlagten - Gelder , aowie 
die Hafen-, Waage-, Krahn-, Niederlage-, Locol - Messgebühren und die sonsiigoa 
derartigen Abgaben, unterliegen nicht der gemeinsamen, sondern nach wie vor der 
einseitigen Bestimmung jedes Staates, und sind daher auch fernerhin von demselben 
ausschliesslich anzuordnen und zu beziehen.*^ 

„Die Einwohner der anderen contrahirenden Staaten sollen aber in Hinaicht 
dieser Abgaben stets den Inländern gleich behandelt werden.*' 

92) Der Grundvertrag des Zollvereins zwischen Bayern und Württemberg bo* 
stimmt : 

Artikel XXVIIL „Das Weggeld soll nur auf gebauten Strassen erhoben werden 
können und zwei Pfennige vom Centner und der Stunde, oder insofern dasselbe nach 
dem Anspanne oder nach Lasten erhoben wird, einen hiernach bemessenen Sats nicht 
übersteigen. Ausgenommen ist Jenes Weggcld, welches dermalen auf den Grund 
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Da eine Yerediiedeiie Gewerb^esetzgebmig in den zollverbündeten 



I einee bMonderen RechtsUtels yon eiaielncii Gemeindeii, Körperschaften oder PriYiten 

I erhoben wird." 

„Artikel XXIX. Die WasserzSIIe aaf dem Rhein werden nach den BeslimmaDgen 
^ der Tfiener Convention Tom 24. Marx 1815 und des zu erwartenden definitiven Schiff- 

I fahrte -Reglements erhoben/^ 

«»Die WasserzMIe anf dem Main und Neckar werden nach dem SchiffTahrts- 
Reglement erhoben, worüber aich die Ufer -Staaten dea Mains nnd des Neckars auf 
den Grund der Bestimmungen der Wiener Convention vereinigen werden.** 

„Die Wasserzölle auf den privativen FlQssen der vereinten Staaten sollen, wie 
das Weggeld zu Lande, twei Pfennige pr. Centner nnd Stunde nicht flbersteigen 
fcdnnen. Sollten jedoch biewegen Sltere — eine geringere Summe des Weggelds 
oder Wasserzolls, als die als Maximum ausgesprochene — stipulirende Staats- Ter- 
trige mit Auswirtigeh bestehen, so wird dieses Weggeld nach den diesfallsigen ver- 
tragtmissigen Bestimmungen forterhoben.*^ 

„Die Regulirung der Schifffahrts - Gebflhren auf Kanälen bleibt den betreffenden 
Regierungen flberlassen.*' 

„Artikel XXX. Die Brücken- und Pflsster-ZSlle sollen weder fOr die respektiven 
Staats - Cassen , noch f&r die Gemeinden als eine Finanzquelle benfttzt werden , son- 
dern mit dem Aufwände auf die periodische Heratellung und gute Unterhaltung der 
Brftcken und Pflaster in einem billigen Yerhältnlase stehen, und die vereinten Staa- 
ten verbinden sich gegenseitig, insbesondere die Pflasters5Ile an den Commercial- 
strassen nicht za vermehren.** 

Nach den Yerlrigen des deutschen Zollvereins (Art. 13) soll das In dem preus- 
sisoben Chausseegeld - Tarif vom Jahre 1828 beatimmte Chausseegeld als der höchste 
Satt angesehen und in keinem der Yerelnsstssten nberscbritten werden, mit alleiniger 
Ananahme des Cbsusseegeldes auf solchen Chausseen, welche von Corporalionen oder 
Privatpersonen oder auf Aktien angelegt sind oder angelegt werden mochten, insofern 
dieselben iKir Nebenstrassen sind oder bloss loksle Verbindungen einzelner Ortschaf- 
ten oder Gegenden mit grdsseren Siddten oder mit den eigentlichen HaupthandeU- 
•trassen bezwecken. 

Statt der in Beziehung auf die Höhe der Chanaseegelder eingegsngenen Ver- 
Irfodltchkeit haben Hannover nnd Oldenburg nur die Verpflichtnng übernommen, ihre 
demaHgen Chauaseegeldsitze nicht zu erhöhen. Diese Ausnahme zu Gunsten beider 
Staaten (mit Binschluss von Sclisumborg - Lippe) war ihnen durch Art. 6 des Sep- 
tembervertrsgs zugestanden worden. Yergl. Houth-Weber a. a. 0. S. 109. 

Die Wasserzölle oder Wasserwegegelder werden suf denjenigen Flüssen, bei wel- 
chen weder die wiener Congressskte , noch andere Staatavertrige Anwendung finden, 
nach den privativen Anordnungen der betreffenden Regierungen erhoben, sollen Jedoch 
den Betrog von V« Gr. vom Zollcentner oder 1 Kr. vom bayerischen Gentner Äkr die 
Molle nicht übersteigen. Yergl. Houth-Weber o. a. 0. S. 113f. 

Der Cknndvertrag des SIeuervereins vom 4. Mai 1834 bestimmt im Art. 11 : 

^Die Wasserzölle In den Vereinaataaten auf andern Gewissem, als den Btn- 
nenüftuen des einen oder beider Stuten, sind von der Gemeinschaft ausgeschlos- 
sen.** 

„Unbeschsdet der Bestimmungen der Wiener- Congress -Acte vom Jahre 1815 oder 
besonderer Staals-Yertrige, ist daher Ihre Regvlimng und Yerwallung den einseiti- 



298 & Pi«€ktr, 

Staaten den freien Verkehr zwiacben deneelbett mehr oder milder be- 
schränken kann, so erscheint die möglichste Uebereinstimmni^ jenar 
Gesetzgebung als höchst wflnschenswerth. Allein weder im bayerisdi* 
württembergischen Zollvereine *'), noch im Steaerrereine ^) scheint 



gen AnordnuDgen eines jeden der beiden Staaten ? orbebalten, vnd die AnCkttftfte i 
naehen ebensowenig einen Gegenstand der Theilung nnter denselben ans» als eino 
iairechnung Ton Yerwaltungakosten dabei Statt findet.** 

„Indese ist binafcbtiich des durch Vertrage der Weser - Uferstaaten featge8«tnten 
WesersolU verabredet, dass 

A. davon in beiden Vereinsstaaten , sowohl in der AnHiihr als in der NIediffvir, 
die Gegenstände freibleiben sollen, welche aaf der Weser 

a) aus einem Vereinslande nach dem andern, oder 

b) aas einem GebietstheUe des einen Vereinsstaata nach einem andern Gebiets* 
tbeile des nämlichen Staats, oder 

c) aus einem der Yereinslander nach dem Auslande, oder 

d) vom Aaslande nach einem Vereinslande gefQbrt werden. 
Werden aber 

B. die Gegenstände auf der Weser vom Auslande nach dem Anslsnde, durch beid« 
Gebiete der Vereinsstaaten« oder durch eines derselben durcbgefflhrt , so behält 
es hei den Befegnissen jede» Staate sur Erhebung des Weserxolls sein Bo* 
wenden. 

C. Gleichwie fQr Gegenstände, welche auf der Weser vom Auslände in einen Ver- 
einsstaat eingeführt, oder aus einem solchen nach dem Auslände ausgelührl 
werden, die gemeinschaftlichen resp. fiitigangs- und Ausgangs -Abgsben zu er- 
heben sind, so unlerliegen such den gemeinschaftlichen Durchgangs - Abgahe« 
die Transite-Gegenstände, welche entweder rem Auslande durch eines der Yer- 
einslander oder durch beide geschalR, und sodann mittelst der Weser ihrer mm- 
ländischen Bestimmung sugefQhrt werden, oder die umgekehrt Tomi Ausland« 
mittebt der Weser in ein Vereinsland kommen und darauf durch dasselbe alleiB^ 
oder auch durch beide Yereinsstaatei^ weiter nach ihrem ausländischen Bestim-^ 
mungsorte gebracht werden.** 

In dem Vertrage über den Beitritt Oldenburgs tum Steuenrertine TOm 7. Mati 
1836 lautet der Art. 11: ^tDie Wasserzölle in den Vereinsstaaten auf anderen G«-> 
wässern als den Binnenflüssen, sind von der Gemeinschaft ausgeschlossen.** AUo 
weiteren Bestimmungen des Grundvertrags über die Wassersolle sind hinwogg*- 
fallen. 

98) Der Grundf ertrag bestimmt im Art. XIX: „Die peliteilioben Verfügungen 
über den gegenseitigen Besuch der öffentlichen Märkte und den HsusirhfrBr» 
del bleiben den respektiven Regierungen Torbehalten, sowie auch die WirksamketI 
der in den Vereine-Staaten über Gowerbs-Privilegien geltenden €resets« fortuibeat»- 
ben hak Die respektiven Staats - Regierungen werden jedoch für die Sandeis- und 
Gewerbsleute der vereinten. Staaten gegenseit% diejenigen Begünstigungen eintretea 
lassen, welche nur immer mit ihrer inneren Verfassung und mit ihrem Abgahe»«' 
Systeme vereinbarlich aind.** 

94) Der Grundvertrag und der Vertrag über den Beitritt Oldenburgs bestimmen 
im Art. 32: „Zur Beforderuiig und Erloiditerung des gegenseitigen Verkehrs ist tot* 
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i die il^lwicltt geteilt m haben, dieses Ziel za ermchen; wenigsteas fior 

I det Bidi in den VertrSgen, auf welche» sie beruhten, keine darauf be^ 

i zagltcho Bestinunung. Dagegen wurde sogleich bei der GrOndung des 

I deutschen ZoUv^eins im Art. 18 des Yereinigungsvertrages vom 22. M&rs 

18S3 ausdrQcklich erklärt: »Die contrabirenden Staaten woUen auch fer- 
k ner gemetefiefaaftlich dahin wirken, dass durch Annahme gleich* 

• fdrmig^er Grundsätze die Gewerbsamk*eit befördert und 

der Befugniss der Unterthanen des einen Staates, in dem 
anderen Arbeit und Erwerb zu suchen, möglichst freier 
I Spielraum gegeben werde ^).« Obgleich diese Erklärung in allen 

späteren Vertragen über die Erweiterung und Fortdauer des Zoll- und 
IfondelsvereinB unverändert wiederholt wurde, so ist man doch bis jetzt 
' von diesem Ziele sehr fem geblieben, wenigstens ist durch den Zoll- 

verein für die Erreichung desselben so gut wie nichts geschehen'^). 



abredet, dass, mil Ausnahme der Hausirer, diejenigen Handel- und Gewerbetreibend 
I den des einen Staates, welche sich zur Ausübung ihres Handels oder Oewerbes 

I in den anderen Staat begeben, in dem letzteren zu Gewerbesteuern nicht herati« 

gezogen werden sollen, wenn sie selbst oder die, in deren Dienst sie stehen, in 

denjenigen Staate, worin aie ihren Wohnsitz haben, zum Handel oder Gewerbe. 

belugt sind.«« 

„Art. 23. Auch wollen sich die contrabirenden Staaten fiber gleicbmasslge 

▼orMhriften zu einer zweckmissigen Regulirung des Hausirhandels zu rereinigen 

rachen.«« 

95) Dieser Yerabredung gemäss enthill der Art. ii folgende Bestfanmungen : 
„Yen den Unterthanen des einen der-» contrahirenden Staaten, welche in dem 

Gebiete eines anderen derselben Handel nnd Gewerbe treiben, oder Arbeit auchen, 
teil Ton dem Zeitpunkte ab, wo der gegenwirtige Vertrag in Kraft treten wird, keiae 
Abgabo entriditet werden, welcher nicht gleichmiasig die in demselben Gewerbvrer- 
hlltnisse stehenden eigenen Unterthanen unterworfen vind.«« 

„Desgleichen sollen Fabrikanten und Gewerbtreibende , welche blos fOr das Ton 
ihnen betriebene Geschift Ankaufe machen, oder Reisende, welche nicht Waaren 
folbst, sondern nur Muster derselben bei sich fahren, um Bettelluogen zu suchen, 
wenn sie die Berechtigung zu diesem Gewerbebetriebe in dem Yereinsstaate, in weN 
ehern sie ihren Wohnsitz haben, durch Entrichtung der gesetzlichen Abgaben erwor-^ 
ben haben, oder im Dienste solcher iniindischen Gewerbtreibenden oder Kaufleutn 
althen , in den anderen Staaten keine weitere Abgabe hiefOr zu entrichten ? evpflieb«' 
tel Bein.«< 

„Auch aollen beim Besuche der Mirkte nnd Meesen zur Aosfibung des Hand^ 
nnd zum Absätze eigener Erzengnieae oder Fabrikate in jedem Toreinaataate die II»* 
ierthanen der fibrigen contrabirenden Staaten eben ao wie die eigenen Unterthanen 
bjehandelt werden.** 

Diese Beatimmungen sind unrerindert in alle apSteren Yertrige über die ForU 
dauer und Erweiterung des Zoll- und Handelsvereins übergegangen. 

96) Herr von Thielau a. a. 0. Heft U 8. 16 aagi eher die im Art. 1$ des 
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Nor darüber hat man sich Terständigt, dass die ADgeherigen ider Yer- 
einsstaaten, wekhe in irgend einem dieser Staaten Handel und Gewerbe 
treiben oder Arbeit suchen, mit den eign^ Unterthanen dieses Ver- 
einsstaates in Ansehung der Abgaben gleich bebandelt werden 
sollen. Welche Beschränkungen des Verkehrs aber dessennngeadttet 
fortbestehen können, ergiebt sich aus dem Vorbehalt, dass diese Ver- 
abredung den in den einzelnen Vereinsstaaten bestehenden gewerbs- 
polizeilichen Vorschriften nicht präjudiciren , namentlich die beste- 
henden Zunftrechte nicht beeinträchtigen sollte*^). Wenn aber aach 
die wflnschenswerthe und nach dem Inhalte der Verträge beabsiditigte 
Uebereinstimmung der Gewerbegesetzgebung in den zoUverbfindetai 
Staaten nicht erreicht worden ist, so hat doch die Erfehmng bewiesen, 
dass durch die Verschiedenheit derselben, weder die Durchführung eines 
gemeinschaftlichen Zollsystems verhindert, noch die Verkehrsfr^dt 
innerhalb des gemeinschaftlichen Zollgebietes wesentlich beschrtakt 
worden ist*®). 



Zollfereiuigungs- Vertrags getroffene Verabredung: „Sie ist — in Vergessenheit ge- 
rathen und die in demselben Artikel folgenden Bestimmungen , mit welchen sogleich 
bei Gründung des Vereins ein leider nicht fortgesetzter Anfang zu ihrer AusfOhrung 
gemacht wurde — diese Bestimmungen haben nicht selten, namentlich Ton preusst** 
sehen Behdrden , die engsten Auslegungen ' erfahren. An einem Fortschritte hat es 
seit dreissig Jahren gefehlt.** 

Robert von Mohl bevichnet in seiner Polizeiwissenschaft (2. Aufl. 1844 Bd. II 
S.399, 3. Aufl. 1866 Bd. II S.402) einen Zolherein als „eine vollige Verschmel- 
zung mehrerer Staaten hinsichtlich des Handels und der Gewerbe, folglich mit 
gemeinschaftlicher Gesetzgebung Ober diese Gegenstande und ge- 
meinschaftlichen Abgaben von denselben**. Auf diese ganz eigenlbüm- 
liehe Ansicht über das Wesen eines Zollvereins werden wir später ausführlich zurück- 
kommen, um dieselbe zu prüfen. 

97) Vergl. Verträge und Verhandlungen aus dem Zeiträume von 1833 bis ein- 
schliesslich 1858 über die^ Bildung und Ausführung des deutschen Zoll- und Han- 
delsvereins Bd. I S. 310, Bd. 1! S. 284, Bd'lll S. 257. Houth-Weber a. a. O. 
8. 116 f. 

98) Zu der Zeit, als die Ausführbarkeit eines gemeinschaftlichen Zoll - und Han- 
delssystemes , namentlich eines Zollvereins unter den deutschen Staaten, selbst von 
Staatsmännern noch bezweifelt wurde, betonte man die Verschiedenheit der 
Oewerbeverfassungen in denselben als eine der grossen Schwierigkeiten, welch« 
sich einer solchen Vereinigung entgegenstellten. Dies gesdiah namentlich von dem 
Grafen Bernstor ff in^ dem Entwürfe eines Vortrags, welchen derselbe, als Vor- 
sitzender des zehnten Ausschusses der wiener Ministerialconferenzen im Jahre 1820, 
in dessen Namen an die Plenarversammlung zu erstatten sich erboten hatte, der aber 
im Ausschüsse keinen Anklang fand. Diesen Entwarf, der besonders deshalb wichtig 
ist, weil er die Ansichten der preussischen Regierung über die Ausführbarkeit eines 
gemeittschafilichen Zoll- und Handelssj^stemea unter den deutschen Staaten Im Jahre 
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Die Staaten, welche dem ZoUBysteme eines Vereiofistaates sich an- 
gesehloss« hatten, traten den S. 294—300 erw&hnten, unter den Yer- 
einsstaaten getroffenen Verabredungen ausdrücklich bei, und zwar ent- 
weder im AUgemeinen, indem sie die abgeschlossenen Zollyereinigongs- 
Verträge ihrem ganzen Inhalte nach, oder durch besondere Bestimmung 
gen in den Vertrigen aber den Anschluss als fOr sich verbindlich an- 
erkannten. Dies gilt nicht nur von den Staaten, welche dem preussi- 
schen Zollsysteme ganz oder theilweise sich angeschlossen haben und 
dadurch mittelbar dem deutschen Zollvereine angehören'^), sondern 
auch, von den hohenzoUemschen FürstenthOmern, welche zufolge ihres 



1820 enthalt, bat Aegidi in dem Aufsatze: „Der Gedanke des Zollvereins'' in Nr. 1 
„des Zollyereina, Zeitschrift fOr Handel und Gewerbe/' seinem wesentlichen Inhalte 
nach tuerst TerdffentlScht. Vergl. unsere Bemerkungen in diesen JahrbOchem Bd. T 
S. 884 ir. 

99) Der Vertrag swischen Preussen einerseits und Anbalt-Köthen nnd Anhalt- 
Dessau andererseits, die Erneuerung der Vertrage über die Zoll- und Verkebrsrer- 
hiltnisse zwischen den beiderseitigen Landen betreffend, yom 23. März 1836 lautet 
im Art. 11: „Ihre hochfürstlichen Durchlauchten die Herz5ge von Anhalt- Cöthen und 
Anhalt-Dessau treten für ihre simmtiichen Lande den Verabredungen bei, welche Ton 
Preussen in den mit andern deutschen Staaten abgeschlossenen und . den herzoglich 
anhaltischen Regierungen mitgetheilten ZoÜTereinigungs-Vertragen wegen folgender 
Gegenstinde getroffen worden sind: a) wegen Herbeiführung eines gleichen Münz-, 
Haass- und Gewichtssystems, b) wegen Beförderung der Gewerbsamkeit durch An- 
nahme gleichförmiger Grundsatze und der Befugnis» der Unterlhanen des einen Staats» 
in dem Gebiete des andern Arbeit und Erwerb zu suchen; sodann wegen der tod 
den Unterthanen, welche in dem Gebiete des andern Staats Handel und Gewerbe 
treiben oder Arbeit suchen, zu entrichtenden Abgaben und der freien Zulassung von 
Fabrikanten und Gewerbireibenden , welche bloss für das von ihnen betriebene Ge- 
schäft Ankaufe machen, oder Yon Reisenden, welche nicht Wsaren selbst, sondern nur 
Huster derselben bei sich führen, um Bestellungen zu suchen, nach vorheriger Ent- 
richtung der auf die Berechtigung zu diesem Gewerbe ruhenden Abgaben in dem eig- 
nen Lande, c) wegen der Höhe und Erhebung der Chaussee-, Damm-, Brücken- und 
Fährgelder, der Thorsperr- und Pflastergelder, ohne Unterschied, ob alle diese He- 
bungen für Rechnung der landesherrlichen Kassen oder eines Privstberechtigten, na- 
mentlich efaier Gemeine, bisher stattfanden | d) wegen des Besuches der Mirkte und 
Messen.'« 

In dem Vertrage switcben Preossen und Schwarsbnrg-Rndolstadtf betreifend die 
.Zell- und HandelsTerfailtnisse in der Unterherrschaft des Fürstenthuma Schwanbnrc- 
RudeleUdt, vom 25. Mai 1838 lautet Art 8; „£a wird gegenaeitig anerkannt, data 
alle BeaUaunuDgen, welche sur Beförderung einer freien Bewegung in der Gewerb- 
•amkeili nnd über die Befugnisse der Unterthanen dea einen Gebietes, in dem ande- 
ren Arbeit und Erwerb sn aucben, über den Bezug der Mirkte, über die HersteUuf 
einei gleieken Hftnz-^ Maasa- and Gewicbtujstema n« a. w. in dem thüringische» 
.Teraineverliage Ten itt, dieaet Monats, nnd in dem Vertrage über die Aaedilieaanni 
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Ansetdnsses m das wflrttenibdi^is^Ae Zollsystem froher dem bftyarisdi- 
wttrttembergiscben und sp&ter dem deutschen ZolWereine beitratcai ^^\ 
imd Yon Schaumburg -Lippe, das yermöge seines Anschlusses an das 
hannoverische Zollsystem fraher dem Stenervereine angehörte und spi^ 
ter mit diesem in den deutschen Zollverein übertrat ^^^). 

Ein gemeinschafClicfaes Zollsystem begründet nicht nur die bidior 
besprochenen gegenseitigen Verhältnisse zwischen mehreren setbststftndi- 
gen Staaten, sondern hat auch zur nothwendigen Folge, dass die zoll- 
verbflndeten Staaten dem Auslande gegenüber in allen Verhältnisseo, 
die mit dem Zollsysteme im Zusammenhange stehen, eine Gesammth^t 
bilden. Namentlidi haben solche Verträge mit anderen Staaten, veldie 
auf den Ertrag der gemeinschaftlichen Einkünfte und überhaupt auf 
die Interessen des Zollverbandes von Einfluss sind, für die einzelnen 
verbundenen Staaten gleiche Giltigkeit, also besteht auch insofern unter 
ihnen eine Gemeinschaft Die Rechte, welche den einzelnen zoUver- 
bündeten Staaten bei dem Abschlüsse solcher Verträge zustehen, kön- 
nen jedoch sehr verschieden sein. Darauf werden wir zurückkommen, 
wenn wir den Unterschied zwischen einem Zollvereine und einem Zoll- 
anschlüsse nachweisen« 

Alle bi» jetzt bestandenen Zollverbände, sowohl die Zollvereine als 
die Zollanschlüsse, sind auf bestimmte Zeit abgeschlossen worden, 
so dass jedem der zollverbündeten Staaten die Befugniss zustand, inner- 
halb bestimmter Zeit vor Ablauf der Vertragsperiode die Verträge zu 
kündigen und aus dem Verbände zu treten ^^^). Die neuerdings sei 



det tliMngischen Vereiiks an den Gesanunt-Zollr^rein youi 11. dieses Moatts entittl- 
teil sind, auch aaf die innerhalb des preussischen Gebietes belegenen sovrenfüeia 
fftratlich* achwarzburg-mdolsUdliscben Besitzungen in dem Maasse Anirendung änden 
sollen, als wenn sie dem gegenwärtigen Vertrage wörtlich eingeschaltet wiren." 

100) Der Grundvertrag über den Zollverein iwischen Bayern und Warltembef^ 
lautet im Art. II: „Dieser Vereinigung (zu einem gemeinsamen Zollsysteme) treten 
die FQrstenthümer Hohenzollem - Hechingen und HohenzoUern - Stgmarinit^n In* Otf- 
ttSssbeit der mit der Krone Warltemberg abgeschlossenen Uebereinkulift und der 
TOn ihnen ausgestellten Accessions - Urkunden sogleich bei.^ 

101) In dem Vertrage zwischen Hannover und Scbaumbttrg-Lipiye, den BeftrItI 
foii SchaumbuT^- Lippe zu dem Vertrage vom 7. Seplember 1851 betreffend,- httlM 
Artl: „Schaumburg^Lippe tritt dem am 7. dieses Monats itf Berlin abgesehlossenett 
Tertrage zwischen Hannover und Preussen, die Vereinigung des Steuervenalns «iH 
dem Zollvereine betreffend, nebst Separat « Artikeln , MormH bei.** Dieser Vertrat 
iHfstimmt Hn Art 1 : „Die Grundlager dieser Vereinigung bilden die im Zollverefae 
Ircktehend^n* Gruttdsitse und Elttriehtungen.*^ 

102) Der Gmndvertrag Aber den Zolhrerels tHriichen Bayern nnd WflrUeMftdi'g 
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Tielfocih erSrterte Frage, ob ein Zollverbuid fllr immer abgesdiloaseii 
werden köme, werden wir später ausführiich besprechen. 

Nach unseren bisherigen Untersuchungen verstehen wir unter einem 
Zollverbande eine auf bestimmte Zeit abgeschlossene Ver« 
einigung mehrerer souveränen Staaten zur Herstellung 
der wenigstens als Regel geltenden Yerkehrsfreiheit zwi* 



Tom 18. Januar 1828 bestimmt Im Art. XLI: „Jedem der contrahirenden TheHe soll 
ei frei sieben , nach Ablauf der ersten drej Jahre (yon dem Tage an gerechnet, wo 
der Verein in Vollzug kommt) Jeder Zeit aus demselben zu treten, wenn tob ihm 
•in Jahr Yoraus die Aufkündigung geschehen ist** 

Der ZollTereinigungs- Vertrag vom 22. März 1833 lautet im Art. 41 : „Die Dauer 
des gegenwirtigen Vertrages, welcher mit dem 1. Januar 1834 in Ausführung ge- 
bracht werden soll, wird Yorläufig bis zum 1. Januar 1842 festgesetzt. Wird der- 
selbe wihrend dieser Zeit und spitestens zwei Jahre vor Ablauf der Frist nicht go- 
kündig!, so soll er auf 12 Jahre, und so fori von 12 zu 12 Jahren als TerifiDgerl an- 
gesehen werden.** Die letztere Bestimmung ist in allen spiteren Vertrigen über di« 
Fortdauer und Erweiterung des Zoll- und HandelsYereins wiederholt. 

Der GrondTorirag des Steuerrereins bestimmt im Art. 36: „Die Dauer dieses 
Vertrags wird Torläofig bis zum Ablsuf des Jshres 1841 bestimmt, und soll hiernichst 
über die Verlingerung desselben weitere Verabredung getroffen werden.** Diese Be- 
stimmung ist vnTerSndert in Art. 36 des Vertrags über den Beitritt Oldenburgs zum 
Steuervereine übergegangen. Als der gedachte Zeitpunkt herankam, wurde zwischen 
HannoTer und Braunschweig über die Fortdauer des Vereins zwischen beiden SIsaten 
nnterhandelt Da sie sich nicht einigen konnten, trat Braunschweig im Jahre 1841 
aus dem Steuervereine in den deutschen Zollverein. Die mehrjährigen Verhandlun- 
gen zwischen Prtussen und Hsnnover über den Beitritt des letzteren Staates zum 
Zollverein hatten auch in den Fortbestand des Steuervereins zwischen Hannover und 
Oldenburg Unsicherheit gebracht, so daas msn denselben für die Jahre 1842 und 1843 
jedesmal nur auf ein Jahr verlingerto. Als Jedoch die Unterhandlungen über den 
Beitritt HannoTors zum Zollvereine erfolglos geblieben waren, wurde der Ement- 
mngsvertrag des Steuervereins im November 1843, übereinstimmend mit der Ver- 
tragsperiode des Zollvereins, bis zum Ende des Jahres 18S3 abgeschlossen. (Vergl. 
den ersten Artikel S. 400 u. 403.) 

Der Vertrag zwischen Frenssen einerseits und Anhalt-Ruthen und Anhalt-Deasan 
andererseits vom 17. Juli 1828 lautet im Art. 17: „Sollte der gegenwirtige , avf 
einen vom i. Januar 1828 ab anzurechnenden Zeitraum von Sechs Jahren abgeschlos- 
sene Vertrag Tor Anfang des letzten Jahres von einer oder der anderen Seite nicht 
anfgekflndigt werden, so wird derselbe anf fernere drei Jahre, und so fort stets sof 
drei Jahre, als vorllngert angosohen.** Diese ursprüngliche Vertragsbestimmung wurde 
jedoch ni dem EmonorangSTertrage von 31. December 1836 mit Rücksicht anf die 
inawischen in den ZollToreinsvortrigen fesigestellto swdlQlbrigo Vertragsperiode im 
Art 16 anf folgende Weise abgeindort: „Der gegenwirtigo Vertrag soU vorliufig bia 
zum 1. Januar 1842 gültig sein, und wenn or nicht spitosloni nenn Monate Tor doa 
Ablaufe gekündigt wurd, als anf 12 Jahre und sofort TOn 12 zu 12 Jahren TerUngorl 
angesehen werden.** 
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sehen ihnen durch ein gemeinSchaftlicheB Grenzsollsystem 
und zur verhältnissmässigen Theilung der aus demselben 
erwachsenden Einnahmen. Diese Merkmale sind einem Zollver- 
eine und einem Zollanschlüsse gemeinsam, aber zwischen beid^ be- 
steht ein wesentlicher Unterschied, den wir noch näher uachzuweis»! 
haben. 

(Fortsetxunf folgt.) 



Litteratur. 



VIII. 
Zwei Schriften yegeii Carey. 

Im 1. und 6. Heft des VI. Bandet dieser Jthrbficher hatte Referenl 6er 
legenheit, swei ffir Carey auftretende Schriften in besprechen. Ginslicher 
Mangel eigner Forschung nnd unbedingte Hingabe an Carey liessen dieselben 
als traurige Answfichse jener wissenschaftlichen Unselbstandiglieit erscheinen, 
deren sich die deutsche Nstionalökonomie nur in oft schuldig gemacht hat» 
Die jetxt Torliegenden Schriften richten sich gegen Carey und die Anhinget, 
seiner optimistischen „Soiislwissenschaft*'. Die erste, ungleich bedeutendere, 
▼on Lange greift die sosialen Gesichtspunkte heraus, die sveite, von A.Held, 
eine Anfängerstudie , widmet den einseinen wissenschaftlichen Begriffsconstmc- 
tionen Carey's eine ausführliche Widerlegung. In beiden seigt sich gründ- 
liche und treffende Kritik, nicht allzu viel originelle Forschung, aber Unbefan- 
genheit des Urtheils, namentlich auch gegenüber der englischen Nationaldkonor 
mie; wichtig als erfreuliches Zeichen der beginnenden Emansipstion der deut- 
schen Lehre Ton der drückenden Fremdherrschaft Bei Lange ist die positire 
Darstellung der anti- optimistischen Gesichtspunkte besonders interessant; aus 
der Held'schen Polemik wird nur Wenigef her?oriuheben sein. 

1) J. St. Hill's Ansichten über die soziale Frage und die an- 
gebliche Umwfilzung der Sosifilwissenschaft durch Carey. 
Von F. A. Lange. Duisburg 1866 (Falk u. Lange). 16 Bogen 8. 

Hill und Carey, welche sich auf dem Titel dieses Buchs lussmmeniinr 
den , bilden als naUonalökonomische Schriftsteller entschiedene Gegensitst. 
Schon in der iusseren Behsndlungsweise der wissenschaftlichen Gegenttinda 
giebt sich dies kund. Mi 11 's edler, klarer Styl, seine gedrungene, inhaltToUt 
Kürze stechen wohlthilig ab gegen die bilderreiche, schwülstige Decismation, 
die endlosen Wiederholungen Carey's. Mill's logische Anordnung des Stoffs 
führt den Leser allmilig Ton einem Gedanken, Ton einem Erkenutnissgrada 
zum andern, während Carey's phantastische, springende Dialektik, sein Um- 
herfahren in allen möglichen Wissensgebieten beunruhigend, sinnrenrirrsDil 
wirken. Mill's leidenschaftslose Darstellung, sein ruhiges Fortbauen auf den 
VIL ao 
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darch frflhere Arbeiten gegebenen Crrondlagen fldasen Verlraoen «nd IntcrfMe 
ffir feine Forschnng ein, wihrend das Gegentheil bewirict wird durch Carey's 
überall hcrTortretende Feindseligkeit gegen die engtischen und diesen ihnliehe 
Znstinde, denen er alles soziale and politische Unglöck anschiebt, and senae 
eigenthümlich scholastische Tendenz, wodurch er ▼erleitrt wird, die Qninleaaenx 
seiner ^Sozialwissenschafl'' in die banale Phrase zasammenzarassen : Was im 
nicht willst, dass Andere dir thnn, das thue auch ihnen nicht. Mi 11 atellt 
auf logischen und htstorisrhen Deduktionen seine Begriffe klar and acharf hin, 
deckt durch sorgfältiges Studium der realen ZnstSnde die tiefen DisharmaBieeii 
in der Gesellschaft auf und fordert energisch Abhülfe, die Möglichkeit deraelben 
wiasenschafilich konsequent nachweisend — Carey leitet aeine wirthschafl- 
liehen Begriffe ans selbst erfundenen Robinsonmihrchen ab und constmirt mit 
Hflife einer bisher unerhörten Misshandlang der Weltgeschichte und der Logik 
eine Harmonie der Gesellschaft, welche, wo aie nicht bealeht, nur durch die 
Schuld der freihandlerischen Menschheit, namentlich aber der Englinder gealM 
sein kann. Mi 11 girbt unter bescheidenem Titel das beste bis jetzt eracbic^ 
nene Lehrbuch der poUlischen Ockonomio nebat einigen Anwendungen auf die 
Sozialwissenschaft, welche durch die Feinheit der geschichtliehen Forschung, 
dia Ttefe des psychologischen BHeka in die sozfalen Zustünde immer bewunde- 
mngswfirdig bleiben werden; w§hrend Carey, der in willkürlichen Analogieen 
für ikm unorganischen Stoff und dfe Hensehheif glefchmissig gellenAe und die- 
selben bewegende „ffsturgeselze^ gefunden zu haben glaubt, die Grundlagen 
der Sozialwissenschaft so wenfg ergründet hat, dass seine Wissenschaft Itchen 
Leiatwigen eis nur nrgati?, aein „System^ als ToMommen verunglückt, aetna 
Paradoxieen in der verdienten Licherlicbkeit erscheinen werden, sobald durch 
dfo Kntwkkinng der Wissenschaft sein einziges Verdienst in den Hintergrund 
getreten aein wird, anregend gewirkt zu haben zur Bekimpfnng der in der 
Wirthsrhaftslehre herrschenden einseitigen Richtung auf die blosse Gütvrpro- 
duktion; ein Verdienat, welches zwar nicht ihm allein gebührt, jedoch anzu- 
erkennen ist, wie dsa auch Lange am Ende der rorliegenden Schrift mtl 
Recht betont. 

Ber Verfcsstr, bekannt durch anderweite ThüKgkeit in der Arbeiterfrage 
und seine Geschichte des Materialismua, knupfl* an Mill'a Vorschlige zu einer 
aozislen Reform an, um den volkawiftlvschafllichen Optimismus zu bekimpf^n, 
welcher» anlehnend an Carey und Bastiat, in der heuligen GeaellKhalta- 
Verfassung Grundlage und Garantie für die Harmonie der sozialen Interessen 
sieht. Lange hst clamit einen glücklichen Griff gethan,. indem er einerseits 
unter drr sichern Führung von MilTs Logik die Gefahr vermeidet, auf dem 
weiten Felde der Sozialwissenschaft in's unsichere und unbestimmte zu gera- 
then, und zugleich die in Dvntsdtland zu wenig gcTPürdfgle aozialwissenschaft- 
\¥tht Forschung MiM*s energisch betont, andrerseits die mangelhaften Grund- 
l^igtn d*r optimislischen, vorzugsweise Carey^schen Lehre aufdeckt, welche 
dnrcii ihr keckes Auftreten und blendendes Aeiissere die OberflSchlfchkeit bestach 
Ufld newerdlhgs^ hv schriWslelleTischen Pnhlfkalionen voll Färmendcr Reklame 
mit s<y gedankenloser HeKereilnng nnd mit ao kritiklosem Aposteleifer als neues 
wiasfnsrhafl4fchea- Rvangflittm Terlündet wnrde, dass man dergleichen Ifterari- 
•ehe- Produkte ah Zeichen wiaaenschaftlicher Verwilderung nur mit Bedauern 
•uAauHienr aeheii kentfte. 
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IMe Einlfilviig det Lange'Khen Euchi bildel eine eing^ehenda WArdigaiig 
der Stollong Mi IT« 2« den aoiialen Hauptfragen; der leliie Abachnilt enthält 
eine schlagende Kritik vnd Zuräckweirang der Carey'echeii Fandamentaltitie; 
die Havptkapitel handeh über BeTöIkernngegefetz und Bodenrente, fiber Eigen- 
Ihum und Vertheilong des Vermdgena, das dritte über d«n Arbeitslohn. In 
allen diesen Fragen steht Lange im Weaentlichen anf MlH's Standpunkt. 
Es ist ihm hauptsächlich darum zu thun, diesen in das deutsche Bewusstaein 
einzuführen und nach deutschen Verhiltnissen zu modifiziren. Hinsichtlich der 
Bevölkerungstheorie hebt er mit Recht hervor, dasa Mill viel zu viel Werth 
auf die bewuaste Selbstbesehrinkung der Menschen bei der Fortpflanzung legi 
und dadurch die Frage nicht überall in ihrer richtigen naturwissenschafi liehen 
Tiefe erfasst Mir acbeint jede Hoffnung auf Auaöbung solcher Selbstbeschrin- 
kung von Seiten des Arbeiteratandea nicht nur deshalb illusorisch, weil der 
Einzelne niemals die Hebung des ganzen Standes, zu der er durch seine Ent- 
hiltaamkeit verhftitniasmissig' so wenig beitragen kenn, zum Motiv fftr seine 
Handlungsweise machen wird, sondern auch, weil das einfache psycholo^tache 
Moment mit in'a Spiel kommt, dass Jeder auf Besserung seiner Verhältnisse 
hofft, und nur ginslirhe Hoffnungslosigkeit zur , Selbstbeschränkung'' bei Fa* 
BüKengrftndttng und Kinderan&iehung ffthren könnte; wie dies her den sog. 
höheren Klaaaeü, wo Standeavoruriheile n. a. 1^. eine Aenderung der Lage ver- 
bieten^ oft der Fall aein kenn^ nicht aber bei dem Arbeiter, dessen Existenz 
a» yielen Wechselfällen, also aueh denen tum Guten, ausgesetzt ist« Betrefib 
der Grundrentenlehre wsre an wünschen gewesen, dass Lange den Mill* 
Rieardo'achen Standpunkt achirfer kritisirt, das Verhältniss zwischen Grund 
und Boden und BeTölkernng mehr sachlich beleuchtet und eich weniger auf 
die dialektischen Wirmisae eingelsssen hätte, welche aus den werthloaen Fra- 
gen über Otcupation der Erde und Exiatenx einer besonderen Bodenrente ent- 
atehen. 

Im engsten Zusammenhange nut der Berölkerungafrage steht bei MI U 
die Lehre vom Arbeitslohn, uüd es schiene in der That logischer, wenn aicb 
auch bei Lange das hierüber handelnde dritte Kapitel sofort an die Beapra- 
elMttg jener Frage anknüpfte, da er aoch aeinerseita diese Zusammengehörigkeit 
v«>Uke>mmen anerkennt und die Mi 1 Fachen Kolonisa tionsvorschlfige, aoweit sie 
die innere Kolonisation betreffen, mit Modifikationen für Deutscblisnd acceptirt. 
AAa sweites wichtigerea Mittel zur Hebung des gesamnilen Arbeit«rstandes be- 
trachtet er aber eine allgemeine Abkürzung der Arbeitszeit, welche durch eine 
jiFeriode des allgemeinen Lohnkampfes von ein bis zwei Menschenaltern Tiel- 
leicht zu erreichen, und im Stsnde ist, dasjenige zu leisten, was früher die 
firanzösische Revolution geleistet hst, und was Mill durch sein Kolonisstions- 
System schaffen wellte : die Erziehung einer neuen Generation, Vielehe mit hö- 
heren Anapröchen an das Leben aufwächst und sich deshalb auch in bessern 
Varhällniaaen zu behaupten Termag''» Diese Forderung, hinsichtlich der Rea- 
lieirung grösstentheib von der Energie des Arbeiterstandea selbst abhangig, 
acheint denn auch nicht ohne Aussicht snf Erfolg zu aein, während zu direktei 
Kolonitationamaaaaregeln, welche einem Thcile des Arbeiteratandea festes Eigenr 
llinm und damit erhöhte Lebenshsitung verschaffen wurden, weder der Willa 
noch die Maeht des modernen Staats xureichend ist. Zn einer andern Aiif* 
gab« aber hinalehilich <m Elgcnthuma -- und diaa ist der Hauptinhalt da» 

20* 
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ureiten Kapiteli in Lange*« Boch — fcheint der heutige Statt TailkonneB 
bcfillifgtrdas ist eine Reform der Eigentbnmageaetxgebung , ond swar, als i«r 
Torifittfig aoaführbarate und Yieheraprecbendate Theil, eine Rfform des Erb- 
recbU, welche durch Beacbrinkung der beaiUendfn Klaaaen tu Gnnaten des 
beaitsloaen Standea energisch zur Hebung dietea letaleren beitragen kann. — 
Daa liast freilich ein bedenitlichea Stück „Sozialiemua und CommuniaaM»* 
durchblicken — ; aber die Zeiten sind Torbei und mflsaen yorbei aein, wo coat- 
munlatiaehe und aozialiatiache Reformgedanken einer kapitalanbetenden Votka- 
wirthacbaflalebre als wilde Ausgeburten der Phantaaie gallen und von einer 
philiaterhaften Sozialweisheit dem loyalen Bürger lediglich alt Schreckgespenster 
Torgeffihrt wurden. Ea handelt sich hier nicht um Abachaffung des PriTSt- 
eigenthnma, aondern Beachränkung desselben — denn daaa erstere weder seit- 
gemisa noch möglich ist, sieht jeder Denkende; es handelt aich um Vemich* 
tung jener rdmiachreehtlichen Doctrinen, welche, gepflegt yon einer aaaserhalb 
des Volkslebens stehenden Juriaprudenz , erstarrend auf die Wlaaenachaft , ver- 
wirrend auf das aoziale Bewusstseln gewirbt haben. Daa Erbrecht aoH aeins 
Begründung nicht mehr finden in einem fingirten Vermdgenalndifidunm , ssn- 
dern aich modifiziren nach dem sozialen Wohl. 

Zu weiter gehenden Deduktionen ist in einem BAcherreferat nicht der Ort. 
Hill 's Ideen, mehr ausgeführt Ton Lange, acheinen im Allgemeinen dls 
passenden Grundlagen zu geben. Lange, nachgiebiger als Mi 11, möchte daa 
Erbrecht auch auf Seitenyerwandte ausgedehnt wissen, wenn sich eine faktische, 
lebendige Familienzusammengehdrigkeit nachweisen lässt. Praktisch möchten 
sich hieraus allerdinß:s manche Schwierigkeiten ergeben. Auaser Zweifel acheint 
jedoch, dass eine wohlwollende Gesetzgebung die Frage des Erbrechts durchaus 
genügend xu lösen im Stande ist, dass sich auch ein Gemeinainn in dieser Be- 
ziehung dem Volke sehr wohl anerziehen lässt, und dass aus einer zweckmia* 
sigen und gründlichen Reform des Erbrechts bedeutende Mittel zur materiellen 
und intellectuellen Hebung des ganzen Arbeiterst andes erwachsen würden, deren 
Yerwaltung auch dem gegenwfirligen Staate yertrauenavoll in die Hand gegeben 
werden könnte. 

Ea ist zu hoffen, dsss Hfinner wie Lange mit Hers und Veratandniss 
für die aoziale Sache nicht müde werden, dieae Ideen prakliach zu Terfolgen 
und wissenschaftlich zu durchforschen, und daaa daa vorliegende Buch, welchea 
mehr einzelne gute Gedankrnausführungen als eine methodische Darcharbeituag 
dea Stoffs bietet, Grundlage und Anregung zu weiteren Forschungen und Ver- 
öffentlichungen werde. 

2) Carey's Sozial wiaaenschaft und daa Mercantilsyatem. Eine 
literatnrgeachichtliche Parallele von A. Held. Inauguraldissertation. 
Wurzburg 1866 (A. Sluber). 13 Bogen gr. 8. 

Als Ergänzung zu Lange's Polemik gegen Carey ist die voriiegtfnde 
Dissertation recht willkommen. Zwar beschäftigt sich Lange in dem Schlnss- 
kspitel seines Buchs auch mit der Widerlegung einzelner Carey'scher Sitze, 
so mit dessen Behandlung der Bevölkerungslehre, der Occupationafolge, idt 
Prüfung dea (von Held vernachlässigten) Satzea von der Lolinqnote; übrigens 
aber greift er mehr die ganze Carey*ache Tendenz an und weiat die Verderb* 
Uchkeit dieser optimistischen Richtung für die Sozialwiaaenachaft nach; #ihrend 
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Held'f Krilik fich daranf richtet, 4ia mangelbafte Ihearetifcht Gron^lag^e der 
•iazelnen Ca rey'achen Lehren ndfrlichat ToUsländig aofandrcken und namentlich 
dessen Ruckachritt znrh Mercantilismue zn constetiren. Zu lelsterem Zwecke 
fiebt der Verf. im ersten AberhniU seiner Dissertation einen Ueberblick Ober 
daa Mercantiisystem , indem er die mercanlilistisrhen SrhriflsteUer • Italiens, 
Frankreichs, Deutschlands und Engisnds kurs bespricht. Diese siemlich dürf- 
tige Compilation aus Pecchio, Blanqni, Koscher, Twiss n. A. ksnn 
wenig andern Sinn haben, als die sur Doctarpromotion nöthigen Literatur- 
kenntnisse an den Mann zu bringren, 6% neuere und tiefere Untersuchungen 
iber das Mercantilsystem sich nicht finden und, um zu beweisen, dass Carey 
ein Hercantilist sei, eine so weitläufige iitersrhistorische Einleitung nicht nöthig 
war. Uebrigens ist auch auf jenen Rfickschrilt Carey's im Laufe der Unter- 
suchung sehr richtiger Weise nicht so grosses Gewicht gelegt, als man nach 
dem Titel des Buchs und dieser Einleitung erwarten sollte, ds es ja auch Tiel 
weniger darsuf ankommt, Carey's Lehre in irgend ein abgethsnes System zu 
Usssifiziren, sondern fielmchr darsuf, dieselbe als in sich werthlos, oberflach* 
lieh nnd einseitig nachzuweisen. Dies Ist denn auch im zweiten und dritten 
Abschnitte des Buchs geschehen. Das erste Kapitel ist der Widerlegung der 
Warthlehre Carey's gewidmet, dessen Satz, dsss der Werth ^Ab» Haass der 
Macht der Naiur über den Menschen sei*\ sich einfach in die Theorie des tob 
ihm so angefeindeten Ricardo auflöst, welcher den Werth auf die Arbeit 
gründet, nur dsss die Unrichtigkeiten der R i c a r d o'schen Behauptungen bei 
Garey um alle die Einseitigkeiten und Unklarheilen vermehrt sind, welche aaa 
dessen Tendenz hervorgehen, seine Satze zu einfscben, allgemein geltenden 
„Naturgesetzen*^ zu formuliren, wodurch er genöthigt wird, alle durch dia 
Wirklichkeit gegebenen Modifirationen zn ignoriren oder zu leugnen. Auf 
Carey's Definition der Nützlichkeit eis „Msass der Macht des Menschen über 
die Natur'S also den Gegensatz seines Werthcs, geht Held nicht nsher ein« 
nnd es lasst sich in der That damit, wie mit vielen andern Sätzen Carey's» 
nichts anfsngen, sIs darüber sur Tagesordnung überzugeben, nsmentlich da auch 
Carey aelbst sich die Muhe eines ordnungsmiasigen Beweises (Lehrb. S. 100 
Kap. 6 § 10) durchaus nicht genommen hat. Allerdings ist kein Beweis noch 
besser als der, wodurch Carey mehrere seiner Hauptsätze annehmlich za 
machen sucht, nimlirh: dass Gott es so gewollt hebe und nicht anders gewollt 
haben könne (s. s. B. Sozialwissensch. I, 110; III, ^43, 345, 348 u. s. w.). 
Im zweiten Kapitel hsndelt Held über Csrey „im Kampfe gegen daa 
Grundrentengesetz von Ricardo und die Bevdlkerungslehre von Mslthas*^ 
In Belreflf des ersten Punktes ist richtig herTorgehoben, dass die ganze Grundren- 
tenlebre eigentlich ein Aiisfluss spezifisch englischer Verhältnisse ist. Dsss dersel- 
ben Ton der deutschen Nationsldkonomik eine solche Wichtigkeit beigefegt worden 
ist, resp. dsss sie uberhsnpt Anfnshme in diese gefunden hat, ist lediglich am» 
der blinden Hingabe der deutschen an die englische Wirthschaftslehre su er- 
Uiren. Held liest, ebenso wie Carey, die Grundrente mit dem Kapitalzins 
lusammenfallen und nimmt in den Begriff des Kspitals de^ Grund und Boden 
mit auf. Dass der Ricard o'sche Grundrentenbegriff unbrauchbar ael, scheint 
anzweifelhaft; doch ist es deshalb noch nicht nöthig, die Carey'ache Meinong 
anzunehmen. Die von Held beigebrachten Beweise sind durchaus nicht in- 
reichend, um die Frage in aeinem Sinne zn loaen. Dasa Carey'a Theoria 
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Yon der Orcapstion der Erde jeder ^enilffenden BegrtlodaBf^ ermangle, iet 
Held gezeigt. Der historische Gegenbeweis ist iwar nicht angetreleB, wire mhmw 
auch durchaus überflüssig, da diese Frage jeder Tolkswirthsrhan lieben Bede»« 
tung entbehrt; wenigstens kann die Oeciipatiousfolge mit der Bildung der 6niii4-* 
rente in den vollst lindig occupirtrn Ländern Europas durchaus nichte gemciB 
haben. Die ganze Theorie dient Csrey eigentlich auch nur zur AusacitDöckuig 
seiner Lehre Tom ewigen Forlschritte der Menschheit. Letztere bringt ihn aocb 
in der BeTolkerungsfrsfre in den schroffen Gegensalz zu Maltbna, desem 
Bekämpfung zu den schwächsten Partiern yon Carej's „SozialwisscnaclMfl^ 
gehört. Hier führt er namentlich den Schopfungsplan des Allmachtigen als 
Beweis an und fasst schliesslich seine Lehre in einige Satze zusammen, welche 
wegen ihres ganzlichen Mangels an Sinn den Leser In Erstaunen aetien. 
Lange sowohl (S. 180) als Held (S. 137) ziliren dieselben aus dicseM 
Grunde, und Ersterer macht dazu die sehr treffende Bemerkung: „Wo die 
Phantasie solche Orgien feiert, hat die Wissenschaft nichts mehr zo enchca.** 
(S. diese Satze Carey, Lehrb. S. 42 Kap. 3 §4.) 

Im dritten Kapitel des zweiten Abschnitts kritisirl Held den Kapitalbegriff 
Carej's, bei welchem er zwar die Hereinziehung des Grund und Bodena bil- 
ligt, nicht aber die Ausdehnung deasriben auf die menschliche Arbeitskraft, 
und bespricht dann die Ansicht Ton der Interesseneinheit zwischen Kapital ud 
Arbeit und von der Kapitalbildung, jedoch nicht mit der Gründlichkeit, welche 
der Wichtigkeit des Gegenstandes angemessen wäre, weswegen wir auf Ae 
Ausfuhrungen Lange's über diesen Punkt verweisen (S. 212 ff.). 

Am susfuhrlichsten sind die Ansichten Carey'a über den „internatienalen 
Handel'' (Schutzzoll) und das Geld im dritten Abschnitt behandelt. Wir hahcii 
fiber denselben, wie über das gsnze Buch, nur im Allgemeinen zu bemerken, 
dass Carey's Sätze meist gründlich und treffend, mit ziemlichem Aufwände 
yon Belesenheit kritisirt resp. widerlegt sind. Höhere Gesichtspunkte, wie 
Lange solche eingenommen hat, fehlen. Die vielfach weniger geschickte äus- 
sere Behandlung ist bei einem Erstlingawerbe unvermeidlich. 

Die beiden Bücher zusammengenommen weisen die Grundlagen der „So- 
zialwissenschaft'' Carey'a als so Tollkommen haltlos nach, dasa dessen Haupt- 
lehren als wissenschaftlich beseitigt angesehen werden dürfen, und ihm nur dae 
schon vorher anerkannte Verdienst bleibt, anregend auf die deutache Volkswirth- 
schaftslehre gewirkt zu heben. Aus diesem Grunde verdient Carey in Deutsch- 
land Berücksichtigung, und nicht, wie Held bemerkt: „weil es uns freut, in 
seinen Schriften Deutschland stets neben den andern Cullurnalionen mit Aus- 
zeichnung genannt zu finden, während wir aonat bei englischen Schriftstellern 
nur einer geringschätzenden Unkenntniss Alles dessen, was deutsch ist, zu be- 
gegnen pflegen." Die Angebe eines solchen Grundes Ist geradezu kindisdi. 
Dass die Engländer die deutsche Nationalökonomie zu wenig berückaichtigen, 
hat diese sich selbst zuzuschreiben; tIcI schlimmer aber lat, dass die englische 
Nationaldkonemie von der deutschen zu viel berücksichtigt wird* 

Dr. V. Scheel. 



Litterttar. 311 



IX. 



^ie nmUQnmäUU^wk^mlwe^e I^ltteratur In der periodinelien 

Prease« 

Fraakreicli. 

Wir geben nachstehend einen geschichtlichen Abrist über di« 
Veraaeserung der franaösiechen Staatewaldungen in den 
letzten 50 Jahren, ferner einige MiUhcilungen über den Zustand der 
Landwirthschaft and der Land w i rt hschaftskrisis in Frank-* 
reich, welche im ersten Theil dieses Jahres jenseits des Rheins tu so leb« 
haften Debstten Veranlassung gab, während sie bei uns fiber den heimischen 
tVirren unbeachtet blieb, sowie endlich einige Notisen aus demoffi« 
ilellen Bericht fiber das letzte Geschäftsjahr der Bank toh 
Frankreich. — 

1) De ralienation des formte de l'^tat, p. J. Cla?^. Rerue 

I des deux Mondes. (L 'ali^na tion des formte de l'^lat 

I derant Popinfon publique. 1 yol. in 8^ 1865. Rothschild. 

I — De l'ali^natlon des forlts au point de tue gouver- 

nementsl, financier, climatologique et hydrologique, 

par J. Valles. 1 toL in 8<». 1865.) Mars (1) 1866 p. 197 sqq. 

' Die Yeräusserung der Staatsforsten In Frankreich fällt erst unter dia 

' neueren Regierungen. Vor der Revolution während der ganzen Dauer der 

' Monarchie wurde im Prinzip an der Nichtversusserlifhkeit derselben fest- 

' gehalten, wenn es auch im einzelnen Falle hin und wieder verletzt wurde. 

Die Revolution yon 1789 ordnete im Gesetz vom 23. August 1790 die Er- 
haltung derselben sogar ausdrücklich an. Es heisst in den Eingangsworten zu 
diesem Gesetz: „La conservation des bois et formte est un des objecfs les pina 
importants et les plus essenticls aux besoins du royaume; or la nation seule, 
par un nouveau regime d^me administralion acli?e et öclairee peut s'occnper 

> de leur conservation, am^iioration et repeuplement, pour en former en m^me 
temps nne source de revenu public." Auch unter dem ersten Kaiserreich fand 

> keine ernstliche Veräusserung der Staalsforsten statt. Erst seit der Restaa- 
^ ration, wir könnten vielleicht auch sagen, seit der Ausbreitung der neueren 
^ Tolkswirthschaftlichen Ideen, für welche J. B. Say Schule machte, wird die- 
I aelbe in Frankreich zur Finanzquelle. Schon im Jahre 1814 schlägt daa 
^ Gouvernement der Kammer eine Veräusserung von 300,000 Hectarcn Wald 
i vor, und diese genehmigt den Vorschlag. Die Summe der unter der Reataa* 
I ration auf Grund der Gesetze von 1814 und 1817 veräusserten Forsten be* 
i länft sich auf 168,827 Hectaren 41 Cenliaren und der daraus erldste Prcia 

auf 119,669,925 Fr., d. i. 768 Fr. 80 C. auf die Hectare. 

Nach der Revolution von 1830 brauchte die Regierung Tiel Geld, und 
die Kammer autorisirte sie wieder zur Veräusaerung ton 300,000 Hectara« 
SUatawaldang. ,,11 ne a'sgU da rlea moina^ , aagt der Barichteratatter^ »qoa 
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de (^irantir not frontiiret et d^aesurer notre indJpendtDce el ooa IHmiHb.' 
285 Wälder too einem Umfanf^ Ton 118,167 HecUreo gingtn in Fol^e dieses 
Beeehluffles zwischen 1831 und 1835 dem Slsat Terlorrn. Der Erlöa warn 
ihnen betrug 114,297,276 Fr. oder 967 Fr. 20 C. die Hectare. Damale war 
ea^ wo Laffitte luerst mit Finanzgninden diese Haseregel yertheidigtc. 
Diese Grfinde sind filr den gewöhnlichen Finanzirr sehr bestechrnd. Er sagt: 
^Die Hölzer trsgrn dem Staat im Allgemeinen nor 2 oder höchstens 2^2 Proc 
ein; in die Hände fon Privatpersonen fibergrgangen, würden sie durch die 
Besitzwechsel und Grnndsteuer I72 wenigstens Tom Hundert ergeben. Der 
Staat würde also in der Cssse den Werth haben und durch die Steuer einen 
Theil des Products wiedererlangen. Die Privatbesitzer würden ihrerseits gleich- 
falls ein Einkommen aus denselben erzielen, bedeutender als das frühere dea 
Stsates. Die Snperforität der individuellen Industrie erklärt diese Verschieden- 
heit. '^ Diese einseitige Argumrntslion ist auch heute noch nicht antiquirt! 
Erst auf Grund des Gesetzes vom 7. August 1850 findet wieder eine grossere 
Veräusserung der Staatswaldungen statt, und wurden zwischen 1852 und 
1856 40,960 Hectaren zum Preis von 38,368,392 Fr. , d. i. 939 Fr. die 
Hectare, verkauft. Hierzu kommt unter dem Kaiserreich noch die Veräasscrang 
eines Theils der auf Grund des Gesetzes vom 22. Januar 1852 als Stsatsgnt 
eingezogenen Waldungen von Louis Philippe. Endlich wurden seit 1860 neck 
21,733 Hectaren Staatswaldung. verkauft. Der Totalbelrag der seit 1814 Yer- 
äusserten Staetsforsten beläuft sich auf 355,811 Hectaren, d. i. den dritten 
• Theil des gegenwärtigen Bestandes der gesammten Staatswaldunge n. Dies ist 
in Kurzem die geschichtliche Uebersicht der Veräusserung der Domanial- 
Waldungen Frankreichs in neuerer Zeit. Der gesammte Holzbestand Franl[- 
reichs beträgt approximativ gegenwärtig noch: 

Staatswaldungen einschliesslich der Civilliste . . 1,161,486 Hectaren, 
Waldungen der Communen und öffentlichen Eta- 
blissements 2,054,520 

, Privathölzer 5,707,592 



8,923,598 Hectaren. 



Frankreich führte schon 1847 für 43 Millionen Holz ein, 1863 bereiU 
für 133 Millionen (bei einer Ausfuhr von 33,500,000 Fr.) 

In diesem Jahre sind nun seil 10 Jahren zum zweiten Male die Ver- 
wüstungen durch Ueberschwemmuiig ganzer Dislricte wiedergekehrt, aber die 
waldarmen milläglichen Departements klsgen noch mehr über die fast jährlich 
wiederkehrenden Anstrocknnngen , welche sie verheeren. Die Waldungen 
sehützten einst Tor den Sonnenglulhen wie vor den Wasserfluthen. Aber es 
üt eine eigene Erscheinung. Die Länder der ältesten Cnltnr Europas, der 
Sita der romanischen Völker, wie Italien, die iberische Halbinsel nnd der 
grosste Theil Frankreichs gehören gerade unter die holsärmsten Striche Ba* 
topas. Für sie ist aber die Entholzung weit verderblicher geworden, als Ar 
die gleichfalls holzarmen nordischen Länder: England, Dänemark und die Nieder- 
lande, denen die feuchten Niederschläge B%k§ den nahen Meeren einen Theil 
ti'et befeuchtenden Atmosphäre der Wilder erseCaen. 



-^ 
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2) Die Agriciiltarkrltis id Frinkreich. 

L'agricultureen 1865, parL^oncedeLifergne. Re- 
Tne des dem Mondes. Fevrier (1) 1866 p. 719 sq. — L'en- 
qulte agricole, par le m^me. R. d. d. M. A^ril (15) p. 1039 sq. 
— Des plaintes de l'agr iciilturc; — canses de la crlse 
et remides ä y apporter. (R^union de la soci^t^ d'^co- 
nomie politique du 5. mars 1866.) Journal des ißcono- 
mistes Mars 1866 p. 478 sqq. — La question agricole, le 
droit compensateur et l'Enqu^te sur l'ag riculture (Rä# 
Union du 5. Avril 1866.) A^ril p. 133 sqq. — La question 
agricole au corps Hgislaiif, par PaulBoiteau. Jonrn. 
des £con. p. 73 — 105. j^trange m^prise au sujet de la con- 
sommation du h\i dans les discussions relatives ä la 
crise agricole, par Th. Mannequin. Journ. des j^con. p. 377 sq. 

Von Brochuren wollen wir noch anfuhren: De la crise agricole 
etdeson remide, le credit agricole, pard'Esterno 1866: 
j,€e qui manque k ragricnhure, c*est le credit et cela, 
par l'effet d'une l^gislation Ticieuse, donc, 11 faut, 
ayant lout, r^former cette Ugisla tion.*' — Les Stades 
d'^conomie agricole: De l'agrirniture fran^aise et dea 
canses de la misire, par Perrin deGrandpr^. — j,Si l'on 
s'enquiert des id^es agricoles de ces classes/ sagt Henri 
Doniol in einer Kritik dieser Brochnre und ihres Verfassers, ^de 
leur ^conomique, pouremplojer cemot, on netrourera 
qua ceci: avoir beaucoup de bras k bas prix et yendre 
beaucoup et cher.^ — La propri^t^, le morcellement du 
sol etc. p. Emile Usquin. 

Frankreich halte 1851 16,346 grosse Grnndcigenthilmer, der miltlere 
Gmndbesili war an ungefähr 2^/^ Millionen Imlividuen yerihrilt, und der kleine 
Grnndbesilx befand sirh in den Händen Ton 9 Millionen Eigenlhfimern. Usquin 
befurchtet die Ausdehnung der Zersturkelung des Grund und Bodens. Er 
konstatirt, dass der klrine Grundbesils In Frankreich 7,991,000 Hectaren be- 
greift, wonach durchschnittlich weniger als eine Hertsre cultivirten Landes 
auf den kleinen Grundbesilser kommt. Er marht den concreten Vorschlsg, 
dass der Credit foncier eine Surrursale weni)!slen8 in jeiier der Städte er- 
reichte, wo die franxösisrhe Bank deren bis jetzt hat. Eine Schwierigkeit fiir 
den Grundcredit In Frankreich wird freilich immer die Zerstückelung des Gmnd 
und Boden« bleiben. 

Die Frage aber den Zustsnd der Lnndwirtlisrhaft in Frankreich Ist der 
Gegenstand der eingihendsten Discusslon in der Tresse, bei yielen Gesell- 
schaften und Vereinen und endlirh im Corps UaisUlif gewesen. Die niedrigen 
Getreidepreise yon 1864 und 1865 sind nirht die alleinigen Ursachen der 
Klagen der Agricullnrbeyölkernng ?on Frankreich, wenn sie auch die nächste 
Veranlassung gewesen sein mögen, dass 8kh die Frage ober den Stand der 
Landwirthschaft %n einer „crisis agricole" umgeslalfetp. 

In der Kammer der Abgeordneten ist vom 7. Mars an in yier langen 
Sitanngen über den Zuatand der französisrhen Landwirthschaft geaprachoD 
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worden« Freih£niI1fr und SchvtzzMloer kaben di«M Fra|^« iwr Parimtcb« 

gemarhl und in leidenschafUicher Weise für und grgen die Geeetzgebungf Ton 
1861 gestritten, durch welche der EingangszuU auf Weizen auf 50 C. herab* 
gesetzt wurde, und der EiiigangsxoII auf die übrigen Cerealien ganz in Weg- 
fall kam. Die Schutzzoliparlei hatte in einem Amendement erklart, daaa ein« 
unmittelbare Modification der Gesetzgebung Yon 1861 für die Cerealien eine 
Nothwendigkeit sei, und verlangt, dasa eine feste Abgabe von 2 Fr. vom Hec- 
toliter wahrend einer Periode von 5 Jahren von dem fremden in Frankreich 
^geführten Getreide (Weizen) erhoben werde, so lange als der Preis desselben 
auf den französischen Markten weniger als 20 Fr. für den Hectoliter betrage« 
Die Redner, welche nach einander das Wort nahmen, waren: Poayer- 
Qnertier, de Veauce, de Tillancourt, Pag^zj, R^guis, Fremy, 
Julea Brame, Forcade de la Roq^uette, de Benoiat, Thiera uad 
Rouher. 

Für dieses Amendement stimmten nur .35 Yoiirende, dagegen mit der 
Regierung unter Anderen die ganze Linke. Beide Thcile befürworteten eine 
Untersuchung über die Ackerbaufrsge, worauf durch Derret der Regierung Yom 
28. Marz 1866 die Errichtung einer allgemeinen Enquite für den 
Ackerbau angeordnet M^nrde, Präsident dieser Untersnchungscommission, welche 
ihren Sitz in Paris hat, ist der Minister des Handels, des Ackerbaus und der 
öffentlichen Arbeiten. Auch die Soci^i^ central d'agriculture hat in ihrer 
Sitzung Tom 11. April mit der Majorität von 21 gegen 19 Stimmen einen 
frcihändlerisrhen Beschluss gefasst. Er lautet in seinem wesentlichen Theii: 
Die Gesellschaft halt in Gegenwart der Enquete, welche sich vorbereitet, an 
ihrer Erbiärnng von 1859 fest und spricht die Ansicht aus, dasa das Gesetz 
TOm 16. Juni 1861 nirht modificirt werden darf. 

Von der Gesellschaft der politischen Oekonomie zu Paris liegt im Marz- 
und Aprilheft des Journ. des j^con. ein Bericht von zwei höcht anziehendeo 
Verhandlungen über di« Ackerbsufrage yor, im Maiheft ein Berieht über die 
Bealenerung des Grund und Bodens. 

In denselben wurde auf das Lebhafteste der Vorschlag von L^onee de 
Lavergne bekämpft, dass die feste Abgabe yon 50 C, welche durch du 
Gesetz Tom 15. Juni 1861 allein übrig geblieben, auf 1 Fr. 25 C. für den 
metrischen Centner unter französischer Flagge eingeführten Getreides (Weizen) 
gebracht werde, und dass die fremden landwirlhschaftlichen Produkte jeder 
Art — Cerealien, Wolle, Thiere — bei ihrem Eingang In Frankreich einer 
ipedfischen Steuer in Höhe von 5 Proc, ihrea mittleren Werthes zu unter- 
werfen seien. Derselbe sucht diese Abgabe gegen den Vorwurf des in dieser 
Gesellschaft yerpönlen Wortes Protection dadurch zu schützen, dasa er sie ab 
Compensation der Steuer bezeichnete, welche auf jedem Hectoliter Getreide 
liege, den der französische Landwirth verkauft. Er sagt: „Es ist billig, da« 
die fremden landwirlhschaftlichen Produkte, indem aie bei nna eintreten und 
in dem Lande circuliren, von unaern Hifen, Canalen, unsern Straasen nnd 
Eiaenbahnen und von der Sicherheit, welche unaere Justiz-, Verwaltungs- und 
Hilitärorganiaalion giebt, Nutzen haben, auch ihren Theii von deren Kosten 
mit tragen müssen.^ 

Daa Journal des iconomistea erklart in fast feierlicher Weiae, daaa ea 
in dieaer Frage auf Seiten des unbedingtesten Freihandela ateht 
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Hni kaim tm dem absehen, was för md gtfnk den Freihandel eovoU 
in der Kammer der Abgeordneten als bei den Debatten der gelehrten Geaell- 
a€haften bei dieser Gelegenheit geeprochen worden ist. 

Da Frankreich ? ielleichl in höherem Grade noch wie Deutschland groaaen- 
theila mehr ein Ackerbau-, als Indnalrie- oder Handelelend ist, so sieht man 
nicht recht ein, wie der Lendwirthschaft durch eine Besteuerung des fremden 
Getreides wesentlich aufgeholfen werden bann. Wir geben uiitrn einige Ziffern 
an, nm zu leigen, wie bedeutend gerade Frankreirh in neuester Zrit auf dem 
englischen Geireideroarkle als Concnrrent von Russland und Deulsrhland auf- 
tritt und sie beide (unter Zurechnung dea Hauplprodukts , des Mehls) fiber- 
flfigelt hat. 

Das reiche in dfn Diacuasionen m Tage getretene Material soll dagegen 
bannttt werden, nm einen Blick auf die fransosische LandwirthschafI und ihre 
gegenwartige Lage m werfrn. Dieselben statistischen Nachweis^ wurden be< 
aondera bei den Kammerferhandlnnaen yon den einander bekämpfenden Parteien, 
wie das so oft geschieht, ffir und gegen dieselben Behauptungen aia Argn- 
menta bennttt. 

Die gewichtigste Stimme, die sich filer die Ackerbanfrage ansgesprochen, 
dfirfle wohl die ?on L^once de Lafergne aein, der Verfasser einer „^co- 
nomie rnrale*^ ?on Frankreich, England und Irland n. a. w., ein Mann ?ob 
nnabbangigem Geist und Charakter, der die Thatsarhen des wirthschafUiehan 
Lebens mit unferschlrierten Augen ansieht und sie auch ausspricht. 

Wahrend der trhn Jahre, welche 1864 ? oraiisgingen , waren, wie auch 
in andern Lindern, die hauptsirhiichsten Erzengnisse der Agricultur in einer 
f&r die Conaumenlen beunruhigenden Proportion gestiegen. Der mittlere 
Weizenpreia betrug in Frankreich im Jahre 1856 fär den Hectoliter 
(c= 1,625 wiener Metzen == 1,819 berliner Scheffel) 30 Fr. Nach einem 
Fallen des Preises 1858 und 1850 erhob er sirh wieder im Jahre 1861 anf 
25 Fr. In derselben Zeit war der Preis dea Weines wenigstens Terdoppelt, 
der dea Fleisches und der andern animalischen Produkte, wie Bniter, Eier, 
Geflögel, zwar etwas langsamer, aber fortwahrend gealieften. Ein ^ollatindiger 
Umschwung der Preis Verhältnisse trat dagegen in den Jahren 1863 und 1864 
ein. In diesen beiden Jahren und insonderheit im Jahre 1865 füllt der 
mittlere Weizenpreia anf 16 Fr. pro Hectoliter. Auch der WVm sinkt um dia 
Hilfte, und der Preis des Fleisches hat wenigstens snfgehört zu steigen (?)• 
Die Folge da?on ist eine Krisis. In allen Theilen Frankreichs werden all- 
gemeine Klagen der Producenten laut, namentlich aber im Söden ?on Frank- 
reich, wo Weizen und Wein die einzigen nnd hsuptsichlichsten Produkte sind. 
Aber auch im Norden yon Frankreich, wo eine mannigfaltigere Cultor daa 
Bodena existirt, ist die LandwirthschafI durch die niedrigen Getreidepreiaa 
gedrfickt. Der Prela ?on 16 Fr. pro Hectoliter erreicht im Durchschnitt noch 
nicht den Betrag der Produktionskosten selbst. Brwigt man dabei ferner, 
dass der Ackerbau in Frankreich ?ielleirht drei Viertel der ganzen Einwohner 
begreift, nnd dass der Grund nnd Boden in den Hinden der groesen Masse 
des Volkes sich befindet, sowie dass zn gleicher Zeit der Arbeitslohn für den 
5konomischen Arbeiter in diesen beiden Jahren in Frankreich plötzlich nnd 
batrichtUch atieg, eine ErMheinnng, der wir auch in Dentacbland begegnen, 
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f liMt fleh die Hcfligktit und der Umfang der Avfregmg der AckerKaa- 
beyölkernng erklären. 

In den y'imig Jahren vor 1861 ist in Frankreich aiekeiiDai ier 
mutiere Weizenpreia unter 16 Fr. pro Hceloliter gefallen. Er betmg 

1822 ... 15 Fr. 49 C. 

1826 . . . 15 - 85 - 

1833 . . . 15 - 62 - 

1834 ... 15 ' 25 - 

1849 ... 15 - 37 - 

1850 . « . 14 - 32 - 

1851 ... 14 . 48 . 

In deraaelben Zeilratim atirg er Tiermal über 25 Fr. (1847 29 Fr. Oi C, 
1854 28 Fr. 82 C, 1855 29 Fr. 52 C, 1856 30 Fr. 75 C). Merkwürdig 
ist es, dass in Frankreich so zahlreiche Stimmen sich yernehmen lieaaeD, 
welche der seit 1861 für die Arberbanprodukte brstrhenden Handclafreibeit — 
der geringe Einfuhrzoll auf den Weizen und auf die Änimalien ist kaum in 
Anschlag zu bringen — einen wesentlichen Einfluss auf den Druck der Ge- 
treidepreise zusehreiben konnten. 

Der Grund der niederen Getreidepreise in den beiden letzten Jahren ist 
neben den reichlichen Ernten in der einseitigen Vermehrung des Gelreidebauei 
IQ suchen, mit der die Consnmlion bei dem langsamen Steigen der Befölkerung 
nicht Schritt hielt. 

Nach Leonce de Lavergnehatdie Produktion des Getreides in Frank- 
reich sich seit 50 Jihren verdoppelt Sie Ist von einem mittlem Durchschnitt 
TOn 50 Millionen auf 100 Millionen gestiegen. (Von 1861 — 1865 betrug 
die Ernte in Frankreich 497,895,351 Hectoliter, der Ernteertrag ffir 1865 
95,431,028 Hectoliter.) de Lavergne glaubt, dasa sich bis zum Scblnaa 
des Jahrhunderts die mittlere Produktion noch um weitere 50 Millionen ver- 
mehren werde, da sich der Boden Frankreichs ganz besonders für den Weizen- 
ban eignet. Seit 1851 wuchs der Anbau des Weizens um eine Mililoo Hec- 
taren, der des Weins um 100,000 Hectaren. 

Die Consumtion des Weizens in Frankreich wnrhs zwar gleichfalls, ver- 
mochte aber mit der Produktion nicht Schritt zu halten. Noch in den ersten 
Jahren der Restauration genügt eine Ernte von 60 Millionen Hectoliter, um 
die Preise auf 15 oder 16 Fr. fallen zu lassen, wie es 1822, 1823, 1824, 
1825 und 1826 geschah. Jetzt fuhrt eine Ernte von 75 Millionen Hectoliter 
einen steigenden Preis herbei und zwingt das Deficit zur Einfuhr aus dem 
Auslände. Bei den Kammerverhandlungen nahm man als ziemlich feststehend 
an, dass die Reserve 52 Millionen Hectoliter betrug. Wir haben in früheren 
Berichten (unter England) darauf aufmerksam gemacht, dass in diesem vnd 
dem vergangenen Jahre die Getreideeinfuhr aus Deutachland nach England ton 
der aus Frankreich weit überholt wird. 

Nach den englischen amtlichen Handelstabellen betrug die Einfuhr des 
Weizens nach England für die ersten acht Monate bis Ende August: 

1865. 1866. 

Ton Frankreich 862,052 3,305.024 Ctr. 

- Freussen 3,092,508 2,898,506 - 

- Rnasland 4,336,307 4,610,396 - 
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Die GettonnttiDfahr des Welieiis ffir diese Zeit irar: 1865 11,665,478, 
1886 15,529,299 Ctr. 

Aasserdcm ist aber Frankreich das Land, aaa dem England bei Weitem 
aein meiatea Mehl beaiebU Die ganie Einfuhr an Weisenrorbl in England fflr 
die eraten acht Monate betrug: 1865: 2,126,704, 1866: 3,637,648. DaTon 
irurden eingefäbrt 

1865. 1866. 

Ton Frankreich .... 1,550,369 3,078,710 Ctr. 

- den Vereinigten Staaten 194,561 193,051 - 

- - Hanae-Stidlen . . 154,401 181,232 - 

Man scheint in Frankreich den Getreideboden auf Kosten der Futtercultnr 
ausgedehnt sn haben. Wenn aber die Futtercuituren nicht mit dem Getreide- 
bau Schritt halten, um das Gleichgewicht zwischen den Produkten, welche den 
Boden wieder fruchtbar machen, und denjenigen, welche ihn erschöpfen, in er- 
halten, so liegt die Beffirchtung einer Erschöpfung des Bodens nahe. Es kommen 
aber auch noch andere Anieigen hintu, welche auf ein Hiss?erhiltniss 
in der Produktion des Ackerbaues hindeuten. So ist in Frankreich die be- 
trichtlichste Verminderung in der Schafsucht eingetreten. Bei der Ziblung 
Ton 1852 hatte man 33,510,000 Stück Schafe gezahlt. Fünf Jahre nachher, 
1857, fanden sich nur 27,185,000 noch Tor, d. i. eine Verminderung um 
faat Y5. Die Einfuhr der Schafe in Frankreich ist eine ausserordentlich 
betrichtliche. 1847 war sie 102,804, 1859: 455,361, 1865: 836,487. 
(Ausserdem wurde an Wolle eingeführt metr. Ctr. 1847: 156,290, 1859: 
395,050, 1865: 726,977.) Die Ausfuhr an Srhsfen betrug nur: 1847: 
46,666, 1859: 62,125, 1865: 147,455. Nun ist aber gerade in Frankreich 
die Wellen Industrie in den leisten Jahren die bei Weitem bluhendate und 
iat noch mehr gestiegen, als die Seideninduatrie gefallen ist. Es 
betrug die Ausfuhr an: 

1847. 1859. 1865. 
Seidengeweben (Millionen Fr.) 149,0 499,9 399,0 

Wollengeweben 69,7 180,6 376,6 

BaumwoUcngeweben .... 53,0 67,2 105,4 

(Wir entnehmen diese Angaben aus einem Aufsatz über den Handel Frank- 
ralehs ?ou 1864 und 1865 im Mirsheft des Journ. des £conomistes.) 

Die Schweinezucht ist nach Ldonce de La? ergne seit 20 Jahren 
in ihnlicher Verminderung begriffen, wie die Schafzucht. 

Die Pferde aind stationär geblieben. Was das grosse Vieh (bdUil 
gros) snlangt, ao acheint, nach der Zuoahme der Einfuhr deaaelben in 
Frankreich sn schliessen, such hier ein Rfickgsng der frsnzSsischen Land- 
wirihKhaft stattzufinden. Es betrug die Einfuhr an gros b^tail (Kdpfe) 1847 : 
22,996, 1859: 84,263, 1865: 168,741. Dasseuch der Seidenbau in den 
letzten 10 Jahren ausserordentlich abgenommen hat, ist bekannt. Der Werth 
der 1865 ausgefOhrten sridenen Gewebe sinkt um 100 Millionen gegen 1857, 
wie wir soeben sahen. 

de La?ergne fasst sein Endnrtheil in den wenig tröstlichen Worten 
SQsammen: Der Fortachrilt der französischen Agricullur- Produktion seit 1851 
ist beinahe null. Ea ist schon Tiel, wenn msn sngiebt, daaa ale 
Dicht snrickgegangen ist Die Produktion dea Weizens und des Weins 
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Ui in Feif • itt hohen Preife gesUefen, wekhe cMrmtii Birulti— ■flaita geMK^ 
waren, aber allea Cebrige, beeondcrs aber die Prodaklion Toa Vieh, dl« vkh- 
tigflte Ton allen, hat gelitten. 

Von den fransöaieciien Landwirthen aind betondera iwei Klagen kwt ge- 
worden, welche anf thattachlicben Verhaltniaaen beruhen, die tnr Signatar 
dea Kaiserreichs gehören. Sie brblagen aich, daaa Arbeitskraft wie Ka- 
pital sich immer mehr ?on dem Lande abwende, weshalb namentlich aelt den 
letsten awei Jahren die Handarbeit immer seltener nnd thevrer, ja settat 
achlechter geworden sei. Die besten Krille haben die Felder yerlaaseo aad 
Arbeit in den Städten gesncht. de Layergne achligt die Verminderaag 
der Landbeyölkerung ?on 1851 bia 1861 auf 10 Proc. an, nnd d'Eaterne 
berechnet, dasa in den letalen 5 Jahren der Ackerbau 3 Millionen Arbeiter 
oder i? Proc. der ganien Agricuknrbevdlkening yerloren hat 

Auch die Thalsache ist unbestritten geblieben, daaa das frautMacke Ka- 
pital eine besondere Neigung hat, sich in Mobiliarwerthen xu placiren. IKe 
Eraparniase des Landea haben dahin ihren Weg genommen. Man berechnet, 
daaa Frankreich seit 1851 eine Milliarde jahrlich franxoaischen und fremden 
Anleihen und Unternehmungen aller Art geliefert hat. Von diesen 15 Ifit- 
lionen haben nur die Hälfte in produktiven Anlagen Verwendung gefnadaa, 
wie 1. B. in Eisenhahnen, die andern haben aich in Staatsanleihen, in 
den Zerstörungen von Paria, Lyon, Marseille und andern groaaen Städten aad 
in einer Menge anderer schlechten Unternehmungen, welche miaagluckt liad, 
verloren. 

In den Kammerverhandinngen riefen die Mittheilungen Fr^m j'a ttter 4ia 
Whrkaamkeit der beiden grossen Creditlnstitute , ätB credit fonder und crMit 
agricole, welche unter seiner Verwaltung stehen, gi'osae Sensatio» hervor, ob- 
gleich aie, scheint uns, nichts Unerwartetea enthielten, mehr nur elicielle 
Bestätigung. Er war su diesen Mittheilungen von Kammermitgliedera gleicii- 
aam provocirt worden. Der in dem Journal des äconomistes vorliegende Be- 
richt fiber diese Rede liest Frdmy suaichst iber den crddit foocier aich 
folgendergestirft Süssem : Der credit fonder hat 950 Millionf n Fr. ausgeliehen, 
wovon drei Viertel in den letzten 4 Jahren, denn er ging anfange nur lang- 
aatten Sthriffer voran, um aicher lu gehen. In 5 bia 6 Jahreni wird er 
vielleicht 2 Milliarden ausgeliehen haben (?). Er wird dann par dacelkace 
der grosste Schuldner wie der erste Gliubiger Fra]d[reichs sein. Sein Zweck 
ist nicht und ist nie gewesen, landwirthachaftliche Geschäfte lu machen, er 
war nur errichtet, um Grundeigenthilmern Darlehen su> machen. (Man macht 
dem credit fonder aber gerade den Vorwurf, dasa aeine Darlehen nicht dem 
Orund und Boden auf dem Lande Kapital verschaffen, sondern haapl- 
atchKch in den Sitdten Anlegung finde.) Wenn der crddit foncier den Eigan- 
thfmem- von etldtischen Immobilien viel lieh, so liat er sich doch nicht geweigert, 
auch auf Landgnmdstücke D^irlehen av geben. ]fam> fehlt daa Geld nicht, er 
findet mehr Verleiher, als Ihirlehnn^hmer (und in Frankreich iat anwider- 
aprochener Massen der Zinsfuss für daa Darlehn gegen Hypothek 7 Proc»!). 

Fr^my brzfffert die Summe der an Grun<]k'igenlhümer gemachten Dar- 
fchen «Kkf 650 IBlIionen, wownr anf das Ündilche Grundbesitathum nur IM (I) 
MiRlone^ kommen. Noch ntedersehlagend^r wflrifo der Bindrnck amaer Ab- 
gahlm geweatfü Min, irenm ^r apedaliaift hitfo, in wekher Weise akh Aaee 
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1 BtrMniWMMDc rtparflrtey wi» Tfet Dtrleheii s. B. dtnn aaf den kleineren 



.und mUllertn landwirtbeclieflKfhen Gnindbealtx g^ekommen aind. Als Grtode 
ftr die SpirKebkeft der Darfehen werden ron ihm angrefOhrt : Ea sei nicht, wie 
1 »an ^glavbl, die Unreg^elmissigkril der Tilet dea Grandeigenthoma aaf dem 

I Lande, ireehalb man Darlehnageauche abgeschfagen, nein, aagt Fr^my, ala 

H kommen nur langsam, da aaf dem Lande nichts schnell geht. 

i Auch die Natare, in deren Hand daa Hjpothekendarlrhnsgeschifl in Frankreich 

i eich hanptsichHch befinde, aeien der Grschiflsausdebnung dea credit fonder 

1 hindrrKch. Er scheint hiermft die Bfacht und die Wirksamkeit der Concorreni 

i falialfindig zu ignorlren. Ea klingt wie eine Fhraae, wenn er sagt, der credit 

I foncier wirde ein« lindlicha Clienlel foriiehen, da der Landgrundbeatti Tiel 

i aiclierer und fen einem weniger TerSnder liehen Werth als die Hiuser sei. 

Von den Bedingungen für den Darlrhnsrhuldner theilt Frdmj mit, dasa 
I deraelbe jihrlleh nur 6 Fr. 10 C. fom Hundert s« zahlen habe, wo?on 6 Fr. 

*50 G. oder & Fr. 60 C. fQr Interessen gerechnet werde und der Rest lur 
I AmarlisAtion des Kapitals diene. Die hohen Kosten aber bei Aufnahme dea 

I Darlekn« forachweigt er und damit den Hauptgrund, weshalb der kleinere 

! EigenIhflflMr sich abhalten Üaat, zur groaaen Grundcreditanstalt Frankreicha 

I aeine Znflucbt zu nehmen. 

Noch ein Wort fiber den aogenannten crddit agricole. Fr^my sagt von 
demaelben: Er ist eine nicht privilegirte Instilufion. Jedermann kann ihm 
-Concurreni machen. Wegen dier Natur der Arbeiten, welche er ermuthigen 
solf , hat diese Geseilschaft keine Sicherung und solide Bfirgschaflen zu bieten 
fBr den Darleiher, wie der credit foncier. Er giebt daher auch keine Obliga- 
tionen aua« um die Mittel aeinea Kapitale zu vergrössern. Er diacmitirC die 
Effecten, yon denen aein Portefeuille geflBllt ist Waa nun die Beleihung van 
landwirthschafllichen Waaren anlange, ao aei die Frage der Verpfändung 
deraelben gegenwärtig noch mit geaetzlichen Schwierigkeiten 
behaftet. Deahalb mfisae man sich an das Gesetz halten und 
dasselbe modificiren, damit der crddit agricole mit mehr Leich- 
tigkeit und Auadehnung agire. Besonders peinlich scheint der Kammer 
wie dem Redner die Mittheilnng gewesen zu srin, daaa der credit agricole 
gerade in der Zeit, wo die landwirthschaflliche Krisis in Frankreich in yoller 
BIfithe stand, ein betrichtlichea Anleben für einen auswirtigen Staat über- 
nommen und Termittelt hatte. 

Die Erörterungen fiber die landwirthachafllichen Zuatinda Frankreicha 
aind auch ffir Deutschland ton hohem Interesse. Der niedrige Gelreldeprels 
ist jetzt fott den Mirkten wieder ? ersrhwunden , fi^lleicht für längere Zeit, 
und damit die Hauptklage der franzöaiachen Landwirthe. Gleichwohl aber 
werden die dereinaligen Ergebniaae der Unteraurhungacommissian ?on grfiastem 
Interesse sein, wenn daa viaum repertum nicht ein bloaaer Regiemga- 
bericht wird. 

3) Op^rationa de la banque de France pendant Tann^e 1865. 

D^taila atatiatiqnea anr lea billeta. Journal dea Economistes 

Juin 1866 p. 274 aqq. 

Der Reehenachaflaberleht dea Bankgouremewra Rouland ergiobi dia 

von 7,422,611,100 Fr. ala Betrag der Totalaoaam« der GaachifU 
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der frantStischcn Bank im Jahr« 1865; im Vorjahr war dieta 
7,909,327,600 Fr. , demnach 486,716,500 Fr. mehr als Im Jahre 1865. 
Bemerkenswffth dabei ist, dass, wihrend anf die Bankoperationen der Sac- 
corsalen 1864 die Summe ?on 4,427,928,100 Fr. fiillt, de 1865 avff 
4,476,466,900 stieg, demnach 1865 eine Vermehrnngton 48,538,800 Fr. 
bei den Zweiganstalten in den Departements stattfindel. 

Der Discontsats, der 1865 niemals 5 Proc. überstieg, war Im Durch- 
schnitt fnr*s Jshr 3,66 Proc; das Jahr vorher war er 6,51 Proc Sa orgleH 
sich daraos, dass aich der französische Geldmarkt ?on dem eng^- 
lischen emanclpirt hat, eine Tbatsache, die die Differens des Diseonl- 
satxes in London und Paris in diesem Jahre noch mehr in'a Licht setzt. 

Die Bank gab im Geschiftsjahr 1865 an Billets ans: 2,412,000, welche 
eine Summe von 715,000,000 Fr. reprisentirten. 

1) Die Centralbank 450,000 Billets Ton 1000 Fr., zusammen 450,000,000 Fr. 

200,000 . . 500 - - 100,000,000 - 

50,000 - - 200 - - 10,000,000 - 

1,400,000 . - 100 - - 140,000,000 - 

300,000 - . 50 - , - 15,000,000 - 

2) die Succursal en 12,000 - 1000 - 12,000,000 > 

2,412,000 Billets für 727,000,000 Fr. 

Es ist das erste Mal, dass in dieser Ueborsicht Billets fon 50 Fr. lig«* 
riren. Die Summe derselben, 300,000, ist freilich noch nnbedeatend gegen 
die 1,400,000 Hnndertfranc- Billets; für's Jahr 1866 wird aber gewiss eine 
weit grössere Ziflfer erscheinen. K — ^n. 
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V. 

Die Resultate der fünften deutschen Posivereinseonferenx 

KU Carlsruhe* 

Von Dr. n. Schmid in Jena. 

Die Beschlösse der yom 13. November 1865 bis lum 2. Man 1866 %u 
Carlsrahe versammelt grvesenen fünften deutschen Postvereinsconferenz, welche 
im VI. Bande dieser Jahrbücher S. 433 ff. milgetheilt wurden , sollten , mit 
Ausnahme der auf das Briefporto und die Transitgebfihr bezüglichen Verein- 
barungen, welche bestimmt waren, bis spätestens am 1. April 1867 zur Aus- 
führung SU gelangen, mit dem 1. Juli 1866 in Wirksamkeit treten und die 
Ratificationen des Nschtragsvertrags yom 2. März 1866 bis zum 31. Mai 1866 
erfolgen. Durch die dem allgemeinen Kriegszustande in Deutschland und Italien 
▼orausgegangenen Ereignisse ist indess die gegenseitige Auswechslung der Ra* 
tificationen verzögert und damit auch der Vollzug der getroffenen Vereinbarnngen 
factisch auf unbestinunte Zeit vertagt worden. Wie aber auch die politisches 
Verhaltnisse Deutschlands in Folge des nunmehr beendeten Kriegs sich ge- 
stalten mögen, die Resultate der fünften deutschen Postvereinsconferenz yer- 
lieren damit unter allen Unutänden nichts an ihrer ursprünglichen Bedeutung, 
da Oeslerreich und Preussen, wie die mit letzterem verbündeten Staaten eben« 
sowenig, als die 3 oder 4 vorerst isolirten süddeutschen Staaten gewillt sein 
werden, die betrichllichen Vortheile aufzugeben, welche die bisherige ohnehin 
schon auf rein yölkerrechtlicher Grundlage ruhende gemeinsame 
Organisation des postalischen Verkehrs anf einem Verkehrsgebiete von mehr als 
20,000 Quadratmeilen für alle Theile mit .sich bringt, wenn auch die ein- 
getretenen politischen Veränderungen yoraussichtlidi zugleich eine zum Theil 
wesentlich veränderte Verfassung des Postwesens innerhalb der Mehrzahl der 
bisherigen deutschen Bundesstaaten im Gefolge haben, insbesondere wahr- 
scheinlich die Centralisation des Postwesens zum Mindesten der meisten mit 
Preussen unirten, namentlich der bisher zum- taxis'schen Postbezirke gehörigen 
Staaten mit sich bnn|;en werden. Es dürfte vielmehr ausser Zweifel stehen, 
dass die auf der carlsruher Postvereinsconferenz beschlossenen Reformen all- 
gemein zur Durchführung gelangen, sobald die neue Ordnung der Dinge den 
gleichmässigen Vollzug derartiger yeränderter Einrichtungen ausführbar er- 
scheinen lässt. Ebendeshalb wird auch ein kurzer Ueberblick der dsn prak- 
VU. 21 
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tisch wichtigsten Confcreuzbeflchlätten vorauBgegangeoen Yerhandlangen allen 
Denjeoigen nicht unwillkommen sein, welche für die fortschreitende Entwicklung 
des Postwesens sich überhaupt interessiren. 

' Jede der bisherigen Poslvereins-Conferenzen hat einen nicht unerheblichen 
Fortschritt auf der Bahn der Reformen des deutschen Postwesens zum ResullaU 
gehabt. Wahrend auf der ersten Conferenz zu Berlin ?om 15. October bis 
zum 5. December 1851 die ursprungliche — zunächst lediglich zwischen Oeater- 
reich und Preussen im Frühjahre 1850 vereinbarte — Organisation des deutschen 
Postvereins einer durchgehenden Revision unterworfen und durch den damit er- 
zielten allseitigen Beitritt nahezu sammtlicher deutscher Poslverwaitungen, ins- 
besondere der von den einzelnen Postverwallungeu bereits angebahnte erste 
Schritt zur Briefporto -Reform durch Normirung einer gemeinsamen, von dem 
früheren verwickelten Distanzensystem auf drei Taxstufen von 1, 2, 3 Sgr.u. s. w. 
für 10, 20 und mehr Meilen Entfernung' reducirten Brieftaxe zum Gemeingnte 
aller Postvereins- Verwaltungen erhoben wurde, brachte schon die zweite vom 
1. August bis zum 3. September 1855 zu Wien versammelte Postvereinsconfc- 
reuz einen weiteren nicht unerheblichen Fortschritt in der Vereinbarung ge- 
meinsamer Bestimmungen über die äussere Btschsffenheit und Behandlang der 
Postsendungen und über verschiedene technische Gegenstände, deren bis dahin 
noch nicht bestandene GleichCdrmigkcit sich als besonders dringendes Bedurfnias 
herausgestellt halte, sowie über die Garantieleistung für beschädigte oder za 
Verlust gegangene Postsendungen: der sog. erste, am 3. September 1855 zu 
Wien unterzeichnete Nachtrag zum revidirten Postvereins - Vertrage , welcher 
am 5. December 1851 in Berlin zum Abschluss gelangt war, enthält die 
Resultate der wiener Conferenz-Verhandlnngen. Die weitaus schwierigste und 
tiefgreifendste, bereits auf der wiener Conferenz vorbereitete Reform, eine 
vollständige Umgestaltung des Vereins- Fahrpost-Tarifs und eine specielle Ver- 
einbarung über alle damit zusammenhangenden Gegenstände blos reglementari- 
scher Natur, wodurch das gesammte Postvereinsgebiet , wie ursprünglich Sthon 
bezuglich der Brieflsxe geschehen, nunmehr auch bezüglich der Fahrposttaxen, 
zu einer völlig einheitlichen Organisation gelangte, wurde auf der dritten, 
im Jahre 1857 zu Hünchen stattgehabten Postvereinscouferenz zum Abschinas 
gebracht und in einem am 26. Februar 1857 unterzeichneten zweiten Nach- 
trage zum revidirten Postvereinsverlrsge nebst einigen Beilagen documentirt. 
Die vierte im Jahre 1860 zu Frankfurt a/M. abgehaltene Postvereinsconferenz 
beschäftigte sich fast ausschliesslich mit der Erneuerung des mit dem Ende 
jenes Jahres abgelaufenen Vereinsvertrags und hatte eine Totalrevision bzw. 
neue Zusammenstellung und Redaction der bis dahin geltenden reap. abgeän- 
derten Vertragsbestimmungen nebst einigen Modificatioiftn derselben zur Folge, 
deren Ergebniss den am 18. August 1860 unterzeichneten erneuerten Post- 
vereinsvertrag bildet. Die fünfte bis zum Frühling dieses Jahres in Carlsruhe 
tagende Postvereinsconferenz endlich, deren wesentlichste Vereinbarungen der 
im vorigen Heft dieser Zeitschrift abgedruckte Nachtrag zum erneuerten Post- 
vereinavertrage von 1 860 enthält, hat namentlich drei daa Intereaae des grSaaeren 
Publikums berührende Fortschritte zum Resultate gehabt, nämlich: 

I. die Beseitigung der dritten Briefporto-tazstnfe von 3 Sgr. 
neben Erweiterung der Entfernnngastnfen für die beiden ver* 
bleibenden Briefportotaxsätze von 1 Sgr. nnd 2 Sgr«; 
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« 
II. 4i« Brweitoniog der Gewiehtsprogreflsion bezfiglich der ermisBig- 

leD Taxe ffir Kreniband- und Wt aren proben - Sendang^en; 
IIL die and^nrelte Normiraiig und Ermiasigangder Gebfihr fflr Poat- 
Zahlnngaanireianngen ond Yorschnaa-Sendungen. 
Der nachstehende Bericht Aber die auf diese drei Punkte bezüglichen Ver- 
handlungen der Conferena, bei welchem Ton jeder kritbchen Bemerkung ab- 
aichtlich Ungang genommen vurde, dürfte vielieicht dazu beitragen, das rich- 
tig» Veraiindniss der Molire und des Innern Zusammenhangs der desfiiHsigen 
Beatimmungen auch in ireiteren Kreisen zu erleichtern. 



L Die Vereins -Brief]porto- Taxe. 

Hinsichtlich der Ermfissignng dea Vereina-Briefportoa und 
Erweiterung der Entfernungaatufen lagen der Confereni drei rer- 
achiedene Antrage vor, und zwar: 

a) TOD Baden: auf Einführung einer gemeinachaftlichen einatufigen Porto- 
taie für die Vereinacorreapondenz im Betrage ? on 1 Sgr. = 6 Nkr. Ost. W. 
= 3 Kr. efldd. W. für den einfachen Brief ohne Rücksicht auf die Ent- 
fernung, wobei zugleich die Beacbrankung de§ einfachen Briefgewichta 
im inneren Vereinsverkehr (bisher 1 Zolllotb excl.) auf */io Zollloth incl. 
= 10 Grammen anheimgegeben wurde; 

b) Ton Bayern: auf die Festsetzung der einfachen Brieftaxe bei einer Ent- 
fernung bia zu 5 Heilen incl. 1 Sgr.= 5 Nkr. öst. W. =3 Kr. afldd. W. 

über 5- -2-= 10- - =6 - 
oder afentuell: 

bia zu 10 - . 1 - r= 6 - - =3 - 
Über 10- -2-= 10- - =6 - 
wogegen für die iuasere VereinMorrespondenz die bisherigen Taxaitza 
unter Vorbehalt weiterer Verhandlungen mit den betr. Verwaltungen dea 
Vereinaaualandes vorerst noch beibehalten werden aollten ; 

c) von Württemberg und Sachsen, eventuell zugleich von Baden: auf Auf- 
hebung der dritten Taxatufe von 3 Sgr. und Auadehnung dea Taxrayona 
für 1 Sgr. von 10 auf 20 Meilen Ind., mithin auf Normirung der 
Vereine - Briefportotaxe für den einfachen , weniger als 1 Loth schweren 
Brief bei einer Entfernung 

bia zu 20 Meilen auf 1 Sgr. = 5 Nkr. oat. W. nr 3 Kr. aüdd. W. 
über 20 - - 2 - = 10 - - =6 - 
Daneben wurde von Sachaen vorgeschlagen, hinsichtlich der Brief- 6a- 
wichta-Progreaaion zu bestimmen, dass bei einem Gewichte dea 
Briefe von 1 — 4 Loth excl. daa zweifache, bei Briefen von 4 — 16 Loth 
incl. aber daa dreifache Briefporto unbeachadet dea Portozuachlaga von 
1 Sgr. für unfrankirte Sendungen bei jeder Taxalufa zu erbeben aei; 
von Württemberg dagegen bezüglich der Entfernungaatufen be- 
antragt: 
der Varainbarang der betr. Poatverwaltungen n überlaaaen, die Tax- 
bezirka nach Lindem reap. Poatgebleten in der Art faatznatellen, daaa 
die Correapondenz zwiachen zwei Lindem (nach der Dnrchachnlllaentfer- 

21* 
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niing beider Linder, etw« von den Miltelpunktcn derselben aus gerecbnet) 

mit einer gleichen Taxe belrgt würde. 
Die Antragsteller stimmten durchgängig mit der ansffihrlichen Motiyimng 
des sächsischen Vorschlags darin nberrin, dass seit der im Jahre 1850 erfolg- 
ten Feststellung des bisherigen Vereins-Bricfporto-Tarirs in drn Transport- und 
Speditions-Wegen und -Mitteln sehr wesentliche, dem Postbetriebe zur Erleich- 
terung und zum Yortheile gereichende Aenderungen eingetreten, Insbesondere 
die grössere Ausdehnung der Eisenbahn-Linien und ihres Zusammenhangs unter 
sich Yielfache Gelegenheit dargeboten habe, dieselben anstatt der bisherigen 
weit kostspieligeren Posttransport-Linien zur Corrrspondenz- Versendung, nament- 
lich auch auf weitere Entfernungen zu benutzen. Hierdurch und durch andere 
Einrichtungen im Manipulationsdienstc zur Vereinfachung desselben sei der Auf- 
wand für die Briefbeförderung im Aligemeinen niedriger geworden und eine 
Ermässigung der Vereins- Briefporto-Taxen rrscheine daher um so mehr ange- 
zeigt, als das deutsche Porto für Briefe nach dem Vereins- Auslande ohnehfn 
bereits mehrfach von dem Tarifsatze von 3 Sgr. auf denjenigen von IV4 r^'P* 
2 und 2V^ Sgr. herabgesetzt, überdiess aber, wie Ton Baden herforgehoben 
wurde, Ton den an das Vereinsgebiet angrenzenden Ländern die internen Brief- 
taxen meist bedeutend unter die dritte deutsche Taxstufe von 9 resp. lO'/i 
und. 12 resp. 14 Kr. herabgesetzt, endlich auch durch die internen Postrefor- 
roen in Deutschland selbst fast überall die Ermässigung des internen Briefpor- 
tos unter die Tarifsätze des Postvereins theils durchgeführt, theils in sichere 
Aussicht genommen und hierbei die Wahl eines niedrigen Einheitssalzes immer 
mehr zur Regel geworden sei. Auch darüber herrschte, wie sich b^i den PIc- 
nar-Verhandlungen des Näheren zeigte, unter säinmtlicheu Postverwaltungen 
volle Üebercinstimmnng, dass die Einfuhrung einer billigen einstufigen Vereins- 
Brieftaxe ohne Rücksicht auf die Entfernung nach dm im Publikum immer 
dringender und yon den verschiedensten Seiten her laut werdenden Wünschen 
und Anträgen als das letzte Endziel der Briefporto -Reform zu betrachten sein 
werde, wogegen die Ansichten zum Theil sehr aus einander gingen in der Frage, 
ob dieser letzte Schritt schon jetzt zu thun, oder ob und In welcher Weise 
vorerst ein allmähliger (Jcbergang hierzu anzubahnen sei. 

Das Gutachten der für diese Anträge gewählten Commission, die 
aus den Abgeordneten für Oesterreich, Preussen, Bayern, Sachsen, Hannover, 
Württemberg, Baden, Oldenburg, Lübeck, Bremen, Hamburg und Taxis bestand, 
sprach sich nach dem Bericht ihres Referenten, des Abgeordneten für Preus- 
sen, zunächst hinsichtlich der anderweiten Normirung der einfachen 
Briefporto-Sätze im Wesentlichen dahin aus, dass nicht blos das Bedurf- 
niss einer Ermässigung des Briefportos im deutschen Poslverein, sondern auch 
der jetzige Zeitpunkt als zur Befriedigung dieses Bedürfnisses geeignet aner- 
kannt und die Herbeiführung einer wirksamen Erleichterung des Vereins Brief- 
verkehrs als eine Haupt-Aufgabe der gegenwärtigen Postconfcrenz betrachtet 
werden müsse. Der deutsche Postverein befinde sich indcss, von der grossen 
Ausdehnung seines Gebiets abgesehen, hierbei auch insofern in einer von den 
Verhältnissen anderer Postgebiete wesentlich vctschiedenen Lage, als an der 
aufkommenden Briefporto-Einnahme mindestens zwei, in vielen Fällen aber noch 
mehrere Verwaltungen wegen des Transits zu participiren haben. Sprächen 
schon diese beiden UmstädQo gegen die sofortige Einführung der von Baden 
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beantragten einsiufigen Taxe von 1 Sgr., so beatfiode fiberAeaa io allen groa- 
aeren Poatgcbieten, mit alleiniger Aufnahme Ton England, eine höhere Brief- 
taxe, als jener Einheitasatz. Für England aber aei nicht anaaer Acht in laa- 
aen, dasa dort nicht bloa für Kreuzband -Sendungen and Zeitungen eine hohe 
Taxe zur Anwendung komme und keine PortofreithQmer bestanden, aondem 
nach der .fiberrinatimmendfn Ansicht aller Sachkundigen die britische Porto-> 
reform wrnigatena auf dem finanziellen Gebiete die Ton ihrer Wirkung geheg- 
ten Erwartungen keineswegs erfallt, Tielmehr der Staatskasse wahrend einer 
Reihe Ton Jahren sehr erhebliche Opfer auferlegt habe. In Deutschland werdo 
der durch Einfuhrung einer einstufigen Brieftaxe Ton 1 Sgr. ini Vereine- nnd, 
wie alsdann aelbslrerständlich gleichzeitig in Aussicht stehe, auch im internen 
Briefferkehr den Postkassen erwachsende EinnaJime - Ausfall noch ungleich be- 
deutender sein müssen und nach einer approximaliTen Berechnung für einea 
der grosseren Postp;ebiete jährlich IV2 Millionen, für eines der mittleren 
120,000 Thlr. betragen, in einem anderen der mittleren Gebiete nicht bloa 
den jetzigen Reinertrag der Posten völlig absorbiren, sondern sogar ein Deficit 
zur Folge haben, damit aber die Postrerwaltung in die ihren eignen Lebena- 
interessen jedenfalls nicht gunstige Position einer für daa Staate-Budget unpro- 
ducti?en Staats- Anstalt bringen. Hiernach scheine daa Festhallen an dem in 
der Einrichtung des deutschen Postwesena bisher bewährten Grundsatze der aua- 
cessiyen Ermässigung um so mehr den Vorzug zu Terdienen, ala an die Ein« 
fflhrung dea gedachten Einheitssatzes Ton mehreren Seiten die Bedingung dea 
▼oUständigen Wegfalls der Transitgebühren und der allgemeinen Aufhebung 
des Briefbestellgeldes geknüpft werden müsse, woran sich überdieaa noch die 
Frage wegen Abachaffung oder Einschränkung der Portofreithümer reihen würde. 
Bezüglich des ersten Vorschlags von Bayern (1 Sgr. bia zu 5 Meilen, 
2 Sgr. für alle weiteren Entfernungen) wurde anerkannt, dass er eich dem 
Princip der Einheitstaze insofern nähere, als dem Satze bis zu 5 Meilen mehr 
die Natur einer Localtaxe beizulegen aei. Die Einheitataxe yon 2 Sgr. wurde 
indeas ala zu hoch bezeichnet und deshalb mit überwiegender Majorität um so 
mehr abgelehnt, als die Vertheuerung des Portos für alle zwischen 5 — 10 Mei- 
len sich bewegenden Briefe für ungerechtfertigt zu erachten, überdieaa aber inr 
Ermittlung der Entfernungen bis zu 5 Meilen neue Messungen anzustellen wären* 
Unter den übrigen Vorschlägen, nämlich dem evenlueilen bajerischen (1 Sgr* 
bis zu 10 Meilen, im Uebrigen 2 Sgr.) und dem Antrage Yon Sachsen und 
Württemberg (i Sgr, bia zu 20 Meilen, im Uebrigen 2 Sgr.) entschied sich 
die Majorität der Commission mit 8 gegen 3 Stimmen (daa Votum für Oeater- 
reich wurde zunächst Torbehalten) für den letzteren. Die Minorität hielt die 
Abachaflhing dea dritten Taxaatzea ohne gleichzeitige Erweiterung dea eraten 
Taxrayona (für 1 Sgr.) dem augenblicklichen Bedürfniaae dea Correapondens- 
Verkehre für hinlänglich entsprechend und für nicht gerechtfertigt, der Poat- 
kasse noch die mit der Anadehnung dea eraten Rayona yerbundenen weiteren 
Opfer aufzulegen, anatatt die Erleichtemngen dea Verkehrs auf einen längeren 
Zeitraum zu vertheilen, weil damit daa Mittel ana der Hand gegeben werde, 
den in der Folge unfehlbar wieder heryortretenden weiteren Anaprüchen dea 
Pnbliknma Genfige leiaten zu können, wozu eich auf der nächaten, hoffentlleh 
binnen einer nicht zu langen Zeit zuaammentretenden Conferenz nach Torerat 
erlangter Erfahrung über die Wirkungen der Abacbaffang dea dritten Taxrayona 
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dit bette fieiegeobeit hitUn verde. Die Ihjoiikit der dmniflsioii dafegen 
giBg daTon aus, daaa eine wirkeame ErleichteruDg des Briefverkehn, wie seldM 
in den ▼erechiedentten Tbeilen DetttacUands lebhaft gewfiDselit werde, in der 
bloMen Abscbaffimg dea dritten Rayona nicht an erblicken aei. Gerade im Ver* 
kehre awischen niheren Entfernungen werde die Höhe dea jetiigen Vereine- 
Briefportoa yoringaweiae ala eine dräckende Last empfunden, wfihrend die Ab- 
achalfung dea Portoaatiea Ton 3 Sgr. fär die innere Vereina - Correepondem, 
nachdem deraelbe bexöglich der auavirtigen Vereine* Correapondeni faat dnrch- 
gehenda und xnm Theil bereits aeit lingerer Zeit aufgegeben sei, nur ale Nach-» 
holnng einer SUssregel betrachtet werden könne, zu welcher im Grunde schon 
lingst hätte geachritten werden müssen. Von der gegenwirtigen Posteenfertns 
werde jedoch in den Terscbiedensten Kreisen des Publikums die Erzielung' wirk- 
samer Resultate hineichtlicb der yerlanglen Erleichterung dea Cerreepondena- 
Verkehre um so bestimmter erwsrtet, als eine Postyerrins-Conferens seit elnon 
halben Decenninm nicht yersammelt gewesen sei. Eine lu enge nnd hinter 
dem ausgesprochenen Bedürfnisse surfickbleibende Bemessung der stufenweisen 
Verbesserungen werde, so rfilblicb das successive Vorgehen auf diesem Gebiete 
allerdings erscheinen möge, voraussichtlich nach keiner Seite hin BefHedigung 
gewähren und daher insbesondere auch der Stellung der Staataregierungen nicht 
entsprechend befunden werden. In Betreif der finanaiellen Wirkung sei gerade 
Ton der Erweiterung dea ersten Taxrayons nach angestellten statlatischcn Er- 
mittelungen ein im Vergleich su dem Nutxen dieser Hassregel yerfailtnissnissig 
ungleich weniger bedeutender Ausfall xu befürchten, . ala yon der Aufhebung 
der dritten Taxatufe, wogegen die yoraussichtlicbe , die finanxiellen Folgen dar 
Portoermissigung xum Theil ausgleichende Steigerung des Briefyerkehra nach 
yorliegenden Wahrnehmungen sich besonders gerade in dem Rayon swiachen 
10 und 20 Meilen yon belangreicher Wirkung erweisen werde. Von der Be- 
rücksichtigung des eyentuellen Vorschlags der Postyerwaltung yon Württemberg, 
die Briefporto- Tazbexirke nach Landern resp. Postgebieten festxustellen, sostall 
auf der bisherigen Grundlage der directen Entfernung, glaubte die Connission, 
obgleich die Ausführung dieses Gedankens in mancher Bexiehung unrerkenn- 
bare Vortheile darbieten ^ürde, namentlich um deswillen absehen xu- müssen, 
weil abgesehen yon der hiernach xu besorgenden Ungleichheit in den einxelnen 
Portositzen die Ersetzung des jetxt durch ein mathematisches Element gegebe- 
nen unwandelbaren Tax - Fundamente durch eine yon menschlichen Einflüssen 
Q. s. w. abhängige Grundlage bedenklich erscheine, überdiess aber bei derein- 
stiger Einführung der einstufigen Taxe der Gegenstand yon selbst seine Erledi- 
gung erhalte. Auch dem bei der Commissions - Berathung eingebrachten An- 
trage, den einxelnen Vereinsverwaltungen die Ermächtigung xu ertheilA, der- 
artige Taxbexirke für ihre Vereine - Correspondenx unter einander und für sich 
herzustellen, glaubte die Commission aus Rücksicht auf die wünachenawerthe 
Erhaltung der Einheit des Postyereins nicht beipflichten xu können*. 

Bei der Plenar berathung, in welcher eine specielle Erörterung der 
Sache selbst hauptsächlich aus dem Grunde nicht stattfand, weil faat aämmt- 
liehe Abgeordneten den Commissions- Verhandlungen beigewohnt hatten ^ wurde 
xunächat der badische Antrag auf Einführung einer einatnfigen 
Taxe yon 3 Kr. =: 1 Sgr. ohne Unterachied der Enifernnng mit 
allen Stimmen gegen diejenige yon Baden abgelehnt, wobei jedoch die Ab- 
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gf«riaH«nilir BtyerB, Sachen, WOrUemberg, Br«niitchvtif, OHmlivrgr mi 
I Bremen eich im Priacip mit dem bidisehcn Afttrig eioTersUndeB vnd deneel«- 

1 ben lediglich Kr jelit als za weit geheud nUartea, die Abgeordneten Ar 

I Sacfaeen und Oldenburg mit, dem Beifflgen« nnd iwar ereterer, daee die eich- 

I eieche Verwaltong demselben beitreten wfirde, falle sich die Majaritit för den- 

I gelben anssprechen würde, letzterer» daae er ermicbttgt eei, dem badiachen An- 

i trage lotnatimmen , falle auch die Abechaffang der Bealellgebdhren für StadI 

I «ad Land, sowie die Abechaffang oder doch bedentende Ermissigvng der Tran- 

sitgebrihren beeehlossen wGrde. Sodann wurde der bayerieche Antrag anf Ab- 
scbaffnng der Taistnfe von 3 Sgr. und Beechrinkung des ersten 
Rayons yon 10 auf 5 Meilen ebenfalls mit allen Stimmen gegen die 
bayerieche, inebesondere auch von Oesterreich, der sichaisch-wfirttembergisdio 
Vorschlag auf Abschaffung der Toxstufe von 3 Sgr. und Ausdeh- 
nung des ersten Rayons ?ou 10 auf 20 Meilen yon 6 Stimmen 
(Bayern, Hannofer, Mecklenburg-Schwerin und Strelita und Taxis), mithin, da 
bei TarifiTragen Stimmeneiiihelligkeit erforderlich iet, von der Conferenx fibar- 
hanpt, und endlich auch der cTenluelle bayerische Antrag auf einfache Ab- 
schaffung der Taxstufe von 3 Sgr. mit 10 StlmuMn (Preuaeen, Sach- 
aen, Württemberg, Baden, Luxemburg, Braunschweig, Oldenburg, Lftbeck, Bre- 
men und Hamburg) abgelehnt« Hiernach hatte sich die bedeutendste Stimmen- 
aahl, nimlich 10 Stimmen (da der Abgeordnete für Oesterreich wegen noch 
mangelnder Instruction hierbei die Abstimmung vorbehalten hatte) für den aach« 
sisch-wurttembergiscben Antrag ausgesprochen« Nachdem mittlerweile ffir den 
internen Briefporto- Verkehr in Oesterreich die einstufige Taxe von 5 Nkr. dal« 
W. vom !• Januar 1866 ab beschlossen worden war, erfclirte in dsr aechaten 
Sitzung auch der Abgeordnete för Oesterreich sich für ermächtigt, dieaem An- 
trage nachtriglich zuzustimmen. Von den fünf dissentirenden Postverwaltungen 
traten zunächst Hannover, sodann auch Taxis von ihrem früheren Votum zurück 
und dem sächsisch-württembergiechen Antrag« gleichfalls bei. Hiemach blieben 
nur Bayern und die beiden Mecbleabnrg bei der AbleBnung desselben stehen, 
von denen das erstere sich jedoch bereit erklarte, dem badischen Antrage auf 
Einfuhrung der einstufigen Groschentaxe schon jetzt beizustimmen. Nachdam 
hei einer hierdurch veranlassten Wiederaufnahme der Beratbung und Abstim- 
mung über den badischen Antrag sich ausser Bayern auch Oesterreich für den- 
selben erklärt hatte, wurde sodann schliesslich der sächsisch -württembergischa 
Antrag auch von Bayern und In der darauf folgenden Sitzung endlich auch 
von den beiden Mecklenburg adoptirt und somit schliesslich mit Stimmen ein ^ 
helligkeit dahin angenommen, dass das Vereins-Briefporto künf- 
tig betragen solle: 

bis zu 20 Meilen incl. 1 Sgr. =: 5 Nkr. üst. W. = 3 Kr. aOdd. W«, 
über 20 Meilen .. 2-= 10- - -=6- ^ - 
wobei jedoch die Abgeordneten für Oesterreich und Preusaen den gleich an- 
fangs gestellten Vorbehalt festhalten zu müssen erklarten, dass sie der Uernadi 
beachloaaenen Ermlssigung des Vereins-Briefportos nur dann definitiv zusustim« 
men vermochten, wenn gleichzeitig das Vereins-Tranaitporto entsprechend her«* 
abgesetzt werde. Dieser Vorbehalt fand indess durch eine, nach iuaserst vor« 
wickelten Erörterungen über die Transitporio- Frage, die jedoch für das corro- 
apondirende PuMikum kein allgemeineres Interesse gewihren, endlieh erzieUa 
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Vereinbining, infolge welcher die nach Art 15 iee erneaerteii Pest verein»' Ver* 
tregs ZQ berechnende Transttgebdbr von Vs Spf. pro Loth und Meile big n 
einem Maximnm von 7 Spf. Yoni Eintritt der beechlosaenen Ermieeigiing dca 
Vereioe-Briefportoe an auf ^/i^ Spf. pro Loth and Meile bia snm Majinivm fen 
6 Spf. herabgesetzt werden soll, schliesslich seine deliniti?e Eriedig^ong. 

Dagegen ffihrten die Verhandlungen über die yon SachscB angeregtl 
Redoction der Brief-Gewichts-Progression schlieaslich su keinem 
Resnltate. In der Commissionsberathnng fand zwar sogar ein Vorschlag nt 
8 gegen 4 Stimmen Annahme, welcher anstatt der von Sachsen yorgeschlage- 
nen drei Gewichtsstafen (bis 1 Loth einfach, bis 4 Lolh zweifach, bis 1 5 Loth 
dreifach) nur eine zweistufige Gewichtsprogression, nämlich bia 1 Lolh exd. 
einfach', daröber bis zu i5 Loth zweifach, festgesetzt wissen wollte. Die Mi* 
joritSt der Commission entschied sich für diesen Antrag for Allem deshalb, 
weil eine solche sweistnfige Progression inzwischen bereits in mehreren bedea- 
tenderen Vereins-Postgebieten (z. B. in Preussen, Bayern und Sachaen) einge- 
führt sei und in gleichem Maasse für das Publikum wie für die PostTcrwalton- 
gen, für letztere insbesondere durch Vereinfachung der Taxe und des Dienst- 
betriebes sich nützlich und vortheilhsft erwiesen, ein Weichen der Einnshme 
dagegen nirgends herrorgernfen habe. Insbesondere wurde darauf Werth ge- 
legt, dass durch die Annahme dieser Gewichtsprogression die Anomalie besei- 
tigt werde, nach welcher gegenwärtig schwerere Briefe bei deren — anter dea 
heutigen Verhältnissen meist ebenso schnellen — Beförderung mittelst der 
Fahrpost einem erheblich niedrigeren Porto unterliegen, als bei der für den 
Dienstbetrieb ungleich einfacheren Versendung mit der Briefpost, weshalb dai 
correspondirende Publikum bekanntlich nicht selten für dergleichen Sendangca 
entweder durch Declsration eines geringen Werths oder dorch willkfirlicbe 
Steigerung des Gewichts yermittelst Beifugens von beschwerebden Inlagen die 
Austaxirung nach dem Fahrpost-Tarife herbeiführe, was lediglich zu einer Er- 
schwerung des Dienstbetriebes führe, ohne gehindert werden zu können. In der 
That habe in denjenigen Postbezirken, wo die zweistufige Gewichtsprogressiofl 
bereits bestehe, sich eine Verminderung der Fahrpost- Sendungen gezeigt, ohne 
dass die als Gegenwirkung eingetretene Zunahme der Briefpost-Sendungen for 
den Betriebsmechanismns des Briefpost-Dienstes, namentlich auch auf den Bahn- 
pösten, Schwierigkeiten hervorgerufen habe. Die Besorgniss des gewerbsmäs* 
eigen Colligirens von Briefen durch PrlTatunternehmer werde durch die Erfah- 
rung in einzelnen Postgebieten widerlegt, wo die Versendung von Briefen ia 
Pacbeten mittelst der Fahrpost gestattet sei, und könne um so weniger Platz 
greifen, als dieses Verfahren gegenüber den bequemen und überall zugänglichen 
Einrichtungen der Post mancherlei Weiterungen für das Publikum, unter Um- 
ständen sogar die Gefahrdung des Briefgeheimnisses im Gefolge habe, überdiess 
bei der» fortschreitenden Ermässigung der Brieftaxen der Gewinn zu nnbedea- 
tend sei, um eine namhafte Beeinträchtigung der Postkassen besorgen zu lai' 
sen, endlich aber die betreffende interne Gewerbe- oder Post - Gesetzgebung 
schlimmsten Falls die Mittel gewähre, um die berechtigten Interessen der Post 
ausreichend zu schützen. Bei der Plenarberathung wurde jedoch die Annahma 
des Vorschlags der Commission von 3 Stimmen (Oesterreich , Hannofer und 
Taxis) abgelehnt, und obwohl apäter auch die Yorbehaltenen Stimmen foa 
Sachaen und Württemberg noch zu Gunsten desselben abgegeben wurden, ^ 
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kMiBte d«Daoch bei dem fertgesetzlen Dissens der ge&anDten drei Pestferwal- 
tnngen die erforderlicbe SÜmmeneiiilieHigkeit weder für diesen, nech fdr den 
sichsisdien Antrag anf drei Gewichtsstafen ertielt werden: es blieb demnach 
die bisherige Gewichtsprogresslen von Loth so Loth nnverindert 

Nech weniger Erfolg hatte endlich, wie hier schliesslich nebenbei erwähnt 
werden mag, die von Württemberg, Sachsen und Beyern durch TerschieSene 
Yorschlige, deren Details eben deshalb für jetzt kein allgemeineres Interesse 
darbieten, erstrebte Ermassigong des Fahrpost-, Gewichts- and 
Werthportos. Fast alle übrigen PostferwaUongen waren vielmehr des Da- 
fürhaltens, dass einerseits bei der fortwährenden Zunahme des Fahrpost- Verkehrs 
I auch unter dem jelugen Tarife ein entschiedenes Bedürfniss nach dessen Er- 

I roissigung nicht ▼oransgesetit werden könne, andrerseits eine solche bei gleich- 

I zeitiger Reduction der Briefporto- Taie gerade jetzt um so weniger opportun 

erscheine, als durch diesen doppelten Einnahme-Ausfall den Vereinsrerwaltungen 
die Mittel entzogen werden würden, um andere wichtigere Massregeln zur Vor* 
, ToUkommnung des Postwesens, insbesondere *der Transportmittel, Ausbreitung 

der Postanlagen n. dgl. Tornehmen und die Post auf der Stufe der Vollkom- 
menheit erhalten zu können, welche sie als das allgemeine Staats- Verkehrsin- 
slitut einzunehmen habe. 

I 

n. Die Taxe fbr Erenz- resp. Streifband- nnd Waarenproben» resp. 
I Muster -Sendungen. 

I Bezüglich der Bestimmungen des erneuerten Posl?ereins -Vertrags vom 

, 18. August 1860 für Kreuzband-, Waarenproben- und Moster-Sendungen wa- 

ren der fünften Post vereine- Confcrenz zahlreiche, vorzugsweise auf du Inter- 
I tBBt dtu Gelehrten- nnd Handels- Standes berechnete Aenderungsvorschllge vor* 

schiedener Vereinsverwaltongen in Vorlege gebracht worden, welche im Wesent- 
lichen eine Reform der betreffenden Vertragsbestimmungen in dreifacher Rich- 
tung bezweckten, nämlich: 

. A) die Ausdehnung der Gewichtsprogression für die Kreuzband- 
Taxe (bisher von Loth zu Loth) auf Gewichtsstnfen von je 2^2 ^^^^ (y^^ 
Bayern, Sachsen, Württemberg und Baden); 

B) die Gleichstellung der bisherigen Taxvorschriften für Waaren- 
proben- nnd Muster-Sendungen (einfaches Briefporto für je 2 Loth) 
mit denjenigen für Kreuzband-Sendungen (von Preussen, Bayern, 
Württemberg und Baden); 

C) verschiedene Erleichterungen bezüglich der VorKbriften über die Be- 
schaffenheit der Kreuzband- u. s.w. Sendungen nnd zwar ins- 
besondere : 

a) durch Gestattnng der Versendung gedruckter Anzeigen aller 
Art — ausser unter Kreuz- oder Streifband — mittelst offener 
Karten (Preussen und Sachsen), 

b) durch Zulassung der Versendung ohne Band unter offenem Con- 
vert oder vermittelst blossen Znsammenhaltens (Baysrn, Sach- 
sen und Baden), 

I c) durch Zulassung gebundener Bücher zur Versendung nnter Band 

(PreusMn), 



330 Uiacelleiu 

d) iwrth GfitatlvAg der BcUugHBg des UaBHicripU %n C«r- 
reciur-Drockbogen (Württemberg und Baden), 

f) durch GettattQDg handtchrifUicher oder «pnetiger EintragvBg 
des Namene der Reiaeaden in Handelacircalaren oder Ten 
Ziffern and Zahlen in Preisconranten (Sachsen und Baden), 

e) darch Ansdehnnng der Befagniss des Absenders, den „Preis* 
conranten, Circalaren und Empfehlungaschreiben eine innere, mit 
der iQsseren übereinstimmende Adresse beisofägeii'' auf 
alle Sendungen unier Band (Prenssen und Bayern), 

g) durch Gestaltung solcher Zusitse und Aenderungen im Inhalte» 
welche nur im Anstreichen, Unterstreichen oder Durch- 
streichen cinxelner Stellen, oder nor in einer handschrifUicbun Be- 
richtigung einselner Worte oder Ziffern bestehen (Bayera), 
wogegen Ton andren Seite (Preussen) umgekehrt beantragt wurde^ 
dass nicht blos, wie bisher schon ausdrücklich Yorgeechrieban , das 
Durchstreichen und Unterstreichen, sondern ancb dtLB 
blosse Anstreichen (worüber bisher Zweifel bestanden) unter die 
verbotenen Zusitse zu rechnen sei. 
Von der zur Vorher athung und Prüfung dieser Vorschläge nieder- 
gesetzten Commission (bestehend aus den Abgeordneten für Oesterreicb, 
Preussen, Bsyern, Sschsen, Württemberg, Baden, Bremen, Hamburg und Taxis) 
wurden die beiden TorBtehend unter A und B niher bezeichneten Propositienea 
hauptsfichlich aus dem Grande einstimmig angenommen, weil die indirect denn 
entlialtenen TazermSssigungen den Verkehr, insbesondere jenen in Waarenprs- 
bea- und Muster-Sendungen, sehr erleichtern und heben, daher Toraussichtlidi 
auch keinen bedeutenden Ausfall an Porto, sondern in nicht ferner Zeit sogar 
eine Steigerung desselben zur Folge haben werden, überdiess aber gleiche Be- 
günstigungen für die frsglichen Sendungen in den meisten neuern Verträgen 
mit dem Vereins- Auslande (z. B. mit Belgien, den Niederlanden, Schweden u. a. w.) 
bereite zugestanden und Ton der internationslen pariser Postconferenz ren 1863 
sagsr als gemeinsame Grundlage für alle künftig abznschliessenden intemalio- 
aalen PostrertrSge ^) begutachtet worden sind. Aus den nämlichen Erwigungs- 
gründen adoptirte auch die Conferenz selbst die gedachten beiden Vorschlige 
ohne jeden Widerspruch. 

Nicht minder fsnden Ton den auf Erleichterung der Vorschriften über die 
Beschaffenheit der Kreuzband-Sendungen gerichteten Vorschlagen die Torstehend 
unter C, a — e bezeichneten weder in der Commissionsberathimg, noch bei der 
Plenarverhandlung erheblichen Widersprach, sondern schliesslich allseitige An- 
nahme. Nur gegen die unter d Torgeschlsgene Gestattung der Beifügung des 
Hanuscripts zu Correctnr- Druckbogen erblfirten sich auf Antrag des Abgeord^ 
neten für HannoTcr ausser diesem noch die Abgeordneteu für Preussen, Bayern, 
Luxemburg und beide Mecklenburg; da indess für Bestimmungen blos regle- 
mentarischer Natur, wofür die frsglichen trotz des Widerspruchs einiger Abge- 
ordneten gegen diese Auffassung, weil es sich hierbei wesentlich um eine Ta- 
riffrage handle, mit fiberwiegender Stimmenmehrheit erklärt wurden, einfache 
Majorität entacheidet, ao galt auch dieaer Vorschlsg mit 10 gegen 6 Stimmen 

1) Yergl. darüber Colta'sche „Deutsche Tierteljahrsschrift** von 1864 Nr. 109 
S. 809 ff. und „Bremer Hand«lsblatt<< von 1864 n. 66 Nr. 735—743. 
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lii ala aBgmoiitteD. Zn um so lebhafttren ErdrUrongcn gAtn digegen dk unter 

f «nd g angelührUa Voncblige Anlass, welche die Zulaeeang tob BeieSlaen, 
i|i AendeniBgeD und BeriektigiiBgeB an dem Inhalte der Kreuibaad- Sendungen 

kl xom Gegenstände haben. Hiergegen wurde nimlich Yon mehreren Seiten gel- 

ü tend gemacht, dasa die Geatatlung derartiger Zueilte u. a. w. dem Princip, 

]k infolge deaaen der Begriff einer Kreuiband-Senduog nach den Vertragabeatim- 

^1 mungen von 1860 in lediglich auf mecbaniachem Wege hergeatelUen 

i'i Mittheilungen beatehen und demnach alle nachtrigUchen Zuailie und Aen- 

derongen unbedingt auaechlieaaen aoll, geradezu wideratreite, daaa man daher 
i hiermit jeden featen Anhaltspunkt aufgeben und ?on Conceaaion su Coneeasion 

gedringt werden wfirde, eben deahalb auch rielfachen Misabrinchen damit Thflr 
il und Thor geSilhet wire. Die Majorität der Commiesion glaubte Jedoch anneh- 
i men au dfirfen, daaa die eich durchaus auf dem Boden dea praktischen Lobena 
II bewegende Poatanatalt nicht einem abstracten Principe zu Liebe die Augen Tor 
^i den BedUr&iisaen dea prakllachen Lebena yerachllessen dürfe, eben deshalb aber 
( ein starres Festhalten an dem im Jahre 1860 aufgealellten Grnndaatse gegen- 
ß über den Tielfach laut gewordenen Bedürfnissen dea Verkehre sich nicht recht- 
fertigen lasse und einzelne Ausnahmen nicht linger zu umgehen aeien, wenn 

1 man den begründeten Klagen des Publikums und Tielfachen Anatinden endlich 
I ein Ziel setzen wolle. Sie ging indeaa gleichwohl Ton der Ansicht aus, daaa 
, dieae Ausnahmen möglichst zu beschranken, daher nur bei überwiegenden Grün- 
I den und nur inaoweit zuzulassen seien, als dieselben sich bestimmt abgrenzen 
I lassen und die Gefahr einea Missbraucha nicht allzu nahe legen. In Folge dea- 
. aen aprach aich die Hajoritit der Commisslon dagegen ans, dasa die Bericht!« 
I gung des Inhalts einer Kreuzband - Sendung durch Ersetzung einzelner Worte 
I oder Ziffern im Allgemeinen gestattet, oder das Durchstreichen und Unterstrei- 
chen einzelner Stellen zugestanden werde; dagegen entschied sie sich mit 5 
gegen 4 Stimmen für die Zulissigkeit des Anstreichens einzelner Stel- 
len, weil hierdurch eine versteckte Correapondenz nicht wohl rermittelt werden 
könne, wihrend ein solches Zugestindniss vom Publikum lebhaft gewfinacht 
werde, um z. B. bei Veraendung von Zeitungen auf einzelne Artikel aufmerk- 
aam machen oder bei der Rflcksendnng Ton Preiscouranten den Gegenstand, 
welcher beatellt werden will, bezeichnen zu können. Auaaerdem erklärte aich 
die Commiesion mit 6 gegen 3 Stimmen für den Antrag, daaa auanahmaweiae 
der handschrifliiche Eintrag des Namena der Reisenden und der Preise in Han- 
delacircularien und Preiacouranten, sowie die handschrifliiche oder auf mecbani- 
achem Wege bewirkte Aenderung der Preisanaitze , des Dstums und Namena 
der Reiaenden gestattet werde, da bei der bestimmten Abgrensung dieaea 
Zugeatindnissea ein Hiaabrauch nicht leicht Torkommen könne, wihrend dem 
Handels- und Gewerbsstande dadarch insofern eine grosse Erleichterung Ter- 
achafft werde, ala sie alsdann nicht mehr genöthigt sein würden, bei den aa 
hiufig und plötzlich eintretenden Aenderungen in den Preisrerhiltniaaen oder 
in der Person des Reisenden erst eine neue Auflege ihrer Circularien und 
Preiscourante zu yeranataiten , jedenfalls aber etwaige Hissbrinche, die aller- 
dings im Bereiche der Möglichkeit liegen, gewiaa ▼creinzelt bleiben und dia den 
Poatkassen daraua erwachsenden .finanziellen Nachtheile ohne Zweifel verachwin- 
dend klein eein würden im Vergleiche zu der groaaen Erleichterung, welche 
der industriellen Be? ölkerung hierdurch zu Theil werde. Auf Anregung einea 
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CommiMionsmilglied«! (Taw) wurde endlich b<iehlo0Mn, tur B«Mtigiiiig tob 
Zweifeln tuch im photographiaclien Wege hergestellte Gegenstind« 
ausdrücklich als solche zu bezeichnen, deren Beförderung gegen die Kreiuhandr 
Taxe stallfinden kann. 

Bei der Plenarberatbung erkürte sich insbesondere der AbgeorAoct« 
für Hannover mit grosser Entschiedenheit, ausserdem die Abgeordneten für bcMo 
Mecklenburg und Preussen gegen die Gestatlung nachtraglicher Zusätze und 
Aenderungen des Inhalts der Kreuzband-Sendungen» letzterer mit alleiniger Aiw* 
nähme der Aenderung von Preisen, womit rr sich aus dem Grunde einverstan- 
den erklarte, weil derartige Aenderungen im Auslande mehrfach gestattet »ni 
daher schon aus handelspolitischen Rücksichten auch dem inländischen Handele' 
stiinde zn gewähren seien. Zur Rechtfertigung dieses Standpunktes wurde Ten 
dem Abgeordneten für Hannover namentlich heryorgehoben, dass man mit dem 
Verlassen der im Jahre 1860 aufgestellten Grundsätze von Concession zu Coa* 
cession werde gedrangt werden und die Grenzen hierin nicht mehr so leicht zw 
finden sein wurden; insbesondere müsse er im Gegensätze zu der deefalUigen 
Behauptung des Commissionsgutachtens darauf aufmerkssm machen, dass dordi 
das Anstreichen der zu bestellenden Gegenstände bei Rucksendung tod Preis- 
couranten allerdings ein Brief ersetzt werde. Der Abgeordnete für Preassen 
betonte seinerseits insbesondere, dsss bei den Kreuzband -Sendungen nicht das 
Yerkehrsbedürfniss allein, sondern auch das Interesse der Postvervaltung mass- 
gebend sei ^), von diesem Gesichtspunkte aus es aber sehr bedenklich erscheine^ 
Yon den bisherigen Grundsätzen abzuweichen. Frfiher sei die Anwendbarkeil 
der Kreuzband -Taxe nach dem Inhalte beurtheilt worden und eben, weil dieses 
Kriterium nicht ausgereicht und zu yielen Unzuträglichkciten für die Fremden 
wie für das Publikum gefuhrt, hsbe man sich von dessen Unhsitbarkeit über- 
zeugt und nach einem äusseren Merkmale gesucht, das die Möglichkeit ver- 
schaffe, mit einem Blicke die Zulässigkeit der Kreuzband -Taxe zu erkennen, in 
Folge dessen aber die Art der Herstellung für massgebend erklärt. Da nsn 
gerade mit diesem neuen Grundsatze eine grosse Ausdehnung des bezüglichen 
Verkehrs eingetreten sei, müsse man daran um so strenger festhalten, als aus- 
serdem die Befürchtung nahe liege, dass mit jeder desfallsigen Aenderung auch 
die früheren Differenzen zwischen den Postanstalten und dem Publikum wieder 
ihren Anfang nehmen würden. Dagegen wurde von dem Abgeordneten für 
Sachsen geltend gemacht, dass die Anträge seiner Verwaltung auf Abänderung 
des bisherigen Reglements gerade auf den Erfahrungen beruhen, die man »üi 
1860 insbesondere in der Richtung gemacht, dass ungeachtet des damals fest- 
gestellten Grundsatzes innerhalb des Vereinsgebiets bereits abweichende Bestim- 
mungen Geltung erlangt hätten und die Handelswelk daher nicht mehr gewussl 
habe, welche Vorschriften eigentlich gelten; eben deshalb seien aber Aenderun- 
gen zur Befriedigung der wirklichen Verkehrsinteressen entschieden angemessen« 
Bei der endlichen Abstimmung wurde die Gestattung des Anstreichens einzelner 

2) Tergl. dagegen die entgegengesetzte Aeusserung des preussischen Cominissars 
zur internationalen Postconferenz in Paris (in der „Deutschen Vierteljalirssdirift a. a. O. 
S. 279), welcher sich priocipiell gegen das s. g. Zuschlag- oder Strafporto ffir un- 
frankirte Briefe mit dem Bemerken erklarte, dass es augenfällig im Interesse des 
Publikums lieee, unfrankirte Briefe um die nämliche Taxe yersenden zu können, als 
frankirte, und das Interesse des Publikums, wo es mit dem der Postrerwa!« 
tungen in Widerstreit gerathe, unbedingt vorgehen mfisse. 
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Stellen des Inhalts der Kreusband-Snidaiigeii dardi SUnuiitDgleidiheit (dafür 
waren Oesterreich, Bayern, Sachsen, Luxemburg, Braansehweig, Oldenburg, 
Bremen, Hamburg) abgelehnt, dagegen aber die Zulassung des handschriftlichen 
oder sonstigen Eintrags oder dar Abinderung der Namen ton Reitenden resp. 
der Preise in Handelscircularien und Preiscouranten, und iwar Ersteres mit. 11 
gegen 5 Stimmen (Preussen, Hsnnover, Luxemburg und beide Meciclenborg), Lets- 
leres mit 13 gegen 3 Stimmen (Hannover und btide Mecklenburg) von der Gon- 
ferenz angenommen, nicht minder die ?on der Commission Torgesehlsgene Inter- 
pretation wrgen Zulassung von Potogrsphieen ohne Widerspruch genehmigt 

HL Die Gebühren fttr Fostanweisongen und Haohnahmen. 

Das Institut der Postanveisnngen oder, wie es bisher bezeichnet 
wurde, der „baaren Einzahlungen^, welches bereits vor der Gründung des 
deutschen Postvereins bei den meisten deutschen Postverwaltungcn Eingang ge- 
funden hatte, war auch für den Postvereins- Verkehr gleich Toa Tornherein 
adoptirt worden. Die darauf bezuglichen Bestimmungen im Art. 62 des er- 
neuerten Postvereins- Vertrags Tom 18.' August 1860 lauten im Wesentlichen 
dahin, dass bei jeder Vereins*PoBtsnstalt Betrage bis zur Höhe von 50 Thlrn. 
= 75 Fl. Ost. W. = 87V2 Fl. 8üdd. W. zur Wiederauszahlung an einen be- 
stimmten, innerhalb des Vereinsgebietes wohnenden Empfinger gegen Entrich- 
tung des Fahrpost-Portos und einer Gebfihr yon 1 Sgr. ffir je 
5 Thir., 31/3 Nkr. für je 5 Fl. Ost. W., 2 Kr. für je 5 Fl. südd. W. einge- 
zahlt werden können. Die Beförderung solcher Sendungen erfolgt mit Aus- 
nahme der Falle, wo Vereins-Postanstalten ohne Fahrpost- Eipedition bestehen, 
mit der Fsbrpost, und die eingezahlten Beträge werden nach erfolgter Auazah- 
Inng an den Empfünger ala Auslage in den betreffenden Karten an die Auf- 
gabe-Poststelle zurückgerecbnet. Durch diese Bestimmungen wird* jedoch dem 
mehr und mehr heryort retenden Bedürfnisse des Publikums, insbesondere des 
Handelsstandes, nach einer möglichst billigen und einfachen Art der Uebermitt- 
lung kleinerer Geldbetrfige zur Ausgleichung gegenseitiger Abrechnungen inso- 
fern nicht hinreichend genügt, als einerseits die Gebühren für baare Einzah- 
lungen einschlief stich des Fahrpost- Portos in der Regel, mit Ausnahme gsni 
geringer Betrige, sogar bedeutend höher sind, als dss Porlo (einschliesslich 
des Werthportos) ffir eine Bsarsendung in gleichem Betrsge, weshalb die Be- 
nutzung des Instituts der Baareinzahhingen aich bisher natürlich auf ganz geringe 
AusgleichungsbetrSge beschrankte, andrerseits dagegen insbesondere die Mani- 
pulation der specielien Zurechnung der zur Auszahlung gelangten Betrage zn 
umsiindlich und schwerfallig erscheint, um nach Massgabe der damit ffir die 
Peatanstalt yerbundenen Mfihwaltung eine erhebliche Herabsetzung der frag- 
lichen Gebuhren zu ermöglichen. Die bereite früher yon Preussen yorgeschla- 
gene Gleichstellung der Gebühren für bsare Einzahlungen mit 
dem Betrage des Gewichts und Werthportos für Baarsendungen 
yon gleichem Betrage wire daher in keiner Richtung geeignet gewesen, 
dem yorhandenen Bedürfniss wirklich zn entsprechen, da hiernach nicht bloe 
die dsffir alsdann zu zahlende Vergütung namentlich für grössere Entfernungen 
zwischen Aufgabe- und Bestimmungsort immerhin noch eine bedeutende Höhe 
erreicht haben würde, sondern auch daa gedachte schwerfallige Verfahren, durch 
welches jede weitere Ermässigung der erstercn ausgeschlossen wnrde, fortbe- 
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•linden häilt. Die sq erstrebende Reform mnsste demnach vielmdir vor Allem 
auf thiinlichste Vereinfachung der Manipulation, ineheeondere bex^güdi der 
gej^enseitigen Abreehnong und lugleich auch die hierdurch ermSgilchte Redud- 
rung der Einzahlungageböhren auf ein Hinimom mindeatcns bia zu dena Grade 
gerichtet sein, daea in Folge daron die Benutzung dteaea Inetituta tona Publi- 
hnm den Baarsendungen yorauasichtlich Torgezogen wurde. Erat dadurcb konnte 
daneben auch der besonders im Interesse der Poatanstalt liegende Erfolg erzielt 
werden, dass die zahlreichen bleineren Baarsendnngen , deren BeiBrdernng bH 
nnyerhältnissmissiger Hfihwaltung und erheblichem Riaico für die Poatrerwil- 
tungen verbunden ist, mehr und mehr in Wegfall kommen und durch allge- 
meine Benutzung des fraglichen Instituts ersetzt werden. Der preusaiscben 
Postverwaltung gebfihrt indeas gleichwohl daa Verdienst, In Deutschland zuerst 
allen diesen Interessen gleichmassig Rechnung getragen zu haben, indem Tsa 
derselben aeit Anfang 1865 im internen preuasischen Postverkehr eine durch- 
greifonde Reform der auf die baaren Einzahlungen bezüglichen poatallachea 
Einrichtungen Insofern anageführt wurde, als durch Einführung blosser Cen- 
tralabrechnungen für den gesamibten Poatanwelsungs- Verkehr dl« Mau- 
pulationen für die einzelnen Poststellen wesentlich vereinfacht, die BefdrderuBg 
der Poatanweisungen zur Briefpost fiberwiesen und die dalQr zu entricbtendea 
Gebühren ohne Rücksicht auf die Entfernung zwischen Aufgabe- und Beatin* 
mungsort auf 1 Sgr. bis zum Betrsge von 25 Thirn., auf 2 Sgr. für mehr 
als 25 Thlr. bis zu 50 Thlrn. reducirl worden sind '). Die in Folge dieser 
Maasregeln ^innerhalb Preussens sofort hervortretende ausserordentliche Zunahme 
dea Postanweisuugs- Verkehrs bewies evident, wie dringend und allgemein dai 
Bedürfniss gewesen, zu dessen Befriedigung sie dienen sollten, und musste 
natürlich auch die übrigen deutschen Postverwaltungen veranlassen, einem so 
unzweideutig constatirten Bedürfnisse alsbald Rechnung zu tragen. Seitens der 
taxis'schen und königl. sachsischen ^), sowie einiger kleinerer Postverwaltungen 
geschah diess zunächst durch alsbaldige Adoptirung der preuasischen Emrichtun- 
gen in den meisten wesentlichen Punkten, namentlich bezuglich der Gebühren* 
sitze für ihren internen Postverkehr; es war indess nicht zu verkennen, dssa 
nur durch Ausdehnung der fraglichen Reform auf den gesammten deutachen 
Postvereins- Verkehr eine volle tindige Befriedigung des vorhandenen Bedürfnis- 
ses erreicht werden konnte. Man durfte daher mit Recht erwarten, daas die 
zu Ende des vorigen Jahres in Carlsruhe zusammentretende fünfte deutsche 
Poatvereins-Conferenz die gedachte Reform sofort in Angriff nehmen werde, 
wozu ausser dem bereits erwähnten preuasischen, mittlerweile von Preussen 
selbst überholten früheren Vorschlage (Gleichstellung der Baarzahlnngs-Gebüh- 
ran mit den Werthporto- Sätzen), die badische Postvorwaltung durch eine übti- 
gena ganz allgemein gehaltene Proposition die Anregung gab. 

Von der in Folge dessen zur Begutachtung dieser Frage niedergeaelzten 

3) Im Laufe des vergangenen Sommers sind jedoch diese GebQhren — ohne eine 
sonstige Aenderang bezüglich der MsDipulation u. s.w. ~ einfach auf den doppelten 
Batrag erh5ht worden, also auf 2 Sgr. bis zum Betrsge von 25 Thlrn., 4 Sgr. bii 
zu 60 Thlrn. 

4) Seit dem 1. November 1866 ist diese Reform auch in Bajern für den inter- 
nen Verkehr mit der Modification eingeführt, dass Zahlungen bis zum Betrage von 
IDO Fl. vermittelt werden und dsfür die gleichmSssige Gebühr von 6 Kr. sfldd. W. 
erhoben wird. 
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CommiiiiOD, deren Mitglieder In den Abgeordneten der Paetfenraltniigen 
?on Prensten, Bajern, Sachsen, Hanno?er, Württemberg, Brtonaehweig, Meck«* 
ienbnrg- Schwerin, Lübeck, Hamburg und Taxie bestanden, wurde nach dem 
Referate des Abgeordneten von .Braunschweig „allseitig anerkannt, wie der 
Zweck, welcher der Einffihrung des Instituts der baaren Einzahlungen im Yer- 
einsTcrkehre xu Grunde liege, bisher nicht in dem erwfinschten Msasse erreicht 
sei, dass deshalb nothwendig erscheine, diesen wichtigen Theil des Postverkehra, 
der das wirksamste Hittel darbiete, die Transportobjecte zu Termindern, welch« 
KU Veruntreuungen Veranlassung geben können, zu erleichtern und zwar A) durch 
Vereinfachung des Verfahrens und B) durch Ermfissigung der. Gebühren.^ 

Bei der speciellen Beralhung wurden 

ad A) bezöglich der Vereinfachung des Verfahrens sowohl Seitens der 
Commission, als der Conferenz selbst in erster Linie die preussischen desfali- 
eigen Einrichtungen, insbesondere hinsichtlich des Abrechnungsmodus, sowie der 
Beförderung der Postanweisungen mittelst der Briefpost, unter Anerkennung der 
Verbesserungen, welche dieselben für andere deutsche PostTerwaltnngs-Besirki 
bereits hervorgerufen, den für den Postvereins- Verkehr festzusetzenden neuen 
Bestimmungen zu Grunde gelegt und im Wesentlichen adoptirt. Nur über fol« 
gende Punkte entspann sich hierbei noch eine Discnssion von allgemeinerem 
Interesse, welche insoweit nicht unerwähnt bleiben darf: 

1) Für die unter den Vereins-Postverwaltungen zu pflegende gegensei- 
tige Abrechnung wurde zunichst Ton der Commission lediglich eine mo- 
natliche Ausgleichung der erfolgten Ein- und Auszahlungen zwischen den ein- 
zelnen Verwaltungen durch wechselseitige Mittheilung von auf Grund der von 
jeder Poatstclle zu fuhrenden Annahme- resp. Aukunftsbücher darüber gefertig- 
ten Verzeichnissen in Vorschlag gebracht. Bei der Plenarbcrathung machte 
jedoch der Abgeordnete fär Prensscn dagegen geltend, dass eine grössere Ver- 
einfachung und möglichst rasche Abwicklung des Abrechnungsgeschlfts, welche 
bei der mit Sicherheit zu erwartenden grossen Ausdehnung du Verkehrs und 
wegen der voraussichtlich daraus resultirenden hohen RKhnungsguthaben und 
fortlaufenden vielen Auszahlungen allerseits erwünscht sein müsse, vielleichl 
dadurch sich erzielen Hesse, wenn eine Vereinsverwaltung gewählt würde^ 
welcher alle übrigen Verwaltungen monatlich ihre Forderungen an die einzel- 
nen Vereinsglieder mitzutheilen hätten, auf Grund welcher Declarationen als- 
dann, ähnlich wie bei der Vertheiinng der gemeinschaftlichen Vereins- Fahrpost- 
Einnahme, eine Zussmmenetellung zu fertigen und jeder Verwaltung zu über- 
senden wäre, aus welcher zu entnehmen sein müsste, welche Beträge jede Ver- 
waltung und an wen zu bezahlen^ bezw. von wem und in welchen Beträgen sie 
ihre Forderung zu erhalten habe. Dieser Vorschlag wurde von der Commis- 
sion, an welche darselbb zur spedellen Prüfung zurückverwiesen worden wir, 
mit der Hodi&eation zur Annahme empfohlen und von der Conferenz angenom- 
men, dass den einzelnen Verwaltungen überlassen bleiben solle, eine Separat- 
Abrechnungsweise, deren Resultat jedoch zu statistischen Zwecken gleichwohl 
der mit der GeneralzusammenstcUung beauftragten Verwaltung mitzutheileii sei« 
unter einander zu yerabreden, falls damit bei der vorauasichtlichen theilwelaen 
Fixining gewisser Strömungen des Verkehrs eine Vereinlacbnng und durch for<* 
läufige Abschlagszfhlnngen insbesondere auch eine Beschleunignng den Saldi- 
mngsTerfahrens zu erzielen wäre. 
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2) Ein weiterer Punkt, fiber welchen bereits im Schooise der CemiwioB 
di^ergirende Meinungen laut worden, betraf die Frage, ob nicht in der ir«n 
PrensBcn eingeführten Beschränicang der Poatanweiiungen auf Verwendung 
besonders torgedruckter Blanquet-Formalare (Gartons) für die ausgiebige 
Benutzang des Instituts, wie namentlich die Abgeordneten von Sachsen und 
Württemberg behaupteten, um so mehr ein Hinderniss gefunden werden nüsae, 
als das Publikum seit einer Reihe ton Jahren gewohnt sei, Baareinzahlungen 
auf Terschlossene einfache Briefe oder Courerts zu leisten und dadurch den Auf- 
gebern eine bessere Gelegenheit geboten werde, sich mit den Adressaten über 
ihre wechselseitigen Beziehungen erschöpfend zu verständigen, ans diesen Gran- 
den das letztgedachte Verfahren (Verwendung von Courerts resp. einfachen 
Briefen) auch yon mehreren Vereinsyerwaltungen beibehalten worden resp. in- 
tendirt werde, welche nach dem Vorgange Preussens eine anderweite Regnii- 
rung der Baareinzahlungen ?or Kurzem vorgenommen (z. B. Sachsen) oder 
hierzu (z. B. Württemberg) bereits Einleitung getroffen bitten. Diesen Be- 
denken wurde indess enl gegengestellt, wie in Preusscn und denjenigen Postge- 
bieten, wo die Verwendung von Cartons bereits bestehe, hierbei Unzutraglich- 
keiten in der bezeichneten Richtung nicht hervorgetreten, dass vielmehr eine 
stetige Zunahme der Benutzung des neuen Verfahrens, mit dem das Publikum 
bald vertraut geworden sei, sich bemerkbar mache und deshalb den gedachten 
Bedenken ein ausschlaggebendes Gewicht nicht beigelegt werden könne. Da- 
gegen sei CS nicht blos zur richtigen Behsndlung der Postanweisungen im Ex- 
peditionsdienste von grosser Wichtigkeit, dafür eine Form einzuführen, durch 
welche dieselben von anderen Versendungsgegenständen, insbesondere von Brie- 
fen, ausserlirh leicht unterschieden werden können, wie es bezüglich der in 
Preussen hierzu bis jetzt verwendeten Cartons der Fall sei, sondern auch zur 
Vereinfachung des Abrechnungsgeschäfts unter den VereinsverwsUungen von 
erheblichem Belange, dass die zu verwendenden Cartons zugleich zur Quittung 
des Empfangers benutzt werden könnten. Da nun bei der Plenarberathung 
sich herausstellte, dass für den Fall der Zulassung von Baareinzahlungen auch 
einfache Briefe oder Couverts allerseits die Erhebung des einfachen Briefportos 
neben der Einzahlungsgebühr als selbstverständlich vorausgesetzt wurde, dass 
somit die damit zu erzielenden Vortheile vom Absender eben so gut durch A- 
Sendung eines besonderen Briefs ohne Mehrausgabe erreicht werden könnten, 
überdiess aber darauf hingewiesen wurde, wie zwar wohl für die blossen Car- 
tons, keineswegs aber für die mit Einzahlungen belasteten Briefe gegenseitige 
Transitfreiheit würde zugestanden werden wollen, entschied sich die Conferenz 
schliesslich mit Stimmeneinhelligkeit sowohl für die Anwendung der Cartons, 
als gegen die Zulassung briefähnlicher |Iittheilungen auf Postanweisungen gegen 
Erlegimg des Briefportos, wobei jedoch dem Absender freigestellt wurde, auf 
dem Postanweisungs-Formulare (ohne Erhöhung der Einzahlungsgebühr) seinen 
Namen und Wohnort, das Datum eines Briefs oder einer Rechnung, die Liltera 
und Nummer eines Contos oder Beleges, sowie ein Actenzeichen beizufügen. 
Endlich wurde 

3) hinsichtlich des Maximal betrage der Postanweisungen von den 
Abgeordneten für Baden und Württemberg beantragt, solche bis zum Betrage 
von 100 Thlrn. zuzulassen, da dem Publikum durch die gleichzeitige Absendnng 
mehrerer Postanweisungen ohnehin die Möglichkeit gegeben sei, die bisherige 
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Beichriakimg dcf Mludmalbetraga auf 50 Thir., wdche «iöreiid auf dan Ver- 
kahr ainwirka, zu umgehen. Nachdem indeaa der Abgeordnete für Prenaaen 
hiergegen geltend gemacht hatte, daea. daa Inetltot der Poatanweisiingen eigent- 
lich nur zur Yermittlung des kleinen Verkehrs behnÜB gegenseitiger Auagleichang 
bestimmt^ dermalen aber achon dieser kleine Verkehr eine allzu bedeutende 
Ausdehnung erreicht habe, als dass eine Erhöhung dea Mazimalbetraga und 
die in Folge dafon yoraussichtlich zu entartende erhebliche Vermehrung der 
Postanweisungen und daraua resultirende Anschwellung der gegenseitigen Ab- 
rechnungen gewfinscht werden könne, ausserdem Seitens dea Abgeordneten für 
Lübeck bemerkt worden war, dass nach den bisher gemachten Erfahrungen ein 
Bedurfniss zur Erhöhung des Mazimalbetrags nicht Torzuliegen acheine, wurde 
der fragliche Antrag Ton der Conferenz abgelehnt. 

Ad B. Rfickaichtlich dea Betrags der Einzahlungsgebühr schlug die 
Commission die Verdoppelung der intern preussiachen Gebührensätze Tor, nimlich: 

bis zum Betrage Ton 25 Thlrn. = STVaEL öat. W. = 433/« Fl aüdd. W., 
2 Sgr. = 10 Nkr. = 6 Kr. südd. W., 

im Betrage über 25—50 Thlr. = 37 Vi— 75 Fl. ö. W. = 43V4— «7 V2FI. s. W., 
4 Sgr. == 20 Nkr. = 12 Kr. sudd. W. 
Hierbei wurden nur zwei Fragen in nähere Erwfiguag gezogen, und zwar: 

1) Ton einem (nicht benannten) Hitglied der Commission wurde der 
forgeschlagene Tarif zu hoch befunden und statt dessen beantragt: 

bis 25 Thlr. auf 20 Meilen 1 Sgr., über 20 Meilen 2 Sgr., 
über 25—50 Thlr. auf 20 Meilen 2 Sgr., über 20 Meilen 4 Sgr. 
Gegen diesen Antrag machte die Majorität der Commission geltend, dass nach 
ihrer Anaicht daa Distanzensystem in Bezug auf den Postanweiaungs?erkehr 
keine Berechtigung habe, auch die Yorausbezahlung der Gebühren dadurch 
erachwert werde, worauf daa gedachte Amendement zurückgezogen und der 
Ton der Commission begutachtete Tarif Seltene der Conferenz angenommen 
wurde. 

2) Wegen der Erhebung fon Nebengebühren tauchte insofern eine 
Differenz bei der Plenarberathung namentlich zwischen den Abgeordneten für 
Oldenburg und Sachsen auf, als der letztere die unentgeltliche Verabfolgung 
der Cartons zu den Postanweisungen an das Publikum beanstandete, da im 
Bezirke aeiner Verwaltung für das Formular zu den Courerten dermalen eine 
Gebühr ¥on Vs ^S^' erhoben, dagegen aber der Einlieferungaschein für die 
Postanweisungen unentgeltlich ausgestellt werde. Der erstere fand die Er- 
hebung dieser Nebengebühr nach Art. 35 dea PostrereinsTertrags , wodurch für 
Brieipostsendungen (wozu die Postanweisungen nunmehr gerechnet werden 
mfissten) ausser dem Porto jede weitere Crebfihr mit Ausnahme des BesteR« 
geldea, wo aolches noch besteht, unbedingt ausgeschlossen sei, schlechterdings 
unstatthaft. Der Abgeordnete für Sachsen replicirte darauf zwar noch, daaa 
die Postanweisungen nur ana Manipulationsrückaichten der Briefpoat zngewieaen 
würden und daher, da für aie eine Garantie, wie für Sendungen von baarem 
Gelde übernommen werde, auch die Erhebung einer Scheingebühr, gleichwie 
bei der Fahrpoat, nicht auageschloaaen aein könne. Der Abgeordnete für Olden- 
burg beharrte jedoch dabei, dass daa Recht zur Erhebung einer aolchen Gebühr 
mit Rücksicht auf den erwähnten Art. 35 Torerat festgestellt werden müaaa 
und die Conferenz beachloaa Memächst die unentgeHlicba Verabfolgung der 

VIL 22 
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PQitttiw«is«ng8foriiittkre an das Pobliknm. Dem Abf^eerdncteii fir Tm» gA 
diese VerliandhiDg sn der Bemerkuiig Anlass, dass nach den im Beairke sdner 
Verwaltung bestehenden Einrichtungen die baar ansiuzahlenden Betrige (gleich 
einer Baarsendung) dem Adressaten in der Regel in's Haus- geliefert werden 
und daher eine (Bestell-) Gebühr Ton 2 Kr. resp. '/, Sgr. zur firhebang kirne. 
Er setze Toraus, dass die Erhebung dieser Gebühr auch nach Ueberweisimg 
der Baareinzahlungen zur Briefpost im Hinblick auf den mehrgedachien Art. 35 
nicht werde beanstandet werden, wogegen die Conferenz nichts zu erinnern 
fand: nur der Abgeordnete für Württemberg glaubt darauf Bezug nehmen zu 
müssen, dass nach dem früher dargelegten Standpunkt seiner Regterang die 
Aufhebung auch der Bestellgebühren für Fahrpostsendungen erstrebt werden 
müsse. 

C. Erst im Laufe der Conferenzverhandlungen wurde Ton dem Ab- 
geordneten für Preussen die Benutzung der Telegraphenanstalten zur 
Vermittlung baarer Einzahlungen in Anregung gebracht und dabei bemerkt, die- 
selbe sei bereits auf der im Laufe des ?origen Jahres zu Schwerin stattgehabten 
deutschen Telegraphenconferenz zur Sprache gekommen, man habe jedoch Yor- 
gezogen, yorerst die Beschlüsse der Postconferenz in Bezug auf das Anweisnngs- 
yerfahren abzuwarten, weil die Ausfuhrung mit Rücksicht auf das dermalen 
bei der Post bestehende Verfahren für zu schwierig erachtet worden sei. In 
Preussen bestehe die Einrichtung, dass bei den Telegraphenbureaux Betrage 
bis zu 50 Thlm. eingezahlt werden können , woTon die Postanstalt At^ Be- 
stimmungsorts alsdann telegraphisch Kenntniss erhalte und die Aussahlnng 
Tollaiehe, wahrend ihr der eingezahlte Betrag durch das betr. Telfgraphen- 
bureau Termittelst Postanweisung übermittelt werde. Ohne Vermittlung der 
Post den eingezahlten Betrag direct an den Adressaten auszuzahlen, sei den 
Telegraphenbureaux nur in dem Falle gestattet, wenn die Geldanweisung durch 
ein bei dem auszahlenden Telegraphenbnreau vom Adressaten aufgegebenes 
Telegramm veranlasst, dieser also dem ersteren als der richtige Empfinger 
unzweifelhaft bekannt sei, wahrend im Uebrigen die directe Auszahlung durch 
die Telegraphenbureaux ohne Vermittlung- der Post aus dem Grunde nicht für 
zweckmässig erachtet werde, weil die ersteren mit den Manipulationen bezüg- 
lich des Bestellgeschäfls nicht hinreichend vertraut seien und daher leicht daraus 
Verwechslungen und dergl. entstehen konnten. Nachdem von den Abgeordneten 
für Sachsen resp. Baden darauf hingewiesen worden wsr, dass in Sachsen 
auch die Einzahlung bei der Post erfolge und daher die Telegraphenbureaux 
lediglich zur Vermittlung der Communicalion zwischen den betr. Postanstalten 
benutzt werden, in Baden dagegen die Telegraphenanstalten auch zur selbstin- 
digen Vermittlung von Baareinzahlungen ohne irgend welche Vermittlung der 
Postanstalten ermächtigt seien, wurde die principielle Vorfrage, ob und in- 
wieweit es angemessen sei, die Telegraphenanstalten bei der Vermittlung Ton 
Postanweisungen selbständigen Antheil nehmen zu lassen, von der Conferenz 
nach längerer Discussion einstimmig dahin entschieden, dass die Benutzung des 
Telegraphen beim Postanweisungs - Verfahren vorläufig nur insoweit stattfinden 
könne, als die Postanweisung von der Einzahlungspoststelle an die Auszahlongs- 
postanstalt mittelst Telegramms auf Kosten des Aufgebers angefertigt werden 
^ürfe. Für eine selbständige Betheiligung der Telegraphenbureaux, mindestens 
wie sie in Preussen besteht, wurde namentlich geltend gemacht, dass bei der 
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beionfbrs ia grtoeren Städten hiafig weiten Entfernnng der Telegraphen- 
bnreanx von den Postbareanx durch die Yolliiehung der Einzahlung bei der 
Pott nicht selten yiel Zeit yerloren gehe, ausserdem das Publikum, wenn es 
eine Geldanweisung pr. Telegraph Termilteln lassen wolle, eher des Telegraphen- 
als das Postbureau aufsuchen werde, und endlich bei der meist lingeren Dieasl- 
xeit der Telegraphenbnreaux dem Publikum mehr Crelegenheit geboten sei, TOn 
der Einrichtung Gebrauch zu machen, wenn die Einzahlung direct beim Tele- 
graphenbureau erfolgen könne, als wenn dies bei der Postanstalt geschehen müsse. 
I^agegen wurde herforgehoben , dass ein solches Verfahren keine genflgende 
Sicherheit gegen Betrügereien darbiete, insbesondere auch eine Caullonsleistung 
der Telegraphenbeamten, wo sie dermalen noch nicht bestehe, nothwendig erschei- 
nen lasse, jedenfalls aber, da zur Herbeiführung einer selbstindigen BetheiUgung 
der Telegraphenanstalten eine yorgingige Berathung zwischen den Post- und 
Telegrsphenyerwaltungen unerlasslich sei , von der Postconferens in dieser Be- 
siehung ein Beschluss einseitig nicht gefasst werden könne and daher, bis eine 
desfallsige Verständigung erzielt sei, Torerst nur das zum Beschluss erhobene 
Verfahren sofort ausführbar erscheine. Unter den reglcmentarischen 
Vorschriften über die auf telegraphischem Wege yermittelten Postanwei- 
sungen reranlaaste die Beschränkung der telegraphischen Beförderung auf die 
Fälle, wo zwischen den Postanstalten am Aufgabe- und am Bestimmungsort 
eine zum öffentUchen Gebrsuche bestimmte Telegraphenverbindung besteht, die 
Commission zu der Erläuterung, dass da, wo Letzteres nicht der Fall, be- 
züglich der der Postanstalt des Bestimmungsorts nächstgelegenen Telegraphen- 
station, durch welche die Welterbeförderung zu Termitteln sei, leicht Irrungen 
und daraua entstehende sonstige Unzutriglichkeiten erwachsen könnten, wes- 
halb man die fragliche Beschränkung für nothwendig erachtet habe, so wfinschens- 
werth es gewesen wäre, die Vermittlung ?on Postanweisungen auf telegraphischem 
Wege ganz allgemein, also im Verkehre sämmtlicher Vereinspostanstalten unter 
sich einzuführen. Ausserdem wurde endlich Ton dem ersten Ageordneten für 
Baden für wünschenswerth erachtet, die Yon der Commission begutachtete un- 
beschränkte Zulassung weiterer Mittheilungen des Aufgebers an den Adressaten 
zur Aufnahme in das betr. Telegramm ganz zu beseitigen , da hierdurch den 
Postbeamten unter Umständen eine nicht unerhebliche Geschäftslast, und bei 
der in der Regel nöthigen Eile leicht Irrungen und Verstösse, in Folge dessen 
aber, wenn auch nicht Vertretungs- Verbindlichkeiten, doch immerhin sehr un- 
angenehme Reclamalionen Tcranlässt werden könnten. Im Hinblick darauf, dass 
auch bei den gewöhnlichen Postanweisungen dem Aufgeber erlaubt Ist, eine 
Notiz In Bezug auf die Disposition über das Geld beizufügen, einigte man sich 
Indess schliesslich dahin, dass auch die den Postanwelsungs - Telegrammen bei- 
zufügenden weiteren Mittheilungen hierauf beschrinkt bleiben sollen, da es 
nicht billig erscheine, bei den ohnehin nicht unbeträchtlichen Gebühren für 
derartige Telegramme den Aufgeber in solchen Fällen zur Absendung eines 
zweiten Telegramms zu nöthigen. 

D. Zw Erleichterung des Nach nähme- Verkehrs und mit Rücksicht auf 
die in Aussicht stehende Ermässigung der Gebühren für Baarelnzahlungen 
hatte die württembergische Postferwaltung unter ihre Propositionen den Vor- 
schlag aufgenommen, die Gebühr für Nachnahmesendungen, welche nach Art. 61 
des erneuerten Postfereins- Vertrags Tom 18. August 1860 dermden (neben 

22* 
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dem Fahrpostporto) Va Sgr. Cur jeden Thaler oder Theil eioea a olchen , oder 

iVio K^r* ^^^* ^* ^^'^P- ^ ^^- '^'^- ^- ^^ i^^^^ Golden oder Theii eines 
solchen beträgt, dahin za ermässigen, dass dieselben Beirage für je 5 Thlr. 
resp. 5 FL dst. bezw. südd. W., als Uioimum aber 1 Sgr. resp. 5 Nkr. ost. W. 
resp. 2 Kr. südd. W. erhoben werden solle. Die für die Nearegnlirang des 
Baareinzahlangs - Verfahrens gewählte Comniission , welcher die Begutacbtang 
auch der auf Nachnahmen bezüglichen Propositionen zugewiesen war, empfahl 
der Conferenz mit 7 gegen 3 Stimmen den württembergischen Antrag xnr 
beistimmenden Beschlnssnahme , indem die Majorität in dem Verfahren der 
Nachnahmen und der Baareinzahlungen einen ursächlichen Zusammenhang er- 
kenne und deshalb die Gründe für Herabsetzung der Einzahlungsgebühr an- 
gleich für massgebend erachtete, um auch eine Ermässigung der Nachnahme- 
gebühren bis zu den Ton Württemberg beantragten Sätzen zu rechtfertigen. 
Insbesondere wurde hierbei das Nachnahme?erfahreo für die deutschen Ver- 
kehrsyerhältnisse als unabweisliches Bedürfniss und eben deshalb für geboten 
angesehen, auch diesem Theile des öffentlichen Verkehrs die für andere Gegen- 
stände desselben erstrebten Erleichterungen nicht zu versagen. Die Minorität, 
welche aus den Abgeordneten für Preussen, Bayern und Braunschweig bestand, 
machte dagegen geltend, dass zwischen Nachnahmen und Baareinzahluigen 
eine wesentliche Verschiedenheit insofern bestehe, als bei ersteren der Credit 
der Postanstalt in Anspruch genommen werde, während bei den letzteren die 
Postanstalt y o r Erfüllung des übernommenen Auftrags in den Besitz der hierzn 
erforderlichen Geldmittel gelsnge, überdies aber wegen der überwiegend grossen 
Mühwaltung, welche die Nachnahmesendungen im Vergleich zu den Baar- 
einzahlungen der Postanstslt erfahrungsmässig verursachen, von einer weiteren 
Herabsetzung der gegenwärtig bestehenden massigen Gebühren für Nachnahmen 
abzusehen sein werde. Bei der Plenarberathung vertrat der Abg. für Preussen 
den Standpunkt der Commissions - Minorität , indem er neben den bereits er- 
wähnten Motiven insbesondere noch hervorhob, dass die Nachnahmesendungen 
nicht blos als Fahrpostsendungen eine weit umständlichere Expeditionsweise 
durch nicht selten mehrmaliges Umkartiren bei weiteren Beforderungsstrecken 
nothig machen und überdies bei der Bestellung mehr Schwierigkeiten verur- 
sachen, als Baareinzahlungen, weil erstere häufig mehrmals zur Zahlung prä- 
sentirt werden müssen , . sondern auch für die Folge ungleich weniger Bedürf- 
niss seien, da dem Publikum durch die Postanweisungen zur Ausgleichung 
kleiner Geldbeträge eine sehr namhafte Erleichterung geboten werde, von der 
es anstatt der Postvorschusse Gebrauch machen könne. Die beantragte be- 
deutende Ermässigung der Nachnahmegebühr erscheine daher gerade jetzt um 
so weniger indicirt, als wenigstens in Preussen Beschwerden des Publikums 
über deren dermalige Höhe nicht vorgekommen seien und der Verkehr auch 
bezüglich der Nachnahmesendungen bisher stets zugenommen, überdies endlich 
erst im Jahre 1860 eine Ermässigung dieser Gebühr stattgefunden habe. Die 
preussische Postverwaltung würde es vielmehr sogar mit Befriedigung wahr- 
nehmen, wenn eine Abnahme der Nachnahmesendungen sieh bemerkbar machoi 
weil dadurch der Ezpeditionsdienst erleichtert werde and der in Preussen be- 
absichtigten Einrichtung eines anderweiten Expeditionsverfahrens bei den Eisen- 
bahnpostbureans vorzugsweise die Nachnahmen hinderlich im Wege stehen. 
Seitens der Majorität der Commission wurde namentlidi von den Abgeordneten 
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(ur WfirtUmberg, Baden und HannoTer sowie von denen fiQr Sachsen^Brann- 
achweig, Mecklenborg, Oldenburg und Taxis hierauf erwidert, dass gerade die 
Zunahme der NachnahmesendaDgen selbst da, wo Yon den Postau Weisungen 
bereits der umfassendste Gebrauch gemacht werde, eyident beweise, wie sehr 
dieselben ein Bedurfniss des Verkehrs seien und sich durch Postanweisungen 
in fielen Fallen nicht ersetzen lassen, umgekehrt dagegen die bisherige er- 
fahrungsgemasse Beschrinkung derselben auf kleinere Nachnahroebetrige sich 
eben aus der jetaigen Höhe des Gebfibrentarifs für grossere Vorschüsse erklare. 
Wenn man gerade in diesem Falle nur technische Rücksichten und nicht auch 
die Interessen des Publikums wahrnehmen wolle, wovon bei verschiedenen 
anderen Vorgangen das Gegentheil geschehen sei, so würde dies lediglich zu 
einer näheren Erörterung der Frage führen müssen, ob nicht etwa auch die 
Nachnahmen, gleich den Baareinzahlungen, der Briefpost überwiesen oder 
mittelst Generalabrechnung ausgeglichen werden könnten. Jedenfalls sei, wenn 
auch nicht in Preussen, so doch in andern Postbesirken das Bedurfniss nach 
Ermässigung der Nachnahmegebühr entschieden vorhanden und *sofern derartige 
Bedürfnisse in den einzelnen Vereinsbezirken nicht selten verschieden seien, 
müssten sie eben, wie es bei anderen Anlassen in der That der Fall gewesen, 
auch gegenseitige Berücksichtigung finden. Der Abgeordnete für Württem- 
berg knüpfte an die hiernach ziemlich übereinstimmenden Wünsche fast sSmmt- 
licher übrigen Vereinsverwaltungen das Ersuchen an den Abgeordneten für 
Preussen, seiner Verwaltung diese Sachlage nochmals vorzustellen und eine 
anderweite zustimmende Instruktion zu erwiiiken, wozu derselbe sich bereit 
erklärte, nachdem bei der Abstimmung sich herausgestellt hatte, dass ausser 
Preussen nur noch Bayern und Br^nschweig gegen den Antrag von Württem- 
berg zu stimmen beauftragt waren, wobei übrigens Braunschweig sofort aus- 
drücklich bemerkte, dass zwar ein Bedurfniss nach Herabsetzung der Nach- 
nahmegebühren im dortigen Vereinsverkehr noch nicht hervorgetreten sei, dass 
man sich indess mit dem gedachten Antrage, falls die übrigen Vereinsver- 
▼altungen demselben zustimmen sollten, auch Seitens der Postverwaltung von 
Braunschweig einverstanden erküren würde. Nachdem hiemächst in einer 
späteren Sitzung von dem A geordneten für Preussen erklärt worden war, dass 
seine Verwaltung den jetzigen Augenblick nicht für geeignet hslte, eine Er- 
mässigung der Nachnahmegebühren eintreten zu laasen, vielmehr der Ansicht 
sei, dass zuvdr die Wirkung des neuen Postanweisungs- Verfahrens abgewartet 
werden sollte, durch welches sich viele bis jetzt im Wege des Postvorschusses 
bewirkte Geldsendungen würden vermitteln lassen, und der Abgeordnete für 
Bayern aich dieser Erklärung mit dem Bemerken angeschlossen hatte, dass 
seiner Verwaltung eine weitere Zunahme der Vorschusssendungen nach den 
bisherigen Erfahrungen nicht erwünscht erscheine, bemerkte der I. Abgeordnete 
für Baden, dass es immerhin wünschenswerth sei, zu erfahren, ob die beiden 
dissentirenden Verwaltungen nicht mindestens einer weniger weit gehenden Er- 
mässigung zustimmen würden und -vielleicht auf diese Weise die erforderliebe 
Stimmeneinhelligkeit noch erzielt werden könnte. Er stellte deshalb den An- 
trag, für die Nachnahmegebühr den im Art. 62 des Postvereinsvertrags fest- 
gesetzten dermaligen Geb^entarif für Baareinzahlungen, nämlich 1 Sgr. für 
je 5 Thlr. und SVa Nkr. öst W. resp. 2 Kr. südd. W. für je 5 Fl. beider 
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WflhiHngeii, aDsunehmen. Dieser Vorschlag, welchem mit Autnahmo Ton 
Prenssen und Bayern alle übrigen Conferenzmitgiieder sofort beistimmten, fimd 
schliesslich aach die Zustimmaog der beiden dissentirenden Verwaltangeii uod 
wurde demnach mit Sfimmeneinhelligkeit zum Beschlass erhoben. 

Zum Schlass wird nun noch der Verhandlangen fiber einen Gegenstand 
kurz za gedeniten sein, dessen Auffassung Seitens der Conferens kennen zs 
lernen für einen grossen Theil des gebildeten Publikums auch schon insofern 
Ton besonderem Interesse ist, als sich daraus anf das Endziel der in niher» 
oder entferntere Aussicht gestellten darauf bezüglichen Reformen mit einiger 
Wahrscheinlichkeit schliessen lässt, obgleich die desfallsigen Verhandlangen bis 
jetzt zu einem defimtiren Abschlusa nicht geführt haben: die Verhandlungea 
nimlich 

IV. tLber die Speditionagebtthr f^ Zeitungen. 

Diese Gebühr ist dermalen bekanntlich (in Art. 45 des PostTerelnarerlragf 
Tom 18. August 1860) ohne Rücksicht auf die Entfernung 

für politische Zeitungen auf 50 Procent des Nettopreises bezw. aaf 
einen Minimalsatz Ton 2 Thlm. und einen Hazimalsats ?on 6 Thlrn. für 
wüchentHch sechsmal oder öfter, anf einen Minimal- resp. Maximalsats 
▼on 1 Thir. 10 Sgr. resp. 4 Thlrn. für weniger als sechsmal in der 
Woche erscheinende Blitter, 

für nicht politische Zeitungen und Journale dagegen ohne Be- 
schrinkung auf ein Minimum oder Maximum durchweg auf 25 Procent 
des Nettopreises, d. h. des Preises, zu welchem die absendende Post- 
anstalt das Blatt Tom Verleger bezieht, 
dergestalt normirt, dass darunter die Vergütung für Bestellung der Zei- 
tungen in die Wohnung des Abonnenten nicht mitbegriffen, für diese nur auf 
Verlangen des Abonnenten stattfindende Mühwaltung der Post tielmehr noch 
ausserdem eine angemessene Bestellgebühr erhoben werden kann. 

Gegen diese Normen sind vielfach, namentlich insofern Beschwerden laut 
geworden, als dabei einerseits überhaupt die von der Postanstalt beanspruchte 
Vergütung gar nicht nach Verhältniss ihrer desfallsigen effecÜTen, je nach der 
Erscheinungsweise, dem Umfang u. s. w. eines Blattes mit mehr oder weniger 
Aufwand an Arbeitskriflen und Transportkosten verbundenen Leistungen, 
sondern in erster Linie lediglich nach dem zum Theil durch ganz sndere 
Factoren bestimmten Nettopreise bemessen, andrerseits zwischen politischen 
und nicht politischen Blattern ein Unterachied zum entschiedenen Nachtheile 
der ersteren statuirt wird, zu welchem für die postalische Thätigkeit an 
und für sich gar kein Anlass ersichtlich ist, endlich aber durch die Fixirung 
eines namentlich für kleinere Blätter enorm hohen Minimalsatzes die Speditions- 
gebühr bis zu einem Betrage gesteigert wird, welcher der völligen A^' 
Schliessung von der postalischen Beförderung in manchen Fällen factisch nahesa 
gleichkommt^). 



6) So beträgt der Post -Abonnements -Preis für die Imal wöchentlich ia 
Mannheim erscheinende „Dentsclie Wochenschrift*^ bei einem Einkaufspreise v^o 
1 Thir. 28% Sgr. jährlich 3 TMr. 8% Sgr. (1. «Sy, + 1. 10), d. h. pr. Quartal 24% Sgr^ 
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In ADerkennang der mamiidifacheD Befchwerden gegen die dermaligi 
Normirnng der ZeUuoge - Speditionsgebähr im PosUereinsTerkehre hatten die 
Postverwallongen Ton Württemberg nnd Baden der Conferens Vorschlage tu 
einer durchgreifenden Aendernng der desfallsigen Vertragsbeatimmnngen nnler- 
breitet. Der wfirttembergische Vorschlag ging im Wesentlichen dahin, dass 

die Speditionsgebfihr fflr Zeitungen ohne Rücksicht aaf den Inhalt 

derselben 25 Proc. des Nettopreises, jedoch höchstens 3 Thlr. =: V/^ Fl. 

ost. W. = &^U^h südd. W«, mindesteDs aber betragen solle: 

a) bei nicht öfter als wöchentlich 3mal erscheinenden Blattern Ve ^blr., 

b) bei wöchentlich 4 — 5mal erscheinenden '/s Thlr., 

c) bei wöchentlich 6 — 7mal erscheinenden 1 Thlr.» 

d) bei wöchentlich mehr als 7mftl erscheinenden und solchen, deren 
einzelne Nummer ly^Loth und darüber wiegt, 2 Thlr., und dagegen 

die Bestellgebühr für Beliefernng der Zeitungen in die Wohnung 
der Abonnenten aufzuheben sei. 

Der badensche Vorschlag dagegen war auf eine anderweite Fassung des 
Art* 15 des PostyereinsYertrags gerichtet, welche dahin lauten sollte: 

9 Der Tarif für die Spedition yereinslindischer Zeitungen und Journale 
besteht ohne Rücksicht auf die Entfernung, in welcher die Versendung 
erfolgt, und ohne Unterschied, ob der Inhalt politischer oder nicht 
politischer Natur ist, in einer festen ?on jedem Abonnement gleichmissig 
zu erhebenden Gebühr von jährlich 4 Sgr. == 20 Nkr. öst. W. = 14 Kr. 
südd. W. und in einer weiteren jshrlichen Gebühr in demselben Betrage 
für jede in der Woche erscheinende Ausgabe.^ 

„Beilagen, welche Ton dem Hauptblatte getrennt ausgegeben und ver- 
sendet werden, sind als selbstindige Ausgabe zu berechnen; die feste 
Gebühr kommt jedoch hierbei nicht in Ansatz. '^ 

„Zeitschriften, welche weniger oft, als einmal in der Woche er- 
scheinen, entrichten die Gebühr der wöchentlich einmaligen Ausgabe.^ 
In der Commission zur Begutachtung dieser Vorschlige, welche in den 
Abgeordneten für Ocsterreich, Preussen, Sachsen, Württemberg, Baden, Braun- 
schweig und Taxis bestanden, wurde nach dem vom Abgeordneten für Taxis 
als Referenten erstalteten Berichte zunächst einstimmig anerkannt, dass der 
vorliegenden, in ihrer Wichtigkeit allerseits gewürdigten Frage alle nicht den 
Postbetrieb und dessen Zwecke angehenden Rücksichten und Erwägungen fem 
zu bleiben haben, wobei in einem geschichtlichen Rückblick darauf hingewiesen 
ward, dass ursprünglich zu der bestehenden Unterscheidung zwischen politischen 
und nichtpolitischen Blittern nicht sowohl Rücksichten der Politik, als viel- 
mehr der Umstand Anlass gegeben habe, dass sog. politische Zeitungen, mit 
denen gewöhnlich Anzeigen aller Art in ausgedehntem Haasse Terbnnden sind 
und welche ihrem Zwecke zufolge möglichst ranhe Beförderung verlangen. 



wogegen der erstere für die 6 mal wöchentlich in Berlin erscheinende ^Volks- 
zeitung" bei einem Einkaufspreise von 1 Tblr. 26 Sgr. jihrlich 3 Thlr. 26 Sgr. 
(1. 26 -f 2. -), d.h. pr. Quartal —29 Sgr. — mithin nur 4 Sgr. mehr beträgt, ob- 
gleich der Einkaufspreis beider Butter nahesu derselbe, die Mfihwallung der Po^t 
dagegen bei dem letzteren im Vergleich zum ersteren die üfache ist. 
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ihres Umfangt, Gewicbtt «nd hfofigen En eheiiieBi wegoi der pMUaabh Jim 
bedeutendere HübwalUiDg yemrsacheDy alt anlere ZeiUchrifteii , überdies M 
der wegen ihres grosseren Leserkreises nnd durch die InsertionskiMlcii sich 
ergebenden grösseren Einnahme den durch die grdiseren LeistuBgen der Peat 
gerechtfertigten hdhem Aufschlag recht wohl yertragen konnten« Nicht mMa 
waren die Hitglieder der Commission darin einferstanden, dass üe Leistangea 
der Post hinsichtlich der im Abonnement belogenen Zeitnngen in Terschiedenc, 
für die Berechnung der Postgebuhren an berücksichtigende Theile serfalleB, 
nimlich in die Vermittlung des Abonnements einschliesslich des Inkassogeschsits, 
die Beförderung Ton Postort zu Postort und die Bestellung in die Wohnung 
des Abonnebten. Darfiber jedoch, wie bei den an sich ohne Zweifel berechtig- 
ten Bestrebungen nach ReTision der dermaligen Vertragsbestimmangen einer- 
seits den Rucksichten des Postbetriebs nnd insbesondere dem wegen der be- 
sonderen Kosten des postmässigen ZeitungsTertrIebs nicht sn nnterschitsendea 
finanziellen Standpunkte, andererseits den Wfinschen des Pnbliinims gJeicb- 
massig und susgleichend Rechnung würde getragen werden können, gingen 
die Ansichten vielfach aus einander. Gegen den wfirttembergischen Vorscfal«^ 
wurde insbesondere geltend gemacht, dass er die unrichtige Berechnung der 
Postgebühren nach dem Einkaufspreise Im Grundsatz aufrecht halte und gldcb- 
wohl durch yerschiedene Hinimsisfitze , welche die Regel in vielen Fällenaef- 
heben, snerkenne, dass dieser Grundsatz ffir eine richtige Berechnung nicht 
ausreiche, fiberdles aber die Hereinziehung des Gewichts als eine bedenkliche 
Complicstion der Preisbestimmung, sowie als Induction zur Verwendung ron 
schlechtem und leichtem Hsterial nicht unbedenklich erscheine. Zu Gonsteo 
des gedachten Vorschlags wurde andererseits hervorgehoben, dass der Netto- 
(Einkaufs-) Preis der Zeitungen als der nach ihren wesentlichen Bigenscbaflea 
und Herstellungskosten bemessene Preis einer Waare, deren Vei^auf die Fo«t 
vermittle, immerbin den naturgemissen Hassstab ffir die der Post gebührende 
Vergütung ebenso darbiete, wie es beim buchhfindlerischen Betriebe der Fall 
sei, wenn dieser Preis auch in einzelnen Fällen durch Einwirkung besonderer 
Umstände zu Gewicht, Umfang nnd Erscheinungsweise der Zeitungen nicht hi 
richtigem Verhältnisse stehen mdge, dass ausserdem der Erlasspreis der die 
Postanstalt besonders belastenden grösseren Blitter nicht zu sehr ermissigt 
werden dürfe, und endlich die Bedenken wegen Hereinziehung des Gewichts 
behufs Bemessung der Postgebühren durch daa Betspiel der Schweiz widerlegt 
werde, wo sogar drei Abstufungen bestanden und die Gewichtsermittlung x« 
Anfang einer Abonnementsperiode in einer daa Interesse der Postanstalt aos- 
reichend sicherstellenden Weise dennoch ohne Schwierigkeit durchgeführt werde. 
Für den badenschen Vorschlag wurde dagegen insbesondere darauf hingewiesen, 
daas im Hinblick auf die in enormem Haasse zunehmenden Kosten fSr den 
Transport der massenhaft im letzten Augenblicke unausgeschieden aufgegebenen 
Zeitungen, zu deren Sortirung wahrend der Eisenbahnfahrt nicht selten be-r 
sondere Eisenbahnpostwagen eingestellt werden müssen, die Beförderung bei 
dem Zeitungsdebit die Hauptsache bleibe und es daher bei der Festsetznog 
der Gebuhren vor Allem darauf ankomme, von den einzelnen Verrichtungen 
der Post vorzugsweise den Beforderungsaufwand in richtigem Verhaltniss in 
Anschlsg zu bringen , wahrend der dermalige Vereinstarif gerade die koit- 
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ifklifcrtB, ater Bcltniar «•«heiBeaien wiiMMdofilklmi Blitttr m hoA, 
£• in der Regel sehr biUfgea Lokalblitler dagegen, velche bei ihrem Meroi 
Erscheinen der Poitanetdt eine ungleich bedenlendere MühwaRong Temreache», 
entschieden in niedrig tarifire^ Allein eben in der nach dem badenschen Vst- 
schlage nicht in umgehenden, aber jedenfalls nnthnnlicben erheblichen Steigerung 
der bisherigen Gebähren für die billigen Lekalblitter einerseits, wie in den 
1»edeutenden besenderen Transpertkosten ffir die grdsseren Blätter andererseits, 
die durch die Torgeschlsgenen TarifeätES keine Deckung erlangen wfirden, 
wurden die Hauptbedenken gegen dessen unTerinderte Anoahme gefunden und 
deshalb nach mehrfachen Erörterungen und daraus herTorgegaogenen resp. all«' 
milig modificirten Aenderungsrorschligen Ton der Hehrheit der Commissions- 
mitglteder schliesslich folgende Antrige beschlossen, wodurch die Vonfige Jedes 
der beiden ursprOnglichen Vorschlige mit einander vereinigt werden sollten t 
„Die jährliche Speditionsgebuhr Tcreinsländischer Zeitungen und 

Zeitschriften setxt sich ohne Rficksicht auf die Entfernung, in welche 

die Versendung erfolgt, xusammen ans: 

1) einer Abonnementsgehühr Ton 20Proc des Preises, xu welchem 
dir yersendende Poetanstalt die Zeitimg oder die Zeitschrift Ton dem 
Verleger empfingt (Nettopreis); 

2) einer Transportgebfihr Ton 2Sgr. = 10 Nkr. äst. W. = 7 Kr. 
afldd. W« ffir jede im Laufe der Woche eingelieferte einselne Aus- 
gebe oder abgesondert eingelieferte Beilage (Beiblatt, Nebenblatt). 

• Hierbei wird jedoch für jeden Tag höchstens eine iweimalige Ein- 
lieferung in Berechnung geiogen.^ 
„Zeitungen oder Zeitschriften, welche weniger als wöchentlich einmal 
an die Post singeliefert werden, haben dieselbe Transport gebühr, wie 
die einmal wöchentlich eingelieferten Blätter su entrichten.^ 

„Ausnahmsweiee geeondert sur Auflieferung gelangende sog. Eitra- 
blätter bleiben bei der Berechnung der TransportgebOhr unberficksichtigt.^ 
Aus Anlass eines rom Abgeordneten fiär Württemberg eingebrachten Zu- 
satxsntrags, nach welchem diejenigen Abgabe-Postanstalten, welche keine Zel- 
tungsbestellgebühr erheben, ermächtigt sein sollten, die Trsnsportgebühr um 
2 Sgr. = 10 Nkr. öst W. = 7 Kr. sfidd. W. für jede wöchentliche Lieferung 
XU erhöhen und diesen Zuechlsg ungelheilt su beziehen, wurde diesem Vor- 
schlage Ton der Commission noch beigeAgt: 

„Die im Vorstehenden stipulirte gemeinschsftlicho Speditionsgebühr 
begreift nicht auch die Ablieferung der Zeitechriften in die Wohnungen 
der Besteller in sich, Tielmehr steht der Abgsbepostanstalt frei, für 
diese Ablieferung eine besondere Gebühr su erheben, welche den Betrsg 
der obigen Transportgebühr nicht übersteigen soll. Jenen Verwaltungen, 
welche schon dermslen eine höhere Gebühr einheben, ist die fernere Ein- 
hebung der Gebühr bis lu dem dermaligen Betrsge lugelassen.^ 
Bei der Plenarberathung über diese Vorschläge erklärte sunächst der Ah- 
geordnete ffir Oesterreich, dass seine Verwaltung mit dem Principe, auf welchen 
der badensche Antrag bssirt, wonach die Gebühr nach den Leistungen der Post- 
anstalt und daher hauptsächlich nach der Zahl der Versendungen sich su rich- 
ten hst, Tollkommen einTcrstanden seL Da jedoch der reinen Durchführnng 
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'dtetes Prineips uoaberwla41iche Beienken von 8«Ucd melirerrr VcrtinfrcnraJ' 
taogen entgegeDsteheo , habe er den ?on der Commiseion adoptirtea Ter- 
nittelnden Vortchleg eingebrecht, welcher eich an dae gegenvirtige Syatcm 
ineofem anlehne, ala der Einkaofspreie der ZeUungen bei der BerechniiDg der 
Abonnementegehdhr entsprechend beruckeichtigt werde, umgekehrt aber «adi 
der Leistung der Postanstalt dadurch gebührend Rechnung trage, daas iäm 
Transportgebühr nach der Anzahl der Torkommenden Versendungen berectect 
werde. Die yorgeschlsgene Massregel werde allerdings eine Ermässigung der 
Gebühren und daher einen, wenn auch massigen Ausfall in den besöglichm 
Einnahmen xur Folge haben; allein wenn man bei dem Uebergange Toa eiaem 
Sjateme zu einem anderen Tor jeder für den Moment unerwünschten Conseqncai 
zurückscheuen wollte, mfisste man eben das bestehende mangelhafte Sjates 
für immer beibehalten und auf die Einführung eines rationellen neuen Systcna 
geradezu terzichlen. Der Abgeordnete für Oldenburg bedauerte lebhaft, dana 
die württemberger Poslverwaltnng von dem Grundsätze der unbedingten Be- 
seitigung jeder Bestellgebühr, den sie bis jetzt gleich der seinigen coa- 
aequent festgehalten, bezüglich der Zeitungen nunmehr abgehen wolle, worauf 
der Abgeordnete für Württemberg die Inconsequenz dieses Verfahrens zwar m- 
gestand, jedoch durch die seiner Verwaltung au^edrängle Noth wendigkeit 
motifirte, für den aus der Zeitungsbestellung ^) ihr Terursachten Aufwand, der 
durch den ?on der Conuniaaion Torgeschlagenen, ohne Rücksicht auf das Be- 
atellgeschäft bemessenen Tarif der Abonnements- und Trsnsportgebühren nicht 
gedeckt werde, entsprechenden Ersatz zu suchen'). Der Abgeordnete für beide 
Mecklenburg erklärte, dass seine Verwaltung, obgleich sie den badenschen Vor- 
schlag im Prineip für den richtigsten, dabei jedoch nicht nur die Ton Baden 
TOrgeschlsgenen Gebührensätze, sondern auch die Ton der Commission begut- 
achteten für zu nieder gegriffen erachte, überhaupt aber gegen jede Ermaasigung 
der Speditionsgebühr für grössere Zeitungen sei, während sie die GleichsteUnng 
^er kleineren und blosse Anzeigen enthaltenden Blätter mit grosseren Zeitungen 
nicht für richtig halte, gleichwohl dem tou der Mehrzsbl ihrer Vereinsgenoaaen 
ausgesprochenen Wunsche nach einer Ermässigung der Zeitungsspeditions-Gebühr 
nicht entgegen sein und dem Commissionsantrage zustimmen wolle, wenn die 
daselbst unter 2. begutachtete Tran aport gebühr 

für wöchentlich 1 — 3mal erscheinende Blätter auf 2 Sgr., 
4 — 7mal erscheinende auf 4 Sgr. und 



6) In Württemberg werden nSmlich sämint liehe eingelaufene Poslsendangen, 
mit alleiDiger Ausnahme der Poste-restante- Sendungen und derjenigen an Cento- 
halter, mithin auch sämmtliche durch die Post bezogenen Zeitungen, und zwar 
kostenfrei Tom Briefträger in die Wohnung bestellt. 

7) Der eigentliche Effect des schwäbischen Verfahrens bestände freilich nor 
darin, dass hiernach jeder Zeitungsabonnent genoUiigt wäre, die Gebuhr fQr Be- 
stellung seiner Zeitungen durch die Post unter dem Namen eines Zuschlags zur 
Transportgebühr auch dann zu entrichten, wenn er es z. B. der hierdurch zu er- 
sielenden Beschleunigung halber vorziehen sollte , die Zeitungen abzuholen , anstatt, 
wie bisher, die freie Wahl zu haben, ob er die Bestellung durch die Post gegen 
Entrichtung einer (auch so benannten) Bestellgebühr beanspruchen oder darauf ver- 
sichten will, ohne Im letzteren Falle die Gebühr dennoch unter anderer Form ent- 
richten zu müssen. 
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für mehr tlt tIgHch Imal encheiaenle flir je4e wettere Venendiing auf 
2 Sgr. pro Jthr (ffir jede geiendert xur Poil aufgelieferte Augabe reep. 
Beilage) 
feetgeeetst werde. Der Abgeordnete Ar Oesterreich machte in Folge deesen 
darauf aufmerksam, daee dem VerhiUiriBBe der fcleioeren Bluter, die (wie der 
Abgeordnete ffir Baden beifugte) im VereinsTerkehre ohnehin wenig Torkommen, 
Tielmehr hanptaichlieh im internen Verkehre, ffir welchen ja andere Beatim- 
mungen angenommen werden können, ihren Abeati finden, im Commissione- 
antrage durch Bemeaaung der Abonnementagebfihr nach dem Binkaufa- 
preise*) hinlSnglich Rechnung getragen sei. Nachdem hiernSchst der Ab- 
geordnete ffir Mecklenburg noch lur Sprache gebracht, das« eine Ermisaigung 
der Zeitungspreise vonugsweise auch durch die Abschaffung dea (dermalen in 
Oesterreich, Preussen, Hanno?er und Frankfurt a/M. aowie theilweiae im 
Grosshenogthum Hessen noch bestehenden) Zeitungsatempela ersielt werden 
könne und der Abgeordnete ffir Taiis mit dem Bemerken, dass seit dem Jahre 
1849 gerade ffir Erleichterung dea Zeitungsierkehra gar nichts geschehen, 
eine Ermiasigung der Zeitungagebfihr nach den Termittelnden Antrigen der 
Commission daher lebhaft au wfinschen sei, sich ffir die letaleren gleich den 
Abgeordneten ffir Hannover und Sachaen ausgesprochen hatte, wurde diesen 
Antrigen Ton 12 Stimmen zugestimmt, wihrend der Antrag des Abgeordneten 
Ton Mecklenburg abgelehnt wurde und ffir die Abgeordneten ffir Prenaaen, 
Sachten (jedoch nur bexfiglich des Zusatzes wegen der Bestellgebfihr) und 
Mecklenburg wegen mangelnder Instruktion Torerat das Protokoll offen gehalten 
werden musste. In einer späteren Sitzung erklirte sodann der Abgeordnete 
ffir Preussen, dass nach der Ansicht seiner Verwaltung j,auf einer den im 
Commissions- Gutachten entwickelten Principlen sich nihernden Grundlage eine 
zweckmissige Umgestaltung der Zeitunga - Posttaxe wohl zu erreichen sein 
möchte, dass jedoch der vorgeschlagene Modus der Anwendung jener Principien 
in mehrfacher Hinsicht den bei der Frage in Betracht kommenden Verhiltniasen 
und Gesichtspunkten nicht entspreche und dass es einer noch eingehenderen, 
wihrend der Berathungen der gegenwirtig versammelten Conferenz indeaa nicht 
ausffihrbaren Erwägung und umfassenderer Ermittlungen bedfirfe, um einen 
zutreffenderen Modus der Bemessung der Zeitunga - Poattaxaätze aufzustellen*. 
Die preussische Verwaltung mfisse sich daher, da sie die Beibehaltung dea 
Bestehenden vorziehe, ao lange nur etwaa Ungenfigendes und Undsuerhaflea 
an dessen Stelle gesetzt werden aolle, gegen die Commiaaionavorachläge aua- 
aprechen und, „da ea ihr während der zu Gebote gestandenen, ffir eine ao 
durchgreifende Maasregel, wie die Umgestaltung der Zeitungstaxe su kurzen 
Zeit nicht aoaffihrbar erachienen, einen zutreffenden Vorschlag aufzustellen, 



6) Insofern nämlich keine ffir alle Blätter gleiche fixe Abonnementsgebfihr 
normirt, vielmehr der Einkaufspreis ffir deren Berechnung massgebend ist, wird 
dieselbe für kleine resp.' billige Blätter nach dieaem Massstabe geringer sein, als 
adbst eine ganz billige fixe Abonnementagebfihr z. B. ffir ein Blatt zum Binkaufs- 
preiae von nur 10 Sgr. bei den vorgeachlagenen 20 Free, in 2 Sgr. pr. Jahr bestehen, 
alao nur in der Hälfte der von Baden proponirten fixen AbonnementagebQhr von 
4 Sgr. 
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lediglich dir di« Beibehaltang der gegenvfirtigen BettiiiiiiHUigeii des Art. 45 
def PoetTereiiiiTertrages erkliren*'. Bei dieser ErkUrnng blieb der Abgcardneto 
für PreuBsen «nch stehen, nachdem Ton mehreren Seiten wiederholt der Wonsdi 
Itnt geworden war, dass von ihm der Beitritt seiner Verwaltung sn den 
ComnüssionsTorschligen oder doch die Einbringnng eines ihren Inteiitloiieii 
entsprechenden OegenTorschlags an die gegenwirtig Ters^mmelte Confereax bc- 
antragt werden möge, and obgleich schliesslich der Abgeordnete für Wniücm- 
borg das Fallenlassen seines Antrags wegen der Zeitnngsbeslellgebühr, falla dfic 
prevssische Verwaltang hierdurch xur Zustimmung au den übrigen CommisaioM- 
Torschligen bestimmt werden sollte, in Aussicht gestellt und der Abgeordaete 
für beide Mecklenburg ausdrücklich die Annahme der letxteren Seitens nciBer 
Auftraggeber für den Fall erklirt hatte, dass alle übrigen Vereinsrerwaltufoi 
denselben anstimmten. In Folge der für die Torliegende Frage nach dem 
PostTereinsTertrage bekanntlich erforderlichen Einstimmigkeit scheiterte daher 
die beabsichtigte Reform resp. Ermässigung der bisherigen Zeitungs-SpeditioBs- 
gebühren im VereinsTerkehre an der mangelnden Zustimmung der preoaaiaclien 
Postverwaltung. 



VI. 

Her- Welnbaii im tbürinirtflcben Zoll- und Handel« vereim im 
den Jabren 1857 bis 1864. 

Mittheihittg des statistischen Bureaus Tereiaigter thüringischer Staates. 

Der Weinbau ist bekanntlich achon seit langer Zeit in Thüringen ein- 
heimisch, wenn auch weder in Bexug auf Quantität, noch in Besag auf 
Qualität die Ernten wohl jemals sehr gUnaende Resultate geliefert haben. Ans 
letsterem Umstände erklärt sich, dass stets nur ein Terhiltnissmissig geringer 
Theil der Bodenflache der Weincultur eingerfiumt ist. Für den yon ans be- 
handelten Zeitraum zeigt das deutlich die folgende den Tom Reebnungsbureau 
der Generalinspection des thüringer Zoll- und HandelsTereioes auf Grund der 
Specialnachweisungen der betreffenden Steuerbeamten aufgesteUten jihrlichen 
Uebersichten des Weinbaues in Thüringen entlehnte Tabelle: 
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wenigflenf hinsichtlicli der QuantitSt des erzengUn Weines sogar gUnxeiid 
nenneD. Aber die starken und plötzlichen Fröste, welche im November des- 
selben Jahres eintraten, hatten snf die Ernte Ton 1869. einen fiblen Einflnss. 
Noch schlechter stellte sich das Ergebniss des Jahres 1860, vo in Folge des 
nassbalten Sommers die Tranben nicht gehörig zur Reife gelangen konnten. 
Im Jahre 1861 war zwar die Qualität derselben eine bessere, aber die Quan- 
tität so gering, dass eine Menge von Weinbauern es gar nicht lohnend fand, 
SU keltern. Besser ist wieder der Ausfall der 1862er Ernte, ein Resultat, 
das wesentlich durch die günstige Witterung des Frfihjahrs bedingt gewesen 
zu sein scheint. Einen bedeutenden Abfall zeigt aber schon das folgende 
Jahr, in dem die andauernde Eilte des Frühjahrs und die lange Trockenheit 
des Sommers allerdings wenig geeignet waren, die Entwickelnng der Trauben 
sn fördern, indem ausserdem noch ein starker Hagelschlag bei Jena die 
besten Ernteaussichten Ternichtete. Im Jahre 1864 — dem letzten Jahre, für 
welches eine Weinbaustatistik aufzustellen gewesen wire — hatten durch die 
ungünstige Witterung des Sommers und die zeitigen Fröste im Herbst die 
Trauben so sehr gelitten, dsss auch nicht in einem einzigen Bezirke eine 
Kelterung derselben vorgenommen wurde. 

Berechnet nun aus den vorstehenden jährlichen Ertragsfibersichtcn den 
Burchschnittsertrag des achtjährigen Zeitraums von 1857 bis 1864, so er- 
giebt sich ein Ertrag von 

für einen Ertrag liefernden Morgen ... 2 Eimer 20 Quart, 
für einen Morgen Weinland überhaupt • • 1 - 16 - 
Ueber die nunmehr unter Yorzeichnung gewisser Normen in das Belieben 
der Vereinsstaalen gestellten, in einigen derselben — so in Weimar, Alten- 
burg, Rudolstadt — ausdrücklich aufgehobene Besteuerung des Weinbaus, 
womit auch die Aufstellung der bisherigen officiellen Weinbaustatistiken auf- 
hört, bestanden bis 1864 unter den thüringischen Staaten gleichmässige Grund- 
sätze, im Wesentlichen dshin lautend, dass für einen Eimer von 60 preuss. 
Quart je nach der Lage und Beschsffenheit der Weingärten eine Abgabe von 
1 Thlr. 4 gGr., 20, 14, 10, 8 oder 6 gGr. entrichtet werden sollte. Der 
Festsetzung der zu zahlenden Summe wurde die Menge des gewonnenen 
Mostes nach Abzug von 15 Proc. zu Grunde gelegt. Bloss für den Haus- 
tmnk bereiteter Wein blieb steuerfrei. Daraus erklärt sich, dass die Menge 
des versteuerten Weines eine weit geringere als die des gewonnenen ist. Im 
Uebrigen richten sich die finanziellen Ergebnisse nach den volkswirthschaflliehen. 
Die Jahre 1857 und 1858 weisen daher hohe, die andern verhältnissmässig 
niedrige Steutfrerträge auf. Das Nähere ist ans der umstehenden Tabelle m 
ersehen : 
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VII. 

Me BerwfiiklaMeB in ▼ierselm thtiriniriflchen StAdteo naeh 
der KäUiiBff vom 5. Beeemlier 18M. 

nUtheihmg des stilistischen Bureaus Terelnigter tharisgischer Slasten. 

In dem sweitcn Heft der nnter dem Titel „Statistik Thfiringens^ er- 
scheinenien Publication des statistischen Bursaas lereinigter tlifiringischer 
Staaten, welches demnächst die Presse Terlisst, sind iirar die BerafsUassen 
der Stadt- nnd Landbe?ö!kerans: getrennt pnblicirt nnd das Verhiltniss jeder 
einielnen Benifskluse xvr BefMkemng berechnet worden, aber es mnsste ans 
Bflcksicht anf den Terffigbaren Ranm darauf yerzichtet werden, fQr jede ein- 
lalna Stadt die BemCAlassen mitxntheilen. Da es aber für detaillirte national- 
ttonomische Forschungen fiber Thüringen Ton grossem Werthe ist« gerada 
?on den einseinen Haaptorten eine Tollstindige Uebersicht der Terschiedenen 

fiwarblichen Stinda m besitien, so erginsen wur hier die oben genannto 
nbllcation nnd theilen im Nachfolgenden Torliufig ?on den grössten Städten 
8. -Weimars, S.-Meioingena, S.-Altenb«rgs, S.- Coburgs nnd der Fursten- 
thümer Schwarsburg-Rudolstadt und Schwanburg- Sondershausen diese lieber- 
aicht mit. Die Stidte des Herzogthums S.- Gotha und des Fürstenthums Renss, 
also namentlich Gotha und Gera, mussten hier für jetzt ausgeschlossen bleiben, 
weil die Resultate der • Gewerbeaufnahmen auf Anordnung der betreffenden 
Staatsregierungen nicht nach dem gleichen Formulare aus den Haushaltungs- 
listen susammengestellt worden sind. Wir werden aber die Resultate ffir diese 
beiden Stidte in einem der nächsten Hefte nachtragen und dann auch Gelegen- 
heit nehmen, eine Specialflbersicht der sonneberger Spielwaarenindustrie bei- 
infligen. Um jeden Leser in den Stand in aetsen, das Yerhältniss der oin- 
leinen Berufiiklassen zur Bevölkerung selbst zu ermitteln , schicken wir für 
alle 14 Städte die BeTälkerangsziffern voraus: ^ 

männliche. weibliche. GesanmtbevSlkerung. 

14,279 

8,731 . 

7,233 

12,072 

6,123 

7,228 

6,897 

4,896 

17,977 

6,685 

10,724 

6,436 

7,269 

6,873 
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Weimar . 




. 7047 


7232 


Apolda . 
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I Land- nnd Forstwirth- 

1) Landwirthe. 

a. EigenlbOmer. 

Selbstslandige 

Geholfen 

Dienstboten 
Angehörige der Selbstst. 
Angehörige der Geholfen 
Angehörige der Dienstb. 

b. Pachter. 

Selbstständige 

Geholfen 

Dienstboten 
Angehörige der Selbstst. 
Angehörige der Geholfen 

2) Gärtner und Weinbauer. 

Selbstständige 

Geholfen 

Dienstboten 
Angehörige der Selbstst. 
Angehörige der Geholfen 

3) Hirten und SchSfer. 

Selbstständige 

Geholfen • 

Dienstboten 
Angehörige der SelbstsL 
Angehörige der Geholfen 

4) Personen bei der Forst- 

wirtbfdiaft 
a« Forstbeiflite. 

SelbsUtlndIg» 
Dienstboten 
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4. Fischer. 

SelbsUtändige 
Gehülfen 
Dienstboten 
Angehörige der Selbstst 

5. Braaer. 

Selbstständige 

Gehülfen 

Dienstboten 
Angehörige der Selbstst. 
Angehörige der Gehülfen 
Angehörige der Dienstb. 

6. Branntweinbrenner. 

SelbsUtändige 
Gehülfen 
Dienstboten 
Angohürige der SeibstiL 
b) Herstellung von Kleidung. 
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3. Tuchmacher. 
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Dienstboten 
Angehörige der Selbstst. 
Angehörige der Geholfen 
Angehörige der Dienstb. 
24. Maschinenbauer. 

SelbsUlindige 

Geholfen 

Dienstboten 
Angehörige der Selbstst. 
Angehörige der Geholfen 
26. MOhlenbauer. 

Seibstständige 

Gehulfen 

Dienstboten 
Angehörige der Selbstst 
Angehörige der Geholfen 

26. Apotheker. 

SelbsUtindigo 

Geholfen 

Dienstboten 
Angehörige der Selbstst 
Angehörige der GehOlfon 

27. Hebammen. 

Selbstständige 
Dienstboten 
Angehörige der Selbstst 

28. Barbiere, Friseure und 
PerOckenmacher. 

Seibstständige 
Geholfen 
Dienstboten 
An^eUörigü der Selbstst. 

29. Iikfifther voit Wat»ih- und 
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37. tJhrmacher. 

Selbstständige 

Geholfen 

Dienstboten 
Angehörige der Selbstst. 
Angehörige der Geholfen 

38. Rupfersiecher und Litho- 
graphen, Graveure, Form- 
stecher. 

SelbststSndigo 

Geholfen 

Dienstboten 
Angehörige der Selbstst. 
Angehörige der Gehülfen 

39. Pholographen. 

SelbHtsiSndige 

GfhOlfen 

Dienstboten 
Angehörige der Selbstst. 
Angehörige der Geholfen 

40. Yerfertiger von musika- 
lischen Inslrumenten. 

SHbsl^tändige 

Geholfen 

Dienstboten 
Angehörige der Selbstst 
Angehörige der Geholfen 

41. Gold- und Silberarbeiler. 

Selbfftstündige 

Geholfen 

Dienstboten 
Ani^pliÖTiffe df^r Selbstst. 
Anf^fliüi jfo iter GehOlTen 
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Indem vir den fachkundigen Lesern die detailllrte Terwerthiiog der for- 
tlebenden Zahlen überlaaten, heben vir hier nur einige der Resultate herror, 
velche sich aus denselben ergeben. 

Zonichst ist die Stfirke der Hauptindustrieiveige aus ihnen ersichtlich, 
Ton denen unsere thöringischen Fabrikstidte leben. 

In Apolda beträgt die Ton der Wollen virkerei lebende BcTdlkerung 
4054 Kopfe oder 4 6,42 Proc. der Be?5lkerung, nimlich: 

35 Fabrikanten mit 280 Gehülfen, Angehörigen und Dienstboten, 
548 selbstst. Strumpfwirker mit 2527 Geholfen, Angeh. und Dlenstb!, 
602 Stricker u. s. v. mit 62 Gehfilfen, Angeh. und Dienstb. 
In Weida leben Ton der Wollen- und Tuchweberei 1970 Köpfe 
oder 38,45 Proc. der Bevölkerung, nimlich: 

5 Fabrikanten mit 23 Gehfllfen, Angehörigen und Dienstboten, 
10 selbstst. Tuchmacher mit 49 Gehfilfen, Angeh. und Dienstb., 

277 selbstst. Weber mit 1488 Gehfilfen, Angehe und Dienstb., 
56 Stricker, Sticker, Spinner u. s. v. mit 17 Gehulfen und Angeh., 

6 selbsUt. Farber mit 39 Gehfilfen, Angeh. und Dienstb.. 

In Sonneberg umfasst die von der Spielwaarenfabrikation lo- 
bende Betölkerung 2425 Köpfe oder 41,12 Proc. der Befölkenmg, 
nimlich: 

424 selbstst. Spielwaarenmacher mit 1764 Gehfilfen, Angeh. u. Dienstb., 
45 selbstst. Tischler mit 192 Gehfilfen, Angeh. und Dienstb. 
In Pössneck betrSgt die 

1) Ton der Tnchmacherei lebende Befölkerung 1232 Köpfe oder 
25,16 Proc. der Bevölkerung, nimlich: 

3 Fabrikanten mit 8 Gehfilfen, Angeh. und Dienstb., 

205 seibatst. Tuchmacher mit 938 Gehfilfen, Angeh. und Dienstb., 
12 selbstst. Firber mit 66 Gehfilfen, Angeh. und Dienstb.; 

2) von der Gerberei lebende Bevölkerung 427 Kfipfe oder 8,72 
Proc. der Bevölkerung, und ivar: 

91 selbstst. Gerber mit 336 Gehfilfen, Angeh. und Dienstb« 
und 

3) von der Porzellanfabrikation lebende Bevölkerung 715 K5pfo 
oder 14,61 Proc. der Bevölkerung, und xvar: 

9 Fabrikanten mit 265 Gehfilfen, Angeh. und Dienstb., 
31 selbstst. Poriellanmaler mit 410 Gehfilfen, Angeh. und Dienatb. 
In Ronneburg leben von der Wollenindustrie 2861 Köpfe oder 
42,80 Proc. der Bevölkerung, und iwar: 

15 Fabrikanten mit 62 Gehulfen, Angeh. und Dienstb., 
25 selbstst. Tuchmacher mit 93 Gehfilfen, Angeh. und Dienstb., 
497 selbstst. Weber mit 2005 Gehfilfen, Angek und Dienatb., 
138 Stricker, Sticker, Spinner u. s. v. mit 26 Angeh. 
In Arnstadt endlich betrigt die 
1) von der Handschubfabrikation lebende Bevölkerung 652 Köpfa 
oder 7,60 Proc. der Bevölkerung, und svar: 

4 Fabrikanten mit 521 Gehfilfen, Angeh. und Dienstb., 

9 selbstst. Beutler, Handschub- und Mfilienmacher mU 18 6o* 
bfilfen und Angth«; 
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2) Ton der Schohfabrikation lebende Befdlkenoig 8 46 Kopfe 
oder 11,65 Proc der Berölkemog, und iwar: 

2 Fabrikanten mit 271 Gehülfen, Angeh. und Dienatb., 
123 seibetet Sdiabmacher ndt 450 Gehülfen, Angeh. and Dienalb. 
und 

3) Ten der Gerberei lebende Be?9lkening 293 Köpfe oder 4,0i 
Proc. der BeySlkeriing, nnd xwar: 

49 eelbstet Gerber mit 244 Gehulfen, Angeh. und Dienstb. 

Während ferner die genannten Fabrikorte die relatiy gering-^le Zahl der 
Dienstboten und relativ hSchsle Zahl gewerblicher Gebülfen aufweiaan, aeigt 
aich in den Residenxen und den übrigen thüringischen Städten faat dnrdr 
gangig die umgekehrte ErKheinung: die relativ hdchsta Zahl der Dianatbotca 
und relativ geringste Zahl der Gewerbegehülfen. 

Auf 100 Einwohner kommen 



Apolda . . 3,87 DianstboUn, 


14,56 GewerbegehüIfeB, 


Weida. . . 3,01 


• 


14,68 


- 


Sonneberg • 5,23 


- 


18,97 


- 


Pdsaneck . . 5,01 


- 


22,95 


- 


Ronneborg . 3,38 


- 


16,23 


- 


Arnstadt . . 5,58 


- 


18,18 


- 


Weimar • . 8^ 


- 


11,93 


- 


Jena . . . 7,18 


- 


13,56 


- 


Heiningen . 6,98 


- 


9,93 


- 


Coburg . . 6,57 


- 


11,91 ' 


- 


Rudolstadt . 5,52 


- 


11,08 


- 


Sondershausen 6,18 


- 


8,85 


- 



Nnr Altenbnrg, dessen Industrie in neuerer Zeit erheblich gewachsen ist, 
selgt ein mittleres Yerhaltniss, 5,07 Proc. der Bevölkerung Dienstboten wai 
13,61 Proc. gewerblicho Gehülfen. 

Endlich ergiebt sich, dass das Handwerk und das Handekgawarbe in des 
verschiedenen Sladten sehr ungleich vertreten eind. 

Ein selbstst. Bäcker kommt in Apolda auf 379,18 Einw., 

in Weimar - 306,13 - 

dagegen in Pdssneck - 222,55 - 

in Sonneberg - 496,57 - 

Ein oelbsUt. Fleischer kommt in Weida - 426,92 - 

in AlUnbnrg - 418,07 - 

dagegen in Jena - 219,18 - j« 

in Sondershausen - 209,75 - j\ 

in Ametadt - 168,81 - 

Kinaelbstat. Schneider kommt in Ronneborg - 267,40 - V 

in Apolda - 229,76 - 

dagegen in Heiniagen * 66,31 - I 

in Sonneberg * 61,43 - 
Bin Colonialwaarcnhindler in Weimar - 460,61 - | 

In Apolda - 212,95 - 

Ein Vietvalienhittdler in Ronneburg - 2228,33 - 

in Arnstadt - 329^95 - I 



VI. 

Zeitgeschäfte und Bifferenzgeschftfte. 

Von 
Dr. «utAv Colm« 

Im Jahre 1761 ersdüen in London ein kleines Buch, betitelt Every 
man his own broker, das sich zur Aufgabe stellte, die Gefahren der 
Stodogobberei, welche sich sdt dem Schwindeljahre 1720 auf eine er- 
schreckliche Weise in der Exchange Alley entwickelt hatte, aus den 
eignen theuer erkauften Erfahrungen des Verfassers dem zahlreich be- 
theiligten Publikum aUer Stände durch Auseinanderlegung der Kniffe 
und Pfiffe des dort zu höchster Raffinerie ausgebildeten BOrsenspieles 
klar zu machen. Er, der Autor, der von sich bekennt, dass er »has 
lost a genteel fortune by being the innocent dupe of the Gentlemen 
of 'Chaoge Alley« versidiert, dass ihn keine persönliche Animositftt 
dazu getrieben, sondern nur die feste üeberzeugung, »that the dealing 
in the fimds for time is prejudicial to the public and opens a scene 
of gaming that annually ruins many families, and that it is high time 
to put a stop to the fatal catastrophes that are brought upon the stage 
of life by the infernal politics of 'change alley«. — Seine Absicht hat 
er wenigstens insoweit erreicht, als der Schrift eine enorme Verbreitung 
— in einem Jahre erschienen fQnf Auflagen — und im Inlande und 
Auslande allgemeine Billigung und Anerkennung zu Theil wurde. Die 
unmittelbaren Erfolge seiner Enthüllungen kennen wir nicht; wir dürfen 
annehmen, dass sie nicht ausgeblieben sind. — Mit entsetzlicher Natur- 
wahrheit hat der Mann — er versteckt sich hinter dem Pseudonym 
Mortimer— das Treiben der Stocksbörse seiner Zeit geschildert: 
mit grosser Bitterkeit, aber mit wohl erkennbarer Treue zeigt er dem 
Leser eine ganze Welt der Gemeinheit und Niederträchtigkeit dmxh 
eine Beihe von Genrebildern im derbsten Geschmack holländischer 
Schule. Er fahrt uns die Gentlemen vor, die aus davongelaufenen 
vn. 26 
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»Bäckern, Schustern, Schlächtern, Schneidern und Barbieren« Tom 
»mammon of unright cousness« verfahrt Stockjohbers geworden und nun 
mit Ködern aller Art das Publikum in ihre Schlingen ziehen und aos 
ihren Opfern sich immer neu ergänzen. — Aber unter allen Alis- 
artungen der Leidenschaften, in all' dem Wirrwarr des Unsinns, ist 
es dem klaren Verstände des erfahrenen Mannes zur Ueberzeagoog 
geworden, dass die Missbräuche wie gross auch immer eng Ter- 
knüpft sind mit der Befriedigung eines wahren Bedürfiiisses, dass 
jenes Spiel Ursprung und Grundlage hat in wirklichen vemOnitigen 
Verhältnissen des Verkehrs. Er spricht das gleich in der Vorrede 
aus, indem er sagt: »It will be necessary to premise that the iniqoi- 
tous art of stockjobbing has sprung , like a great many other abos^ 
out of the best of blessings, liberty — — from Üie free liber^ 
granted to all foreigners to buy into and seil out of our public fünds^ 

the diabolical art of Stodgobbing arriTed at its meridian gknry 

now the Dutch and other foreigners having so large an interest iB 
our public funds, has given rise to the buying and selling of them fbr 
time, by which it is to be understood, the making of contraets ior 
buying and selling against any certain period of time; so that the 
truisfer at the public Offices is not made at the time of making Übe 
contract, but at the time stipulated in the contraet for transfernog 

it; and this has produced modern stockjobbing «. Inwieweit omi 

seine Behauptung den Thatsachen, die er im Auge hat, entspridit, 
ist nidit erheblich; ich möchte nicht dafür einstehen, dass gerade die 
Betheiligung des Auslandes beim Papierhandel der londoner Börse 
nöthig war zur Hervorbringung des Zeitgeschäfts; so gut wie der 
Auswärtige eine Rimesse zur Deckung des Ankaufs im Mom^ite des 
Auftrages entbehrte, eben so mochte einem Inländer das Geldkapitil 
im selben Augenblicke mangeln. Aber die Hauptsache ist, dass der 
Verfasser in enge Bezi^ung bringt die einfache ursprüngliche Kapital- 
anlage mit den äussersten Entartungen des Papierhandels zum Spid 
und zur Gaunerei. — Solch' einen Zeugen für das bisher meist ve^ 
dunkelte Princip in einem längst vergessenen Büchlein, wenn auch nur 
andeutungsweise, zu finden, ist erfreulich. Und so sind mir die Wort« 
jener Vorrede das Motto dazu geworden, den organischen Zusammea- 
hang der sogenannten Zeit- und Differenzgeschäfte — eines bedeut- 
samen Momentes des heutigen Verkehrslebens — mit dem gesammten 
Handel, und die vielfach so einseitig hervorgehobenen krankhaften 
Erscheinungen in ihrer Verknüpfimg mit dem Gesunden und Heilsamen, 
das dahinter liegt, hier zu entwickeln. — 
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Dio Erschemungen haben bis auf den heutigen Tag die Ansichten 

von dem, ^as man gewöhnlich als »Dififerenzgeschäft« bezeichnet, im 

lieben und in der Lehre gemeinhin verwirrt. Man hat die Vorstellung 

bekommen, als gäbe es ein abgesondertes Geschäft, das, der Wette, 

, dem Spiel vergleichbar, neben dem eigentlichen Handel herläuft; ob 

1 nun günstiger oder ablehnend das Urtheil darüber, ob passiv oder 

eingreifend das Verhalten der öffentlichen Organe das empfohlen und 

in's Werk gesetzt ist — von Schmalz^), der die Jobber in's Zucht* 

[ haus sperren will, bis zu Michaelis, der sie in Dithyramben ver- 

{ herrlicht — Alle thun im Grunde das Gleiche; ja der »aufgeklärte« 

I Volkswirth von der Berliner Vierteljahrsschrift') spricht — freilich 

sich an einen nicht seltenen Sprachgebrauch anlehnend — fortwährend 

von dem Verh&ltniss des »Spekulationshandels« zum »wahren Handel«: 

als ob solch' ein Gegensatz überhaupt zu denken wäret — 

Ist nicht Spekulation in allem Handel bald matter bald leb* 
hafter hervortretend anzutreffen als ein wesentliches Stück von ihm 
selber, als Muthmassung eines zukünftigen Werthes aus gegenwärtigen 
Merkmalen, als das Princip der Ausgleichung der Gütervorräthe durch 
die Zeit hindurch? — Wird nicht sogar der Kleinhandel, der seiner 
Natur nach als recht eigentlich local nichtspeculativ ist, dennoch auch 
nach seinem Theile davon ergriffen? — 

Warum also eine specielle Form des Handels mit einem Begriffe 
identificiren, der weit darüber hinaus sein Bereich hat? — Und wenn 
an dem »Spekulanten« in der oft vernehmbaren Meinung ein Odium 
klebt, so hängt dies mit der Erfahrung zusammen, dass Irrthum und 
liCidenschaft leider sehr oft der Spekulation das Gepräge des Unver« 
nünftigen gegeben haben; uns ist das Andenken von klassischen Pe- 
rioden ihrer wunderlichsten Ausartungen aufbewahrt ; aber was hat der 
Tulpenschwindel, der Südseeschwindel, die grosse Projectenwuth der 
Law'schen Zeit überhaupt, da die Spekulation in Frankreich, England, 
Holland toll geworden war, mit dem Differenzgeschäfte zu thun? In 
Alle dem war jene Form weder das Wesen noch auch nur der Aus- 
druck der Spekulation: den Inhalt gaben Bestrebungen, Bedürfiiisse, 
welche der Zeit am Herzen lagen — zu der Form bedurfte es des 
Differenzgeschäfts nicht. £s war eine eminente Modesache, schöne 



I 



! 2 
I 



1) Tgl. Coffiniire« De U boane et des spiculations sur le» effets publica. 
Paris 1824. Herausgegeben von Seh malt. Berlin 1825. 

2) Tgl. Otto Micha elia. Die wirthschaMlche Rolle des Speculationahandela 
in der Yierteljahrssehr. für Yelkawirthteb. und GuUurgaacb. Heraosgegebeo von 
Faucher und Michaelia. Bd. 2«^|. Berlin 18M-*66. 

26* 
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Tulpea zu besitzen in der ersten Hälfte des 17. Jahrhanderts , als äe 
neu nach Europa gekommen waren; und einige Menschenalter spater 
-war es die abenteuerliche Neigung zu weit aussehenden Untemehmonga 
tiber's Meer und über's Mögliche hinaus; und in unsem Tagen ▼» 
es die Befriedigung des Begehrs nach Eisenbahnen, welche bis zm 
Schwindel ausartete: — also wirkliche Bedürfnisse, die zu Grunde 
lagen*) und eine bis zur Unvernunft gesteigerte Spekulation, die ad 
daran knüpfte. — Aber die Differenzgeschäfte, sie haben an den Ans- 
schweifungen der Unternehmungslust wenig Schuld gehabt. Hat man 
doch längst auf den Ueberfluss an disponiblen Kapitalien, auf & 
Niedrigkeit des Zinsfusses als Erklärungsgrund für zahlreiche »Handeis- 
krisen« aufmerksam gemacht; und dem Differenzgeschäft i?ird gerade 
die Kapitallosigkeit der Spekulation vorgeworfen. 

So viel zur Abwehr einer üblen Begriffsverwirrung. — Woher 
kommt es denn aber, dass der heutige gemeine Sprachgebrauch so 
gern »Spekulation« und »Zeit-« oder »Differenzgeschäft« vermengt? 
Sagen wir es kurz, weil gerade in der Gegenwart die Spekulation in 
gewissen Gebieten des Verkehrs das Zeitgeschäft als eine ihr durchaxß 
entsprechende Form sich herangebildet hat. Dem Ende alles Handels, 
ein Nivellement der Preise nach Ort und Zeit herzustellen, dem bst 
bis jetzt die im engeren Sinne sogenannte Boi*se, der Mittelpunkt des 
Handels mit Werthpapieren, den vollendetsten Ausdruck gegeben. Was 
ihr unmittelbarer Nutzen in der Volkswirthschaft ist, darüber m5geB 
die Stimmen aus einander gehen — Bau z. B., indem er Licht- und 
Schattenseiten gegen einander hält, leugnet den Nutzen des Fapier- 
handels ganz und gar; Andere anders — aber ein Gegenstand höchsten 
Interesses, lehrreichsten Studiums ist sie ohne Zweifel, ein eminent 
kennzeichnendes Resultat unserer gesammten wirthschaftlichen Ent- 
wicklung, der klassische Ort der kosmopolitischen freien Konkurrent 
die Doctrin der »frce-traders« in vorbildlicher Erscheinung. — Die 
mächtige Gentralisirung der Preise, nicht für ein Land allein, sondern 
für ganz Europa, am Ende für den ganzen Erdkreis — eben da ich 
dies schreibe , hat die Königin von England mit dem Präsidenten der 
Vereinigten Staaten durch den transatlantischen Telegraphen GrQsse 
gewechselt — , die rapide Ausgleichung nach allen Richtungen, die 
Verbindung von Vergangenem und Zukünftigem in blitzschneller Vor- 
ausberechnung kommender Dinge aus dem Zusammenwirken einer Menge 



3) Freilich wie kennzeichnend sind die venchiedenen Beetrebangen der Je u> 
ein JÄrhundert gelrennten Epochen für die gesammte GeeiUong ihrer Zeit! 
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von Nachrichten und Meinungen, die einander bekämpfen und am Ende 
in's Ebene setzen — mit Alle diesem ist die »Börse« ein abgekürztes 
Bild der Idee des Handels überhaupt. — Wie nun die centralisirende 
Tendenz unserer Zeit in der Produktion durch den Alles erfassenden 
Grossbetrieb sich darstellt, so in der Circulation durch das Bestreben 
d«6 gesaromten Verkehrs zur Annäherung an die Art der »Börse«; 
der Ausdruck dafür ist das Uebergreifen ihres eigenthümlichen Organs, 
des Zeitgeschäfts, in immer grössere Gebiete. Indem nämlich die be- 
deutende Förderung der Mittheilungen über die Länder hin, die in 
unsern Tagen durch den Telegraphen immer grossartigere Fortschritte 
macht, das spekulative Element im Handel wesentlich gesteigert, lag 
es nahe genug, eine solche Form zur Verwirklichung der spekulativen 
Intentionen zu haben, welche der elektrischen Schnelle der Berichte 
und der Kombinationen entspräche. Das Object des Handels, die Waare, 
die zu Wasser und zu Land«, mit Mühen und Gefahren durch Strassen 
und Meere herangebracht und fortgeführt wird, blieb in ihrer trägen 
Schwere trotz aller Kanäle und Eisenbahnen schleppend hinter dem 
Meinungstausche und dessen Kesultate, dem Einswerden über den 
Preis, weite Strecken her. Diesem Bedürfnisse entsprach die Fest- 
stellung eines einheitlichen gemeingültigen Sehemas, das alle Bedingungen 
über Quantität, Qualität, Lieferungszeit u. s. w. enthielt und nur das 
Eine offen liess, den Preis, der sieh in der beständig variirenden Ziffer 
für jeden Moment neu darstellte ; — fast • dna Abstraktion der Unter- 
nehmungen, die erst längst, wenn die Hitze des Augenblicks vorbei, 
köi-perliches Dasein gewinnen sollte: das ist das Zeitgeschäft. Ver- 
einzelte Beispiele davon bietet schon im 17. und 18. Jahrhundert 
Amsterdam — mit grösserer Allgemeinheit und Nothwendigkeit tritt 
es uns in der heutigen Volkswirthschaft entgegen. Im Papierhandel 
freilich ist es nach seinen natürlichen Bedingungen am ehesten und 
zur breitesten Existenz gelangt; aber viel bedeutsamer, viel merk- 
würdiger ist es, wo wir es in den sonstigen Gebieten des Handels an- 
treffen. — Während schon ein ui*sprünglicherer Zustand des Handels 
die Verträge auf spätere Lieferung entstehen lässt, sobald ein Kund- 
schaftsverhältniss, ein sich fortsetzender Zusammenhang zwischen 
zweien Unternehmern entstanden ist — um die Zusicherung des 
Absatzes einerseits, die Gewissheit der Versorgung andererseits zu be- 
wirken, so gehört, auf dieser Grundlage erwachsen, einem höher 
cultivirten Zustande das Zeitgeschäft an. Aus den vereinzelten indi- 
viduell gefärbten Verträgen wird ein Allgemeines, Typisches. Bei jenen 
ist eine derartige Mannigfaltigkeit von Bestimmungen unvermeidlich, 
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welcbe eine Unsicharheit zwischen dem einen Falle und dem anderen, 
eine Willkürlichkeit der besonderen Verhältnisse jedes bestimmten Ver- 
trages mit sich bringen muss, die beim Zunehmen des Verkehrs in 
dieser Richtung ein Chaos von Streitigkeiten, eine Unzahl unabseh- 
barer Processe erzeugen. Die Hülfe dagegen liegt in dem Zeitgeschäft. 
Hier ist Alles im Vorwege vereinbart; in der Form eines Vertrags- 
formulars tritt ein gewohnheitsrechtliches Institut an die SteHe der in 
ihrer individuellen Besonderheit stets von einander verschiedenen Ab- 
machungen. — Während Bedürfniss und Gunst der natürlichen B^ 
dingungen diese Entwicklung beim Papierhandel längst weit gebradit 
haben, finden wir sie im sonstigen Handel ungleich zurQckgeblietai 
und bisher weniger in der Erscheinung denn als Tendenz erkennbar 
vor. — Es stehen nämlich dem, wie schon oben erwähnt, sich beim 
hratigen Stande des Verkehrs entschieden geltend machenden Bedürf- 
nisse nicht allenthalben gleichmässig günstige Bedingungen in der 
Natur des Gutes gegenüber, welches Gegenstand des Handels wird. 
Es konunt darauf an, dass die Waare eine solche sei, bei der im Ver- 
kehr die Individualität zurücktritt, so dass es uns bei ihr nicht am 
die Species (die individuellen Stücke), sondern bloss um die Quantität 
von dieser Gattung zu thun ist, Güter, bei denen ein Quantum das 
andere vollkonmien vertritt und die daher im Verkehr lediglich nadi 
dem Maass behandelt werden, wie das beim Gelde im höchsten Grade 
der Fall ist, mit einem Woi*te, Güter, die man im römischen Recht 
»fungible Sachen« nennt, deren Natur die römischen Juristen seihst 
folgendermassen beschreiben: res quae communi specie continentur 
(L. 29 D. de solut.), in genere suo functionem rccipiunt per soIutionezD, 
quam specie (L. 2 §. 1 ©. de reb. cred.), res quae pondere, numero, 
mensura constant (Gai. IH. 90, Ulp. XXIV. 7, L. 30 §. 3 D. ad L. 
Falcid.*)). Es giebt nun keine Waare, bei der die Zahl, die Quantität 
das Individuum vollständig vertritt, es sei denn das Geld und die ihm 
darin ganz gleichen Werthpapiere. Aber es ist merkvrürdig, dass es 
wenigstens annähernd zutrifft bei demjenigen Gute, das in der Be- 
weglichkeit, der Empfindlichkeit des Preises den Papieren am meisten 
gleicht, nämlich dem Korne. — 

Einerseits durch seine quantitativ nach oben und unten eng be- 
grenzte Unentbehrlichkeit, andererseits durch die>besondere Abhän^g- 
keit von dem Factor Natur in der Hervorbringung, ist dasselbe äen 
Schwankungen mehr als irgend ein anderes Gut unterworfen*); die 

4) S. Pnchta, Institatt. HI. $.259. 

6) Vgl. Röscher, Ueber Kornhandel. Kap.^ 1, 3. Aafl. 1852. 
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rdative Schwierigkeit des Transports kommt hinzu. Wenn für andere 
Güter ein natürliches Begolativ des Preises in dem leichteren Sich* 
anbequemen des Konsums an die Produktion, der Produktion an den 
Konsum, gegeben ist, so tritt dies beim Getreide aus obigen Gründen 
zarück. In diese Lücke tritt der Handel ein: was beim Korne jene 
freiwillige Accommodation weniger leistet als bei andern Gütern, eben 
das bat der Komhandel mehr zu leisten als andere Handelszweige; 
damit hängt seine eminente Wichtigkeit in der Volkswirthschaft zu- 
sammen. — Und welch' ein Gebiet für die Spekulation! Denken wir 
uns den Jahresbedarf eines Volkes — wir sehen der Einfachheit halber 
von dem Zusammenhange mit andern Ländern ab — in dem Spielraum 
von 100 Millionen Sche£feln Korn als Maximum und 90 Millionen als 
Minimum begrenzt, so wird, sofern der Ertrag einer Ernte unter 90 
Millionen fällt, das Erzeugniss eines andern Jahres über 100 Millionen 
steigt, überhaupt kein Mittel da sein, den Mangel im ersten Falle, den 
Ueberfluss im zweiten, zu bewältigen; Hungertod wird die Folge des 
Mangels, Vergeudung die Folge des Ueberflusses sein. Diese Er- 
scheinungen müssen wiederkehren, so lange Wetter und Wind über 
die Felder ziehen und Menschen ihr Leben fristen wollen; die Bei- 
spiele für jenen Zustand haben wir mutatis mutandis im Mittelalter 
jeder Volkswirthschaft — Aus dieser Wildniss der Höhen und Tiefen 
eine ebene Strasse zu machen, hier anzusetzen und dort abzutragen, 
das ist die grosse und schwierige Aufgabe des Handels. — Die Mühen 
und Gefabren des Transportes und der Aufspeicherung des Kornes, die 
ünberechenbarkeit der kommenden Ernten, das hundertfach ver- 
schlungene Metz des internationalen Verkehrs, da denn heute dn Land 
abzugeben hat, das morgen Zuschuss braucht, heute eine ungeahnte 
Quelle neuen Zufluss bringt, morgen alte Produktionsländer mit der 
erwarteten Zufuhr im Rückstande bleiben — das sind grosse Hinder- 
nisse, die sieh der Erfüllung jener Aufgabe entgegenstellen. 

Allerdings schwankt in den hochcultivirten Punkten des 19. Jahr- 
hunderts der Getreidepreis nicht mehr zwischen Extremen als etwa 
1:20 innerhalb weniger Jahre, wie im 13. und 14. Jahrhundert^), 
aber es ist, mit der Preisbewegung anderer Güter verglichen, dodi 
noch sehr we^ig erreicht, wenn heute im Centrum dos internationalen 
Weizenhandels, in London, der Preis zwischen dem beinahe 1 : Sfachen 
schwankt, in Amsterdam oder Berlin der Roggenpreis in ungefähr 
demselben Verhältniss, auf kaum mehr als ein Jahrzehnt verglichen. — 



6) Vgl. die Beisp. bei Röscher, Syst. 3. AyO. II. §.163 Ann. 6. 
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Wie weit also sind wir mit aUen unsem Verkehrsmittehi von dem 
Ziele entfernt, jenes stürmische Meer der Preise mit seinoi HSbeo 
und Tiefen zu beruhigen, das Niveau herzustellen, darauf nur kleine 
Wellen spielen ohne Störung, ohne Gefahren I — Noch schwaulceo 
zwischen den Aengsten, welche schon ein vermutheter Mangel, and 
Vergeudungen, welche ein momentaner Ueberfluss herbeifohrt, die 
hin und her in grossen Steigungen und Senkungen. — 

Diese Sensibilität der Kompreise, welche die höchste Anspannm^; 
der Spekulation herausfordert, ist es denn, welche das Zeitgeschäft 
im Komhandel indicirt. — Wir haben oben schon gesagt, dass sich 
durch ein eigenthOmlich glückliches Zusammentreffen zu dem in der 
Natur des Kornes begründeten Bedürfniss auch die natürliche Gunst 
der Bedingungen für das Zeitgeschäft in einem wenn auch nicht 
vollendeten Grade fügt, dass der äussei^^ten spekulativen Qualität dieses 
Gutes auch die Eigenschaft der Fungibilität gegenübersteht. — Man 
stellt sich allgemein bei einem Scheffel Roggen unter bestimmten Ver* 
hältnissen einen gewissen Werth vor, von dem die individuellen Fälle 
nicht eiheblich abweichen. Die Preise aller verschiedenen Qualitäten 
Boggen, welche zum amsterdamer Markte kommen — und hidier ge- 
langt das Erzeugniss von Nord- und Süd -Russland, von Polen und 
Preussen, von der Champagne und Bretagne, gelegentlich auch von 
Nord-Amerika — weichen vom Maximum zum Minimum um nicht viel 
mehr als 10 Procent ab; das leichteste Petersburger Korn ist nach 
einem Marktberichte vom 3. August d. J. mit 172 Gulden für 2100 E^ilogr. 
bezahlt, während der schöne schwere Roggen der Champagne zu 194 Fl. 
verkauft ist. Das ist das Yerhältniss auf einem Weltmarkt, wo der 
Roggen aller Länder konkun*irt; weit günstiger auf einem nur terri- 
torisden Mittelpunkte, wo naturgemäss eine viel grössere Gleichartigkeit 
des Produkts vorhanden ist. — Und so hat denn in der That während 
der letzten Jahrzehnte das Zeitgeschäft in Roggen, namentlich auf dem 
Platze von Berlin, einen ansehnlichen Aufschwung genommen; wir 
finden es ausserdem auf den meisten bedeutenden Märkten Deutsch- 
lands wieder, auch in Amsterdam u. a. 0. Es hat sich daran der 
Handel mit den andern Getreidearten und sonstigen landwirthschaftlich^ 
Erzeugnissen von bedeutender Wichtigkeit, als Spiritus und Gel, an- 
geschlossen. In Pai-is hat sich der Zeithandel in Mehl eingebürgert, 
wobei eine grössere Vollkommenheit in Hinsicht auf den Typus der 
Waarenqualität erreicht werden kann; man hat den Schlussscbeinen 
bestimmte Marken (Typen) zu Grunde gelegt, die — ganz ähnlich 
wie die Urmaasse — zur einheitlichen Feststellung der Vertragswaare 
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niedergdegt sind; ob dieser Bflcksictat allein die Bevorzogong des 
Mehls zuznsehreiben ist, bleibt allerdings fraglich; der Hauptgrund 
war wohl die eigenthamliche Gesetzgebung fttr Paris, welche den 
Bädcem das Vorrathhalten eines bestimmten grossen Quantums Mehl 
▼orschreibt und dadurch diese Form des Getreides zum haupteftchlichen 
Objecto des betreffenden Handelszweiges dort macht. Jedenfidls ist 
dies die feinste Durchfahrung des Zeitgeschäfts mit Waaren, die wir 
kennen. — Bei Getreide spottet freilich die Natur dieser Gleichmacherei; 
und hier beschränkt man sich auf einige wesentliche Kennzeichen der 
Qualität, wie z. B. Gewicht; aber es bleibt so unbestimmt, dass wenige 
Fälle ohne Anrufung von sachverständigen Schiedsrichtern erledigt 
werden. Trotzdem geht die Ausbreitung des Komzeithandels immer 
weiter; der relativen Ungunst natttrlicher Verhältnisse steht das stärkere 
Bedflrfiiiss erfolgreich gegenüber. Nur auf dem Hauptplatze alles Eom- 
handds, in London, ist es eigenthflmlich. Hier hat sich das Zeitgeschäft 
in Od, namentlich in Leinöl, n^erdings auch in Petrol, grosse Be- 
deutung verschafft; im Weizenhandel nicht eben so: der Grund li^ 
in dem oben bereits berührten Umstände der Mannigfaltigkeit der Er- 
zeugnisse, die hier, wo sich alle Länder der Erde vereinigen, um ihren 
Uebenidiuss abzugeben, ausserordentlich wird, um so mehr als der 
Weizen an sich sdion eine lange Skala versdiiedener Würdigkdt 
nm&sst^); man vergleiche einmal den polnischen, den sddesisdien, 
den spanischen, den englischen, den amerikanischen Weizen mit dn- 
ander, dann aber auch bloss jedes Landeserzeugniss in seinen ver- 
sdiiedenen Arten und Jahrgängen mit sich selber; dem entsprechen die 
ganz verschiedenen Zwecke, welche jede Qualität zu befriedigen hat. — 
Wir finden den niedrigsten Weizenpreis in London am 4. August auf 

7) EiB londoner Marktbericht vom 4. Aagust d. J. brin^ die Preisnotimngen 
von folgendem Weizen: 

Berdianski und Marianopel, 
Taganrog und Odeaaa Gliirka, 
harter von Taganrog und Odessa, 
Sandern ir, 

polnischer von Odessa, 
Donau und Rumelien, 
Amerika, rotber Sommer-, 
Winter-, 
weisser, 
Aegypten, 
Behera. — 
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42, den höchsten auf 52 Schilling für den Quarter notirt, also eineB 
Werthunterschied in den Qualitäten von mehr als 20 Procent. 

So hat denn der erste Eommarkt der Welt diese Form des Han- 
dels noch nicht recipirt: die grossartige Ausdehnung seines Rayons mit 
der Unübersehbarkeit und Unsicherheit der Zufuhr ans allen Winkdn 
da: bewohnten Erde, verbunden mit der ungünstigeren Natur des Wei- 
zenkoms an sich, wurd der Tendenz vielleicht noch lange mit Erfolg 
entgegenwirken, und die ThatBache, dass mit dem Fortschritte der 
Yolkswirthschaft die Preisunterschiede der geringen und der besserm 
Qualitäten eines Gutes sich beständig erweitem, tritt hier noch hinzu: 
aber am Ende wird auch hier wohl die von uns beobachtete Tendenz 
in die Erscheinung treten; wir sehen ja, wie nur).die Natur derWaare 
das Hinderniss enthält; denn das Od, wie erwähnt, giebt seit längerer 
Zeit schon einen bedeutenden Gegenstand des Zeitgeschäfts in Len- 
den ab. — 

Fernere Beispiele haben wir in' dem Zeitgeschäft mit Eisen in 
Glasgow u. a. 0., mit Zucker in Paris; bei letzterem namentlich ist 
eine Ausdehnung auf weitere Güterkreise schon (Luxusbedürf nisse) nicht 
zu verkennen; — bei beiden Gütern aber, bei Eisen wie bei Zucker, 
ist die. typische Qualität, dem Mehle ähnlich, dasjenige, was sie nach 
dieser Seite sehr geschickt dazu macht. — 

Wir haben also die Wirksamkeit des Zeitgeschäfts anzuerkennen, 
sofern es dem Bestreben dient, die Preisschwankungen, namentlich der 
Güter von erster volkswirthschaftlicher Wichtigkeit, aufzuheben. — 
Vom Standpunkte der Privatwirthschaft allerdings handelt es sich über- 
haupt nicht um Aufhebung der Schwankungen — man kann wohl von 
alten Getreidehändlem in unseren Seestädten hören, das Weizrageschäft 

mit England lohne nicht mehr, seitdem es die Telegraphen gäbe. 

Ahnen die Leute wohl, welch' ein Zeugniss sie fQr den Aufschwung d^ 
Verkehrs in unserer Zeit damit ablegen? Gewiss, die Ucberraschun- 
gen, die stossweisen Wirkungen, welche zu andern Zeiten die Preise in 
krampfhafte Bewegung versetzten, dort enormen Gewinn, hier jähen 
Verlust herbeiführten, haben aufzuhören begonnen, seit die Telegraphen 
ein Netz über die Länder ziehen : jene echte Gütergemeinschaft, welche 
das Princip des so fröhlich aufblühenden Versicherungswesens ist, — sie 
wird heute zum bedeutendsten Umfange entwickelt in dem tief ver- 
bundnen Zusammenhange des Verkehrs, nicht in den Grenzen eines 
Volkes allein, sondern unter allen Völkern gemeinsamer Gesittung. Die 
Sorge um die künftige Befriedigung zumal unentbehrlicher QedQr&isse 
wird von jedem Punkte der Völkerwiilhschaft an jeden andern mitge- 
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theilt; die Mitlddeiisehaft Aller a& dem, was jeden Einzelnen trifft, 
wächst mit jedem Schritte, den die Entwicklung des Verkehrs vorw&rts 
macht *). 

Und fbr diese — nationale und internationale — Assekuranz wird 
das Zeitgeschäft, als Gorrelat des Telegraphen, ein eminentes Organ. 
Ja, seine verfeinerte Gestaltung, die zum Differenzgeschäft, findet 
darin ihre ansehnlichste Verwendung. — Wir haben in den voran* 
gehenden Betrachtungen vom »Differenzgeschäft« nicht gesprochen; es 
war uns aber stillschweigend stets in dem, was wir vom Zeitgesdiäft 
sagten, enthalten; denn in der That ist jenes von diesem nicht zu 
scheiden. Einige Worte werden genügen, uns darüber in's Klare zu 
setzen. Schon von verschiednen Seiten, namentlich auch in den neu* 
lieh veröffentlichten Aufsätzen von Michaelis, ist dieser G^enstand 
zur Genüge erOrtert worden. — 

Die Erscheinung, wie man sie sich vorzustellen pflegt, nämlich ein 
juristisch erweisbares Differenzgeschäft, der Art, wie es unter Anderem 
eine Entscheidung des Rheinischen Senats des preussischen Obertribu- 
nals erklärt*): »Reine Differenzgeschäfte sind solche, bei welchen das 
Eaufiseschäft nur die Form, die Gewinnung der Differenz abar das We- 
sen und der einzige Zweck des Geschäfts ist, wobei also auf die Diffe- 
renz zwischen Sdüuss- und Verfalltag spekulirt wird« — ist in der 
Wirklichkeit kaum überhaupt vorgekommen. Ein vereinzeltes Beispiel 
aus der Vergangenheit finden wir bei Gourtois (Defense de l'agio- 



8) Vergl. New-Torker Handelszeitmig v. 8. Aug. 1866 Aber die Wirkoagtn der 

TelegrapbeBTerbindttng mit Europa : „ H an hofft, dasa die achnelle CoonDuiiica* 

tion das Volumen des gegenseitigen Verkehrs bedeutend yergrössern, dagegen Gewinn 
und Verlust bedeutend schmalem, mit andern Worten, die Spekulation in engere 
Schranken drängen werde. Jeweilig eintretende Abnormititen kdnnen in Zukunft 
nur Ton kurzer Dauer sein, denn Cnrse und Preise an europliachen Börsen und 
Märkten werden sich Ton den unserigen nicht weit entfernt halten und so umgekehrt. 
Während also die Spekulation [soll heissen die Gefahr der Spekulation] an Terrain 
verliert, wird der legitime Verkehr gewinnen, und das ist fär ein Land, welches bis- 
her gewohnt war, sich nach den extremsten Richtungen zu bewegen, ein nicht hoch 
genug anzuschlagender Vortheil. Ob wir durch die schnelle Verbindung mit Europa 
nicht fQr die Folge auch einen Theil unserer finanziellen Unabhängigkeit rtt- 
lieren, ob z. B. Curse von Consols, Renten u.s. w. nicht künftig untere Bi^e in 
demselben Grade beeinflussen werden , wie das achon jetzt mit der europäischen No- 

tirung für FOnfzwanziger (die 6% Anleihe von 1862) der Fall ist daa muss 

die Zeit lehren.*' ~ 

9) Vom 16. März 1858. XX VII, 304 bei Striethorst, RechUgrunda. III. 
S. 485 N. 1267. Code Nap. Art. 1694-5. 
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tage '^)), welcher erz&blt, die Coolisse (die Pfoscher im G^ensatz 
»parquet«, den amtlich bestellten agents de change) habe in Paris fra- 
her ihre Geschäifte nie über einen Umsatz, sondern nur über die Dif- 
ferenz abgeschlossen, indem sie dem »Gekauft« und »Yarkauft« die 
Clausel »liquidation suivant r^glement« beifügten; damit habe man ge- 
meint, es solle in der That nur die Differenz gegen den Mittelcars des 
Lieferungstages gezahlt werden. — Heute ist es auch dort anders; 
man weiss davon nichts mehr. 

Gleichwohl lässt sich die Thatsache nicht leugnen, dass auf d^i 
Börsen unserer Zeit, wo das Zeitgeschäft sich entwickelt hat — sei es 
im Papier-, sei es im Waarenhandel — , eine Masse von Verträgen ge- 
schlossen wird, die am Ende nur auf die Zahlung (den Empfang) einer 
Differenz hinauslaufen ; in wie weit indessen die Absicht beim Eingehen 
des Vertrages sich darauf richtete — das ist nicht eben so leicht zu 
erkennen, denn alle Verträge werden auf wirkliche Lieferung 
geschlossen. 

Um dies zu belegen und zu verdeutlichen, wollen wir, wie ¥rir 
bisher überiiaupt dem Zeitgeschäft mit Waaren unsere besondere Auf- 
merksamkeit geschenkt haben, an die am Schlüsse beigefügten Schlnas- 
scheinformulare über Weizen in Hamburg und über Roggen in Berlin 
einige die Natur -dieser besondern Geschäfte erläuternden Worte knü- 
pfen, wodurch wir uns über den unmittelbaren Zusammenhang des Dif- 
ferenzgeschäfts mit dem Zeitgeschäft überhaupt wohl verständigen. 

Stellen wir uns vor, es kaufe heute ein polnischer Getreidehändler 
zu Hause Roggen ein und verkaufe dann auf dem berliner Markte, 
der grade den rentabelsten Preis bietet, das gleiche Quantum auf Lie- 
ferung, d. h. er schliesse ein Zeitgeschäft auf Grund des vorliegenden 
Schemas für einen Termin, zu dem das Korn aller Wahrscheinlichkeit 
nach in Berlin sein kann; nun ändere sich aber, während das Getreide 
unterwegs ist, das Preisverhältniss der für Polen massgebenden Absatz- 
orte, Danzig etwa gewinne den Vorsprung vor Berlin. Der Ablader 
wird demzufolge, sofern es noch nicht zu spät ist, seinen Roggen nach 
Danzig gehen lassen und in dem Momente, wo er hier verkauft, in 
Berlin seinen Verkauf auf Zeit durch Rückkauf decken; in Danzig 
liefert er die Waare, in Berlin hat er ein — Differenzgeschäft ge- 
macht. — 

Ein weiterer Fall: In Schlesien kauft ein breslauer Haus Raps; 
es kann sich al^er vorläufig nicht entschliessen , denselben weiter za 



10) Paris 1864. 
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'^' verladen, etwa nach Berlin oder Stettin, die regelmässig seine Eäafer 

^^^ sind; weil es findet, dass die inl&ndisdien Preise im Vergleiche mit 

^^^ dem amsterdamer Markte — der meist tonangebend ist — zu niedrig 

™* sind. Das Haus verkauft deshalb gegen seinen Einkauf das entspre- 

^^^ chende Quantum in Amsterdam auf ^eit. Nach günstigerer Wendung 

^^ des inländischen Marktes einerseits, des holländischen andrerseits, d. h. 

* ■* durch Steigen der stettiner, durch Fallen der amsterdamer Preise, ver- 

kauft es im Inlande den Raps und löst in Amsterdam die Verpflichtung 
^«'i des Zeitgeschäfts durch Rückkauf. 

"^^ Im letzteren Falle haben wir ein von vornherein intentionirtes, 

^! im ersteren* ein erst gewordenes Differenzgeschäft; hier ursprünglich 

%1> die Absicht, zu liefern, dort von Anfang an Glicht diese Absiebt. 

^^ Denken wir uns nun von diesen paradigmatischen Fällen aus- 

oäi gehend die vielfältigen Beziehungen und Verknüpfungen der Spekulation 

km weiter ausgedehnt, -^ so sehen wir ein grosses N^ sich Aber alle 

Märkte ausspannen, die auf einander einzuwii*ken unter gegebenen Ver- 
riß i hältnissen fähig sind, — sehen hin und her Käufe und Verkäufe ab- 
tÜ schliessen, so schnell, wie die Preise auf den Drähten fliegen — es 
eUi handelt sich ja nur um die Differenzen, um die der eine Markt zu hoch, 
U der andere zu niedrig ist — es ist die, im Papierhandel längst ent- 
a wickelte, Arbitrage, hier durch die Natur der Papiwe sehr begOn- 
il stigt, bei allen massigen Waaren durch die Erheblichkeit der Trans- 
portkosten erschwert und gefährdet. 
t Wir können fUr das technische Detail, fOr die Mechanik jener Oper 
k rationen wohl auf die erwähnten Aufsätze von Michaelis verweisen, 
i die — allerdings hauptsächlich an den Papierhandel anknüpfiend — 
i Vielerlei zur Verdeutlichung des Gegenstandes enthalten. 
i Wir sind also zu dem Schlüsse gekommen, dass das Zeitgeschäft, 
\ namenüich auch in seiner Erscheinung als Differenzgeschäft, in hohem 
^ Orade der Nivellirung der Preise in Bücksiebt auf Ort und Zeit, der 
Findung des wahren Preises forderlich und damit den Gedankt dea 
Handels in der Volks- und in der Völkerwirthschaft zu verwhrklichen 
geeignet ist. 

Indem wir aber hiermit erst die begriffliche Bedeutung derselben 
festzustellen versucht haben , ist noch unerörtert geblieben die Frage,- 
wie sich der von uns gefundene B^priff in der lebendigen Erscheinung 
bisher offenbart hat "). Und eine besondere Aufforderung zu dieser 

11) Also, wir woUen um Alles nicbt dahin miisvontanden werden, ale sei die 
oben gegebene Ezemplificirong das Game der Thatsachen , et gingen darin die Kr- 
aebeinnngen der Vergangenheit, oder auch nur der Gegenwart avt 
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Betrachtung finden wir in der bedeutsamen Thatsaehe, daaa seit Jabv 
hunderten sich eine entschiedene Missbilligong des IMerenzgesch&fts 
geltend gemacht and in den Anordnungen der Begiemngen ihren Aus* 
druck gefunden hat. 

In Holland, England, Frankreich, Deutschland finden wir bis auf 
unsere Tage gesetzliche Hassregeln, welche darauf ausgehen, dasseflie 
zu unterdrücken. Damit harmoniren die Lehrmeinuugen der ersten 
Autoritäten, meist Männer, welche der freien Bewegung im Leben 
der Yolkswirthschaft sonst beredte Anwälte und. Wir führen nur 
Einige an. 

J. B. Say (Nat-Oek. III. S. 431 ff. in der 3. Ausg. v. Morstadt, 
Heidelb. 1830) sagt: »Diese Agiotage findet nur bei den sog. Liefe- 
mngskäufen statt Das Gefährliche dieses Spiels ist schon längst nach- 
gewiesen; in England wie in Frankreich erkennt das Gesetz solche Lie* 
ferungskäufe nicht an: der gewinnende Spieler kann den verlierenden 
nicht gerichtlich belangen; allein dieser ist entehrt, wenn er sein Ver- 
sprechen nicht erfüllt So wollen es die Gesetze aller Hazardspidel 

Aller Nachtheile ungeachtet haben die Börsenspiele den Reis 

aller Lotterien. Die Staatsrenten sind nicht der alleinige Gegen- 
stand der Agiotage. Man treibt dieselbe auch mit Brantwein, Oel, Caf- 
fee, d. h. man macht sich anheischig, eine gewisse Quantität dieser 
Waaren an einem bestimmten Tage liefern oder annelmien zu wollen. 
Man wettet dabei, dass der Preis dieser Waare in der Zwi- 
schenzeit steigen oder fallen werde.« — 

Femer Henri Storch (Cours d'Economie politique. St Petersb. 
1815. ni. p. 238) : »Les suites pernicieuses de la circulation des eSeta 
publics sont souvent augment^cs par une esp^ de jeu de hasard 
auquel ces effets servent de prötexte. — II n'y s'agit point de se trans- 
mettre les efiets, mais seulement de se payer la diff^rence du prix. 

Les lois anglaises s^vissent contre ce brigandage, mais inu- 

tilement .« 

Nebenius (Oeff. Credit l.Aufl. S. 220) sagt: »Häufig werden von 
solchen Personen Käufe und Verkäufe auf Lieferung geschlossen, nur, 
um sich auf den bestimmten Termin die Differenz des Gurses zu ver- 
güten. Wo, wie z. B. in England, die Gesetze solchen Contracten jede 
rechtliche Wirkung versagen, werden sie dennoch mit jener Gewissen- 
haftigkeit gehalten, welche jede Spielschuld als Ehrenschuld bor 
trachtet« — 

Wir greifen zurück auf den alten Bttsch, der sich sehr interes- 
sant äussert (Darst. d. Handl. Hamb. 1799. L S. 322). Seine Ausein«^ 
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andersetzmigen knüpfen sieh für uns an das oben Gesagte über die spon- 
tane Entstehung des Differenzgeschftfts auf dem Grande des Verkehrs 
selber, die wir in Beispielen verdeatlichten. Er sagt: »Z. E. Einer 
kauft am 2. Januar Reis, den 2. April zu liefern, die 100 Pfiind zu 
14 Mark. Gilt an diesem Tage der Reis 16 Mark und der Verkäufer 
sieht, dass er seine Rechnung nicht dabei gefunden hat, so giebt er 
dem Käufer 2 Mark auf 100 Pfund, um welche der Reis jetzo theurer 
ist. Gölte er aber 12 Mark, so würde der Käufer dem Verkäufer die 
2 Mark geben, welche der Reis wohlfeiler geworden ist. — Man 
würde dies einen Renk auf nennen, desgleichen oft bei ernsthaft ge- 
meinten Geschäften vorkommt, und worin nichts Unrechtes ist. Allein 
wenn vollends solcher Handel mit dem Vorsatz geschlossen wird, 
dass keiner von beiden Theilen ihn halten, sondern nur einer von bei« 
den auf Unkosten des andern gewinnen will, so ist dies keine Hand- 
lung eines vernünftigen, sondern bloss eines spielsüchtigen Mannes. In 
der That hört man auch von dergleichen Vorfällen unter Kaofleuten 
selbst selten, und in vielen handelnden Staaten verbieten ihn die Ge- 
setze.« -— ' — und an einer andern Stelle (S. 340): »An diesen Han- 
del mit Actien und Staatspapieren, von welchen diese doch noch ein 
wirklicher Gegenstand sind, knüpft sich in manchen Staaten, insonder- 
heit in England, ein Handel, von welchem diese Papiere nur zum Sdiein 
der Gegenstand sind u.s.w.« — 

Rau (Lehrb. I. 7. Aufl. § 440), der sehr umsichtig und gemässigt 
die Sache behandelt, spricht von Differenzgeschäften als von »Sdiein- 
käufen«, »die das Wesen des Handelsgeschäfts nicht mehr haben,« — 
und stellt sie gradezu (Anm. c) als eine Form des Glücksspiels hin, die, 
zwei Jahrhunderte alt, sich in dem Tulpenschwindel von Holland, in 
der Law'schen Epoche u. s. w. wiederfinden soll, wobei er wunderlicher- 
weise den schon oben im Eingange unserer Abhandlung berührten Feh-' 
1er begeht, das Differenzgeschäft mit dem Schwindel der Spekulation 
überhaupt zu confundiren, obschon er sich selbst widerlegt durch eigne 
Zusätze (vgl. z. B. was er über die Law'sche Zeit sagt). 

Aber wir haben auch an ihm eine Autorität für die ungünstige 
Meinung von dem Differenzgeschäft. Wir konnten noch viele und ge* 
wichtige Stimmen anführen, es ist aber kaum nOthig; nur eine Aeusse- 
rung von Röscher finde noch Platz, die er bei Gelegenheit der Korn- 
theuerungspoUtik über die Difforenzgeschäfte im Komhandel (Syst. H. 
§ 154 Anm. 5) macht: »Leider zeigt die Erfahrung in allen solchen 
Fällen, dass es unmöglich ist, den Scheinhandel zu verhindern, ohne 
zugleich den wahren Handel zu knebeln,« und zieht dabei die Stelle 
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der h. Sehrift (Ey. Matth. 13, 24 ff.) an: * Willst da denn, dass 

wir hingehe and es ansgäten? Er spradi: Nein! aof dass ihr nidit 
zugleich den Weizen mit aosraafet, so ihr das Unkraut ansg&tet« — 

Also Unkraut, das wäre das Differenzgeschfift Das sagt eine der 
würdigsten Stinunen der G^enwart, und dasselbe sagen die Leute 
allerorten, Gelehrte und Ungelehrte; noch im J. 1864 wurde auf dem 
volkswirthschaftlichen Gongress zu Hannover mehrseitig bei Gelegen- 
heit des Hazardspiels auf das »Börsenspid« eingelenkt, nicht zur 
Verherrlichung des letzteren. — Ja, im Musterlande wirthschaftlicher 
Einsicht, in England, sind noch bis auf den heutigen Tag alle 
Käufe auf Zeit unklagbar; in Frankreich (Code p^nal art. 421—2): 
»Alle Wetten auf das Steigen oder Fallen der öffentlichen Verschrei- 
bungen sind strafbar. Jeder Verkau&vertrag gilt als solche Wette, 
wenn der Verkäufer nicht beweist, dass er die verkauften Papiere beim 
Abschluss des Vertrages zu seiner Verfügung hatte oder zur Lieferungs- 
zeit haben musste.« 

Sollte Alles das reine Verblendung sein und sollte der neueste 
Vertheidiger der Sache (vgl. Michaelis a. a. 0.) Recht hab^, wenn 
er sagt, die Auffassung der Differen^eschäfte als Wette und Spiel 
habe ihren Grund in der »pathologischen« Anschauung der Juristen, 
zu deren Cognition nicht die gesunden Geschäfte kämen; wo denn 
»gesunde Geschäfte« solche heissen sollen, »welche an der Börse abge- 
wickelt und regelmässig erledigt werden«, kranke solche, »welche za 
Prozessen führen«! — Nun, wir wollen sehen, ob das Alles gesunde 
Geschäfte sind, die M. so nennt, und ob die einzige' Krankheit der 
Börse die ist, dass Einer nicht bezahlt — 

Wenn Garnier^') vom Zeitgeschäft sagt, es sei eine Creditope- 
ration wie jedes andere Geschäft, das nicht unmittelbar durch baare 
Zahlung gdöst wird, — es bewirke, dass viele Geschäfte mit wenig 
Geld gemacht werden, und wenn er bei dieser interessanten Parallele 
mit dem Credit überhaupt treffend bemerkt, das Mittel habe seine 
Gefahren so gut wie seine Vortheile^'), so werden wir von den 
»harmonischen« Anschauungen im Folgenden böse überrascht, wo es 
heisst: »die schärfste Voraussicht, die sorgfältigste Kenntnissnahme 
wird durch Erfolg belohnt; ohne Zweifel giebt es Leute, welche die 
Gewinnsucht verführt, welche falsche Schlüsse und sich Illusionen machen 
und vielen ruinirenden Spekulationen hingeben; aber sie werden durch 

12) De la natore des Operations de bourse et de l'agiotage (Journal des Econe- 
mtotes tom.XLU p.378. Paris 1864). 

13) Bei Michaelis a. a. 0. 
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Nicfaterfolg und Ruin bestraft;« — was Michaelis an einer andern 
Stelle noch schroffer formolirt: »Erkenntniss der Zukunft, richtige Lei- 
tung des Handels und der Preise wird durch Gewinn belohnt, mangel- 
hafte Erkenntniss, falsche Schlüsse werden durch Verlust bestraft.« — 
Und wenn auf den Einwand, das Schicksal der Differenzgeschäfte sei 
wesentlich abhängig von tausend Zufälligkeiten und gebe ihm daher die 
Natur des Spiels, mit Recht hervoi^ehoben wird, den »Zufälligkeiten« 
sei aller Handel unterworfen — danach aber die Anerkennung des 
»Zufalls« überhaupt verweigert wird mit den Worten: »Wie Yoikswir- 
the, die es sich zur Lebensaufgabe machen, die Gesetze der 'Preisbe- 
wegungen zu erforschen, die Preisbewegungen, welche sich nun that- 
sächlich vollziehen, »ein Spiel des Zufalls« nennen und aus diesem 
Grunde dem Handelsgeschäfte, welches von dieser Voraussicht Nutzeii 
ziehen will, den Charakter des Hazardspiels aufdrücken können, ist 
schwer zu begreifen;« — so gehört diese Zusammenstellung von ab- 
strakten, gegen die lebendige Wahrheit verblendeten Ansichten und von 
leichtfertigen, verkehrten Schlüssen wohl zu dem Stärksten, was von 
den Herren dieser Richtung geleistet worden ist. 

Die Ungeheuerlichkeiten eines Proudhon, der mit wahnwitziger 
Ueberspanntheit auf die Thatsachen, auf die grossen Verirrungen der 
heutigen Gesellschaft hinweisen will, und alle die Uebertreibungen der 
Andern, die man unter dem gelinden Namen der »Reformer« in Frank- 
reich zusammenfasst, — sie sind das Gorrelat jener selbstbetrügerischen 
Abstraktionen, jenes Götzendienstes zum Mammon, der ja nach diesen 
Leuten nur ist das Resultat »der thatsächlichen Vollziehung der Ge- 
setze von der Bewegung der Preise«! ^ 

„Er liebt sich bald die unbedingte Ruh' ; 

D'rnm geb' ich gern ihm den GeseUen zu, 

Der reizt und wirkt und muss, als Teufel, schaffen.'^ 

Das könnte man als Motto auf das Buch setzen, das Proudhon vor 
etwa einem Jahrzehnt erscheinen liess, sonderbarerweise unter dem 
Namen »Handbuch des Börsenspekulanten«. 

»Unredlichkeit regiert in den Sitten«, so sagt er in der Einlei- 
tung, »und Raubsucht in den Geschäften. Unter dem Schein des freien 
Verkehrs und des rechtmässigen Gewinns herrschen Marktschreierei, 
Bestechung, Untreue, Prellerei, Erpressung und Raub.« Vorher: »Still- 
schweigend hat sich die Ueberzeugung in den Gemüthem Aller gebil- 
det, dass von allen Quellen des Reichthums die Arbeit grade die un- 
sicherste und die ärmste sei; dass hoch über der Arbeit die Spekute- 
tion stehe, wenn man unter diesem Wort die Gesammtheit der Mittd 
yn. 26 
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versteht, welche von dem Gesetze nicht mit Strafe bedroht sind md 
von der Rechtspflege nicht angegriffen werden können; ein Zu- 
stand — wo Jeder gegen Alle kämpft, den Glücksfällen des Krieges 
unterworfen und nichts ausser dem Kriegsgesetz zu achten gezwungen 
ist.« — Gewiss ist die Darstellung Proudhon's nicht geeignet, irgend 
ein wahres Bild von dem Gegenstande zu geben ; aber anregend, aufrat- 
telnd wirkt sie wie solch' ein Mann ganz und gar. Hier ist auch über 
das Kapitel des Zufalls in der Spekulation ein Langes und Bmtes 
zu lesen, wenn es nöthig ist, dass man lese, was Jedermann sieht, der 
sehen will. — 

Mag den Menschen die Selbstliebe oft verleiten, für Zufall zu hal- 
ten, was keiner ist, — irgend ein Zusammentreffen von Ereignissen un- 
berechenbar zu wähnen, das in der That zu berechnen war, — so kann 
man sich doch wohl nicht der Einsicht verschliessen , dass, wie unser 
ganzes Dasein, so insbesondere das Iwirthschafüiche Leben unter der 
Macht des Zufalls steht '^). Die Entwicklung der Erkenntniss wird das 
Gebiet der Zufälle beschränken, aber niemals aufheben. Und so ist im 
fortschreitenden Leben der Yolkswirthschaft Vernunft und Sittlichkeit 
thätig, den Zufall je mehr und mehr zurückzudrängen oder doch ihm 
vorzubauen, — aber verbannen können sie ihn nicht. Ein Symptom 
von Bohheit der Gultur ist es, wenn der Beiz des Zufalls noch mächtig 
ist und sich u. A. im Glücksspiel breite Geltung verschafft Man 
denke an Tacitus' Bericht von den alten Germanen. — Wo wir dar- 
gleichen heute finden, da sind es Anzeichen von Missbildung und Fäul- 
niss in gewissen Theilen unserer Yolkswirthschaft. — 

Suchen wir uns mit einigen Worten über das »Spiel« und die' ver^ 
wandten Begriffe zu verständigen. 

Das Glücksspiel (jeu de hasard ^^)) ist eine mühelose Thätigkeit, 
die sich richtet auf Erwerb durch veranstaltete Zufälle, die dem Einen 
geben, was sie dem Andern nehmen. 

Man könnte das Spiel mit dem Duell vergleichen; jenes verhält 
sich zur Arbeit, wie dies zur öffentlichen Gerechtigkeit; in beiden 
herrscht der blinde Zufall statt der Vernunft — bei dem einen handelt 
es sich um den Besitz, bei dem andern um die Persönlichkeit. — We- 
sentlich verschieden vom Spiele ist die Wette durch das intelleetoelle 

14) Im Lebeo der Eiazelnen mag der ZnfiU ia einem höheren Sinne ge&sst und 
erlebt werden, fflr das Ganze bleibt er immer das Nämliche. 

15) Ueber die Etymologie des Wortes „hasard«« (itaL azsardo, mhd. hasehart) 
8. Diez, Etymologisches Wörterbuch der romanischen Sprachen. 2.Anfl. Bonn 1861. 
l.Th. S.dOf. 
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Moment in ihr, durch die Ueberzengung, welche das Moment des 
Zufalls aufzuheben strebt. Wenn ich auf eine Karte setze, so spiele ich; 
wenn ich auf ein Pferd, von dessen Geschwindigkeit ich äberzeugt bin, 
gogen einen Andern halte, so wette ich. Dem Spiel und der Wette 
gemrinsam ist der Gegensatz zur Arbeit, der mOhevoUen Thätigkeit, 
die im Dienste des Ganzen den Menschen selber weiter bringt. Lassen 
wir das Moment der Arbeit zum Begriff der Wette hinzutreten, so ver- 
vollständigt sich derselbe zur Unternehmung. — Wenn Landwirthe 
edle Pferde züchten und unter einander Preise aussetzen für die 
schnellsten, so ist das ein Wetteifer der Unternehmungen. — Des- 
gleichen, wenn heute eiü Kaufmann in Liverpool seine BaumwoUvor- 
r&fhe verkauft, weil er den Preis, den ihm sein Nachbar bietet, für 
besser halt,* als den er in der Zukunft erwartet; der Käufer denkt um- 
gekehrt: er wartet damit auf bessere Preise, verkauft aber am Ende 
zu schlechteren. Der Eine verlieii;, was der Andere gewinnt. Aber ist 
es darum eine Wette oder ein Spiel? Wenn indessen in gewissen Un- 
ternehmungen thatsächlich meist die Arbeit zurücktritt, der Zufall her- 
vor, so erhalten sie allerdings in demselben Masse die Aehnlichkeit 
vom Spiele*, und darauf gründet sich die Jahrhunderte alte Aneddit 
vom »Börsenspiele«. — • 

Man hat darin geirrt, dass man an eine Form des Handels den 
nothwendigen Zusammenhang mit Spiel und Wette knüpfte; aber 
man hat insofern Grund gehabt, als bei dieser Form erfahrungsmässig 
jene beiden Bedingungen sich häufig erfüllt haben. 

Begrifflich hat man kein Recht, das Differenzgeschäft als unsittlich 
oder unproduktiv zu brandmarken**); der Einwand: »der Gewinn des 
Einen ist der Verlust des Andern,« sollte doch nicht von denen ge- 
macht werden, die den Eigennutz als ein nothwendiges Princip in der 
Yolkswurthschaft anerkennen; die Socialisten sind consequenter — aber 
wir wollen zusehen, welche Erscheinungen zu solcher AufGossung 
den Anlass gegeben haben. 

Die ersten Spuren vom Differenzgeschäft zeigt uns ein Verbot des- 
selben im Anfange des 17. Jahrhunderts in den Niederlanden. Ricard 
theilt in seinem interessanten Werke über den Handel von Amster- 
dam ^^ (p. 400 ff.) ein »Placat« der Generalstaaten vom 15. Juli 1621 



16) Woblgemerkt begrifflich: was die Thatflacbea der Geschichte und der 
Gegenwart am lehren, das werden wir unten sehen. 

17) Le nigoce d' Amsterdam. Ronen 1720. 4P. Zum Theil eine französische Be- 
arheftnng des in zahlreichen Auflagen bis fn das gegenwärtige Jahrhundert hinein 

26* 
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mit, wodurch die Zeitverkäufe der Actien der ostindischen Conipagnie 
unter Erwähnung eines schon 1610 erschienenen früheren Verbotes 
untersagt werden. Es heisst darin: »Non obstant notre placat du 27 
f6vrier 1610 au sujet de la vente des actions, beaucoup de geus se 
sont ing^rös de vendre et ont m^me vendu de grosses parties d'Actions, 
montant k beaucoup de milliers de florins, sans avoir aucune action ni 
mßme aucune participation dans la dite compagnie; cela dans la seule 
vue de les faire baisser beaucoup au-dessous du prix qu'ils ont aocord^ 
lorsqu'ils voient approcher le temps auqud ils doivent les livrer, par 
divers moyens indignes, jusques ä r^pandre et ä faire courir des bmits 
aussi faux que d^vantageux, taut au credit de la compagnie qu'au 
bien de TEtat, au grand dommage des veuves, des orphelins et des 

boBS participans de la dite compagnie ä ces causes, voulant an- 

pteher et pr^venir a Tavenir toutes et telles mauvaises pratiques et ma- 
lignes malversations, nous avons d^fendu de nouveau de vendre aucune 
action dans* les dites Gompagnies (auch der westindischen, die eben 
erst begründet wurde) soit ä terme, soit comptant s'il ne les a pas sur 
son compte dans les dites compagnies, sur peine de nullit^ de la vente, 
au cas que Tacheteur ne veuille pas s'y tenir, et que le vendeur paie 
en outre ^U du prix accord^ pour les actions, dont Vs au pauvres, 
Vs i l'officier qui fera Texteution, Vs &a ddlateur« (1). 

Wir sehen daraus, dass schon wenige Jahre nach Gründung der 
ostindischen (compagnie (1602) sich ein lebhafter Handel auf Zeit in 
jenen Actien entwickelt hatte; an einer andern Stelle des Placats wird 
sogar erwähnt, dass westindische Actien, die noch nicht einmal existir- 
ten, in blanco verkauft seien. Die Motive des Verbotes sind nament- 
lich die *moyens indignes« de faire baisser etc. — gegenüber dem 
Interesse der Regierung, die Actien zu treiben. Dies Moment der be- 
trügerischen Mittel, um die Preise (Curse) zu beeinflussen, ist in der 
F(dge bei dem Papierhandel häufig hervorgehoben und zwar wesentlich 
in derselben Richtung, wie bei dem obigen Placat; also namentlich bei 
den Staatspapieren, wo denn die Machinationen zur Baisse als Angriffe 
auf den Staatscredit erschienen. — Gegen den Schwindelgeist selber 
freilich, der mit der Gründung der indischen Compagnieen sich in 
den Niederlanden befestigte, richten sich die Motive des Placats 
nicht "). 



enchieneDen „De koopbandel van Amsterdam», ontworpen door le Meine de 
l'Espine, fortgesetzt von Le Long. 

18) Vgl. Laspeyres, VoUuwirlhsch. der Niederllnder. 1S64. S.Mff. u. piBs. 
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Eine ganze Literator hat der TulpenscBwindel der dreissiger Jahre 
desselben Jahrhunderts hervorgerufen^*). Man mnss bei dieser wun* 
derlichen Erscheinung wohl unterscheidmi : zunächst die Thatsache, dass 
eine übei^osse Liebhaberei für Tulpen um den Beginn des 17. Jahr- 
hunderts, von Frankreich als Mode ausgehend, unter den reichen Leu- 
ten herrschte; darüber sagt u. A. Meine de TEspine (Koophandel 

2. deel p. 5): »Zoo groot eene dwaesheid, was overgewaeid uit 

Frankiyk, en onze Hollanders volgten in den mallen bloemhandel het 
päd van die pestige aardsdwingelandinne, de Fransche Mode, en leer- 
ten met schade en schände, hoe weinig die ligtvaerdigheid hun pastten: 
want een wylljen te voren eer de bloemrasery in Holland doordrong, 
gaven de Franachen, inzonderhyd tot Parys, Honderden je Duizenden 
van gttlders voor eene ligt verwelkelyke Tulp. Zy vcreerden die aen 
hare juffers, die dezelve met veel stuipen en nygen aennamen en aen 
de linke zyde van hären boezem (kwanswys de plaets van 't haart) vest- 
mackten en daar meede gingen pronken.« Diese Mode hat Jahrhun- 
derte lang gedaueit. Bicard erzählt, ihm^) habe in Harlem ein 
Blumenhändler eine Tulpe gezeigt, wofür er 600 Florinen gegeben hatte. 
Beckmann (Gesch. d. Erfind. L S. 228 ff.) sagt, man nenne das die 
kleine Tulipomanie. — An diese Mode schloss sich nun um die Mitte 
der dreissiger Jahre in vielen Städten Hollands, namentlich in Harlem, 
eine schwindelige Neigung, selber Tulpen zu ziehen, um sie zu verkau- 
fen; das UnvemOnftige, Uebertriebene der neuen Industrie gipfelte 
darin, dass tausend kleine Leute ihr Gewerbe verliessen, um alle Blu- 
misten zu werden. Meine sagt darüber a. a. 0.'*): »De winst van 
veele Duizenden guldens, die sommigen uit dezen narrenhandel trok- 
ken, lokte niet alleen vermögende lieden, maer ook beeren, schippers, 
wagenaers, wevers, turf dragers en schoorsteenv^ers uit; zelfii wyven en 
dienstmagden namen 'er aendeel in, en dus ward het Gild van de »bloe- 
misten« dagelyks sterker.« — Erst in den Winter von 1636—37^ 



19) Vgl. Tb. Schrerelii Harlemum. Lugd. Bat. 1647. 8». Opkomst enOnder- 
gang; Tan Flora, een Tiamenapraak. Amsterd. 1643. 12P. Bleterani novi, d. i. Neower 
Niederl. Historien IV. Theil, was aich 1630—38 begeben baL Amsterd. 1640. FoL 
S. auch Ricard, Le n^goce d'.4msterdain. Hoinedel'Espine, Do koophandel 
V. A. Der Tollstlndige Titel der Aosgabe von letilorem Vferke, die ana Torllogt, 
lautet: De koophandel ran Amsterdam, ontworpen door do l'Bapine, Temecrdef4 
door Le Long, en nu op nieuw in eene andere orde gebracht Achtiende druk, to 
Amaterdm, Dord, Leyden en Harlingen, 1801. 

20) Also fast ein Jahrhundert spater. 

21) Vgl. auch ScbroTelii Harlemum p. 157. Ricard, N^goce d'A. p.ll. 

22) Vgl. Melerani nori IV unter dem J. 1637: „Dadurch die Sache so weit sich 
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scheint die Tollheit des eigentlichen Schwindelhandeis zu'fellen, 
deren Verlauf and Ende jene Epoche am meisten berüchtigt gemacht 
hat. — Ein bedeutsames Zusammentreffen ist es, dass um die Zeit in 
Harlem die Pest wüthete*'), welcher vom October 1636 bis Juli 1637 
8000 Menschen erlagen. — 

Wenn Laspeyres (a. a. 0. S. 278) meint, der durch die Verbote 
unterdrückte Actienschwindel habe sich auf die Tulpen geworfen, es 
sei den Leuten zuvor eben so wenig um die Actien zu thun gewesen, 
als jetzt um die Tulpen , — so kann sich das nur auf das Delirium 
jener paar Monate beziehen. Dass Jahrzehnte lang — L. meint, schon 
1623 seien die Tulpen »übermässig« (d. h. also für L. durch Handds- 
Schwindel, nicht durch Luxusbedürfniss) im Preise gestiegen — der 
Schwindel gedauert, ist schon darum nicht anzunehmen, weil ja eine 
von dem Bedürfniss des Verbrauchs völlig losgelöste Preisschwindelei 
gleich durch das erste Frühjahr, welches die gezüchteten Zwiebeln 
reichlich brachte, zusammenfallen musste'^) — auch geht das aus den 
angeführten Quellen, zum Theil deutlich, hervor. 

üeber das Ende heisst es in den Met. nov. a. a. 0.: »Als nun die 
Sache aufs höchste kommen und die Blumisten in ihrem grossen (xe- 
winn gleichsam ersoffen waren, so ist dieser Blumenhandel unversehens 
so gar übern Haufen gefallen, dass die Blumen, welche zuvor so ein 
grosses Geld gegolten, gänzlich in Abschlag kommen und ein Jeder 
sich wieder zu seiner alten Nahrung begeben müssen. Denn Dinstags 
den 3. Februar (1637), Tags nach Lichtmess, sind etliche Floristen zu 
Harlem in einem Wirthshaus 1)01 einander gewesen , mit einander nach 
ihrer Gewohnheit zu handeln, alda ein Blum von F. 1250 bis auf F. 1000 
im Verkaufen ist abgeschlagen, welches, also bald ist ruchbar worden 
durch die ganze Stadt gleich als ein laufendes Feuer, einen solchen 
Schrecken unter den Blumisten verursachte, dass sie den Muth fallen 
Hessen und der Handel ganz übern Haufen gegangen. Dieser Buf ist 
geschwinder, als Jemand gedenken möchte, durch die andern Städte in 
Holland gelaufen, so dass Jedermann den Handel lassen fahren und 
der Handel mit grosser Schand und Spott ein Ende genommen.« — 
Also nicht erst die Lieferung der Tulpen führte das Ende herbei, der 



▼erlaofen, dass endlich zu Ende 1636 und Anfang 1637 die Blumen Oberaus hoch- 
gestiegen.** 

23) Vgl. Schrevelii Harl. p. 156 ff.: „ Floram — quae grassante mazime 

peile Caput extulif 

24) Schrevelius a. a. 0.: „— faortos conducere, emere alii et flores mercari, 
planlare et propagare coepere: inde floruin mesais inusitala.** — 
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SdiwiBdel fiel wie ein Kartenhaus in sich zusammen. Man hat jene 
Meinung an die Thatsache geknüpft, dass ein unsinniger DifTerenzban- 
del getrieben wurde, der nun durch die Lieferung der Waaren ernüch- 
tert worden sei; — in Wahrheit hat es aber dessen nicht erst bedurft 
Die Lieferung, die später, im Frühjahre, erfolgte, fand natürlich keine 
Empfänger — die Händler waren schon vorher in alle Winde geflo* 
gen. Gleichwohl li^en die Beweise vor, dass auf der Höhe des Schwin* 
dels das Differenzgeschäft blühte; alle Berichterstatter heben die 
Tollheit hervor'^), dass, als es am Aergsten war, »in der Handlung 
kein Geld umging, sondern Alles auf Borg und Lieferung in der Blum- 
zeit,« »überdies so wurden diejenigen zu Blumenhändlern und 

Kaufleuten, die schier nicht einen eignen Pfennig hatten und wohl bis« 
weilen blutarme Bettler waren.« — 

Und das wollten wir für unsem Zweck hervorheben. — Unmittel- 
barere Notizen finden wir aber in den Mittheilungen Ricardos aus sei- 
ner eignen Zeit, wo das Zeit- und Difierenzgeschäft mit Waaren aller 
Art, namentlich mit Kaffee, in Amsterdam geblüht zu haben scheint. 
Was Bicard'^) sagt: »L'esprit du commerce regne tellement k Am- 
sterdam qu'il faut absolument qu'on y n^ocie de quelque maniere que 
ce seit et qu'on y peut n^ocier diverses sortes de märchandises de 
cette manifere, quand m^me il n'y en aurait point du tout en ville 
et quo Ton n'y en attendrait point,« scheint uns ein Seiten- 
stück zu dem niedrigen Zinsfuss Hollands zur selben Zeit; der Unter- 
nehmungsgeist und das Geldkapital hatten in dem Handel, dessen ein- 
stige Grösse immer mehr zusammenschrumpfte, keinen hinreichenden 
Spielraum mehr; — die Spekulation wurde Spiel, das Kapital ging um 
Verwendung betteln und man hielt es für ein Unglück, wenn eine An- 
leihe von der Begierung gekündigt wurde ^^). — Holland sollte das 
warnende Exempel einer Krämerrepublik für idle Zeiten bleiben '''*). — 
Ein Staat ohne Macht ist kein Staat. — 

Gegenüber dem gewaltigen Aufechwunge eines eminent politischen 
Handelsvolkes, der Briten, konnte die in der Enge der Sonderinteres- 
sen versumpfende Macht der Hennen Staaten generaal das Feld nicht 
behaupten. Der Handel selber verfiel und die schwindende Grösse Hess 



23) Met noT. 

26) A. a. 0. p. 54 gqq. 

27) Vgl. Temple, Works I. p. 112 bei Rosclier, Sjrsl. I. § 188 Anin. 1. 
27«) Ein französischer Aulor der Zeit sagt, in Holland sässe der Götze des 

Goldes, mit Tabakblättern gekrönt, auf einem Throne von Käse und werde auf 
offnem Markte angebetet. 
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eine Eriimerung nach in dan verzerrten Abbflde eines spidsflditigeii 
Schachers. — Begriff und Bedeutung des Zeit- und Differenzgeseh&fts, 
wie ¥rir sie im ersten Theile dieser Abhandlung zu entwickeln versucht 
haben, scheinen umgestossen durch das, was Bicard uns aus jeno: 
Zeit erzählt. Nachdem er mit grosser Ausführlichkeit die versdiied- 
nen Formen der amsterdamer Zeitgeschäfte und ihre Formulare mitge- 
theilt, die uns nebenbei zeigen, dass manche Verfeinerungen, deren Er- 
findung meistens dem raffinirten Sinn der Börsen unseres Jahrhunderts 
zugeschrieben wird, schon damals ausgebildet waren, sagt er Folgen- 
des '^): »On n^ocie tant en march^ ferme qu'en primes: les actions 
de la compagnie des Indes orientales, les actions de Tonest; les actions 
de la compagnie des Indes d'Angleterre, quoi qu'il soit d^fendu d'en 
n^ocier ä Amsterdam. On y nögocie aussi fort souvent de la memo 
mani^e en 

Poivre, 

SalpStre, 

Gaf6 (tant de Levant que des Indes), 

Gacao, 

Cochenille, 

Eau de Yie (tant de Yin que de Grain), 

Grains, 

Fanons et Huiles de Baieine, 

Amidon, 

Borax et en plusieurs autres sortes de marchandises, 
n'y en ayant aucune sorte qiii puisse en 6tre exempt^e lors- 
qu'il commence d'en manquer ou qu'il y en a en grande quan- 
tit^, pourvu qu'elle se puisse taxer k im certain d^^ de bont^ 
qu'il faut n^cessairement 6tablir dans pareille occasion« (also — 
obwohl nur andeutungsweise — auch hier schon die Bedingung der 
FungibiUtät hervorgehoben). — 

Wenn wir oben gemeint haben, die Wirksamkeit des Zeitgeschäfts 
diene dem Bestreben , die Preisschwankungen — und zwar namentlich 
der Güter von erster volkswirthschaftlicher Wichtigkeit, sofern diese 
denselben am meisten unterworfen und zugleich der Gegenstand eines 
weit ausgebreiteten Interesses sind — je mehr und mehr aufzuheben: 
so finden wir hier vielmehr berichtet, dass alle Arten von Waaren jener 
Form günstig waren, sobald sie reichlich oder knapp zu werden anfin- 
gen; das würde bedeuten, dass nicht sowohl die Befriedigung eines 

28) A. a. 0. ff. 
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oonstaDten Bedfirfiiisses, sondern die gel^entüche Beizong grosser 
Schwankungen diese Geschfifte hervorrief; es war nicht ein regehnässi- 
ger Verkehr, wo der privatwirthschaftUche Gesichtsponkt mit dem 
volkswirthschafüichen correspondirte, sondern eine grelle Disharmonie 
zwischen beiden, ein Ueberwuchem schädlichen Eigennutzes. — Das 
Zeitgeschäft mit Eafifee, das freilich, sofern diese Waare der Natur des 
Korns u. s. w. sich n&hert, nicht so offenbar ein unproduktives Spiel 
gewesen, wurde gleichwohl meist in denselben Sinne getrieben, auch 
nur gelegentlich, allerdings viel umfangreicher als dasjenige mit 
Ciochenille, Cacao u.s. w. nach folgendem Zeugnisse Ricard's: »II y a 
de certains temps auxquels il se fait un n^oce presque incroyable en 
caf6 dans la mani^e dont je traite, et les termes les plus usit^ sont 
les Premiers de Janvier, de Mai, de Juillet et d'Octobre, auxquels mois 
on fait les rescontres,« und weiter: »Mais comme ce commerce ne se 
foit, le plus souvent, pas tant pour livrer ou recevoir effectivement la 
marchandise que pour y gagner sans d^bourser un sou, et que bien des 
gens qui n'ont pas 10,000 florins, en ach^tent souvent pour plus de 
100,000 florins pour un seul terme, et que d'autre cot6 les courtiers 
qui sont dans ce commerce, ne manquent pas d'animer ceux qui s'en 
mölent, tantöt par une opinion tantot par une autre, et par des nou- 
velles souvent invent^es pour leur profit; il se fait un nombre incroya- 
ble de parties qui s'amortissent au bout du terme en se payant le sur- 
plus les uns aux autres: on appelle cela rescontrer ou rencontrer les 
parties qui se rencontrent de la mßme mani&re que se fait le virement 
des parties aux paiemens de Lyon'^); mais les marchands n'en ont 
aucune peine — parceque les courtiers en prennent la peine, en tenant 
un petit livre de rescontres etc. etc.« 

Dann vom Brantwein: »Feau de vie se vend aussi souvent de 
cette mani^re,« wobei aber der Empfanger am Termin selber eine sog. 
»ovcrwysing« ausstellt und darin seinen Verkäufer ersucht, an einen 
Dritten zu liefern, also den Wechseln ähnlich, die indossirt werden, 
»j'ai vu jusques ä 36 endossements pour ime m6me quantitö de 
25 pi^ces.« — 

Wir müssen nun auch hier nicht übersehen, dass in diesen wesent- 
lich ausgearteten Erscheinungen die Tendenz der vernünftigen Funktion 
des Zeithandels sich angedeutet und selbst wirksam findet. Die Keime 
sind noch schwach und überwuchert von Unkraut; der weitem Ent- 
wicklung des Verkehrs ist ihre Förderung und Kräftigung überlassen. 



29) Also CoDipensaiionen wie im londoner Clearing house. 
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Auch hat Bi Card sehr wohl den Zusammenhaiig dee Ausartimgeii mit 
der Natur des Bedürfnisses erkannt; er beschreibt sdir uniständlicfa in 
der Einleitung des Abschnittes aber die »ventes a tenne et 4 Option 
qoi se fönt ä Amsterdam« '^), wie man ursprünglich zu dergleichen 
Gontracten gekommen; aber dann »ces sortes de march^s sont plus 
souvent fondte sur des apparences vagues et chim^riques que sur des 
realitäs; ils sont en g^näral tr^s-dangereux et ont de temps en 
temps ruin^ et fait manquer beaucoup de monde: ce commerce a cela 
de particulier, qu'il enchante et ensorc^e presque tellement l'esprit de 
ceux qui s'y adonnent qu'üs n'en reviennent que lorsqu'ils s'y sont 
entiörement ruinte.« — Also die Symptome alles Hazardspiels. 

Natürlich hat sich dem Handel jener Zeit auch das Getreide als 
ein willkommner Gegenstand geboten. — Wir finden im Eoophandel 
van Amsterdam '^), dass um die Mitte des 18. Jahrhunderts wiederholt 
yerboten wurde, in Getreide aller Art Zeitgeschäfte zu schliessen; iu 
dem Plakate von 1757 wird sogar Buchweizen, £rbsen und Bohnen 
neben den andern Getreidegattungen namentlich genannt. — 

Gegen den Dififerenzhandel mit den andern Waaren scheint kein 
Verbot ergangen zu sein; also war wohl die Rücksicht auf die Bedeu- 
tung des Getreides für die Volkswirtbschaft (das ja in Holland ganz 
besonders Gegenstand einer ängstlichen Fürsorge sein musste) bei dem 
Verbote der Zeitgeschäfte massgebend, ähnlich wie bei jenem alten 
Plakat von 1621 die Rücksicht auf den Vortheil der Betheiligten der 
ostindischen Compagnie, — nicht das sittlich Verwerfliche dieses Han- 
dels, unabhängig von dem Objekte. 

So viel über Holland. In andern Ländern scheint sich das Dif- 
ferenzgeschäft viel ausschliesslicher an den Papierhandel geknüpft zu 
haben, und zwar hat England mit dem Staatspapier- (Stocks-) Handel 
überhaupt, der dort in der Finanznoth •') unter William HI. zuerst in 



30) p. 52 sqq. 

31) 1. deel p.268: Volgens plakkaet der Staatengeneraal van den 29 november 
1756 U yerboden, eenige Granen te verkopen, dan voor zoo yerre men die dadelyk 
en ter stond kan leveren : Interdicerende alle Tcrkopingen op tyd of optiepartyen ; 
•D by dat van den 20 mei 1757 word bet bovenstaende nader yerklaart dat niemand 
zal mögen praemien geren of nemen , om eenige Tarw, Rogge, Gerat, Spelt, Haver, 
Boekweit , Erwten of Boonen op zekeren tyd te moeten leveren of ontvangen ; ook 
warden daarby alle praemiencontracten en optiepartyen op nieuw ernstig verboden. — 

32) Vgl. Davenant, Essay upon Loans, 1710. „— The government appcared 
like a distressed debtor who was daily sqneezed to death by tlie exorbitant greedi- 
ness of the lender. The Citizens began to decline trade and to turn usurers. Foreign 
commerce, aUended ivith the hatard of war, had infinite discouragement ; and people 
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Sehining kam, auch die Stoc^obberei am Enten za einem hohen Grade 
ent^rickdt. — Die Law'sche Zeit bietet fär unsern Zweck venig; ab« 
nicht deshalb, »weil man nicht ndthig hatte, Diffiei^enzgesdiäfte zu 
machen, da es Actien in Fflile gab,« wie Ran (Lehrb. I. § 440 Anm. c) 
meint — mindestens ist das eine sehr oberflächliche Auffassung der- 
Thatsache, dass Projektenmacherei und Betheiligung an fremden Pro^ 
jekten das ganze Interesse der Menschen damals ergriffen hatte"). 
Der Beiz unerhörter Unternehmungen, nicht die Preischanceü einer 
bdc^nnten Waare, die man zu kaufen kein Geld hatte, fesselte die 
Gemüther; und man opferte dieser Leidensdiaft viele Kapitalien, kleine 
wie grosse. Wenn es beim Differenzgeschäft an etwas fehlt, so sind 
das nicht die Aetien (Waaren), sondern das Geldkapital, um sie zu 
kaufen. — 

Aber die berauschende Giftpflanze, welche um's Jahr 1720 fast 
ganz Europa toll gemacht hatte, ward mit den windigen Projekten 
nicht zugleich ausgerottet. Das In*licht des mühelosen Erwerbes, des 
Glüd^es ohne Arbeit, das damals Grosse und Geringe, Männer und 
Weiber, verführt hatte, hörte nicht auf. Hunderte und Tausende zu 
berücken und in's Verderben zu locken. Und dafür ist in der Schrift 
von M ort im er aus der Mitte des 18. Jahrhunderts, welche wir im 
Eingange schon erwähnten, ein sdiweres Zeugniss abgelegt. Nicht auf 
neue Unternehmungen richtete sich noch die Habgier, nicht in unmög- 
lichen Projekten berauschte sich die Phantasie — diese Zeit war vor- 
bei, der Schiffbruch war zu zerschmetternd gewesen — man übte jetzt 
an einem Bestehenden, an dem Handel mit Stocks, den erfindunga- 

in general drew home their effecto, to embracc the ayantage of lending money to Uio 
govcrnment.*' — To prevent the ili effecU of this unbappj trade, a law was rnade 
in thissame Session ofParliament (1697) whereby the sworn brokers were now restrai- 
ned from acting witbont a licence from the Lord-Mayor and court of aldermen. (A. n • 
dtrstn, Origin of commerce IL p. 630.) 

33) Vgl. über diese Perlode namenüich Anderson, Orig. of commerce vol. 3 
p. 103—112 sab anno 1720 et passim. Wir mochten bei dieser Gelegenheit hervor- 
heben, dass in den „bubbles*^ auch ein yemQnftiges und frachtbringendes Element 
enthalten war. Wie viel mehr Sinn finden wir z.B. schon in den „Insurances'S die 
wir von den Zeitgenossen nach der Em&chtening als paren Unsinn betrachtet sehen, 
and unter den vielen Unm5g1ichkeiten auch manche industriellen Associationen, für 
die wir heute vielleicht gradezu die Verwirklichung um uns herum entdecken könn* 
ten; vgl. die zahlreichen Beispiele von Frojecten bei Anderson a. a. 0., der übri- 
gens bereits Aehnliches andeutet: It is even possible, that out of so many abortive 
ones (bubbles), amounling as they do to considerably above two bundred, some im- 
proving genius may hereafler luckily render some of them practicable and useiiil; as 
has been the case already with the TInned plate manufactore. 
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reiehen Geist, um neue Mittel and Wege aaszusinnen, durch die immer 
zu gewinnen, nie zu verlieren sei '^). — Leute, die niehts haben und 
nichts sind, nichts verstehen und nichts besitzen — und wie gross ist 
deren Menge unter Verhältnissen, wo die befriedigenden, ob auch engen 
Schranken einer in Berufsstände gezwungenen Gesellschaft gefallen und 
ein Chaos des berufslosen Erwerbes an dessen Stelle zu treten beginnt — y 
alle Solche fanden ein willkommenes Gebiet für ihre Zwecke in dem 
Handel mit Staatspapieren. Sie hatten keinen Theil an der Gläubiger- 
schaft des Staates — dafür war der Handel auf Zeit — und sie Y^t- 
standen sehr wenig von den Dingen, welche den Staatscredit beeinfloss- 
ten; es fehlte ihnen die wirthschaftliche so gut wie die intdleetuelle 
Grundlage — kein Beruf, keine Arbeit Es waren darunter Leute aus 
fast jedem Stande, auch aus dem höchsten. Mortimer sagt u. A. 
(a. a. 0. eh. 2) : »As some of very high rank amongst us are extremd; 
addicted to common gaming, it is no wonder to find them deeply ra- 
gaged in the more refined and artful game of the Alley. These do 
more or less prejudice to the public, in proportion to their Station and 
influence, and the «ums they job for.« Viele wurden ruiuirt, schon 
darum, weil »no superior skill in any game at cards can give an ad- 
vantage equal to that which the crafts and subtleties practised by old 
Standards in tha Alley give them over the young and unexperienced« ; 
aber »happy is that man who has only the folly of being the dupe to 
reflect on and not the infamy of staying in the Alley tili he became a 
fripon or sharper«. — »The jobbing brokers are the only persons who 
have been known to win fortunes by jobbing, all the losing accounts 
being for their employers, and all the winning for themselves.« Mor- 
timer legt also auf die betrügerischen Mittel bei diesem »game« ein 
besonderes Gewicht; es war nicht ein Spiel allein, sondern ein falsches 
Spiel. — Die jobbing brokers bildeten eine förmliche Zunft neuen 
Stils, innerhalb deren es verschiedene Grade und Beschäftigungen gab; 
die es am Höchsten gebracht, hiessen »Doctors« , die Adepten »pupils« 
u. s. w. Es gab besondere Personen zur Aussprengung falscher Nach- 
richten, zur Angabe erlogner Gurse, zum Abschluss von Scheingeschäf- 
ten u. dgl., im Dienste der Grösseren. — Man bediente sich eines 
Argot, das mit der Sprache von »Drury lane« (der bekannten verrufe- 
nen Gasse Londons) eng verwandt war. — Mortimer's Schilderung 
ist überreich an Einzelheiten, welche uns einen wahren Ekel err^;en. 



34) Schon 1734 ergcliien in Bngland „an act for the beiter preTcntingr the infa- 
moua practice of stockjobbing^S 
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r Wer noch leugnen will, dass die öffentliche Meinung Aber das »BSrsen- 

j q^iel« durch mehr als eine irrige Auffassung berechtigter Thatsadien 

I geworden, wie sie ist, der lese das. Der Geist des Spiels war damals 

1 in London aufs Aergste entfesselt: zu Zeiten, wo der Stockshandel 

I ruhte, die Meisten auf dem Lande waren, trieben die Uebrigen, aus 

reiner Lust am Spiel, mit grünen Erbsen und Makrelen den Handel 
I weiter, »to keep their bands in at jobbing tili the terms conie on again«. 

i Es ist höchst interessant, Mortimer's Beschreibung zu lesen; er sagt 

f darüber: »The method of playing at this game is to buy or seil one 

[ hundred pecks of green peas for the earliest season or first Coming in, 

I at a particular price; and the way of adjusting the account is to send 

I to Shuttleworth's to know the price of the first peck of peas that were 

; brought to market, according to which the buyer or seUer at the stock 

I eichange r^ulates his account and pays or receives the difference 

betwixt the price they were done at by him and his antagonist and 
, the price at market. — The mackrel bargains are gmerally for one 

I thousand, at their first Coming in, and are a^justed much in the same 

, manner; for as soon as they are cried about the streets, the conten- 

ding parties buy as many as they want for a dinner; and this settles 
their accounts and furnishes them with a delicate repast. — Now as 
these gentlemen follow only their weak judgments or the price of the 
precedent year, in this Sport, I should think an understanding garde- 
ner and a skilful fishmonger might have the best of the game; for the 
one ndgfat give a better guess by observing the backwardness or for- 
wardness of the season and the other by knowing the run of the mar- 
ket at Billingsgate.« Da hätten wir denn das nackteste Spiel um die 
Differenz, völlig losgelöst vom wirklichen Handel mit den dazu gemiss- 
brauchten Waaren, selbst ohne jede intellectuelle Befähigung, wie das 
Mortimer sehr gut hervorhebt. Und fernere Beispiele, gradezu 
widerlich, giebt er in Folgendem: »Another manner of spending the 
vacation is, in insuring on the lives of such unfortunate gentlemen as 

may bappen to stand accountable to their country for misconduct 

or the lives of well known personages, as soon as a paragraph appeared 
in the news papers announcing them to be dangerously ill.« — 

So also sah das Zeitgeschäft auf der Stocksbörse von London noch 
gegen das Ende des vorigen Jahrhunderts aus. Im Anfange dieses 
Jahrhunderte schreibt Hamilton*^) (p. 663): »The business is gene- 



85) Raborl HaMilloii, An Inqviry Mnctrning ttio Riia« Pr«frtM, KUm- 
plioB, PrncatSUte and maBaKement of tbo National Debt of Gr.Britain and Iroland, 
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rally settled wiäioitt a&y ftctaal purchase of stock or tnuttfor» by A 
payiag to B or receiviog from him the difference between the prioe of 
the stock on the day of the settlement and the price agreed on. This 
praetice which amounts to nothing eise than a wager concernmg the 
price of stock is not sanctioned by law; yet it is carried on to a greait 
extent: and as neither party can be compelled by law to implemeDt 
these bargains, their sense of honour and the di^ace attending a 
breach of contraet, are the principles by which the bnsiness is suppor- 
ted.« — £ia Seitenstück zu Mortimer'a Beschreibung der Icmdoner 
Stocksbörse haben wir in Coffinifere's Buch**), das, zwei Menschm- 
alter später erschienen, denselben Gegenstand im Hinblick auf die pa- 
riser Börse behandelt. Es heisst da (2. Theil): »Im 18. Jahrhundert 
stürzten einige Theoretiker an der Spitze der Finanzen die Begterung 
ia die Spekulationen, Handeltreibende und Kapitalisten folgten diesem 
unglücklichen Anstosse nach; — statt Yereinigungsort für Handeb- 
geschäfte zu sein, wurde die Börse der Schauplatz eines gefahrlieben 
Spiels, welches Staats- und Privatvermögen in Gefahr setzte. König 
Ludwig XVI. glaubte strenge Massregeln ergreifen zu müssen, um 
solchen Unordnungen Einhalt zu thun. Während der ersten Jahre der 
Revolution eröffnete die Errichtung des Papiergeldes eine neue Lauf- 
bahn von Spekulationen. Auch zu dieser Zeit wurden strenge Gesetze 
gegen die Agiotage publicirt. Endlich als das Geschäft mit den In- 
skriptionen in das grosse Buch der Staatsschulden den ausschliesslichen 
Vorrechten der Wechselagenten beigelegt wurde, erhielt dies Gewerbe 
eine Bedeutsamkeit, welche in einem fast fürchterlichen Fortrüdcen 
nach und nach anwuchs und keineswegs mit den wirklichen Ver- 
äusserungen der Staatseffekten im Verhältniss stand« ; und danach ron 
den Pfuschern der Börse: »unglücklich ist der Kapitalist, der mit 
einigen dieser Leute in Berührung kommt, welche den Eingang der 
Börse umlagern, um den Unbesonnenen, der sich mit ihnen einlSsst, 
in den Abgrund zu ziehen. Zuerst bieten sie ihm einige Geschäfte 
an, die seine Delikatesse nicht beunruhigen können, dann verliert er, 
dann will er die Verluste wieder einbringen und so geht es dann 

fort«. 

Ein Staatsrathsbeschluss vom Jahre 1724 deutet daraufhin, dass es 



tiie third edition enlarged. Edinbargh 1818. in der Sammlung von Abhandlungen über 
die Nationaldebt vom J. 1857. London. 

36) Dag wir bereits fm Eingänge cftfart haben. 
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damals bereits der Unterdrückung der »Agiotage« galt. Namentlich 
aber scheinen die 80er Jahre desselben Jahrhunderts diese Erscheinung 
gereift zu haben; man denke, wie günstig jene Epoche derlei Dingen 
sein musste. Wiederholte Verordnungen Ludwig's XVI. beweisen es. 
Zuerst das Dekret vom 7. August 1785: »Der König ist benachrichtigt 
worden, dass sich seit emiger Zeit in der Hauptstadt eine Art von 
Kauf oder Verträgen eingeschlichen hat, die für den Verk&ufer wie für 
den Käufer gleich gefährlich ist, und wodurch der Eine sich verpflichtet, 
zu einem entfernten Termine Effecten zu liefern, die er nicht hat, und 
der Andere sich unterzieht, sie zu bezahlen, ohne die dazu nöthigen 
Fonds zu haben, mit dem Vorbehalt, deren Lieferung vor der Verfall- 
zeit mittelst eines Diskonto fordern zu können; dass diese Verträge, 
denen Grund und Realität fehlt, eine Menge hinterlistiger Manöv^ 
veranlassen, die auf momentane Cursveränderungen der Staats^ekteo 
abzwecken, bald ihnen einen übertriebene Werth zu geben, bald sie 
in Misskredit zu bringen; dass daraus eine unmässige Agiotage ent- 
steht, die jeder verständige Handelsmann verabscheut, die das Ver- 
mögen Derer in Gefahr bringt , welche die Unbesonnenheit haben, sich 
damit zu be&ssen, die Kapitale von solideren, der Nationalindustrie 
nützlicheren Anlagen ablenkt, die Begierde erregt, unmässige und ver- 
dächtige Gewinne zu machen, den erlaubten Geschäften ein unerlaubtes 
Gewerbe unterschiebt, und den Kredit compromittiren kann, dessen 
Paris in dem übrigen Europa so gerecht sich erfreut u. s. w. u. s. w.« 
Der Art 7 dieses sehr langen Dekrets erklärt »alle Käufe und Ver- 
träge über königliche oder andere E£fekten für nichtig, die auf Zeit 
und ohne Ueberlieferung besagter Effi^en oder ohne die wirkliche, 
durch Einregistrirung (durch den Wechselagenten) bestätigte Einhän- 
digung derselben im Augenblid^e der Unterzeichnung des Vertrages, 

geschlossen werden«. »Seine Majestät verbieten ganz ausdrücklich, 

dergleichen Verträge künftig zu schliessen, bei Strafe von Fr. 24,000, 
die dem Angebe zufällt, und Ausschliessung von der Börse.« — 

Eine Bestätigung erfolgte im Dekrete vom 2. Oktober 1785, worin 
grosse Zuversicht in die vorher und jetzt erneut angeordneten Mass- 
rogeln ausgedrückt wird; u. A. heisst es: »damit bald keine Spur von 
diesem uümässigen Spekulationsschwindel bleibe«; — dann: »nie sind 
die Rechte des Eigenthums und der aUgemeinen Freiheit gesicherter 
gewesen als unter der Begierung Sr. Majestät, aber so fest sie ent- 
schlossen sind, diese Pflicht gewissenhaft zu erfüllen, so weit entfernt 
sind sie, als Folge dieses unverbrine^en Entechlusses zuzugeben, 
dass der öffentliche Kredit gefährdet werde, indem man verkauft, was 
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man nicht hat, was man nicht geben kann, was selbst nicht einmal 
existirt«. — 

Schon am 22. September 1786 kam ein dritter Staatsrathsbeschluss; 
derselbe sagt u. A.: »der Eigennutz, immer erfindungsreich, sidi von 
dem zu befreien, was ihn hindert, hat Mittel gefunden, das Beglmnent 
zu umgehen, welches jeden Kauf von Effekten ohne Ueberlieferong 
oder wirkliche Deponirung der verkauften Gegenstände untersagt. Heut- 
zutage, bemänteln verabredete Yerschreibungen , durch Gegenscheine 
aufgehobene Erklärungen und fingirte Deponirungen die Uebertretungen 

und erschweren die Entdeckung derselben« »woher künftig kein 

Kauf von Effekten, welche Gurs an der Börse haben, auf einen ent- 
fernteren Termin als 2 Monate geschlossen werden darf n. s. w.«. Mit 
der Revolution, da keine königlichen Effekten mehr existirten — spätar 
erst wurde das consolidirte Drittel in Renteninscriptionen errichtet — 
höi*te auch der Effektenschwindel auf; an die Stelle trat vornehmlich 
die Spekulation in Gold und Silber "^), in Wechseln (d. h. aufs Aus- 
land, sofern diese Gold und Silber darstellen), auch in Waaren. 

Das Gesetz vom 28. Vendemiaire (20. Oktober) 1795 richtet sich 
gegen den Handel mit Spezies auf Zeit, allerdings wesentlich vom 

Standpunkte des Staatstoedits : »in Erwägung, dass Derjenige 

verbrecherischer Agioteur ist, der sein Interesse seiner Pflicht vorzieht, 
indem er Operationen solcher Art vornimmt, die ihm, nur zum Schaden 
des gemeinen Wesens, Gewinn verschaffen können, dass dies bei dem- 
jenigen der Fall ist, welcher Gold- und Silberspecies auf Zeit kauft, 
in der strafbaren Hoffnung, dass dieselben am Tage der Realisirung 
des Kaufs im Preise gestiegen und die NationalmOnze gefallen sein 
werde; dass dies auch der Fall bei Demjenigen ist, welcher ohne das 
Bedürfniss des Handels Wechsel auf das Ausland kauft in der Hoffnung, 
sie mit Gewinn wieder zu verkaufen, wenn die Assignaten herabge- 
würdigt sein werden; dass Derjenige, der, auch ohne so tadelnswerthe 
Absichten zu haben, auf Zeit verkauft, doch Gefahr läuft, durch 
seine Unbesonnenheit dieselben Wirkungen hervorzubringen, nämlich 
die Herabwürdigung der Assignaten, die Vertheuerung aller Waaren 
und der Gegenstände erster Nothwendigkeit — in Erwägung, dass 
solche Spekulationen unsittlich und schädlich für jede Oekonomie und 
fOr den Nationalkredit überhaupt zerstörend sind und dass sie nur von 
Egoisten und Feinden des gemeinen W^ens gemacht und auagefEihrt 



37) Was wir in unserer Zeit seit dem nordamerikaniscben Kriege bis auf den 
heviigen Tag in New-Tork erneat sehen. — 
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werden können wird verordnet: Qold- und Sflberspezies dflrfen 

nur g^en baar verkauft werden, d. h. Lieferung und Bezahlung muss 
binnen 24 Stunden stattfinden — Uebertretung wird mit 2 Jahren 6e- 
flUigniss u nd öffentlicher Ausstellung mit einem Schilde auf der Brust 
|Agioteur| bestraft«. — 

Coffinifere — er war Advokat in Paris — kam es darauf an, 
nachzuweisen, dass die betreffenden Gesetze zur Unterdrückung des 
Zeitkäufe zu Kraft beständen und nicht durch die Gewohnheit abrogirt 
seien. Es waren nämlich einige Entscheidungen der Gerichte bekannt 
geworden, die darauf schliessen Hessen. — G. fügt daran (p. ISO): »Kann 
man endlich behaupten, der Kauf auf Zeit habe die allgemeine Bil- 
ligung gefunden? — Zu allen Zeiten haben die Gutgesinnten den Kauf 
auf Zeit als eine der Moral zuwiderlaufende, dem Ackerbau, dem Handel 
und der Industrie schädliche Spekulation, kurz, als einen gefährlichen 
Missbrauch bezeichnet, dessen Unterdrückung höchst wichtig ist«. 
Ueber die Differenzspekulationen mit Waaren spricht G. (p. 261) sich 
folgendermassen aus: »durch dieselben wird das* Gleichgewicht unter- 
brochen, es ist Stockung und Verwirrung vorhanden, wenn die Speku- 
lation auf blosse Zahlen und nicht auf wirklichen Werth sich richtet, 
Handel oder Gonsumtion werden dann um so härter gedrückt, als dies 

für kein rechtliches Interesse geschieht die pariser Börse ist 

mehrmals Zeuge solcher Unfälle gewesen. Eine Menge von Zeitkäufen, 
um Branntwein, Gel, Zucker u. s. w. zu kaufen oder zu verkaufen, 
hat oft ein ausserordentliches Steigen oder Fallen der Waarenpreise 
veranlasst Das unmittelbare Resultat dieser verbotenen Spekulationen 
ist nicht nur Derer Ruin, welche sich damit befassen, sondern oft auch 
der Fall einer Menge achtbarer Kaufleute, deren verständigste Kom- 
binationen durch Herabdrücken und schnelles Fallen der Lebensmittel 
oder anderer Waaren, worauf spekulirt wurde, zerstört sind. — Der 
königliche Gerichtshof zu Paris hat diese Spekulation in Waaren als 
unerlaubt und unsittlich bei mehreren Gelegenheiten verworfen, noch 
neuerdings durch Urtheil vom 9. August 1823.« 

Im Nachwort zu der deutschen Bearbeitung des Coff ini^re'schen 
Buches giebt Schmalz einige Mittheilungen über solche Geschäfte in 
Berlin. »In Prenssen ist die Klage für Zeitkäufe geradehin zugelassen. 
Es ist zwar am Tage, dass weder der Verkäufer liefern noch der 
Käufer empfangen will; aber seit 1807, wo diese bisher bei uns un- 
bekannten Geschäfte begannen, war es nicht möglich, ihnen den Cha- 
rakter eines ordentlichen Lieferungskontrakts abzusprechen und sie als 
Wetten zu beurtheilen. £3 war damals, obwohl die öffentlichen Papiere 

VIL .27 
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unter pari, doch häufig Gelegenheit, sie zom vollen Nennwerthe bei 
Zahlung an die Bank und königliche Kassen anzubringen; also konnte 
ein Mann ein reelles Geschäft bezwecken, wenn er solche Papiere 
heute kaufte, um sich nach einiger Zeit sie liefern zu lassen, weil er 
erst alsdann zu zahlen hatte, sich tiher den heutigen ihm yortheil- 
haften Curs sichern wollte; dass bei Nichterfüllung des Lieferungs- 
kontrakts auf das Interesse geklagt wird , auf die Differenz der Curse, 
ist natürlich ; denn es handelte sich um Erfüllung am bestimmten Tage; 
ist die nicht erfolgt, so ist Erfüllung (Lieferung) an einem späteren 

Tage nicht mehr, was man wünscht, sondern Entschädigung. 

Jetzt aber haben wu: in Berlin auch leider die traurige Erfahrung ge- 
macht, wie die Pest dieser Börsenspielsucht furchtbar reissend fort- 
schreitet, mit allen ihren Begleitungen mannigfacher Schändlichkeitn, 
wie so manche Menschen zum Bankerot, zum Selbstmorde gebracht, 
Familien elend, Gläubiger um's Ihrige gebracht, solide Männer. und 
Familien, die Staatspapiere besitzen, in Schaden, Unruhe und Sorgen 
versetzt werden.« Und weiterhin: »Unverantwortlich ist es, wenn man 
diese Spekulationen mit denen des redlichen Kaufmanns vergleicht; — 
dieses Spiel, wogegen alles Hazard ein Kinderspiel, und das so grenzen- 
loses Unglück anrichten kann, muss mit schmählicher Strafarbeit aus- 
gerottet werden«. — 

Ein Zeugniss aus Deutschland finden wir auch in der zur selben 
Zeit erschienenen Schrift von Philalethes'®), welche den Staats- 
papierhandel von Leipzig im Auge hat. Wir lernen hieraus, dass »in 
diesem Lande nur auf Erfüllung des Staatepapiei*zeitkaufs , nicht auf 
die Differenz geklagt werden kann«; und zwar nach des Verfassers An- 
gabe steht das ganz im Einklänge mit dem Bedürfniss des sächsischen, 
d. h. leipziger Papierhandels: »in unserer Stadt gehört es zu den sel- 
tensten Ausnahmen, dass der Handel nicht erfüllt und bloss die Diffe- 
renz bezahlt wird. Jeder, der nur einigermassen auf seinen Kredit 
hält, erfüllt, was er versprochen hat, er liefert zur bestimmten Zeit 
oder er nimmt ab^^). Das Bezahlen der Differenz gilt schon fär eins 
von den Geständnissen, die man nur sehr ungern ablegt, und kommt 
daher äusserst selten vor. — Wo freilich in der Gesetzgebung die 
Klage auf Zahlung der Differenz gestattet ist, mag der umgekehrte 
Fall häufiger sein«. Zur Erläuterung dieser einfachen Zustände fügt 

38) Gutachten Ober die Frage: Ob die Gesetzg^ebung den Lieferungshandel mit 
Staatspapieren verbieten solle 1 Mit besonderer Rücksicht auf Sachsen. Leipzig 1825. 

39) Wie Verf. in Leipzig im December 1866 erfuhr, steht es heute mit dem 
Zeitgeschäft in Getreide an diesem Platze ganz ana<b>g. — 
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i unser Gewihi'ssiaim selber hinzu (S. 45): »Ein Brennpunkt zu sein, von 

I welchem grosse Erschütterungen ausgingen, ist Leipzig viel zu klein«. — 

I Wir wollen hiermit das Zeugenverhör der Vergangenheit schliessen. 

I In Einem stimmen sie Alle überein: das Zeit-, gewiss das Biffereni- 

f geschäft ist dem Spiele, bestenfalls der Wette gleichzuachten; es ist 

f darum ein Unkraut in der Volkswirthschaft und muss ausgerottet werden. 

t Und was wir heute um uns sehen, ist das anderer Art, sind die 

I Erscheinungen der Gegenwart erfreulicher? 

I Wenn wir auf die gleichzeitigen Zustände der Yerkehi-swelt aus 

den Aeusserungen jener Schriftsteller geschlossen, so müssen wir billiger- 
\ weise auch an unsere eigene Darstellung den gleichen Maassstab legen. 

[ Ist nicht also der wesentlich verschiedene Begriff vom Zeit- und Dif- 

I ferenzgeschäft, den wir oben entwickelt, — und in den letzten Jahren 

I mehrere, die wir genannt haben — die produktive Bedeutung dieser 

I Verkehrsform, die wir, wenn heute auch nur als Tenieai erkennbar, 

I hingestellt haben, — in analoger Weise auf die heute veränderten Zu- 

I stände der Volkswirthschaft znrückzubeziehen? Ganz gewiss! Es ist 

höchst bezeichnend, was in der letzt citirten Schrift, bei Philalethes, 
gesagt ist, dass in Leipzig jeder ehrliche Kaufmann wider seinen Kredit 
zu sündigen meine, wenn er die Differenz bezahle, statt zu empfangen, 
und danach: Leipzig sei zu klein, sei nicht ein Brennpunkt des Ver- 
kehrs. — Was zu jener Zeit und an jenem Orte für unrecht und un- 
sittlich gehalten wurde, das war zu anderer Zeit und an anderem Orte 
nicht mehr dasselbe; wenn es ein verachtetes Spiel war, Differenz- 
geschäfte zu treiben unter Umständen, wo sie durch den Verkehr in 
keiner Weise angezeigt waren, — so mussto diese Meinung eine andere 
werden unter entsprechend veränderten Zuständen. Wer nun den Ver- 
kehr unserer Tage kennt, so wie er sich an den Plätzen entwickelt, 
die wahre Brennpunkte sind, — wird der eine so naive Ansicht, wie 
jene vom leipziger Papierhandel in den zwanziger Jahren, auch hier 
behaupten können? Wir glauben, nicht; wur denken vielmehr, jene 
von uns entwickelte Tendenz des Zeitgeschäfts muss mehr und mehr 
Thatsache werden, und dies hängt eng zusammen mit dem Fortschritt 
des gesammten Verkehrs, d. h. mit der Verbesserung der Verkehrs^ 
mittel einerseits , der inteUectuellen Mittel andererseits. — 

Wenn Boscher a. a. 0. meint, »das wahre Ergebniss der Diffe- 
renzgeschäfte bestehe in einer gemeinschidlichen Verstärkung der Preis- 
schwankungen, so mag das heute noch in vielen Fällen den Tbatsaehen 
entsprechen; es müsste aber erst erwiesen werden; jedoch im Allge- 
meinen und begrifflich gültig ist es keineswegs zuzugeben; Tbatsaehen 

27* 
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g^enaber, wie der zum Beispiel, dass im letzten Jahrzehnt der Rosgm- 
preis in Berlin weniger geschwankt bat als etwa in Danzig — Berlin 
hat bekanntlich ein relativ enormes Zeitgeschäft in Boggen, Danzig 
so gut wie gar keins — ist, auch fOr heute, nur die Möglichkeit ein- 
zuräumen, es könne der Umstand, dass beim Zeitgeschäft kapitallose 
Spekulanten leichter Betheiligung finden, die denn, minder verantwort- 
lich handeln mögen als andere, — grössere Schwankungen aus Leiden- 
schaft und Unverstand hervorgehen lassen. Freilich können mv nicht 
verkennen, dass wir heute mit der Vergangenheit und ihren Berichten 
vom »Börsenspiel« zu sympathisiren noch leider sehr viel Anlass haben. 
Wir verstehen das Verbot des Polizeipräfekten von Paris ^^) vom Jahre 
1823 , das sich gegen die täglichen Zusammenkünfte von Jobbern in 
dem Gaf^ Tortoni richtete, — wenn wir durch die Linden von Berlin 
um die späten Nachmittagsstunden gehen und dort eine Menge höchst 
widerlicher Gesichter in neugierige Gruppen zusammengedrängt sehen, 
die auf die von den fremden Börsen eingetroffenen Depeschen lauem 
und danach die Geschäfte der Börse fortsetzen. Das sind Leute, die 
nicht viel besser sind, als die uns Mortimer vorführt — aus allen 
Winkeln und Ghettos der kleinen Städte hergelaufen, mit nichts aus- 
gestattet als den gemeinsten Trieben, dem. rohesten Eigennutz obenan; 
nach der grossen Stadt gekommen, um — gleichviel wie — »ihr Glnck 
zu machen«. — Wie einst jener Yankee seinem Sohne, so hat ihnen 
der Vater auf den Weg den Bath gegeben: £rwirb Geld, mein Sohn; 
womöglich ehrlich, aber jedenfalls — erwirb Geld 1 — Der Jai^on, den 
man diese Menscheh reden hört, erinnert lebhaft an die Unterhaltungs- 
weise, die nach unserem Gewährsmann in Exchange alley Brauch war, 
eine Sprache, die nur in den ekelhaftesten Schichten der Gesellschaft 
ihres Gleichen findet. Und wenn man nun die Börse selbst aufsucht, 
80 findet man jene Sorte von Menschen in Ueberzahl wieder; man 
mache sich heran und höre, wie sie die Dinge erörtern, die ihre Spe- 
kulationen begrOnden; jeder hat seinen Muth und jeder hat seine 
Meinung. Aber das gemeine Geschrei, das sie machen, lässt uns jenen 
Kampf der Urtheile, durch welche die Einsicht geläutert und der 
»wahre Preis« gefunden werde, wovon Michaelis uns so viel Bosiges 
erzählt, schwer entdecken. — Am wunderlichsten ist es natürlich beim 
Papierhandel. Bei Weitem die Meisten sind völlig ausser Stande, die 
poUtischen Ereignisse kritisch au&ufassen (obschon seit 1789 politisches 
Verständniss zu denangebomen Menschenrechten gehört!), aber an der 
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Stelle des Urtheils ist ein gewisser Instinkt thätig, verstdit sich unter 
der Oewandnng eines unmässigen RäsonnementSi das einem die Haare 
sträuben macht. 

Unmöglich also ist auch fOr heute die Schattenseite des Zeitgeschäfte 
wegzuleugnen, dass es besondere Leichtigkeit für unberufene und unbe- 
mittelte Menschen gewährt, sich an Handelsspekulationen zu betheUigen 
und hier einen Schauplatz Ür die Leidenschaft des Gewinnes zu suchen, — 
und dass es femer durch eben diese EigenthOmlichkeit auch die Kauf- 
leute selber öfter, als sie sonst thäten, zu ausschweifenden Unter- 
nehmungen verleitet; was denn zweierlei Folgen hat, einmal nach der 
ethischen Seite, dann nach der Seite der Preisbewegungen : aber es scheint 
nach den bis auf den beutigen Tag gemachten Erfahrungen aller Län- 
der sehr schwer, ja unmöglich, eine Abhülfe dagegen zu finden. Wir 
haben schon gelegentlich der historischen Notizen, über das Vorkommen 
der Zeitgeschäfte an diesem und an jenem Orte, Veranlassung gehabt, 
mehrere Verbote des Zeit- (Differenz-) Geschäfts, namentlich mit Pa- 
pieren, anzuführen. Seit jenem ersten in Holland im Anfange des 
17. Jahrhunderts finden wir deren allenthalben, namentlich auch in 
England und Frankreich. 

Der Inhalt, der fost allen gemeinsam, ist die rechtliche Ungültig- 
keit der Verträge, also die Unklagbarkeit der Forderungen, mit und 
ohne Strafandrohung von Geldbussen und selbst Gefängniss; theils für 
alle Zeitgeschäfte, wie in England, theils unter Einschränkungen, wie 
z. B. in Frankreich, wo die Deponirung der verkauften Effekten ge- 
fordert wird, im Uebrigen die Ungunst des Gesetzes in Kraft tritt — 
Meist bestehen diese Gesetze — auf dem Papier — noch heute. Neue 
Verordnungen sind wenige erschienen; nur in den Vereinigten Staaten 
von Nord -Amerika rief die ausserordentliche Zeit des Bürgerkrieges 
ein strenges Verbot der Goldagiotage hervor, am 20. Juni 1864, worin 
alle Zeitkäufe von Gold und fremden Wechseln, die länger als 10 
Tage zu laufen hätten, untersagt wurden: und zwar sollten sie null 
und nichtig sein; ausserdem sollte der Uebertreter 1000 bis 10,000 Dol- 
lars Strafe zahlen oder Gefängniss nicht unter 1 Jahr oder Beides zu- 
sammen nach Befinden des Gerichtes bflssen; obenein wurde dem De- 
nunzianten die Hälfte der Geldstrafe als Belohnung zugesichert! — 
Ob das Gesetz viel genützt hat, ist zweifelhaft; abgesehen von den 
Erfahrungen in ähnlichen Fällen steht die Thatsache fest, dass heute 
noch, nachdem wenigstens die gewaltige Aufregung des Krieges vorbei 
ist, täglich in den New -Yorker Zeitungen von der »Spielhölle« in 
Goal-hole (der Goldbörse) zu lesen ist. — 
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Eine relativ gute Kritik nun für alle jene Gesetze, welche auf die 
angegebene Weise die Ausartungen des Zeithandels zu beseitigen streben, 
finden wir in den Motiven der Vorlage, welche die preussische Re- 
gierung im Jahre 1860 zur Abschaffung der früher erlassenen Ver- 
ordnungen in gleichem Sinne den Kammern machte. £s handelt sich 
hier immer nur um Werthpapiere; man kann es in dem Wesentlichen 
ebensowohl von Waaren verstehen. 

Die erste Verordnung war am 19. Januar 1836 erlassen, danach 
zwei weitere im Jahre 1840 und im Jahre 1844. 

Es heisst nun in den Motiven zur Aufhebung der drei Verord- 
nungen: — »Seitdem zue«t die häufige Wiederkehr ausserordentUcher 
Geldbedflrfnisse der Regierungen, später die mit dem fortschreitenden 
Wohlstande der Nationen sich mehrende Anzahl industrieller Actien- 
gesellschaften, eine grosse Menge geldwerther, zu Kapitalanlagen ge- 
eigneter Papiere geschaffen hatte, wurde die öffentliche Aufinerksiunkeit 
bald auf die Erscheinungen gelenkt, welche der Umsatz dieser Effekten 
an den Fondsbörsen mit sich brachte. Man nahm wahr, dass die Ver- 
käufe, welche in dergleichen Papieren gemacht wurden, einen weit 
grösseren Umfang erreichten, als solcher lediglich durch das Bedttrf- 
niss, Kapital anzulegen und herauszuziehen, sich erklären Hess. Die 
Ursache beruhte in den Kursschwankungen, denen derartige Werth- 
papiere mehr als andere Handelsartikel ausgesetzt sind, und welche 
Gel^enheit boten, duixh wiederholte Umsätze in kurzer Zeit namhafte 
Gewinne zu realisiren, Gewinne, welche zu dem in andern Geschäften 
sich darbietenden bescheidenen Verdienste um so mehr ausser Verhält- 
niss standen, je mehr man für die zu machenden Spekulationen die 
Form der Zeit- oder Lieferungsverträge zu Hülfe nahm, bei welchen 
es eines in dem Geschäfte selbst anzulegenden Kapitals nicht weiter 
bedurfte und die abgeschlossenen Verträge durch einfache Zahlung der 
Kursdifferenz abgewickelt wurden. — Auch die preussische Regierung 
wurde frühzeitig auf die Uebelstände, welche diese Art der Börsen- 
operationen mit sich führt, aufinerksam gemacht: man verwies auf die 
grosse Anzahl von Personen , welche , statt ihr Vermögen , Thätigkeit, 
Erfindungsgeist produktiv arbeiten zu lassen, solche lediglich einer 
Spekulation zuwandten, deren Gewinn nicht aus einer durch sie ge- 
schaffenen Vermehrung des National Wohlstandes gesdiöpft, sondern 
lediglich auf dem Verluste Anderer begründet sei; man machte be- 
merklich, wie die Sucht, mit leichter Mühe reich zu werden, auch 
solche Klassen der Bevölkerung, deren Beruf ganz ausserhalb des 
Kapitalmarktes liege und die von dessen geheimen Operationen nichts 
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verstehen, der Fondsbörse znf&hre und der Aosbentang durch gewissenlose 
Spekulanten und provisionsbegierige Vermittler überliefere; man be- 
fürchtete von einer weitem Ausbreitung dieser Erscheinungen eine be- 
dauerliche Beeinträchtigung nutzbarer Thätigkeit und eine gefährliche 
moralisdie Verwilderung des Volkscharakters. — Als Mittel dagegen 
wurde, nach dem Beispiel ausländischer Gesetzgebungen, vorgeschlagen, 
die Lieferungsverträge über Börseneffekten dem Spiel gesetzlich gleich^ 
zusetzen. Man ging davon aus, dass bei der grossen Mehrzahl der* 
artiger Verträge weder der Verkäufer noch der Käufer eine wirkliche 
Lieferung, sondern dass Beide nur die eventuelle Berechnung der Kurs- 
differenz im Sinne haben; dass ein derartiges Uebereinkommen nicht 
mehr die Natur eines Handelsgeschäfts, sondern einer Wette habe 
und gesetzlich dieser auch gleichzustell^ sei, und nur dann ein Lie- 
ferungsvertrag über Effekten verbindlich, wenn der Werth hinterlegt 
worden. — Die preussische Regierung fand diesen Vorsddag nicht 
gerechtfertigt. Sie glaubte, bei wiederholter Berathung des Gegen- 
standes den Standpunkt festhalten zu müssen, dass der Effektenhandel, 
wenn er überhaupt bestehen solle, auch die Form der Lieferungs- 
verträge, welche bei jedesmaliger Hinterlegung ihres Objektes eine 
Unmöglichkeit werden würde, nicht entbehren könnte; dass dieser 
Handel selbst, wenn nicht wichtige Staatsinteressen gefährdet werden 
sollten, nicht verhindert und in seiner freien Bewegung nicht beein- 
trächtigt werden dürfe. Die Konsequenz dieses Standpunktes 

wurde indessen aufgegeben, nachdem seit Mitte der 30er Jahre wieder- 
holte Erschütterungen des Geldmarktes, welche in Folge übertriebener 
Effektenspekulationen eingetreten waren, weit verbreitete Verluste mit 
sich geführt, was der Begierung die ernste Erwägung nahe legte, ob es 
nicht ihr Beruf, die Unterthanen vor Schaden zu bewahren und die 
Börse durch Beschränkung des Effektengeschäfts auf einen solideren 
Kreis von Unteinehmungen zurückzuführen. Auch jetzt liess man sich 
nicht zu der Theorie im Allgemeinen bestimmen: »Lieferungsgeschäfte in 
Effekten sind Spiel« ; sondern man wandte sie nur immer auf diejenige 
Gattung von Effekten an , auf welche die Spekulation sich gerade ge- 
worfen: so 1836, wo die spanischen Papiere durch den Verfall der 
spanischen Finanzen und die verschiedenen Versuche, sie zu heben, 
starken Schwankungen unterworfen waren; 1840 alle ausländischen 
Papiere, weil damals verschiedene auf preussisches Kapital beredmete 
Unternehmungen im Auslande an der Tagesordnung waren, deren sich 
die Agiotage mit besonderer Vorliebe bemächtigte; dann 1844 mass- 
lose Uebertreibung der Eisenbahnprojektc mit der Erscheinung, dass 
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eine selir gFosae Menge Papiere mit kleinen Einzahlungen gehanddt 
wurde, was namentlich auch das über geringe Mittel disponirende 
Pabliknm heranlockte. — Der übereinstimmende Inhalt der drei Ge- 
setze ist: LiefenmgSY^träge in den betrefifenden Papieren sind nicht 
verbindlich (klagbar) und die Makler sind gebunden, dergleidien nidii 

abzuschliessen. Die Aufoehme, welche die Verordnungen bd 

dem betheiligten Publikum gefunden, ist von Anfang an eine über- 
wiegend ungünstige gewesen. Seit 1844 haben fiist jährlich die Aeltest^ 
der b^liner Kaufmannschaft um Aufhebung gebeten. Sie und andere 
Korporationen haben erklärt, die Verordnungen dienen dem beabsich- 
tigten Zwecke nicht, schaden vielmehr noch; die Erfahrungen 

der berliner Börse bezeugen das: der Handel in allen verbotenen Pa- 
pieren wird um nichts waniger getrieben, und gerade die Volksklassen, 
welche die Verordnungen ausschliessen wollten, nehmen an den Börsen- 
spekulationen grossen Antheil; — der Nachtheil aber besteht darin: 
die Oeldverhftltnisse der Regierungen sowohl als der Privatverkehr 
machen die Existenz grosser Fondsbörsen zu einem Bedürfoiss, und 
es ist ein Gewinn für Preussen, dass es in Berlin eine derartige Börse 
besitzt und nicht auf ausländische Kapitalmärkte angewiesen ist Wenn 
ein derartiger Markt aber überhaupt seine Aufgabe erf&llen soll, so 
kann derselbe sich ebensowenig, wie ein Weltmarkt für andere Handels- 
güter, in seinen Beständen auf die Gegenstände des lokalen und un- 
mittelbaren Bedarfs beschränken, noch kann er für seine Umsätze das 
Lieferungsgeschäft entbehren; das Erste nicht, weil Angebot und Nach- 
frage sich nicht bloss nach dem örtlichen Bedürfiiisse der näheren Um- 
gebungen bestimmt, sondern der Ueberfluss oder Mangel der ver- 
schiedenen Börsen eine beständige Ausgleichung nothwendig machen, 
die nicht lediglich durch Baarsendungen oder Wechselrimessen erfolgen 
kann; — das Letzte nicht, weil alle grossen Geldoperationen Vor- 
bereitungen erfordern, die mit den erschöpfendsten Zinsverlusten ver- 
bunden sein würden, wenn man sich nicht im Voraus auf einen bestimmten 
Tag eines Käufers (Verkäufers) für bedungenen Preis versichert halten 
könnte^O- Hiemach ist es unzweifelhaft, dass, wenn jene Verordnungen 



41) 8# sagt 8eh#n Mortimer a. a. 0. „The rejected part of Sir John Baniard's 
(1784) achema for Uia total ezlirpation of Slockjobhing was hrought into parliamaBl 
1773 with some allerations änd was again thrown out bj the houso of Lords ; and 
such muat be the fate of all schemes of the aame nature, in which public registen 
are proposed to be kept of those contracts in tbe funds made by the brokers with 
each other, called Time bargains. The just apprehensions that such regulations 
would lay too great a reatraint on the boaiiiesa of biiying and aeUing, impede Ihe 
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I die beabdcbtigte Wirkung aosgeObt h&tten, Berlin seine Bedeotang 

k als Fondsbörse verloren liaben mdsste. Wenn dies nicht geschehen ist, 

so war der Qrand lediglich der, dass im kaufmännischen Verkehr bis 
zn emem gewissen Grade der gerichtliche Schutz durch die B^rifie 
der kaufinännischen Ehre entbehrlich gemacht wird. Das hat aber 
seine Grenzen, und daran knüpfen sich die Nachtheile der Verordnungen; 
denn diese haben gerade an der Untergrabung derjenigen Solidit&t 
Theil gehabt, die sie befördern wollten. Gerade^') in ausländischen 
Papieren haben solche Personen ihre Geschäfte gemacht, welche ihr 
Wort nicht unter allen Umständen einzul(>sen Willens sind; so dass sie 
unter dem Schutze, welche die Verordnung der Wortbrflchigkeit ge- 
währt, unbdcümmert um das Resultat ihre Zeitgeschäfte machen und 
es darauf ankommen lassen, ob der Kurs ihnen günstig; wo nicht, so 
berufen sie sich auf die Unklagbarkeit imd zwingen so ihre Kontra- 
henten, einen kleinen Theil der Forderung zu nehmen oder gar nichts. 
In ruhigen Zeiten sind das die kleinen Leute; in schwierigen Zeiten 
aber haben sich das auch solche zu Nutze gemadit, die sonst grossen 
Kredit genossen. — 

Derartige Erfahrungen müssen, wenn sie wiederkehren, nothwendig 
dazu beitragen, der Börse denjenigen Charakter der Solidität zu rauben, 
ohne welchen sie ihre Aufgabe nicht erfüllen kann und ohne welchen 
sie zu Dem wird, was die Verordnungen abzuwenden bezwecken, zum 
Tummelplatze eines verwerflichen und dem Wohlstande gefährlichen 
Spiels.« — 

Das Haus der Abgeordneten nahm die Vorlage damals, ohne vid 
hinzuzufügen, an; das Herrenhaus hörte nach englischem Parhunents- 

free circulatien or shiit the present open market for Uie funds, will always be an 
insurmounlable objection to them. — It appears then to be a sielf- evident propo- 
aition , that the discouragement and final auppresBion of Stoekjobbinf muat proceed 
from the Toluntary conduct ef all penons concerned in the public funds.^ — — 

42) Hierfiber tagt Vincena (Exposition raisonnie de la ligislation commercialo 
et ezamen critique du Code de commerce. Paria 1834. Yol. 3 p. 65): „Oa propoae 
qaelquefoia ausai d'appliquer k cea Bp^culations la loi qui refuae toute aclion en 
justice , pour les suitea du Jen et du pari ; mais il serait tris-dangerenx de qualifier 
ainsi, aans distinelioni des ap^culations commercialea qui peufont Mre lidtea, et 
di0 tenir la main k la maa?aise fei, contro des engagementa qu'a consacria Pvsage 
aooTeiit stabil aur de Justea motifii: c*eat Ici qv'il faut ae d^fendre dea gtoinlitii: 
mala k qaelqne point qae lea r^lea ci-deaaaa aoient applicables k chaomo des coa» 
teatatlons particuliirea qui s'ilivent aar lea Tentea k ÜTrer, il faut reconnaltre qn*- 
ellea ne contiennent aucun moyen de r^preasion directe, et que Tautorit^ qnl a ami« 
Yont entrepria d'y pounroir, n'a r^uaai qu' k gtner la liberti dea eitoyens et les 
droits de la propria^ atna rem^dier anz abus/* — 
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braueh eine Kcmmussion von berliner Bankiers an und nahm danach 
gleichfalls das Gesetz an*'). 

Sollten nun aber mit jenen wenig glücklichen Versuchen, die 
faulen Differenzgeschäfte auszurotten, alle Mittel erschöpft sein? — 

Coffini^re, der in seiner oben angefahrten Schrift Qberliaapt 
die Ansichten eines verständigen »Reactionärs« äussert, wie sie in 
Frankreich leider so wenig Vertreter gefunden haben, sagt a. a. O.: 
»weil Gesetze nicht hinreichen (weil) die Wachsamkeit nur ein- 
zig und allein von den Mitgliedern einer Gesellschaft mit 
Nutzen ausgeübt werden kann, deren Geschäft sich eine Menge Per* 
sonen ohne Amt und Beftigniss angemasst hat« — und vor wenigen 
Wochen hat inNew-York das Syndicat der Goldbörse (coal-hole) 
beschlossen, dass vom 23. August an kein Mitglied in der Strasse od^ 
auf dem Trottoir oder in den Passagen zum Börsenlokal oder im Hfth 
Avenue Hotel (der bisherigen nächtlichen Spielhölle) direkt oder in- 
direkt Geschäfte in Gold machen darf. Mitglieder welche diesem Be* 
schlttss zuwider handeln, sind fQr 30 Tage von der Börse auszu* 
schliessen**). — 

Dies ist dne Andeutung des Weges, auf dem vielleicht in Zukunft 
mit besserem Erfolge, als die uns bekannten gesetzlichen Massregdn 
ermöglicht, vorgegangen werd^ wird. 

In New -York muss jene Verordnung vom Juni 1864 sehr wenig 
gewirkt haben; ein Spiel scheint dort im Goldhandel fortzuwuchem, 
das dem sonst über money-making sehr wenig zartfühlenden Nord- 
amerikaner denn doch zu arg ist Indem das Börsensyndicat selbst die 
Sache in die Hand genommen, um die ärgerlichsten Auswüchse min- 
destens zu beseitigen, hat es ein Beispiel gegeben, von welcher Stelle 
derartige Massregeln ausgehen sollten. — 



43) Das will sehr viel bedeuten; das preussische Herrenhaos ist bekanntHch 
hyperconservaliT und naaieiilUch wo es Kapital md Jaden wittert, madit es fftr 
seine MPrincipien*' sehr hartnäckige Opposition. In derselben Session hatte os die 
▼on der Regierung beantragte Aufhebung der Wucbergesetze zurückgewiesen, und in 
der letzten (im Seplember 1866) ist du abermals geschehen, «und zwar hat die 
Coannission des Hauses, ausser auf ihre Erfahrung, sich auf zwei Wissenschaft- 
lidio Autoritäten berufen, auf Ad. Smith (!) und auf Röscher; ob die SoIgMun 
Röscher wohl gelesen haben I — Sie haben übrigens im Deccmber die Aufhebung 
genehmigt; diese Partei hat die löbliche Gewohnheit, am Endo doch die Wünsche 
Sr. Majestät hober als ihre Principien zu stellen, wenn beide, was ja, Gott sei Dank» 
selten voilEommt, einmal collidiren. 

44) S. NeW'Torfcer Handebioilong rem 11. Angnst 1866. 
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i Nan ist es zu beklagen, dass die entsprechenden Organe unsern 

Börsen entweder ganz fehlen oder in so verkümmerter Gestalt da sind, 
i dass sie kaum brauchbar sind. 

Das ist nicht zu verwundei-n; es hängt eng zusammen mit der 
^ Organisationslosigkeit des Ganzen, das kein Ganzes ist. Wäre es 

I möglich, den Atomismus der fessellossen Interessen, den wir an dessen 

t Stelle sehen, zu der organischen Existenz eines Standes zurückzu- 

} führen, so Hesse sich auch an die Einrichtung einer Behörde innerhalb 

I desselben denken, welche mit Einsicht und mit Nachdruck über Zucht 

i und Ordnung im Verkehr der Börse wacht. Sie hätte sich über alle 

I Persönlichkeiten, welche die Börse besuchen, gründlich zu unterrichten, 

I sie hätte dann die Thätigkeit dieser Besucher an der Börse beständig 

zu beobachten. Es würde damit zusammenhängen, dass der Eintritt 
zum Abschluss von Geschäften nicht ohne Weiteres gewährt, der fer- 
nere Besuch nach anstössigem Verhalten im Geschäftsverkehr, zuerst 
zeitweilig, dann ganz, untersagt würde. Es versteht sich von selbst, 
dass die Aufsicht, welche ausgeübt werden sollte, nicht zu einem un- 
gebührlichen Eindringen in Privatverhältnisse zu übertreiben wäre. 
Aber Ordnung und Strenge müsste gehandhabt werden zu dem Ende, 
dass nur wirklichen Kaufleuten der Zutritt offen stände, solchen, welche 
die Börse besuchen, um wahre Handelsgeschäfte zu schliessen. Das 
Kennzeichnende aber für diese Geschäfte ist nicht eine gewisse Form 

— das Geschäft ist damit nicht als unreell erkannt, dass es sich als 
Zeit-, als Differenzgeschäft dai*stellt; sondern das ""gesammte Verhalten 
des Einzelnen, das ganze Wesen seiner Unternehmungen muss den 
Maassstab hergeben. — 

Wie weit das tbunlich ist von dem aus, was wir heute als gegeben 
vorfinden, das ist eine schwere Frage. — Alle die an der Börse Be- 
theiligten, und die besten, die als solche den Beruf hätten, den Auf- 
bau der neuen Ordnung vorzunehmen, stecken selber am Ende zu tief 
darinnen: dog fAo$ nov ötSl — Diese Herren finden es z. B. höchst 
natürlich, dass ein Jeder, der ein gewisses Eintrittsgeld entrichtet, 
die Börse von Berlin täglich besucht und dort alle die Geschäfte treibt, 
die ihm belieben. Es ist buchstäblich .wahr, dass hier wiederholte 
Fälle vorgekommen sind, wo ein N. N. mit dem andern N. N. ein 
Zeitgeschäft geschlossen und der eine auch nachher nicht einmal ge- 
wusst hat, wie der andere heisstl So weit geht die »freie Konkurrenz«. 

— Es spielt und wettet dort Alles; auch der jüngste Commis macht 
seine Geschäfte, er »handelt« mit Seinesgleichen auf Differenzen in 
Silbergroschen statt in Thalem; jeder nach seinen Kräften 1 Ein sehr 
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gutes Geschäft machen die Leute, welche unzüchtige Bilder verkaufen; 
es ist dort Alles gestattet: — nur wenn sich zwei der Herren ohrfeigen, 
so schreitet — mitunter — der »Börsencommissarius« ein und schliesst 
sie auf einige Tage von der Börse aus. — An Alle das haben sich die 
Finanzbarone und die geheimen Kommerzienräthe vollkommen gewöhnt; 
sie machen sich darum keine Unruhe. 

Ist es einer bessern Zeit, die wir nicht mehr sehen sollen, vor- 
behalten, den Geist hereinzuführen, der auch hier bessere Zustände 
schafft; oder erleben wir es noch, dass ein echter korporativer Sinn 
neu ersteht, der allein im Stande ist, jene Gebrechen zu heilen. — 
Kaum lässt sich eher von einem äussern Anstoss durch die Begierung 
ein Erfolg erwarten; es muss vom Ganzen und von Innen kommen. 
Giebt es aber Mittel, durch die eine verständige, umsichtige Verwal- 
tung eine wirksame Fühlung herstellen mag, die mehr bedeutet als 
die bisherigen nüchternen Korrespondenzen über Tarife, Portos u. s. w., 
so mögen sie bald in's Leben treten, um für die neuen Bedürfhisse 
das zu ersetzen , was mit den veralteten Schranken einer vergangenen 
Zeit zerfallen und zerstoben ist. — 



Berlin, den 186 

Schlass-Scheln 

über 1000 Centner Roggen per 186 

„NaohBtehendes Gtotehäft ist dato wohl verabredet und gesohloisen worden.'' 

kaufte dato unter den nachstehend veneichnetcn Bedingongen 
von d Her r hieraelbel 

Tatsead Ceataer Koggon, gvt, geaud and »gedarrt, 
im durchschnittlichen Qualitats*6e wichte von mindestens 7 7 tt pro Scheffel aom Preise 

von ^Rlhlr. Sgr. 

geschrieben Thaler Prenss. Cooranl 

für zwanzig Centner 
vom.«.«. ^bis einschliesslich den f^ei hier zu liefern. 

Bedinn^aiiyen. 

§. 1. Der verkaufte Roggen muss dem Käufer gegen baare und ohne 
allen Abzug zu leistende Zahlung des bedungrnen Preises effectiv geliefert 
werden, und zvar nach des Verkäufers Wahl vom Kahne oder vom Boden 
oder zum Theil vom Kahne und zum Theil vom Boden. 

§. 2. Der Verkäufer ist berechtigt, den Liefeningstag innerhalb der 
obigen Lieferungszeit jedoch nur durch schriftliche Kündigung mittelst Ana- 
peichung eines Kundigungszettels zu bestimmen. 
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Der KOndigimgsiettel masf eBthaUen bei LiefernBgtD ?om Kahne: 
die Zeit der Kfiodigung, den im hiesigen Harktpoliiei-Regiater ein- 
getragenen Namen dee Schiffers, die Nammer nnd den Standort dea 
Kahne, den Ort der Abladang, das Qnantam der Ladnng, sowohl nach 
Maass als Gewicht, oder nur nach Gewicht, nnd die Garantie, dass 
der Schiffer yerpflichtet ist, mit dem geladenen Roggen nach der Stadt 
XU fahren, und Tom Tage der Anl[undigung den Roggen noch acht 
Tolle Tage in der Stadt ohne Entschldigang^im Kahn sa behalten; 
und bei Lieferungen yom Boden: 

die Zeit der Kfindigung, genaue Beseichnung des Lagerraums, das 
gelagerte Quantum und die Verpflichtung des Lieferers, die Kosten 
der Lagerung und Feuer?ersicheruDg ffir 10 Tage, yom Kündignngs- 
tage ab, xu tragen. 
§. 3. Die Kündigung darf nur an der Börse geschehen, und kann die 
ganxe yerl^aufte Quantität, ungetheilt oder in swei Theile getheilt, betreffen. 
Im Falle der Theilnng mfissen jedoch beide Theile gleichxeitig gebundigt werden« 
§. 4, Die Kündigung ist an einem Jeden Werkeltage, su denen jedoch 
hier, wie fiberall im gegenwärtigen Vertrage, die beiden jüdischen Neujahrs- 
tage und der jüdische Versöhnungstag nicht gerechnet werden, xulassig. Der 
Kündigungssettel muss aber am Tage seiner Ausstellung bis 1 Uhr IDttaga 
dem Käufer xugestellt werden. In Betreff der Erfullungsseit gelten für die 
eben bexeichneten jüdischen Feiertage dieselben Bestimmungen wie für die 
christlichen; endigt dieselbe an einem Feiertage, so muss die Ankündigung der 
Lieferung am yorhergehenden Werkeltage yollxogen werden. 

Von einem jeden Kfindigungsxettel hat der Aussteller bei der Ausreichung 
desselben ein Duplicat dem yon den Aelteaten dasu bexeichneten Beamten xb 
übergeben« 

g. 6. Bs steht in der Wahl des Verkäufers, bis fünürig Cantner mehr 
oder weniger als tausend Centner Roggen xu kündigen und xn liefern, weichet 
Hehr oder Weniger xn dem sm Kündignngstage stattfindenden durchschnitt* 
liehen Tagespreise des laufenden Termins regulirt wird. 

§. 6. Entspricht der Kündignngsxettel nicht fiberall in Form nnd Inhalt 
den yorstehenden Bestimmungen, so wird die Kündigung als nicht erfolgt an- 
gesehen, nnd hat der Ankündiger alsdann alle sich daraus ergebenden Nach- 
theile xu tragen« 

§. 7. Der auf dem Boden xn liefernde Roggen darf nicht unter 76 Pfund 
pro Scheffel, der aus dem Kahn xu liefernde Roggen nicht unter 75 Pfund pro 
Scheffel wiegen, ohne dass die Annahme deshalb yerweigert werden darf. Bei 
grösserem Mindergewicht, oder wenn die Verladung nicht mindestens mit 77 Pfyi4 
erfolgt ist, kann der Käufer die Annahae yerweigem. Ist bei einer Lieferung 
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Tom Ktime At AmAm9 berctta erfolgt, nd tffjUU ifch M Jbr 

laBcrhalb der sicbsteD 4 Tage aach gcariielM»er Ankuiidigiuig iaidl 

fereidete Wiger reap. Mraaer glefchvdbl ein dorchachiiittliciiea Gcvidit nUr 

75 Pftnd, ao hat der Lieferer dem Enpflnger aaaaer deaa lait GouioiaaeMBt 

ra beanaprvciieiideB Maaaa-Eraatie nch noch den dnrch die SachforatindigeB 

featzoaettendea Onalitate-Unterechied snm darchachnitUichen Preiae dea Ab- < 

kiadignigetagea n eratatten. 

§• 8. Biowenduige^ gegen die QiuJitit oder gegen daa Gewicht den 
angc1[iindigien Roggena muaaen apateatena am dritten Werlteltage nach der 
Anaatellnng dea Kfindigongazettela, den Tag der Anaatellnng mitgerechnet, umä 
iwar dem Anaateller dea Kondigangaicheinea bia 127« Uhr, dem Verfcinütr 
dea Roggena bia 1 Uhr Mittage an der Bdrae acbriftlich angeseigt Verden. — 
Eine Abachrift dieaer Ameige (Refta) mnaa der Empf&nger dea Roggena bin 
apiteatena 12 Vi Uhr MitUga an deraelben Bdrae an dem dain boatinmten Orte 
dnrch den Boraenbeamten anahängen laaaen. Wer die Anzeige oder den Anahof 
innerhalb der featgeaetzten Zeit unterlaaat, geht aeiner Einweodnngen gegen Qmlitit 
nnd Gewicht yerloatig, nnd bleibt ihm nur der Entachidignnga-Anapmch in §. 7 
betrella dea Minder- Qnalitita-Gcwichtea bei Liefemngen ana dem Kalme Torbehnitcn. 

§. 9. Ueber die rechtxeitig erhobenen Einwendungen gegen die Quditit i 

oder *gegen daa Gewicht dea angekfindigten Roggena entacheiden zwei Sadn 
yeratindige ; bei einer MeinungsTerachiedenheit deraelben giebt ein dritter Sack- 
reratindiger , ala OlAnann, den Anaachlag. — Die SachforatindigeB nnd der 
Obmann werden ana der Zahl der gerichtlich yereidigten Sachfcratindigen na 
deraelben B$rae durch daa Looa beatinmit. Die Looae werden anf Antrag den 
hhabera mid Anaatellera dea Kilndigiingaacheinea in deren Gogeawnrt ron einem 
Biraen-CommiaBarina oder Bdraenbeamten gezogen; die beiden oi atg ea o gepeB * 

fnngiren* ala Sach? eratandige , der zuletzt gezogene ala Obmann. Ankindigor 
nnd Empfinger dea Roggena, ao wie diejenigen StchyeratindigeB , welche mit ' 

einem der beiden Erateren bia zum vierten Grade rerwandt aind, dirfen, wena 
daa Looa aie triflft, nicht berfickaichttgt, rielmehr mfiaaen atatt deraelben aofert 
andere Sachreratandige anagelooat werden. Daaaelbe gilt bezögiich dea Oh* | 

mannea. Die durch daa Looa beatimmten Sachreratandigen entadMiden, ndthigen- * ! 

falle unter Zuziehung dea Obmannea, auf Koaten dea nnterfiegenden TheUa iiber 
die QuaKtit oder ober daa Gewicht iM angekündigten Roggena nach gemeiB- 
achaftlicher Unteranchung deaaelben an Ort und Stelle. 

Die Sachreratindigen aind verpflichtet: innerhalb 24 Stunden nach he- 
händigt erhaltener Aufforderung und bei Zuziehung dea Obmannea innerhalk 
48 Stunden ihre Entadieidung über die erhobenen EinwondungoB abaugafl^aB. 
Wird dieae Friat nicht inne gehalten, ao iat jede der beiden Parthmn he- 
reditigt: die Aualooaung drei anderer Sacbfaratindlgen au Torhngen. 
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I f. 10. WM itr Roggen im Kdyi geliefert, w trfelgt 4ie Lkbrug 

f am Nacbmillag des dritten Werkelteges nach geacheheoer AnlKÜndigiiDgi den 

I Kflndigongatag mitgerechnet, jedoch nach Wahl dea EmpfiDgera anch Mhon 

I frfiher, durch Uebergabe dea Ladeacheina gegen Bezahlang dea Qaantnms, 

, absOglich Fracht nnd Zdlle, wobei etvanigea Mehrgevicht ala daa bedangene 

^ XI den ffir den betreffenden Monatatermin am Kündlgnngatage geltenden Dnrch- 

achnittapreiae berechnet wird. 

, §. 11. Der Verltinfer ist Terpflfchtet, ein innerhalb der geeetslichen 

, Aoaladefriet aich ergebendea MiDdermaaaa oder Mindergewicht, aoweit aolchea 

I nicht durch Einbehaltung der Fracht und Zdlle yom Schiffer zu erlangen iat, 

aofort XU dem fdr den betreffenden Monatatermin am Kündigungstage geltenden 

Dnrchachnittapreiae xn Tergfiten. 

§. 12. Der Empflnger hat ein aich bei der Ausladung ergebendes üeber- 
maaaa resp. Uebergewicht gegen daa im Connoiasement bexeichnete Qnantnm 
nur insoweit xu bexahlen, ala ein wirklicher Schaden ffir einen Andern da* 
durch entsteht. 

§. 13. Soll die Lieferung dea Roggena rom Boden erfolgen, ao moaa 
der Kinfer apiteatena binnen fünfmal vier und xwanxig Stunden, yon awMf 
Uhr Mittage dea Kündigungstagea ab gerechnet, den Roggen aich luwfgen 
oder fibermeaaen lassen und daa erhaltene Quantum bexahlen, wobei mehr oder 
weniger ala tauaend Centner xum durchachnittlichen Tageapreiae dea Kflndignnga- 
tagaa ffir den betreffenden Monatatermin berechnet wird. Endigt dieae xum Uober- 
wigen beatlmmte Friat nicht an einem Werkeltago, ao hat der Käufer xur Ueber- 
wigung und Bexahlnng noch bia xur Mlttagaatunda dea nftchaten Werkeltagea Frist 
§. U. Der Yerkittfer trigt ffir daa yom Boden xn liefernde Getreide 
fie Koatan der, Lagerung auf demaelben Boden noch flir 10 Tage, und hat 
auch die Feuer- Aaaecuranx auf 10 Tage nach der Kündigung xn gewihrleiaten, 
ingleichen hat der Lieferer bei Lieferungen ana dem Kahn die Strem-Aaaecuranx 
noch auf 8 Tage nach der Kündigung xn fibemehmen. 

§. 15. Der Lieferer einer angekündigten Parthie Roggen, welche nach 
dem letzten Lieferungstage, ganx oder thellwelae, ala nicht lieferbar erklfirt 
wird, kann xum Brsatx deraelben eine andere nicht anweiaen, er iat yielmehr 
yerpilichtet: nach Wahl dea Empfingera deraelben, entweder die betreffende 
Parthie xum durchachnittlichen Prelaa dea Eflndigungstagea ffir den bexfiglichen 
Termin xnrückxnkaufen, oder aich den yon den Sachyeratindigen anaxnaprechen- 
den Minderwerth gegen contractlidie Waare in Abxug bringen xn laaaen. Der 
Empflnger muaa aber, nachdem ihm der Auaapruch der Sachyeratfindigen durch 
dleaelben dahin mitgetheilt werden, daaa die betreffende Parthie Roggen nn- 
contractllch befunden worden, aich aofort darüber erUiren, ob er dieaelbe 
unter Abxug dea yon den Saehyoratündlgen f^atgeaetaten Mindenrerthea r em* 
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yfangfii, oder fich aach dem DarchsduiitUpreiBe dei KflDdignogeUgtf mit dmt 
Lieferer berechnen vill, widrigeofalb soll der Lieferer su der Auuhme be- 
rechtigt lein, daee der Empfinger auf En^fang des Roggens renichtet« 

§• 16. Die UeberlieferttDg resp. Enpfangnahme einer angekfindigt^ 
Parthle Roggen darf nur unter Benutxung der auf Veranlassung der AtllcstcB 
der hiesigen Kaufmannschaft angestellten rereidlgten Wiger und durch -Yer- 
wiegnng auf den Korporatlonsvaagen yorgenommen werden. 

§• 17. Wenn einer der beiden Contrahenten unfähig werden sollte, aeine 
Verbindlichkeiten zu erfüllen, sei es durch Zahlungseinstellung, oder indem 
er gerichtlich oder aussergerichtlich Zahlungsfrist nachsucht, so soll der ▼er- 
stehend festgesetzte Lieferungstermiu ffir beide Theile augenblicklich abgelaufen 
und der Erfüllungstsg sofort eingetreten sein, und muss er sich unwidermf- 
Ikh der Preisbestimmung unterwerfen, welche sich an dem Tage, an welchem 
sich seine Vnflhigkeit oder Insolyens erwiesen, oder solche bekannt gewordoi 
ist, durch die Durchschnittsnotirung der Tereideten Mskler fSr den betrelFeDdeB 
Termin ergiebt Sollte im Fall des Concurses der Tag der Zahlungs - Ein- 
stellung gerichtlich antidatirt werden, so ist nicht dieser, sondern der Tag 
des Bekanntwerdens der Suspension resp. der Tag der Concurs-EröShung for 
die Rechtsfolge vorstehender Bestimmungen maassgebend. 

§• 18. Die Nichterfüllung dieses Vertrages aus anderen Grfinden als den 
im §. 17 angefShrien muss bei Verlust aller Ansprüche aus demselben durch Pro- 
teste festgestellt werden. Sie berechtigt den andern Theil nicht zum Rücktritt 
▼om Vertrage, sondern begründet für ihn nur die Befugniss nach seiner Wahl: 

a. spitestens sm nächsten Werkeltage nsch aufgenommenem Protest 
durch einen Tereideten Makler ffir Rechnung des Nichterfüllenden 
den betreffenden Roggen Terkaufen resp. eine entsprechende Qnaotltit 
ankaufen zu lassen — welches Letztere auch schon Tor au^nom- 
menem Protest geschehen kann, und ausserdem ab Interesse den 
Ersatz der Differenz zwischen dem Preise des Vertrages und dem 
erhaltenen geringeren Verkau£i- resp. de& gezahlten höheren Kauf- 
preise zu fordern, oder auch: 

b. fon dem Nichterfüllenden lediglich die sofortige Vergütung des In- 
teresse zu Torlangen, welches sich ergiebt aus dem Unterschiede 
zwischen dem Preise des Vertrages und dem durch die Tereideten 
Makler festgestellten Durchschnittspreise des Kündigungstages resp. 
des letzten Werkeltages der Lieferungsfrist. 

§. 19. Alle aus diesem Vertrage sich ergebenden Streitigkeiten zwischen 
den Partheien werden durch Schiedsrichter entschieden. Wer diese schieds- 
richterliche Entscheidung anruft, hat drei Ton den hiut Protokoll Tom 21. Sept. 
1857, welches im ArchiT der Aeltesten der Kaufinannschaft depoiärt ist, durch 
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HajoriliUbeschlass einer AoztU hiesiger Prodactenhfindler erwählten Schieds- 
richter» die jedoeh mit den Partheien weder bis zum yierten Grade der Seiten- 
linie verwandt noch yerschwigert sein dürfen, zvr Auswahl eines Schieds- 
richters dem Gegner Tonuschlsgen , welcher spätestens am folgenden Tage 
seine Wahl schriftlich snzeigen und drei andere unter den obengedachten Per- 
sonen benennen muss, aus welchen der andere Theil binnen gleicher Frist einen 
Schiedsrichter zu wihlen und schriftlich anzuzeigen hat. Versiumniss der Frist 
fibertrigt dem Gegner die Wahl aus den Ton ihm Vorgeschlagenen. 

Vorschlag und Wahlanzeigen können durch Postattest über Abgabe eines 
recommandirten Briefes an die bezfigliche Adresse so weit dargethan werden, 
dMs der Gegenbeweis dem Gegner obliegt. Die Schiedsrichter wählen sofort 
ans der Reihe der fibrigen Schiedsrichter einen Obmann durch das Loos. Du 
so gsbildete Schiedsgericht entscheidet nach Stimmenmehrheit; seinem Ausspruch 
unterwerfen sich die Partheien ohne Widerrede, mit Ausschluss jedes ordent- 
lichen und ausserordentlichen Rechtsmittels. 

§. 20. Die Rechte aus diesem Vertrsge können nur mit Zustimmung 
des andern Contrahenten an einen Dritten ccdirt werden. 
^Durchgelesen, genehmigt und eigenhändig unterschrieben.'^ 

Üchlufiis-lirota für UTelzen auf Lieferung. 

Hamburg, den ten 186 

Gekauft unter nachstehend Terzeichneten Bedingungen 
?on Herr 
für Herr 

Last rotben WoisoB 
mindestens Pfund holländisch Hamburger Commerzschaale schwer, 

zu liefern per 

zum Preise ?on Thaler k 3 Mark Hamburger Banco per Last ? on 5400 V; Netto. 

Zahlung conlant beim Empfang. 

§. 1. Das f erkaufte Getreide muss dem Käufer effectiy angewiesen wer- 
den, und zwar nach Verkäufers Wahl lose oder in Säcken: auf Böden, auf 
Eisenbahnhöfen oder in Fahrzeugen, oder auch zum Tbieil im Fahrzeuge und 
zum Theil auf dem Boden oder Eisenbahnhofe, in allen diesen Fällen hier 
oder in Altona liegend. Fahrzeuge, die nur Lucken haben und somit nicht 
ganz aufgedeckt werden können, mfissen soweit entlöscht sein, dass ton der 
ganzen Parthle richtige Probe genommen werden kann. 

§. 2. Die Kündigung geschieht nach Wahl des Verkäufers Tom ersten 
bis zum letzten Werkeltags des TerminS| jedoch nur mitUlst eines Kfindigungs- 
zettels, welcher enthalten muss": 
den Tag der Kfindigung, 
Vn. 28 
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bei Liefeniog tat Fabruagen 

den Namen dei oder der Schiffer, 
bei LiefeniDg Tom Bod#n oder fon den Bahnhöfen 
genano Beieichnnng dea Lagerraums. 

§» 3. Die Kfindigaog muu in ParUiien ?on je 20 Laat geschehen ; 
Qnantnm darf aber Ton nicht mehr als xvei Stellen angewieaen werden. 

§. 4. Der Kandignngsxeltel mnsa ?om Ansateller spiteatens iVs Vhr aft 
der Börse In Cours gesetzt werden und darf bis 27^ I^hr cooraIrMi; wer da- 
aelbat inr Empfangnahme desselben nicht yertreten Ist, hat die Verpflichtung, 
die Anmeldung in seinem Comptoir bis 6 Uhr Nachmittage desselben Tagen 
anxnnehmen. Der Kfindlgangnettel ist gegen einen Lieferschein, gegen deaaea 
Yorxeignng Probe rerabfolgt wird, aaszutauachen und tritt ^ falle die Parliua 
weiter indessirt ist, der Empflager in directen Verkehr mit dem Ueferer 
unter Ausschluss, jedoch unter nnrerfinderter Haftbarkeit der Indoaaentea. 

§. 5. Entspricht der Kflndigungsaettel nicht fiberall in Form und Inhall 
den laut^. 2 und 3 festgestellten BesUmmungen, so wird die Kündigung aln 
nicht geschehen betrachtet und hat der Ankfindiger alsdann alle aich daraua 
ergebenden Nachtheile la tragen. 

§. 6. Als lieferbares Getreide wird das Gewichs eines jeden Landes in 
guter, gesunder, gereinigter Qualität, glcich?iel ob alt oder neu, oder alt und 
neu gemlKht, betrachtet. 

§. 7. Einwendungen gegen die Qualität und das hollindische Gewicht 
der gekflndigten Parthie müssen spiteatens am folgenden Werkeltage nach der 
Ausstellung des Kflndigungssettels schriftlich angexeigt werden, und zwar dl- 
rect Tom Empfinger dem Aussteller dea Kflndigungszettels bis 12 Uhr Hiltaga 
hier in Hamburg. Wird diese Anzeige innerhalb der festgesetzten Zeit unter-» 
lassen, so Ist die Qualitit und das hoUindische Gewicht als contractlich befendea 
in betrachten und somit acceptirt. Bei Kündigungen in Sieben bleibt der Verfciufer 
für die Contractlichkeit des ganzen Inhalts der Säcke bis zu geschehenem Em- 
pfang verantwortlich; stellt sich heraus, dass die Waare nicht contractlich fällt, 
80 muss solche gestürzt und falls alsdann contractlich, sofort empfangen werden. 

§. 8. Rechtzeitig erhobene Einwendungen müssen, und zwar du hol- 
lindische Gewicht anlangend, am selbigen Tage durch die Im hiesigen Coamen* 
Comptoir aufgeBtellte Normalsthaale , die Qualitit durch das Schiedsgericht 
spitestens am darauf folgenden Tage entschieden werden; zu dem Behnfe hat 
gleichzeitig mit der Anzeige an den Aussteller des Kündigungszettela der be- 
treffende Empfänger sofort das Nöthlge zu yeraalaeaen, daes gemeinachafUich 
mit dem Im Lieferschein benannten AbKeferer genaue Durcfaschnittsprobett aaa 
dem Stück genommen und Ton Letzterem Tersfegelt werden, die dann Tom 
Empfonger zur Börse zu schaffen sind. 
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§. 9. BnUpricht ein« angelilodigle Ptrihie gnn oder im TbcM ui 
QnaliUt oder Gewicht den olien toflgesproclienen Anfordemngen nicht, lo iet 
die gante Parlliie Ton 20 Last ab nicht eontractlich in betraditen, vnd der 
Yetkiafer inr Lieferang anderer contractlicher Waare innerhalb dea Tenninä 
forpflichtet. In diesem Falle moaa der letale Inhaber den Kflndigangsxetle! 
gegen den Lieferacbein Tom Aaeatelier eintanMhen «nd mteren sofort dareh 
die Binde der etva daraaf befindlichen Zwischeiyndoisenlen an den Anseteller 
rarficheonrairen lassen. 

§« 10. Dia Abnahme mnas innerhalb 5 Werfceltage, falls ?om Seesdiif 
innerhalb 5 lanfender Tage, deren erster der Kflndignngstag ist, beendet sain; 

§.11. Die laefemng geschieht, wenn Tom Beden oder Ton den Bahn* 
hofen angdfbidigt ist, nach Kinfers Wahl frei in die Schale oder frei «vf 
den Wagen; wenn ana Fahriengen, per Schale nach Kiafers Wahl Ungs 
SchiiEMeite hier im Hafen oder innerhalb der Stadt und Binme, soweit Schoten 
bequem ilieesen können, wordber der Empfinger bei der Bestellung am Tage 
sayor sich sa erkliren hat 

§. 12. Wasser vnd Welter passend, mass bei Lieferang anaFahneogen 
das Getreide spitestens am 2 Uhr yorgelegt sein, wenn sonst tfe Bestdlong 
am Tage xnTor an der Börse staltgefanden hat. Wird die Waare nicht recht* 
scitig Torgelegt, trigt der Terkinfer alle daraas entstehenden Kosten; ebenso 
ist aber auch der Kinfer lam Ersatz aller Koaten ?erpflichtet, wenn recht« 
aeitig Torgelegle Waare nicht sofort empfangen wird. 

§. 13. Getreide, welchea bei KflndigaDg daa rerkaalle hollindische Ga« 
wicht gewogen hat, muss bei der Abllefening anch mit Untergewicht en^fangen, 
resp. geliefert werden, wenn solches nicht mehr ab 2 Pfand hollindiseh be* 
trigt and wird In diesem Falle fflr je Vi ^^^^^ Vi '^^^^' ^^^* P^* ^^^ ^^^ 
gfitet; bt das Untergewicht grösser, so atdit es in der Wahl des Kinfers, 
die Waare mit einer glefehen Vergfilnng Ton je Vi ''^^* ^^* P'* Vi P^nd 
hollindiach sa empfangen. 

§. 14. Es dftrfen bb 5 Proc. weniger als daa Terkaofte Qaantam ge- 
liefert, dieaes Minder mass aber xom Tagesprws jegnlirt werden and awar 
iwiachen Lieferer and Empfinger. 

§. 15. Wird eine aar Lieferang gekfindigte Parthie durch erweisliche 
Dnglficksftlle gani oder Iheilwebe beschidigt, so muss der unbeschidigt ge- 
Ubbene Theil empfangen, resp. geliefert werden; dagegen der rerunglflckte 
nach Wahl dea Verkiufers sofort durch andere contradliche Waare ersetat, 
oder aum Durchachnittsprebe des Tagea, an welchem die betreffende Anieigo 
gemacht wird, Tom BmpOnger lurftckgekanft werden. Der Verkiufer moaa sich 
Uerfiber sofort erkliren. Bbiko auaserhalb Raums hat der Kiufer tu fibernehnun. 

§. 18. Der Lieferer einer gekfindigten Parthie, welche nadi dem leUten 

28* 
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Küodigungslage ganx oder theilweise als nicht lieferbar erklXrt vird, ferfillt 
▼egtn nicl)t erfolgter Liefemng den Btatimmvngeii dea §. 20. 

§. 17. Falla ein KfindigongaxeUel veiter indoatirt ist, so soll die i^ 
liefemng xn einem Regulinmgapreiae geschehen, als welcher die darchKhDitt- 
liehe PreianoUmng dea Tagea vor dem Empfange gilt Diesen Regnlimogi- 
preis berechnet der Ablieferer direct an den Empfinger and aetit gleichieilig 
Uen quittirten Kfindigungazettel , Tersehen mit dem Regalimngapreiae, xnrEr. 
edigang der Preisdifferenxen swischen den Indossenten in Coara. Eia eimal 
in Umlaof geaetxter Kdndtgangasettel moaa auch, im Fall einer der IndossenteB 
sahlangaonfihlg Verden sollte, erledigt werden. 

§• 18. Contracte, welche aich compensiren, also durch einfache ioi- 
kehrong der Dilferenz erledigen lasaeii, sind am 15. dea ersten Monats des 
betreffenden Termins, spiter geschlossen, sofort abxorechnen, resp. darch Be* 
xahlang der Differenx aosxugleichen. 

§. 19. Wenn einer der beiden Contrahenlen unfähig werden aollle, seine 
Verbindlichkeiten sa erföllen, sei es durch Zahlungseinstellang, oder indem er 
Zahlangsfrist nachaacht, ao aoU für ihn der Lieferungstermin aagenblicklich 
abgelaufen sein and mnaa er sich unwiderrnflich der Freisbestimmung onUr- 
werfen, welche sich an dem Tage, an welchem sich seine Insolfena oder Un- 
fähigkeit erwiesen, oder solche beksnnt geworden ist, durch die Durchschniüs- 
notinuig der Hakler für den betreffenden Termin ergiebt. 

§. 20. Die Nichlerffillung dieses Yertragea ana andern Gründen, als den 
im §.19 angeföhrten, ronss bei Verlust aller Ansprüche aus demselben durch 
Protest festgestellt werden. Sie berechtigt den andern Theil nicht xam Rücktritt 
Ton dem Vertrage, sondern begründet für ihn nur die Befugniss, nach seiner Wahl 

a) spätestens am nächsten Werkeltage unter Protest durch einen Makler 
für Rechnung dea Nichterfüllendeo die betreffende Waare yerkaofen, resp. 
eine entsprechende Qaantitit ankaufen xu laaaen und den Eraatx der Dif- 
ferenx zwiachen dem Preiae dea Vertrages und erhaltenem geringeren 
Verkaufs- resp. dem gezahlten höheren Kaufpreise zu fordern; oder auch 

b) Ton dem Nichterfpllenden lediglich die aofortige Vergütung der Differeos 
XU f erlangen, welche zwischen dem Preise des Vertrsges und dem durch 
daa Schiedsgericht featznstellenden Durchschnittspreis des betreffenden 
Empfangstages, resp. des letzten Werkeltagea ezistirt. 

§. 21. Etwaige Heinungaferschiedenheiten zwiachen Verkäufer and Käufer 
oder Ablieferer und Empfänger werden durch zwei Ton beiden Partheien zu wäh- 
lende Schiedsrichter, eyentuell unter Zuziehung einea Ton den Schledaricbtern zu 
wählenden Obmannea, alle Qualitäta Differenzen aber durch das Schiedsgericht auf 
Koaten des unterliegenden Thrils endgültig entschieden. Im Uebrigen sind die 
Partheien dem hiesigen haildelsgeriehtlichen Forum unterworfen. 
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»¥ NationalökoDomisclie Gesetzgebung. 

niR,f II. 

• Iii AvMehrellieB de« ■ersoirl« IHelnlnfftoelieB StaatnnlnüiterlttMi« 

ttÜM w* Ift« IMeemlier 18M, betreffleiid die ErrlehtuniT einer Mao» 

delfl- and C(ewerbeknmmer fn Sennebery« 

uUri Unieres Wissens bestand bis jetit in g^nz Thfirinfifen ansser der preiis- 

!■ sisfhen HandeMammer in Erfnii nur in Gera sine Handtlslcaninifr, welch« 

yj 1849 darch die Kanfmannscbafl daselbai mil Genebmigang der ffirstlich reos- 

•fscben Regierang in's Leben gerufen wurde und vor Knnem ibren 16. Jah- 

resberichl darch den Druck Terdffenllicht hat. Es ist deshalb erfrealich, dass 

v"^' durch das hier folgende Ausschreiben d^r Anfang gemacht wird, das bewährte 

Ü Institat der Handelsicammern auch auf andere industriello Gebiete Thüringens 

^ lu Terpflanzen. Das Ausschreiben lautet: 

ff^ Auf Antrag ist in Gemassheit des Gewerbegesetzes Tom 16. Juni 1862 

i^[ Art 77 die Errichtung einer Handels- und Gewerbekammer in Sonneberg ge- 

^ stattet und das nachstehende Statut derselben bis auf Weiteres genehmigt 

worden. 

1. Bezirk. 

^' Die Handels- und Gewerbekammer erstreckt sich auf den Verwaltungs- 

i^ amtsbezirk Sonneberg ')• 

V 2. Mitgliederzahl. 

f Die Handels- und Gewerbekammer besteht aus Mitgliedern« 

t 

3. Wahl der Handels- und Gewerbekammer >). 

t Ffir die Handels- und Gewerbekammer sind stimmberechtigt und wahlbar 

alle Kaufleute und Fabrikanten ieB Bezirks, welche 

1) Derselbe bat nach der Zahlung Ton 1864 34,130 Einwohner und ist bekannt- 
' lieh der Sitz der Spielwsarenindustrie, welche 2023 Icleine Meister mit 1767 Gehülfen 

und 6082 Angehörigen und Dienstboten daselbst beschäftigt. Anm. d. Red. 

2) Durch ein weiteres Ausschreiben vom 6. Januar 1867 ist diese Bestimmung 
über die Wshlen wieder aufgehoben und durch folgende ersetzt worden: 

Fflr die Handels- und Gewerbekammer sind stiuimberecbligt alle Handels- 
und Gewerbeelablissements im Verwaltungsamlsbeiirke Sonneberg, welche Handel 
und Gewerbe im Grossen betreiben und demgemiss mindestens 4 Fl. terminliche 
Gewerbsteuer ishlen, oder wenn sie Privatpersonen geborten , zu zahlen haben 
würden, dermassen, dass für Jedes der gedachten Etablissements nur Eine Stimme 
durch einen Geschäftsinhaber oder GescbiflsTertreter , welcher 25 Jahre alt is^ 
und sich im Genuss des Stastsbflrgerrechts befindet, abgegeben werden Icann. 

W&hlbar för die Handels - und Gewerbekammer sind alle Inhaber oder Ver- 
treter der stimmberechtigten Etablissements, welche 25 Jahre alt sind und sich, 
im Genüsse des Staat ab&rgerrechts befinden. 



430 Nationaldkonomifche Gfsetigebmig. 

a) Handel and Gewerbe im Grossen treiben nnd demgemiss mindcaten« 
4 Fl. terminliche Gewerbesteuer zahlen, 

b) 25 Jahre alt sind, 

e) seit mindestens einem Jahr im Besirke ein Geschift besitsen, 
d) sich im Genass des Staatsbfirgerrechts befinden. 

Desgleichen sind die Vertreter der im Bezirk gelegenen Gewerbaanlagea 
oder Handlvngsniederlassungen des Fiscas, der Gemeinden nnd der Actienge- { 

Seilschaften, welche eine terminliche Gewerbstener Ton mindestens 4 F^ ent- 
richten oder doch anlangend die fiscalischen Anlagen, falls sie PriTatpersonea 
sngehitrig, la entrichten haben worden, nnter der Voranssetznng alinuabartchygt )j 

.nnd wihlbar, dsss sie 25 Jahre alt sind, seit mindestens eintm Jahr fragücho Ver- 
tretong übernommen haben nnd sich im Genass dea Staatsbargerrochts befinden. •{ 

Die Wahlen erfolgen direct nnd zwar auf sechs Jahre; alle drei Jahra 
wird die Hilfte erneuert, das erste Mal durch Loos. Die Austretenden sind 
sofort wieder wihlbar. In der Zwischenzeit durch Tod oderVeriust derWiU- 
barkeit eintretende Yacanzen werden durch Wahl der Handels- und Geworbe- 
kammer wieder ersetzt. 

Die Wahl kann nur abgelehnt werden wegen Krankheit, ToUendeten 60- 
jihrigen Alters und besonderer Geschißs- und FamilienTorhlltnisse. 

Ueber die Zulissigkeit des Ablehnungsgmndes entscheidet die Regierungs- 
behdrde, nach Constituirung der Kammer diese selbst. 

Die gleichen Grfinde berechtigen zu Niederlegung des Amtes Tor Ablauf 
der Wahlperiode. i 

Wer bereits sechs Jahre Hitglied gewesen ist, kann ffir die nächsten drei 
Jahre ohne Angabe eines Grundes ablehnen* 

4. Vorsitzender und Secret2r. 
Die Handels- und Gewerbekammer wählt ihren Vorsitzenden nnd dessen 
StelWertreter aus ihrer Hitte je auf Ein Jahr und einen Secretär. 

6. Gebühren der Mitglieder. 

Die Hitglieder der Handels- und Gewerbekammer fungiren unentgeltlich. 
Auswärtige Uitglieder haben in Gemassheit eines Ton der Kammer selbst zn I 

entwerfenden RegulatiTs eine Entschädigung für ihren Reiseaufwand bei Einbe- | 

mfungen zu beanspruchen. 

Diese Entschädigung ist, falls die Einberufung auf Verlangen der Regie- 
rungsbehörde erfolgt, aus der Staatskssse zu gewähren. 

Kanzlpiaufwand, etwaiger Secretärsgehalt und Reisekosten werden aufge- 
bracht durch eine nach Ikssgabe der Crewerbesteuer Ton der Handels- und 
Gewerbeksmmer auszuschreibende Umlage. 

6. ZusammenberufuDg. 
Die Handels- und Gewerbekammer wird durch ihren Vorsitzenden zusam- 
menbenifen. Die Zusammenberufung muss erfolgen, wenn des Herzog). Staats- 
ministerium, Abtheilung des Innern, oder ein Dritttheil der Hitglieder es Tor- 
langt. 

7. Strafe Ausbleibender. 

Auf Aussenbleiben ohne genügende Entschuldigung kann die Kammer 
selbst angemessene Ordnungsstrafen setzen. 
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8. BcscIilAtse und Wahlen der Handole- and Gewerbekaminer. 

Die Vereammlan^ iai beachlttaafähig, wenn iwei Drültheile der Mitglieder 
anwesend sind; bei Beachlfisaen enUcheidet die Hehrheit, bei Stimmengleicb- 
heit giebt der Voraitiende den Aoaachlag. 

Wahlen der Kammer erfordern im eraten nnd zweiten Wahlgange abao- 
late, in dritten relatire Stimmenmehrheit. 

9. Sitzungen and Protokolle. 

Die Sitiangen der Handels- and Gewerbekammer sind öffentlich bekannt 
Stt machen und haben die Wahlberechtigten sn denselben, soweit es die Locali- 
tat gestattet und nicht besondere Grfinde eine durch die Kammer lu beschliea- 
aende Ausnahme erfordern, Zutritt. 

lieber jede Sitiung der Handels- und Gewerbekammer fuhrt der Secretir 
ein Protokoll, in welchem nicht blos die Beschlösse, sondern auch die bei dar 
Berathung Ten den einseinen Mitgliedern geSuaserten Ansichten und Torga- 
brachten Grfinde niedenulegen sind, und dessen Veröfentlichoug der Handele- 
und Gewerbekammer freisteht, aobald es sich nicht über Gutachten um Gegen- 
stande handelt, deren Veröffentlichung die daa Gatachten yerlangende Behörde 
ausdrücklich ferboten hat. 

Jeder Bericfatserstattung an die Regierungsbehörde aind die bezfigliehen 
Protokolle beisnfflgen. * 

10. Verpflichtungen und Rechte der Handels- und Gewerbekamroer. 

Die Handele- nnd Gewerbekammer ist bestimmt, der Regierung als be- 
gutachtendea sachTcratandiges Organ in Fragen su dienen, welche Handel und 
Gewerbe (des ganzen Landea oder des Besirks) angehen. Die Regierung ba- 
hfilt sich Tor, sie bei wichtigen Angelegenheiten dieser Art su hören. 

Sie ist zugleich die Vertreterin der Interessen des Handels und der Ge- 
werbe und deshalb befugt, selbstständige Antrige und Wfinsche an die Regie- 
rung zu richten. 

Der Handels- und Gewerbekammer kann ausserdem mit ihrer Zustimmung 
in Ermangelung geeigneter örtlicher Genoasenschaften und Einrichtungen die 
Verwaltung oder Aufaicht über die Verwaltung allgemeiner Handele- bezüglich % 
Gewerbeinstitute fibertragen werden. 

Von der Handele- und Gewerbekammer ist im Janaar jeden Jahres Be- 
richt über die Lage dea Handels und der Gewerbe an die Regierung sn er- 
statten. 

11. OeschSftsreglement 
Der Handels •" und Gewerbekammer bleibt die Feststellung eines Geschifls- 
reglementa, Torbehiltlich der Genehmigung der Staataregierung, überlassen. 
Dies wird hiermit zur öffentlichen Kenntnisa gebracht. 
Meiningen, den 16. December 1866. 

Hersoglichea Staataministerium, 
Abtheiinng des Innern. 
Giscke. 
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X. 

Das deutsehe Kisenbahn - Transportreeht von Dr. K. Koch. 

Erlangen 1866. (Separatabdruck aus Goldschmidl's Zeilschrift für Handels- 
recht Bd. 8 u. 10.) 

Bio Torliegendo Schrift vird Jeder willkommen hciasen, welcher in der 
Lage ist, sich mit den Rechtsgrnndsätsen des Eisenbahntransportes nach dem 
deatschen Handelsgesetsbnch praktisch lu beschäfligen. Weun irgend Jemand, 
80 war der Verf., bekannt durch seine gründliche Bearbeitung des gesammtoa 
Eisenbahnrechtes, berufen, eine Darstellung zu unternehmen, welche die alteren, 
zum Theil Tor dem Erscheinen des Handelsgesetzbuchs Hegenden Darstellungen 
desselben Gegenstandes Ton Goldschmidt, in dessen Zeitschrift Bd. 4 S. 571 £, 
erginzt und mehrere neuere Darstellungen Ton Hillig, Mensching und An- 
dern, soweit sie das Frachtgeschäft de^ Eisenbahnen behandeln, erheblich schon 
durch die Spezialisirung und Reichhaltigkeit des Materials übertrifft. Die Er- 
wartungen, die man ?on dem gewohnten Fleisso, der Pünktlichkeit und Zuver- 
lässigkeit des Verf. hegen durfte, werden nicht getäuscht. 

Der Verf. macht keinen Anspruch darauf, das Frachtgeschäft überhaupt 
und in seinem besonderen Bezug auf die Eisenbahnen theoretisch -juristisch zu 
begründen. Seine Bemühung geht vielmehr dahin, die gesetslicben Bestim- 
mungen, welche das Handelsgesetsbuch in den Artikeln 396 bis 43 i aufstellt, 
mit grdsster Sorgfalt zu erläutern und zu kommentiren, sowie Alles dasjenige 
roitzutheilen , was die Eisenbahn?erwal(ungen in Folge der ihnen nachgelasse- 
nen Befugniss durch ihr Betriebsreglement verordnet haben. 

Voraus geht ein kurzer historischer Rückblick über die Entwicklung dea 
Transportrechtes, das ja allerdings in Folge des massenhaft vermehrten Han- 
delsverkehrs und der damit verbundenen Arbeitstheilnng (s. mein Handelsrecht 
§ 153 Note 3) eine ganz Aidere Bedeutung und damit eine ganz andere recht- 
liche Stellung gewinnen musste, als früher. Nach einem Rückblick auf die 
älteren Eisenbabnreglemenis , welche bekanntlich vielfältige Klagen und Be- 
schwerden des Handelsstandes hervorriefen, wird sodann erwähnt, wie die ein- 
schlagenden Artikel in der Berathnng des Handelsgesetzbuchs zu Stande ge- 
kommen und wie sich an diese die Einführung des neuen auf den Versamm- 
lungen von 1861 und 1862 berathenen Vereinsgüterreglemcnts , das sich in 
Goldschmidl's Zeitschrift Bd. 5 S. 5^1 ff. abgedruckt findet, anschliesst 

Der erste Abschnitt behandelt das Frachtgeschäft im Allgemeinen. Wenn 
die Artikel 390 — 394 nur zu einigen untergeordneteren Bemerkungen Anlaa« 
bieten, so bildet Artikel 395, der über die Haft des Frachtführers wegen Ver- 
lust oder Beschädigung des Frachtgutes verfügt, die Grundlage einer anafähr» 
lieberen Abhandlung über die öfter besprochenen Fragen: was höhere ^Gewalt 
(force majeure) im Sinne des Gesetzbuchs sei, — eine Frage, bei der auch der 
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V0rf. (vergh m%bk Handebracht § 156 Natt 7) la dem aUeiB fanftnftigan 
Resvlttto kommt, dass daa nur nach dem konkreteii Falle entecbiedeii werden 
kann, — über den Begriff der natfirlichen Beachaffenbeit, welche den Fracht- 
fiahrer von der Hafipflicbt befreit, der Schäden, welche darch Inaaerlich nicht 
erkennbare Hänge! der Yerpacknng enUtehen, über die Bieweielaat n. a. w. In 
ähnlicher Weise aind die weiteren Normen anter Hinweia anf manche neuere 
Gerichtaentacheidnngen erläatert. 

In dem iweiten Abschnitt wendet sich der VerL sa dem Frachtgeschäft 
der Eisenbahnen insbesondere. Der schwierigen Kritik nnd Rechtfertigvng des 
betreffenden. Titels in dem Handelsgesetibuche wird nnr kors gedacht. Einen 
besondern .Anfsata über das Eisenbabnbetriebsreglement, dessen gründliche Er- 
Srternng von dem Pablikom ohne Zweifel dankbar entgegengenommen werden 
würde, wird demnächst in Aussicht gestellt. Es folgt nun in ähnlicher Weise, 
wie im ersten Abschnitte, eine Erkläning der Artikel 422 ff., namentlich ans 
den Protokollen der Berathnngskommission mit mancherlei nütslichen Erlfiote- 
rangen in den Noten, aas den Reglements, Präjadiaien, oder aar Bekämpfang 
abweichender Ansichten, sowie aar Vergleichang mit den fremden Rechten. 

Sein Ziel dürfte der Verf. Yollständig erreicht haben. Die Konatroktion 
des Innern Wesens des FrachtgeKhäftes , welche der Doktrin noch ao manche 
Schwierigkeiten Temraacht, darf man in der Schrift nicht Sachen. Wer da-^ 
gegen Belehrang über die aar Zeit bestehenden positiven Rechtssitae and deren 
Aaslegong sucht, wird, wenn nicht Alles, doch Vieles finden. 

W. Endemann. 



XI. 
Die Arbelterfrairef ^on F. A. Lange. Daiebarg 1865. 

Es ist wunderbar und doch aehr erklärlich, dass die Arbeiterfrage in dem 
sog. „System^ der modernen Yolkawlrthschsflslehre eigentlich keine rechte 
Stelle finden will. Wenn freilich ein grosser Theil der sosialiatischen Schrif- 
ten der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts ?on der strengen Wissenschaft aurück- 
gewiesen wird, so ist des aus dem Charakter jener Litteratur yöllig gerecht- 
fertigt, — wenn femer die wohlgemeinten Arbeiten eines Schulze-Delitssch, 
Haber n. 8. w. wissenschaftlich nicht anerkannt werden, ao ?ersteht sich du 
▼on selbst, denn nicht um eigentlich Tolkswirthschaflliche Probleme handelt ea 
eich in ihnen, sondern um die Verbesserung der Lsge eines sehr kleinen und 
nicht einmal des verbesserungsbedürftigsten Theils der Be?dlkerung, — aaoh 
ist es nicht au Terwundem, wenn Lasalle's mehr geistreiche als wissen- 
schaftliche Agitationsschriften ein ähnliches Schicksal trifft, — warum beob- 
achtet aber die Wissenschaft eine gleiche Zurückhaltung gegenüber wirklich 
gründlichen, unparteiischen und ernsten Forschungen über die wichtigsten 
Yolkswirthschaftlichen Aufgaben, welche in der Arbeiterfrage enthalten sinü? 
Warum wird man s. B. „die Arbeiterfrage in ihrer Bedeutung für Gegen- 
wart und Zukunft*' Ton F. A. Lange lieber unter den Tagen Begriff der 
Sosialwissenschaft als den der Volkswirthschaft raagiren? Dieaes lial kann 
die Nichtbeachtung der Brochüre entKhuldigt aein durch Ihre iaaiere Un- 
acbeinbarkeit und das Streben nadi GemeinTorständlichkeit, — ein« Eiget- 
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teluA» vffcher der dtntieiie GtMrte nerkwtrdigtr W«ift all w«algtl«M 
im TorliegeDdieii Falle sehr iiBgereciltfertiglem MiMtrmen eftCgegealieMm. 
Aber Dicht hier liegt der Gmiid jeoer Tbataache, -^ daee man die Arbeitep* 
frage mehr ffir eio Coriotiim der Tageslitteratar halt ala fir daa, nm sie 
wirklieh ist, nimlich'eio tief mit dem Grondbaa des sog. Systems der Votts- 
wirfhscbuft ansammeiihiBgeiides Problem, — das liegt an iwei FnndaaMBtal- 
mfingeln der herrschenden Lehre: 1) in ihrem Streben nach Natnrgeaetiiichkeii, 
2) nnd das ist die Hauptsache, daran, dass sie fiberhanpt keine Vrikswirth- 
schaftskhre, sondern eine KspitaUstenwirthschaftslehre ist 

Eine Wissenschaft, welche in der Wirthschaft des Menschen Natnrgsattt« 
sveht, ist Aberflissig, weil sie die Natargesetae, unter denen sie steht, decb 
nieht selbst auf sich anwenden, ffir sich nutsbar machen kann — «iid was 
kann ihr Nutzen sein, wenn sie traurige Nothwendigkeften durch Erkenntniaa 
derselben nur trauriger machen, die Freude am Schaffen durch das Bewuasit* 
sein, dass msn nur natnrgesetalich schaffi, h&cbstens TerkfimaMm ktanlel 
Sine Wissensohsft aber, welche Naturgesetze su Frinsfpien des wirthschaMichen 
Handelns erheben und ihre Aufgabe darin erkennen will. Alles, was die rmen 
Wirkungen jener Naturgesetse hemmt, aus dem Wege su schaffen, ist wider- 
sinnig; denn sie muss in jenen Hemmungen eben so gut natnrgesetaliches Wal- 
ten erkennen, wie in allem Anderen. Wenn jene Yolkswirtbschaltslehre, wdche 
Naturgesetse erkannt im haben glaubt, Redlichkeit und Logik hi sich hatte, so 
musste sie im Momente der Erkenntniss Selbstmord begehen, — denn sie hat 
sich flberflisiig gemacht. Aber die Gewohnheit des Daseins ist noch su starir, 
sie lebt fort, um ihre einzige Entdeckung, das „grosse Naturgesetz Ton Ange- 
bot und Nachfrage'' su Torkunden, welches gleich einer Zauberformel alle theo- 
retischen Schwierigkeiten löst, — sie lebt fort als ein beständiger Protest 
gegen ihr eigenes Geietz. — Denn die wachsende Nachfrage nach tieferer 
Begründung ihrer Sätze, nach grfindlicher Forschung, nach Läsung sozialer 
Probleme erzeugt kein entsprechendes Angebot Ton ihrer Seite. Es scheint 
fast, als ob das Produktionskapital fehle. 

In der natnrgesetslichen Volkswirthschaftslehre kann es aber gar kaine 
sozialen Probleme geben, die Diskarmonieen in der Gesellschaft mOssen sich auf 
naturgesetzMchem Wege Ton selbst 15sen, und die natnrgesetzlichen OekoneuMB 
glauben in der Arbeiterfrage nichts Besseres thun zu können, als sie der Wir- 
kung Ton Angebot und Nachfrage an fiberlassen, zwei mystischen Kräften, welche 
«nsbhängig Ton dem Willen des Menschen das Getriebe der Gesellschaft oder, 
wie man sich auch ausdrfickt, das „Gfiterleben'' su regeln scheinen. Diese Na- 
turärzte haben, wie weiland Doctor Lampe seinen Kräutertrank, ffir alle Krank- 
heiten des sozialen Korpers nur ein ungeheures Purgirmittel, die freie Concurrena. 
Nach längerem oder kürzerem Gebrauch folgt eine Krisis, und wer sie fiber- 
steht, der ist gerettet, — wer nicht, der fällt eben als naturgeaetziiches Opfer. 

Ffir den Theil der peKtischen Oekonomie, welcher Naturgesetse im Sinne 
der Manehester-Schule nicht kennt, ist nun zwar die Arbeiterfrage prinzipiell 
nicht ausgesehlossM — sber zur Läsnng derselben zeigt sich die Volkswirth- 
aehaltslefare auf dem Standpnnhte, wichen sie bis jetzt fesihfilt, nicht flUg. 
•Me gescUehtliehe EntwiAlung hat ea mit eich gebracht, dass sie ebene« wie 
die ReeUiWisscDschafl bewusst oder nnbewusst ihre Ansdiamngen nnd Begriffs 
alets nnr Ton dem beschränkten Gesichtekreise der Besitsendra, des Kapitals 
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b >« tM fomidirt, luid dtts et ihr Vk jelil nicbt gfkmgvii iil» von dair Kapit»- 

i HatmiwirilitcliafblelMr« ddi lu «iaer virkliclieB VoiksvirtlüdMftstthrt ta «rhebta 

i — weim «seh die Tendons ta tiiier solchtiii Erhetmnf licb mehrfach gcitigl 

t hal niid immer etirker henrortritt Ich erinnere an Sismondi, Thfinen, 

^ Dnpont-Wbile, in neneater Zeit an die Bestrebnngan Ten Sehmoller o. A* 

i Die franiMschen Oekonomisten waren mit dem Gedanken, daea die Rator 

i das eigentlich prodakti?e Element eei nnd die Urprodnzenlen auf dem Uebcr^ 

I fois ihrea Prodnkto eine Klaaee, diaponible inm Dienet dei^ geisügen Kultur 

nnd des Staate, achaffen, auf dem beaten Wege sn-^einer onlTeraellen und ethi- 

1^ aeben Auliisanng der Volkswirtbachaft. Seitdem aber Adi Smith, statt anf 

I ' der Ton ihnen gegebenen Grundlage weitersubanen, nur ihr Prinilp der freien 

I Coneurreni sieh angeeignet, an die Stelle des produit net den Tagen Begriff 

des Natlonalreichthuma gesetat und den Menschen xu einer ProduktionsmascUne 

geamdit bat, ist die Wirthschaftslehre Ton diesem Standpunkt nicht wieder lea- 

gekommen und hat aicb awar sehr in die Breite, desto weniger aber in die TIeie 

entwickelt. 

Daa Prinzip des Nationalreichthums ist kein anderes, als daa der gren- 
zenlosen KapitalTermehrung ohne Rficksicht auf deren Vertbeihmg. Wenn die 
Strobflechterelen Toscanaa TOr Tiersig Jahren xwei, jetit aber awansig Miilie«' 
nen Werth herTorbrachten, so sagt der Natlonaldkonom, der Nationalreichtbum 
sei gewachsen. Gleicbgfiltig ist ee dabei, dass der StrehiechUr früher 6Ve 
Francs per Tag, jetit aber nur IVi Francs höchstens Terdienen kann. Wenn 
Ton 1842 — 1852 das steuerbare Landeseinkommen Englands um CVo, fon 
1853—1861 um weitere 20 Vo gestiegen ist, so ist dies dem Nationalttono* 
men ein erstaunlicher Zuwacha dea Nationalrdcbthums. Gleicbgfiltig ist ea 
dabei, dasa der Finansminister Gladstone, welcher am 7. April 1864 dem 
Parlament diese Thataachen referirte, liinsuffigt: „und dieser berauschende Zu* 
wachs Ton Reichthum und Macht ist gana und gar auf die beaitsendan Klüsen 
beschrinkt''. Dem Nationalökenemen aind eben die beaitaenden Klassen iden<* 
tisch mit der Nation« Eine aolche Auffaaaung kann man keinealills eine Toika- 
wirthMhaftliche nennen. — Der Zweck der Wiiihachaft aoU die „Produktion* 
nein — nicht die Vermehrung iw dem Einzelnen sufallenden Produktionaquan- 
tamt. Diese beiden Vorgänge, wekbe für den Kapitalisten allerdings identtech 
aind, werden Ten den NatlonaldkoneaMn ohne Weiteres ab selche angenommen. 
Die beiden „Prodnktienafaktoren'' sind Arbeit und Kapital. IHe eratere iet da, 
um „erspart''» daa andere, um Termehrt su werden. Eine wohlwollende Natio- 
naUkonomie liebt das so aufzufassen, als ob durch eine „Arbeitaersparniaa* 
4lem Volke wirklich Arbeitaanetrengung erspart wirde, wihrend in Wirklichkeit 
dieselbe nur eine Erspamiss Ton Arbeitsldbnni für die Kapitalieten ist. Die 
Triebfeder der Produktion soll der Egoismus sein, — was nichta bedeutet, als 
die rficksichtslose Anhiufung Ton Kapitalgewinnst, — denn der Egoisnras dea 
Arbeiters, welcher jenem atirkeren Egoismus gegeniber nichia anhäufen kann, 
bt gm ohne Object Bisweilen sucht man auch den Gemeinänn mit heran- 
inaieben. So atellt una Röscher, Nationaltt. (1864) S. 19, einen Fabrikan- 
ten Tor, welcher den Gemeinsinn mit Egoisauii Torbindet Ba heiaat datt: 
„Von den Fabrikanten wird derjenige, weicher am beelen und woUfeilsten pro- 
doairt, in der Regel auch am rrichatan werdini.'' Eine merkwündigie Art rm 
Gemeinainn in der Thift! Wo bleiben da die Arbeiter, mtt denen er ao waU- 
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feil prodosirl? Und wem ei nan gar wie Hc. Calloch geinogeii kt, dem 
Arbeiter „in tli« liglit of a machine'^ su betrachten und aU Theil des „Natio- 
nallcapitais'^ hiniiisteHen, der glaubt die Tiefe der Wirthacbaftswisfenachaft er- 
gründet zn haben. Wo^^bleibt aber bei einer solchen Anffassong die Katian? — 
So läflst sich durch die ganie Lehre hindurch na^weisen, wie sie, mit Ab* 
stractionen operirend, sich Ton ihrem beschränkten Standpunt[t losinmachen, bl» 
jetzt nicht im Stande war. 

Gegenüber dieser Kapitalistcnauffasaung sucht nun die Erforschung der 
Arbeiterfrage die Volkswirthschaft gleichsam Ton unten heranf, vom anders 
Extrem lu fassen, und lEsnn bei dieser Reaction nicht umhin, oft in die ent- 
gegengesetzten Einseitigkeiten in Terfallen. Den richtigen, uniTersellen Stand- 
punkt, welcher beide Fehler Tenneidet, wird man als den soaialwisaenschafl- 
lichen bezeichnen mfissen, ein Begriff, welcher sich nur deshalb nicht mit dem 
der Volkswirthschaft identifizirt, weil eben der Inhalt der jetst so genannten 
'Wissenschaft nicht mit ihrem ideellen Inhalt übereinstimmt. 

Jener wirklich Tolkswirthschaftliche oder sozialwissenschaflliche Standpunkt 
ist es nun, auf welchem das Buch steht, dessen Besprechung eine so langa 
Einleitung Toraufgeschickt wurde: Die Arbeiterfrage in ihrer Bedeutung fir 
Gegenwart und Zukunft von F. A. Lange. Dasselbe ist zwar schon 1865 
erschienen und, wie der Verf. in der Vorrede sagt, zunfichst in der Absiebt 
geschrieben, seinen zahlreichen Freunden aus dem Arbeiterstande — und er 
wird sich unterdess auch Freunde im Gelehrtenstande erworben haben — 
Rechenschaft über aeine Stellung zn den wichtigsten sozialen Fragen der Ge- 
genwart zu geben, — aber dass es schon Tor einem Jahre erschienen ist, 
▼ermindert den Werth dieses Buches nicht — ; dass es über die Stellung des 
Verfassers Rechenschaft giebt und so ein Programm ist fQr seine fernere wis- 
senBchaftliche Thätigkeit, giebt ihm erhöhtes Interesse, — und dass es gemein- 
Terstindlich geschrieben ist, Terleiht ihm VorzGge Tor yielen sog. gelehrten 
Werken; denn Gelehrte, welche für Gelehrte schreiben, überlassen oft ihren 
Lesern, den besseren Theil der Gedanken aelbst hinzuzudenken. Lange's 
Buch ist nicht gelehrt, aber durchaus wissenschaftlich, seine Ausfahrungen sind 
klar, ohne breit, knapp, ohne kurz, ausfihrlich, ohne weitschweifig zn sein; es 
bietet scharfe Kritik und eine anregende Fülle origineller Gedanken. Wir glau- 
ben, auf das Bach um so mehr hier aufmerksam machen zu sollen, als wir in 
einem der Torigen Hefte der Jahrbücher desselben Verfassers Prüfung der Lehren 
Ton Hill und Carey besprochen haben, dort aber weniger Cklegenheit war, 
den originellen Standpunkt Lange's gebührend heryorzuheben, zu dessen Wür- 
digung übrigens noch das Kapitel über „den ethischen Materialismus und die 
Religion '^ in seiner Geschichte des Materialismus (Iserlohn 1866) empfohlen sei. 

Das erste Kapitel der „Arbeiterfrage'' handelt yom „Kampfe um das Da- 
sein '^j also fon dem natürlichen Ausgangspunkt der Tolkswirthsrhsftlichen For- 
schung, dem Verhältniss der BoTölkerung zu den Subsistenzmitteln. Bfier be- 
kämpft Lange diejenige Anschauungsweise, welche wir als. Kapitalistenanffas- 
sung bezeidineten; und es ist in der That nicht schwer, genügende Angriffs- 
punkte zu finden. M. Wirth, Verehrer und Vertreter der Naturgesetze wie 
des Kapitals per excellence, giebt Ton der Oberflächlichkeit und Einseitigkeit 
jener Art in der Be?5lkerungslehre eine wirklich überraschende Probe. Er 
deduzirt National5k. (1860) L S. 479 gegen Malthus in folgender Art: 
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Zur Gütererieugiing^ bedarf et dreier Faktoren: Natur, Arbeil , Kapital. Di^ 
Natur bat noch für einige Jahrlauaende Produktionekraft genug; Arbeit iat 
immer da, wo BeTölberung ist; folglich kommt ea nur auf daa Kapital an« 
Dieeea aber kann sich zu 5Vo ^^f Zinaeezine schon in zwanzig Jahren ver- 
doppeln; die BeTölkerung yerdoppelt eich höchetena in 25 Jahren, — also hat 
ea mit dem Kampfe um daa Dasein keine Noth. Das ist Philosophie des Ka- 
pitals und Unsinns zugleich. Das Konglomerat ?on FehlschlQssen in Wirth's 
Deduktion wird Jeder sofort ?on selbst, wenn nicht, bei Lange S. 32ff. auf- 
finden. Der Grundfehler aber, welcher in der Wirihschaftslehre ausgebreiteter 
ist, als man denken sollte, der aber wieder aus jener Kapitalistenanffassung 
sich erklart, ist die Leugnung des Kampfes um das Dasein. Wenn nun aber 
die Statistik nachweist, einen wie mächtigen Einfluss auf die BeTölkerungsbe- 
wegung schon die kleinsten Preisschwsnkungeü der Lebensmittel haben (s. q* 
A. meine Untersuchungen über diesen Punkt in Hildebrand*s Jahrbüchern 
1866 I, 3. S. 161 ff.), so werden wir uns der Uebersengung nicht Terschlies- 
sen können, dass es sich hier nicht bloss um allgemeine, unbestimmte Bezie- 
hungen der BeTölkerung zu den Lebensmitteln hsndelt, sondern dass das Leben 
einrs sehr bedeutenden Theils der europaischen Bevölkerung bis jetat immer 
noch nichts ist, als ein Ringen mit dem Verderben um die Existenz. 

Die Lösung der Frage ist eine Fundamentalsufgabe der Volkswirthschafts- 
lehre, in der jedoch, wie Lange richtig ssgt, „§eit Halthus Niemand mehr 
einen namhaften Versuch gemacht hst, Vorschläge darüber zu machen, wie sich 
die Menschheit den Verwüstungen des Wetterwerbs entziehen könne^. 

Der Kampf um das Dssein ist somit als ungelöstes Problem hingestellt. 
Ein solcher Kampf ist aber, wie TocqueTÜlo bemerkt, nicht dann am 
drückendsten, wenn der Druck am grössten ist, sondern gerade, wenn ein 
Nachlassen des Drucks das Bewusstsein ?on demselben aufkommen lässt, — 
und ist um so schwerer in dem Zustande der Isolirung, in welche durch dia 
moderne Zersetzung der Volkswirthechait die untersten Klassen gerathen sind« 

Das zweite Kspitel handelt Tom „Kampf um die be?orzugte Stellung''. 
Die Möglichkeit, sich zu höheren Lebensstellungen emporzuarbeiten, findet an 
der Concurrenz der Befsbigten genau ebenso ihre Schranken, wie die Möglich- 
keit der Volksyermehrung an dem Kampf um das Dasein. Wie dieser seinen 
Grund hat in der Ueberproduktion ?on Lebenskeimen, so der Kampf um dia 
bsTorzugte Stellung in der Ueberproduktion Ton Fähigiteiten. Der letztere hat 
dieselbe Berechtigung, wie der erstere. Die Hauptgrundlagen beforzugter Stel- 
lung sind Eigentbum und Erbrecht in ihrer jetzigen Gestaltung. Das moderna 
Eigenthum entbehrt des sittlichen Gehalts, die Theorie der erworbenen Rechte 
auch der logischen und wirtbschafllichen Rechtfertigung. Beide sind der Um- 
gestaltung fähig und bedürftig, welche sich Tollziehen muss auf Grund einea 
„allgemeinen Rechtsbewusstseins, das sich zwar langsam und in grossen Perio* 
den, aber dennoch unverkennbar fortentwickelt, und welches in seinem gegen- 
wärtigen Beatand die wahre Grundlage der bestehenden Einrichtungen und dia 
eigentliche Quelle des allgemeinen Gehorsame gegen die Gesetze ist^. Für 
aaziale Experimente, soweit sie keinen Unbetheiligten in seinem Rechte krän- 
ken, muss Tolle Freiheit gegeben werden. 

So ungefiihr der Gedankengang dieses Kapitels, welches im Verfolg der 
Untersuchung eine einsichtige Kritik der communistischan Projecta und sozialen 
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Ktfondk«slrebiuig«ii liefert, und Btch Tief« des lohalU, Schwang der 

«Ad AM def Stylt n dtm Betten in liUen tcin dOrfU, waf auf tnitlvis* 

tt&tohaftlichtm Gtbiete in nentrer Zeit getcbrieken worden Itt 

Dat dritte Kapitel betpricbt den Begriff der Lebenthaltong (atandard of 
life). Die LebenthaltoDg wird an^efaml ala eine toxiale Macht, eine Wider- 
alandakralt gegen den Dmck dca Kämpfet vm dat Datein. Sie wird jededi) 
aagt Lange, nichtt beitragen mr LOtnng der Arbeiterfrage, weil tie dna 
Ricarde'tcbe Lohngetett nicht beteitigt, nnd die Wirkungen det Hangelt 
dweb Lahnherabdrtcknng towohl bei einer niedern wie bei einer hfthem L^ 
henthnitmig eintreten« Dtffir giebt er awei Erklamngtgrfinde an: ertlent die 
Wirkung einer rertdiiedenen Gewöhnung in Beziehung auf Nahrung und Piegu 
idbet, worfiber von der Wittenschaft noch nichtt Genaueret fettgettellt itt) 
tweitent dat allgemeine Streben, diejenigen Stücke der Lebenthaltung, weicht 
BMh Antten ticbtbar tind, mehr dem Schmuck und der Autieichnung dienen, 
bei Lohnerhöhungen möglichst tu Termehren und bei Erniedrigungen unter 
Aufopferung det Nothwendigsten to lange alt möglich fettiuhalten. In dieser 
Richtung haben auch die Lohntteigerungen der letzten Jahnehnte gewirkt, 
nicht aber dem Arbeiter eine vermehrte Widerttandskrafl verliehen;^ Die Rieh* 
tigkeit der Ricard o^tcheo Regel aber, welche Ricardo telbst, nach ihm die 
altliberale VolktwirthKhafttlehre tut Angebot und Nachfrage ableitet, und welche 
auch Lasalle nicht tiefer tu begründen vermocht hat, ergiebt tich nach Lange 
aut der Anwendung der Darwin'tchen Lehre auf die Arbeiterfrage, nimlich 
dem unter allen Umstinden eriwungenen und nur durch den Kampf um dat 
Datein geregelten Angebot von Arbeittkraft. 

Lange wendet tich hier auch gegen Schmoller, welcher Preuts. Jahrb. 
1864 Bd. 14 ausfahrt, dast die Ricardo'sche Regel nur eine Abstraction ans 
vorübergehenden Verhältnissen tei, und data ihre Ertcheinungen auf ethitchem 
Wege beseitigt werden könnten. So wenig ich nun auch Sc hm oll er in man- 
chen Punkten seines Aufeatzet beipflichten kann, to scheint er mir doch darin 
Recht zu haben, dast er Ricardo'a Aufstellung alt Gesetz nicht anerkennt. 
Dieselbe enthalt eine für Vergangenheit und Gegenwart vielfach gültige That- 
tache, aber darum noch nicht gültig für die Zukunft oder für alle Zeiten. Sie 
kann als Regel nur da gelten, wo der Arbeiter isolirt dem michtigen Kapita- 
listen gegenüberttebt. Dies war aber weder in den Znstinden der Natnralwirth- 
tchaft der Fall , noch braucht et der Fall zu tein in der weiteren Entwicklung 
der heutigen Creditwirthtchaft. Dast man bit jetzt keine wirksamen Mittel zur 
Beseitigung derselben gefunden hat, Ist kein Beweis, dass dieselben nicht go^ 
fiinden werden können. Und eolche Conseqnenzen zieht auch Lange nicht. 

Eine interessante Illustration dazu, wie man im Arbeiterttande gegen dia 
Ricardo'sche Regel*) ankämpft, bietet der internationale Arbeitercongreai, 
abgehalten im verflossenen Sommer zu Gent Von den englischen Arbeitern 
wurde dort der Gedanke einer internationalen Arbeitseinstellung angeregt, ein 
Gedanke, welchen L. Reybaud in einem ebenso malitlös und übelwollend ab 
oberflächlich geschriebenen Aufsatze: L'Economie politique det ouvriert, Revue 
det deux mondet 1. Nov. 1866, mit Unrecht lätherlich zu machen tucht. Diu 

*J Welche M. Wirth gescbmacklot genug folgendermassen ausdrQckt: „Die Be- 
friedigung der Lebsucbt ist der Massstab , um den der Arbeifslohn wie um teinen 
Mittelpunkt ventiHrt/* . Nationalök. I. S. 317. 
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Unaiitf&lirbarkeit deMelben, in dieser ingemeinheit gefafst, bt klar, jedoeb dl» 
Grundanschammg eine gani richtige. SellMtTereUndlich iat übrigens, dtss 
unter allgemeiner Arbeitseinstellung immer nur: allgemein in einem bestimmten 
Gewerbe, verstanden sein ksnn. Auch Lange macht darauf aufmerkstm, wia 
durch ein gsnses Land^ wenn auch nur auf den vierten Thell der Arbeiter 
aich erstreckende Arbeitseinstellungen Tiel wirksamer sein messen, ab totalt 
Einstellungen in nur einielnen Districten. 

Im Tierten Kapitel, „die gegenwirtige Bewegung und die streitenden Sy- 
steme,'' kritisirt der Verf. nach einem Rückblick auf die Bildung der gegen- 
wlrtigen Parteien in Deutschland sunichsi die Bestrebungen, welche unter der 
Devise der sog. Selbsthulfe die sosialen Fragen geUst au haben glsuben. Er 
unterstfitst mit scharfer Kritik und mit mehr Ruhe und KItrheit, als Lasalle 
dies thst, die sich auch sonst immer mehr verbreitende Einsicht, dass diesel- 
ben, so ehrenwerth sie an sich sind, doch mit dem Ksmpf swischen Kapital 
und Arbeit, mit der eigentlichen Arbeiterfrage gar nichts au thun haben. Sehr 
treifende Bemerkungen über die nationalokonomiscbe Schule, welche in diesen 
Bestrebungen den Weg xur Rettung sieht, sind auf Seite 136 ff. nachaulesen. 
Was die Lasall e'sche Auffassung der Soiialreform betrifft, so ist deren Ein- 
seitigkeit und Unvollständigkeit aus seiner Hegelisnischen Anschauungsweise 
erklirt. Hinsichtlich seiner praktischen Vorschlige bemerkt Lange, welcher 
übrigens in der Staatshülfe durchaus nicht etwa nur ein Almosen sieht, dass 
die Produktivassoziationen allerdings die assozUrten Arbeiter auf einige Zeit dem 
Druck des Unternehmergewinns entziehen könnten, aber einerseits würde der 
rapide Bevdlkerungszuwschs die Vortheile bald wieder ausgleichen, andrerseits 
würde der nicht assosi||te Arbeiter nur um so schlimmer gestellt werden. 

So viel glaubt Lange aus den sozialen Konstellationen von heute abneh- 
men zu müssen, dass in der Arbeiterfrage gegenwirtig die wichtigsten Staaten 
Europas eine Bewegung von steigender Bedeutung durchzieht, — dsss Deutsch- 
land und Frankreich die beiden Linder sind, in welchen diese Frsge frfiher 
oder spiter zur Entscheidung kommen wird, — dass dss Schicksal der lind- 
lichen Arbeiter mit dem der industriellen aufs Engste verknüpft ist, und an 
eine dauernde Lösung der Arbeiterfrage nur dann zu denken ist, wenn beiden 
gleichmässig geholfen wird. 

Das fünfte und letzte Kapitel bespricht den „Weg zur Rettung^. Ana 
Lange's gsnzer Darstellung geht hervor, dass er die Lösung der Arbeiterfrage 
nicht von einzelnen Hassregeln erwartet, dasa vielmehr schon der „blosse Ge- 
danke ihrer Lösung von der Annahme eines vollstindigen Umschwungs im gei- 
stigen Leben der Völker unzertrennlich ist''. Nachdem aber der Verf. den Be- 
weis der Unzulänglichkeit aller bisherigen Reformbestrebungen geführt hat, 
ghrabt er der berechtigten Forderung des Lesers nach einigen greifbaren Sitzen, 
welche auf die Bestrebungen der Gegenwart Anwendung erleiden, genfigen zu 
sollen, und stellt daher eine Reihe von Thesen auf» deren tiefere Begründung 
und Ableitung aus einem einheitlichen Prinzip er spiteren Arbeiten vorbehill^ 
deren wissenschaftliche Beurtheilung also auch erst dann erfolgen kann. Einst- 
weilen genügt es uns, die wissenschaftliche Stellung eines kritischen Denkers 
kennen gelernt zu haben, welcher zur Erforschung und Förderung der sozialen 
Fragen wie wenig Andere beftihigt und berufen ist. H. v. ScheeL 
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Die Buchstaben A., G., L., M. bezeichnen die 4 Abschnitte, in welche die Jahr- 

bficher zerfallen, nimlich: Abhandlungen, nationaldkonomische GesetzgebvBg, 

LItteratur und Mise eilen. Die Sternchen weisen auf die „nationalofconomische 

Litterätor in der periodischen Presse^* hin. Die romischen Ziffern bezeichnea dea 
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talreiche England I. 114*. 
mehrerer Regierungen im Jahre 1863 

II. 293* 
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II. 297*. • 
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392*. 
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Die Currencyfrage III. 390; lY. 53« 
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Ufbtr Btaktn und dU Sucoufaleii der 
Nationalbank 1. 237*. 
Beitrag zvr Gcschidite des BankweseM 

III. 306, 309*. 

Kritik der Spar* und Hypethekenbanken 

IV. 484 ♦. 

Umwandlung der monti (nunentarii in 
Yolksbanken TL 286*. 
Oeaterreich. 

Bankaete Yom 27. Deebr. 1862 1. 182 G. 
Bankneten-Geaetz TL 447 G. 
Ettaaland. 

Bekanntnacbung der kaiaerlichen Bank 
in Petersbarg über Einstellung der Zah- 
lung YOtt Silber-Agio L 731 G. 
Sehweiz. 

Bankgeaetigebang 1. 79 G. 
Zettelbanken 111. 382«. 
ThAringen. 
Rentenbanken IV. 249 A. 
Vereinigte Staaten. 
Auaweia der Banken von New- York pro 
Januar bis September 1864 III. 295 ^ 
Verindemng in den Circulationamitteln 
111. 296 *. 

Banknoten-Cireulatlon am 1. Juni 1866 
VII. 46*. 
Die National- und die Staatabanken IV. 
168 •. 

Aoabreitung der Nationatbanken V.214*. 
Zuaatzgeaetz sum Nationalbank -Geaets 
VII. 47*. 
Basel 8. Wuchergeaetze II. 456. 
BAMUitork a. NatienalSkoaemie V. 81. 
BAumwolle« 
Bentachland'a Baumwollenapinnerei 
L 641 Bl. 
England. 

Die Krisis im Jahre 1862 und deren 
Felgen 1. 108*. 

a) Vergleichende Ueberaicht der Ein- 
und Ausfuhr. 

b) Einiuas auf daa Sinken der Divi- 
dende der 5 groaaen engliachen Eisen- 
bahnen. 

e) ArbeilaloBigkeit in Lancashire und 
aonatigen Fabrikdistrikten I. 239, 382, 
496, 749; II. 72*. 

d) Die Bedingungen des Baumwollen- 
. bauea und Vorachlige zur AbbOlfe des 
i Mangele 1. 497*. 
r> Freiae von 1846/64 IV. 59*. 
Consum von 1843/63 IV. 60*. 
Ein- und Auafnbr Ton i&B2M Hl- ^2*- 
Einfuhr pro Januar bis Juli 1864/66.V. 
417*. 

Ein- und Ausfuhr und Consumtion 1866 
VI. 368*. 

Einfuhr aus Egypten von 1856/64 IV. 
fiv 
VIL 



Binfohr au Ernten, Indien und China 
p. Januar bU August 1869^5 VI. 147* 
Baumwollenmarkt 1866 VI. 147*. 
Geachiehtlieher Raekblick auf die Kriaia 
TOm Jahre 1862 IIL 304*. 
Frankreieh. 

Einfuhr aus Egypten Ton 1856/64 IV. 
60*. 

Kriaia im Jahre 1863 I. 386*. 
Italien. 

Deren CuUur IL 164*. 
Ausstellung 1864 U. 388*. 
Vereinigte Staaton. 
Vorrithe und Emteausalehten 1866 V. 
216*. 

Stand der Baumwolleninduatrie am l.Mai 
1866 VI, 278*, 
Bayern* 
a. Bevdlkerung 1. 232; IIL 55; V. 344. 

Forsiverwaltung II, 433. 
* Handwerk VI. 113. 
ViehzShlung IIL 74, 202. 
Behm s. Jahrbuch VII. 179. 
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a. Congreaa 1. 127. 
Credit IV. 61. 
Handel 1. 126. 
Munzvertrag VL 256. 
SclaTorei I. 127. 
Sparkaaaen 1. 128. 
SUtiatik VL 449. 
ViehaUnd IIL 203. 
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a. Bevölkerung VII. 38. 
Congreaa I. 512. 
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Dinkel VI. 297. 

BevStkentnir* 

Princlp der rechtlichen und factischen 
Bevölkerung Ton Meyer VI. 97,424 A. 
Ueber Volkszählungen von Fabricius 
VL 306 A.; VIL 221 M. 
Einfloss der Fruebtpreiae auf die Be- 
völkerungsbewegung von V. Scheel 
VL 161 A. 
Bayern. 

Bevölkerung und Gewerbe 1861 1. 232 L. 
Deren Bewegung daselbst 1857/62 III. 
56 L. 

Die Volkszählung in Bayern 1864 von 
T. Hermann V. 344 L. 
Berlin, die Volkszählung vom 3.Dec. 

1864 VU. 38 L. 
Deutschland. Dia Resultate der 1864er 
Volkszählung in den bedeutenderen deut- 
schen Staaten V. 431 M. 
England. 

Bevölkerung daselbst im MHlelalter und 
jetzt 11. 472 H. 
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Be?5lkeroDg in Irland 185V^i I- ^51«. 

Bhen, Geburten und Todesßlle 1860/66 
VII. 197* 

Geburten, uneheliche Y. 415*. 

Sterblichkeit in den ?erschiedenen Le- 
bensaltern und Todesursachen p. 1850/60 
VI. 73 •. 
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Fruchtbarkeit L 500 M. 
Italien. 
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B. Hildebrand VI. 81 A. 

Statistische Notizen über Land und Leute 
I. 632 ♦. 
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IV. 491 M. 
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I. 132 M. 
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B ^n»_D., Die deut sch e Erportlndustri o 
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Tarif, deutscher und dessen Re toii II. 
187 A. 
Broeher s. Kapital VII, 33. 
Brückner s. Papiergeld I. 48. 

s. Hflnzzeichen III. 161, 237 und 337. 
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Callfornien» 
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Gold III. 81 und 209. 
Canada s. Geldmarkt III. 296. 
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mann I. 26, 154, 310, 513 u. 679 A. 
Capital. 
Kritik des Capitalbegrifis Ton Dfibriar 
V. 316 A. 

Capital und Arbeit von Dahrinr TL 
63 L. 

Capital und Geld von B rocher Vif. 
33 A. 

Capital vermögen in Genf, Statistisches 
über dessen Anwachs IL 160 M. 
Carej s. Socialwissenschaft. 
Cara, J, s. Preise V. 227 M. 
Chequea. 
Gesetz über dieselben in Frankreich VI. 
47 G. 
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einzubürgern III. 386 ^ 
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Mai 1866 V. 46 •. 
Cohn 8. Zeitgeschäfte. 
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lung VI. 71 ♦. 
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schweig I. 641 M. 
Conen rrens und Monopol (Frankreich) 

I. 246*. 
Confpre«9. 
Berlin, internationaler stat. Congress 
daselbst I. 512 M. 

Bern, internationaler Congress für den 
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V. 420 M. 
Brüssel, Congress der intematioaslen 
Gesellschaft für den Fortschritt der so- 
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1851, 1856, 1860 und 1665 (England) 

VI. 359 ♦. 
Conaamverelne (Vereinigte Staaten) 

IV. 160 •. 
Corpus Jarlfl eivllis» Wirthschaft- 

liehe Grundbegriffe dess. von Scheel 

VI. 324 A. 

Geschäflakreis des Londoner I. 637*. 
Beitritt der Bank von England 111. 63*. 
Umsatz des New -Yorker 1863/64 IV. 
162 AI. 
Credltweaen s. auch Bankwesen. 
Landwirthschaftliche Creditanstalten von 
Zeulmann VII. 186 L. 
Landwirthschaftl. Creditanstalten, neue 

Lilleratur darüber I. 221, 370 L. 
Belgien. Sociale de credit foncier in- 
ternational und die Banque de credit 
foncier industriel IV. 61*. 
England. 

Krisis im Jahre 1866 I. 108; ll. 70; 
VII.- 48, 195 ♦. 

Einfuhrung des Pfandbriefsystems V. 
417 ♦. 
Frankreich. 

Credilwesen 1. 121 und 391*. 
Credit als Hebel der ärmeren Klassen 
I. 641*. 

Creditin&tilute Frankreichs I. 754 ^ 
Italien. 

Credilinstitttte I. 634; 11. 388*. 
Organisation des Grundcredils VI. 69*. 
Credit - Thorie I. 381*. 
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und seine 30jährige Wirksamkeit I. 
412 A. 
Oesterreich. Landwirthschaftlicher 

Credit von Neumann III. 378 L. 
Sachsen. Landwirthschaftliche Credit- 
anstalten von Dietrich IV. 219 K. 
Schweiz. Landwirthschaftliche Credit- 
anstalten IL 298 M. 
Vankwardt s. NationalSkonomie L 106. 
9arlehiiska«8eii-Vererdnunff, Ober 
deren Errichtung vom 2. Juli 1866 in 
S.-Altenburg VII. 170 G. 
BietrldLß. Creditwesen^gacbseftJJLSl^ 
Vitfifirenz'g^escnSIte s. Zeitgeschäfle. 
Kinkel» Marktpreise desselben in Bern 
von 1847/60 VI. 297 M. 

dessen Bewegung bei den Banken in 
London, Paris und New- York seit 1831 
1. 249 H. 

Stand desselben Anfsng September 1862 
und 22. Januar 1863 bei der Bank von 
England und der von Frankreich 1. 240*. 

Fluctiuationen 1863 and 1864 bei der 
Bank von England, desgleichen p. 1864 



bei den Batiken von Paris, Wien, Ber- 
lin, Frankfurt und Turin IV. 58*. 
Stand desselben bei der Bank von Eng- 
land im Jahre 1865 und p. 12. Mai bis 
15. August 1866 VL 358; VIL 195*. 
Stand desselben in New- York am 9. Sept. 
1864 IIL 294*. 
Domainen- Nutzung in Preussen von 

Frantz IL 393 M. 
DonAufOrfltenthfimer s. Agrar- 

statistik V. 232. 
DfihrlBiT 8- Capital V. 316; VL 63. 

s. Nationalökonomie VL 352. 
Einkemimen« 
Das Steigen des Reichlhums in Gross- 
britannien 1854/59 IL 158*. 
Der ökonomische Fortschritt 1854/63 
(England) IV. 332*. 
Oekonomische Lage Englands Ende Jan. 
1866 VL 272* 

Reichthum und Resourcen der Vereinig- 
ten Staaten V. 210, 402 *. 
filnwaaideriinff (Vereinigte Staaten) 

III. 297*. 
Eisen, dessen Produktion und Verarbei- 
tung (iBngland) L 107*. 
fiiflcsibaliiicii in Californien III. 330 M. 
Deutschland. Das deutsche Eisenbahn- 
Transportrecht von Koch VIL 432 L. 
England. 

Anlegung neuer Eisenbahnen in London 
IL 389*. 

Dividende p. 1. Halbjahr 1861/62 1. 108 *. 
Desgleichen p. 1. Halbjahr 1864 IIL 303*. 
Sicherung der Gläubiger der Bisenbahn- 
gesellschaften VI. 148*. 
Das irische Eisenbahnwesen VII. 196*. 
Frankreich. 

Reglement der Eisenbahnen L 123*. 
Uebersicht derselben VI. 154*. 
Italien. 

Einnahmen von 9 Staatsbabnen, Mirz 
1863 L 116*. 
Umfang des Eisenbahnnetzes I. 117*. 
Beschaffung des zur Vollendung der na- 
tionalen Eisenbahnen nöthigen Capitals 
1. 237*. 

Verkauf der Slaatsbahnen IIL 809*. 
findemann s. canonistische Lehre I. 
26, 154, 310, 537, 679. 

8. Anlehen I. 114; 11.293. 
Bankwesen I. 115, 241, 752; IL 73, 

294, 297, 392; IIL 300, 390; IV. 53, 

59, 331, 333, 336; VL 273. 
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IL 72; III. 62, 304; IV. 69; V.417; 
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Clearing-hoase I. 637; III. 63. 
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Depositen VI. 361. 

Diecont 1.240; IV. 68; VI. 358; VII. 
195. 

Einkommen IL 158; IV. 332; VI. 272. 
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Finanz - Zustand Grossbrilanniens und 
Gladstone's Vorschlag einer Steuer- 
Reduction L 498*. 

Vergleich der Zoll-Einnahme und Aus- 
gabe 1869 und 1862 I. 638*. 
Einnahme und Ausgabe in der Periode 
31. Mirz 1859/62 I. 114. 
Einnahme p. 1862 I. 240«. 
Budget p. 1863 L 637*. 
Einnahme p. 1863 L 382; 11. 69, 292*. 
Einnahme p. 1864 IIL 3e»8; IV. 333*. 



Budget p. 1865 IIL 61*. 

Einnahme und Ausgabe p. 1866 IV. 478; 

V. 225; VL 274*. 

Einnahme p. 31. Mars 1865/66 VI. 362; 

VIL 53 •. 
Oeffentlicbe SchuU in Grossbrilanniea 

und Irland am 31. März 1865 V. 414*. 
Ertrag der Einkommensteuer in Sehe» 

dula D. 1858 und 1864 VL 275*. 
Finanz- und Handelsgescbichte p. 1866 

VI. 356*. 
Frankreich. 

Budget für 1863 I. 117*. 
Desgl. 1864 I. 387*. 
Desgl. 1865 IIL 66«. 
Die Verfiusserung der Staatsfonten in 
den leUten 50 Jahren VIL 311*. 

Italien. 

Ertrag der indirecten Steuern 1860/61 
L 117*. 

Die öffentliche Schuld am 1. April 1862 
L 117*. 

Die Finanzlage 1862 I. 235 *. 

Die Zollreform L 379*. 

Jahrbuch des Finanzministeriums 1862 
L 494«. 

Finanzgesetz Tom 10. Juli 1861, die 
Gründung des grossen Buches der öf- 
fentlichen Schuld I. 495*. 

Finanzgesetz rem 3. August 1861 , die 
Unificalion der öffentlichen Schuld be- 
treffend I. 495*. 

Finanzzustand und ReformTorsebllge I. 
238; IL 155, 283 und 386*. 

Italiens Finanzgescbichte IL 386 *. 

Verwaltung des Ministeriums Minghetti 
IL 310*. 

Budgets der Municipien 1861 II. 386 *. 

Einnahmen und Ausgaben der Communen 
und Provinzen 1863 VI. 285 und 367 «. 

Budget p. 1863 L 381« 

Budget p. 1865 IV. 483*. 
Vereinigte Staaten. 

Die innem Revenuen 1864/65 IV. 158*. 

Einnahmen und Ausgaben Ende 1864 

IV. 156*. 

Einnahmen p. 1. Juli 1865 bis 31. Min 

1866 VIL 44*. 
Einnahme und Ausgabe p. I. Quartal 

1866 VII. 45* 
Die öffentliche Schuld und der staigeBd« 

Reiebtbum in den Ver. Statten 1865 

V. 210*. 

Nationalflchuld p. 21. Juni 1864 bis 1. 

Februar 1866 VI. 282*. 
Staatoschuld am 23. September 1863 IL - 

361 M • 
Staatoschuld 1864 und Vermögen 1860 

und 1860 IIL 331 M. 
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8tftaUBch«M am 1. April. 1. Mai und 
1. Juni 1866 IV. 160 M.; VIL 44*. 
Varwaltung iinlor Chaae, FiDanzaiinl^^er 
der Ter. Staaten L 242; II. 295 ^ 
Ftoelier, 6., a. Zo11?ereiD II. 317, 397 

A.; Y. 361 L. 
Vlaeherel* atatiaüaehe Kotizen (Ita- 
lien) I. 238«. 
FovqHet» nach neuen Urkuoden (Frank- 
reich) I. 641 ^ 
ForstverwaltuniP in Bayern von 

Mayr II. 433 A. 
Frankreich, 
a. Associationen I. 245; II. 291. 
Bankwesen I. 246; II. 289; lU. 66, 
382, 387; VI. 155; VII. 319. 
Bau9iiroll^ I. 386. 
Cheqnaa III. 386; VI. 47. 
Concurrens I 246. 
Cottseito I. 124. 

Greditwesen I. 121, 391, 641, 754. 
Eisenbahnen I. 123; VI. 154. 
Finanzen 1. 117, 387; III. 66: VII. 311. 
Handel 1. 119, 244 ; III. 67 ; VI. 151/2. 
Hansabund I. 639. 
Law I. 641. 

Landwirthschaft VII. 313. 
National5konomie I. 119, 124, 388, 
390; IL 287; lU. 383. 
Paris I. 388, 639. 641; III. 384. 
Pauperismus I. 191. 
Preise III. 382. 
Socialwissenscbaft I. 125, 639. 
Sparkassen II. 287. 
Steuern 1. 118: H. 288. 
Stiftungen I. 641. 
VerbrecherstaUstik I. 123. 
ViehsUnd III. 203. 
Wahrung L 639. 
Wegebau I. 753. 
Werth I. 391. 
«eld s. auch Capital VII. 33. 
Bagriff des Geldes in seiner histerisch- 
dkonomischen Entwicklung Ton Scheel 
VI. 12 A. 

Geld, TOlkswhrlhschaftlich kein omlanfen- 
des, aondem ein stehendes Capital fOtt 
Lindwurm L 438 A. 
Theorie desselben (Italien) HI. 296 ^ 
«eMmark«. 
Büffland. 

Allgemeines, betreffend die Currency- 
frage UI. 390; IV. 53 ^ 
Abfluss des Geldes nach dem Osten VI. 
147». 
Ursidien der Stefgernng dea Gvldpretses 

VI. 274*. 
Canada, Geldkriais dasalhai III. 206*. 
Clemf s. Capitalrermögen II. 160. 



Oc«ell0cliAfteit B. auch Consum- 

rereine. 
England. 
Verzeichnisa der im Jahre 1863 ge- 
grflndelen Gesellschaften U. 294*. 
Die friendly societies , ihre Entstehunif 
und Ausbreitung V. 221 *. 
Griündung einer auf Gegenseitigkeit be- 
ruhenden Bürgschafts-Gesellachaft der 
Bank-Clerks V. 225*. 
Frankreich. Associationen I. 295: 

II. 291. 
€}e«ete9ebaiiiP, national5konomfsche. 
s. Bankerotigesetz IV. 160. 
Bankwesen, Oesterreich 1. 182 ; IV. 447. 

, Schweiz I. 79. 
Branntweinsteuer-Gesetz VI. 48. 
Cheques VI. 47. 
Darlehnskassen VII. 170. 
Fabrikarbeiter III. 283; V. 172. 
Gewerbe L 87, 368; IV. 42. 
(Gewichts- und Maasasystem I. 603. 
Gold, Ver. Staaten III. 52. 
Handel, Schweiz IV. 458. 
Hypothekenwesen III. 288. 
MQozTertrsg VL 255. 
Steuerwesen I. 207; IV. 44. 
Wuchergesetze 11.268, 455; VI. 445. 
detrelde. 

Statistische Ermittelung der Preise nach 
Hohlmaass und Gewicht VL 289 M. 
8. Preise I. 398. 

Altenburg. Die Komprelse in der 
Stadt Altenburg von 1746 — 1863 III. 
412 M. 
England. 

Einfuhr fn Grossbrftannien II. 75 Bf. 
Zunahme der Einfuhr I. 114 *. 
Weizenemte 1863 L 750*. 
Weizenpreise 1840—1864 IV. 58*. 
Weizeneinftthr f&r einen Theil der Jahre 
1864/65 V. 224*. 

Einfuhr von Cerealien seit Aufhebung 
der Korngesetze IV. 330*. 
Handel zwischen Deutschland und Eng* 
land VL 863« 

Consum an importtrtem Weizen V. 416*. 
Das Messrecht der city-corporatlon In 
London VL 149*. 
Vereinigte Staaten. Emteaussichten 

im Jahre 1865 V. 215*. 
dewerlie a. auch Bevölkerung. 
Gewerbeordnung fAr S.-Weimar 1. 87 G. 
fQr S.-Gotha n. S.-AlUnburg I. 368 G. 
fQr'a Hersogih. Braunsehweig IV* 42 G. 
Gewerbeaufoahme in S.-Altenborg 1861 
IL 304 M. 

Gewerbe und Bevölkerung in Bayern 
1S61 L 232 L. 
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OewIclitMiyAtemf EinlöhruBg des 
metrischen in Oesterreicli III. 326 M. 

€}ewiclit0- und ülaasMystem» Ein- 
fuhrung des metrischen in England I. 
603 6. 

Oladfftone» dessen Thätigkeit als Fi- 
nanzminister (England) 1. 498; VII. 52*. 

C^larn« s. Fabrikarbeiter V. 172. 

«Olli. 

Australien. 

Abnahme der Produktion daselbst 1. 396 M. 

CaÜfornisch-australische Goldentdeckun- 
gen seit 1818 von Laspeyres III. 81, 
209 A. 
England. 

Einfluss der australisch - califoiiiisclien 
Goldausbeute auf den Werlh des Goldes 
1.499, 760 •. 

Folgen der Goldentwerlhung II. 73*. 

Gold- und Silberproduktion in Californien 
und Nevada im I. Halbjahr 1864 111.294*. 
Vereinigte Staaten. 

Goldagio und Wecbselcourse p. Ende 
1861/65 I. 254; 11. 470; VI. 157/58 M. 

Agio und seine Fluctualionen im Sep- 
tember 1864 III. 295*. 

Desgl. p. 1. Febr. bis I.Juli 1865 V. 213*. 

Desgl. p. Mai und Juni 1866 VII. 42*. 

Gesetz gegen Zeitkäufe und Dlfferenz- 

feschäfte im Goldhandel vom 20. Juiii 
864 III. 52 G. 
«oldschmidt, L., s. Handel 11.461 L. 
Clrimm, W., s. Jena VI. 30. 
€}ranileigpenthum9 dessen Verthei- 
lung in Deutschland IV. 469; V. 174 L. 
Orundrente » Geschichte und Kritik 
der Lehre von ders. von Trunk VI. 
385 A. 
Hambare s. Preise III. 81, 209. 
Handel. 
Handelsrecht, Handbuch desselben von 
Goldschmidt II. 461 L. 
Belgien. Handelsyertrag mit England 

vom 23. Juli 1862 1. 126*. 
Bremen g. Seebandeisflotte II. 303. 
England. 

Vorboten einer Handelskrisis 1863 II. 
70, 156*. 
Aus- und Einfuhr für einen Theil der 

Jahre 1861-1863 I. 636*. 
Desgleichen 1863 IL 391 *. 
Ausfuhr p. Januar bis März 1862/64 
in. 62*. 

Aus- und Einfuhr während eines Xheils 
des Jahres 1864 III. 389 ^ 
Ausfuhr p. Januar bis Mai 1863/65 V. 
223*. 

Ein- und Ausfuhr p. Januar bis Juli 

bezüglich August 1863/65 V. 417*. 

Gesammt-Ein- und Ausfuhr p. 1843, 



1846, 1851, 1856, 1860 und 1866 ¥1. 
360*. 

Finanz- und Handelsgeschichte p. 1865 
VL357*. 

8. Getreide, England VL 363*. 
Frankreich. 

Reform des Handelsgesetzes I. 119*. 
Handel im Jahre 1861 I. 244*. 
Aus - und Einfuhr im L Quartal 1864 
IIL 67*. 
Tbätigkeit der commerciellen Diplomatie 
VL 151* 
Erfolge des französisch-engUschen Han- 
delsrertrags VI. 152*. 
Italien. 

Italiens Betheiligung am Vfelthandel in 
der Vergangenheit und Zukunfl 1.380*. 
Handel im Jahre 1860 L 380*. 
Ein- u. Ausfuhr p. 1858 u. 1863 V. 219 *. 
Desgleichen p. 1862 VI. 66 *. 
Handelsverträge 1862 und Handelswerth 
nach 5jährigem Durchschnitt 1. 633*. 
Italien und der Orient IL 156*. 
Bildung einer Seemacht IL 155*. 
Schiflffahrt IL 284*. 

Schweiz. Entwurf eines schweif eriseben 
Handelsrechts, Motive zu demselben IV. 
458 G. 
Vereinigte Staaten. 
Ein- und Ausfuhr vom Juni bis August 
1864 IIL 297*. 
Desgl. 1862/64 IV. 160*. 
Desgl. 1854/64 V. 212*. 
Freihandels-Ligue V. 215, 403*. 
Handelskaiiimer« 
J Deutsche Handelskammerbericbte von 
I Kompe VL 130 L. 
Deutsche Handelskammern und sonstige 
kaufmännische Organe Tom Kompe 
IV. 121 A. 

Errichtung einer Handels- und Gewerbe- 
kammer in l^ien IV. 75 M. 
Handwerk. 
Geschichte der deutschen Arbeit im Mit- 
telalter I. 211 L. 

Handwerksentwicklung der Rheinpfalz- 
städte Ton Mayr VI. 113 A. 
Hannover s. ViehsUnd IIL 202. 
Hansaband« dessen Geschichte L 639 *• 
Held s. Socialwissenschaft VIL 305. 
HeM s. Statistik V. 359. 
Hildebrand» B., s. Nationalökonomie 
L 5, 137; U. 1, 248. 
s. Statistik L 478; VI. 1, 346. 
Bevölkerung H. 472; VI. 81. 
Wolle IL 310; VI. 186. 
Hildebrand, Richard, s. Na^ntl- 
ökonomie I. 577, 643. 
s. Papiergeld I. 392. 
Post IV. 428. 
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Iraf s. LebeiuTersicheniiig 11. 467. 
Kue* Grösse derselben im 16. Jahr- 
hundert UI. 201 U. 
HvdflOiui - Bay • Company « deren 
Uehergeng an die international-socletjr 
1. 638«. 
Kypotlaekenwesen« 

Zar Gesetzgebung Aber Hypelheken- 
wesen Ton Andr6 111. 378 L. 

Das Hypothekensystem in seinen Er- 
fordernissen and Verhältniss xum No- 
tariat Ton Arnold UI. 378 L. 

Hypothekengesetzgebang in Meiningen 
lll. 288 G. 
JatarbHcli 

fOr Handel and Indostrie in Oesterreich 
VI. 265 L. 

Zweites staUstlsches Jahrbuch der deut- 
schen Turnvereine VI. 349 L. 

Geographisches Jahrbuch ?on B e h m Vll. 

8. auch Finanzen, Italien L 494. 
Jfena» Geschichte der Frequenz der Uni- 
Torsitit Ton Grimm VI. 30 A. 
8. SUtistik, Thflringen lII. 71; VL 77. 
Indloipermaiiiflelies Urvollc, des- 
sen wirthschaftlicher Culturstand Ton 
Schleicher I. 401 A. 
Indiutrie. 
Deutsche Export -Industrie TOn Born 
I. 147 A. 

Industrie der amerikanischen Städte mit 
Qber 10,000 Einwohnern TL 278 \ 
Steffwerthsrermehrung 1. 248 H. 
MMlmnd'B Skonomische Entwicklong Ton 

Sodemann U. 81 A. 
Italien. 
8. Auswanderung Yll. 204. 
Banken I. 237; II. 764; III. 306, 309; 
IT. 484; Tl. 285. 
Baumwolle U. 164, 388. 
BofSlkerang I. 632; Y. 217, 406, 407; 
Tl. 67, 364; TU. 204,207/8. 
Bibliotheken TU. 203. 
Bureancratie lU 166. 
Congress TU. 203. 
Constitaimng Tl. 284. 
Credit I. 381, 634; II. 388; Tl. 69. 
Eisenbahnen I. 116/17, 237, 633; U. 
284 * 111. 309. 

Finanzen L 117, 235, 238, 379, 381, 
49V5; U. 155, 283, 386; UI. 310; 
IT. 483; Tl. 285, 367. 
Fischerei I. 238. 
Geld II. 155. 

Handel 1. 238, 380, 633; U. 155, 284; 
T. 219; Tl. 66. 

Landwirthschaft I. 493, 632; IL 285. 
Litteratur I. 634. 
Ministerium I. 494. 



Post I. 493. 
Schafzucht I. 238. 

Sparkassen II. 164; III. 309; Tl. 367. 
Staatspapiere I. 116. 
SUtistisches TU. 164. 
Steuern II. 285; T. 220. 
Turnen Tl. 68. 
Unterrichtswesen T. 217, 408. 
Kirclielseii, J., s. liVörterbacher der 
Tolkswirthschafl II. 456. 
8. Mac Celloch, Nekrolog IT. 82. 
Kias s. Lohn- und Preisrerhlltnlsse L 
65, 279, 513. 

8. Landwirthschaft III. 119. 
Klima des Thfiringer Beckens von E. 

Schmid L 257 A. 
Koehy K., Das deutsche Eisenbahn- 
Transportrecht TIL 432 L, 
KoMIen. 
Kohlenreichthum Englands Tl. 276*; 
II. 300 M. 
Brennstoffe, mineralische, in Preussen 

I. 230 L. 
Braun- und Steinkohlen -Produktion in 
Oesterreich und Preussen IT. 323 L. 
Kampe s. Handelskammer IT. 121. 
Konek s. Statistik TL 370. 
Kriec« Die Opfer des Barterkrieges 
in den nördlichen Staaten TIL 43. 

8. Branntwein TIL 154. 
Credit I. 412. 
liandwiriliflcliafl s. auch Feldbau 
und Creditwesen. 
Die Belgische Landwirthschaft I. 753 *. 
Thüringische Landwirthschaft im 16. 
Jahrhundert von Kius lU. 119 A. 
Die Agriculturkrisis in Frankreich TU. 
313*. 

Das Einkommen vom Grundbesitz (Ita- 
lien) 1. 493^ 
Ackerbau Italiens I. 632 ^ 
liaiiipe s. Socialwissenschafl TIL 305. 
Ijasperre« s. National5konomie L 732. 

8. Preise UI. 81, 209. 
Iiaw» ein Urtheil Ton Made od über 

denselben I. 641 *. 
Idehetimdauer, neueste Untersuchun- 
gen über die mittlere, L 605 L. 
Iiebeiuiversicheiranceit inDeutscb 

land von 1852-1861 1. 254 M. 
MAehen9vermieUerungnbmnU, go- 
thaische, Ergebnisse derselben p. 1829 
bis 1862 IL 467 L. 
Iiieliiir 8. Feldbau U. 123. 
Undwwrm s. Geld I. 488. 

8. Werth IT. 165. 
Utterator. 
8. Armenpflege I. 741. 
Bankwesen, Frankreich lU. 190. 
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8. Be?51kerttng, Bayern I. 232 ; HI. 55. 
CapiUl Tl. 63. 
Creditwnen VII. 186. 
— Oesterreich III. 398. 
Eisenbabnen YII. 432. 
Feldbau H. 123. 
GrundeiKentbttin IV. 469: V, 
Handel IL 461. 
Handelskammer VI. 130. 
Handwerk I. 211. 
Hypothekenwesen IIL 378. 
Italiens dkenomlscbe Litteratur 1892 

I. 634. 
Jahrbuch VI. 265, 349; VII. 179. 
Kohlen I. 230 ; IV. 823. 
Lebensdauer I. 605. 
LebensTersichemngsbank II. 467. 
MOhlhauaen VI. 350. 
Nationalökonomie L 106, 732; 11.456; 

V. 855; VL 352. 
Panperismas VII. 433. 
Preise IV. 50. 
Socialwissenschaft VII. 
Rechtopfleg;e VI. 347. 
Statistik 1. 233: IL 60. 

286, 476; V. 62; VI, 



306. 

136, 271; IV. 
58, 258, 845, 



359, 449; VU. 1^, 182. 
Tomtereine VI. 349. 
I«olMi- und PreisTerbSltnisse im 16. Jahr- 
hundert in Thüringen tob Kins L 65, 

279 A. 
Mmmtm» und Gewichtss/stem, Einführung 

des metrischen in England L 608 6. 
Hac Cnllocli, J. R., Ein Nekrolog 

IV. 82 M. 
Mme Cvlloeh, Hogh. 
Dessen Rede als Finanzminister der Vor. 

Staaten am 11. Oct. 1865 V. 247 M. 
Dessen Biographie VL 282 ^ 
Madeod» besprochen von Bf. Block 

L 754 •. 
Maäthnm» Streitschriften über dessen 

Theorie I. 390*. 
Mmjr 8. Forstverwaltung IL 433. 
8. Volkszählungen (Bayern) V. 344. 
Handwerksentwickelung VI. 113. 
MeckleBlmrir s. Viehstand HI. 202. 
Mexico s. VerkehrsTerfaSUnisse T. 69. 
Meyer s. BeySlkerung VI. 97, 424. 
]QIereaiiMlsPche st aatipraxii # 

Anfänge derselben in Deutschland IL 

165 A. 
Mlnlflterimii» das, für Ackerbau, 

Industrie und Handfei in Italien I. 

494*. 
MflUliaiiseB, statisHsdle üebersItM 

des Kreises VL 350 t. 
MünsTertraiP» internationaler, iwi- 

schen Frankreich, Italien, Belgien und 

der Schweiz VI. 255 G. 



MfiäSBelelteA in Schweden t. Brück- 
ner IIL 161, 237 und 337 A. 
VatlonaldkoBomie s. auch Capi- 
tal, Geld, Socialwissenschaft 
und Werth. 

Gegen wirtige Aufgabe der National- 
ökonomie Ton B. Hildebrand L 6 
und 137 A. 

Die nationalükonomtschen Gnindsitze 
der canonistischen Lehre Ton Ende- 
mann I. 26, 154, 310, 513, 679 A. 

Der wirtbschaftKche Culturstand des in- 
dogermanischen Urrolkes Ton Schlei- 
cher L 401 A. 

Natural-, Geld- und CreditwirthsdiafI 
▼on B. Hildebrand IL 1 A. 

Oesterreichis'che Nationaldkonomie unter 
Leopold I. Ton Röscher II. 25 und 
105 A. 

Nationaldkonomie des klassischen Alter- 
thums Ton Rodbertus IL 206; IV. 
341; V. 135 und 241 A. 

s. Wörterbücher IL 456. 

Die Volkswirlhschaft nach Menschen- 
ra^en, Stämmen und. Völkern ron 
Baumstark V. 81 A. 

Franklin, Benjamin, als Nationalökoftom 
Ton R. Hildebrand L 577, 643 A. 

Fichte, Job. G., eine Studie aus den 
Gebiete der Ethik und Nationaldkono- 
mie V. 1 A. 

Nationalökonomisch-ciTlIistfsche Studien 
▼on Dankwardt L 106 t. 

Geschichte der Tolkswhthscfaaftlfchcn 
Anschauungen der Niederländer x. Z. 
der Republik ron L a s p ey r e s 1. 732 L. 

Kritische Grundlegung der Volkswirth- 
schaftslehre tou Dühring VL 852 L. 

Genesis der Volkswirthscheft Ton F. 
Bitzer V. 355. L. 

Politische Oekonomie, deren Bezfchun- 
gen zur Moral und zum Recht (Frank- 
reich) L 119 und 388*. 

Ist sie eine Wissenschaft oder nur eine 
Studie 1 (Frankreich) L 890*. 

Gegenwärtiger Stand der NaUonaltto- 
nomie (Frankreich) IL 287*. 

Turgot und die physlocratische Schule 
(Frankreich) HL 383*. 

Den Mangel an Lehrstühlen für diese 
Wissenschaft betrelTend (Frankreich) 
L 124*. 

Deren Verhältnisse zur Demokratie (do) 
L 390*. 
Wenmaiui s. Creditwesen (Gestenreich) 
HL 378. 

s. Wucher IV. 301. 
Ifew^Torlc s. Disconto I. 249, 254. 

s. Gold U. 470. 
Clearinghouse IV. 162. 
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KiederUmds. NalioDtlökonomie 1. 782. 

t. VlehsUnd III. 203. 
IV^rdamerlka i. TereinigU Staaten. 
•esterrelcb. 

8. BankweseB I. 182; Tl. 447. 
Branntwein VI. 48. 
Cradit III. 378. 
Gewichtasjrstem III. 326. 
Jahrbuch VI. 266. 
Kohlen IV. 323. 
Nationalökonomie II. 26, 105. 
Yiehstand III. 202. 
•reSBAe» Nicole, dessen nationalöko- 

nomiBche Bedeutung I. 123*. 
Paplerireld. 
Geschichte des russischen Papiergeldes 
und Einlösung desselben auf Grund des 
Erlasses v. 25. April 1862 ?on BrQck- 
ner I. 48 A. 

Der Ter. Staaten Nordamerikas während 
ihres Unabbingigkeitskrieges Ton 1775 
bis 1781 von R. Hildebrand I. 
392 M. 

Dm am L Juni 1866 daselbst circulirende 
VII. 46 •. 
Pari«. 
Abnahme des Pauperismus I. 191*. 
Das Budget dieser Stadt 1. 388*. 
Wirkung der lokalen Abgaben auf Lohn, 
Industrie und Handel 1. 639*. 
Aufhebung der Beschränkungen des 
Bäckergenrerbes I. 641 *. 
Industrie fon Paris nach dem Census 
vom I.Juli 1860 III. 384*. 
Pa«perlfliaiM. 
Die Arbeiterfrage von F. A. Lange 
VH. 433 L. 
England. 

Abnahme desselben in Irland I. 498*. 
Nahrungsmittel der ärmeren arbeiten- 
den Klassen IV. 60*. 
Armengesetscebung IV. 479*. 
Wobnungen der arbeitenden Klassen auf 

dem Lande IV. 488; V. 226*. 
s. Paris 1. 191. 
Peelfl-Acte (England) IV. 53*. 
Peru 8. Statistik I. 130. 
PetersliHrff s. Bankwesen (Russland) 

L 731. 
Plata s. Auswanderung IV. 1. 
P««t s. Briefporto. 
Verkehr in Prfussen p. 1849—1860 L 
396 Bf. 

T. Confereaz in Carlsruhe vom 2. März 
1866 VL 433; VII. 321 H. 
Verkehr im Thun- and Tasis'schen Ge- 
biete p. 1859-1864 VII. 210 M. 
Britlache Post von R. Hildebrand IV. 
428 A. 
Reform Im Jahre 1862 (Italien) 1. 493*. 



PoMMiflehkaw» Iwan, rassischer Na- 
tionsldkonom s. Z. Peter des Grossen 
1. 601 M. 

Preiieamfiipabem« 

Der Rubenow-Stiftung I. 136 M. 

Der Fflrstl. Jsblonoweky'schen Gesell- 
schaft p. 1866 I. 400 M. 

Ders. Gesellschaft p. 1866/68 Y. 80 M. 

Statistische über die Agrar? erfassung ia 
S.- Weimar VL 78 M. 
Preise* 

Die Preis- und LohnTerhältnisse des 16. 
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